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Vorwort 

Der vorl iegende 15. Band der Schriften der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozialwissen
schaften des Landbaues e.V. enth1ilt die auf der 18. Jahrestagung unserer Gesellschaft in 
Freising-Weihenstephan vom 11 . bis 13. Oktober 1977 unter dem Tagungsthema "Planung, 
Durchfuhrung und Kontrolle der Finanzierung von Landwirtschaft und Agrarpolitik" vorgetra
genen und diskutierten Referate und Korreferate. Die Gesellschaft hat ihre wissenschaftl iche 
Tagung diesem Thema in der Überzeugung gewidmet, daß Wege und Probleme der Finanzie
rung sowohl des Einzelbetriebes als auch der staatlichen Agrarpolitik von außerordentlich 
komplexer und vielschichtiger Natur sind und daher eine systematische, die einzelnen Aspekte 
und Probleme im Gesamtzusammenhang analysierende Darstellung und Erörterung dringend er
forderl ich erschien. Die in diesem Band vereinigten Referate best1itigen uneingeschr1inkt diese 
Notwendigkeit, fehlte doch bisher der Versuch einer synoptischen, alle relevanten Gesichts
punkte von Finanzierungsfragen in der Landwirtschaft erfassende Behandlung, die zugleich 
auf noch offene Probleme hinweist, um Anregungen fUr weiterfuhrende Untersuchungen zu 
geben. 

Die sich hinter dem weitgefaßten Gesamtthema verbergenden Einzel probleme wurden aut der 
Tagung von verschiedenen Seiten her beleuchtet und, nach Mögl ichkeit gleichgewichtig, 
analysiert. Zun1ichst sollte stCirker als bisher die Rolle des Staates als eine den Anpassungspro
zeß durch wachsende finanzpolitische VergUnstigungen tiefgehend beeinflussende Institution 
transparent gemacht sowie in den Wirkungen und der Effektivit1it ihres Handeins untersucht 
werden. Das geschah sowohl von der finanzpolitischen Warte als auch aus der Sicht der ge
samtwirtschaftl ichen Bewertung der Agrarpolitik wie ihrer struktur- und sozial pol itischen 
Einzeimaßnahmen. Ein weiterer Themenbereich war der Rolle der Banken bei der Finanzie
rung der Landwirtschaft durch die Gew1ihrung von Krediten gewidmet. Auch die grunds1itz-
I ichen und vielfach ungekl1irten Fragen der Finanzierung von Entwickl ungsprojekten wurden 
eingehend und vor allem anhand von Fallstudien behandelt. Einen besonders breiten Raum 
nahmen schließlich die vielf1iltigen Fragen und Aspekte der einzelbetrieblichen Finanzierung 
von Wachstum und Anpassung im Unternehmensbereich von Landwirtschaft und nachgelager
ten Wirtschaftsbereichen ein. 

Wie diese Andeutungen bereits erkennen lassen, zeigen die in diesem Band wiedergegebenen 
Arbeiten, daß sich die agrarökonomische Forschung intensiv mit den verschiedenen Problemen 
der "Agrarfinanzierung" auseinandergesetzt hat. Zugleich zeigt dieses Kompendium auch 
LUcken, die unsere Forschungsarbeit auf diesem Gebiet noch zu schi ießen hat. Sie finden 
sich sowohl im methodischen und analytischen Bereich als auch dort, wo bisher die empiri
sche Forschung noch nicht vordringen konnte. 

Die Herausgeber hoffen, daß die Veröffentl ichung der Weihenstephaner Vortr1ige Anstöße 
und Hinweise vermittelt, diese LUcken durch beharrliche und systematische Forschung zu 
schi ießen. Wenn dies durch die Herausgabe dieses Bandes erreicht werden könnte, so w1ire 
ein wesentl icher Zweck dieser Veröffentl ichung erreicht. Er muß aber auch bereits darin ge
sehen werden, daß Tagung und Tagungsband den bisherigen Stand unserer wissenschaftlichen 
Arbeiten widerspiegeln und somit Zeugnis ablegen von den vielf1iltigen BemUhungen der 
agrarökonomischen Forschung in Deutschland auf dem Gebiet der Finanzierung im Agrarbe
reich . 

IX 



Daß dies mögl ich war, verdanken wir vor allem den Bemühungen der Verfasser der in diesem 
Band gesammelten Referate und Korreferate. Die Herausgeber möchten an dieser Stelle die
sen Dank wiederholen und darin einschließen den Dank an die Gesellschaft für Wirtschafts
und Sozialwissenschaften des Landbaues und an den Bayerischen Landwirtschaftsverlag für 
die Unterstützung, die die Herausgeber des Bandes dort gefunden haben. 

Göttingen und Weihenstephan 
im Dezember 1977 

x 

Günther Schmitt und 
Hugo Steinhauser 



BEGRÜSSUNG UND ERÖFFNUNG DURCH DEN VORSITZENDEN 

von 

GUn t her S t e ff e n , Bonn 

Im Namen der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues möchte 
ich Sie alle zu unserer 18. Jahrestagung herzlich willkommen heißen. Mein besonderer Gruß 
gilt Ihnen, Herr PrHsident Grigull, als dem derzeitigen PrHsidenten der Technischen Universi
töt MUnchen. Alle Mitglieder unserer Gesellschaft bedanken sich bei der GastfakultHt Freising
Weihenstephan, die Teil der von Ihnen reprHsentierten Technischen UniversitHt ist, fur die 
gastl iche Aufnahme. Die große Besucherzahl, die sicherl ich nicht nur auf das Thema zurUck
zufuhren ist, zeigt deutl ich, welche AttraktivitHt Freising-Weihenstephan hat. Wir alle wUn
schen dieser FakultHt eine erfolgreiche Weiterentwicklung. 

Ganz besonders möchte ich in unserem Kreise auch alle auslöndischen Teilnehmer begrUßen, 
die aus England, Frankreich, Israel, Österreich, RumHnien und der Schweiz zu unserer Tagung 
gekommen sind und durch ihr Interesse ihre Verbundenheit mit uns zum Ausdruck bringen. Wir 
wUnschen Ihnen, daß Sie fachlich Nutzen aus dieser Tagung ziehen und darUber hinaus Zeit 
finden zu persönl ichen GesprHchen. 

Das diesjHhrige Tagungsthema ist weit gespannt. Am Anfang stehen Rahmenbedingungen, Ein
flußgrößen, Aufgaben der einzelbetrieblichen und gesamtwirtschaftlichen Finanzierung in der 
Landwirtschaft. Eine differenziertere Betrachtung aus der Sicht der Unternehmens- und Agrar
palitik schließt daran an. Dabei wird sowohl die Agrarfinanzierung aus der Sicht der Banken, 
des landwirtschaftl ichen Betriebes der Bundesrepubl ik Deutschland und der der Entwicklungs
ltInder angesprochen und somit eine fachliche Erweiterung vorgenommen, die die Integration 
der Fachgebiete in die Agrarökonomie weiter unterstUtzen soll. Den Abschluß bildet ein Ab
schnitt, der der Finanzierung, den Kosten und Nutzen der einzelbetriebl ichen Agrarförderung 
gewidmet ist. Dieser Teil soll uns nach zeitlicher Trennung in verschiedene Gruppen wieder 
zusammenfuhren. 

Die vorliegenden Manuskripte verdeutlichen die FUlle des zusammengetragenen Wissens; das 
Volumen stimmt nachdenkl ich. Offensichtl ich ftilit es zunehmend schwerer, in kUrzerer Form 
Ergebnisse und Überlegungen zum Ausdruck zu bringen. Möglicherweise muß der Filtervorgang 
intensiviert werden, um wichtige und weniger wichtige Ergebnisse zu trennen. In engem Zu
sammenhang damit steht der Eindruck, daß die Zuwachsraten an methodischem Wissen und den 
gemachten Aussagen kleiner werden. Es sind erhöhte Aufwendungen notwendig, um kleine 
Fortschritte zu erzielen. 

Hierzu kann die intensivere Auseinandersetzung mit den bisher erarbeiteten Ergebnissen die
nen. Eine Kontrolle durchgefUhrter Planungen durch den Vergleich mit der eingetretenen Ent
wicklung kann Anstoß zu weiteren Arbeiten geben. 

Mit ansprechen möchte ich außerdem die intensivere Auseinandersetzung mit der Auffassung 
des anderen. Allzu leicht arbeitet man zu ich-bezogen. Man vergißt dabei, daß ein anderer 
Kollege bereits vorher öhnl iche, anregende Überlegungen angestellt hat, die man bei einer 
sauberen Literaturanalyse finden wUrde. 



Hinzu kommt, daß wir möglicherweise die vorhandenen Methoden zu technisch anwenden 
und nicht intensiv genug eine Kombination plausibler Hypothesen, die sauber abgeleitet wer
den sollten, mit einer statistischen Analyse zur ErklHrung von Erscheinungen suchen. Auf der 
gleichen Ebene I iegt die problemorientierte, nicht schematisch durchgefUhrte Auswahl von 
Planungstechniken fUr die Prognose. 

Lange Zeit glaubten wir, primHr durch Teamarbeit schneller zu Ergebnissen zu gelangen. Ge
wisse technische und menschliche Grenzen sind uns deutlich geworden. Aus diesen GrUnden 
erscheint es notwendig, den Einzelnen wieder stHrker zu betonen und ihm trotz vielleicht vor
handener Eigenwilligkeiten mehr Spielraum zu gewHhren. 

In einer sehr gegenwartsbetonten Zeit ist es nicht verwunderlich, daß historische Bezuge 
nicht uberbetont werden; es ist jedoch denkbar, daß eine engere Verbindung zwischen der 
Vergangenheit, der derzeitigen Situation und der Zukunft zu einer realistischeren AbschHt
zung der Zukunft fUhrt, die bei uberbetonter perspektivischer Betrachtung Gefahr IHuft, den 
Bezug zur Wirklichkeit zu verlieren. 

Ähnl iche Überlegungen gelten fUr den sozial ökonomischen Bereich. Unser Programm weist 
hier LUcken auf. Trotz der bekannten Probleme einer stHrkeren Integration der Sozialwissen
schaften in die Agrarökonomie sollten wir nicht nachlassen, eine engere Verbindung anzu
streben, ohne dabei die Ökonomie zu vemachlHssigen. 

Schließen möchte ich mit dem Wunsch, daß die Tagung dazu beitragen möge, Ihnen Anre
gungen fUr Ihre Arbeit zu geben. DarUber hinaus sollten Sie Zeit finden zu persönlichen Ge
sprHchen, die durch das Rahmenprogramm der Weihenstephaner Kollegen eine willkommene 
Unterstutzung finden werden. 

Unserer Gesellschaft wUnsche ich, daß sie sich auch in Zukunft als Integrator betHtigt und 
auf diese Weise dazu beitrHgt, daß fachl iche und menschl iche Kontakte intensiviert werden. 
Mit diesen WUnschen eröffne ich die diesjHhrige Tagung. 
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"Wenn in der Vergangenheit immer wieder einzelne 
Wissenschaftler oder Gruppen aus der Wissenschaft sich 
öffentl ich zu Wort gemeldet haben, wenn sie vor Ge
fahren gewarnt oder Vorschllige gemacht haben, wie 
man die Welt besser ordnen könnte, und wenn sie dann 
fast immer enttliuscht feststellen mußten, daß sich der 
Gang der Dinge nicht nach dieser ihrer wissenschaftli
chen Rationalitlit gerichtet hat, so haben sie in der Re
gel die uns vorgegebenen kompl izierten sozialen und 
pol itischen Wirkungsbedingungen außer acht gelassen. 
Aber die Wissenschaftler könnten dann entscheidend 
mehr leisten, wenn sie die Bedeutung der sozialen Ab
lliufe und Tatbestlinde erkennen, die aus individuellem 
menschlichen Verhalten schließlich soziales Handeln 
formen, und wenn sie diese Ablliufe und Zusammenhlinge 
wissenschaftl ich durchdringen. 11 

Hans MA TTHÖFER (21, S. 758) 

3 



Einleitung 

Trotz der Pionierarbeit von Karl-Heinrich HANSMEYER (13) und Hans-Gunther SCHLOTTER 
(36) Uber Theorie und Entwicklung staatlicher finanzpolitischer Aktivitöten im Bereich der 
"Landwirtschaftsftsrderung" ist das Interesse der deutschen Agrartskonomen an einer analyti
schen Durchdringung der zahllosen mit dieser Fragestellung aufgeworfenen Probleme recht 
bescheiden gebl ieben (SCHMIDT, P., 38; SCHMITT, G., 40). Auch zum gegenwörtigen 
Zeitpunkt, wo gerade auf dem Gebiet der Finanzwissenschaft bedeutende wissenschaftliche 
Fortschritte in vielfacher Richtung erzielt werden konnten (LITTMANN, 20, S. 99 - 120), 
beginnt sich die Agrartskonomie gerade erst Uber den methodischen Umweg der Kosten
Ertrags-Analysen mit Teilaspekten der staatlichen Finanzpolitik in der Agrarwirtschaft zu be
schöftigen (MEYER ZU DREWER, 23). Anstltze, die indes auf eine systematische und umfassen
de analytische Durchdringung dieser komplexen Zusammenhtlnge dringen, fehlen bisher weit
gehend. Diese gewiß bedauerl iche Feststellung mag auf verschiedene Ursachen zurUckzufuh
ren sein. Einige hiervon mUssen hier genannt werden, freilich nicht nur, um das Ausmaß des 
bisher Versöumten oder, mehr ins Positive gewendet, dasjenige der vor uns stehenden, noch 
einer wissenschaftlichen Ertsrterung harrenden Probleme deutlich werden zu lassen: Zunöchst 
ist hier der immer noch bestehende, heute allerdings kaum mehr zu rechtfertigende Eindruck 
zu nennen, staat I iche Agrarpol itik in den westlichen Industriestaaten manifestiere sich allein 
oder doch vornehmlich in den verschiedenartigsten, vor allem außenhandelswirksamen Maß
nahmen preispolitischen Charakters, wöhrend staatliche Finanzhilfen von marginaler, jeden
falls zu vernachlössigender Bedeutung seien. Dieser These hat zwar bereits HANSMEYER mit 
der Feststellung widersprochen, daß "die finanzwirtschaftl ichen Mittel heute in den breiten 
Kreis von Einrichtungen und Maßnahmen, durch welche die tsffentl iche Gewalt auf die Ge
staltung der Landwirtschaft Einfluß nimmt, den vornehmsten Platz einnehmen" (13); aber der 
darin zum Ausdruck gebrachte "tiefgreifende Wandel" in der Agrarpol itik, der im Ubrigen von 
anderen Autoren bestötigt wurde, ist bisher ohne entsprechendes Echo in der agrartskonomi
schen Forschung geblieben, die nach wie vor ihre Forschungspriorittlten im weiten Bereich 
der Preispolitik und damit zusammenhtlngender Probleme sucht. Zum anderen wirft die Ana
lyse des mit solchen Bemerkungen eingefangenen qual itativen Strukturwandels staatlicher 
Agrarpol itik eine Reihe von schwerwiegenden methodischen Fragen auf, die auch von der 
traditionellen Finanzwissenschaft bisher sehr unterschiedl ich beantwortet worden sind und 
die sich zunöchst auf den weiten Komplex der Dichotomie zwischen normativer und positiver 
Theorie reduzieren lößt: Es geht also um die Frage nach der Erklörung der wachsenden Staats
tötigkeit, die Form der jeweiligen finanzpolitischen Aktivittlten und deren zunehmender Ent
faltung nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 1). Die normative Richtung prtlsentiert sich 
in dem Versuch, die staatliche Tötigkeit in jeglicher Form "ausschließlich aus ökonomischen 
Erwögungen abzuleiten", die darauf ausgerichtet sind, "den htschstmtsgI ichen Nutzen fUr die 
Gesellschaft zu erbringen", indem sie den durch das Versagen des Marktmechanismus, insbe
sondere aufgrund externer Effekte, hervorgerufenen Verzicht auf das wohlfahrtsökonomische 
Optimum durch staatliche Allokations- und Umverteilungsmechanismen zu korrigieren hat 
(SOHMEN, 44). Der Staat hat dem normativen Ansatz zufolge lediglich solche Aufgaben 
zu ubernehmen, die der Marktmechanismus nicht oder nicht befriedigend zu erfullen vermag. 

Daß ein solches "Abbild" wirtschafts- und finanzpolitischer Funktionen nur ein Zerrbild des 
Staates wiederzugeben vermag, ist gewiß eine Binsenweisheit; sie hat indes fUr die Analyse 

1) Einige Untersuchungen deuten darauf hin, daß der Beginn des absoluten (und relativen) 
Anstiegs der budgetpal itischen Agrarftsrderung schon sehr viel fruher zu datieren ist, nach 
WEITZEL (48) etwa auf die 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts. 
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staatl icher Aktivitäten schwerwiegende Folgen, wenn diese darauf ausgerichtet ist, das tat
sächl iche Verhai ten des Staates zu erklären, also anstelle der normativen eine positive Theo
rie zu setzen: Wenn die normative Theorie dem Staat die Aufgabe gesellschaftl icher Nutzen
optimierung zuweist, die er offenbar nicht erfüllt, so bleibt zunächst die Frage schwer zu be
antworten, ob die pol itischen Entscheidungsinstanzen bewußt oder unbewußt falsch handeln, 
wenn sie ihre Entscheidungen nicht an den Postulaten des wirtschaftlichen Nutzenkalküls 
orientieren. Zwar vermittelt dies die Einsicht, daß die Grenzen der normativen Theorie sich 
hauptsächl ich aus der Beschränkung auf das wirtschaftl iche Kalkül ergeben, aber damit ge-
w innt man wen ig Raum zur Erkl ärung des konkreten Prozesses gesell schaf tl ich-pol itischer 
Willensbildung, etwa auf dem Gebiet staatl icher Finanzpol itik. Es geht also einfach darum, 
zunächst ein Grundmuster finanzpol itischer Entscheidungen zu entwickeln und zu testen, un
abhängig davon, ob und inwieweit dieses in der Lage ist, in jedem Fall entsprechende Ent
scheidungen zu erklären oder gar zu prognostizieren. Ob hier die neue politische Ökonomie 
oder, besser, die politische Theorie der Wirtschaftspolitik bessere Ergebnisse verspricht, muß 
zunächst einmal offen bleiben (K IRSCH, 17). Jedenfalls sind hier Ansätze deutl ich geworden, 
die die pol itisch-gesellschaftl ichen und administrativen Bedingungen finanzpol itischer Ent
scheidungen stärker in das Blickfeld rücken, die die zwangsläufig Unsicherheiten im Handeln 
hervorbringende Voraussicht berücksichtigen und erkennen, daß das Bezugssystem der Pol itiker 
mehr Koordination enthält als jedes ökonomische System, die sozialen und pol itischen Abhl:in
gigkeiten also differenzierter sind als eine den Staat zu einem Optimierungsmechanismus de
gradierende Theorie (ALBERSt 1, S. 123ff.; RAHMEYER, 31). 

Die offensichtliche Vielzahl und das sowohl im Zeitablauf als auch zwischen einzelnen Län
dern wechselnde Gewicht der die finanzpol itischen Entscheidungen beeinflussenden Faktoren 
machen es verständl ich, daß trotz beachtl icher wissenschaftl icher Anstrengungen und daraus 
erwachsender Erkenntnisfortschritte eine ebenso weit wie die normativen Theorien akzeptierte 
positive Theorie staatswirtschaftlichen Handeins fehlt. Dies gilt selbstverstl:indlich für die Er
kll:irung der "Entwicklungsgesetze" staatlicher Ausgabenpolitik in ihrer Gesamtheit, wie die 
noch immer anhaltende Diskussion um das WAGNERsche Gesetz der zunehmenden Staatstätig
keit verrät (RECKTENWALD, 32, S. 713 H.), zugleich aber auch für die Erklärung insti
tutionell (HANSMEYER, 14, S. 197 - 204), funktional (DREISSIG, 5, S. 691 - 743) oder 
sektoral eingegrenzter Bereiche der öffentl ichen Wi rtschaftstl:itigke i t. Derartige Anal ysen 
stehen vor dem bereits wiederholt erwähnten grundsätzlichen theoretischen Problem einer 
Kausal itäten suchenden Erklärung pol itischer Entscheidungsprozesse im Bereich der Budget
politik, die, worauf bereits Joseph SCHUMPETER (43) hingewiesen hat, ein exaktes Spiegel
bild staatlich-politischen Gestaltungswillens darstellt, sie also eigentlich das ideale Objekt 
der Analyse entsprechender Entscheidungen darstellen muß. Aber freil ich stehen der Falsifika
tion entsprechender qual itativer Hypothesen über die Determinanten staat I ichen Handeins, 
von welcher Seite sie auch vorgetragen werden mögen, noch andere schwerwiegende Hinder
nisse entgegen: Zu nennen ist zunächst das in bezug auf lange Reihen äußerst lückenhafte und 
heterogene Zahlenmaterial über die Entwicklung der Staatsausgaben, dessen Problematik noch 
wächst, wenn dieses, was für eine quantitative Analyse unumgängl ich ist, nach funktionalen, 
institutionellen oder sektoralen Kriterien differenziert werden soll (FREUND, 7, S. 587-609; 
HEDTKAMP, 15, S. 649 - 683). Weitere Probleme sind diejenigen methodischer Art: Welche 
Determinanten der staatl ichen Ausgaben pol itik auch für relevant und durchschlagend erachtet 
werden, die quantitative Ermittlung bestehender Interdependenzen wird erschwert durch die 
apriori kaum einzuschätzende Zeitdimension entsprechender Handlungsreaktionen und -wir
kungen, wobei erstere vorab oder auch mit unterschiedl ich großer zeitl icher Verzögerung 
auftreten können. Entsprechende finanzpol itische Entscheidungen werden teilweise im Vor
griff auf befürchtete oder erhoffte pol itisch-ökonomische Veränderungen gefäll t 1); sie selbst 

1) Zu nennen ist hier beispielsweise das "Gesetz zur Förderung der Eingl iederung der deut
schen Landwirtschaft in den Gemeinsamen Markt" (EWG-Anpossungsgesetz) vom 9.9.1965 
(10) . 
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können freil ich ebenso gut ledigl ich Reaktionen auf bereits eingetretene oder im Vollzug des 
"fulfillment of prophecies" (staatlichen Handeins) eintretende oder schon li:lngst wirksame, 
aber erst neuerdings in das BI ickfeld der Pol itiker getretene oder vielleicht erst jetzt aus 
technischen, administrativen oder finanzpol itischen GrUnden "bewi:lltigbare" Änderungen 
darstellen. Schi ießI ich ändert sich die Sensibil iti:lt und damit die Reagibil iti:lt staatl icher 
Entscheidungstri:lger im Zeitablauf, und dies gewiß nicht nur mit dem Wechsel der partei pol i
tischen Couleur der jeweiligen Regierung. Da Uber die jeweiligen Wirkungen ex ante - und 
hi:lufig auch ex post - schon aufgrund bestehender Unsicherheiten Uber die zukUnftige Ent
wicklung relevanter Einflußfaktoren nur selten zutreffende quantitative Vorstellungen beste
hen, erscheint auch der Zusammenhang zwischen der finanziellen Dotierung der einzelnen 
Maßnahmen und dem Grad der jeweiligen Zielabweichung, die mit jenen Maßnahmen besei
tigt werden soll, wenig stringent zu sein, zumal die Ziele selbst wiederum selten quantifiziert 
werden. Und schließlich bestehen sich im Zeitablauf i:lndernde gesetzliche, administrative 
und Budget-Restriktionen, die ihrerseits eine enge zeitl iche Korrelation zwischen "Ursachen" 
und Mitteleinsatz behindern. In diesem Zusammenhang muß auch an gesetzliche Veri:lnderun
gen erinnert werden, die Verlauf und Ergebnis von entsprechenden Entscheidungsprozessen 
beeinflussen 1). Vor allem ist aber zu wiederholen, daß die Vorstellung eines allein auf die 
Nutzenmaximierung fixierten Automatismus finanzpol itischer Entscheidungen des Staates und 
seiner Organe gi:lnzlich an der Realiti:lt der politischen Entscheidungsprozesse in einer parla
mentarischen Demokratie vorUbergehen (LITTMANN, 20, S. 99 - 120). 

Unter diesen Bedingungen ist es fast selbstversti:lndlich, daß um die Erklärung des Niveaus 
und der Struktur 2) öffentl icher Ausgaben, deren Unterschiede im internationalen Vergleich 
sowie in ihren langfristigen Verönderungen die verschiedensten Hypothesen und solche unter
schiedlichsten Ausreifungsgrades konkurrieren, zumal in vielen Fällen der jeweilige Sachver
halt bereits unterschiedl ich interpretiert wird. RECKTENWALD (32, S. 715 f.) umschreibt 
diesen Sachverhalt mit folgenden Worten: "Unter diesen Umständen wundert es daher nicht, 
daß .•• (a) die mehr oder weniger visioni:lren oder spekulativen Erklörungsversuche eines 
"Entwicklungsgesetzes der Staatstötigkeit" Uberwiegen, (b) die qual itativen (beschreibenden) 
Theorien nicht selten zeitbedingte, subjektive Erfahrungen gerne verallgemeinern, wodurch 
zumindestens die Plausibil ität der Hypathesen und der Zeit zurUcktritt, (c) die Kontroverse 
daruber, welche Fakten oder Faktoren das Wachstum der Staatsausgaben wirklich bestimmen 
und in welchem Grade und in welcher Situation, ebenso anhölt wie (d) der Streit, ob ökono
misch-technischen Einflußgrößen (und nicht etwa nur politischen) in diesem sökularen Prozeß 
Uberhaupt Bedeutung zukommt und ob man mithin (e) von einem determinierten oder mechani
stischen Ablauf, wie auch immer formuliert oder begrUndet, sprechen kann. Immerhin nehmen 
(t) die empirischen Analysen ••. zur Deutung und Überprufung alter und gelegentlich auch 
neuer Hypathesen in jUngster Zeit zu, wenn auch ihre Ergebnisse noch recht disparat und 
widersprUchlich erscheinen und bisweilen auch sind." 

Da in Übereinstimmung mit HALLER (11, S. 60 f.) davon auszugehen ist, daß sich die jewei
ligen Staatsausgaben aus solchen zusammensetzen, "die ihrer Natur nach unabhängig von der 
Erhöhung des Realeinkommens und der privaten Ausgaben sind" und jenen, "die mit sich ver
größerndem Realeinkommen steigen oder sinken (komplementöre bzw. substitutive Staatsaus
gaben)", so sind "weitere Fortschritte in der Theorie der Entwicklung der Staatsausgaben nur 
zu erwarten, wenn die Staatstätigkeit mehr als bisher in einzelne Aktivitöten aufgegliedert 

1) Zu erinnern ist hier insbesondere an das Gemeinschaftsaufgabengesetz "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des KUstenschutzes" vom 3.9.1969 (9). 

2) Struktur wird hier verstanden als die Aufgliederung der Ausgaben sowohl fUr die verschie
denen Funktionen als auch Institutionen. 
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wird, um die Nachfrage ader angebotsorientierten Bestimmungsgründe besser in den Griff zu 
bekommen." 

Diese Abhandlung soll hier für den Bereich der finanzpol itischen Landwirtschaftsförderung 
einen Beitrag in dem oben genannten Sinne darstellen. Sie kann sich dabei auf erste qual ita
tive Beobachtungen stützen, die HANSMEYER (13) bereits 1963 vorgetragen hat und die 
1976 von Peter SCHMIDT vertieft im internationalen Zeitreihen- und Querschnittsvergleich 
zu überprüfen versucht worden sind (SCHMIDT, P., 38). Diese wie einige andere Autoren 
(STRECKER, 45; SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, S. 164 - 175) gehen von der zunächst 
überraschenden Beobachtung aus, daß die in den Staatshaushalten ausgewiesenen, freilich 
nicht immer vollständig vergleichbaren "governments expenditures for agriculture" (a) im 
Zeitablauf eine nicht nur nominal absolut wachsende Tendenz (mit unterschiedlichen Wachs
tumsraten) aufweisen, (b) zudem im Verhältnis zum Beitrag des Agrarsektors zum Sozialpro
dukt fortlaufend ansteigen, (c) in der Regel um so höher sind, je höher das Sozialprodukt pro 
Kopf der Gesamtbevölkerung ist, (d) einen vergleichsweise hohen Anteil an den gesamten 
Staatsausgaben einnehmen und (e) überwiegend auch hier einen im Zeitablauf steigenden 
Trend ze igen (SCHMITT, G., 40). Ferner lassen sich, soweit die staatl ichen Budgets hierzu 
einen Einblick gewähren - wie etwa im Falle der Bundesrepublik, Frankreichs (SCHMIDT, P. 
und G. SCHMITT, 39, S. 117 - 128; PRO JET ... , 28), Japans (OECD, 26) und anderer Län
der -, tendenzielle Veränderungen in der funktionalen Struktur der finanzpolitischen wie ge
samtwirtschaftlichen Finanzförderung beobachten, die etwa in Richtung auf (f) eine relative 
Zunahme der budgetwirksamen Agrarförderung gegenüber der direkten preispolitischen, über 
den Außenhandelsschutz wirksamen und (g) eine wachsende Bedeutung der Ausgaben für agrar
soziale Maßnahmen (auf Kosten der übrigen Ausgaben zugunsten des Agrarsektors) hinzielen 
(SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, S. 164 - 175). Diese Feststellungen sind, für sich 
allein betrachtet, bereits bedeutsam genug. Indes verbirgt sich dahinter das bisher ebenso 
wenig ausreichend analysierte Problem eines qualitativen und weitreichenden Wandels in der 
staatl ichen Agrarpol itik: Mit einer wachsenden Betonung der finanzpol itischen Agrarförderung 
gegenüber jener mittels der Preispol itik ändert sich naturgemäß der Charakter der Agrarpol i
tik, und dies nicht nur in bezug auf die beabsichtigten Wirkungen, sondern auch bezügl ich 
der Intensität und Art staat I icher Planung und Steuerung agrarer An passun gs prozesse . Theore
tisch mag damit das staatl iche Potential zur Bewili igung des im Verlauf des Wirtschaftswachs
tums auftretenden und sich verschärfenden Problemdrucks einer nur beschränkt anpassungsfä
higen Landwirtschaft gewachsen sein, indes muß es vollkommen offen bleiben, ob dieses Po
tential auch entsprechend genutzt worden ist oder ob es nicht vielmehr in den Dienst kurz
fristiger und vor allem politischer Prioritäten ader schlechter Kompromißlösungen gestellt wor
den ist. Hierauf wird noch einmal zurückzukommen sein. 

HANSMEYER (13, S. 8 ff.) sieht deshalb in dem von ihm allein für die Bundesrepublik be
obachteten "Vordringen der Finanzpolitik" einen Aspekt jenes größeren Prozesses, in dem der 
Staat immer mehr als nachträglich wirkende Umverteilungsinstitution tätig wird. Dabei spiele 
die "immer vorsichtiger gehandhabte Preispolitik" im Agrarbereich insofern eine Rolle, als 
nunmehr die Einkommensumverteilung stärker über die öffentlichen Haushalte abgewickelt 
wird, zumal "das finanzpal itische Instrumentarium, insbesondere die Ausgabenpol itik, bisher 
als nationale Domäne" gegenüber der auf die Ebene der Europäischen Gemeinschaft verlager
ten Preispolitik "erhalten geblieben ist" (ERTL, 6, S. 1689): "Die Landwirtschaft vermag auf 
diese Weise einen Teil des wirtschaftlichen Konkurrenzkampfes in den staatswirtschaftlichen 
Bereich zu verlagern, indem sie stärker zu sein glaubt als auf dem freien Markt, und für den 
Staat bieten finanzpol itische, insbesondere ausgabenpol itische Maßnahmen den großen Vor
teil sozialpolitischer Neutralität." Und: "Dieser Umverteilungsprozeß vollzieht sich um so 
lautloser, als der Zusammenhang zwis::hen finanzpolitischer Hilfe und einer vielleicht not
wendig werdenden Steuererhöhung oder unterbl iebenen Steuersenkung durch die Haushai ts-
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praxis verwischt wird •.•• Aus dieser Sicht ist das Vordringen finanzpol itischer Mittel gewiß 
nicht unbedingt als Fortschritt zu bewerten, der zu einem gesamtwirtschaftlichen Optimum 
fUhrt, zumal die volkswirtschaftlichen Kosten derartiger agrarpolitischer Maßnahmen nicht in 
die einzelwirtschaftliche Kalkulation und Erfolgsrechnungen eingehen können. In bestimmten 
Situationen kann es jedoch um eine Lösung im Sinne des "Bestmöglichen" gehen, die die viel
ftlltigen Sponnungen der politischen Wirklichkeit berucksichtigt und unmittelbare inflationisti
sche Folgen einer offenen Redistributionspolitik meidet (HANSMEYER, 13, S. 8). 

Mit diesen Bemerkungen sind schon die GrundzUge einer Betrachtungsweise angedeutet, der 
wir uns in der folgenden Darstellung weitgehend, wenn auch sttlrker differenziert, anschlie
ßen wollen. Im einzelnen werden wir erst die Entwicklung von Niveau und Struktur der finanz
politischen Agrarförderung vorfuhren, diese anschließend im lichte der hier angedeuteten 
Thesen erörtern und in ein Grundmuster der Erkltlrung einzufangen versuchen. Anschi ießend 
sollen bestimmte, damit verbundene wirtschafts- und agrarpol itische Impl ikationen vorgetragen 
und diese auch im lichte der abschließenden, sttlrker differenzierten Betrachtung beleuchtet 
werden. 

2 Entwicklung des Volumens und der Struktur finan~itischer Landwirtschaftsförderung 

2.1 Die Entwicklung der Gesamtausgaben 

Die Übersichten 1 und 2 vermitteln einen ersten Blick Uber die Entwicklung des Ausgaben
volumens und der funktionellen Struktur der finanzpol itischen Landwirtschaftsförderung in' der 
Bundesrepublik Deutschland fUr den Zeitraum nach 1950. Bevor jedoch in eine Diskussion der 
dort prtlsentierten Daten und deren Interpretation eingetreten werden kann, bedarf es zuntlchst 
einiger Hinweise zum Aussagewert dieser Daten selbst, soweit sich diese auf Staatsausgaben 
insgesamt, auf diejenigen fUr die Landwirtschaftsförderung sowie die entsprechenden Quotien
ten (Quoten) aus diesen Zahlen zum Sozialprodukt etc. beziehen. Allerdings muß sich eine 
solche Erltluterung auf die wesentlichen Probleme beschränken. Zur ausfuhrlichen Erörterung 
sei ergtlnzend auf die zum Teil genannte Speziall iteratur verwiesen: 

1.) Was die hier nachgewiesenen Staatsausgaben zur Agrarförderung anbetrifft, so entstammen 
sie den Bundes- und ll:lnderhaushalten, wobei in Ubersicht 2 der vom Bund geschtltzte Verzicht 
auf Steuereinnahmen hinzugefUgt wurde. Einerseits ist dazu zu bemerken, daß (a) die entspre
chenden Ausgaben der Gemeinden - etwa in den Größenordnungen von 5 bis 8 % der Bundes
und Länderausgaben 1) - hier nicht miterfaßt wurden, daß (b) die Abgrenzung nach den ver
schiedenen Funktionen (der Landwirtschaftsförderung) weder im ganzen Zeitraum einheitlich 
ist - erst 1970 ist ein einheitliches Schema von Bund und Ltlndern der funktionalen Gliederung 
nach Maßgabe der Haushai tsrechtsreform angewandt worden (FREUND, 7, S. 587 - 609) -, 
noch folgt sie den ökonomischen Wirkungskriterien dergestalt, daß sie nur die jeweils wirk
same BegUnstigung der deutschen Landwirtschaft erfaßt: Eine noch so funktionsgerechte Aus
gabengliederung, wie sie etwa durch das USDA versucht wird (8; OE CD, 27, S. 41), besagt 
ntlml ich "nichts uber die ökonomische, zahlungstechnische und administrative Ausgestaltung 
der einzelnen Leistungen, die erst einen Schluß auf die Wirkungen der Maßnahmen zultlßt" 
(HANSMEYER, 13, S. 22). Gerade die Kenntnisse der Wirkungen, insbesondere der vertei
lungspol itischen, wtlre notwendig, um die tatsächl iche relative und absolute BegUnstigung der 
Landwirtschaft durch die Finanzpolitik richtig einschtltzen zu können. Dazu wäre natUrlich 
Voraussetzung, daß Richtung und Ausmaß der jew.eils stattfindenden Uberwtllzungen auf vor
bzw. nachgelagerte Wirtschaftsbereiche bekannt wären. Dies ist jedoch nicht der Fall. Inso
fern sind die aufgefUhrten Daten nur Hilfsgrößen, die mehr die Richtung erwUnschter BegUnsti
gun gen als das Maß an erzielten andeuten. Bedeutungsvoll ist gewiß in diesem Zusammenhang 

1) Vgl. dazu Ubersicht 3. 
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Übersicht 1: Staatsausgaben zugunsten der Landwirtschaft und Sozial produkt, 
Bundesrepubl ik Deutschland, 1950 - 1976 

Bruttoinlandsnrodukt2) Staatsausgaben (SA )4) 

Jahr 1) lnsR'esamt Land wirtschaft 3) insgesamt Landwirtschaft5 ) 

Mrd.DM in % Mrd.DM in % BIP Mil1.DM in % BIPL 

1950 98.05 9.98 10.2 28.14 28.7 293 2.9 
1951 120.01 12.04 10.0 37.40 31.2 441 3.7 
1952 136.97 13.06 9.5 41.55 30.3 605 4.6 
1953 147.72 13.16 8.9 44.31 30.0 591 4.5 
1954 159.06 13.47 8.5 47.68 30.0 846 6.2 

~ 1950/54 132.36 12.34 9.4 39.82 30.0 555 4.4 

1955 182.00 14.23 7.8 51.23 28.1 1035 7.3 
1956 200.95 14.65 7.3 59.91 29.8 1766 12,1 
1957 218.89 15.27 7.0 66.33 30.3 2653 17.4 
1958 234.37 16.16 6.9 71.50 30.5 2761 17 .1 
1959 255.14 16.47 6.5 76.57 30.0 2828 17 .2 

rf, 1955/59 218.27 15.36 7.1 65.11 29.7 2209 14.2 
Verä:t1deruni) 64.91 24.47 63.51 298.0 

1960 302.55 17.31 5.7 (90.15) (29.8) 2973 17.1 
1961 333.45 17.48 5.2 95.28 28.6 3657 20.9 
1962 360.91 17.76 4.9 107.23 29.7 4217 23.8 
1963 384.77 18.91 4.9 117.14 30.4 4926 26.1 
1964 422.14 20.39 4.8 128.11 30.3 5414 26.4 

~ 1960/64 360.76 18.37 5.1 (111.94) (29.8 ) 4237 22.9 
Verä:t1deruni) 65.28 19.60 (71.92) 91.8 

1965 462.02 19.69 4.3 140.58 30.4 6119 31.1 
1966 492.10 20.71 4.2 146.72 29.8 5724 27.7 
1967 496.86 20.97 4.2 155.94 31.4 5847 28.0 
1968 540.54 20,76 3.8 159.19 29.5 6804 33.0 
1969 605.68 22.45 3.7 174.72 28.9 6802 30.2 

rf, 1965/69 519.44 20.92 4.0 155.43 30.0 6352.2 30.4 
Verä:t1derung6 ) 43.98 13.88 38.85 49.8 

1970 686.96 21.53 3.1 196.33 28.6 8184 38.0 
1971 762.54 22.26 2.9 225.18 29.5 7529 33,8 
1972 8~4. 6~ 24.78 2.9 251.27 30.1 7607 30.7 
1973 928,18 26.55 2.9 277 ,67 30.0 9570 36.0 
1974 999 .66 27.12 2.9 314.09 31.4 10141 37.4 

~ 1970/74 842.39 24.45 3,0 252.91 29.9 8606 35.2 
Verä:t1derung 6 ) 62.17 16.87 62.71 35.5 

Verä:t1derung7) 536.44 98.14 535.13 1450.0 

1975 1044.92 28,21 2.6 354.01 33.9 10198 36.2 

1976n 1136.50 29.72 372.62 32.6 10693 36.0 

in % SA8) 

1.0 
1.2 
1.5 
1.3 
1.8 

1.4 

2.0 
3.0 
4.0 
3.9 
3.7 

3.3 

3.3 
3.8 
3.9 
4.2 
4.2 

3.9 

4.3 
3.9 
3.7 
4.3 
3.9 

4.1 

4.2 
3.3 
3.0 
3.4 
3.2 

3.4 

2.9 

2.9 

1) 1950-1959 ohne Saarland und Barlin. Die Angaben für die Staatsausgaben beziehen sich auf RechnungSjahre: 1950-
1959 jeweils vom 1.4. bis 31.}; ab 1961 jeweils Kalenderjahre. 

Land- und Forstwirtschaft, einschl. Fischerei und TierhaI tung. 4
23l Zu laufenden Preisen. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden), Lastenausgleichsfonds, ERP-SondervermCSgen, Deutsche 
Gesellsohaft für öffentliche Arbeiten (Öffa). 

~
56l Ohne Ausgaben der Gemeinden, einsehl. der Ausgaben für den EAGF(L): Näheres siehe Text. 

In % gegenüber der Vorperiode. 
In % gegenüber Anfangsperiode • 
In " der gesamten Staatsausgaben. 
Quellen: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland. versch. Jg. - Statistische Jahrbüoher der Bun

desländer, versch. Jg. - Jahresgutachten 1975 des Saohverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt
schaftl1chen Entwicklung. Deutscher Bundestag. Drucksache 7/4326. Bonn 1975. - P. SCHMIDT. a.a.O. _ 
w. DREISSIG, a.a.O. - Finanzber1chte der Bundesregierung, versch. Jg. - Sachverständ1genrat zur Begut
aohtung der gesellschaftlichen Lage, Jahresgutachten, versch. Jg. 
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auch die Tatsache, daß die Landwirtschaft indirekte BegUnstigungen durch finanzpolitische 
Maßnahmen erfl:lhrt, die anderen Funktionen (etwa dem Wohnungswesen, der Raumordnung, 
dem Verkehrs- und Nachrichtenwesen usw.) bzw. anderen Ressorts (dem Wirtschafts- oder 
Arbeitsministerium etc.) zugeordnet sind: Man denke nur an die regionale Wirtschaftsförderung, 
den Ausbau der Il:Indlichen Infrastruktur usw. Andererseits begUnstigen selbstverstlindlich Maß
nahmen der Landwirtschaftsförderung unmittelbar oder mittelbar auch nichtagrare Bereiche. 
Schließlich können auch die angefUhrten Daten gesetzlich oder administrativ bedingte Verl:ln
derungen und Unterschiede in den Zustl:lndigkeiten der einzelnen Ressorts nicht berUcksichti
gen, etwa im Bereich des Bildungs-, Ausbildungs- und Beratungswesens der Landwirtschaft. 
Wesentlich bedeutungsvoller ist jedoch die Tatsache, daß aufgrund des EG-Vertrags die im 
Rahmen der Finanzierung des gemeinsamen Agrarmarktes getl:ltigten "Ausgaben des Bundes im 
Rahmen der Marktordnungsausgaben der EG" sowohl dem Kompetenzbereich der Bundesregie
rung entzogen sind als auch nicht mehr allein der deutschen Landwirtschaft "zugute" kommen 
(RE ISTER, 33; KOESTER, 18). Dennoch wurden sie hier aufgefUhrt, quasi in FortfUhrung l:Ihn
licher Finanzaufwendungen im Rahmen der vor der EinfUhrung der EG-Finanzierungsregeln 
fUr die Bundesrepublik gUltigen Marktordnungen. 

2.) Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang daran, daß die budgetwirksame Agrarförderung 
nur eine Form staatl icher BegUnstigung der Landwirtschaft darstellt. Sie erglinzt (oder ersetzt) 
direkt wirksame Maßnahmen der Preispolitik und des staatlichen Steuereinnahmeverzichts. 
Letztere sind aufgrund der sicherlich sehr zurUckhaltenden Schl:ltzungen der Bundesregierung 
in ihren Subventionsberichten in lÄ:lersicht 2 enthalten, stellen sie doch nichts anderes als 
eine in den Staatsbudgets nicht ausgewiesene (versteckte) Subvention der Landwirtschaft dar, 
also eine Transferleistung ohne Auflagen, deren Problematik als ein Verzicht auf eine gestal
tende und bewußte Verhai tenslenkung zur GenUge bekannt sein dUrfte (RÜGER, 34; ALT
MANN und KLARE, 2, S. 211 - 216). Diesen ungezielten steuerpol itischen BegUnstigungen 
entspricht die weitgehend verheil tensneutrale Einkommensumverteilung durch die Preispol itik. 
Freilich kommt dieser eine ungleich größere Bedeutung zu: Aufgrund der historischen Entwick
lung und der agrarstrukturellen Gegebenheiten gebUhrte der Preispolitik in Deutschland wie 
in der Europ1:lischen Gemeinschaft (im Gegensatz etwa zu Englancl) der absolute Vorrang inner
halb des breiten Fl:Ichers von Maßnahmen zur Förderung der Landwirtschaft. Indes ist hier ein 
Ruckgang ihrer Bedeutung gegenuber der fiskalpolitischen BegUnstigung zu beobachten. Mißt 
man diese Bedeutungsverschiebung an den Verl:lnderungsraten der finanzpolitischen BegUnsti
gungen einerseits und dem durch preispolitische Maßnahmen erreichten "Protektionsgrad", 
wie er etwa von NEIDLINGER (24) geschl:ltzt (und von uns verll:lngert) wurde (SCHMIDT, P., 
38), andererseits, so zeigt sich 1953/55 bis 1970/72 eine Steigerungsrate des Volumens an 
preispolitischer "Protektion" von 483 % und eine solche der finanzpolitischen Landwirtschafts
förderung von Bund und Ll:Indern (ohne Steuerverzicht) von 1 141 %. Hierin bestlitigt sich die 
von HANSMEYER gemachte und oben erwl:lhnte, auch fUr andere Ll:Inder typische (SCHMITI, 
G., 40) Beobachtung eines strukturellen (qualitativen) Wandels in der staatlichen Politik ge
genUber der Landwirtschaft. Auch dieser Vorgang ist im ubrigen von der Agrarwissenschaft 
bisher kaum gewurdigt worden. 

Festzuhalten ist hier, trotz der gerade angedeuteten haushaltsstatistischen Datenprobleme, 
daß der zunl:lchst nur marginale Umfang staat I icher Ausgaben zur "Förderung der landwirt
schaftlichen Erzeugung und UnterstUtzung wissenschaftlicher, technischer und l:Ihnlicher Be
strebungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft" 1) 11:Ingst verlassen worden ist und diese sich 
zu einem zumindest dem Niveau nach der direkten preispolitischen Beeinflussung gleichwer
tigen Instrument der staatlichen Agrarpolitik entwickelt hat. Freilich kann Uber diese Fest
stellung hinausgehend nicht behauptet werden, daß mit dieser komplementören Ausweitung 

1) So die Bezeichnung des entsprechenden Titels im Reichshaushaltsplan von 1901 (vgl. dazu 
WITT, 51; WE ITZEL, 48). 
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des Mitteleinsatzes eine effizientere, d. h. volkswirtschaftl ich gUnstigere Verwirkl ichung der 
gesetzten agrarpolitischen Ziele sich hat durchsetzen lassen. Eine solche Fragestellung harrt 
noch der Beantwortung, obwohl die gewiß sttlrkere Gestaltungsftlhigkeit der Finanzpoiitik ge
genUber der weitgehend ungeziel ten Preispol itik eine solche Vermutung apriori nahelegt. 
Eine eingehendere Betrachtung der in Übersicht 1 zusammengefaßten Daten wird in folgenden 
Punkten vorgenommen: 

1.) Das in den bereits oben genannten Zuwachsraten fUr den gesamten Zeitraum zwischen 
1950 und 1976 angedeutete langfristige Wachstum der Staatsausgaben zugunsten der Landwl:~
schaft hat sich zunehmend abgeflacht: Der Zuwachs des letzten JahrfUnft (1970/74) gagen
Uber dem vorhergehenden betrug nurmehr 35 % gegenUber einer Wachstumsrate der bei den 
ersten FUnfjahresdurchschnitte von 298,0 %. Diese Abnahme in den Änderungsraten mag zu
rUckzufuhren sein auf Veränderungen in der funktionellen Ausgabenstruktur, auf die noch ein
zugehen sein wird, freilich wohl auch auf den Strukturwandel der Landwirtschaft selbst (Ab
nahme von Betrieben und Beschäftigten), vielleicht auch auf den Übergang von einer breitge
streuten zu einer mehr selektiven Agrarförderung . Indes bleiben wir auch hier auf Vermutun
gen angewiesen 1). 

2.) Dennoch war das Wachstum dieser staatlichen Zuwendungen bis zum Ende der 60er Jahre 
störker als der Zuwachs der gesamten Staatsausgaben . Entsprechend stieg ihr Antei I an den 
genannten Staatsausgaben von 1,4 % (1950/54) auf 4, 1 % (1965/69), um im letzten Jahr
fUnft auf 3,4 % und 1975/76 sogar auf 2,9 % zurUckzugehen; bekanntlich war die Staatsaus
gabenquote (ihr Anteil am BIP) nahezu konstant und stieg erst seit Mitte der 70er Jahre -
teilweise konjunkturbedingt - an (LITTMANN, 21; 50). Eindrucksvoller ist jedoch folgende 
dramatische Vertlnderung: Bezieht man die staatl ichen Ausgaben zur Agrarförderung auf den 
Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt, errechnet man also die (gewiß problema
tische) sektorale Staatsausgabenquote, so stieg diese von 4,4 % (1950/54) auf 35,2 % 
(1970/74). Sie hat sich vorerst seit 1973 auf 36 % stabilisiert. Gleichzeitig ist der Anteil 
der Landwirtschaft am Sozial produkt von 9,4 % auf 3,0 % gefallen. 

2.2 Das Grundmuster von Erklörungshypothesen 

Nimmt man die eingangs bereits generell in bezug auf das Entwicklungsgesetz der S'taatsaus
gaben diskutierte Frage nach den spezifischen Determinanten des langfristigen Wachstums der 
Staatsausgaben fUr die Landwirtschaft hier wieder auf, so konkurriert auch hier die höufig be
tonte These von dem "wachsenden politischen Einfluß der Interessenvertreter der Landwirt
schaft auf die staatlichen Ausgabenentscheidungen" (LITTMANN, 19) mit einer "ökonomi
schen Theorie der wachsenden finanzpol itischen Agrarförderung" (SCHMIDT, P., 38), einer 
Theorie also, die die beschriebene absolute und relative Zunahme dieser Budgetbelastungen 
auf den noch nöher zu erörternden, im Zuge des agrarwirtschaftl ichen Anpassungsprozesses 
sich offenbar versttlrkenden Problemdruck agrarpol itischen Inhal ts zurUckfuhrt. 

Freil ich ist zuntlchst jedoch zu fragen, ob Uberhaupt GrUnde fUr die bereits erwöhnte Dicho
tomie zwischen (verbands- oder interessen-) politischer Theorie einerseits und der erwöhnten 
rein ökonomischen Erkltlrungshypothese andererseits bestehen. Eine Erkltlrung des Wachstums 
der staatlichen Ausgaben fUr die Landwirtschaft allein durch einen zunehmenden Einfluß land
wirtschaftlicher Interessenvertretungen und ohne entsprechende "Ruckendeckung" durch real-

1) In das anschließend zu entwickelnde Erkltlrungsmuster wurde sich auch die Annahme fUgen, 
wonach die "windfall profits" der deutschen Landwirtschaft als Folge der wirtschafts- und 
wtlhrungspolitischen Divergenzen innerhalb der EG (einschließlich des Grenzausgleichs) 
den Druck zugunsten einer stärkeren Expansion finanzpol itischer Förderung gemildert 
haben. 
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wirtschaftliche VerCinderungen hCitte zunCichst jenen Widerspruch aufzulösen, den Fritz NEU
MARK mit der Frage aufgewiesen hat, "warum aber nach der Errichtung der Bundesrepubl ik, 
also eines Uberwiegend industriellen deutschen Teilstaates, und warum in einer Volkswirt
schaft, in der die relative ökonomische Bedeutung der landwirtschaftlichen Int~res~en tenden
ziell stCindig zurUckgeht, der politische Einfluß immer noch so unverhCiltnislT,lc;ßi~i~roß ist, 
bedarf einer empirischen Untersuchung" (NEUMARK, 25, S. 887). Falls, zweitens, der wach
sende Anteil der landwirtschaftsfördernden Ausgaben an den gesamten Staatsausgaben als Aus
druck eines - gegen alle empirischen Fakten uber die abnehmende ReprCisentanz landwirt
schaftlich orientierter Vertreter in den Parlamenten etwa (WEBER, 47; BOYSEN, 4) - wach
senden Einflusses der Landwirtschaft auf die Haushaltsentscheidungen in Bund und Ländern 
gelten soll, dann mUßte dies letztendlich auch sichtbar werden in einer langfristigen Ver
besserung der relativen Einkommensstellung der Landwirtschaft, zu deren) Zweck ja gewiß die 
Ausgabensteigerungen beizutragen hCitten: Ein solcher Trend ICißt sich jedöcil'l'·aus den Agrarbe
richten der Bundesregierung nicht herauslesen; vielmehr folgt die Einkommensentwicklung im 
wesentlichen derjenigen außerhalb der Landwirtschaft (TANGERMANN, 46, S. 154 - 164). 
Zu beantworten hCitte, drittens, die pol itische "Theorie" die Frage, warum die BegUnstigung 
der Landwirtschaft in rasch zunehmendem Maße durch die Finanzpol itik und nicht vornehm I ich 
durch preiswirksame Transferleistungen gewCihrt wird. Diese liegen wohl eher im Interesse der 
Landwirtschaft und finden dort eine größere Zustimmung als selektiv wirkende, nicht immer 
einkommenswirksame und teilweise den Strukturwandel (d. h. die Abwanderung aus der Land
wirtschaft) fördernde finanz pol itische Maßnahmen. Diese strukturelle Versch iebung zuungun
sten der Preispol itik ist eher begrUndet in den Grenzen, auf die sie angesichts des Produk
tionswachstums und ihrer Einwirkungen auf Verbraucherpreise, Lebenshaltungskosten, Lohn
niveau und Inflationsrate stößt und damit den Grenzen der politischen Durchsetzbarkeit agra
rischer Interessen. Schi ießI ich hCitte eine "pol itische Theorie" der finanz pol itischen Entschei
dungen noch zu klCiren, warum innerhalb des Agrarbudgets selbst strukturelle Verschiebungen 
erfolgen. 

Angesichts dieser unauflösbaren WidersprUche, in die sich eine pol itische Theorie wachsender 
Staatsleistungen zugunsten des Agrarsektors verfangen muß, scheint die mit ihr allerdings nur 
scheinbar konkurrierende ökono~ische Theorie allein schon aus PlausibilitCitsgrUnden Uberlegen 
zu sein. Sie fUhrt, wie bereits erwCihnt, die geschilderte Entwicklung der Staatsausgaben auf 
rein agrarwirtschaftl iche Bedingungen und deren VerCinderung im Zeitablauf zu rUck . Freil ich 
kann auch sie sich nicht der Frage nach dem Mechanismus der Transformation "objektiver" 
TatbestCinde bezUgl ich der Lage des Agrarsektors und dessen VerCinderungen (im Lichte der 
agrarpol itischen Ziele) in entsprechendes pol itisches Handeln durch die relevanten Entschei
dungstrCiger (Regierungen, Parlamente und Administration) entziehen, denn keinesfalls ist hier 
von einem gCinzl ich regel gebundenen Automatismus, wie er in anderen Teilbereichen der Wirt
schaftspolitik wirksam ist, auszugehen. Noch immer fallen die fUr die Agrarpolitik wichtigen 
Entscheidungen in den Parlamenten und seinen Ausschussen, und gewiß ist auch kaum die Auf
fassung zu rechtfertigen, wonach der relativ geringen Bedeutung der Landwirtschaft und der 
Haushaltsausgaben zu deren Gunsten wegen diesen auch angesichts rasch wachsender Staats
ausgaben ein relativ großer Spielraum offenstUnde, der der kritischen Aufmerksamkeit und 
Kontrolle des Parlaments etc. entzogen wCire. Die so aufgeworfene Frage mag folgendermaßen 
beantwortet werden: Regierung und Parlament haben sich durch das Landwirtschaftsgesetz ver
pflichtet, sowohl "die soziale Lage der in der Landwirtschaft tCitigen Menschen an die ver
gleichbarer Berufsgruppen ... mit den Mitteln der allgemeinen Wirtschafts- und Agrarpolitik 
- insbesondere der Handels-, Steuer-, Kredit- und Preispol itik - (anzugleichen)" (§ 1) als 
auch all jCihri ich die wirtschaftl iche Lage der Landwirtschaft festzustellen und darUber zu be
richten, inwieweit "die wirtschaftl iche Existenz einer bCiueri ichen Famil ie bei ordnungsge
mCißer Bewirtschaftung nachhaltig gewCihrleistet ist" (§ 4). Schi ießI ich hat die Bundesregierung 
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in diesen Agrarberichten darzutun, "welche Maßnahmen sie zur Durchführung des § 1 - ins
besondere im Hinblick auf ein etwaiges Mißverhältnis zwischen Ertrag und Aufwand .•. -
getroffen hat oder zu treffen beabsichtigt" (§ 5). 

Mit diesen gesetzlichen Regelungen ist zwar, wie bereits erwähnt, kein Regelautomatismus 
im eigentlichen Sinne (49; PUVOGEL, 30, S. 79 ff.) geschaffen; doch stellt es gewiß keine 
Übertreibung dar, wenn man behauptet, daß mit dem Gesetz zunächst ein hohes Maß an Trans
parenz der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft und damit die relevanten Entscheidungs
grundlagen geschaffen wurden (Agrarberichte) (siehe hierzu v. WITZKE und G. SCHMITT, 
52, S. 175 - 185). Die dort als" Problemdruck" sichtbar gemachten Diskrepanzen zwischen 
Real- und Zielsituation üben einen großen Handlungsdruck auf Regierung und Parlament aus. 
Diesem Handl ungszwang werden Parlament und Regierung um so eher folgen, je günstiger die 
Haushaltslage ist, zumal ein Versagen entsprechender Forderungen den konservativen Parteien 
Verl uste bäuerl icher Stimmen bescheren, aber auch den übrigen Parteien im Parlament keinen 
Stimmenzuwachs bei den durch unterlassene Ausgabensteigerung (und damit vermiedene Ein
nahme-, d. h. Steuerbelastungszunahmen) Begünstigten vermittel n würde. Selbstverständl ich 
ist, daß unmittelbar interessengebundene "Vertreter" der Landwirtschaft innerhalb und außer
halb des Parlaments durch die sichtbar gemachte Verschlechterung der relativen Einkommens
lage der Landwirtschaft mobil isiert werden und ihren Druck in Richtung auf entsprechende 
Aktivitäten von Regierung und Parlament verstärken werden. Das soeben Gesagte läßt wiede
rum wohl keinen anderen Schluß zu als den, daß das Wachstum der Staatsausgaben zugunsten 
der Landwirtschaft durch eine rein politische Theorie nicht erklärt werden kann, sondern den 
ökonomischen Bestimmungsfaktoren im Kontext des beschriebenen pol itischen Entscheidungs
prozesses als vorrangiges Erklärungskonzept Gültigkeit eingeräumt werden muß. 

Welches sind nun diese ökonomischen Einflußfaktoren im einzelnen? In aller Kürze - eine 
ausführl iche modellhafte und ökonometrisch getestete Darstellung hat Peter SCHMIDT (38) 
vorgelegt - handel t es sich um folgendes: Die im Landwirtschaftsgesetz material isierte, ge
wiß als allgemein verbindlich anerkannte verteilungspolitische Zielvorstellung eines paritä
tischen Wachstums der landwirtschaftlichen im Verhältnis zu den außerlandwirtschaftlichen 
Einkommen (v. WITZKE und G. SCHMITT, 52, S. 175 - 185) hat den Staat gezwungen, das 
Wachstumsverhältnis durch Maßnahmen sektoraler Redistribution zu koordinieren (HANS
MEYER, 13, S. 102). Das Volumen dieses Einkommenstransfers mittels preis- und finanzpoli
tisch wirksamer Umverteilungsmaßnahmen wächst im Zeitablauf, weil die Nachfrage mit rück
läufiger Elastizität in bezug auf das Einkommen und abnehmendem Bevölkerungswachstum im
mer weniger wächst, zugleich aber die Produktivität des Faktoreinsatzes in der Landwirtschaft 
und das außerlandwirtschaftliche Einkommenswachstum mehr oder minder unvermindert anhält. 
Im ganzen unveränderte Zunahme der Produktivität (TANGERMANN, 46, S. 154 - 164) be
deutet in der Regel entsprechende Zunahme des Produktionsvolumens, das infolge des abneh
menden Nachfragewachstums dem Einkommenstransfer via Preisn iveaupol itik immer engere 
Grenzen zieht. Angesichts dieses wachsenden Problemdrucks tritt nun die Fiskalpolitik als 
ergänzendes verte i I ungspol itisches Instrument auf, wei I ihr wachsendes Ausgabenvol umen 
vor allem dann nicht den der Preispol itik entgegenstehenden Restriktionen unterworfen ist, 
wenn ihre Ausgestaltung weniger produktionsstimulierend gewählt wird, d.h. vornehmlich 
struktur- und sozialpolitische Maßnahmen umfaßt. Dieses "Entwicklungsgesetz" finanzpoliti
scher Begünstigungen der Landwirtschaft im Zuge der wirtschaftl ichen Entwickl ung erhäl t zu
sätzliche Überzeugungskraft, wenn auch die Struktur der Begünstigungen im Zeitablauf einen 
Wandel in Richtung auf die Betonung von anpassungs- anstelle von erhol tungspol itischen Inter
ventionen in Form von real lokativ wirkenden oder produktionsneutralen Lenkungseingriffen in 
FOIm einer gezielten Struktur- und Sozialpolitik erfährt. Diese These soll im folgenden Ab
schnitt überprüft werden. Zunächst ist aber noch in Erinnerung zu rufen, daß dieser Trend zur 
Expansion budgetwirksamer Hilfe der Landwirtschaft auch dadurch eine erheb I iche Verstärkung 
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Übersicht 2: Die Struktur der finanz pol itischen Agrarförderung nach Aufgabenbereichen 
in der Bundesrepubl ik Deutschland, 1950 - 1976, Bund und Uinder 

Agrarförderung davon4) 
Jahr 

inSgesamt 3) Steuerverzicht'? l Sozialpoli tik Strukturpoli tik Einkommenspol. Bildungspolit. 

Mill.DM M111.DM % Mi 11. DM % Mill.DM % Mlll.DM 

1950 29~ 214 73 61 21 19 

1951 441 269 61 14~ ~2 ~1 

1952 605 ~07 51 259 4~ ~9 

195~ 591 ~20 54 2~1 " 40 

1954 846 457 54 ~~7 39 52 

~ 1950/54 555 ~1 ~ 56 206 ~7 ~6 

1955 10~5 573 55 407 29 55 
1956 2016 739 ~7 954 47 73 
1957 2884 1104 ~8 1472 51 77 
1958 ~09~ 1201 ~9 1475 48 85 

1959 ~~48 1280 ~8 1467 44 81 

~ 1955/59 2475 979 40 1155 47 74 
Veränderwlg 1 ) ~45,9 212,9 440,1 106 

1960 ~621 11 ~2 ~1 1767 49 74 
1961 4~64 66 2 1685 ~8 1802 41 104 

1962 4964 68 1 2~99 49 16~5 ~~ 115 

196~ 5696 258 4 2856 50 1686 ~O 126 

1964 6254 ~02 5 ~247 52 1721 28 144 

~ 1960/64 4980 174 ~ 2264 45 1722 ~5 11 ~ 
Veränderung 1 ) 101,2 1~1, ~ 49,1 52,7 

1965 7108 551 8 3397 48 20~3 29 138 

1966 6886 765 11 2957 4~ 1878 27 159 
1967 7073 744 11 2988 42 1987 28 160 

1968 8044 729 9 2957 ~7 2960 37 158 

1969 8098 842 10 2642 33 3171 ~9 148 

~ 1960/69 7442 726 10 2988 40 2406 ~2 15~ 

Veränderung 1 ) 49,4 317,2 32,0 ~9, 7 35,4 

1970 10085 860 9 ~063 ~O 4104 41 158 
1971 9428 1134 12 ~255 34 ~089 33 ~9 

1972 9498 938 10 3280 ~4 3299 ~5 91 
1973 11727 1902 16 3416 29 420~ 36 49 
1974 12~66 2~90 19 3790 ~1 3912 ~2 50 

~ 1970/74 10621 1445 14 3361 32 ~721 35 77 
Veränderung 1 ) 42,7 99,1 12,3 54,7 - 49 

" 
2) 18U.1 97~, 8 1706.4 1n.9 

1975 12514 2555 20 4006 ~2 3504 28 50 

1976p 13 173 2814 21 370~ 28 4126 ~1 50 

1) In % gegenüber der Vorperiode. -
2) Veränderungen in % gegenüber der Anfangsperiode.-
3) Wie in Übersicht 1, Spalte 7, einschi ießI ich Steuerverzicht . -
4) Erläuterungen siehe Text. -
S) Nach den Subventionsberichten der Bundesregierung. -
p Soll angaben bzw. geschätzt. 

Quellen: Wie Übersicht 1. - Subventionsberichte der Bundesregierung. 

14 

% Mlll.DM % 

6 

7 
6 

7 
6 

7 

6 

4 250 12 

~ 2~1 8 

~ ~~2 10 

2 520 16 

~ ~~~ 1~ 

2 648 18 

2 707 '16 

2 747 15 
2 770 14 
2 840 1~ 

2 742 15 
12~ 

2 984 14 
2 1127 16 

2 1194 17 
2 1240 15 

2 1295 16 

2 1169 16 

57,6 

2 1900 19 
1 1911 20 

1 1918 20 
1 2157 18 

1 2224 18 
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erfahren hat, daß mit der Schaffung des Gemeinsamen Marktes die Entscheidungskompetenzen 
fUr die Preispolitik den nationalen Regierungen der Mitgliedsländer entzogen und auf den Mi
nisterrat verlagert worden ist. Die Mitgliedsländer selbst sind deshalb zur Verwirklichung 
ihrer nationalen agrarpol itischen Ziele auf den verstärkten RUckgriff auf finanzpol itische Maß
nahmen, insbesondere sozialpolitischen Inhalts, verwiesen worden, wovon auch im allgemei
nen bewußt Gebrauch gemacht wurde, wie beispielsweise der zusti:indige Ressortminister jUngst 
bestätigt hat (ERTL, 6, S. 1689). 

2.3 Strukturelle Wandlungen des finanzpol itischen Mitteleinsatzes 

Übersicht 2 versucht, Uber die "funktionale" Struktur der Staatsausgaben zur Förderung der 
Landwirtschaft und deren Verönderungen in dem Zeitraum zwischen 1950 und 1976 Auskunft 
zu geben. Der nachfolgenden Interpretation mUssen wiederum einige Bemerkungen Uber die 
hier vorgenommene funktionale Untergl iederung der Ausgaben nach Sozial-, Struktur-, Ein
kommens- und Bildungspol itik bzw. Steuerverzicht vorausgeschickt werden, soweit letzterer 
von der Bundesregierung geschätzt wurde. Diese GI iederung ist gewiß nicht unproblematisch, 
und zwar einmal, weil die jeweiligen Titel der Länder- und Bundeshaushalte eine solche Zu
ordnung im allgemeinen nicht kennen, die jeweiligen Einzeltitel der Haushalte nach den dort 
aufgefUhrten Maßnahmen (und nicht nach den von uns gewähl ten Kriterien) gruppiert werden 
mußten, zum anderen, weil diese naturl ich nicht immer eindeutig zu erkennen geben, welchen 
der hier genannten Wirkungskriterien sie tatsächlich entsprechen. Beispielsweise hat eine 
Reihe sozial pol itischer Maßnahmen eindeutig strukturpol itische (Neben-) Wirkungen, wie zum 
Beispiel die Landabgaberente . Unter "Strukturpol itik" sind hier die Ausgaben fUr die Gemein
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur" bzw. der dieser entsprechenden Titel vor 
ihrer EinfUhrung zugeordnet und solche fUr ländliche Siedlung, Verbesserung der allgemeinen 
Wirtschaftsgrundlagen etc. Unter "Einkommenspolitik" wurden alle in den Haushalten ausge
wiesenen finanziellen Aufwendungen, die sich direkt auf die Einkommen der BegUnstigten aus
wirken - wie Gasölverbili igungen, Ausgaben zur Preisstutzung, Beihil fen usw. - subsumiert. 

Die in Übersicht 2 enthaltenen Ausgaben lassen sich wie folgt interpretieren: 

1.) Obwohl bis auf die Ausgaben fUr die landwirtschaftliche Bildungspolitik alle Ausgabenbe
reiche der finanzpolitischen Agrarförderung Uber den gesamten Zeitraum mit wachsenden Mit
teln dotiert wurden, hat sich eine betröchtliche strukturelle Verschiebung ergeben: Die im An
fangszeitraum dominierende Agrarstrukturpol itik ist hinter die Einkommenspol itik anteilmößig 
zuruckgetreten. Vor allem aber ist die Agrarsozialpolitik am sti:irksten gewachsen; ihr Anteil 
stieg von 2 % auf 20 % der Gesamtförderung von 1961 bis 1976. Auch in Zukunft wird wegen 
der im GAL gesetzl ich fixierten Eigendynamik der Ausgabenanteil fUr die landwirtschaftl iche 
Sozial pol itik fortlaufend ansteigen (SCHMITT, G. und v. WITZKE, 42). Der Anteil "Steuer
verzicht" stieg ebenfalls, wenn auch nur geringfUgig, an, wöhrend der einkommenspolitische 
Förderungsanteil zwar größere Schwankungen zeigt, langfristig jedoch weitgehend konstant 
blieb. 

2.) Rechnet man zu diesen einkommenspolitisch wirksamen Färderungsmaßnahmen die staatli
chen Zuwendungen zur Agrarsozialpolitik und den (zu niedrig) geschätzten Steuerentgang 
hinzu, so wird auf den ersten Blick hin deutlich, daß die finanzpolitische Agrarförderung 
immer stärker in den Dienst der Verteilungspol itik und immer weniger in den der Wachstums
politik gestellt worden zu sein scheint. Im Durchschnitt der Jahre 1960/64 etwa fielen noch 
47 % der Förderungsmaßnahmen von Bund und Löndem auf Struktur- und Bildungspolitik, 
1970/74 nur noch 33 %, wi:ihrend also jeweils 53 % bzw. 67 % fUr konsumtive Zwecke auf
gewendet wurden (BLOCK, 3). 

Offenbar ist fUr diesen spUrbaren Wandel in der funktionalen Struktur der fiskal pol itischen 
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Agrarförderung eine ganze Reihe von Gründen maßgebend, die im übrigen Gegenstand ein-
gehenderer Analysen sein sollten: . 

1 .) Der oben angedeutete relative RUckgang des Anteils der strukturpol itischen Förderungs
maßnahmen ist das Ergebnis (a) des bereits an anderer Stelle erwähnten Auslaufens der kriegs
bedingten F I üchtl ingsansiedl ung, (b) der zunehmenden Konzentration strukturpol itischer Maß
nahmen zugunsten solcher, die mit dem Begriff Strukturanpossung im Gegensatz zu der Struk
turerhaltung gekennzeichnet werden können und die ihre deutlichste Manifestation in dem so
genannten HÖCHERL-Programm erfahren haben (HE IDHUES und G. SCHMITT, 16). Zu dieser 
den Strukturwandel forcierenden Finanzpol itik trat (c) notwendigerweise eine diese Pol itik ab
sichernde und ergänzende Agrarsozialpolitik in Form des Gesetzes zur Alterssicherung der 
Landwirte (1957) und der gesetzl ichen Unfall- und Krankenversicherung. Diese wurde noch 
ausgebaut und drängte damit die direkt strukturwirksamen Staatsausgaben in deren relativem 
Anteil zurück. In diese Richtung wirkte und wirkt auch weiterhin die Dynamisierung der Ren
tenleistungen, die Anrechnung der Beitragsjahre sowie die Festschreibung eines bestimmten 
Anteils an den Leistungen der Alterskassen, der durch staatliche Zuschüsse gedeckt werden 
muß (SCHMITT, G. und v. WITZKE, 42). 

2.) Strukturell e, gegebenenfalls durch entsprechende wirtschaftspol itische Maßnahmen be
schleunigte Anpossungsmaßnahmen wirken sich erst langfristig in Einkommensverbesserungen 
der in der Landwirtschaft Tätigen aus; infolgedessen bedarf es komplementärer,< kurzfristig 
und unmittelbar die Einkommen erhöhender Maßnahmen, insbesondere angesichts des im Zuge 
des Wirtschaftswachstums sich verschärfenden Anpossungsdrucks und der gleichzeitig angestie
genen Einkommensansprüche. Diesen Implikationen des wirtschaftlichen Wachstums auf die 
Agrarstruktur und die landwirtschaftlichen Einkommen ist wohl die stetige Zunahme direkter 
preis- und einkommenspol itischer Einkommenstransfers an die Landwirtschaft via Markt bzw. 
Staatsbudget zuzuschreiben und damit auch der relative Rückgang der strukturpolitisch wirk
samen finanzpol itischen Agrarförderung . 

3.) Da offenbar mit fortschreitender wirtschaftlicher Entwicklung die Budgetbelastungen je 
aus der Landwirtschaft zu transferierender Faktoreinheit (Arbeitskraft) ansteigen und dieser 
Anstieg vor allem auf eine Ausdehnung der sozialpolitisch motivierten Transferleistungen des 
Staates zurückzuführen ist, bedarf die oben gemachte Aussage Uber den offensichtl ich unver
me idl ichen Strukturwandel der staatl ichen Agrarförderung zugunsten verte ilungspol itischer und 
auf Kosten allokationspolitischer Maßnahmen einer qualitativen Modifikation: Die wachsende 
Betonung der redistributiven Komponente fiskal pol itischer Agrarförderung gegenüber der struk
turpolitischen muß wohl als Folge der einsetzenden und seit den 60er Jahren forcierten agrar
strukturellen Anpossungspol itik betrachtet werden, eher als eine bewußte Akzentuierung der 
Verteil ungspol itik über den Markt und das Budget. 

Mit dieser letzten Bemerkung soll keineswegs behauptet werden, daß dieser Strukturwandel 
in der staatlichen Agrarförderung das Ergebnis eines planvollen, rationalen und vor allem 
höchst effizienten politischen Gestaltungswillens war. Obwohl hierzu ausreichend gesicherte 
und umfassende wissenschaftliche Analysen noch fehlen, die eine zweifelsfreie, von dem Bei
fall wie der Kritik des Tages unabhängige Bewertung der Rationalität und Effizienz der deut
schen Agrarpolitik in der Nachkriegszeit zulassen, deutet vieles darauf hin, daß auch diese 
"nur" dem in porlamentarischen Demokratien übl ichen und dort nur mögl ichen Konzept der 
stets verbesserungsfähigen Strategie der kleinen Schritte (Stückwerktechnologie) gefolgt ist. 
Selbstverständlich müssen diesen pouschalen Ergebnissen unserer Analyse der funktionalen 
Struktur der Finanzförderung der westdeutschen Landwirtschaft die Bemerkungen hinzugefügt 
werden, daß erst tiefgreifende Wirkungsanalysen des finanzpol itischen Mitteleinsatzes eine 
endgültige Bestätigung der bisher gewonnenen Thesen zu I iefern vermögen, Wirkungsanal ysen, 
die zur weiteren Verbesserung, Rational isierung und Fortentwicklung der Agrarpol itik führen 

16 



können. Derartige Analysen liegen bisher nur für einzelne Maßnahmen (MEYER ZU DREWER, 
23) oder erst in ersten Ansätzen vor. Über deren Dringl ichkeit bedarf es wohl keiner Diskus
sion. Freil ich kann eine Bewäl tigung solcher Aufgaben nur im Rahmen eines umfassenden For
schungsprogramms erfolgen. Angesichts dieser Sachlage kann die sich aufdrängende Frage 
nach der Rational ität der (finanz pol itischen) Agrarförderung in der Bundesrepubl ik an hand 
des hier entwickelten Erklärungsmusters wie folgt beantwortet werden: Evident ist, daß es 
ihr gelungen ist, dem wachsenden Anpassungsdruck, dem die Landwirtschaft im Zuge des 
wirtschaftl ichen Wachstums ausgesetzt war, und dem hieraus resultierenden Problemdruck 
erfolgreich zu begegnen, wenn dieser Erfolg daran gemessen wird, daß die Landwirtschaft 
in die Gesamtwirtschaft und die Gesellschaft der Bundesrepubl ik integriert werden konnte, 
ohne daß es zu nennenswerten sozial- und innenpolitischen Spannungen oder Unruhen gekom
men ist. Offen muß freilich die Frage bleiben, ob und in welchem Maße das gleiche Ergeb
nis durch eine rationalere Verwendung volkswirtschaftlicher Ressourcen hätte auch erzielt 
werden können. 

2.4 Die institutionelle Struktur der finanzpol itischen Agrarförderung 

Abgesehen von staatsrechtl ichen Untersuchungen über die Zuständi gke i t der versch iedenen, 
für Finanzierung, Planung und Durchführung agrarpal itischer Maßnahmen tätigen Gebiets
körperschaften in der Bundesrepublik Deutschland (PRUNS, 29, S. 610 - 655) fehlen bisher 
jegl iche systematische Untersuchungen über die institutionelle Struktur der finanzpol itischen 
Landwirtschaftsförderung und deren Veränderungen (PRUNS, 29j SCHARPF et al., 35). Diese 
Lücke kann naturgemäß in diesem Beitrag nicht geschlossen werdenj vielmehr sollen die der
zeit zur Verfügung stehenden und gewiß nur spärlichen, nicht immer vergleichbaren statisti
schen Angaben, ergänzt durch eigene Untersuchungsergebnisse, hier vorgetragen und kom
mentiert werden, um erstes Licht in diesen Problemkreis zu werfen. Daß es weiterer inten
siver Forschungsarbeit auf diesem Gebiet bedarf, ist hier nicht weiter zu betonen, denn nur 
auf diesem Wege kann die Frage nach Einfluß, Kompetenz, Entscheidungsspielraum und Ko
ordination des Verhaltens der verschiedenen Entscheidungsträger beantwortet sowie gezeigt 
werden, welche Funktionen von den jeweil igen Gebietskörperschaften (einschi ießI ich der 
Europäischen Gemeinschaften) wahrgenommen werden (HALLER, 12, S. 225 - 270). 

Einige wesentliche Daten, die hier erste Schlußfolgerungen erlauben, sind in der Übersicht 3 
zusammengetragen worden. Sie lassen sich in den nachfolgend vorgetragenen Punkten zusam
menfassen: 

1.) Offensichtlich sind dem Bund in der nationalen Agrarpolitik langfristig in zunehmendem 
Maße "Kompetenzen" zugewachsen, wenn man diese an seinem Anteil an der finanzpoliti
schen Agrarförderung mißt: Ganz im Gegensatz zu dem zieml ich konstanten Anteil an den 
Gesamtausgaben der drei Ebenen Bund, Länder und Gemeinden (DREISSIG, 5, S. 704 ff.) 
stieg der Bundesanteil an den Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden zur Landwirt
schaftsförderung von 47,4 % (1950) bzw. 49,5% (1955) auf etwa 80 % anfangs der 70er 
Jahre. Entsprechend ist der Länderanteil bei rückläufiger Tendenz des Anteils der Gemein
den von 40 % auf etwa 15 % gesunken. 

2.) Die größere "Anziehungskraft" des größeren, zentralen Budgets (POPITZsches Gesetz) ist 
im wesentlichen wohl die Folge des Subsidiaritätsprinzips, wonach diejenigen Aufgaben, die 
auf einer bestimmten Ebene nicht mehr zu meistern sind, von der nächsthöheren Ebene über
nommen werden. Dies gilt vor allem für die sozialpolitischen und direkt einkommenswirksamen 
Maßnahmen der Agrarpolitik. Deren Finanzierung ist, da sie entweder häufig Maßnahmen 
zur Kompensation von "Wettbewerbsnachteilen" der deutschen gegenüber der Landwirtschaft 
in der EG (Einkommenspolitik) darstellen oder Problemlösungen anbieten, die nicht länder
spezifisch geregelt werden können, auch von der Sache und nicht nur der Verfassung her 
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co Übersicht 3: Ausgaben der öffentlichen Haushalte zur Förderung der Landwirtschaft nach Gebietskörperschaften, 1950 - 1974 

19501) 19552) 19592) 1965 1970 1972 1974 

Ausgaben3) Mill.DM % Mill.DM % Mil1.DM % Mill.DM % Mill.DM % Mil1.DM % Mill.DM % 

Insgesamt 27 323 100 51 181 100 78 147 100 147 782 100 196 150 100 251 271 100 316 503 100 

davon 
Bund 11 613 45.9 21 959 45.1 30 690 41.6 66 991 46.6 86 704 45.1 111 172 44.8 134 011 42.3 
Länder 8 171 32.3 15 381 31.6 24 291 32.9 45 153 31.4 64 759 33.7 82 108 33.1 110 075 34.8 
Gemeinden 5 524 21.8 11 301 23.2 18 795 25.5 31 588 21.9 40 954 21.2 54 625 22.0 69 777 22~0 , 

LandWirtsorrt, Forsten, 
Fischerei4 1 199 4.4 1 953 3.8 3 841 4.9 5 775 3.9 8 235 4.2 5 406 2.2 4 915 1.6 
davon Landwirtschaft5) 1 264 2.5 3 507 4.5 6 764 4.6 10 238 5.2 10 215 4.1 11 677 3.7 

davon Bund insgesamt 568 47.4 626 49.5 2 373 67.7 4 621 68.3 8 407 82.1 8 138 79.4 9 368 80.2 
davon Strukturpoli tik - - 326 25.8 845 24.0 2 219 32.9 1 849 18.1 1 719 16.8 1 690 14.5 

" Einkommenspolitik - - 300 23.7 1 226 35.0 1 543 22.8 4 020 39.3 3 242 31.7 3 872 33.1 

" Sozialpoli tik - - - - 302 8.6 859 12.7 2 538 24.7 3 177 31.0 3 806 32,6 

Länder insgesamt 494 41.2 509 40.3 757 21.5 1 806 26.7 1 456 14.2 1 681 16.7 2 319 19.9 
Strukturpolitik - - 247 19.5 435 12.4 1 178 17.4 1 214 11.8 1 443 15.2 2 100 17.9 
Einkommenspoli t. - - 107 8.5 241 6.9 490 7.2 84 0.8 57 0.5 40 0.5 
Bildungspoli tik - - 55 4.4 81 2.3 13,8 2.0 158 1.5 91 0.9 179 1.5 

Gemeinden insgesmat 77 6.4 129 10.2 377 10.7 337 4.6 375 3.6 396 3.7 415 3.5 

1} Ohne Westberl in und Saarland. - 2} Ohne Saarland - 1959 anstelle von 1960 (Rumpfrechnungsjahr von 9 Monaten). - 3} Ausgaben von 
Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Ländervermögen und Öffa, Länder und Gemeinden. - 4} Landwirtschaft (Bund): Ohne Marktordnungsaus
gaben der Europäischen Gemeinschaft, wie in der amtl ichen Finanzstatistik ausgewiesen. - 5} EinschließI ich Finanzbeiträge fUr EAGF(L}, 
Auswertung der Bund- und Landeshaushalte wie in Übersicht 2. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der Bundesrepubl ik Deutschland, verseh. Jg. - Finanzberichte der Bundesregierung, verseh. Jg. -
Länderhaushai te. 



Bundesaufgabe. Dies gilt gleichermaßen fUr die Beiträge zur Finanzierung der Gemeinsamen 
Ag ra rpol itik, die vom Bund an den EAGF(L) abgefUhrt werden, soweit dieser noch nicht Uber 
ausreichende eigene Einnahmen verfUgt (REISTER, 33). Ohne sozial- und einkommenspoliti
sche Maßnahmen wUrde der Bundesanteil an den Staatsausgaben allein fUr die Strukturpolitik 
zwischen 1959 und 1972 von 66 % auf 52 % zuruckgegangen sein. Daraus wird ersichtlich, 
daß die Bundesländer ihre landwirtschaftsfördernden Budgetbelastungen stärker auf das Gebiet 
der Agrarstruktur verlegt haben. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß der steigende Anteil des Bundes an der Finanzie
rung der fiskal pol itischen Landwirtschaftsförderung als Ausdruck einer zunehmenden Kompe
tenz fUr die staatliche Agrarpolitik zu werten ist. Da diese Zuständigkeit in bezug auf die 
Preis- und (weitgehend) Steuerpol itik schon immer auf der Bundesebene lag - wenn sie auch 
hier teilweise inzwischen auf die Ebene der Europäischen Gemeinschaft verlagert wurde -, 
so ergänzen (oder korrigieren) Länder und Gemeinden Uber ihren ihnen noch verbl iebenen 
Spielraum im Rahmen ihrer Ausgabengestaltung die Bundeskompetenz in äußerst bescheidenen 
Größenordnungen. Freilich ist da ren zu erinnern, daß die Finanzierungsanteile nicht immer 
Zeugnis sind fur die tatsächliche Entscheidungsbefugnis. Gerade mit der EinfUhrung des In
stituts der "Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 
ist ein vom Bund häufig beklagter Verlust an Entscheidungskompetenzen erfolgt, da Uber die 
Mittelverwendung nur qualifizierte Mehrheiten im Planungsausschuß entscheiden können, wo
bei die Länder nicht Uberstimmt werden können (SCHARPF et al., 35). Ob der relativ starke 
Anstieg der Bundesausgaben zur Förderung der Landwirtschaft von 1955 bis 1973 um das 
14-fache gegenUber den entsprechenden Länderausgaben, die nur um das 4-fache anstiegen, 
die Effizienz des Mitteleinsatzes wesentlich verbessert hat, muß hier naturlich offen blei-
ben ebenso wie die Frage, ob der Bund die ihm finanztechnisch zugewachsene Kompetenz 
auch tatsächlich im Interesse der Sachentscheidungen ausgenutzt hat. Einigermaßen gewiß 
ist, daß dieser institutionelle Strukturwandel der Finanzierung agrarpol itischer Maßnahmen 
dazu beigetragen hat, Wettbewerbsverzerrungen zwischen den einzelnen Bundesländern ab
zubauen. Indes ist es dem Bund nicht gelungen, nach wie vor bestehende und gravierende 
Unterschiede in der regionalen Verteilung des finanziellen Ausgabenvolumens zu beseitigen: 
Welche Bezugsgröße - ha LN, Zahl der Betriebe oder der Arbeitskräfte etc. - man auch 
wählt, die finanzstärkeren Länder und Stadtstaaten zeigen ein höheres Ausgabenvolumen 
als die finanzschwächeren und flächenstarken Länder (SCHMITT, G. und P. SCHMIDT, 41, 
S. 170 ff.). Angesichts der beträchtl ichen Unterschiede in dem strukturellen Anpossungs-
grad der Landwirtschaft in den einzelnen Ländern ist zu befurchten, daß die aus dieser Sach
lage eigentlich notwendige Verteilung der Mittel zugunsten der Regionen mit dem größten 
Anpassungsdefizit bei vorhandenem Entwicklungspotential 1) unterbleibt, vielmehr eine regio
nale Verte i I ung erfol gt, die bestehende Anpassungsunterschiede noch tendenziell verstärkt. 
Daran hat auch das BemUhen des Planungsa\Jsschusses fUr die genannte Gemeinschaftsaufgabe 
nichts geändert, der Forderung des Gesetzes Uber diese Gemeinschaftsaufgabe nach "räum-
I ichen und sachl ichen Schwerpunkten" (9) zu entsprechen, weil dieser Forderung mangels 
operationaler Kriterien, vor allem aber wegen des auf die Einhaltung bisheriger Finanzierungs
anteile festgelegten Interesses der Bundesländer, bisher nicht entsprochen werden konnte 
(SCHARPF et al., 35). 

1) Mit Entwicklungspotential ist hier das Vorhandensein qual itativ und quantitativ ausrei
chender Ressourcen gemeint, um "eine leistungsfähige, auf kUnftige Anforderungen aus
gerichtete Landwirtschaft ..• zu gewährleisten und deren Eingliederung in den Gemein
samen Markt der Europäischen Gemeinschaften zu erleichtern ••• " (9). 
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3 Zusammenfassl!M und Schi ußfo~l!Men 

Die vorgelegten Untersuchungsergebnisse lassen sich in folgenden Punkten zusammenfassen 
und führen zu den nachfolgend aufgeführten Schlußfolgerungen: 

1.) Das Volumen finanzpolitischer Ausgaben zur Förderung der Landwirtschaft hat sich in den 
letzten 25 Jahren beträchtl ich erhöht. Es ist stärker gewachsen als die gesamten Staatsausga
ben von Bund, Ländern und Gemeinden. Die fiskal pol itische Landwirtschaftsförderung ist zu
dem wesentlich rascher angestiegen als das Volumen der Begünstigungen durch die preispoli
tischen Eingriffe und als der Beitrag der Landwirtschaft zum Sozialprodukt. Ähnliche Entwick
lungen lassen sich in den anderen westl ichen Industrieländern beobachten. Sie sind als Folge 
der abnehmenden Mögl ichkeiten zu werten, die staatl ichen Ziele der Agrarpol itik, insbesonde
re dasjenige eines paritätischen Einkommensanstiegs, allein oder doch überwiegend mit den 
Mitteln der Preispolitik zu realisieren. Das nachlassende Wachstum der Nachfrage nach Agrar
produkten bei unverändertem Zuwachs der Produktion zwingt zu komplementären und substi
tutiv wirkenden Staatsausgaben, um den mit dem anwachsenden Anpassungsdruck, dem die 
Landwirtschaft ausgesetzt ist, ansteigenden Problemdruck zu begegnen. 

2.) Das Wachstum finanzpol itischer Ausgaben des Staates zugunsten der Landwirtschaft be
günstigt die einzelnen Maßnahmengruppen sehr unterschiedl ich. Für die Bundesrepubl ik (wie 
für andere Länder) läßt sich feststellen, daß die Ausgaben für die Agrarsozial pol itik beson
ders im letzten Jahrzehnt die stärkste Dynamik entfaltet haben, diejenigen zur Förderung 
agrarstruktureller Verbesserungen dagegen am wenigsten gewachsen sind. Stark begünstigt 
wurden auch direkt einkommenswirksame Maßnahmen direkter und indirekter Natur (Steuer
einnahmeverzicht) . Auch dieser Strukturwandel ist als eine Folge der veränderten Einsatz
bedingungen finanzpolitischer Instrumente und, in Sonderheit, als Folge der Kompetenzver
lagerung bezügl ich der Preispol itik auf die EWG-Ebene zu interpretieren. 

3.) Die Wachstumsraten der gesamten staatlichen Ausgaben haben sich zunehmend gemindert, 
zugleich hat sich der funktionelle Wandel in der Ausgabenstruktur in dem unter 2.) genannten 
Sinne verstärkt. Gesetzl iche Bindungen langfristiger Natur (Sozial pol itik), rasche struktu
relle Anpassung und (damit) abnehmende Bedeutung der Landwirtschaft sowie fühlbarer ge
wordene Budgetrestriktionen mögen für diese Entwicklung verantwortlich sein. Ob dies auch 
auf eine höhere Effizienz des Mitteleinsatzes und restriktivere Mittelverwendung hindeutet, 
bedarf weiterer Untersuchungen. 

4.) Weitere Untersuchungen hätten auch zu klären, inwieweit, in welcher Form und in wei
chem Ausmaß die hier betonten ökonomischen Determinanten des Niveaus und der Struktur 
der Staatsausgaben zur Landwirtschaftsförderung und deren Veränderungen durch die politi
schen Institutionen der Bundesrepubl ik in entsprechende Budgetentscheidungen "transform iert" 
wurden, ob und welche institutionellen, funktionellen und gesetzlichen Änderungen hier 
wirksam geworden sind und wie diese sich auf die jeweiligen Entscheidungen ausgewirkt ha
ben. Die Wissenschaft, insbesondere die Agrarökonomie, hat zur Erhellung dieser Tatbestände 
bisher wenig beigetragen, wenn auch hier zumindest in Teilbereichen ein Wandel eingetreten 
ist. Auf jeden Fall wäre eine Klärung dieser und damit zusammenhängender Fragen gewiß 
eine notwendige, wenn auch keineswegs hinreichende Bedingung für den von ihr erstrebten 
Rational isierungsprozeß wirtschafts- und agrarpol itischer Entscheidungen. 

5.) Das hier vorgetragene Erklärungsmuster sieht das Wachstum und den funktionalen wie 
institutionalen Wandel in der Ausgabenstruktur der finanz pol itischen Agrarförderung in dem 
Wirkungszusammenhang von steigendem Anpassungsdruck, dem die Landwirtschaft ausgesetzt 
ist, und einer daraus resultierenden Verschärfung des Problemdrucks auf Regierung und Par
lament. Diesen Problemdruck versucht diese Institution durch vermehrte finanzpolitische 
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Hilfen zu beantworten. Dadurch ist es gelungen, eine politische, soziale und wirtschaftliche 
Disintegration der Landwirtschaft zu verhindern. Insofern kann gewiß von einer so gemessenen 
Rational ität der agrar- und finanz pol itischen Entscheidungen gesprochen werden. Frei! ich 
bleibt damit nach wie vor offen, ob nicht eine im Sinne gesamtwirtschaftl icher Rational itäts
kriterien hähere Effektivität des Mitteleinsatzes bei planvollerer Ausgestaltung hätte erreicht 
werden können. 
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Es ist sehr verdienstvoll von Professor SCHMITT, bei der derzeitigen Diskussion Uber die 
EG-Agrarpolitik und ihre Finanzierung, an der sich breite Kreise der Öffentlichkeit betei
ligen, die Rolle des Staates aus dem Gesichtswinkel einer normativen und einer positiven 
Theorie zu durchleuchten. 

SCHMITT ist zuzustimmen, daß das staatliche Handeln sich nicht durch eine normative Theorie 
des maximalen ökonomischen Nutzens abbilden II:Ißt. Das Bezugssystem der Politiker ist viel
schichtiger. Welcher Staat und welcher Politiker möchte sich schon als Sachwalter eines rein 
ökonomischen Nutzenoptimierungsprozesses sehen? WUrde er nicht dazu beitragen, mensch-
I iche Werte und Burgertugenden zu verschUtten? 

Bei der Beschreibung einer positiven Theorie, in der Absicht, die viel fl:ll tigen Determinanten 
im politischen Wiliensbildungsprozeß abzubilden, gelangt auch SCHMITT in seiner allgemei
nen Erörterung finanzpolitischer staatlicher Förderung meines Erachtens nicht Uber die Dar
stellung der damit verbundenen Schwierigkeiten hinaus. Das kann aber auch bei dem gewl:lhl
ten breiten Ansatz und der gewl:lhlten Il:Ingerfristigen Betrachtungsweise nicht anders sein. 
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Es stellt sich jedoch die Frage, ob nicht die in jUngster Zeit entwickelten Zielstrukturen in 
begrenzten Pol itikbereichen zukunftig eine Basis fUr eine positive Theoriebildung abgeben 
können (Hinweis beispielsweise auf BML-Zielstruktur im Agrarbericht, 1). Dieser Weg durfte 
sich vor allem dann als fruchtbar erweisen, wenn es gelingt, die AnsCitze zur Zielgewichtung 
voranzutre iben. 

Da es solche Zielstrukturen noch nicht lange gibt, bezieht sich SCHMITT auf das Landwirt
schaftsgesetz 1955. Wie ich meine, mit Berechtigung, denn die verteilungspolitische Ziel
setzung des Landwirtschaftsgesetzes ist bis heute ein wesentl icher Bestimmungsfaktor fUr die 
Ausrichtung der deutschen Agrarpol itik. Allerdings ist anzumerken, daß im Laufe der Zeit 
andere gewichtige Ziele hinzugetreten sind, die zum Beispiel in Artikel 39 EWG-Vertrag, 
in das Agrarprogramm der Bundesregierung von 1969 und in die heutige BML-Zielstruktur ein
gegangen sind. Hier sind - ohne vollstCindig zu sein - folgende Ziele zu nennen: 

- Verbraucherpol itische Aspekte (z. B. gesunde ErnCihrung, Sicherung der Versorgung) 
- Umwelterfordernisse 
- Internationale Verpflichtungen 
- Regional- und infrastrukturpol itische Aufgaben. 

Die Gesamtheit der agrarpol itischen Zielsetzung hat sich erweitert und in ihrer Struktur ver
schoben. Aus dieser Umstrukturierung lassen sich auch teilweise die Verschiebungen in der 
Höhe und Struktur der staatlichen Ausgaben fUr die Landwirtschaft erklCiren. Insoweit kann 
auch der Vergleich mit dem BIP-Anteil der Landwirtschaft (in Tabelle 1 der Untersuchung von 
SCHMITT, 6) nicht uneingeschrCinkt als geeignete Meßlatte angesehen werden; er suggeriert 
eher ein schiefes Bild. In dem Maße, in dem die Landwirtschaft dazu beitrCigt, durch ihre 
Dienstleistungen außerlandwirtschaftliche Ziele abzudecken, wie z.B. umweltökonomische 
Erfordernisse, ohne damit eigenen Nutzen zu vermehren, verschlechtert sich zwangslCiufig 
das VerhCiltnis zwischen dem Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttosozialprodukt und den 
Staatsausgaben • Im ubrigen ist aber in diesem Zusammenhang auch aufschlußreich, daß ge
rade in den letzten Jahren die Staatsausgaben insgesamt relativ stCirker gestiegen sind, als 
die Staatsausgaben fUr die Landwirtschaft. 

Ich halte es fUr gut, daß in der Darstellung von Prof. SCHMITT (6) die Frage nach dem "ob 
Uberhaupt" und "warum" Hilfen fUr die Landwirtschaft gezahlt werden, nicht weiter vertieft 
wird. Ein Verdienst von SCHMITT ist es auch, daß er seine Untersuchungen nicht befrachtet 
hat mit der Frage nach der VorzUg I ichkeit oder PrioritCit bestimmter Subventionen in Richtung 
Allokation und Verteilung. So wichtig diese Frage auch ist, es kommt ihr angesichts der hier 
zu untersuchenden Thematik, welche Faktoren bei der GewCihrung landwirtschaftlicher Sub
ventionen mitzCihlen, eine mehr untergeordnete Rolle zu. Sie wird zumal an anderer Stelle 
sehr eingehend untersucht. Ich möchte die Überlegungen zur Theorie der finanziellen Agrar
förderung deshalb nicht weiter vertiefen. Dazu werden noch Berufenere aus professoraler 
Sicht zu Worte kommen. 

2 VerhCiltnis direkter zu indirekter Agrarförderung in qualitativer Sicht 

Ich betrachte es viel mehr in diesem Korreferat als meine Aufgabe, die ErklCirungen von 
SCHMITT fUr die von ihm beobachtete Umstrukturierung der Agrarförderung in der Bundes
republ.ik weg von der Preispol itik und hin zur finanzpol itischen Förderung kritisch zu durch
leuchten. 

Dabei möchte ich zunCichst auf qualitative Aspekte eingehen. 

Lassen Sie mich einleitend die von SCHMITT verwendete Abgrenzung der Agrarförderung noch 
einmal systematisch zusammenfassen: 
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Ag rarförde ru ng 

/ ~ 
Preis pol itik Finanzpol itische Förderung 

/ I ~ 
Verteilungspol itik Strukturpol itik Bildungspol itik 
Einkommenspolitik als wachstums-
staatl. Steuerver- fördernde Pol itik 
zicht 
Sozialpolitik 

Ich glaube, es wtlre fUr die Bearbeitung des Themas hilfreich, neben der" Preispol itik" und 
der "Finanzpol itischen Förderung" als dritten fUr die Agrarförderung wichtigen Bereich die 
"Staatlich gesetzten Rahmenbedingungen" zu nennen (z.B. Gesetze und internationale Ver
tröge im Bereich der Wirtschafts- und Agrarpol itik). Dies hötte den Vorteil, daß zustltzl iche 
"Erklörungsgrößen" einbezogen wUrden, zum Beispiel: 

- Der sökulare Trend, daß der Staat zunehmend die in die Freiheit des einzelnen unmittelbar 
eingreifende Verwaltung (ordnende Gesetzgebung) ersetzt durch eine Verwaltung, die 
durch BegUnstigung (finanzielle Anreize) das Verhai ten der BUrger lenkt. 

- Es wUrde sichtbar werden, daß staatl iche Aktivitöten - tei Iweise aus rein formalen GrUnden 
der mehr oder weniger willkUrlichen Kompetenzverteilung zwischen den Ressorts - der 
Agrarpol itik zugerechnet werden. 

2.1 Abgrenzungskriterien institutioneller Art 

Stellvertretend fUr eine ganze Reihe von Gesetzen, die hier erwöhnt werden mUßten, möchte 
ich auf zwei Ereignisse eingehen, die der finanzpol itischen Förderung den Stempel aufg~
drUckt haben, nöml ich: 
a) den Übergang nationaler Kompetenzen auf die Gemeinschaft im Jahre 1957 und 
b) die Reform der Finanzverfassung im Jahre 1969. 

Zurecht sieht SCHMITT (6) in dem Übergang der Verantwortung fUr die Marktpolitik auf die 
Gemeinschaft einen Grund dafur, daß agrarpreispol itische BeschlUsse teilweise aus dem Brenn
punkt politischer Entscheidungen in der Bundesrepublik gerUckt sind, und die nationale Agrar
pol itik sich vermehrt dem noch verbleibenden Bereich Sozial- und Strukturpol itik zugewendet 
hat. 

Daraus darf jedoch nicht der Schluß gezogen werden, daß die Bedeutung preispolitischer 
Maßnahmen als bestimmender Faktor fUr die Agrarpol itik vernachlössigt wUrde oder an Be
deutung verloren hötte. Das Gegenteil ist eher der Fall. Zwar sind infolge abnehmender 
Nachfrage den Einkommenstransfers via Preispol itik engere Grenzen gezogen. Die Preispol i
tik ist jedoch - eingebunden in EG-Vertrag und Marktordnungen - nach wie vor Eckpfeiler 
der Einkommenspolitiki denn alle bislang bekannten Modelle und auch praktische Ansötze 
haben das Ziel, vorwiegend uber andere als preispolitische Maßnahmen die in der Landwirt
schaft Tötigen an der allgemeinen Einkommensentwicklung teilhaben zu lassen, nicht erreicht. 
Sie scheiterten entweder an ubergroßen Verteilungsproblemen oder an zu hohem finanziellen 
Aufwand oder mangelnder Realisierbarkeit. Zu diesem Ergebnis ist auch die Bundesregierung 
bei ihren Überlegungen zur "Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrarpolitik" im Jahre 1975 

27 



gekommen. Auch Prof. SCHMITT neigt wohl einem Pessimismus zu in der Frage einer grund
stltzl ichen Änderung der EG-Agrarpreispol itik, wenn ich seinen Aufsatz von Ende September 
1977 im "Erntlhrungsdienst" richtig verstanden habe (SCHMITT, 5). 

Mit diesen Anmerkungen sollen keineswegs die mittelbaren Auswirkungen preispol itischer 
Maßnahmen auf das Verbraucherpreisniveau heruntergespielt werden. Ich darf hier auf die 
grundlegenden Bemerkungen von Prof. ALBERS in seinem Referat "Die Wirkung von Agrar
subventionen auf Allokation und Verteilung" hinweisen, in denen er davon spricht, daß 
aufgrund preispolitischer Einkommenssubventionen in Richtung Landwirtschaft der Verbrau
cher heute 20 - 25 % mehr fUr Nahrungsmittel ausgeben muß als ohne solche StUtzung 
(ALBERS, 2, S. 40). Gegen einen derartigen Vergleich Itlßt sich viel einwenden, und, 
wie ich meine, manches mit Recht; denn, angemessenes Einkommen der Landwirtschaft 
als Ziel vorausgesetzt, wUrde andernfalls eben nur Uber höhere Direktsubventionen an die 
Landwirtschaft via Steuer erreicht werden können. Letztlich wUrde aber auch das wiederum 
den Verbraucher treffen, wenn auch als Steuerzahler in einer anderen Verteilungswirkung. 

Die Bedeutung von GemeinschaftsbeschlUssen insbesondere im Bereich der Agrarpreise sollte 
aber auch deshalb nicht unterschtltzt werden, weil das bestehende Gemeinschaftsrecht enge 
Grenzen setzt fUr noch zultlssige nationale Maßnahmen der Agrarpolitik. Gerade im hier in
teressierenden Bereich der Förderung sind durch die Bestimmungen des EWG-Vertrages Uber 
die Beihilfen bzw. Uber den freien innergemeinschaftl ichen Warenverkehr und auch durch 
die Detaillvorschriften im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen zum Teil sehr detail
lierte positive und negative Abgrenzungskriterien fUr den den Mitgl iedstaaten verbleibenden 
Spiel raum nationaler Agrarpol itik geschaffen worden (GOTTSMANN, 4). 

Die so umschriebenen "institutionellen Grenzen" der nationalen Agrarförderung lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

- im Bereich der Agrarmarktpolitik sind durch die sehr detaillierten Bestimmungen des Ge
meinschaftsrechts nahezu alle wesentl ichen Förderungen der Gemeinschaft vorbehalten; fUr 
nationale Maßnahmen, die dieses System der gemeinschaftl ichen Agrarmarktpol itik nicht 
tangieren, verbleibt nur noch ein unwesentlicher Spielraum; 

- im Bereich der Agrarstrukturpol itik sind durch die Strukturrichtl inien bzw. die VO 
Nr. 355/17 wesentliche Bereiche ebenfalls gemeinschaftsrechtlich abgedeckt; dennoch 
Itlßt sich nicht Ubersehen, daß im Bereich der Agrarstrukturpol itik im Verg leich zur Agrar
marktpol itik fUr nationale Maßnahmen, die das bestehende Gemeinschaftssystem nicht 
tangieren, ein wesentlich größerer Spielraum besteht; dieses ergibt sich unter anderem auch 
daraus, daß in allen vorgenannten Bestimmungen zum Teil ausdrUcklich fUr nationale Maß
nahmen bestimmte Anwendungsbereiche vorbehalten bleiben; 

- für die somit noch zultlssigen nationalen Agrarförderungsmaßnahmen gel ten die Art. 42, 
92/93 EWG-Vertrag sowie die VO Nr. 26; auf dieser Grundlage werden von der Kommis
sion in letzter Zeit verstärkte BemUhungen deutlich, durch den Erlaß von Vorschlägen fUr 
sogenannte "zweckdienl iche Maßnahmen" nach Art. 93 Abs. 1 EWG-Vertrag den verblei
benden Spielraum der Mitgliedstaaten weiterhin einzuengen; 

- in diesem Gesamtzusammenhangunklar ist derzeit noch die Frage der Behandlung von na
tionalen Maßnahmen im Bereich der'Steuern und des Sozialen; seitens der Kommission sind 
jedoch auch hierfUr bereits Vorschläge fUr zweckdienliche Maßnahmen im vorgenannten 
Sinne angekUndigt worden. 
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Zusammengefaßt ist festzustellen, daß durch die vorgenannten institutionellen Grenzen den 
nationalen Agrarförderungen enge Grenzen gesetzt sind und damit die Bedeutung von Gemein
schaftsbeschlUssen gerade im preispolitischen Bereich deutlich angehoben worden ist. 

Die Auswirkungen der Finanzverfassungsreform von 1969 haben im Bereich der Landwirtschaft 
zwar nicht zu einer Ausgabensenkung gefUhrt, wohl aber, worauf SCHMITT hinweist, zu einer 
Beschneidung (bundes-) staatlicher Einwirkungen auf die gewährten Mittel. 

Möglichkeiten, in den Wirtschaftsablauf und Verteilungsprozeß einzudringen, Uber Ansätze, 
die ledigl ich Uber den Haushalt abgesichert sind, können heute nicht mehr realisiert werden. 
Gefordert wird entweder der Erlaß eines Geldleistungsgesetzes oder die DurchfUhrung im Rah
men der Gemeinschaftsaufgabe "Förderung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes". Diese 
im Interesse der Verfassung gebotene Klarsteilung hat in der Praxis zu einer erhebl ichen Er
schwerung bei der Durchfuhrung von Maßnahmen gefuhrt. 

Nach dem Grundgesetz liegt alle Verwaltung und damit Finanzierungszuständigkeit fUr Agrar
förderung grundsätzlich bei den Ländern (Art. 33 Grundgesetz). Da es neben dieser geschrie
benen aber auch eine ungeschriebene Verfassungszuständigkeit gibt, besteht häufig Streit, 
wer fUr die DurchfUhrung im einzelnen zuständig ist. Dieser Streit ist teilweise Ursache fUr 
nicht rechtzeitiges Handeln oder gar Unterbleiben staatlicher Aktivitäten, wie dies der ge
genwärtige Streit zwischen Bund und Ländern bei der Gewährung von nationalen Hilfen fUr 
die SchuhTlilchspeisung im Rahmen der von Brussel beschlossenen Abbaumaßnahmen zeigt. 

GrUnde fUr diese Schwierigkeiten I iegen in der von unserer Verfassung nicht voll berucksich
tigten Entwicklung bei der Setzung von Gemeinschaftsrecht und seiner Umsetzung in natio
nales Recht. Die Länder sind bei dem Zustandekommen Brusseler Maßnahmen nicht beteil igt, 
haben diese Maßnahmen jedoch auszufUhren, und damit die Kosten zu tragen, sofern sie nicht 
durch ein nationales Geldleistungsgesetz oder als Gemeinschaftsaufgabe transformiert sind. 
Ich verweise insoweit auf die Vorlage der EnquIHe-Kommission zur Verfassungsreform, in der 
die Finanzierung von in EG-Bestimmungen durchzufUhrenden Maßnahmen kUnftig grundsätz
lich dem Bund angelastet wird, soweit es sich um die nationale Mitleistung handelt 
(ENQUETE-KOMMISSION, 3). Die verfassungsrechtliche Verfestigung dieser Frage wUrde 
klare Verhältnisse schaffen und zu einer wesentlichen Verbesserung des Klimas zwischen 
Bund und Ländern beitragen. 

2.2 Inhalt und Wertung finanzpolitischer Agrarförderung 

Die vorl iegende Untersuchung macht aber auch deutl ich, vor welche - sicher auch von 
SCHMITT gesehenen - Schwierigkeiten man bei der Durchleuchtung der finanzpol itischen 
Agrarförderung, bei der Wertung und Zuordnung einzelner Haushaltsansätze gestellt ist. 
Hierzu sollen nachstehend - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - einige Beispiele angespro
chen werden. 

Es ist nicht gerechtfertigt, der "Einkommenspolitik" die Haushaltsposition "Gasölverbilligung" 
zuzurechnen. Denn die Landwirtschaft ist aufgrund der Zweckbindung des Mittelaufkommens 
aus der Mineralölsteuer fUr den Straßenbau von dieser Steuer befreit wie andere Wirtschafts
bereiche, die ebenfalls die Straßen kaum benutzen (z.B. Schiffahrt) . Die Erstattung aus 
Haushaltsmitteln erfolgt nur deshalb, weil es aus verwaltungsmäßigen GrUnden einfacher ist, 
wenn die Landwirtschaft versteuertes Gasöl einkauft und damit ein Vertrieb mineralölsteuer
freien Gasöls nicht erforderlich ist. 

Ebenso ist es wohl nicht sachgerecht, die Ausgaben fUr die Vorratshaltung insgesamt der land-
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wirtschaftlichen Einkommenspolitik anzulasten. Denn wenngleich diese Maßnahmen teilweise 
eine stUtzende Wirkung auf die landwirtschaftlichen Märkte ausUben, so kann doch keines
falls Ubersehen werden, daß diese Ausgaben ursächl ich auch die Verpfl ichtungen des Staates 
zur Vorsorge gegen Versorgungskrisen zurUckzufuhren und daher in erhebl ichem Maße nicht 
der landwirtschaft, sondern den Verbrauchern gut zu bringen sind. 

Zu den "Ausgaben des Bundes im Rahmen der Marktordnungsausgaben der EG" weist SCHMITT 
selbst darauf hin, daß diese Beträge eigentlich nicht voll der deutschen landwirtschaft ange
rechnet werden können. Ebenso halte ich es fUr problematisch, Getreidepreisausgleich und 
den Aufwertungsausgleich der landwirtschaft zuzuordnen. Immerhin sind diese Ausgaben auf 
den Beitritt der Bundesrepubl ik zur EG zuruckzufuhren, fUr den umfassendere gesamtpol itische 
BeweggrUnde als nur die Agrarpolitik entscheidend waren. Wie wir ja mit Sorge feststellen 
mUssen, daß uber die europäische Agrarpolitik als einzigen Bereich mit effektiver gemeinsa
mer Willensbildung in zunehmendem Maße außeragrarpolitisch motivierte intrakommunitäre 
Verteilungspolitik betrieben und der EAGFl aufgebläht wird. 

Die mit Mil chpfennig, E ierpfenn ig und ähnl ichen Subventionen verbundenen Überwälzungs
probleme lassen ebenfalls fUr namhafte Beträge keine eindeutige Zuordnung zu. 

Ferner ist es wohl kaum berechtigt, die staatlichen Ausgaben fUr die Agrarsozialpolitik insge
samt der landwirtschaftlichen Einkommenspolitik zuzuschlagen. Hier muß insbesondere bei der 
Altershilfe und der Krankenversicherung berucksichtigt werden, daß die Aufwendungen in er
hebl ichem Umfange fUr Personen erfolgen, die keine Nachfolger in der heute aktiven land
wirtschaft haben. Wir befinden uns nach dem zweiten Weltkrieg in einem beschleunigten An
possungsprozeß, um eine alte historische Strukturhypothek abzubauen, die nicht ohne staat-
I ichen Einfluß entstanden ist. Dabe i kann nicht Ubersehen werden, daß mit zeitl ichem Ver
lauf vor dieser Entwicklung in erhebl ichem Maße Ressourcen aus der landwirtschaft (fUr le
bensunterhalt, Ausbildung, Aussteuer und Erbabfindung fUr junge Menschen) in die Ubrigen 
Wirtschaftsbereiche transferiert worden sind. So gesehen kann man diesen Teil der Sozial aus
gaben fUr die landwirtschaft als eine Kompensation fUr deren fruhere leistung zu Gunsten 
der Ubrigen Wirtschaft ansehen. 

Vorbehalte sind auch gegen eine umfassende Zuordnung der staatlichen Ausgaben fUr die 
Agrarstrukturpol itik zur finanzpol itischen Förderung der landwirtschaft anzumel den. Denn 
unter den Gesamtausgaben fUr die Agrarstrukturpol itik befinden sich verschiedene Positionen 
mit mehr oder weniger landwirtschaftsfernem Charakter. 

Als Beispiele sind hier vor allem der KUstenschutz, die wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
und die Flurbereinigung zu nennen. Im Ubrigen gelten sinngemäß die bei der Sozialpolitik 
getroffenen Aussagen zur historischen Hypothek der landwirtschaftl ichen Anpassungsprozesse . 

Im Zusammenhang mit den angesprochenen problematischen Ausgabepositionen im Bereich der 
Sozial- und Strukturpol itik ist auch hervorzuheben, daß die nur teilweise der finanzpol iti
schen Förderung der landwirtschaft zurechenbaren Haushaltsansätze im Zeitablauf an Ge
wicht im Rahmen der jährlichen Agraretats gewonnen haben. So entfallen allein auf die So
zialpolitik heute rund 50 % des Agraretats des Bundes. Die Zuwachsraten sind die höchsten 
unter den Ausgabeblöcken des Agraretats, aber immer noch bescheiden gegenUber denen fUr 
außerlandwirtschaftliche Bereiche, die im Sozialetat des Bundes ihren Niederschlag finden. 

Insgesamt ergeben sich erhebliche Zweifel, ob Niveau und Zuwachsraten der von SCHMITT 
ausgewiesenen finanzpol itischen Förderung der landwirtschaft zutreffen. Ich glaube, daß man 
die vorgelegten Ergebnisse in dieser aggregierten Form so nicht akzeptieren kann, um sie zur 
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Erklärung der zugrundegelegten Hypothese für die Entwicklung der Agrarförderung heranzu
ziehen. Nach Feststellung von SCHMITT ist die fiskal pol itische Landwirtschaftsf6rderung be
deutend' rascher angestiegen als das Volumen der Begünstigungen durch preispol itische Ein
griffe (SCHMITT, 6, S. 19). In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß eine 
Betrachtung der nominalen Haushaltsansätze es nicht erlaubt, zu unterscheiden zwischen Zu
wächsen, die durch die allgemeine Geldentwertung bedingt sind, und Zuwächsen, die sich 
aus politischen Entscheidungen ergeben. Um diese wichtige Fragen beantworten zu können, 
müßten Methoden zur Umrechnung der jöhrlichen Haushaltsansötze in reale Größen entwickelt 
werden. Richtig ist, daß die Ausgaben für die Agrarsozial pol itik im letzten Jahrzehnt die 
störkste Dynamik entfaltet haben, diejenigen zur Förderung agrarstruktureller Verbesserungen 
dagegen am wenigsten gewachsen sind. 

An anderer Stelle weist SCHMITT auf den Zusammenhang zwischen staatlicherseits zu fördern
der Anpassungsprozesse und der Steigerung direkter preis- und einkommenspolitischer Einkom
menstransfers via Markt bzw. Staatsbudget hin (SCHMITT, 6, S. 20). Indem SCHMITT hier 
beide Faktoren zusammen nennt, relativiert er - wie ich meine zutreffend - seine These vom 
rascheren Anstieg fiskal ischer Förderung gegenüber der preispol itischen. 

4 Vorrangige Ziel richtung staat I icher Agrarförderung 

Bei der Bewertung von Beihilfen in qual itativer und quantitativer Sicht lassen sich zwar .be
stimmte Erkenntnisse für die staatliche Agrarförderung gewinnen. Dennoch bleibt letztlich 
die Frage offen, welchem Ziel diese Hilfen vorrangig dienen sollen. 

Hier hat SCHMITT im Rahmen seiner weit angesetzten Betrachtung darauf verzichtet, eine 
Antwort zu geben. Er hat jedoch bei der Suche nach einer Lösung den BI ick auf die ökonomi
schen Determinanten gelenkt (SCHMITT, 6, S. 20), und damit die Dimension deutlich ge
macht, die sich hieraus für die UnterstUtzung der Landwirtschaft ergibt. 

Im Spannungsfeld täglicher Politik wird es immer nur einen Kompromiß zwischen einem Opti
mum einkommenspol itischer Umverteilung zugunsten der Landwirtschaft und dem Umfang 
staatl icher Ressourcen geben. Zur Verwirkl ichung dieses Zieles werden auch weiterhin preis
politische und unmittelbare haushaltswirksame Mittel eingesetzt werden müssen; wobei die 
Schwierigkeit zwischen Allokation und Verteilung zwangsläufig auftritt (TANGERMANN, 
7, S. 144). 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß SCHMITT mit dieser Arbeit dazu beigetragen hat, 
verstärkt die Aufmerksamkeit auf Struktur und Entwicklung der staatlichen Agrarförderung zu 
lenken. Zugleich hat SCHMITT deutlich gemacht, daß sich hier der agrarökonomischen For
schung ein weites Feld auftut, das der Bearlleitung bedarf, ehe zweifelsfreie Ergebnisse zu 
erzielen sind. 

Voll zuzustimmen aber ist der Erkenntnis von SCHMITT, daß die Vielschichtigkeit der Ziel
setzung im agrarpol itischen Raum äußerster Wachsamkeit gegenüber den zu ihrer Erfüllung er
forderlichen Mitteln bedarf. 

In der Agrarpol itik und auch der Verwal tung herrscht Ratlosigkeit angesichts der zwar logi
schen, aber die politikwissenschaftliche Komponente häufig vermissen lassenden Vorschläge 
der Agrarwissenschaft. Weder die im Hinbl ick auf das anzustrebende Marktgleichgewicht 
empfohlene Preissenkung, noch die vorgeschlagenen Preis-Beihilfe-Systeme sind real isierbar. 
Wir brauchen noch viele Anregungen zu dem Grundproblem, wie in einem vernünftigen Zeit
raum die strukturelle Hypothek der europöischen Landwirtschaft ohne soziale Hörten abge-
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tragen werden ktSnnen und die europHische Landwirtschaft weltweit wettbewerbsftlhig wird. 
Bereits eine zutreffende Beschreibung und richtige Einordnung dieses Grundproblems in unsere 
Gesellschaftspol itik wtlre ausgesprochen hilfreich. 
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Die Zusammensetzung des nachgefragten Warenkorbes hängt von der Höhe der Einkommen ab. 
Das Engelsche Gesetz bestätigt fUr die Landwirtschaft in schmerz I icher Weise die Richtigkeit 
dieser These. Aus ihr folgt, daß auch eine Änderung der Einkommensverteilung die Zusammen
setzung des nachgefragten Warenkorbes ändert, weil die einkommensmäßig besser gestellte 
Gruppe der Bevölkerung nicht die gleichen Guter in gleichem Maße zusätzlich nachfragt, wie 
sie von der schlechter gestellten Gruppe weniger nachgefragt werden. Da die Produktion und 
damit der Einsatz der Ressourcen von der Nachfrage gesteuert werden, folgt aus der vertei
lungsbedingten Abhängigkeit der Nachfrage, daß auch die Allokation von der Verteilung der 
Einkommen mitbestimmt wird. 

Der Faktoreinsatz wird nicht nur von Änderungen auf der Nachfrageseite sondern auch von 
solchen auf der Angebotsseite beeinflußt. So fUhrt z.B. der technische Fortschritt zu verän
derten Preisrelationen zwischen den Produktionsfaktoren, die ihrerseits - Substitutional ität 
vorausgesetzt - zu einer Änderung des Faktoreinsatzes fuhren. Nun ist aber die Ausnutzung 
des technischen Fortschritts bei der Produktion verschiedener GUter und Dienstleistungen un
terschiedl ich, so daß sich auch die Preisrelationen zwischen den GUtern und Dienstleistungen 
ändern. 

Auch wenn dabei die Nominaleinkommen konstant bleiben, verändert sich wegen des unter
schiedl ichen Gewichts der relativ bill iger und relativ teurer gewordenen GUter im nachge
fragten Warenkorb bei Beziehern unterschiedlich hoher Einkommen die Verteilung der Real-
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einkommen, auf die bei Verteilungswirkungen abzustellen ist. Es besteht also eine wechsel
seitige Abhöngigkeit zwischen Faktorallokation und Einkommensverteilung. -

Die beiden Beispiele beziehen sich auf die vertikale personelle Verteilung der Einkommen. 
Es kann sich aber auch die Verteilung der Einkommen zwischen Sektoren und Regionen bzw. 
Volkswirtschaften öndern. Da die Agrarpol itik bisher in erster Linie als sektorale Wirtschafts
politik angesehen wurde, stehen diese Verteilungswirkungen höufig sogar im Vordergrund. 
Auch in dieser Hinsicht bestehen enge Wechselbeziehungen zwischen Allokations- und Ver
teilungswirkungen • 

Wird das Einkommen des landwirtschaftlichen Sektors mit Hilfe von Subventionen erhöht, 
wandern weniger Landwirte in andere Sektoren mit einer besseren Entlohnung ab und die Pro
duktion wird erhöht, d.h. die Subvention bindet mehr Faktoren im landwirtschaftlichen Be
reich. KnUpft die Subvention nicht an die Preise der Produkte oder an das Einkommen an, 
sondern werden Produktionsfaktoren durch sie verbill igt, z. B. DUngemittel, löuft die -Anpos
sung in entgegengesetzter Richtung ab. Die geönderte Allokation der Faktoren steht am An
fang; sie fUhrt dann zu einer Erhöhung des Sektoreinkommens und zwar teilweise durch eine 
Erhöhung des Stuckgewinns der bisherigen Produktion, teilweise durch eine Vergrößerung der 
Produktion, wobei die Preise allerdings - je nach Umfang und Art der staatl ichen Interven
tion auf den betreffenden Mörkten - mindestens teilweise zurUckgehen werden. 

FUr die zu untersuchenden Wirkungen unterschiedlicher Subventionen fUr die Landwirtschaft 
können wir von folgenden Prömissen ausgehen: 

1. Verönderungen der Einkommensverteilung ziehen Änderungen der Allokation der Produk
tionsfaktoren nach sich; ebenso bewirkt eine geönderte Allokation eine Änderung der Ver
teilung der Realeinkommen. Ein Urteil uber die durch die staatliche Tötigkeit verursach
ten Änderungen lößt sich also nur föllen, wenn sowohl die allokativen als auch die redi
stributiven Wirkungen untersucht werden. Eine bestimmte Allokation der Ressourcen lößt 
sich also nicht unabhöngig von der Verteilung der Einkommen und umgekehrt verwirkli
chen. 

2. Eine generelle Aussage darUber, wann die Ressourcen optimal eingesetzt sind, lößt sich 
nicht machen. 1) 

Nur bei einer gegebenen Einkommensverteilung und einem gegebenen Stand der Technik, die 
zu bestimmten Relationen der Faktor- und Produktpreise fUhren, Ii:lßt sich das Optimum ein
deutig bestimmen. Diese Optimal kriterien sind von der ökonomischen Theorie ausfuhrlieh dar
gestellt worden (GIERSCH, 6, S.I09ff.; SOHMEN, 17, S. 39 ff.;ALBERS, I, S. 123ff.). 
Sie umfassen die Faktorallokation bei der Produktion eines Gutes in einer Unternehmung, er
weitern sie auf mehrere GUter und mehrere Unternehmen bzw. Branchen und Volkswirtschaften 
und beziehen auch die Nachfrageseite mit ein, weil es auf die Nutzenmaximierung der priva
ten Haushalte ankommt. Schließlich haben auch noch externe Effekte und Marktformen (Ver-

1) Vgl. dazu SOHMEN (17), der dazu im Kapitel I, S. 4, schreibt: "Die dritte Dimension 
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des Knappheitsproblems bezieht sich auf die Verteilung des GUterangebots auf die einzel
nen Mitglieder der Gesellschaft •••• So einsichtig diese dritte Dimension des Knappheits
problems erscheint, so wenig zugi:lngl ich erweist sie sich andererseits einer .••• pri:lzisen 
Analyse •••• Dieser Vorwurf (die Vernachli:lssigung des Verteilungsproblems) trifft naturge
mi:lß in vollem Umfang auch das vorl iegende Buch, ohne daß sein Verfasser dem mehr ent
gegensetzen könnte als ein Eingestöndnis, daß er sich nicht in der Lage sieht, den beste
henden Agnostizismus in dieser Hinsicht durch wesentliche neue Einsichten zu Uberwinden." 
Das heißt nichts anderes, als daß Aussagen Uber eine optimale Allokation nur unter Aus
schaltung des Verteilungsproblems zu machen sind. 



haltensweisen) eine Bedeutung. Im Grunde lassen sich die auf der Produktionsseite fUr die 
Verwirklichung einer optimalen Allokation zu erfUlienden Bedingungen auf das von EUCKEN 
(5, S. 328) formulierte wirtschaftliche Prinzip zurUckfuhren. Es besagt, daß ein gegebenes 
Ziel (output) mit einem möglichst geringen Einsatz von Ressourcen (input) erreicht werden 
oder einem gegebenen input ein möglichst großer output entsprechen soll. Es stellt also eine 
allgemeine Maxime fUr ein rationales Handeln dar, die unabhöngig von bestimmten ökonomi
schen oder außerökonomischen Zielen ist. Es kann deshalb auch nicht aus einer bestimmten 
Zielsetzung z. B. einer fUr erwunscht gehaltenen Verteilung des Einkommens zwischen Haus
halten, Sektoren oder Volkswirtschaften eine Kollision mit der Verwirklichung einer optima
len Allokation der Ressourcen abgeleitet werden. Eine optimale Allokation sollte deshalb 
nicht auf die gleiche Stufe wie konkrete wirtschaftspolitische Ziele: gleichmößiges Wachs
tum, hohe Beschöftigung, Geldwertstabil itöt oder eine gleichmößigere Einkommens- und/oder 
Vermögensverteilung gestellt werden. Sie stellt vielmehr eine Nebenbedingung dar, auf deren 
Verwirklichung bei allen diesen Zielen geachtet werden sollte. 

Das agrarpolitische Ziel, einen bestimmten Selbstversorgungsgrad mit Nahrungsmitteln in 
einem Land zu erreichen, ist ein gutes Beispiel fUr die Abhöngigkeit einer optimalen Faktor
allokation von der jeweil igen wirtschaftspol itischen Zielsetzung. Liegt der angestrebte Selbst
versorgungsgrad höher als der bisherige, so werden mehr Ressourcen in dem betreffenden Land 
im landwirtschaftlichen Sektor eingesetzt. Die Auf teilung der Einkommen auf das Land mit 
dem verstörkten Agrarprotektionismus und die bisherigen Agrarexportlönder wird sich l:indem. 
Die Optimalitötsbedingungen lassen sich auch bei der verönderten internationalen Arbeits
teilung verwirklichen. 

Nun wird aber argumentiert, die Eingriffe der Öffentlichen Hand wUrden Wohlfahrtsverluste 
mit sich bringen, weil sie zu einer Faktorallokation auf einer gesamtwirtschaftlichen Wohl
fahrtsfunktion mit einem niedrigeren Niveau fUhren wUrde. Hiergegen ist einzuwenden, daß 
die Allokation sich nach wie vor an den Faktorpreisverhöltnissen orientiert und bei den ge
gebenen Preisrelationen optimal ist. Diese Relationen haben sich allerdings als Folge der mit 
den Interventionen bewirkten Verönderung der Einkommensverteilung auch vertlndert. Die 
GUter und Dienste werden also anders als bei einem Zustand vollstl:indiger Konkurrenz bewer
tet. Interveniert der Staat z.B. mit dem Ziel, die Selbstversorgung bei bestimmten landwirt
schaftlichen Produkten zu erhöhen, geht in die Preise die erhöhte Selbstversorgung als wert
erhöhender Faktor mit ein. 

Bei solchen den internationalen Handel umlenkenden Staatseingriffen kann allerdings erwartet 
werden, daß das Niveau des (realen) Sozialproduktes kleiner als bei Freihandel ist. Wird 
eine Maximierung des Sozialprodukts, d.h. die kUrzer- oder Il:ingerfristig maximale Versor
gung mit materiellen GUtem, als oberstes Ziel aufgestellt, ist die dazu erforderliche Allo
kation der Ressourcen als optimum optimorum anzusehen. Es kollidiert dann aber nicht das 
Allokationsziel, sondern das Ziel der maximalen GUterversorgung mit anderen Zielen. 
In der ökonomischen Theorie wird bei Einbau des Zeitfaktors in der Regel von einer Kollision 
zwischen Wachstums- und Verteilungspolitik gesprochen. 

Die These, daß sich unabhöngig von dem verfolgten wirtschaftspolitischen Ziel eine optimale 
Allokation der Ressourcen verwirklichen lößt, besagt allerdings nicht, daß diese auch immer 
verwirklicht wird. Zwei Ursachen können eine Optimierung verhindern: 
1. Friktionen im marktwirtschaftlichen Anpossungsprozeß. 
2. Das Außerkraftsetzen der Marktsteuerung durch staatliche Interventionen. 

Zu 1.: Die Gefahr einer beeintröchtigten Marktsteuerung ist im landwirtschaftlichen Bereich 
groß. Die relativ große Immobilitöt der Produktionsfaktoren behindert eine ausreichend 
schnelle Anpossung an wirtschaftliche Verl:inderungen. Durch Kapital mangel oder durch man
gelnde Transporenz unterbliebene Rationalisierungsinvestitionen wirken in der gleichen Rich-
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tung. Subventionen, die an diesen Schwachstellen des marktwirtschaftlichen Anpossungspro
zesses ansetzen, können zu einer besseren Allokation der Ressourcen beitragen. 

Zu 2.: Bemißt die Öffentl iche Hand Subventionen fUr die Landwirtschaft so, daß ein Interesse 
an einem effizienten Einsatz der Ressourcen nicht mehr besteht, kann nicht erwartet werden, 
daß eine optimale Allokation erreicht werden kann. Die Garantie eines Mindesteinkommens 
wUrde eine solche Wirkung besitzen; da sich in dem gleichen Maße, wie sich durch einen 
ineffizienten Faktoreinsatz das Leistungseinkommen verringert, die Subvention erhöht. In die 
gleiche Richtung wUrden auch kostendeckende und/oder PariHitspreise wirken. Bei kosten
deckenden Preisen wird kein Druck auf die EinfUhrung kostendeckender Produktionsverfahren 
mehr ausgeubt; die Verleitung zu einer unrationellen Produktion ist im Verhöltnis zur Garan
tie eines Mindesteinkommens nur insofern geringer, als noch ein Anreiz zur Mehrproduktion 
bestehen bleibt, da sie einkommenserhöhend wirkt. Bei Paritätspreisen wird ein effizienter 
Einsatz der Produktionsfaktoren noch weniger beeintröchtigt, da Kosteneinsporungen gewinn
erhöhend sind. Da bei einer in der Vergangenheit liegenden Basisperiode die Preisrelationen 
durch den technischen Fortschritt ermögl ichte Rational isierungen nicht widerspiegeln, wird 
ledigl ich der Druck abgeschwächt, durch Rationalisierungsmaßnahmen Kosten zu senken. 

Die Beispiele zeigen, daß es fUr die Beurteilung von Subventionen zur Verbesserung der Ein
kommenslage der Landwirtschaft wichtig ist, Wirkungen auf die Allokation mit zu berUcksich
tigen, auch wenn mit ihnen primär andere Ziele verfolgt werden. Förderungsmaßnahmen zu
gunsten der Landwirtschaft werden mit Hilfe von Nutzen-Kosten-Analysen bewertet. Dabei 
gehen in die Berechnung der Kosten negative Allokationswirkungen mit ein. Wird also z.B. 
ein Selbstversorgungsgrad mit Nahrungsmitteln von 75 v.H. angestrebt, so durfen fUr die Be
urteilung der Maßnahmen nicht nur die Aufwendungen der Öffentlichen Hand in Form von 
direkten EinkommensUbertragungen angesetzt werden, durch die ein Anreiz zur Mehrproduk
tion ausgelöst wird, sondern es ist in der Aufwandrechnung auch die durch flankierende Maß
nahmen (Zölle, Abschöpfungen, Einfuhrkontingente) eintretende Verteuerung der Versorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln zu berUcksichtigen. In ihnen kommen die durch die be
eintröchtigte internationale Arbeitsteilung verursachten Nachteile zum Ausdruck. Ähnlich 
verhält es sich mit der Beurteilung von Maßnahmen, die der Erhaltung einer großen Zahl selb
stöndiger Existenzen in der Landwirtschaft dienen und die zur Folge haben, daß die mit wach
sender Betriebsgröße eintretende Degression der StUckkosten nicht ausgenutzt werden kann. 
Auch in diesem Fall mUssen die mit einer Pol itik der Erhaltung eines breitgestreuten Eigen
tums verbundenen höheren Kosten bei einer Nutzen-Kosten-Analyse berUcksichtigt werden. 
Auch wenn man ein selbstöndiges Allokationsziel nicht anerkennt, bedeutet dies also nicht, 
daß Allokationswirkungen fUr den Einsatz der agrarpolitischen Instrumente unwichtig sind. 

Solange die Wissenschaft nicht den Anspruch erhebt, die agrarpolitischen Ziele selbst zu be
stimmen, kann sie nur die Wirkungen, die mit der Verwirklichung bestimmter Ziele und den 
dabei eingesetzten Mitteln verbunden sind, untersuchen. Bei einem solchen der positiven 
Theorie zuzuordnenden Ansatz, der auch hier gewöhlt wird, werden zwar die Allokations
wirkungen und die daraus resul tierenden einzelwirtschaftl ichen und sozialen Kosten mit be
rUcksichtigt; aber die Allokation wird nicht in der Weise verabsolutiert, daß jeweils nur die 
Lösung mit den niedrigsten einzelwirtschaftlichen Kosten angestrebt wird. 

Im folgenden werden die wichtigsten Instrumente der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik 
auf ihre Verteilungswirkungen hin untersucht. Dabei werden auch Wirkungen auf die Alloka
tion z. B. ein Anreiz zur Mehrproduktion, das Entstehen nicht absetzbarer ÜberschUsse usw. 
mit einbezogen, wenn dies zur Beurteilung der Instrumente wichtig ist. 
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Die Verteilungswirkungen sollen unter folgenden Aspekten untersucht werden: 

1. vertikal und personell, innerhalb der Landwirtschaft, 
2. sektoral , zwischen der Landwirtschaft und anderen Sektoren, 
3. regional, innerhalb der Landwirtschaft aber auch zwischen verschiedenen 

Volkswirtschaften. 

An Instrumenten sollen in die Betrachtung einbezogen werden: 

1. Einkommenssubventionen, 
2. Preissubventionen, direkte und indirekte, 
3. Subventionen je Fll:lchen- oder Tiereinheit, 
4. Investitionshilfen, 
5. Mengenregulierungen, 
6. Preisdifferenz ierungen. 

2 Die Wirkungen verschiedener Subventionen 

2.1 Einkommenssubventionen 

Bemessungsgraundlage der Subventionen ist das Leistungseinkommen (der Gewinn) der Land
wirte. Soll ledigl ich das Niveau des landwirtschaftl ichen Einkommens erhöht werden, wl:lre 
es konsequent, einen bestimmten Prozentsatz des Leistungseinkommens als Subvention zu ge
wl:lhren. Die Verteilung des Einkommens innerhalb der Landwirtschaft bliebe unverl:lndert. 

Aus den bei einem solchen VerteilungsschlUssel mit höheren Gewinnen (größeren Betrieben) 
absolut zunehmenden Subventionsbetrl:lgen ist teilweise der Schluß gezogen worden, sie be
gUnstigten größere Betriebe. Es verdient hervorgehoben zu werden, daß sie verteilungsneutral 
wirken, denn nicht die Größe der absoluten Änderung des Einkommens, sondern die Verl:lnde
rung der Relationen zwischen den Einkommensbeziehern ist verteilungsrelevant. Wird also 
z.B. in erster Linie eine Erhöhung des Selbstversorgungsgrades angestrebt, kommen dafUr ver
teilungsneutrale Einkommenssubventionen durchaus infrage. Es wird allerdings zu prUfen sein, 
ob der fUr das Erreichen dieses Zieles notwendige Produktionsanreiz nicht wirksamer uber 
Preissubventionen zu erreichen ist. Außerdem wird in der Regel nicht eine "ungezielte " 
Mehrproduktion aller landwirtschaftl ichen Erzeugnisse angestrebt, sondern je nach dem unter
schiedlichen Selbstversorgungsgrad bei einzelnen Produkten oder entsprechend ihrer Einstu
fung als lebensnotwendige GUter, GUter des gehobenen Bedarfs oder LuxusgUter wird ein dif
ferenzierter Produktionsanreiz fUr wUnschenswert gehal ten, so daß man in der Regel davon 
ausgehen kann, daß Produktionsziele besser mit produktgebundenen, die Erlöse einzelner 
Produkte unmittelbar beeinflussenden Subventionen zu erreichen sind. 

Soll priml:lr die Verteilung der Einkommen verl:lndert werden, sind dagegen Einkommenssub
ventionen das beste Instrument, weil sie als einzige bei der Größe ansetzen, die verl:lndert 
werden soll. Alle anderen Subventionsformen knUpfen an Hilfsgrößen an, die nicht streng 
mit dem Einkommen korrel iert sind, so daß sich mindestens teilweise unerwUnschte Vertei
lungswirkungen ergeben. Die gewUnschte Richtung der Verl:lnderung der Einkommensvertei
lung hl:lngt von dem mit der Umverteilung verfolgten Ziel ab. Ist bisher eine kostengUnstige 
Produktion an zu vielen kleinen Betrieben gescheitert, die im Bereich steigender Skalener
trl:lge produzieren und soll durch eine verstl:lrkte Abwanderung aus der Landwirtschaft diese 
durch zu geringe Mobilitl:lt bedingte Friktion im Allokationsmechanismus beseitigt werden, 
mUssen KUmmerexistenzen bzw. Landwirte mit unzureichendem Einkommen aus der Förderung 
ebenso ausscheiden wie die Nebenerwerbslandwirte, die durch das von ihnen beanspruchte 
Produktionspotential eine Strukturverbesserung blockieren. Diese Zielsetzung kann als Bei
spiel fUr die Prioritl:lt des Allokations- im Verhl:lltnis zum Verteilungsziel interpretiert wer
den; denn wer wollte heute schon eine Umverteilung zugunsten der "Großen" anstreben? 
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Eine umgekehrte Verteilungswirkung muß angestrebt werden, wenn man aus sozialpolitischen 
GrUnden die wirtschaftl iche Lage der Bezieher kleiner Einkommen verbessern will. In diesem 
Fall mUßten die größeren Betriebe bzw. die Bezieher höherer Einkommen, deren Einkommen 
bestimmte Grenzen Uberschreiten (ProsperitCltsklausel), von der Subvention ausgeschlossen 
werden oder diese mUßte in Umkehrung eines progressiven Steuertarifs mit dem Einkommen 
degressiv gestaffel t sein. Die Subventionen mUßten in gleicher Weise differenziert werden, 
wenn aus gesellschaftspol itischen GrUnden mögl ichst viele selbstClndige Existenzen erhal ten 
werden sollen. Da die Existenz der kleinen und nicht der größeren Landwirte gefClhrdet ist, 
mUßten in erster Lin ie die ersteren gefördert werden. 

Die verschiedenen Formen der Einkommenssubventionen wirken sich auch unterschiedlich auf 
die Allokation der Produktionsfaktoren aus. Gemeinsam ist allen Einkommenshilfen, daß sie 
einen Anreiz zur Mehrproduktion auslösen. Die Produktion ist in den Augen der Landwirte 
lohnender geworden. Auch ohne exakte Ermittlung des Gewinns nach Ergebnissen der Buch
fUhrung werden sie dies an der Verbesserung ihrer LiquiditCltslage bzw. am Abbau ihrer Ver
schuldung erkennen. Es werden also mehr Ressourcen im landwirtschaftl ichen Sektor gebunden, 
als dies aufgrund der GrenzproduktivitClt bewertet zu Marktpreisen gerechtfertigt wClre. Das 
gilt nicht nur fUr einen Sektorenvergleich innerhalb einer Volkswirtschaft, sondern auch im 
VerhClltnis zur Landwirtschaft in anderen Volkswirtschaften, in denen keine entsprechenden 
Einkommenssubventionen gezahlt werden. Weder das Handelsoptimum noch das Produktions
maximum sind als Folge der sektoralen Einkommenssubventionen verwirklicht worden. Werden 
die Subventionen mit dem Selbstversorgungsziel beg rUndet, wird diese Wirkung bewußt ange
strebt. Es ist dann nur zu untersuchen, wie hoch die Nachteile aus der BeeintrClchtigung der 
internationalen Arbeitsteilung sind, die sich in der Tatsache Clußern, daß nicht mehr amko
stengUnstigsten Standort (gemessen an den Marktpreisen ohne staatl iche Interventionen) pro
duziert wird, damit festgestellt werden kann, ob das Selbstversorgungsziel diese Nachteile 
rechtfertigt. 

Handelsoptimum und Produktionsmaximum werden auch beeintrClchtigt, wenn die Umvertei
lungszielsetzung gleichgUltig ob sozial- oder gesellschaftspol itisch begrUndet - im Vorder
grund steht; denn auch hier löst die einkommensmClßige Besserstellung des Sektors eine Pro
duktionsumlenkung aus. Sie braucht auch bei gleichem Umfang des Subventionsbetrages wie 
bei der Selbstversorgungszielsetzung nicht gleich stark zu sein; denn die AngebotselastizitClt 
der begUnstigten Betriebe ist unterschiedl ich. Im allgemeinen durften größere Betriebe stClr
ker als kleinere auf eine Verbesserung ihrer RentabilitClt reagieren. Werden solche Umvertei
lungsziele verfolgt, stellen die Allokationseffekte nur unbeabsichtigte Nebenwirkungen dar. 
Da diese Wirkungen negativ zu beurteilen sind, können sie gegebenenfalls das Ausmaß der 
Umverteilung begrenzen. 

Bei der Beseitigung von Friktionen im Allokationsmechanismus durch Einkommenssubventionen 
- die beeintrClchtigte MobilitClt soll durch Ausschluß der Grenzproduzenten von der Subven
tion vergrClßert werden - stellt sich umgekehrt die Frage, in welchem Umfang eine im allge
meinen auf eine Nivellierung der Einkommensunterschiede ausgerichtete Verteilungspolitik 
durch eine solche al lokativ orientierte Subventionspol itik konterkariert werden darf. Die 
Beantwortung dieser Frage wird nicht zuletzt davon abhClngen, welche Einkommensmöglich
keiten den aus der Landwirtschaft Ausscheidenden außerhalb der Landwirtschaft geboten wer
den können. Stellen sie sich auf mittlere Sicht deutlich besser, dUrften die Bedenken gegen 
eine BeschrClnkung der Subventionen auf l existenzfClhige" oder l entwicklungsfClhige" Betriebe 
kleiner sein, als wenn der Ausschluß von der Subventionierung sie auch fUr die Zukunft ein
kommensmClßig diskriminiert. Betrifft der Ausschluß von den Einkommenssubventionen Land
wirte, die keine oder nur schlechte Möglichkeiten zur außerlandwirtschaftlichen ErwerbstCl
tigkeit besitzen, dann wird ein Ausschluß von der Einkommenssubvention nur hinzunehmen 
sein, wenn sie sozial ausreichend abgesichert werden. 
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In der Praxis spielen auf das Leistungseinkommen bezogene Subventionen nur eine geringe 
Rolle. Es I iegt nahe anzunehmen, das auf die fehlende Buchführung und eine nicht vorhan
dene zuverlässige Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Einkommenssubventionen zurückzu
führen. Ob damit allerdings die tatsächl ichen Ursachen angesprochen sind, erscheint zweifel
haftj denn wenn die öffentlichen Hilfen für die Landwirtschaft einen erheblichen Teil des Lei
stungseinkommens ausmachen - z.T. 50 v.H. und mehr - und die Landwirtschaft damit rech
nen kann, daß sie nachhai tig gewährt werden, würde die Landwirtschaft die für eine Einkom
menserm ittl ung notwend igen Buchführungsunterl agen - eine E innahme-/ Ausgabe - Überschu ß
rechnung würde genügen - schnell erstellen, wenn sie damit rechnen müßte, daß die Subven
tionen von derartigen Aufzeichnungen abhängen. Man darf in diesem Punkt nicht von den 
Schwierigkeiten ausgehen, die sich bei der Erstellung einer Buchführung für steuerliche Zwek
ke ergeben haben, weil die Interessenlage der Landwirte genau umgekehrt ist 1) . Der Haupt
grund dürfte darin I iegen, daß die Pol itiker sich scheuen, sich bewußt und offen erkennbar für 
eine bestimmte Verteilung der Subventionen zu entscheiden. Die Gießkanne hat sich, auch 
wenn mit den äffentlichen Hilfen "Gerechte" und "Ungerechte" berieselt werden, für den 
Politiker als eine beliebte Methode erwiesen, weil er niemand weh tut. 

Im Rahmen der Einkommenssubventionen muß auch die Garantie eines Mindesteinkommens als 
Verteilungsmaßstab mit erwähnt werden. Dieses Prinzip wird im Rahmen der Sozialhilfe ange
wendet und liegt auch dem in den Vereinigten Staaten entwickelten Gedanken einer negati
ven Einkommenssteuer zugrunde. Sozialhilfe erhalten aber nur diejenigen, die nicht erwerbs
fähig sind oder deren Erwerbseinkommen zur Sicherung des Existenzminimums nicht ausreicht 
und die nicht durch Ausschöpfung anderer Quellen (eigenes Vermögen, Unterhalt durch die 
Familie) gesichert werden können. Für Selbständige ist aber kaum festzustellen, ob sie bei 
größeren Anstrengungen und rationellerem Einsatz der Produktionsfaktoren ein höheres Ein
kommen erzielen könnten. So wirkt sich die Garantie eines Mindesteinkommens als Faulheits
prämie aus. Außerdem würde eine Übertragung der Prinzipien der Sozialhilfe, nach denen 
nur ein Existenzminimum gesichert wird - dadurch wird der Anreiz zur mißbräuchlichen Inan
spruchnahme stark eingeschränkt, - den oben erwähnten agrarpol itischen Zielen kaum ent
sprechen. Der Gedanke, Mindestgrößen zu garantieren, wird deshalb im Rahmen von öffent
lichen Hilfen für die Landwirtschaft nur bei Preissubventionen aufgegriffen, weil bei ihnen 
ähnl ich wie bei einem garantierten Mindestlohn für unselbständig Tätige, das Einkommen von 
den Leistungen der Subventionsempfänger abhängig bleibt, so daß ein Leistungsanreiz beste
hen bleibt und ein effizienter Einsatz der Produktionsfaktoren sich auszahlt. Der Verzicht auf 
die Garantie eines Mindesteinkommens in der Agrarpol itik dürfte deshalb durch die negativen 
Allokationswirkungen zu erklären sein. 

2.2 Preissubventionen 

Bei Preissubventionen sind direkte Ausgleichszahlungen durch die öffentliche Hand (deficiency 
payments) und eine indirekte Subventionierung zu unterscheiden, bei denen durch Staatsein
griffe auf den Märkten die Erzeugerpreise über die Preise bei freier Marktpreisbildung ange
hoben werden. Bei diesen indirekten Subventionen hat die Öffentliche Hand die Finanzie
rungslast auf die Konsumenten abgewälzt. Selbstverständlich zahlt auch die direkten Aus
gleichszahlungen letztlich der Konsument in seiner Eigenschaft als Steuerzahler. Allerdings 
ist die Verteilungswirkung, die sich ja nicht nur für die von den Subventionen Begünstigten 
sondern auch für die davon Belasteten stell t, unterschied I ich. Die Belastung der Einkommens
bezieher durch direkte Subventionen verteilt sich entsprechend ihrem Beitrag zum allgemeinen 
Steueraufkommen. Da die Steuerlasten sich auch bei Einbeziehung der Verbrauchssteuern 

1) In der Bundesrepublik Deutschland ist fehlende Buchführung gleichbedeutend mit einer 
einkommensteuerl ichen Privilegierung, wobei allerdings die Tendenz besteht, bei den an 
sich buchführungspfl ichtigen Schätzungslandwirten die Steuervortei le abzubauen. 
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leicht progressiv verteilen, werden die Bezieher höherer Einkommen relativ stärker als die 
Bezieher niedriger Einkommen belastet. Bei indirekten Subventionen über höhere Agrarpreise 
verteilt sich die Belastung entsprechend dem Anteil der Ausgaben für Nahrungsmittel am Ein
kommen auf die Einkommensbezieher . Da dieser Anteil mit wachsendem Einkommen kleiner 
wird, ergibt sich eine regressive Lastverteilung. 

Obwohl diese Verteilungswirkung sozial unerwünscht ist, herrscht diese Subventionsform in 
der EWG vor. Der Öffentl ichen Hand war die finanzielle Entlastung offensichtl ich wichtiger 
als eine soziale Lastverteilung; oder anders formuliert: Die fiskalische hat über die soziale 
Zielsetzung gesiegt. So sozial, wie ihn viele gerne sehen möchten, ist der Staat also offen
bar nicht. Hinzu kommt die Unmerklichkeit der Subventionen; denn wer ist sich schon bewußt, 
daß er für Nahrungsmittel 20 oder 25 v.H. mehr ausgeben muß als ohne die staatlichen Inter
ventionen und daß sein Realeinkommen bei einem durchschnittlichen Anteil der Nahrungs-
und Genußmittel an den Lebenshaltungskosten von etwa 30 v. H. in der Bundesrepubl ik Deutsch
land um 6 - 7 v.H. verkleinert worden ist? Diese Unmerklichkeit ist auch gleichzeitig die 
beste Garantie für die Aufrechterhai tung der Subventionen. 

Hier I iegt der Grund für die Befürwortung dieser Subventionsform durch die Landwirtschaft. 
Bei direkten Subventionen würden diese Staatsausgaben in das Tauziehen um die jährliche 
Verteilung der knappen Haushaltsmittel mit einbezogen und die Landwirte könnten nicht da
mit rechnen, daß sie bei einer Ebbe in den öffentlichen Kassen ungeschmälert erhalten blie
ben und/oder proportional zur Steigerung der Produktion erhöht würden. Die Erfahrungen in 
Großbritannien, das vor dem Beitritt zur EWG mit Schwerpunkt diese Subventionsform ange
wendet hat, bestätigen dieses Risiko. Auch in dieser Hinsicht ist der Staat kein verläßlicher 
pol itischer Partner. 

Neben der unterschiedlichen Verteilung der Finanzierungslasten ist auch zu prüfen, ob von 
den bei den Subventionsformen ein verschieden starker Anreiz zur Mehrproduktion ausgeht. 
In der Literatur wird teilweise die Meinung vertreten, der Zusammenhang zwischen Preisen 
und produzierter Menge sei bei den indirekten Subventionen über höhere Marktpreise stärker. 
Das würde bedeuten, daß die außerhalb des Marktes gezahlten Subventionen, auch wenn sie 
zu eine~ gleich hohen Erlös für den Landwirt wie über höhere Marktpreise führen, für den 
Landwirt nicht den gleichen Stellenwert besitzen. Es fragt sich, ob der Landwirt sich bei der 
Planung seiner Produktion an dem Markterlös oder an dem Gesamterlös (Marktpreis + Preis
subvention) ausrichtet. Da die Gesamteinnahmen für das Einkommen des Landwirts, das die 
Zielgröße für sein Verhalten ist, ausschlaggebend sind, ist nicht anzunehmen, daß er ver
schieden reagiert. Das gilt um so mehr, wenn der Subventionsbetrag zur Verwaltungsverein
fachung über den Abnehmer des Landwirts abgerechnet wird, weil er dann in dem Auszah
lungspreis enthalten ist und der Landwirt sich gar nicht bewußt wird, in welcher Höhe eine 
Subvention den Auszahlungsbetrag erhöht hat. Im Hinblick auf den Produktionsanreiz dürfte 
kein Unterschied zwischen direkter und indirekter Preissubvention bestehen, so daß daraus 
auch kein Argument für eine direkte Preissubvention abgeleitet werden kann. Eine unter
schiedl iche Verhaltensweise ist ledigl ich dann zu erwarten, wenn der Zeitpunkt der Auszah
lung der direkten Subventionen zeitlich später liegt, weil der Landwirt z.B. nach Abschluß 
des Wirtschaftsjahres mit den entsprechenden Belegen einen Antrag auf die Auszahlung der 
Subventionen stellen muß. Bei pflanzlichen Erzeugnissen ist dann großenteils die Herbstbe
stellung vorbei und damit der Umfang der Produktion des neuen Wirtschaftsjahres festgelegt, 
bevor der Landwirt die Subvention erhalten hat, ja bevor er ihre Höhe kennt. Weiter ist 
dann mit einem unterschiedlichen Produktionsanreiz zu rechnen, wenn der Landwirt das Risi
ko der Weitergewtihrung der Subvention bei den beiden Formen unterschiedl ich einschätzt, 
z.B. wie erwähnt, die Unsicherheit bei direkten Ausgleichszahlungen aus dem Staatshaus
hai t als größer ansieht. 
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Der Produktionsanreiz im Verhäl tnis zu einer Einkommenssubvention dürfte dagegen größer 
sein, weil bei ihr eine Zurechnung der Mehreinnahmen zu einzelnen Produkten fehlt und 
auch die höheren Preise (Erlöse) keine Signalwirkung auslösen. Der Landwirt orientiert sich 
mit seiner Produktion in diesem Fall an der verbesserten Liquidität. Zusätzliche Liquidität 
setzt er mit verbesserter Rentabil ität gleich. Das gil t generell für alle nicht buchführenden 
Landwirte, weil ihnen bessere Kriterien für die Beurteilung der Rentabilität weitgehend feh
len. So ist deutlich eine Abhängigkeit der Höhe der Investitionen von den Ernteergebnissen 
des Vorjahres festzustellen. Daraus wird aber gleichzeitig deutl ich, daß auch Einkommens
subventionen eine produktionssteigernde Wirkung besitzen. 

Ein wichtiger Unterschied zwis::hen Preis- und Einkommenssubventionen besteht darin, daß 
die ersteren produktgebunden sind und somit als Instrument der Produktionslenkung eingesetzt 
werden können. Da die Kreuzpreiselastizität des Angebots viel fach größer als die direkte 
Elastizität ist, sind die von Verschiebungen der Preis(erläs)relationen ausgehenden Wirkungen 
häufig stark. Preissubventionen eignen sich deshalb gut, wenn geziel t der Selbstversorgungs
grad bei bestimmten Produkten erhöht werden soll. Sie eignen sich aber auch als Instrument 
der Verteilungspolitik, weil das Gewicht der landwirtschaftlichen Erzeugnisse am Produktions
wert oder an den Verkaufserlösen unterschiedlich ist. Im allgemeinen werden Kleinbetriebe 
begünstigt, wenn Veredelungsprodukte stärker als pflanzl iche Erzeugnisse subventioniert wer
den. Auch regionale Umverteilungswirkungen lassen sich erzielen, weil die produzierten 
Güter von Region zu Region verschieden sind. 

Preissubventionen bewirken außerdem eine Umverteilung zugunsten von Betrieben mit schlech
ter Rentabil ität. Nehmen wir einmal an, der Marktpreis für ein Produkt sei 20, -- DM, der 
Betrieb mit einer günstigen Ertrag-Aufwand-Relation erziele einen Gewinn von 10, -- DM je 
Mengeneinheit, der Betrieb mit einer ungünstigen Relation nur 5,-- DM je Mengeneinheit 
und die Subvention betrage 2, -- DM je Mengeneinheit. Für den schlecht wirtschaftenden 
Betrieb resultiert daraus eine Gewinnerhöhung um 40 v.H., für den gut wirtschaftenden Be
trieb erhöht sich der Gewinn nur um 20 v. H .. Beruht die schlechte Rentabil ität auf Untüch
tigkeit des Betriebsleiters, gibt es überhaupt keinen Grund, diesen Betrieb relativ stärker zu 
subventionieren. Beruht sie auf ungünstigen natürl ichen Produktionsbedingungen, hängt es 
von der mit der Subvention verfolgten Zielsetzung ab, ob die stärkere Subventionierung zu 
rechtfertigen ist. Steht eine sozial pol itische Zielsetzung im Vordergrund, ist eine Bevorzu
gung des Grenzproduzenten konsistent. Soll die Subvention dagegen die Rational ität der 
Produktion verbessern oder jedenfalls eine Strukturänderung nicht behindern, ist eine solche 
Verteilungswirkung nicht zu rechtfertigen. 

Auch bei dieser Subventionsform wird wieder behauptet, sie begünstige die größeren Betriebe 
mit höheren Einkommen. Dabei stellt man auf die absolute Höhe der Subvention ab, die mit 
der Größe und/oder Rentabilität der Betriebe, soweit diese sich in einer höheren Marktlei
stung niederschlägt, zunimmt. Wie wenig diese Aussage zutrifft, zeigt das folgende Beispiel, 
in dem der höhere Gewinn eines Betriebes sowohl auf eine höhere Produktionsleistung als auch 
auf einen höheren Stückgewinn zurückgehen soll (siehe Tabelle 1) . 

Die Subvention I iegt zwar für den besser wirtschaftenden zweiten Betrieb um 200 DM höher. 
Ihr Anteil am Gewinn beträgt aber nur 30 v. H. anstelle von 100 v. H. im ersten Betrieb. 
Die Einkommensrelation, die bei den Markteinkommen 1 : 4 betragen hatte, verengt sich 
dadurch auf 1 : 2,6. 
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Tabelle ,: Die Verteilungswirkung einer Preissubvention 

Betrieb 1 Betrieb 2 

Verkaufte Menge 1 000 1 200 
Preis 10 10 
Umsatz 10 000 12 000 
Totale Kosten 9 000 8 000 
Gewinn 1 000 4 000 
Subvention (0,1 p) 1 000 1 200 
Subvention als v.H.des Gewinns 100 30 

Verhöltnis Gewinn 1 : 4 
Verhöltnis verfUgbares Einkommen 1 : 2,6 

Dieses Beispiel bestätigt die im Abschnitt uber die Einkommenssubvention getroffene Feststel
lung, daß man damit rechnen muß, wenn man vom Einkommen als Bemessungsgrundlage der 
Subvention abweicht, daß sich unerwartete und damit teilweise auch unerwUnschte Vertei
lungswirkungen ergeben. 

Bei der Preissubvention in indirekter Form Uber höhere Marktpreise kann die gewUnschte Ver
teilung Uberhaupt nicht beeinflußt werden. Bei direkten Preissubventionen können die Aus
gleichszahlungen nach den verkauften Mengen differenziert werden, soweit dies verwaltungs
mäßig durchzufUhren ist. Die dabei auftretenden Probleme werden im Abschnitt 2.6 "Preisdif
ferenzierungen" behandelt. An dieser Stelle sei nur darauf hingewiesen, daß damit die ge
wUnschte Verteilungswirkung noch nicht garantiert werden kann, da die Subventionen bei den 
verkauften Mengen des einzelnen Produkts ansetzen, und diese nur bedingt einen Maßstab 
fUr die Produktionskapazität des ganzen Betriebs und fUr die Höhe des Einkommens abgeben. 

Preissubventionen in indirekter Form können nur an die verkauften Mengen anknUpfen. Da 
der Anteil des Eigenverbrauchs (und teilweise auch des Selbstverbrauchs) in kleinen Betrieben 
höher als in größeren Betrieben liegt, fUhrt diese Subventionsform dazu, daß gemessen am 
Produktionswert in den Kleinbetrieben ein geringerer Anteil subventioniert wird. Bei direk
ten Preissubventionen lößt sich grundsätzl ich die gesamte Produktion einschi ießI ich der Ent
nahmen fUr den eigenen Haushai t und fUr die eigene Produktion subventionieren. Allerdings 
ist eine zuverlässige Ermittlung des Eigen- und Selbstverbrauchs problematisch, so daß in der 
Praxis bei direkten Preissubventionen trotz der als unerwUnscht angesehenen Verteilungswir
kung, die sich bei Ausschluß des Eigen- und Selbstverbrauchs ergibt, auf deren Einbeziehung 
in die Subventionierung verzichtet wird. Die Landwirte könnten den Ausschluß von der Sub
ventionierung allerdings dadurch unterlaufen, daß sie sich gegenseitig (fiktiv) Futtergetreide 
verkaufen. 

Als Orientierungsgröße fUr die Höhe der Preissubvention werden zwei Kriterien verwendet: 
Paritätspreise und kostendeckende Preise. 

Bei den Paritätspreisen wird die Aufrechterhaltung der Preisrelation zwischen Produkt- und 
Faktorpreisen einer Basisperiode angestrebt. Bleiben die Produktpreise unterhalb der sich aus 
dieser Relation ergebenden Höhe, werden sie durch eine Subvention entsprechend aufgestockt. 
Abgesehen von der Willkur, die in der Wahl der Basisperiode liegt, - als in den Vereinigten 
Staaten in den 30er Jahren Paritätspreise festgelegt wurden, war das Jahr 1913 die Basis
periode -, werden bei dieser Methode die durch den technischen Fortschritt ermöglichten 
Produktivitätssteigerungen vernachlässigt. In den Vereinigten Staaten, wo die Zeitspanne 
bis zur Basisperiode sehr groß war, hat man diesen Mangel dadurch zu beseitigen versucht, 
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daß man die Stutzpreise nur mit einem bestimmten Prozentsatz « 100 v.H.) der Paritätspreise 
angesetzt hat. Da dieser Abschlag aber weitgehend willkurlich war, war dies praktisch das 
Eingeständnis, daß man auf dieser Basis keine "objektiven" Kriterien fUr ein angemessenes 
Agrarpreisniveau finden konnte. Die besonders in der Bundesrepubl ik Deutschland lange Jahre 
vom Bauernverband erhobene Forderung nach kostendeckenden Preisen geht von ähnl ichen 
Überlegungen aus. Während das Einkommen der Landwirte bei den Paritätspreisen dadurch die 
gewUnschte Höhe erreichen soll, daß man die Preisrelationen eines Jahres zugrundelegt, in 
denen die Landwirte ein "auskömmliches" Einkommen erzielen konnten, soll das Einkommens
ziel bei kostendeckenden Preisen durch Preise erreicht werden, die bei den gegenwärtigen 
Kosten eine angemessene Gewinnspanne garantieren. 

Beide Maßnahmen sind rationalisierungsfeindlich, weil ein auskömmliches Einkommen auch 
dann garantiert wird, wenn die bei dem gegebenen Stand der Technik und den Preisrelationen 
auf den Faktormärkten optimale Faktorkombination nicht verwirklicht wird. Insofern rUcken 
sie in die Nähe der Garantie eines Mindesteinkommens, von dem sie sich nur insofern unter
scheiden, als eine einzelwirtschaftliche Vergrößerung der Produktion und Senkung der Kosten 
eine Einkommenserhöhung bewirken. Bei kostendeckenden Preisen ergibt sich angesichts der 
großen innersektoralen, großenteils kostenbedingten Einkommensdisparität die Schwierigkeit, 
eine geeignete Basis fUr die Enmittlung der Kosten zu finden. Soll mit Hilfe kostendeckender 
Preise erreicht werden, daß "jeder der Landwirt bleiben mächte, auch Landwirt bleiben kann", 
d.h. bei ordnungsmäßiger Bewirtschaftung seines Betriebes ein auskömmliches Einkommen er
ziel t, muß auf die Kosten des Grenzproduzenten abgestell t werden. Das wäre eine anpassungs
und fortschrittsfeindl iche Preispol itik. Werden dagegen Durchschnittskosten - etwa an Hand 
von BuchfUhrungsergebnissen - verwendet, erhölt dieser Kostenansatz einen Sollcharakter: 
Wer die "Norm" nicht erfUllt, hat auch keinen Anspruch auf ein auskömmliches Einkommen. 

Im Zusammenhang mit den beiden letzten Maßstäben fUr die Höhe der Preissubventionen wurden 
bereits Allokationswirkungen angesprochen. Überwiegend wird eine Tendenz zur Erhaltung 
Uberkommener Produktionsstrukturen ausgelöst. Der bei freiem Wettbewerb bestehende Druck 
auf einen effizienten Einsatz der Faktoren wird abgeschwächt. Produktionsfaktoren werden 
weiter in Verwendungen belassen, in denen sie bei Marktpreisen mit ihrer Produktivität unter 
den Grenzkosten I iegen wUrden. 

Die Allokationsschwächen dieser Subventionsform werden besonders deutl ich, wenn die höhe
ren Preise (Erlöse) zu nicht absetzbaren ÜberschUssen fUhren, die nur inferior verwendet wer
den können oder im Grenzfall auf staatl iche Kosten vernichtet werden mUssen. 

2.3 Faktorsubventionen 

Die wichtigsten in der Praxis vorkommenden AnknUpfungspunkte sind die landwirtschaftliche 
Nutzfläche und der Viehbestand (Großvieheinheiten) . Bei einer AnknUpfung der Subventionen 
an Produktionsfaktoren bleibt nicht nur das Interesse der Produzenten an einer Kostensenkung 
bestehen, sondern die Preise der Produkte behalten auch ihre Lenkungsfunktion . Eine Störung 
des Marktgleichgewichts ist also als Folge eines durch eine Kostensenkung oder Einkommens
erhöhung ausgelösten Anreizes zur Mehrproduktion nicht oder jedenfalls nicht in dem gleichen 
Maße wie bei Preissubventionen zu erwarten, weil eine vergrößerte Produktion nur zu niedri
geren Preisen abgesetzt werden kann. Dabei ist wegen der kleinen direkten Preiselastizität 
der Nachfrage sogar zu erwarten, daß die Erlöseinbuße durch die niedrigeren Preise größer 
als der Mehrerlös aus der Vergrößerung der Produktion ist. 

Einkommenspolitisch ist also das Interesse an einer solchen Subvention gering, wenn nicht 
noch zusätzlich preisstUtzende Maßnahmen ergriffen werden. Aber nicht nur im Hinbl ick auf 
eine globale Einkommenserhöhung der Landwirtschaft sondern auch verteilungspolitisch sind 
Faktorsubventionen wenig geeignet. Möglichkeiten, wie sie bei Preissubventionen Uber eine 
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Veränderung der Preisrelationen bestehen, das Mengenverhältnis zwischen den Agrarproduk
ten zu verschieben, existieren nicht. Der subventionierte Produktionsfaktor z. B. die Fläche, 
wird in der Regel von verschiedenen Produkten fUr die Erzeugung benötigt, die alle in den 
Genuß der Subventionierung kommen, so daß keine so eindeutige Verschiebung in der Zusam
mensetzung des produzierten Warenkorbes wie bei Preissubventionen zu erwarten ist. Das 
gleiche gilt z.B. fUr die Subventionierung des Rindviehs, das zu einer Erhöhung des Fleisch
aber auch des Milchangebots und bei dem letzteren wiederum differenziert nach verschiede
nen Mi Ichprodukten fuhren kann. 

Andererseits sind die Faktorsubventionen keineswegs verteilungsneutral. Hat man z.B. die 
landwirtschaftlich genutzte Flöche (Ackerflöche) als Bemessungsgrundlage gewöhlt, so werden 
die Betriebe mit einem hohen Anteil flöchenunabhöngiger Veredelungsprodukte benachteiligt, 
weil ein geringerer Teil ihrer Produktion subventioniert wird. Dönemark, das vor seinem 
EWG-Beitritt eine Zeit lang Flöchensubventionen gezahlt hat, hat diese deshalb durch Milch
viehsubventionen ergönzt, damit die viehstarken Betriebe nicht benachteil igt wUrden. Zu 
diesem Zweck wöre es sinnvoll gewesen, bei der Subventionierung auf GVE abzustellen, da 
dann alle Zweige der Veredelungsproduktion in die Förderung einbezogen wören. Diesem 
Bestreben waren aber offenbar verwaltungsmößige Grenzen gezogen - die Umschlaggeschwin
digkeit bei den anderen lierarten ist erheb I ich größer als in der RindviehhaI tung -, so daß 
man sich auf den Zweig der Tierhaltung - dessen Bestand befriedigend kontrolliert werden 
konnte - beschrönkte. Dadurch hat man aber eine neue Diskriminierung geschaffen. 

Da sich mit dieser Form der Subventionierung weder Produktions- noch Umverteilungsziele 
befriedigend erreichen lassen, wird sie in der Regel nur angewendet, wenn man die Alloka
tion der Faktoren veröndern will. Bei dieser Zielsetzung ist sie allerdings den anderen Sub
ventionsformen Uberlegen, weil sie unmittelbar an die Größen anknUpft, deren Verwendung 
man veröndern will. Das bekannteste Beispiel sind Investitionshilfen. 

2.4 Investitionshilfen 

Durch Rational isierung der Produktion sollen die Kosten gesenkt und das Einkommen erhöht 
werden. Staatseingriffe können entweder damit begrUndet werden, daß die Kenntn isse uber 
verbesserte technische Mögl ichkeiten unzureichend sind oder - und dieses Argument durfte 
wichtiger sein - die eigenen Mittel zur Finanzierung nicht ausreichen. Sind der Preispol itik 
infolge einer großen Immobil itöt in der Landwirtschaft enge Grenzen gesetzt, d. h. besteht 
bei fUr die Rentabilitöt ausreichenden Preisen bereits die Gefahr der Überproduktion, können 
die von den naturlichen und technischen Voraussetzungen als existenzföhig anzusehenden Be
triebe kein ausreichendes Kapital fUr die Finanzierung der zur Anpassung an die wirtschaft-
I iche Entwicklung notwendigen Investitionen bilden. Der Staat verbilI igt deshalb die An
schaffung durch Investitionshilfen oder verbill igt die Nutzung durch ZinszuschUsse . 

Nicht zum geringen Teil dUrfte die Immobilitöt in der Landwirtschaft durch staatliche Hilfen 
an Grenzproduzenten und KUmmerexistenzen verstärkt worden sein, deren nachteil ige Wir
kungen man nun durch zusötzl iche Interventionen an anderer Stelle versuchen muß zu neu
tralisieren. Dies ist ein gutes Beispiel dafur, daß verteilungspolitische Ziele al lokative Wir
kungen ausl ösen. 

Bei ·dieser Form von Subventionen, die die Steuerung der InvestitionsgUternachfrage Uber den 
Preis beeintröchtigen, stellt sich das Problem, wie Effizienzkriterien fUr die Beurteilung der 
Investition gefunden werden können. Einerseits dUrfte die BUrokratie durch eine solche Auf
gabe Uberfordert sein, andererseits bringt eine solche EffizienzprUfung Eingriffe in die unter
nehmerischen Entscheidungen mit sich, die mit einer freiheitl ichen Wirtschaftsordnung nur 
schwer vereinbar sind. Die Erfahrungen mit dem einzelbetriebl ichen Förderungsprogramm in 
der Bundesrepubl ik Deutschland lassen eine allgemeine Investitionslenkung der Öffentl ichen 
Hand nicht gerade als wUnschenswert erscheinen. 
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Die Möglichkeit, durch Investitionen zu rationalisieren, ist weitgehend gleichbedeutend mit 
dem Ersatz von Arbeit durch Kapital. Die verstärkte Verwendung des Faktors Kapital ist aber 
wegen der damit verbundenen Erhöhung der festen Kosten nur kostensenkend, wenn ausrei
chend große Mengen produziert werden, die Kapazitätsouslastung von Maschinen und Anla
gen also in der Nähe des Optimums liegt. Das ist nur in größeren Betrieben der Fall, wenn 
man von den bisher nur wenig genutzten Kooperationsmögl ichkeiten - außer bei einer uber
betrieblichen Maschinennutzung - absieht. So begUnstigen Investitionshilfen im allgemeinen 
größere Betriebe. Erscheint eine solche Verteilungswirkung unerwunscht, - fUhrt man z.B. 
eine Prosperitätsklausel ein, die größere Betriebe von den Investitionshilfen ausnimmt - und 
erfullen die kleineren Betriebe wegen nicht ausreichender Rentabil ität die Anspruchsvoraus
setzungen nur zum kleinen Teil, fragt sich allerdings, welcher Landwirt dann Uberhaupt auf 
diese Weise gefördert werden soll. Hier liegt offensichtl ich ein Beispiel dafUr vor, daß in 
unzulössiger Weise Allokations- und Verteilungsziele gleichzeitig und unabhängig voneinan
der verwirkl icht werden sollen. 

2.5 Mengenregulierungen 

Solange ein höherer Selbstversorgungsgrad Ziel der Subventionen ist, ist die daraus resultie
rende Mehrproduktion erwUnscht, die einkommensmäßige Verbesserung nur eine Nebenwir
kung. Vielfach hat sich aber das Einkommensziel verselbständigt, d.h. es wird ohne RUck
sicht auf die Marktlage verfolgt. Das Ergebnis sind nicht absetzbare Überschusse, deren Be
seitigung teilweise höhere Aufwendungen der Öffentl ichen Hand als fUr das eigentl iche Ziel 
der Erhöhung der landwirtschaftlichen Einkommen erfordern. Man versucht deshalb, den Zu
sammenhang zwischen Preisen (Erlösen) und produzierten Mengen durch Produktions(Angebots)
beschrönkungen zu durchbrechen. 

Daneben können Mengenregul ierungen auch als direktes Instrument der landwirtschaftl ichen 
Einkommenspolitik eingesetzt werden. Bei einer preisunelastischen Nachfrage bewirken höhere 
Preise höhere Umsötze; dabei geht die mengenmäßige Nachfrage allerdings zuruck, so daß 
kleinere Mengen abgesetzt werden. Die gleiche einkommenssteigernde Wirkung uber höhere 
Umsätze kann auch durch direkte Eingriffe auf der Mengenseite erreicht werden. Es gibt also 
immer einen bestimmten Preis und eine bestimmte Menge, bei dereri'Umsatz und Einkommen 
gleich sind. In der Praxis wird aber versucht, die Einkommenserhöhung in erster Linie Uber 
Preiserhöhungen zu erreichen. Dies geschieht nicht zuletzt auf Drängen der Landwirte. Sie 
sehen offenbar in der Tatsache, daß bei Mengenregulierungen der Preis die abhängige Variab
!e ist, ein größeres Risiko, als wenn bei Preiseingriffen die absetzbare Menge offenbleibt. 
In der Tat haben sie insofern Recht, als es ihnen politisch gelungen ist, das Absatzrisiko weit
gehend auf den Staat abzuwölzen. Dann sind allerdings die grundsätzl ich gleich wirksamen 
Instrumente nicht mehr gle ichwertig. 

Mengenregul ierungen haben den Nachteil, daß sie von den Landwirten leicht unterlaufen 
werden können. Außerdem ist die Verteilung der Kontingente auf die große Zahl der land
wirtschaftl ichen Betriebe ein schwer lösbares Problem. Wenn sie nach in der Vergangenheit 
liegenden tatsächl ichen Werten bemessen werden, hemmen sie die notwendige Anpassung; es 
sei denn, sie wUrden handelsföhig gemacht werden. Wo von diesem 1nstrument Gebrauch ge
macht wurde, werden deshalb sehr rohe Zuteilungskriterien verwendet. So wurde bei der 
fruheren französischen Weizenmarktregul ierung ein gleich hohes "Quantum" fUr alle Betriebe, 
ohne RUcksicht auf ihre Größe, festgesetzt. Dadurch wurden die Kleinbetriebe nicht uner
hebl ich begUnstigt, weil sich fUr sie Restriktionen Uberhaupt nicht auswirkten. 

Auf die Kontrolle werde ich im Zusammenhang mit der letzten Interventionsform, der Preis
differenzierung, eingehen. 

Als wichtigstes Ergebnis soll festgehalten werden, daß sich aus der grundsätzl ich gleichen 
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Interventionswirkung uber Preise oder Mengen ergibt, daß auch die Allokationswirkung der 
bei den Interventionsformen Ubereinstimmt. Die Allokation wird also uber Eingriffe auf der 
Mengenseite grunds/Hzi ich nicht st1:lrker berUhrt als Uber preisliche Eingriffe. Will ein An
bieter, der der Marktform nach Monopolist ist, seinen Gewinn uber den bei freier Konkurrenz 
erzielbaren Gewinn erhöhen, kann er den Preis erhöhen; er wird dann eine Absatzeinbuße 
hinnehmen mUssen. Er kann aber auch die Produktion einschr1:lnken und auf die daraus resul
tierende Preiserhöhung Uber den Markt setzen. 

2.6 Preisdifferenzierung 

Der Gesamtgewinn eines Unternehmens kann erhöht werden, wenn die Preise auf Teilm1:lrkten 
mit unterschiedlichen Preiselastizit1:lten differenziert werden. Dabei muß der Preis auf dem 
Teilmarkt mit der geringsten direkten Preiselastizit1:lt der Nachfrage am höchsten gesetzt 
werden, wie dies z. B. auf dem Milchmarkt fUr Trinkmilch geschieht. Voraussetzung fUr das 
Gelingen einer solchen Preisdifferenzierung ist, daß die Teilm1:lrkte scharf voneinander zu 
trennen sind. 

Im Rahmen der Agrarsubventionierung ist die Preisdifferenzierung deshalb wichtig, wei I mit 
ihrer Hilfe höhere Preise fUr den Teil der Produktion durchgesetzt werden können, der zu 
diesen Preisen ohne Schwierigkeiten abgesetzt werden kann, und ein Anreiz zu einer Mehr
produktion dadurch beseitigt werden kann, daß fUr die darUberhinausgehende Produktion der 
Preis erheblich niedriger festgesetzt wird. 

Abgesehen davon, daß die gleichen Schwierigkeiten wie bei der Verteilung der Kontingente 
nunmehr bei der Verteilung der preisbegunstigten Grundmengen auftreten, besteht das Haupt
problem in der Trennung der Teilm1:lrkte fUr ein identisches Produkt. Bei Weizen ließen sich 
die fUr die mensch I iche Ern1:lhrung nicht benötigten und deshalb nur zu Futtergetreidepreisen 
absetzbaren Mengen durch Farbstoffzus1:ltze kennzeichnen, d.h. aus dem einheitlichen Pro
dukt könnten zwei verschiedene Produkte, fUr die auch getrennte M1:lrkte bestehen, gemacht 
werden. In der Regel I1:lßt sich die Markttrennung aber nur Uber Handels- und/oder Verarbei
tungsmonopole erreichen, die verhindern, daß die Überschußmengen von den Erzeugern an 
Nachfrager gel iefert werden, die zu dem bill igeren Teilmarkt keinen Zugang haben; denn 
diese w1:lren naturgem1:lß bereit, dem Erzeuger einen höheren Preis zu zahlen, als er sonst fUr 
die Überschußmengen erhalten wurde. Man wUrde sich auf einen Preis einigen, der zwischen 
dem hohen Preis fUr die gestutzte Grundmenge und dem Überschußpreis liegt, und damit eine 
Gewinnteilung bei dem "illegalen" Geschäft erreichen. 

Es hat in Frankreich und auch in Canada derartige staatliche Handelsmonopole gegeben, die 
die Preisdifferenz ierung oder Mengenregul ierung fUr Weizen durchgefUhrt und Uberwacht ha
ben. Auf dem Zuckermarkt in der EWG nehmen die Zuckerfabriken, die ein örtliches Nach
frage- und Verarbeitungsmonopol besitzen, diese Funktion wahr. In der Regel hat man aller
dings vor so weitgehenden Eingriffen in den Markt zurUckgeschreckt, die den Wettbewerb 
und damit auch den Allokationsmechanismus weitgehend außer Kraft setzen. Das gilt um so 
mehr, als auch ein staatliches Manopol noch keine befriedigenden Wirkungen der Marktein
griffe garantiert. Außerdem mOßte der Preis fUr die Überschußmengen, wenn diese abgesetzt 
werden sollen, so niedrig liegen - in der Nähe der variablen Kosten -, daß die Pol itiker vor 
solchen unpopul ären Maßnahmen zurUckschrecken. 

46 



3 Zusammenfassung 

Das Gesetz der Knappheit erfordert eine sparsame Verwendung der vorhandenen Ressourcen. 
Diese Tatsache findet ihren Ausdruck darin, daß fUr die Produktion das wirtschaftliche Prin
zip angewendet wird. Diese allgemeine Maxime fUr das Verhalten gilt unabhängig von der 
jeweils verfolgten Zielsetzung. Allerdings hängt die optimale Allokation der Ressourcen von 
dem jeweil igen Ziel der Wirtschaftspol itik ab. Eine Änderung der personellen, sektoralen 
und/oder regionalen Verteilung von Einkommen oder Vermögen bewirkt auch eine Änderung 
des optimalen Einsatzes der Produktionsfaktoren. Es gibt also keine allgemeingUltige Aus-
sage fUr ein Optimum. Auch diejenige Allokation, die kurzfristig die größtmögliche Produk
tion materieller GUter gestattet, kann nur dann als optimum optimorum bezeichnet werden, 
wenn ein solcher Zustand als das einzige erstrebenswerte Ziel bezeichnet wird. Insofern be
stehen keine Koll isionen zwischen wirtschaftspol itischen Zielen z. B. einer bestimmten Ver
teilung der personellen Einkommen und einer optimalen Allokation der Faktoren. Ein solcher 
Gegensatz kann jedoch bestehen, wenn aufgrund von staatlichen Interventionen kein Interesse 
mehr an einer sparsamen Verwendung von Ressourcen d.h. der Minimierung der Kosten exi
stiert. In der Agrarpol itik sind die Garantie eines Mindesteinkommens und in abgeschwäch
tem Maße kostendeckende oder Paritätspreise Instrumente, die den Allokationsmechanismus 
beeinträchtigen. Generell wird man bei der Beurteilung von Maßnahmen die sich in höheren 
Kosten niederschlagenden Allokationswirkungen berucksichtigen mUssen, auch wenn die Maß
nahmen die Allokation nicht in bestimmter Weise verCIndern sollen und die Öffentliche Hand 
nicht mit den Kosten belastet wird. 

Bei der Verwendung von Subventionen als Mittel der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik 
treten vielfältige Verteilungs- und Allokationswirkungen auf. FUr die Beurteilung der Eignung 
der verschiedenen Subventionsformen: Einkommenssubventionen, direkte und indirekte Preis
subventionen, Subventionierung von Produktionsfaktoren (FICIche, Vieheinheit), Investitions
hilfen, Mengenregul ierungen und Preisdifferenzierungen ist die Kenntnis dieser Wirkungen 
wichtig. Inkonsistenzen in der Agrarpol itik sind ohne sie nicht zu beseitigen. Zu der Wich
tigkeit solcher Informationen steht das geringe Interesse der amtl ichen Agrarpol itik an ihnen 
im Widerspruch. Es dUrfte nicht nur durch die Schwierigkeit zu erklClren sein, die mit der 
Ermittlung der Inzidenz der Maßnahmen verbunden sind, sondern auch dadurch bedingt sein, 
daß die Agrarpol itik sonst gezwungen sein könnte, eindeutige Prioritäten zu setzen, um die 
man sich bisher gedrUckt hat. 
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Ich möchte mich nicht auf ein Korreferat zu dem Thema von Herrn ALBERS (1) beschrönken, 
sondern den Spielraum des ursprUngIich gestellten Themas "Agrarfinanzierung im Widerstreit 
von Verteilungs- und A"okationsfunktionen" nutzen: das bedeutet, daß ich nicht nur auf die 
Ausfuhrungen von Herrn ALBERS eingehe, sondern mich auch kritisch mit der praktischen 
Agrarpol itik auseinandersetze • 

2 Zur Vereinbarkeit von A"okations- und Verteilungs.EQ!itik 

Einleitend hat sich ALBERS ausfUhrlich mit dem Zusammenhang zwischen A"okation und Ver
teilung befaßt. Nach ALBERS (1) lößt sich das Ziel einer bestimmten A"okation der Ressour
cen nicht unabhöngig von der Verteilung der Einkommen und umgekehrt (die Verteilung der 
Einkommen nicht unabhöngig von der A"okation der Ressourcen) verwirklichen. Auch ich bin 
der Auffassung, daß die Optimalallokation der Ressourcen im Hinbl ick auf die gesamtwirt
schaftliche Wohlstandsmaximierung nur fUr eine gegebene Verteilungsstruktur möglich ist. 
Meines Erachtens braucht die Verteilung des Einkommens letztl ich aber nicht durch die A"o
kation festgelegt zu sein; denn eine Politik der Optimala"okation fUr eine vorhandene Ver
teilungsstruktur impl iziert nicht den Verzicht auf eine Umverteilung des neu entstandenen 
Einkommens. Es ist sehr wohl möglich, daß die sich aus dem A"okationsprozeß ergebende 
Einkommensverteilung nicht der Gerechtigkeitsvorste"ung der Gese"schaft entspricht. 
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Im Interesse einer rationalen Politik sollte - wie dies auch in der ökonomischen Theorie ge
schieht - zwischen Verteilungs- und Allokationsproblem getrennt werden und die Allokation 
primtir als Abhtingige im marktwirtschaftlichen Anpassungsprozeß angesehen werden, der 
außer von der Umverteilungspolitik vor allem durch wachstumsbedingte Nachfragestruktur
und Kostentinderungen ausgelöst wird. Dann stellt sich - wie auch ALBERS feststellt - die 
Frage nach einem Konflikt zwischen Allokation und Verteilung nicht. Vielmehr ist es so, 
daß durch Optimalallokation nicht weniger, sondern mehr Einkommen zu verteilen und umzu
verteilen ist. Erst zwischen dem Verteilungs- 'und dem Wachstumsziel kann es dann mögli
cherweise (bei Abhtingigkeit der Spar- und Investitionsquote sowie der Leistungsbereitschaft 
von der Einkommensverteilung) zu einem Konflikt kommen. Doch kann ein globales Wachstum 
an sich (ein Wachstum ohne RUcksicht auf die Verteilung) schlecht Ziel der Wirtschaftspolitik 
sein. 

Die von ALBERS aufgeworfene Frage nach der Priorittit zwischen Allokations- und Vertei
lungsziel stellt sich meines Erachtens nur dann, wenn nicht zwischen Allokations- und Ver
teilungsproblem getrennt wird, sondern auch in das Kaikul einbezogen wird, Verteilungs
politik auf Kosten der Allokation zu betreiben. Auch im Interesse der Verteilungspolitik 
wtire es aber sinnvoll, die Optimalallokation der Ressourcen nicht zu hemmen, sondern zu 
fördern, denn die Allokationspolitik entlastet im allgemeinen die Verteilungspolitik, was 
vielfach Ubersehen wird. 

Konflikte zwischen Allokations- und Verteilungspalitik sind demnach weniger ziel- als mitteI
bedingt • Sie lassen sich durch die richtige Wahl der wirtschaftspol itischen Mittel weitgehend 
vermeiden (KNIPS, 10) und sind daher um so geringer, je mehr das verteilungspolitische Ziel, 
das primtir eine Egalisierung der personellen Einkommensverteilung beinhaltet, durch perso
nenbezogene Transfermaßnahmen, statt durch eine Behinderung der Strukturanpassung ver
wirkl icht wird. 

Die Verwirklichung des Allokationszieles verlangt bei suboptimaler Lenkungsfunktion des 
Marktes und Anpassungsfriktionen im marktwirtschaftlichen Prozeß zwar sektoral und regional 
wie auch betriebi ich differenzierte Maßnahmen, doch sind diese nicht primtir an sektoralen, 
regionalen oder betrieblichen Interessen auszurichten. Diese Interessen entsprechen nicht 
ohne weiteres den gesamtwirtschaftlichen Allokationserfordernissen. Wtihrend sie in markt
wirtschaftlichen Bereichen automatisch durch die ungehinderte, weitgehend anonyme Wirk
samkeit der marktwirtschaftlichen Gesetze den gesamtwirtschaftlichen Interessen unterge
ordnet werden (KNIPS, 10, S. 85), ist die Interessenkollision in Bereichen, wo der Markt
mechanismus seine Koordinierungsaufgabe nicht oder nur unzureichend erfullt, weit sttirker 
sichtbar und personal isiert und die Verwirkl ichung der gesamtwirtschaftlichen Interessen we
sentlich schwieriger. Ein sektorales agrarpolitisches Zielsystem ist aber nur dann rational, 
wenn es sich widerspruchsfrei in den gesamtwirtschaftlichen Zielkomplex einfUgt (MÜLLER
HEINE, 13, S. 123). 

Auf die Abhtingigkeit der agrarsektoralen von den gesamtw i rtschaftl ichen Zielen geht 
ALBERS (1) nicht ntiher ein. Ausgehend von den Zielen der Agrarpol itik, kommt es nach ihm 
uberwiegend darauf an, die allokativen Impl ikationen dieser Ziele zu untersuchen. Wenn es 
sich dabei um Ziele handelt, die allokative Konsequenzen haben, wie dies der Fall ist, wenn 
man wie ALBERS Agrarpolitik vor allem als intersektorale Verteilungspolitik betrachtet, kommt 
es meines Erachtens - auch wenn die Allokation nur den Charakter eines Vorzieles hat - sehr 
wohl zu einer Koll ision zwischen den agrarpol itischen und gesamtw i rtschaftl ichen Zielen. 
Sttirker als auf die intersektorale Allokationseffizienz stellt ALBERS auf die innersektorale 
Allokationseffizienz ab. 

50 



3 Allokative und distributive Bewertung agrarpolitischer Maßnahmen 

Wöhrend ALBERS (1) im Hauptteil seines Referates die Verteilungs- und Allokationswirkungen 
der verschiedenen direkten und indirekten Subventionsformen aufgezeigt hat, werde ich we
niger die Instrumente darstellen, sondern - mehr im Sinne einer normativen Theorie - von den 
allokativen und distributiven agrarpolitischen Aufgaben ausgehen, dabei auf die AusfUhrungen 
von ALBERS zurUckkommen und darUber hinaus die praktische Agrarpol itik zu bewerten ver
suchen. 

3.1 Innersektorale Allokationseffizienz 

Die innersektorale Allokationseffizienz sieht ALBERS (1) am besten durch die Selbststeuerung 
(den Leistungswettbewerb innerhalb der Landwirtschaft) verwirklicht und durch Maßnahmen 
gewöhrleistet, die den Leistungswettbewerb nicht mindern. Er spricht sich fUr globale Ge
winnsubventionen (oder Gewinnsubventionen, die KUmmerexistenzen und Nebenerwerbsland
wirte ausschi ießen) aus, weil sie die Leistung honorieren und zur Leistung anreizen. Insbe
sondere wenn - wie vielfach behauptet - die Landwirte nicht Gewinnmaximierung betreiben, 
sondern nur ein bestimmtes Einkommensniveau anstreben, haben Gewinnsubventionen jedoch 
fUr Einkommensstarke einen geringeren Anreiz als fUr Einkommensschwache. Aber auch bei 
anderen Verhaltensweisen (z.B. Gewinnmaximierung) ist es denkbar, daß sich ab einer ge
wissen Gewinnhöhe die Leistung nicht mehr in gleicher Weise wie vorher stimulieren lößt. 
Globale Gewinnsubventionen erweisen sich zumindest dann als ein fragwUrdiges Mittel, 
wenn die Gewinnunterschiede nicht ausschließlich auf die unternehmerische Föhigkeit zu
rUckzufUhren sind, sondern in erheb I ichem Maße auf Betriebsgrößen- und Standortunterschie
den beruhen. 

In Bereichen ohne staatliche Eingriffe ist auch nicht der Gewinn, sondern der Preis Ausgangs
größe der Produktionsentscheidungen • Direkte wie auch indirekte Produktpreissubventio-
nen sind nach ALBERS jedoch weniger allokationseffizient, weil sie Betriebe mit schlechter 
Rentabilitöt und Kleinbetriebe relativ begUnstigen. MULLER-HEINE (13, S. 84 f.) kommt 
allerdings zu dem Ergebnis, daß sich die Verteilung des Arbeitseinkommens zugunsten der 
Großbetriebe öndere. Das Ergebnis höngt entscheidend davon ab, ob man wie ALBERS (l) 
von einem progressiven Verlauf der Erlös-Gewinn-Relation (steigenden Stuckgewinnen) aus
geht oder wie MULLER-HEINE aufgrund empirischer Untersuchungen eine degressiv verlaufen
de Erlös-Einkommens-Relation zugrunde legt. 

Produktpreisstutzungen wie auch Gewinnsubventionen haben vor allem den Nachteil, daß sie 
insbesondere dem Faktor Boden zugute kommen (vgl. KOESTER und TANGERMANN, 11). 
Sie beeintröchtigen das einzelbetriebliche Wachstum vor allem dann, wenn es Uber Flöchen
aufstockungen erfolgen muß und ein Ausweichen in die innerbetriebliche Aufstockung nicht 
mehr wie bisher mögl ich ist. Aufstockungsbetriebe profitieren daher von einer Preisstutzung, 
wenn sie nicht fortlaufend erhöht wird, immer weniger. Dagegen wUrde sich bei Verringerung 
der Preisstutzung das Faktorpreisverhöltnis zuungunsten des Faktors Boden und das Faktorein
satzverhältnis zuungunsten der Ubrigen Faktoren verändern. Bei Ersatz der Preisstutzung durch 
Faktorsubventionen bestunde zwar die Gefahr, daß dieser Effekt wieder teilweise verloren
ginge. Um die entgegengerichteten Wirkungen aber in Grenzen zu halten, wöre eine Produkt
preissenkung weniger durch Kapitalsubventionen, die die Bodenmobilitöt und die Abwande
rung von Arbeitskröften geradezu hemmen, sondern durch Maßnahmen, die bei dem Faktor 
Arbeit ansetzen, zu ersetzen. Solche personenbezogenen Zuwendungen mUßten nicht nur 
zeitl ich begrenzt, sondern auch kapital isierbar sein, damit sie den intersektoralen Struktur
wandel auch vOrUbergehend nicht hemmen (vgl. HENZE, 9, S. 271). 

Zudem kann bei der innersektoralen Strukturanpassung nicht völlig auf gezielte Kapitalmaß
nahmen verzichtet werden, zumal die innersektorale Anpassung regional zu differenzieren ist; 
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denn mittels einer globalen Sektorpolitik, die die Anpassungsbedingungen in den einkommens-' 
starken Regionen mit dem geringsten Anpassungsbedarf am störksten und in den struktureinkom
mensschwachen Regionen mit dem höchsten Anpassungsbedarf am wenigsten verbessert, lassen 
sich regionale Unterschiede kaum abbauen. 

Im Hinbl ick auf die innersektorale Allokationseffizienz auf EG-Ebene ist der Grenzausgleich 
nur als Ubergangs- und nicht als Dauermaßnahme, wie dies selbst von offizieller agrarpoliti
scher Seite geschieht, anzusehen. Daß und in welchem Ausmaß er einen Pre isvorte i I fUr die 
Landwirtschaft der BR Deutschland gegenUber Abwertungslöndern darstellt, wird fUr jedermann 
spötestens dann sichtbar, wenn bei einer Verwirklichung der von der landwirtschaftlichen 
Interessenvertretung wie auch von offizieller agrarpol itischer Seite immer wieder geforderten 
Wirtschafts- und Wl:lhrungsunion Wiihrungsbilanz gezogen wird. Dieselben, die das Fehlen 
einer Wirtschafts- und Wl:lhrungsunion beklagen, fordern bzw. verteidigen mit dem Grenz
ausgleich eine Maßnahme, die die deutsche Landwirtschaft besser stellt als im Falle einer 
Wirtschafts- und Wl:lhrungsunion und die Anpossungsprobleme schafft, die die Schaffung einer 
Wirtschafts- und Wiihrungsunion möglicherweise sogar erschweren. 

Der Grenzausgleich mindert allerdings vornehm I ich deswegen die Allokationseffizienz, weil 
er die nationale intersektorale Wettbewerbsstruktur verzerrt. Die Vermeidung nationaler 
intersektoraler Wettbewerbsverzerrungen ist daher wichtiger als die isolierte Angleichung 
(Aufrechnung) der innersektoralen Maßnahmen in der EG. Selbst wenn in anderen Regionen 
(Nationen) die intersektorale Strukturanpassung durch wirtschaftspol itische Maßnahmen ge
hemmt wird, wird durch die Optimierung der nationalen Wirtschaftsstruktur die nationale 
Wirtschaftskraft erhöht. Inwieweit eine solche Pol itik in der EG durch die gemeinsame Finan
zierung der AgrarUberschusse und der Strukturpol itik beeintrl:lchtigt wird, ist eine andere 
Frage. 

3.2 Intersektorale All okationseffiz ienz 

Die intersektorale Allokationseffizienz der Agrarförderung wird von ALBERS (1) nicht nöher 
untersucht. Es dUrfte aber kaum zu bestreiten sein, daß nicht immer priml:lr eine Anpassungs
pol itik betrieben wurde und die Miigl ichke iten der intersektoralen Strukturanpassung - zu
mindest aus heutiger Sicht - nur unzureichend genutzt wurden. Eine Politik, die in Schrump
fungsbereichen wie der Landwirtschaft die volle Teilnahme am gesamtwirtschaftlichen Wachs
tum verwirklicht und sich hinsichtlich der intersektoralen Strukturanpassung nur auf die inner
sektorale Einkommensdisparitl:lt verll:lßt, muß auch zu Lasten der intersektoralen Allokations
effizienz gehen. 

Zwar wird von offizieller agrarpolitischer Seite die Auffassung vertreten, daß die Landwirt
schaft die Versorgung nur dann erbringe, "wenn fUr die in der Landwirtschaft Tl:ltigen die 
gleichrangige Teilnahme an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung ge
sichert ist" (ERTL, 5, S. 1589). Dieser These ist aber entgegenzuhalten, daß eine Pol itik der 
vollen Teilnahme an der gesamtwirtschaftlichen Einkommensentwicklung auf wichtigen Agrar
ml:lrkten in zunehmendem Maße zu ProduktionsUberschUssen gefUhrt hat und versorgungspol i
tisch offensichtlich nicht erforderlich und auch nicht generell mit dem Versorgungsziel be
grUndbar ist (vgl. zu dem letzten auch HAGEDORN und v. WITZKE, 7, S. 8). Angesichts 
der schon bestehenden Marktungleichgewichte und der stagnierenden Nachfrage wird der 
preispol itische Spielraum kUnftig erheb I ich enger werden und im Interesse der intersektoralen 
Allokationseffizienz nicht mehr in dem Umfang wie bisher einglobales preisbedingtes Ein
kommenswachstum in der Landwirtschaft mögl ich sein. 

Die volle Teilnahme der Landwirtschaft an der fortschreitenden Entwicklung ist auch keines
wegs gesetzlich verankert. Das Landwirtschaftsgesetz nennt lediglich die Teilnahme und 
macht keine Angaben darUber, welcher Maßsfab (ob etwa Einkommensgröße in Richtung und/ 
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oder Höhe, sektoral bzw. pro Faktoreinheit) an die "Teilnahme" angelegt werden soll 
(MEHLER, 12, S. 371). Laut EG-Vertrag, der als supranationale Bindung Vorrang haben 
mUßte (GAESE, 6, S. 223), ist es zwar Ziel der Agrarpol itik, der landwirtschaftl ichen Be
völkerung insbesondere durch Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens eine angemessene Lebens
haltung zu gewährleisten, doch ist als Vorziel (Mittel) hierzu die Produktiviti:itssteigerung 
(durch Förderung des technischen Fortschritts, Rational isierung der landwirtschaftlichen Er
zeugung und bestmöglichen Einsatz der Produktionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskri:ifte) 
vorgesehen. 

Die Rationalität der Agrarproduktion und die intersektorale Strukturanpassung werden nicht 
zuletzt dadurch gemindert, daß eine Politik betrieben wird, die Einkommensverbesserungen 
vor allem als Voraussetzung und weniger als Folge des einzelbetrieblichen Wachstums an
sieht. (Gefordert werden vielfach sogar Einkommensverbesserungen, die nach Finanzierung 
aller Nettoinvestitionen den Landwirten ein bestimmtes Konsumniveau sicherstellen.) Im 
Interesse einer rationalen Agrarproduktion mUßte vielmehr darauf hingewirkt werden, daß In
vestitionen weniger I iquiditi:itsabhi:ingig, sondern mehr und vor allem rentabil itätsbedingt ge
troffen werden. Dazu tri:igt die Fremdfinanzierung eher bei als die Eigenfinanzierung. Da 
sich, wie ALBERS ausfUhrt, gerade die nicht buchfUhrungspflichtigen Betriebe primär an der 
Liquiditl:lt orientieren, wi:ire die Ausdehnung der BuchfUhrung ein geeignetes Instrument, In
vestitionsentscheidungen rationaler zu gestal ten. 

Aus vermögenspol itischen Überlegungen kommt man sogar zu dem Ergebnis, daß die Nettoin
vestitionen in der Landwirtschaft zunehmend fremd- statt selbstfinanziert werden mUßten. Bei 
der Verteilung einer in etwa konstant bleibenden Bewirtschaftungsfli:iche auf eine immer ge
ringer werdende Zahl an landwirtschaftlichen Betrieben und bei zunehmender Kapitalinten
siti:it fUhrt selbst die Beibehaltung einer bestimmten Selbstfinanzierungsquote zu einer immer 
größeren Vermi:igenskonzentration bei den verbleibenden Betrieben (vgl. BECKER und 
KOESTER, 3, S. 589). Diese Wirkung wird vielfach Ubersehen und verlangt ebenfalls eine 
vorsichtige Einkommenspol itik. 

3.3 Verteilungseffizienz 

Auch wenn die Agrarförderung von offizieller agrarpolitischer Seite und insbesondere von 
Vertretern der Landwirtschaft vor allem allokationspol itisch (versorgungspolitisch) zu recht
fertigen versucht wird, ist das Niveau des Mitteleinsatzes verteilungspolitisch determiniert 
(vgl. hierzu HAGEDORN undv. WITZKE, 7, S. 8). Nach wie vorspielt dabei die Produkt
preispolitik die gri:ißte Rolle, insbesondere wenn, wie bei der Beurteilung ihrer Verteilungs
wirkungen, die Marktordnungsausgaben einzubeziehen sind. Wi:ihrend ihre Einkommenswir
kung zugunsten des Agrarsektors kaum bestritten wird, besteht Uber ihre innersektorale Ver
teilungswirkung offensichtl ich keine Einstimmigkeit. So vertritt ALBERS (1) - wie schon er
wi:ihnt - im Gegensatz zu MÜLLER-HEINE (13) die Auffassung, daß Preissubventionen und 
damit auch MarktpreisstUtzungen eine eher egalisierende Verteil ungsw irkung haben. 

Wie den Agrarberichten zu entnehmen ist, konnte aber weder die absolute noch die relative 
innersektorale Einkommensdispariti:it abgebaut werden. Zwischen oberem und unterem Vier
tel der Einkommensbezieher besteht nach wie vor eine Einkommensrelation von mehr als 
6 zu 1. Nach wie vor besteht auch von Nord nach SUd (von Schleswig-Holstein uber Nord
rhein-Westfalen und Niedersachsen nach Sud- und SUdwestdeutschland) ein relativ unver
mindertes Einkommensgefi:ille (vgl. PETERS, 14). (In Schleswig-Holstein ist das Reineinkom
men je Familienarbeitskraft in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben mehr als 
1,7 mal so hoch wie in Rheinland-Pfalz und Saarland sowie in Baden-Wurttemberg). Es ist 
aus verteil ungspol itischer Sicht aber nicht einzusehen, daß Teil regionen ein Einkommens
niveau zugemutet wird, das sektoral offensichtl ich nicht als akzeptabel erscheint bzw. daß 
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sektoral nicht zumutbar ist, was Teil regionen zugemutet wird. Zudem finanzieren die struk
turschwachen Agrarzuschußregionen SUddeutschlands (insbesondere Baden-WUrttemberg) noch 
die PreisstUtzung fUr einkommensstarke AgrarUberschußregionen (Schleswig-Holstein) mit und 
geht die Preispol itik zu Lasten der Strukturpol itik, die eher in der Lage wtlre, das Einkom
mensniveau in schlechten Regionen an das der guten Regionen heranzufuhren. 

Zumindest an der Zuckermarktpolitik I!:Ißt sich zeigen, daß zudem eine Preisrelationspolitik 
betrieben wird, die die intrasektorale Einkommensdisparit!:lt eher versttlrkt als verringert. Die 
PreisstUtzung bei Zucker ist weder verteilungs- noch allokationspol itisch begrUndbar • Die 
derzeitige Produktion I ieße sich c. p. auch langfristig zu einem wesentlich niedrigeren Preis 
aufrechterhalten, und die Kontingentsrente kommt vor allem den Betrieben mit hohem Ein
kommen zugute (vgJ. BUJARD, 4, S. 193). Betriebe mit der ohnehin höchsten Bodenrente er
halten noch den Bonus einer Kontingentsrente. Solange eine derartige Politik betrieben wird, 
muß sich die Agrarpolitik den Vorwurf gefallen lassen, verteilungspolitisch unglaubwurdig 
zu sein. 

Zudem sind preispolitische Maßnahmen (und auch Gewinnsubventionen) verteilungspolitisch 
besonders ungerecht, wenn wie bisher bei der Besteuerung der landwirtschaftlichen Einkommen 
in eklatanter Weise gegen das Prinzip der Steuergerechtigkeit verstoßen wird, indem der 
Großteil der Landwirte nur nach auf der Basis von Durchschnittsstltzen ermittelten Gewinnen 
besteuert wird, die noch dazu in den einkommensstarken Betrieben am relativ wenigsten 
(nicht einmal zu einem siebentel) den tats!:lchlichen Gewinnen entsprechen (vgl. ALTMANN 
und KLARE, 2, S. 213), und von den etwa hunderttausend buchfUhrungspfl ichtigen Betrieben 
in mehr als 50 von 100 der Betriebe das Einkommen wohlwollend geschtltzt wird (wodurch die 
BuchfUhrung sicherlich nicht gefördert wird). Die EinkommenssteuervergUnstigung fUr die 
Landwirtschaft insgesamt wird auf Uber 90 v. H. gesch!:ltzt (THOROE, 19). 

Die im Landwirtschaftsgesetz angesprochene steuer! iche Förderung der Landwirtschaft dUrfte 
sich - wenn sie mit dem Grundprinzip der Einkommenssteuergerechtigkeit vereinbar sein soll 
(hierbei kann es sich nur um die Steuergerechtigkeit in der Bundesrepublik und nicht inner
halb der EG im Agrarbereich handeln) - nur auf BegUnstigungen bei den indirekten (betrieb
I ichen) Steuern im Unternehmensbereich als Sonderform der Subventionspol itik beziehen, die 
allerdings ebenfalls konzeptionslos gew!:lhrt werden (RUGER, 15). Einkommenssteuerliche 
Differenzierungen lassen sich nicht sektoral , sondern nur sozial begrUnden und haben fUr 
alle Mitglieder der Gesellschaft gleichermaßen zu gelten. 

Verteilungspolitische Ziele sollten vielmehr außer durch die klassischen Maßnahmen der So
zialpolitik durch vorubergehende gezielte soziale Transfers verwirklicht werden. Dabei w!:lre 
meines Erachtens auch eine zeitlich begrenzte Absicherung eines bestimmten Mindesteinkom
mens denkbar, das außerdem kapitalisierbar sein mUßte, um die Strukturanpassung auch 
vorubergehend nicht zu hemmen. Solche Einkommenstransfers und klassische sozialpolitische 
Maßnahmen stoßen zwar auf den Widerstand der landwirtschaftl ichen Interessenvertretung, 
wUrden aber die Zustimmung der anderen gesellschaftlichen Gruppen eher finden als eine 
Agrarpolitik, die selbst im Bereich der Sozial pol itik sich nicht am sozial Schwachen orien
tiert, sondern den gesamten Agrarsektor als hilfebedurftig hinstellt (vgl. HAGEDORN und 
v. WITZKE, 7, S. 13). 

3.4 Mittelaufbringung 

Die Agrarpolitik wird nach wie vor vornehmlich von den Verbrauchern Uber die Marktpreise 
finanziert, die in der BR Deutschland infolge des Grenzausgleichs besonders hoch sind. Da
bei wirkt, wie auch ALBERS (1) feststellt, die Verbraucherbelastung in der Mittelaufbringung 
regressiv. Eine solche Mittelaufbringung I!:Ißt sich wohl fUr Versorgungszwecke rechtfertigen -
dabei ist auch die Sicherstellung einer Mindestversorgung fUr Krisenzeiten einzubeziehen, 
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weil sie im Interesse der Verbraucher erfolgt und bei einer Angleichung der Verbrauchsstruk
tur zwischen Einkommensschwachen und Einkommensstarken im Krisenfall'die Einkommens
schwachen (Verbrauchsschwachen) sogar relativ gUnstig stellt. Zur Verwirkl ichung vertei
lungspolitischer Ziele ist sie aber abzulehnen, noch dazu dann, wenn bei einer innerland
wirtschaftlichen Einkommensrelation zwischen unterem und oberem Viertel der Einkommens
bezieher von größer als 6 zu 1 die Einkommensstarken - wie MÜLLER-HEl NE vertritt -
nicht nur absolut, sondern auch relativ starker begUnstigt werden als die Einkommensschwa
chen. Die Verteilungspolitik geht dann nicht nur in relativ starkem Maß zu Lasten derer, die 
in der Gesellschaft die niedrigsten Einkommen (niedrigere Einkommen als viele Landwirte) 
haben, sondern begUnstigt relativ die Landwirte am starksten, die die höchsten Einkommen 
erzielen und höhere Einkommen haben als die meisten derjenigen, die die Mittel aufbringen. 
Eine regressive Mittelaufbringung und progressive Mittelverwendung ist unvereinbar mit ver
teilungspolitischen Grundprinzipien (vgl. hierzuTANGERMANN, 18, S. 12f.). 

Daß die Mittelaufbringung Uber die Belastung der Verbraucher relativ abgenommen hat, i'st 
in nicht unerhebl ichem Maße darauf zuruckzufUhren, daß die preispol itische Agrarförderung 
in zunehmendem Maße die öffentlichen Haushalte belastet hat (etwa ein Drittel des Agrar
etats der Bundesregierung sind Marktordnungsausgaben) und man bisher noch von einer Aus
dehnung der Einfuhrbelastung bei Nahrungsmitteln und Futtermitteln, die kaum oder gar nicht 
im Inland produziert werden, sowie von einem Übergang von der Preis- zur Preis- und Mengen
pol itik (Kontingentierung) abgesehen hat. 

In letzter Zeit wird aber in zunehmendem Maße - insbesondere in Zusammenhang mit dem 
Milchmarktproblem - die Ausdehnung der Einfuhrbelastung auf solche Pradukte erörtert. 
Zwar kann eine solche Politik auch als Optimierung der Verbraucherpreisstruktur hingestellt 
werden, doch ware eine Optimierung auf höchstem Niveau keine Politik mehr im Interesse 
eier Verbraucher. Je mehr bei der Agrarpreispol itik die Optimierung der Verbraucherpreis
struktur einbezogen wird, um so mehr stellt sich auch die Frage nach dem optimalen Protek
tionsniveau und nach dem geeigneten System der Mittelaufbringung. 

Die Gefahr einer zunehmenden Verbraucherbelastung ergibt sich auch aus der sogenannten 
Erzeugerbeteiligung (Globalkontingentierung) zur Lösung der Probleme auf dem Milchmarkt. 
Wenn eine solche Maßnahme zunachst auch voll zu Lasten der Erzeuger geht, besteht bei 
einer preisunelastischen Nachfrage nicht nur die Möglichkeit, sondern es wird, wie in der 
Schweiz zu beobachten ist, auch davon Gebrauch gemacht, die Finanzierung der ÜberschUsse 
vom Staatshaushai t auf die Verbraucher zu verlagern. Auch bei einer einzelbetriebl ichen 
Kontingentierung besteht die Gefahr, Einkommenspolitik verstarkt zu Lasten der Verbraucher 
zu betreiben, wenn an unveranderten agrarpolitischen Einkommenszielsetzungen festgehalten 
wird. 

Die bisher praktizierte Agrarpolitik falsifiziert nicht die These, daß in Bereichen, in denen 
der Marktmechanismus außer Kraft gesetzt ist, die Einordnung der sektoralen unter die ge
samtwirtschaftlichen Interessen nur unvollkommen gelingt. Dies hangt wesentlich damit zu
sammen, daß von den agrarpolitischen Entscheidungen der einzelne Konsument nur zu einem 
Bruchteil so stark betroffen wird wie der Produzent und daher die Zuruckschraubung von Pro
duzentenwUnschen bei der Nichtagrarbevölkerung kaum Stimmengewinne bringen, wohl aber 
bauerliche Wahlerstimmen kosten wUrde, zumal durch die Organisation der Produzenten in 
einem Interessenverband das Gewicht der Produzentenstimmen kumul iert wird (WERNER und 
KÜLP, 20, S. 227). 

Die praktizierte Agrarpolitik wirft die Frage auf, ob es nicht wUnschenswert ware, den Ein
fluß der Verbraucher auf die agrarpol itischen Entscheidungen zu verstarken . Als Aufgabe der 
Verbraucherpol itik wird vielfach ledigl ich die Verbesserung der Markttransporenz angesehen. 
Wo aber Preis- und Mengenentscheidungen dem Marktmechanismus entzogen werden, mUßten 
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auch die Verbraucher Einfluß auf die administrativen Entscheidungen haben. Schi ießlich ist 
die Wirtschaft eine Einrichtung, die letztl ich dem Verbraucher dienen soll. Daraus II:Ißt sich 
eher ein Machtgefl:llle vom Verbraucher zum Produzenten als umgekehrt begrUnden. 

Zu einer mehr verbraucherorientierten Agrar- und auch Wirtschaftspol itik könnte die Einrich
tung eines Verbraucherministeriums beitragen, das neben den Sektorministerien (Agrar-, Ver
kehrsministerium usw.) fUr die administrative Preis- und Mengensteuerung zustl:lndig sein und 
eine I:Ihnliche Stellung wie das Finanzministerium haben mUßte. Hierdurch würde die Ver
braucherseite auf administrativ gleicher Ebene wie die Produzentenseite Gesprl:lchspartner 
erhalten und ermöglicht, daß der Verbraucherstandpunkt unabhl:lngig von den Produzenten
interessen vertreten werden kann (vgl. SCHERHORN, 16, S. 139). Zwar wUrde nach wie 
vor der Zugang zu einem Interessenausgleich bestehen, doch wUrde die Offenlegung der ver
schiedenen Wertvorstellungen eine rationalere (eine mehr gesamtwirtschaftlich orientierte) 
Agrar- und Wirtschaftspolitik ermöglichen. 

4 Schlußfolgerungen im Hinbl ick auf eine rationale allokative und distributive 

Agrarförde rt,!llii 

Im Hinblick auf eine rationale allokative und distributive Agrarförderung lassen sich vor 
allem folgende Schlußfolgerungen ziehen: 

1. Trennung zwischen Allokations- und Verteilungsproblem. 
2. Verwirklichung der allokativen und distributiven Ziele mit unterschiedlichen Mitteln, 

Verwendung von mindestens ebenso vielen Mitteln wie Ziele verfolgt werden und Ausge
staltung einer Maßnahme an der Verwirklichung nur jeweils eines Zieles. 

3. Ausrichtung der globalen Preispol itik (Produktpreisstutzung und Faktorsubventionen) am 
Versorgungsziel (an der intersektoralen Allokationseffizienz) statt am einzelbetrieblichen 
Wachstum. 

4. Verfolgung einer einzelbetriebl ichen Wachstumspol itik, die in einem schrumpfenden Sek
tor das einzelbetriebl iche Wachstum mehr als Folge statt zu Lasten der intersektoralen An
passung betreibt. Mehr struktur- als preisbedingtes Wachstum. Keine globalen, sondern 
gezielte (betrieb I ich und regional differenzierte) Förderungsmaßnahmen • 

5. Ausrichtung der Verteilungspal itik an gesellschaftl ichen Grundvorstellungen über die Ver
teilungsgerechtigkeit. Keine globale sektorbezogene Verteilungspolitik, sondern gezielte, 
zeitlich begrenzte und kapitalisierbare sozialdeterminierte personenbezogene Transfer
maßnahmen. 

6. Schaffung von Administrationen mit konfliktfreier AufgabensteIlung: 
- Einrichtung eines Verbraucherministeriums, das neben bisherigen Aufgaben des Agrar
ministeriums auch bisherige Aufgaben anderer Ministerien zu Ubernehmen hl:ltte und über 
die sektorale Mengen- und Preissteuerung mit zu entscheiden hl:ltte. 
- Verlagerung sozialer und verteilungspol itischer Kompetenzen in das Sozialministerium 
und Integration der landwirtschaftlichen Altersversorgung in die allgemeine Rentenver
sicherung (vgl. SCHMITT und v. WITZKE, 17). 
- Beschrankung der alleinigen Zustandigkeit des Agrarministeriums auf die innersektorale 
Produktionseffizienz (Strukturpol itik) . 

7. Orientierung der administrativen Entscheidungen an gesellschaftlichen Grundvorstellungen 
(gesamtwirtschaftlichen Zielen) und Verwirklichung einer Politik, die neben den Vorstel
lungen des Agrarministers auch den Vorstellungen des Verbraucher-, Sozial- und Finanz
ministers Rechnung tragt. 
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Agrarfinanzierung umfaßt alle Maßnahmen der Geldbeschaffung durch Wirtschaftseinheiten, 
die pflanzliche und/oder tierische Produkte erweri:lswirtschaftlich erzeugen. 

Die Geldbeschaffung durch landwirtschaftliche Wirtschaftseinheiten kann von verschiedenen 
Seiten betrachtet werden. Von Bedeutung sind beispielsweise geschichtliche Entwicklung, 
moralische Aspekte und ökonomische Grundlagen. Diese Ari:leit beschränkt sich auf eine all
gemeine Darlegung ökonomischer Grundlagen der Agrarfinanzierung aus der Sicht der einzel
nen Wirtschaftseinheiten. Zu diesem Zweck wird zunächst das Ziel der Finanzierung festge
legt. Dann werden die Möglichkeiten der Geldbeschaffung beschrieben, die eine landwirt
schaftliche Wirtschaftseinheit hat. Schließlich wird gezeigt, wie aus diesen Möglichkeiten 
eine optimale Kombination in bezug auf das gewählte Ziel gefunden werden kann. 
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Die Ausführungen beziehen sich allerdings nicht darauf, wie bestimmte landwirtschaftliche 
Wirtschaftseinheiten das Wahl problem bei der Geldbeschaffung sehen, sondern wie die Finan
zierungslehre das Wahl problem einer rationalen Wirtschaftseinheit in der Geldbeschaffung 
definiert und, falls möglich, löst (BIERMANN and SMIDT, 4; FAMA and MILLER, 5; VAN 
HORNE, 13; SCHNEIDER, 23; SÜCHTING, 25; SWOBODA, 26; NELSON et al., 22; 
SEUSTER, 24). 

In kapitalistischen Volkswirtschaften besteht eine landwirtschaftliche Wirtschaftseinheit in 
der Regel aus einem Haushalt und einer Unternehmung. Das Vermögen der Wirtschaftseinheit 
(Arbeitsvermögen, Sachvermögen, Geldvermögen) ist zum Teil unterhaltswirtschaftlich im 
Haushalt, zum Teil erwerbswirtschaftlich in der Unternehmung eingesetzt. Der Zweck des 
Einsatzes von Vermögensgütern in der landwirtschaftlichen Unternehmung besteht darin, 
marktfähige pflanzl iche und/oder tierische Produkte zu erzeugen und durch den Absatz die
ser Erzeugnisse Geld zu erwerben, mit dem dann letztlich Güter (Verbrauchsgüter und Ge
brauchsguter) gekauft werden können, an denen ein Bedarf besteht. 

Anfang und Ziel der Geldbeschaffung einer landwirtschaftlichen Wirtschaftseinheit ist der 
Bedarf des Haushai ts an Geld zum Kauf von Gutern für die Befriedigung der Bedürfnisse der 
Haushai tsmitgl ieder. Um dieses Ziel der Geldbeschaffung genauer zu spezifizieren, werden 
einige Definitionen benötigt. 
Es sei Ct ein Geldbetrag, der in einer Periode t für den Kauf von Konsumgütern zur Verfü
gung steht. Zu einem Zeitpunkt t = 0 können dann für eine Wirtschaftseinheit Konsummög
lichkeiten Ct in den Perioden t = 1,2 ..•• , T definiert werden, wobei der Zeitraum mit den 
Perioden t = 1,2 .••• , Tals Planungszeitraum bezeichnet wird. 
In einem konkreten Fall müssen die Perioden t und die Anzahl T der Perioden festgelegt wer
den. Die einzelne Periode kann ein Monat, ein Vierteljahr oder Jahr sein. Die Anzahl der 
Perioden kann sich von ein igen Monaten auf mehrere Jahre erstrecken. In einer weiten Be
trachtung wird der Zeitraum t = 1, ...• , T mit dem Leben eines Menschen bzw. mit dem 
Lebenszyklus eines Haushalts gleichgesetzt, der von der Gründung des Haushalts bis zur Auf
lösung reicht. 
Die Geldbeschaffung kann sich nun kurzfristig auf die Bedürfnisse weniger Wochen und lang
fristig auf die Bedürfnisse vieler Jahre richten. In diesem Zusammenhang wird die langfristige 
Betrachtung bevorzugt. Schwierigkeiten der Unsicherheit bleiben zunächst unberücksichtigt. 

Die Zielvorschrift der Finanzierung kann lauten, einen vorgegebenen Geldbedarf c+ zu be
friedigen, wobei gil t 

+ - + + + (1) c - (Cl ' c2 ' •... , cT ) 

und der gegebene Geldbedarf in den einzelnen Perioden aus einem entsprechenden Güter
bedarf abgeleitet wird. Der Vorteil einer solchen Formulierung besteht darin, daß sie opera
bel ist. Sie hat aber auch einen Nachteil. Wird nämlich versucht, diesen Geldbedarf unter 
Ausnutzung der Mögl ichkeiten der Geldbeschaffung zu befriedigen, so kann das Ergebnis nur 
lauten, daß die Befriedigung des Bedarfs mögl ich oder nicht mögl ich ist. Wenn der Bedarf 
gedeckt werden kann, ist aber wiederum denkbar, daß mehr Geld für die Befriedigung der 
Bedürfnisse beschafft werden kann als verlangt wird. Folgl ich ist der mögl iche Nutzen grö
ßer als der angestrebte. Aus diesem Grund erscheint es sinnvoll, die Zielvorschrift der 
Geldbeschaffung zu erweitern (FAMA and MILLER, 5, S. 3 - 20). 
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Die erweiterte Zielvorschrift lautet dann, die Möglichkeiten der Geldbeschaffung so wahr
zunehmen, daß der Nutzen N, den Konsummögl ichkeiten Ct stiften, im Planungszeitraum 
in bezug auf c t maximiert wird, d.h. 

(2) max N = N (cl' c2' •••••• , cT). 
Ct 

Damit die Existenz einer widerspruchsfreien kollektiven Nutzenfunktion des Haushalts ge
sichert ist, sei angenommen, daß der Haushalt paternalistisch bzw. maternalistisch ist. Das 
bedeutet, daß die individuelle Pröferenzordnung des Vaters oder der Mutter gleich der 
kollektiven Pröferenzordnung des Haushalts ist (ARROW, 2). 

Bei Unsicherheit wird die Spezifizierung des Finanzierungszieles dadurch erschwert, daß zu 
einem Zeitpunkt t = 0 die Geldbetröge Ct+ in (1) und der Nutzen von Konsummögl ichkeiten 
Ct in (2) nicht mit Sicherheit bekannt sind, da weder die Bedurfnisse des Haushalts noch die 
Preise der GUter, die zur Befriedigung dieser Bedurfnisse eingesetzt werden können, mit 
Sicherheit vorhergesehen werden können. Die kUnftigen Bedurfnisse eines Haushalts werden 
beispielsweise bestimmt durch die Anzahl der Kinder, die Dauer ihrer Abhöngigkeit von den 
Eltern, die Anspruche der weichenden Erben sowie den Gesundheitszustand und die Lebens
erwartung der einzelnen Haushai tsm itgl ieder. Die kUnftigen Preise der GUter werden beein
flußt durch Verönderungen der Nachfrage und/oder des Angebotes einzelner GUter (relative 
Preise) bzw. durch Inflation (absolute Preise). 

KNIGHT (14, S. 233 - 236) unterscheidet einen solchen Zustand nach der Bekanntheit der 
Wahrscheinlichkeiten verschiedener Ereignisse und Ereignisfolgen. Sind die Wahrscheinlich
keiten bekannt, spricht er von Risiko. Sind sie unbekannt, spricht er von Unsicherheit. 

Wahrscheinlichkeiten können objektiv und subjektiv sein. Objektive Wahrscheinlichkeiten 
sind schwer zu ermitteln, vor allem fUr wirtschaftl iche Ereignisse. Subjektive Wahrschein
lichkeiten kann jeder Landwirt formulieren. Aus diesem Grund wird die Unterscheidung 
zwischen Risiko und Unsicherheit nicht aufrecht erhalten. 

Manche Autoren unterteilen das so definierte Risiko weiter und sprechen von Risiko nur dann, 
wenn beispielsweise der tatsöchliche Geldbedarf Uber dem Erwartungswert liegt, und von 
Chance, wenn die tatsöchlichen Ausgaben unter dem Erwartungswert liegen (SUCHTlNG, 25). 
Diese Unterscheidung wird hier nicht verwendet. 

Dem Risiko im Unterhaltsbereich kann eine Wirtschaftseinheit durch formelle und informelle 
Versicherungen begegnen (NELSON et al., 22, S. 119 - 210). Eine formelle Versicherung 
ist beispielsweise die Krankenversicherung. Mit einer solchen Versicherung wird einerseits 
der Geldbedarf fUr Lebenshaltung in jeder Periode um die sichere aber relativ kleine Prömie 
erhöht, andererseits aber das Risiko sehr hoher Ausgaben fUr die Gesundheit der Haushalts
mitglieder eliminiert, indem es auf die Versicherungsgesellschaft abgewölzt wird. Eine in
formelle Versicherung ist beispielsweise die Bildung von RUcklagen. In welchem Umfang ein 
einzelner Haushalt das Risiko im Unterhaltsbereich durch Versicherungen (formell und infor
mell) beseitigt, kann aber nicht allgemeingUltig festgestellt werden. Sofern solche Versiche
rungen nicht obligatorisch sind, höngt ihr Abschluß von der Einstellung des einzelnen zum 
Risiko ab. . 

3~ichkeiten der Finanzierung 

In einer arbeitsteil igen Geldwirtschaft hat eine Wirtschaftseinheit verschiedene Mögl ichkei
ten, Geld zu beschaffen. Im folgenden werden diese MÖ91 ichkeiten zunächst allgemein und 
dann aus der Sicht landwirtschaftlicher Wirtschaftseinheiten behandel t. 
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3.1 Allgemeine Möglichkeiten 

Die verschiedenen Finanzierungsniöglichkeiten werden danach unterschieden, ob das Geld 
mit einem oder ohne einen Leistungsprozeß beschafft wird. Wird das Geld Uber einen Lei
stungsprozeß beschafft, spr icht man von Innenfinanzierung oder Selbstfinanzierung im wei
teren Sinn. Geschieht das ohne einen Leistungsprozeß, spricht man von Außenfinanzierung. 

~~!~! __ !~~~~~~~~~~~~9_ 
Die Möglichkeiten der Innenfinanzierung htlngen ab vom Vermögen (Ärbeitsvermögen, Sach
vermögen, Geldvermögen), das ein Haushalt zu einem Zeitpunkt besitzt, und sie bestehen 
darin, entweder Vermögensguter unmittelbar gegen Geld zu verkaufen oder die Vermögens
gUter in einer eigenen oder fremden Unternehmung einzusetzen. Dabei fließt durch die Er
zeugung und den Absatz von GUtem und Dienstleitungen Geld in die Unternehmung und uber 
die Entlohnung der VermögensgUter bzw. Produktionsfaktoren in den Haushalt. 

Werden die durch Leistungsprozesse ausgelösten Zahlungen im Zeitablauf verfolgt, ·ftlilt auf, 
daß manche Leistungsprozesse sofort mit Einnahmen beginnen (z.B. Verkauf ungeschulter Ar
beit an ein fremdes Unternehmen), wtlhrend andere Leistungsprozesse zuntlchst Ausgaben vor
weisen, die erst spliter zu Einnahmen oder EinnahmenUberschUssen fuhren (z. B. Investitionen 
von Bildung in den Faktor Arbeit und Verkauf geschulter Arbeit an ein eigenes oder fremdes 
Unternehmen bzw. Investition und Produktion von Gutem in einer eigenen Unternehmung). 
Der in einer Periode durch einen Leistungsprozeß erwirtschaftete EinnahmenUberschuß stellt 
die Vertlnderung des Geldvermögens dar. Werden die durch den Leistungsprozeß bedingten 
Vertlnderungen des gesamten Vermögens und Kapitals berucksichtigt, Itlßt sich der Einnahmen
Uberschuß einer Periode weiter unterteilen. Im wesentl ichen besteht er aus den Ausgaben, 
die durch die erstellten Leistungen einer Periode begrUndet, aber in dieser Periode nicht ge
ttltigt worden sind (z.B. Abschreibungen und RUcksteilungen), und dem Gewinn. Werden die 
auf dem Wege der Innenfinanzierung beschafften EinnahmenUberschusse weiter verwendet, 
spricht man von Finanzierung aus Gewinn oder Selbstfinanzierung im engeren Sinn, bzw. 
Finanzierung aus Abschreibungen und Finanzierung aus RUcksteIlungen • Diese Unterteilung 
der Innenfinanzierung ist allerdings quantitativ nicht eindeutig, da weder Abschreibungen 
noch RucksteIlungen eindeutig bestimmt werden können. 

Die Problematik der Abschreibung (LUTZ and LUTZ, 19, S. 219 - 236) besteht beispielsweise 
darin, daß zuntlchst das Ziel der Abschreibung nicht eindeutig ist. Htlufig wird angenommen, 
daß es das Ziel des Unternehmers ist, den Wert des in der Produktion eingesetzten Vermö
gens konstant zu halten. Das geschieht, wenn in jeder Periode soviel in Form von verdienten 
Abschreibungen in das Vermögen reinvestiert wird, wie in der Periode an Vermögenswert 
verloren gegangen ist. Dabei gehen die Meinungen auseinander, ob der Marktwert (nominal 
oder real) oder der Ertragswert (nominal oder real) konstant gehalten werden soll. Letzterer 
htlngt ab von der kUnftigen Entwicklung der Preise der Inputs und Outputs der verwendeten 
Leistungsprozesse, des Risikos und der Einstellung des Investors zum Risiko. 

Selbst wenn festliegt, welcher Wert des Vermögens konstant gehalten werden soll, ist immer 
noch festzustellen, welcher Betrag des gewtlhlten Werts des Vermögens in einer Periode ver
loren geht und ausgeglichen werden muß. Auf diese Problematik wird aber hier nicht einge
gangen. 
Aufgrund dieser Schwierigkeiten ist die Untergliederung des auf dem Weg der Innenfinanzie
rung beschafften EinnahmenUberschusses einer Periode fragwUrdig, selbst wenn sie sehr ge
brtluchl ich ist. 
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~~!~~ __ ~~_ß:!l!~r:~r:~i~!!:!~~ 
Die Möglichkeiten der Außenfinanzierung werden danach unterschieden, ob das Geld von 
einem EigentUmer oder NichteigentUmer einer Wirtschaftseinheit kommt. Dementsprechend 
wird bei der Außenfinanzierung zwischen Eigenfinanzierung in Form der Beteil igungsfinan
zierung und Fremdfinanzierung in Form der Kreditfinanzierung unterschieden. Die Außen
finanzierung wird dadurch ermöglicht, daß die Leistungsprozesse in einer Wirtschaft nicht 
gleichzeitig, sondern zeitlich verschoben beginnen. Das bringt mit sich, daß zu einem ge
gebenen Zeitpunkt oder in einer gegebenen Periode die einzelnen Wirtschaftseinheiten in 
den geldbeschaffenden Prozessen verschieden weit fortgeschritten sind und verschieden hohe 
EinnahmenUberschusse (positiv, negativ) erzielen, die nicht genau dem Geldbedarf der ein
zelnen Wirtschaftseinheiten in dieser Periode entsprechen. Fruher oder sptiter führt dieser 
Überschuß und dieser Mangel an Geld zu einem Markt, auf dem Geld getauscht wird. 

Das Wesen dieses Marktes besteht darin, daß Wirtschaftseinheiten, die zu einem Zeitpunkt t 
mehr Geld haben als sie brauchen, dieses Geld jenen anbieten, die zu diesem Zeitpunkt 
weniger Geld haben als sie benötigen. Ein Tausch zwischen einem Anbieter und Nachfrager 
von Geld kommt dann zustande, wenn sich beide einig sind über die Bedingungen des Tau
sches. Die Bedingungen betreffen im wesentlichen die Dauer und den Preis der Überlassung 
des Geldes. 

Die Dauer richtet sich fUr den Anbieter danach, wie lange er auf das Geld verzichten 
möchte und fUr den Nachfrager, wie lange er das Geld für seine Zwecke benötigt. Bei Gel
dern, die kurzfristig überlassen werden (bis 90 Tage), spricht man von einem Geldmarkt. 
Bei Geldern, die IClnger als 90 Tage bis Unendl ich überlassen werden, spricht man vom Ka
pi tal markt. 

Der Preis, den beispielsweise ein Haushalt fUr die Überlassung von Geld verlangt, richtet 
sich nach seiner subjektiven Zeitprtlferenz, dem Risiko und der Dauer der Anlage. Der Preis, 
den ein Unternehmer für die Überlassung von Geld bietet, richtet sich nach der Leistungs
fClhigkeit, der Dauer und dem Risiko dieser Geldanlage in seiner Unternehmung. 

Wenn das Geld in Form einer Beteiligungsfinanzierung zur Verfügung gestellt wird, ist die 
Belohnung für die Überlassung von Geld beim Tausch im voraus nicht bekannt. Sie richtet 
sich nach den tatsClchlich erzielten Einnahmenüberschüssen des Projektes. Die Belohnung 
ist also mit Risiko behaftet. 

Wenn das Geld in Form einer Fremdfinanzierung zur VerfUgung gestellt wird, ist die Beloh
nung fUr die Überlassung von Geld beim Tausch im voraus bekannt und wird Zins genannt. 
Obgleich diese Art der Außenfinanzierung fUr den Geldgeber sicherer ist als die Beteiligungs
finanzierung, ist sie trotzdem nicht risikofrei . Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß die 
erwirtschafteten EinnahmenUberschüsse nicht ausreichen, die vertragi ich festgelegten Zinsen 
zu bezahlen und die Schuld zu tilgen. Ein Ausgleich der Nachfrage und des Angebots an 
Geld auf den verschiedenen KapitalmClrkten kommt bei dem Preis zustande, bei dem die 
nachgefragte Menge gleich der angebotenen ist. Der Preis wird gefunden, indem für jede 
Menge eines fUr eine bestimmte Dauer verfügbaren Geldes die Anbieter (z. B. Haushai te) 
den Preis angeben, den man ihnen mindestens geben muß, damit sie sich von dem Gelde 
trennen und die Nachfrager (z. B. Unternehmer) den Preis angeben, den sie höchstens dafür 
zu zahlen bereit sind. 

Sofern Rationalittlt bei den Unternehmen vorherrscht, werden sich ihre Zinsangebote nach 
der erwarteten Verzinsung des Geldes richten. Wie diese Verzinsung berechnet werden kann, 
wird in Abschnitt 4 gezeigt. Ersparnisse werden bis zu jenem Zinssatz von Haushalten zu den 
Unternehmern transferiert, bei dem der Mindestzins der Haushalte und der Höchstzins der 
Unternehmen identisch sind. Die Ersparnisse einer Wirtschaft werden folgl ich in die effizien
testen (am meisten Geld bringenden) Verwendungen geführt. 

63 



In dieser Weise bilden sich auf den verschiedenen Kapitalml:lrkten Marktzinssl:ltze, die sich 
durch Fristigkeit und Risika der Überlassung unterscheiden. 
Der Preis für die Überlassung einer DM für"; Perioden zum Zeitpunkt t sei {t+"; . 

Angenommen t = 0 und ,,; = I, 2, ••.•.. , T, dann ergibt sich r1, r2, r3,·· •••• , rT, 
000 . 0 

die Termstruktur der Zinssl:ltze. Bei vollstl:lndiger Sicherheit ist nicht nur die Termstruktur der 
Zinssl:ltze zum Zeitpunkt t = 0, sondern zu jedem Zeitpunkt t = I, .••.• , T bekannt. 

Möchte ein Haushalt zu einem Zeitpunkt t = 0 einen Geldbetrag Ko sparen und für ,,; Perio
den in einer Unternehmung anlegen, kann er dies, indem er beispielsweise eine ,,; -Perioden 
Forderung zum Preis von or,,; pro Peri.ode elWirbt. Zahl t der Unternehmer jede Periode diese 
Zinsen, so zahlt er pra Periode Ko or,,; und insgesamt ";Ko or,,; • Am Ende von 

,,; Perioden ist dann ledig I ich Ko zurückzuzahlen. Zahlt der Unternehmer den geschuldeten 
Betrag Ko und die Zinsen nebst Zinseszinsen zum Zeitpunkt t +,,; , so erhl:llt der Haushalt 
zum Zeitpunkt ,,; den Betrag K,,; = Ko (1 + or,,; }"; • 

Anstelle einer ,,; -Perioden Forderung zum Preis or,,; pro Periode könnte der Haushalt 
auch ,,; I-Perioden Forderungen elWerben, indem er 

zum Zeitpunkt t = 0 Ko anlegt und 

zum Zeitpunkt t Kl = Ko (1 + or1) erhält, wieder anlegt und 

zum Zeitpunkt t 2 K2 = K 1 (1 + I r2) Ko (I + or1) (I + 1 ri erhält usw. bis 

zum Zeitpunkt t ,,; K,,;= Ko (I + orl) (1 + Ir2) .•• (I + ,,; _Ir,,; ) resultiert. 

Bei vollstl:lndiger Sicherheit und vollkommenem Kapitalmarkt gilt 

(3) K,,; = Ko (1 +or,,;}"; = Ko (l +or1) (l +lr~ •••• (1 + ,,;_lr,,; ). 

Erhebl iche Vereinfachungen ergeben sich unter der Annahme tr t+"; = r für alle 

t = 0, I, ••.••• , T -,,; und alle"; • Dann gilt für die ";-Perioden Forderung ebenso wie 
für die ,,; I-Perioden Forderungen 

(4) K,,; = Ko (I + r}"; • 

(1 + r}"; ist der Aufzinsungsfaktor. Er gibt an, zu welchem Wert ein Betrag Ko = 1 in 
,,; Perioden anwl:lchst, zeigt ab~':fuch, welchem Wert ein Betrag K,,; = I zum Zeitpunkt 0 

entspricht: Ko = K,,; (1 + r) . 

In diesem Fall wird der Zinssatz r auch als Diskontierungssatz und {l + r} -,,; als Diskontie
rungsfaktor bezeichnet. 

Kann ein Nachfrager nach Geld zu einem gegebenen Zeitpunkt bei einem gegebenen kon
stanten Marktzinssatz r beliebige Mengen von Geld jeder Fristigkeit erhalten, spricht man 
von einem vollkommenen Kapitalmarkt. Kann ein Nachfrager steigende Mengen unter den 
genannten Umständen nur zu einem steigenden Zinssatz erhalten, spricht man von einem un
vollkommenen Kapitalmarkt oder von Kapital rationierung. Kapital rationierung kann auch da
rin bestehen, daß ein Schuldner zu einem gegebenen Zinssatz nur einen bestimmten Betrag 
an Geld aufnehmen kann (Kreditgrenze) . 

In der Wirklichkeit einer fortgeschrittenen Marktwirtschaft mit Geld als Tauschmittel kommt 
dieser Austausch von Geldern zwischen den ursprüngl ichen Anbietern und den letzten Ver
wendern teils direkt (z.B. Lieferantenkredit, Familiendarlehen), zum größten Teil aber in
direkt über eigene Institutionen, die Banken, zustande. Die Leistung der Banken besteht zu
nächst darin, einerseits das Geld von Anbietern zu sammeln und an die Nachfrager in Form 
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von Beteil igungen oder Krediten weiterzugeben, andererseits die Nachfrage nach Geld in 
Form von Aktien und Obi igationen (Fremdfinanzierung) emissionsfähiger Unternehmen (z. B. 
Kapitalgesellschaften) an das Angebot an Geld (das anlagesuchende Publikum) weiterzurei
chen . Die Leistung der Banken besteht ferner darin, das nach Beträgen und Fristigkeit unter
schiedl iche Angebot an Geldern so zu transformieren, daß es mit den WUnschen der Nach
frager hinsichtl ich Betrag und Fristigkeit Ubereinstimmt und umgekehrt. Dieser Transfer von 
Geldern impl iziert auch einen räuml ichen Transfer des Geldes von Regionen, in denen ein 
Exzeßangebot an Geld besteht, in Regionen, die eine Exzeßnachfrage an Geld haben. 

Schließlich sei noch eine Institution erwähnt, die mit der Finanzierung Uber Wertpapiere 
(z.B. Aktien und Obligationen) eng verknupft ist. Dies ist die Börse. Sie hat ihren Ursprung 
darin, daß beispielsweise Haushalte einer Unternehmung Geld in Form einer Aktie oder Ob
I igation zur VerfUgung gestell t haben und dieses Geld zu einem Zeitpunkt wieder haben 
möchten, zu dem sich die Unternehmung nicht von dem Geld trennen kann. Dafur mag es 
aber zu diesem Zeitpunkt Haushalte geben, die eine solche Aktie oder Obi igation kaufen 
möchten. WUnsche solcher Art kommen auf dem Wertpapiermarkt, der Börse, zum Ausgleich. 
Der Preis, zu dem ein Wertpapier (z. B. Aktie, Obi igation) gehandel t wird, heißt Kurs des 
Wertpapiers. Er ist Ausdruck dafUr, wie das Anlagepublikum den Etragswert einer Anlage in 
einer bestimmten Unternehmung beurteilt. 

3.2 Spezielle Mögl ichkeiten der Landwirtschaft 

Bei der Innen- und Außenfinanzierung einer landwirtschaftlichen Wirtschaftseinheit treten 
Besonderheiten auf, die teils in der Natur der Agrarproduktion und teils in der Rechtsform 
der landwirtschaftl ichen Unternehmung und der Wirtschaftspol itik der meisten kapital istischen 
Länder begrUndet liegen. 

~;~;! __ ~~~~~~~~~~~~~9_ 
Bei der Innenfinanzierung wird Geld auf dem Umweg Uber die Produktion und den Absatz 
von GUtern und Dienstleistungen beschafft. Dieser Umweg ist bei den verschiedenen GUtern 
der pflanzl ichen und tierischen Erzeugung verschieden lang. In der pflanzl ichen Produktion 
dauert er z. B. wenige Monate bei GemUse, ungefähr ein Jahr bei Getreide und mehrere 
Jahre bei Obst. In der tierischen Produktion dauert er beispielsweise in der Schweinemast 
bei Zukauf von Ferkeln ca. fUnf Monate und in der Milchproduktion bei eigener Nachzucht 
ca. 26 Monate. 

Die verschieden lange Dauer des RUckflusses von Geld durch die Produktion von GUtem ist 
von Bedeutung fUr die Sicherheit der kUnftigen Einnahmen und Ausgaben. Sofern Einnahmen 
und Ausgaben eines Leistungsprozesses nicht vertraglich festgesetzt sind, sind sie in der Regel 
umso unsicherer, je weiter sie in der Zukunft liegen. Die Unsicherheit liegt darin begrUndet, 
daß die Einnahmen und Ausgaben der verschiedenen Leistungsprozesse durch Ereignisse beein
flußt werden, deren Eintreffen nicht mit Sicherheit bekannt ist. Solche Ereignisse sind bei
spielsweise unterschiedl icher Gesundheitszustand der Nutztiere und der Nutzpflanzen, unter
schiedliches Klima (Frost, Hagel, DUrre usw.) sowie unterschiedliche Konjunktur mit unter
schiedl ichen Bedingungen auf den Beschaffungs- und Absatzmärkten • 

Dem Risiko im erwerbswirtschaftlichen Bereich kann ein Landwirt wie im unterhaltswirtschaft-
I ichen Bereich durch formelle und informelle Versicherungen begegnen. Formelle Versiche
rungen im erwerbswirtschaftlichen Bereich sind beispielsweise die Tierseuchen- und die Hagel
versicherung. Informelle Versicherungen sind wiederum RUcklagen aber auch differenzierter 
Einsatz des erwerbsw i rtschaftl ichen Vermögens in verschiedene Leistungsprozesse . 

Trotz verschiedener Versicherungen wird sich das Risiko der einzelnen Leistungsprozesse nicht 
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gönzlich beseitigen lassen. Die Aufnahme bzw. Aufgabe von Leistungsprozessen höngt unter 
diesen Umstönden entscheidend von der Einstellung des Landwirts zum Risiko ab. 

Werden durch Leistungsprozesse EinnahmenUberschusse erzielt, entsteht disponibles Geld, 
das in den Haushalt fließen oder in der Unternehmung bleiben kann. Was in den Haushalt 
fließt, kann zum Kauf von Verbrauchs- und GebrauchsgUtern verwendet werden, wobei 
beim Konsum dieser Guter einerseits Nutzen entsteht, andererseits das in diese GUter in
vestierte Geld verschwindet. Was in der Unternehmung bleibt, steht fUr Reinvestitionen in 
geldbeschaffende Prozesse zur VerfUgung. Wieviel dabei Erhaltungs- und Erweiterungsinvesti
tion ist, höngt ab vom gewöhlten Vermögenswert und Wertverlust der entsprechenden Periode. 
Wieviel aber an den Haushalt ausgeschUttet bzw. dem Unternehmen entnommen wird, höngt 
ab von der Dringl ichkeit des Geldbedarfs im unterhaltswirtschaftl ichen Bereich und der Ren
dite der Anlage des Geldes im erwerbswirtschaftlichen Bereich. Die Dringlichkeit des Geld
bedarfs des Haushalts variiert mit der Position des Haushalts im Lebenszyklus. Daraus resul
tiert ein verschieden starker Wettbewerb des Haushalts und der Unternehmung um eventuelle 
EinnahmenuberschUsse. 

Der Wettbewerb zwischen Haushalt und Unternehmung um das auf dem Weg der Innenfinan
zierung beschaffte Geld ist wohl am stljrksten bei der Heirat und Übergabe. Am gUnstigsten 
fUr das Wachstum des erwerbswirtschaftlichen Vermögens durfte die Phase sein, in der die 
Kinder schon herangewachsen sind, den Haushalt noch nicht verlassen haben und ihre Arbeits
kraft im Unternehmen einsetzen. Dadurch werden entweder fremde Arbeitskrljfte freigesetzt 
oder es werden neue Prozesse ermöglicht ohne Einstellung fremder Arbeitskrljfte. 

Sofern die familieneigenen Arbeitskrljfte nicht voll entlohnt werden, entsteht auf dem Weg 
der Innenfinanzierung zusljtzl iches Geld, das fUr die Akkumulation von erwerbswirtschaft
lichem Vermögen eingesetzt werden kann. Es sollte aber beachtet werden, daß der Lohnver
zicht famil ieneigener Arbe i tskrljf te nicht absolut ist. Spötestens bei der HofUbergabe sind in 
der Regel die gestundeten Löhne auszubezahlen, allerdings mit unterschiedlicher Verzinsung. 

Die verschiedenen Stufen im Lebenszyklus eines landwirtschaftlichen Haushalts fuhren also 
zu unterschiedlichen Phasen der Investition und Desinvestition von erwerbswirtschaftlichem 
Vermögen in der landwirtschaftlichen Unternehmung. HEADY (11, S. 433) bezeichnet dies 
als eine Ineffizienz der landwirtschaftlichen Produktion, die dem System der landwirtschaft
lichen Einzelunternehmung immanent ist. Schließlich sei noch auf Besonderheiten der Außen
finanzierung landwirtschaftlicher Wirtschaftseinheiten hingewiesen. 

~~~~~ __ ~~~~!L~~~~i=!~~S 
Außenfinanzierung ist sowohl fUr den Haushalt als auch fUr die Unternehmung einer landwirt
schaftlichen Wirtschaftseinheit möglich. 
Im Haushalt kommt Außenfinanzierung als Eigenfinanzierung (Beteiligungsfinanzierung) und 
Fremdfinanzierung (Kreditfinanzierung) vor. Ein Beispiel fUr Beteil igungsfinanzierung im 
Haushalt ist der Geldbetrag, den eine Braut als Mitgift in die Ehe bringt. Ein Beispiel fUr 
Fremdfinanzierung im Haushalt sind Kredite verschiedener Fristigkeit, die zur Finanzierung 
des Kaufs verschiedener langlebiger Konsumguter eingesetzt werden (Konsumentenkredite, 
Bauspardarl ehen usw.). 

Die Möglichkeiten der Außenfinanzierung der Unternehmung sind vorwiegend durch die 
Rechtsform der landwirtschaftlichen Unternehmung bestimmt. Als Einzelunternehmung ist es 
unmögl ich, Beteiligungskapital durch Emission von Effekten aufzubringen. Es ist allerdings 
möglich, Beteil igungskapital formlos zu beschaffen. Im Einzelfall existiert diese Mögl ichkeit 
nur, wenn der geldnachfragende Eigentumer der Unternehmung und der Anbieter von Geld 
an einer Beteil igung interessiert sind. 
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Die Mögl ichkeiten der Kreditfinanzierung bestehen darin, daß jedes landwirtschaftliche 
Unternehmen Zugang zu Krediten des freien Kapitalmarktes und zu sogenannten Agrarkre
diten hat, deren Konditionen in vielen westlichen Industrieländern dank der UnterstUtzung 
durch den Staat sehr gUnstig fUr den Geldnehmer und unabhängig vom freien Kapitalmarkt 
sind. , 
Ein Sonderfall der Außenfinanzierung landwirtschaftlicher Wirtschaftseinheiten ist die Sub
ventionsfinanzierung. Dabei erhalten landwirtschaftliche Wirtschaftseinheiten fUr den Unter
haltsbereich und/oder Erwerbsbereich einmal ige oder fortlaufende Zuschusse an Geld vom 
Staat oder anderen öffentl ichen Körperschaften. Eine Subventionsfinanzierung ist eine Fremd
finanzierung besonderer Art. Der Geldgeber verzichtet auf Tilgung und Zins, stellt aber in 
der Regel Bedingungen bezug I ich der Verwendung des Geldes. 

Abschließend seien die verschiedenen Möglichkeiten der Geldbeschaffung, die einer land
wirtschaftl ichen WirtschaftseinheH in einem Zeitraum mit den Perioden t, t = 1, .••• , T 
offenstehen, in folgender Weise zusammengefaßt und vereinfacht. 

Es sei J 1 (J2) die Menge aller geldbeschaffenden Prozesse, die einem landwirtschaftlichen 
Unternehmen (Haushalt) offenstehen. Die Menge Jl umschließe die möglichen leistungs
und Fremdfinanzierungsprazesse im erwerbswirtschaftlichen Bereich. Von Beteiligungsfinan
zierung wird abgesehen. Selbstfinanzierung im engeren Sinne wird später eingefUhrt. Die 
Menge h umfasse die mögl ichen Prozesse der Fremdfinanzierung im unterhaltswirtschaftl i
chen Bereich. 

Die in der Finanzierung wesentlichen Merkmale der einzelnen Prozesse sind Beginn und Ende 
sowie Zeitpunkt und Betrag der Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Prozesse. Der Zeit
punkt einer Zahlung wird nur bis auf die Periode t erfaßt, in die er fällt. Vereinfachend wird 
ferner angenommen, daß alle Zahlungen eines Prozesses, die nach dem Beginn der Periode t 
getätigt werden, am Ende dieser Periode stattfinden. Die Zahlungen in der Periode t bis ein
schi ießI ich Beginn der Periode t + 1 werden zu einem Saldo atj zusammengefaßt. Wenn 
atj>o liegt ein EinnahmenUberschuß vor, wenn atj <0 besteht ein AusgabenUberschuß. 
Beginnt ein Prozeß in Periode t (z.B. t = 1), werden die Zahlungen, die den Prozeß zu Be
ginn der Periode ausl ösen, zu at-l, j (z. B. aoj) zusammengefaßt. 

Die Bestimmung der kUnftigen Einnahmen und Ausgaben der verschiedenen geldbeschaffenden 
Prozesse ist nur bei Kreditfinanzierung ohne Schwierigkeiten möglich. Tilgungsdauer, An
fangseinnahmen sowie die laufenden Ausgaben bestehend aus Tilgung, Zinsen usw. lassen 
sich unschwer fUr Ratentilgung und Annuitätentilgung ermitteln (KOSIOl, 16, S. 102 - 141). 
Bei leistungsprozessen können Dauer sowie Beträge der Einnahmen und Ausgaben in den ver
schiedenen Perioden nur geschätzt werden, einwertig oder mehrwertig unter Angabe der je
weiligen Wahrscheinl ichkeiten, die häufig subjektiv sind. 

Zur weiteren Beschreibung der Möglichkeiten der Geldbeschaffung ist bei den einzelnen 
Prozessen festzustellen, ob die definierten Einheiten teilbar oder multiplizierbar sind, ob 
der Ausdehnung der Prozesse Grenzen gesetzt sind (Kapazitätsgrenze, Kreditgrenze) und 
welche Abhängigkeiten zwischen den einzelnen Prozessen bestehen. Zwischen geldbeschaf
fenden Prozessen können verschiedene Abhängigkeiten bestehen. Manche Prozesse schi ießen 
sich aus, andere können nur gemeinsam realisiert werden (gegenseitige Abhängigkeit). Wie
der andere sind nur real isierbar, wenn andere auch real isiert werden (einseitige Abhängig
keit) . 

Angenommen Xj sei das Vielfache der Einheit eines Prozesses j, dann lassen sich die oben 
genannten Bedingungen in Beschrönkungen fUr real isierbare Werte von Xi umsetzen. Darauf 
wird aber hier nicht eingegangen. 
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Wird schließlich angenommen, daß es in der Wirtschaftseinheit keine Einnahmen und Ausga
ben gibt, die von den genannten M/Sglichkeiten der Geldbeschaffung unabhöngig sind, lassen 
sich die M/Sglichkeiten der Geldbeschaffung einer Wirtschaftseinheit zu einem Zeitpunkt t, 
t = 0, 1, ••••• , T folgendermaßen darstellen. 

Der EinnahmenUberschuß der Untemehmung ist 

(5) ,Iatjxj = e t • 

jEJ1 

Dieser EinnahmenUberschuß e sei aufgeteilt in einen Betrag a t = ate, der an den Haus
halt ausgeschuttet oder vom Haushalt dem Unternehmen entnommen wlrJ, und ein Betrag 
St = (1- a t) e t, der in der Unternehmung bleibt. Man kann sich vorstellen, daß dieser Be
trag zum Zeitpunkt t in einem neuen Prozeß eingesetzt wird. 

Daraus folgt 

(6) l:at·x. 
I I 

jEJ1 
Die AusschUttung at ist auch als Alimentierung des Konsumstroms Ct bekannt, der finanziert 
werden kann mit at und mit Konsumkrediten der Menge J2, so daß gilt 

Die Möglichkeiten der Geldbes~haffung der Wirtschaftseinheiten können deshalb in zwei Be
reiche aufgeteilt werden. Im Erwerbsbereich gelten die Möglichkeiten (6). Im Unterhaltsbe
reich bestehen die Mögl ichkeiten (7). Die Verbindung zwischen beiden Bereichen wird durch 
die Ausschuttung at hergestell t. 

Die Wahlmtsglichkeiten der Geldbeschaffung sind nun vielföltig. Sie bestehen zunöchst da
rin, daß im erwerbswirtschaftl ichen Bereich verschiedene Leistungsprozesse gefahren werden 
können. Diese Leistungsprozesse können durch Eigenkapital (Beteil igungsfinanzierung oder 
Selbstfinanzierung) oder Fremdkapital in Gang gebracht werden, wobei der Umfang der 
Selbstfinanzierung durch den Umfang der Ausschuttungen (Entnahmen) bestimmt wird. Im un
terhaltswirtschaftlichen Bereich bestehen die Möglichkeiten darin, daß die AusschUttungen 
mit Fremdkapital verbunden werden können zu Konsummöglichkeiten in Periode t. 

In seiner allgemeinen Formul ierung besteht das Geldbeschaffungsproblem darin, im erwerbs
wirtschaftlichen Bereich (6) eine solche Kombination von Leistungsprozessen, einen solchen 
Verschuldungsgrad und ein solches AusschUttungsmuster zu finden, und im unterhaltswirtschaft
lichen Bereich (7) die durch die Ausschuttung gegebene Alimentierung des Konsumstroms durch 
Aufnahme und Anlage von Geld so zu modifizieren, daß der Haushalt in einem Zeitraum 
t = 1, ••••• , T den Nutzen (2) maximiert. 

4 Optimale Finanzierung 

In der Wirtschaftswissenschaft kann zwischen zwei Arten der Lösung von Entscheidungspro
blemen unterschieden werden. Einerseits werden Entscheidungsmodelle entwickelt, die von 
einer sehr allgemeinen Situation ausgehen, abstrahiert von allen Besonderheiten, und dann 
zu Ergebnissen fUhren, die ebenfalls sehr allgemein sind. Das Wesen solcher Modelle besteht 
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nicht darin, dem Praktiker eine Entscheidungshilfe zu geben, sondern das Wesentl iche eines 
Entscheidungsproblems freizulegen. Andererseits werden Entscheidungsmodelle entwickelt, 
die von einer konkreten Situation ausgehen. Die Besonderheiten der konkreten Situation wer
den so weit wie mögl ich im Modell eingefangen. Die Lösung eines solchen Entscheidungs
problems ist dann von vorrangiger Bedeutung fUr den betreffenden Entscheidungströger. 

Im folgenden werden GrundzUge beider Modelle behandel t. 

Begriffe, die beiden Modellen zugrunde I iegen, werden zunöchst definiert. 

4.0 Definition 

Gegeben sind die EinnahmenUberschusse eines Prozesses i zu den Zeitpunkten t = 0, 1, •.. , T, 
und der mit Sicherheit bekannte Zinssatz r des vollkommenen Kapitalmarktes. Der Kapital
wert des Prozesses i ist dann 

T 
(8) K. = ~ 

01 
t=o 

Sind die EinnahmenUberschUsse mit Sicherheit bekannt, ist der Kapitalwert einwertig. Sind 
die EinnahmenUberschusse nur mit bestimmter Wahrscheinlichkeit bekannt, existiert fUr den 
Kapitalwert ebenfalls nur eine Wahrscheinlichkeitsverteilung . 

Der interne Zinssatz eines Prozesses i wird mit Pi bezeichnet und ist der Diskontierungssatz, 
bei dem der Kapitalwert eines Prozesses i Null wird. Das bedeutet 

(9) K . 
01 

T 

~ = O. 

t = 0 

Dies ist ein Polynom T -ten Grades. Bei Sicherheit der kUnftigen Einnahmen und Ausgaben 
hat es nur dann eine eindeutige reelle Lösung fUr p., wenn das Vorzeichen der Glieder der 
Zahlungsfolge nur einmal wechselt. Andernfalls istlder interne Zinssatz nicht eindeutig. 

Ist der interne Zinssatz eindeutig, sind aber die EinnahmenUberschusse nur mit bestimmten 
Wahrscheinl ichkeiten bekannt, existiert fUr den internen Zinssatz wie beim Kapitalwert nur 
eine Wahrscheinl ichkeitsverteilung. 

4.1 Allgemeine Modelle 

Die optimale Lösung des Finanzierungsproblems (Investitionsprogramm und Verschuldungsgrad 
der Unternehmung sowie optimale AusschUttung an den Haushalt und Verschuldung des Haus
halts) wird unter verschiedenen Annahmen uber die Sicherheit der kUnftigen Einnahmen und 
Ausgaben der verschiedenen geldbeschaffenden Prozesse der Unternehmung und uber die Form 
des Kapitalmarktes untersucht. Erwöhnt seien einige Ergebnisse, die unter der Annahme eines 
vollkommenen Kapitalmarktes bei Sicherheit und Unsicherheit bezUg I ich der geldbeschaffen
den Prozesse erzielt worden sind. 

4.1.1 Sicherheitsmodelle 

So lößt sich bei vollkommenem Kapitalmarkt und Sicherheit ableiten, daß das Finanzierungs
prablem in zwei Teilprobleme aufgeteilt werden kann (HIRSHLEIFER, 12, S. 329 - 352). Das 
erste Teilproblem muß imerwerbswirtschaftlichen Bereich, das zweite im unterhaltswirtschaft
I ichen Bereich gelöst werden. 

Das erwerbswirtschaftl iche Problem (Investitionsprogramin, Verschuldungsgrad, Ausschuttung) 
wird im größten Interesse des Eigentumers der Unternehmung gelöst, wenn der Barwert bzw. 
Kapitalwert der AusschUttungen an den EigentUmer (die EigentUmer) maximiert wird. 
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Das unterhaltswirtschaftliche Problem besteht darin, den gegebenen kapitalwert-optimalen 
Ausschuttungsstrom durch Aufnahme von Geld auf dem Kapitalmarkt zu einem Zeitpunkt und 
Ruckzahlung dieses Geldes nebst Zinsen zu einem sptiteren Zeitpunkt oder umgekehrt durch 
Anlage von Geld auf dem Kapitalmarkt zu einem Zeitpunkt und RUcknahme dieses Geldes 
zu einem sptiteren Zeitpunkt mit Zinsen so lange zu modifizieren, bis sich der Nutzen nicht 
mehr erhöhen Itißt. 
Dieses Separationstheorem ist von großer Bedeutung vor allem fUr eine Unternehmung, die 
mehr als einem EigentUmer gehört. Die Unternehmung wird im höchsten Interesse der Eigen
tUmer gefUhrt, wenn der Barwert der AusschUttungen an die EigentUmer maximiert wird. Das 
AusschUttungsmuster mit dem maximalen Kapitalwert kann dann jeder Eigentumer vermöge des 
vollkommenen Kapitalmarktes durch Aufnahme und Anlage so modifizieren, daß sein Nutzen 
maximiert wird. 
Die Bedeutung dieses Separationstheorems I iegt ferner darin, daß ein operables Kriterium. fUr 
die lösung des Finanzierungsproblems im erwerbswirtschaftlichen Bereich existiert. Die wei
teren Ergebnisse beziehen sich darauf, wie unter diesen Umsttinden im erwerbswirtschaftlichen 
Bereich ein Investitionsprogramm und ein Verschuldungsgrad gefunden werden können, so daß 
der Barwert der AusschuttlJngen an den Haushai t maximal ist. 

Werden Abhtingigkeiten zwischen Investitionsprozessen entsprechend berUcksichtigt (Prozesse 
schließen sich aus, setzen einander voraus usw.), dann ist jenes Investitionsprogramm optimal, 
das bei gegebenem Zinssatz des vollkommenen Kapitalmarktes den höchsten Kapitalwert hat. 
Das Programm mit dem maximalen Kapitalwert kann Uber die Kapitalwerte bzw. internen 
Zinsstitze der einzelnen Prozesse bestimmt werden. Die Prozesse werden nach dem Betrag 
des Kapitalwertes bzw. des internen Zinssatzes vom größten zum kleinsten Betrag geordnet. 
Das optimale Investitionsprogramm ist dann erreicht, wenn Prozesse so lange dem Programm 
zugefUhrt werden, bis der Prozeß erreicht ist, bei dem der Kapitalwert Null bzw. der interne 
Zinssatz gleich dem externen Zinssatz des Kapitalmarktes ist. 

Ausgehend von diesem optimalen Investitionsprogramm ist dann zu fragen, welche Finanzie
rungsstruktur (Verhtiltnis von Eigen- zu Fremdfinanzierung) und welche Ausschuttungsentschei
dung (Umfang der Selbstfinanzierung) optimal ist. Unter der Annahme des vollkommenen Ka
pitalmarktes, der Sicherheit und der Abwesenheit von Steuern kommen MODIGlIANI and 
MlllER zu dem provokativen Ergebnis, daß die Kapitalstruktur (VerhClltnis von Eigen- zu 
Fremdkapital) und die AusschUttungspolitik irrelevant sind fUr den Barwert der AusschUttungen 
(MODIGlIANI and MlllER, 21, S. 102 - 141; MlllER and MODIGlIANI, 20, S. 411-433). 
letzteres beruht auf der Annahme, daß ein EigentUmer indifferent ist zwischen einer Aus
schUttung und einem entsprechenden Kursgewinn seiner Beteil igung an der Unternehmung. 

Beide Hypathesen werden heftig kritisiert. Ihre Bedeutung fUr die Praxis wird bestritten, 
weil die Annahmen, von denen sie abgeleitet werden, unrealistisch sind. Dabei wird aller
dings Ubersehen, daß es Argumente dafUr gibt, eine Theorie nicht nach dem Realismus ihrer 
Annahmen, sondern nach der GUte ihrer Prognosen zu beurteilen (FRIEDMANN, 6, S. 3-43). 

FUr landwirtschaftliche Unternehmen ist die Hypothese Uber die AusschUttungen insofern von 
geringer Bedeutung, als die Beteil igungen an diesen Unternehmen nicht auf organisierten 
Mörkten gehandelt werden. Kursgewinne von Beteiligungen werden nicht realisiert. Indiffe
renz zwischen Ausschuttungen und Kursgewinn kann nicht bestehen. Die AusschUttungspol i-
tik ist folgl ich nicht irrelevant. 
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4.1.2 Unsicherheitsmodelle 

Unter Unsicherheit im Leistungsbereich ist das optimale Investitionsprogramm nicht mehr ein
deutig und die Kapitalstruktur nicht mehr irrelevant. 
Das optimale Investitionsprogramm lößt sich letztl ich nur festlegen, wenn die Einstellung des 
Investors zum Risiko bekannt ist. Eine Entscheidungsregel, die subjektive Einstellungen des 
Investors zum Risiko berUcksichtigt, ist beispielsweise das Bernoull i-Prinzip. Danach kann 
jedem mögl ichen Kapitalwert eines Programms ein Nutzen zugeordnet werden. Optimal ist 
jenes Programm, bei dem die mathematische Erwartung des Nutzens maximiert wird (HAX, 
10, S. 105 - 114). 

Ist die Nutzenfunktion eine quadratische Funktion in den möglichen Kapitalwerten, dann ist 
der erwartete Nutzen eines Programms lediglich eine Funktion des Erwartungswertes ( ,.. ) und 
der Varianz ( a ~ möglicher Kapitalwerte. Entscheidungsrelevant sind in diesem Fall nur die
se beiden Parameter der Verteilung möglicher Kapitalwerte. Sie sind ausreichend, sofern die 
möglichen Kapitalwerte verschiedener Programme normal verteilt sind. Sind sie schief ver
teilt, sind Entscheidungen nach dem ( ,.., a )-Prinzip nicht effizient. 

Rechnerisch lößt sich das optimale Investitionsprogramm in zwei Stufen ermitteln. Im ersten 
Schritt wird nach dem Dominanzprinzip im ( ,.., a 2)-Raum die Linie effizienter Investitions
programme gesucht. In einem zweiten Schritt werden die ( ,.., a 2)-Werte der effizientEjln 
Programme in die Funktion des erwarteten Nutzens eingesetzt und dann wird das Programm 
gewi:lhlt, bei dem der erwartete Nutzen maximiert ist. 

Angenommen in dieser Weise ist ein Investitionsprogramm gewi:lhlt worden, das der Investor 
hinsichtlich des Erwartungswertes ( ,..) und der Varianz ( a 2) möglicher Kapitalwerte als 
optimal empfindet, dann ist a 2 ein Maß fUr das Risiko des Investitionsprogrammes oder das 
Investitionsrisiko. Sofern das Investititionsprogramm mit Eigenmitteln auf dem Weg der Innen
finanzierung oder Außenfinanzierung finanziert wird, ist das Investitionsrisiko das einzige 
Risiko, das der EigentUmer zu tragen hat. Wenn das Investitionsprogramm zum Teil fremdfi
nanziert wird, tri:lgt der EigentUmer zusi:ltzl ich das Kapitalstrukturrisiko, das sich an einem 
einfachen Beispiel erkli:lren Ii:lßt (SWOBODA, 26, S. 140 - 142). 

Angenommen, dt sei der EinnahmenUberschuß des gewöhlten Investitionsprogramms in Periode 
t, t = I, ••••• , T. Dieser EinnahmenUberschuß habe einen konstanten Erwartungswert d und 
eine konstante Varianz a 2 fUr alle t. Bei ausschl ießlicher Eigenfinanzierung von z. B. ao 
(DM) steht dem EigentUmer im Durchschnitt d (DM) zur VerfUgung. Bei Fremdfinanzierung 
mit einem Betrag fao (o<f<l) und einem Zinssatz k und bei dauernder Überlassung dieses 
Betrags steht aber im Durchschnitt nicht mehr d sondern nur d - k fao zur VerfUgung. Es Ii:lßt 
sich dann zeigen, sofern T - 00, daß Erwartungswert und Varianz der EinzahlungsUber
schUsse pro DM Anteil an der Unternehmung mit steigendem f zunehmen. Das gilt aber nur 
unter der Voraussetzung, daß ~, der interne Zinssatz des Programms, größer ist als k, 
der externe Zinssatz des ao Kapitalmarktes. 

Diese Wirkung der Fremdfinanzierung ist als Leverage-Effekt bekannt. Er besagt, daß mit 
wachsendem Fremdkapital sowohl die Rendite als auch das Risiko der Rendite des Eigenkapi
tals steigen, solange der interne Zinssatz des Investitionsprogramms höher ist als der externe 
Zinssatz des Fremdkapitals. 
Welchen Verschuldungsgrad eine Wirtschaftseinheit unter diesen Umstönden im erwerbswirt
schaftlichen Bereich wöhlt, Ii:lßt sich aber nicht mehr aligemeingUltig, sondern nur mit Hilfe 
der subjektiven Risikonutzenfunktion des EigentUmers der Unternehmung bestimmen. 
In der Praxis bestimmt aber nicht nur der Geldnehmer, sondern auch der Geldgeber die Höhe 
des Verschuldungsgrades. Dabei haben sich in der Praxis eine Reihe von Finanzierungsregeln 
entwickelt, die vornehmlich im Interesse des externen Kreditgebers stehen. FUr den Geld-
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nehmer sind sie bedeutsam, da sie Nebenbedingungen darstellen, die er bei der Geldbe
schaffung einhalten muß 1). 

4.2 Spezielle Modelle 

Bei den speziellen Modellen handelt es sich um Modelle, die bei der LCSsung eines aktuellen 
Entscheidungsproblems zu Hilfe genommen werden können. Bei solchen Entscheidungsmodellen 
kann es sich um Partialmodelle handeln, bei denen lediglich die Vorteilhaftigkeit eines ein
zelnen Prozesses oder mehrerer Prozesse geprüft wird. Es kann sich aber auch um ein Totalmo
dell handeln, in dem eine optimale Kombination aller geldbeschaffenden Prozesse in einem 
gegebenen Zeitraum gefunden werden soll. 

Konnte bei allgemeinen Modellen unter der Annahme der Sicherheit und der Vollkommenheit 
des Kapitalmarktes argumentiert werden, ist dies bei speziellen Modellen streng genommen 
nicht mehr mögl ich. Grundsätzl ich sind die Unsicherheiten und Unvollkommenheiten des Ka
pitalmarktes zu berücksichtigen, die das Entscheidungsproblem umgeben. Da Probleme der 
Unsicherheit von KÖGL (17) behandelt werden, beschränken sich die folgenden Ausführungen 
auf die Berücksichtigung von Unvollkommenheiten des Kapitalmarktes bei Sicherheit, zu
nächst in Partial- und dann in Totalmodellen. 

4.2.1 Partial modelle 

Bei Partial modellen wird geprüft, ob es sich lohnt, einen Prozeß oder mehrere Prozesse zu 
einem bestehenden Programm hinzuzufügen, das aus der Menge bereits laufender geldbeschaf
fender Prozesse besteht. Diese Menge kann auch leer sein. Ferner kann geprüft werden, wei
cher Prozeß aus mehreren sich ausschi ießenden Prozessen in bezug auf das gegebene Ziel vor
teilhafter ist. Die Zielgröße bleibt weiter der Kapitalwert der Ausschüttungen an den Eigen
tümer der Unternehmung. 

Bei unvollkommenem Kapitalmarkt kann aber der Kapitalwert eines Prozesses nicht mehr di
rekt berechnet werden, da es den exogenen Zinssatz des Kapitalmarktes nicht mehr gibt. Un
ter diesen Umständen ist die interne Zinssatz-Methode der Kapitalwertmethode überlegen. 
Für sich genommen sagt der interne Zinssatz noch nichts über die Vorteilhaftigkeit eines Pro
zesses aus. Ob ein Prozeß vorteilhaft ist, erfährt man erst, wenn man seinen internen Zins
satz mit dem internen Zinssatz eines anderen Prozesses vergleicht. 
Angenommen es liegen zwei Prozesse i und k vor. Sind dies Investitionsprozesse, die sich aus
schließen, dann ist der Prozeß mit dem höheren internen Zinssatz zu wählen. Das ist aber nur 
widerspruchsfrei , wenn Anfangsausgabe und Lebensdauer beider Prozesse übereinstimmen. 
Sind Anfangsausgaben und/oder Lebensdauer verschieden, können die beiden Prozesse nur 
vergl ichen werden, wenn weitere Annahmen über die Zwischenlagemögl ichkeiten der Diffe
renzinvestition gemacht werden (GANS et al., 7, S. 25 - 54). 

Ist Prozeß i ein Investitionsprozeß und Prozeß k der entsprechende Finanzierungsprozeß, dann 
ist das Programm aus Prozeß i und Prozeß k vorteilhaft, wenn der interne Zinssatz von Prozeß i 
größer ist als von Prozeß k. Sind die beiden Prozesse Finanzierungsprozesse, die sich aus-
schi ießen, ist der Prozeß zu wöhlen, der den kleineren internen Zinssatz aufweist. 
Der interne Zinssatz eines Finanzierungsprozesses wird häufig effektiver Zinssatz bzw. Kapi
talkostensatz genannt. In der betriebswirtschaftlichen Literatur werden Kapitalkostensatz und 
Kapitalkosten synonym gebraucht. Dies ist mißverständlich, da Kosten in DM gemessen wer
den, wöhrend keine dimensionslose Zahl ist. 

1) Vgl. die Ausführungen über Finanzierungsregeln bei SEUSTER, 24, S. 87 - 98. 
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In der agrarökonomischen Literatur werden gelegentlich unter den Kapitalkosten die Zinsen
zahlungen (geleistete bei Fremdkapital und entgangene bei Eigenkapital) sowie die Kapital
rückzahlungen (Kapital tilgung bei Fremdkapital, Kapitalwiedergewinnung bei Eigenkapital) 
verstanden (GURTNER, 9, S. 22 - 50). Dieses Kostenkonzept ist sachl ich unrichtig. Der 
Widerspruch dieser Definition wird an folgendem Beispiel deutlich. 

Jemand nimmt einen Betrag a o zum Zeitpunkt t = 0 auf und zahlt ihn zum Zeitpunkt t = 1 in 
einem Betrag al = ao + aok zurück, wobei ao die Tilgung und aok den Zins für die Beanspru
chung von ao während dieser Periode darstellt. Die beiden Geschäftsvorfälle führen zu fol
genden Buchungssätzen: 

Buchungssatz t = 0: Kasse an Verbindl ichkeiten ao 

Buchungssatz t = 1: Verb i ndl i chke i ten ao 

Zinsaufwand aok 

Daraus ersieht man, daß die Aufnahme und die Rückzahlung von ao erfolgsneutral sind. Er
folgswirksam ist nur der Zinsaufwand . Er stell t auch die Kosten des Kapitals in dieser Periode 
dar 1) . 

Die Berechnung interner Zinssätze ermögl icht bei unvollkommenem Kapitalmarkt nicht nur eine 
Auswahl einzelner Prozesse, sondern bei mehreren sich nicht ausschließenden Prozessen die 
Bestimmung eines optimalen Programmes geldbeschaffender Prozesse (Kapital budget) . Dies 
gilt uneingeschränkt nur, wenn die einzelnen Prozesse lediglich über eine Periode von einem 
Zeitpunkt t = 0 bis zu einem Zeitpunkt t = 1 reichen (HAX, 10, S. 62 - 64) . 

Die Investitionsprozesse lassen sich nach ihren internen Zinssätzen, vom größten bis zum 
kleinsten, zu einer Geldnachfragefunktion ordnen, die für jeden internen Zinssatz angibt, 
wieviel Geld benötigt wird. Die verschiedenen internen Zinssätze werden auch als margina
le interne Zinssätze bezeichnet. In ähnlicher Weise lassen sich Finanzierungsprozesse nach 
ihren internen Zinssätzen, den Kapitalkostensätzen, vom kleinsten bis zum größten, zu einer 
Geldangebotsfunktion ordnen, die für jeden Kapitalkostensatz angibt, wieviel Geld angebo
ten wird. Die verschiedenen Kapitalkostensätze der einzelnen Finanzierungsprozesse werden 
auch als marginale Kapitalkostensätze bezeichnet. 
Gelegentl ich wird von durchschnittl ichen Kapitalkostensätzen gesprochen. Darunter wird 
ein gewogener Durchschnitt marginaler Kapitalkostensätze verstanden. Dieser Begriff ist miß
versttlndl ich und zur Bestimmung eines optimalen Programmes nicht nötig. Dafür reichen die 
unzweideutigen marginalen Kapitalkostensätze aus (BAUMOl, 3, S. 469 - 471). Investitions
und Finanz ierungsmögl ichkeiten sind optimal ausgeschöpft, wenn Investitionsprozesse so lange 
real isiert werden, bis der marginale interne Zinssatz gleich ist dem marginalen Kapitalkosten
satz . 
In diesem Fall wird durch den Schnitt der Kapitalangebots- und Kapitalnachfragefunktion ein 
Zinssatz bestimmt, der als der endogene Kalkulationszinssatz bezeichnet werden kann. Wäre 
dieser endogen bestimmte Kalkulationszinssatz einer Periode ex ante bekannt, könnte die 
Kapitalwertmethode wie die interne Zinssatzmethode zur Bestimmung eines optimalen Pro
gramms verwendet werden. Ein solches Programm zeichnet sich dadurch aus, daß zum Zeit
punkt t = 0 die mit den Investitionen verbundenen Ausgaben durch die mit den Finanzierun
gen ermögl ichten Einnahmen sich decken (Wahrung der Liquiditöt) und das Programm insge
samt den maximalen Kapitalwert aufweist. 
Reichen die Prozesse über mehr als eine Periode hinaus, könnte die Kapitalwertmethode 

1) Vgl. die grundlegende Arbeit über den Kostenbegriff von ALCHIAN, 1. 
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wieder verwendet werden, wenn die endogenen Kalkulationszinsstltze der einzelnen Perioden 
gegeben wtlren. Aus der Theorie der Optimierung unter Nebenbedingungen (GASS, 8, S. 305-
308) ist bekannt (KUHN-TUCKER-Theorem), daß solche endogenen Kalkulationszinsstltze 
als Schatten-Preise des knappen Kapitals in den einzelnen Perioden berechnet werden können, 
wenn das Kapitalbudgetierungsproblem als Optimierungsproblem mit Ziel funktion (Barwert der 
Ausschüttungen) und Nebenbedingungen (Liquidittlt) spezifiziert und gelöst wird. Die Berech
nung der endogenen Kalkulationszinsstltze wird aber dadurch kompl iziert, daß die Kapital
werte der einzelnen Prozesse (Koeffizienten der Zielfunktion im Primal sowie der Nebenbe
dingungen im Dual) von den endogenen Kapitalkostenstltzen abhängen und umgekehrt. 
LUSZTIG und SCHWAB (18) haben eine iterative Lösung dieses nicht linearen Optimierungs
problems vorgeschlagen. Eine Lösung existiert allerdings nur, wenn die Prozesse beliebig teil
bar sind. Dies ist aber in der Regel nicht der Fall. Aus diesem Grunde existieren keine endo
genen Kalkulationszinsstltze und die Kapitalwertmethode ist nicht mehr anwendbar. 
Wenn sie existierten, wäre die Bestimmung eines optimalen Kapitalbudgets mit der Kapital
wertmethode allerdings nicht mehr nötig, da die endogenen Kalkulationszinssätze (Dual
variablen) bereits ein optimales Kapitalbudget voraussetzen. Mit Hilfe der mathematischen 
Optimierung ist es aber dennoch möglich, ein optimales Kapitalbudget unter Kapitalrationie
rung zu bestimmen. 

4.2.2 Totalmodelle 

Mit sogenannten Totalmodellen kann fur einen gegebenen Zeitraum t = 0 bis t = T ein opti
males Programm der Geldbeschaffung im erwerbswirtschaftl ichen Bereich einer Wirtschafts
einheit bestimmt werden. Im wesentl ichen werden dabei Investitions- und Finanzierungspro
zesse in der Unternehmung so kombiniert, daß der Barwert der AusschUttungen von Einnahmen
uberschUssen an den Haushalt des Eigenturners maximiert wird. 

Das Ziel der Geldbeschaffung sei 

T 

(10) max Ko .I unter den Nebenbedingungen 

(11) 

Xj t=o 

.I a tj xj + a t + St = bt ; 

j € J1 

0:::; x. :::; c. ; 
I I 

t = 0, 1, •..•. , T, wobe i 

bt EinnahmenUberschusse sind, die unabhängig vom gewtlhl ten Programm sind und 

Cj Maximalwerte von Xj darstellen. 

Zur Vereinfachung bleiben Abhängigkeiten zwischen einzelnen Prozessen und Bedingungen 
Uber das erwerbswirtschaftliche Endvermögen unberucksichtigt. Von besonderer Bedeutung 
ist hier die Interpretation des Diskontierungssatzes i. 
Er ist weder exogener Kalkulationszinssatz, zu dem Geld auf dem vollkommenen Kapital
markt angelegt und aufgenommen werden kann, noch endogener Kalkulationszinssatz von 
knappem Geld in der Unternehmung. 
Der exogene Kalkulationszinssatz des Kapitalmarktes existiert nicht, da es den vollkommenen 
Kapitalmarkt nicht gibt. Der endogene Kalkulationszinssatz der einzelnen Perioden t = 1, 
.•.•. , T ist, sofern er existiert, bei der Formulierung des Problems nicht bekannt. 
Der Diskontierungssatz i kann jedoch als subjektiver Zeitprtlferenzsatz des Eigentümers ge
deutet werden. Schwierigkeiten bereitet dabei die Bestimmung dieses Zeitprtlferenzsatzes. 
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Zunachst ist zu bezweifeln, ob er konstant ist im Zeitablauf wegen der unterschiedl ichen 
Dringlichkeit des Geldbedarfs des Haushalts in den verschiedenen Positionen des Lebenszyk
lus. Dann bleibt aber noch offen, wie die Termstruktur der subjektiven Zeitpraferenzsatze zu 
bestimmen ist. In der Literatur werden deshalb noch andere Spezifizierungen der Zielfunktion 
angegeben, bei denen die Ermittlung der genannten Termstruktur umgangen wird (WEIN
GARTNER, 27). 

So wird vorgeschlagen, einen solchen konstanten AusschUttungsbetrag at = a fUr t = 1, .•• 
•.• , T - 1 zu bestimmen, daß a maximiert ist und die AusschUttung aT zum Zeitpunkt t = T 
ein gegebenes Minimum nicht unterschreitet. Ferner wird vorgeschlagen, die AusschUttungen 
at in den einzelnen Perioden vorzugeben, konstant oder variabel, und die Ausschuttung aT 
zu maximieren unter den genannten Nebenbedingungen • 
Die Starke dieser Ansatze besteht darin, daß in ihnen die komplexen Beziehungen zwischen 
einzelnen Prozessen (Ausschi ießI ichkeit, Abhangigkeit usw.) eingefangen werden können. 
Die Schwache I iegt aber darin, daß die Unsicherhe it nicht gebUhrend berucksichtigt ist. Von 
Unsicherheit betroffen sind die Menge der verfUgbaren geldbeschaffenden Prozesse, ihre Ein
nahmen und Ausgaben und in Abhangigkeit davon die AusschUttungen. Ferner ist zu bedenken, 
daß unter Unsicherheit die Fremdfinanzierungsprozesse nicht unabhClngig von den entspre
chenden Investitionsprozessen spezifiziert werden können. Die Kosten einer Fremdfinanzie
rung hangen beispielsweise ab von der internen Verwendung des Geldes. Eine risikoreiche 
Verwendung ist mit höheren Kosten fUr den Geldnehmer verbunden als eine risikoarme, 
vorausgesetzt der Geldgeber ist risikoscheu . 
Trotz dieser Einschrankungen bilden Modelle der genannten Art ein systematisches und um
fassendes Instrument fUr die Bestimmung einer optimalen Kombination geldbeschaffender Pro
zesse. Letztl ich I iegt ihre Starke darin, die SchwClchen des Entscheidungsprozesses in der 
Geldbeschaffung offenzulegen . 

~= Schlußbemerkungen 

Abschließend sei KNIGHT (15, S. 3) bemUht, der einmal gesagt hat, daß es keine wichtigere 
Grundlage fUr klares Denken in bezug auf das Wirtschaften des Menschen gibt, als die Aner
kennung, daß ein Mensch außer wirtschaftl ichen Sorgen und Interessen noch andere hat. 

So mag mancher EntscheidungstrClger uberzeugt sein von der Gewinnerhöhung, die er mit 
einem Leistungsprozeß Uber Beteil igungs- oder Kreditfinanzierung erzielen kann. Er mag 
aber nicht geneigt sein, fUr diese Erhöhung des Gewinns die Ruhe und Freiheit aufzugeben, 
die er ohne diesen Prozeß und ohne diese Finanzierung hat. 

Solche Einstellungen sind verwurzelt im Charakter und in der Gesinnung der einzelnen Men
schen. Sie sind bedeutsam, wenn wir das Finanzierungsverhalten sowie die Akkumulation von 
erwerbswirtschaftl ichem Vermögen und die Höhe der Befriedigung materieller BedUrfnisse der 
Menschen erklClren und steuern wollen. 
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Ergänzend zu dem vorstehenden Hauptreferat von G. KARG 1) sollen im folgenden Beitrag die 
die laufende Finanzierung der landwirtschaftlichen Unternehmung bestimmenden Einflusse 
differenzierter dargestellt werden. Dazu mUssen zunächst anstelle der ÜberschUsse (AusschUt
tungsbeträge, entnahmefähiger Gewinn usw.) die generellen Zusammenhänge der vollständi
gen Zahlungsströme des Wirtschaftsverbundes von Haushalt und Unternehmung betrachtet wer
den, wobei die Notwendigkeit eines finanzwirtschaftlichen Gesamtmodells deutlich wird. 
Darauf aufbauend soll eine nähere Charakterisierung der fUr die Landwirtschaft typischen Be
stimmungsgrößen erfolgen, die ihrerseits zu Folgerungen fUr Planung und Kontrolle der Finan
zierung fuhren. 

1) Beitrag in diesem Band, S. 59. 
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2 Das finanzwirtschaftliche Modell 

2.1 Investition und Finanzierung 

Unter den vielfl:iltigen Definitionen der Finanzierung hat eine Denkweise besonders Gewicht 
gewonnen, die der engen Verknüpfung zwischen Investition und Finanzierung, d.h. der ver
bundenen Betrachtung der Beschaffung der konkreten Wirtschaftsgüter und der dafür notwen
digen Bereitstellung von Geld. 

Wird diese Betrachtungsweise konsequent durchgehalten, ist jede Auszahlung für einen be
triebl ichen Wirtschaftsbereich eine Investition, es entsteht Vermögen. Jede Einzahlung aus 
der wirtschaftlichen TCltigkeit bzw. aus der Liquidierung von Vermögen muß entsprechend als 
Desinvestition verstanden werden, es entsteht wieder Geld. Über dessen Verwendung ist er
neut zu entscheiden, ob es wieder investiert oder aber entnommen werden soll, also konsu
miert oder zumindest dem betrachteten Wirtschaftsbetrieb endgültig entzogen werden soll. 
Der Wirtschaftsbereich verfügt damit grundsCitzlich nicht über eine eigene Kassenhaltung, 
sein gesamter Geldbedarf wird durch permanente Investition gedeckt, das laufend freige
setzte Geld wird durch Desinvestition an den Investor abgeführt. 

Finanzierung bedeutet dann die nach Menge und Zeitpunkt notwendige Bereitstellung von 
Geld (Auszahlungen) für Investitionen und Entnahmen, wobei das eingehende Geld (Einzah
lungen) aus Desinvestitionen u.U. ergl:inzt wird durch Geldbeschaffung aus anderen Quellen. 

Stell t man nun den Wirtschaftsbereich in den Mittel punkt der Betrachtungen, wird die Finan
zierung vorrangig durch Investition und Desinvestition bestimmt; die außerhalb des Wirt
schaftsbereiches I iegenden anderen Geldverwendungsarten und Geldbeschaffungsarten sind 
hinsichtl ich ihrer Struktur von nachrangiger Bedeutung. In se iner komprimierten Form besteht 
ein entsprechendes Modell aus einer Auszahlungsreihe und einer Einzahlungsreihe. Dabei 
sind Investition und Desinvestition als die produktionstechnischen Komponenten durch die 
Art und Verwendung der Wirtschaftsgüter in der Struktur der Auszahlungs- und Einzahlungs
reihen gekennzeichnet, die geldbeschaffende und geldverwendende Komponente, die Finan
zierung, wird nur bei notwendigem Ausgleich durch die Kapitalkosten, die Zinsen also, ein
bezogen. Insgesamt wird damit der Investitions-Desinvestitionsprozeß zusammen mit der Fi
nanzierung auf ein reines RentabilitCltsproblem reduziert, das mit entsprechenden kapital
bzw. investitionstheoretischen LösungsansCitzen bearbeitet wird. 

Wenn auch auf diese Weise das ökonomische Grundproblem richtig charakterisiert wird, ist 
es doch offensichtlich, daß selbst bei der BeschrCinkung auf den Wirtschaftsbereich die finanz
wirtschaftl iche Seite eines Investitionsvorhabens in seinem Ablauf nur unter starken Verein
fachungen Eingang in das Modell findet. Lösungen eines Investitions- bzw. Finanzierungs
problems sind nur möglich, wenn das Modell geschlossen ist; das bedeutet im wesentlichen, 
daß ein eindeutiger Zeithorizont gesetzt werden muß, und daß die Verknüpfungen des be
trachteten Investitionsvorhabens mit den übrigen Investitionsbereichen durch Rand- bzw. 
Rahmenbedingungen festgelegt werden. Gegenseitige Beeinflussungen verschiedener Investi
tionsbereic~e sind nur expl izit durch Vorgaben oder aber durch entsprechende Erweiterungen 
des Modells und erneute Abgrenzungen darzustellen. In der produktionstechnischen Dimen
sion sind solche Modellgrenzen relativ einfach zu ziehen. Dagegen bereiten die finanziellen 
Querverbindungen große Schwierigkeiten. Letztl ich stellt das Geld die Konnektoren zwischen 
allen Unternehmensbereichen dar, so daß Änderungen in der Geldbindung bzw. -freisetzung 
eines Investitionsbereiches unmittelbare Auswirkungen auf die übrigen Bereiche haben. Um
stellungen der Auszahlungs- und Einzahl.ungsreihen eines Betriebszweiges können z. B. die 
in anderen Zweigen erforderlichen Mittel für Auszahlungen zeitlich begrenzt oder auch ins
gesamt so einengen, daß quasi als Fernwirkung des einen Investitionsobjektes Geldbeschaf-
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fung und Geldverwendung des gesamten Unternehmens nachhai tig verCindert werden müssen 
und/oder in anderen Investitionsbereichen Anpassungsmaßnahmen auch produktionstechni
scher Art vorgenommen werden müssen. 

Trotz dieser vielfClltigen Interdependenzen kann grundsCitzlich an der unmittelbaren Verbin
dung zwischen Investition (Desinvestition) und Finanzierung festgehalten werden, sofern die 
Betrachtung auf den Wirtschaftsbereich beschrCinkt bleibt und die gegenseitige finanzielle Ab
hClngigkeit der verschiedenen Investitionsbereiche, sprich Betriebszweige, darstellbar ist, 
notfalls auch nur durch einen internen Zinsfuß. In einem derart geschlossenen Modell ent
sprechen alle Geldbindungs- und -freisetzungsprozesse den Investitionsmaßnahmen und sind 
gleichzeitig auch Finanzierung. Diese greift ledigl ich dann über das Modell hinaus, wenn 
zum Ausgleich zwischen Geldbindung und -freisetzung Geld von außen zugeführt oder nach 
außen abgeführt werden muß; die Bestimmungsgründe für den Ausgleich (Zeitpunkt und Menge 
des Geldes) liegen dabei innerhalb des Modells. 

2.2 Finanzwirtschaft der Wirtschaftseinheit Haushalt - Unternehmung 

Geht man nun aber einen Schritt weiter und bezieht den Investor in die Betrachtung mit eilJ, 
dann muß das Modell nicht nur erweitert, sondern auch umstrukturiert werden. Die Investi
tion im Wirtschaftsbereich stellt nur noch die eine Art der Geldverwendung dar, daneben 
steht selbstClndig der andere Bereich des Konsums und der sonstigen Geldverbrauchsarten • We
sentlich ist, daß aus diesem zweiten Bereich analog zum Wirtschaftsbereich eigene Bestim
mungsgründe Einfluß nehmen auf die Höhe und den Zeitpunkt des Geldbedarfs. (Betriebswirt
schaftlich wird bekanntl ich zwischen diesen beiden Geldverwendungsarten in der Weise un
terschieden, daß Geld für Investitionen Kapital ist, daß Geld für den Konsum und sonstige 
Verbrauchsarten Geld bleibt.) Entsprechend der Geldverwendung muß in dem erweiterten 
Modell auch die Geldbeschaffung in eigenstClndige Bereiche aufgespalten werden: Geld 
durch Desinvestition aus dem Wirtschaftsbereich und Geld aus anderen Quellen, die eben
falls eigenen BestimmungsgrUnden unterl iegen können. 

Finanzierung bedeutet jetzt die Abstimmung zwischen Geldbedarf fUr unterschiedliche Zwecke, 
u .a. für die Investition, und Geldbeschaffung aus unterschied I ichen Quellen, u.a. aus der 
Desinvestition. Eine synonyme Verwendung der Begriffe Investition und Finanzierung ist bei 
dieser Erweiterung des Modells nicht mehr vertretbar. Investition und Desinvestition stellen 
mit ihren Auszahlungs- und Einzahlungsreihen lediglich Teilbereiche der Geldverwendung 
und Geldbeschaffung dar, deren Strukturierung und Dimensionierung auch von Bestimmungs
größen außerhalb des Wirtschaftsbereiches geprClgt werden. Nur wenn man auch jetzt noch 
daran festhCllt, daß allein aus dem Wirtschaftsbereich die dominierenden Einflußgrößen auf 
die Finanzierung hervorgehen, kann die Begriffspaarung Investition und Finanzierung auf
rechterhai ten werden. 

Ausschlaggebend ist, wie differenziert der Investor als zentrale Entscheidungsinstanz einbe
zogen ist, sei es entsprechend den VerhClltnissen in der Wirklichkeit, sei es in der Formulie
rung des Modells. Bei Aktiengesellschaften z.B. mit der überwiegend anonymen und ent
sprechend einflußlosen Masse der AktionClre, sprich Investoren, dürfte sich eine detaillierte 
Berücksichtigung von außerbetrieblichen Bestimmungsgründen der Finanzierung, die von den 
Investoren ausgehen, als realitCltsfern erübrigen. In der Kleinunternehmung aber, in der sich 
der Haushai t als Investor einen eigenen Wirtschaftsbereich zum Einkommenserwerb angegl ie
dert hat, muß umgekehrt die VernachlCissigung der außerbetrieblichen Bestimmungsgründe 
der Finanzierung als ausgesprochen real itCltsfern bezeichnet werden. Es kann nicht generell 
festgelegt werden, welche Geldverwendungsarten ausschlaggebend fUr die gesamte Finan
zierung sind - gleiches gilt für die Geldbeschaffungsarten -, so daß vom Ansatz her das 
oben genannte erweiterte Modell herangezogen werden muß. Inwieweit es auszuformulieren 
ist, hClngt vom jeweiligen Entscheidungsproblem ab. 
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In dem erweiterten Modell von Geldverwendung und Geldbeschaffung stellt der Investor die 
zentrale Entscheidungsinstanz dar. Damit ist natUrlich der Begriff Investor nicht mehr zutref
fend, weil ein Investor allein im Hinblick auf den Wirtschaftsbereich (den Betrieb) als solcher 
fungiert, d. h. investiert und desinvestiert . Im Hinbl ick auf den außerbetrieblichen Bereich 
ist er Konsument, wobei dieser Begriff analog zum Begriff des Investors auc~ bestimmte Arten 
des Geldzuflusses einschließt, also vergleichbar mit den Einzahlungen aus der Desinvestition 
Einzahlungen aus anderem Einkommen, aus nicht selbstHndiger THtigkeit z.B. oder au,s Erb
schaft. Um diese Begriffsungenauigkeiten zu vermeiden, wird im folgenden vom Unternehmer 
gesprochen, der einerseits durch seine investorische THtigkeit in einem Wirtschaftsbereich, 
andererseits durch die ZugehlSrigkeit zu seinem Haushai t gekennzeichnet ist. 

Das Modell selbst reprHsentiert dann die Wirtschaftseinheit Haushai t - Unternehmung. Die 
IntensitHt der Verflechtung zwischen den Bereichen kann variieren, worauf aber hier nicht 
nHher eingegangen wird. Weiterhin klSnnen die Verbindungen zwischen Haushalt und Unter
nehmung verschiedener Art sein, hier wird nur die eine, sicherlich wesentlichste Klammer 
betrachtet, das Geld, so daß von einem finanzwirtschaftl ichen Modell der Wirtschaftseinheit 
Haushai t - Unternehmung zu sprechen ist. 

Die Finanzwirtschaft dieses Wirtschaftsverbundes hat die Aufgabe, die Erreichung der insge
samt gesetzten Ziele sicherzustellen; das bedeutet die optimale Abstimmung von Geldbedarf 
und Gel dbereitstell ung . Ohne auf die mlSgl ichen Ziele im einzelnen einzugehen, kann man 
grundsHtzl ich festlegen, daß sie vornehm I ich im Konsumbereich des Haushaltes bestimmt wer
den. Dabei handelt es sich aber nicht nur um sogenannte private Ausgabenwünsche (verfüg
bares Einkommen) oder VermISgensmehrung, die Erwartungen an die Arbeitsbedingungen und 
THtigkeitsfelder im eigenen Unternehmen schlagen sich u.a. ebenfalls in Geldbedarf und 
Geldbereitstellung des Investitionsbereiches nieder. Man kann also nicht davon ausgehen, 
daß lediglich ein Ausgleich zwischen den rein produktionstechnisch bedingten Auszahlungs
und Einzahlungsreihen des Wirtschaftsbereiches einerseits und den konsumorientierten Auszah
lungs- und Einzahlungsreihen des Haushaltes andererseits vorzunehmen ist. Je nach IntensitHt 
der Verflechtung zwischen Haushai t und Unternehmung treten direkte Wechselwirkungen auf, 
die sich nachhaltig in der Finanzierung niederschlagen, z. B. zeitweil iger Konsumverzicht 
zur Realisierung eines Investitionsvorhabens, umgekehrt Verzicht auf rentable Investitions
objekte zur Beibehaltung gewohnten Konsumverhaltens i.w.S .. 

Diese Interdependenzen sind weiterhin nicht nur bei der IHngerfristigen Betriebs- und Finanz
planung wirksam, sie treten ebenso kurzfristig in Erscheinung. Generell IHßt sich sagen, daß 
mit zunehmender Verflechtung zwischen Haushalt und Unternehmung die FlexibilitHt in der 
Finanzwirtschaft grlSßer wird, (was nicht gleichbedeutend mit grlSßerer Wirtschaftl ichkeit im 
Unternehmen sein muß). 

Aus diesen ZusammenhHngen heraus muß die Finanzwirtschaft des engen Verbundes von Haus
halt und Unternehmen als ein zentraler Bereich verstanden werden, der letztl ich dazu zwingt, 
immer in der Gesamtheit der Wirtschaftseinheit zu denken. Betrachtungen in Teilbereichen, 
seien es Analysen oder Planungen, bleiben in ihren Aussogen relativ, wenn nicht der Bezug 
zur Gesamtfinanzierung hergestellt wird. Konsequenterweise müßte also ausschi ießI ich mit 
dem erweiterten Gesamtmodell gearbeitet werden, wenn einzelne InvestitionskalkUle vorge
nommen werden. Da aber Umfang und Bedeutung vieler Investitionsentscheidungen, insbe
sondere bei der hier verwendeten weiten Definition von Investitionen, nicht den Aufwand 
eines Gesamtentscheidungsmodells rechtfertigen, bleibt ihre Betrachtung in Partialmodellen 
durchaus angebracht. Allerdings ist es dann notwendig, ihre Auswirkungen auf die Gesamt
finanzierung separat zu ermitteln, womit gleichzeitig hervorgehoben ist, daß eine eigenstHn
dige, laufende Finanzplanung vorhanden sein muß. 

82 



Im folgenden ist nun eingehender darzustellen, wie mit Hilfe des skizzierten Modells der 
landwirtschaftliche Betrieb in seiner Finanzwirtschaft zutreffend beschrieben werden kann 
so daß darauf aufbauend Planung und Kontrolle der Finanzierung erfolgen können. ' 

3 Finanzwirtschaft der landwirtschaftl ichen Unternehm!ill9 

In der überwiegend kleinbetrieblich strukturierten Landwirtschaft ist die enge Verflechtung 
zwischen Haushalt und Unternehmung typisch, so daß bei der Finanzierung vom Ansatz her 
immer beide Bereiche in die Betrachtung einbezogen werden müssen. Es sind die jeweiligen 
Bestimmungsgründe sowie die wechselseitigen Einflüsse näher zu charakterisieren, woraus 
sich ein annehmbares Grundmuster der Finanzwirtschaft ableiten läßt. 

Die Beschreibung erfolgt in drei Schritten, wobei zunächst die internen Bestimmungsgründe 
des Betriebes für die Finanzierung behandelt werden, also letztlich Auszahlungs- und Ein
zahlungsreihen landwirtschaftl icher Investitionsobjekte . Anschi ießend muß dieser Bereich 
erweitert werden um die Einbeziehung von Einflüssen, die zunächst von außerhalb, aus der 
wirtschaftl ichen Umwel t des Betriebes kommen, letztl ich aber eben doch durch die Investi
tionsobjekte bzw. deren Kombination wirksam werden. Dazu gehören neben Preis- und Geld
wertänderungen auch Wirkungen, die aus dem Zwang zum Anschluß an den technischen Fort
schritt verschiedener Formen resultieren. Schließlich ist der Haushalt der landwirtschaftlichen 
Unternehmung näher zu betrachten, damit verbunden werden die Wechselwirkungen zwischen 
Haushai t und Betrieb. 

3.1 Landwirtschaftliche Produktion und Finanzierung 

Der landwirtschaftlichen Produktion wird gemeinhin eine Sonderstellung eingeräumt, weil 
sie unter Bedingungen abläuft, die der Mensch weniger vollkommen als in anderen Wirt
schaftsbereichen unter seine Kontrolle zu bringen bzw. nach seinen Wünschen zu steuern ver
mag. Die Abhängigkeit von Klima, Witterung, Krankheiten und sonstigen natürlichen Wachs
tumsbedingungen gilt dabei schlechthin. Sie stellt jedoch zur Charakterisierung des EinzeIbe
triebes nur ein Teilelement dar, von dem für die Finanzierung zwar besondere Unsicherheiten 
ausgehen, sie reicht aber nicht aus, um die Finanzwirtschaft insgesamt schon als typisch la~d
wirtschaftlich zu charakterisieren. 

Sinnvoller erscheint es, von den einzelnen Investitionsobjekten auszugehen, die sich im 
Sprachgebrauch der landwirtschaftlichen Betriebslehre als Betriebszweige oder Produktions
verfahren definieren lassen. Im Hinbl ick auf die Finanzierung sind dabei folgende Merkmale 
ausschlaggebend, da sie die Auszahlungs- und Einzahlungsreihen eines Betriebszweiges be
stimmen. 

a) Für die Auszahlungsreihen: 
Beanspruchung langlebiger Wirtschaftsgüter, betriebszweigspezifische oder auch ander
weitig verwendbare Güter, 
Beanspruchung von Verbrauchsgütern, laufend oder in regelmäßigen Abständen, lager
fähige oder kurzfristig zu beschaffende Güter, 
mögl iche Maßnahmen zur Ertragssicherung be i Schadensfällen. 

b) Für die Einzahlungsreihen: 
Art der Erzeugnisse, zum Verkauf oder zur Weiterverarbeitung in anderen Betriebsberei
chen bestimmt, lagerfähig oder nicht lagerfähig, 
Anfall der Erzeugnisse, fortlaufend, in größeren Abständen oder geschlossen am Ende 
einer Produktionsperiode, 
unabwendbare Ertragsunsicherheiten, Höhe und Eintreffwahrscheinl ichkei t. 
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Anhand dieser Kriterien kann jeder Betriebszweig in seiner finanzwirtschaftfichen Ausprtigung 
beschrieben und als produktionstechnisch bedingte Auszahfungs- und Einzahlungsreihen dar
gestellt werden. 

Ohne die Merkmale jetzt im einzelnen ntiher abzuhandeln, kann generell gesagt werden, daß 
die isol ierte Abbildung des einzelnen Zweiges um so unvollsttindiger sein muß, je mehr alter
nativ verwendbare AnlagegUter beansprucht werden (d.h., je mehr einzelne Auszahlungsrei
henerst nachtrtigl ich zugeordnet werden können), je vielftiltiger die Schadensmögl ichkeiten 
sind, je wechselhafter die Verwendung der Erzeugnisse, ob Verkauf oder eigene Weiterver
arbeitung, ist und je höher die Ertragsunsicherheit ist. Hinzu kommen die Dispositionsmög
lichkeiten mit Hilfe der Lagerhaltung, die die Auszahlungs- und Einzahlungsreihen in ihrer 
zeitl ichen Folge erhebl ich variieren können, ganz abgesehen von zustitzl ichen Auszahlungen 
durch die Lagerhaltungskosten selbst. Umgekehrt werden vollsttindigere und weniger variieren
de Zahl ungsreihen bei Betriebszweigen auftreten, je spezial isierter diese sind, je fester die 
Verwendung der Erzeugnisse geregelt ist und je geringer das Ertragsrisiko ist. 

FUr weite Bereiche der Landwirtschaft ist die zuerst genannte, in größeren Teilen unvollstän
dige Abbildungsmöglichkeit typisch. Es handelt sich um Betriebe, die relativ vielseitig orga
nisiert sind, insbesondere um Gemischtbetriebe, die auch Viehhai tung auf der Basis wirt
schaftseigenen Futters angegl iedert haben. Charakteristisch fUr sie ist eine breite Produktions
basis in dem Sinne, daß das Anbauprogramm verhältnismtißig kurzfristig und ohne größere Um
steIlungsmaßnahmen getindert werden kann, auch in der Viehhaltung sind zumindest in Teilbe
reichen einfache Änderungen möglich. Eine ltingerfristige Vorausschätzung der Auszahlungs
und Einzahlungsreihen einzelner Investitionsobjekte im Sinne der Produktionsverfahren kann 
in solchen Betrieben nur anntihernd bzw. nur in Aggregaten einander tihnl icher FrUchte oder 
Veredlungsprodukte erfolgen. Andererseits bietet die vorhandene produktionstechnische Flexi
bil ität die Gewähr, daß entsprechend auch die Finanzierung von dieser Seite her flexibel 
bleibt und insgesamt per Saldo langfristig anntihernd gleichbleibende Zahlungsströme sicher
stell t. 

Die BegrUndung fUr diese Erscheinung liegt darin, daß auf der Seite der Auszahlungen einmal 
ein erhebl icher Teil des Geldes in der alternativ verwendbaren Produktionsbasis gebunden 
wird, die in Teilen, Maschinen z.B., regelmtißig erneuert bzw. erhalten wird. Damit erhtilt 
dieser erhebliche Teil der Auszahlungsreihe schon eine gewisse Stetigkeit bzw. Unabhängig
keit von unvorhergesehenen EinflUssen auf die Produktion. Die Ubrigen Auszahlungen vertei
len sich auf eine Mehrzahl von Produktionsverfahren, die einzeln kein Übergewicht erlangen, 
d. h., daß sowohl kurzfristig besondere und unvorhergesehene Aufwendungen im einzelnen 
Betriebszweig nicht zu Ubermtißigen Auszahlungsspitzen fuhren, als auch längerfristig durch 
di e produktionstechn ische F lexibil ittit anhal tend erhöhte Auszahl ungen verursachende Ver
fahren durch andere ersetzt werden können. FUr die Einzahlungsreihen gilt entsprechend die 
weitgehende Kompensierung von Ertrags- und Einnahmeverlusten in einzelnen Bereichen. 

Betriebe mit solcher mehrseitigen und flexiblen Produktionsstruktur lassen sich von der Finan
zierung her in der Weise charakterisieren, daß die Auswirkungen einzelner Investitionsobjekte 
nicht isoliert verfolgt werden können, sondern nur im Gesamtverbund der Produktionsbasis. 
Weiterhin kann die Struktur der Auszahlungen und Einzahlungen langfristig als relativ stabil 
erwartet werden, wobei in Einzelbereichen Verschiebungen auftreten, die sich aber gegen
seitig kompensieren. 

Diese Merkmale verl ieren an Bedeutung, je sttirker die Produktionsstruktur vereinfacht wird, 
d. h., je sttirker der Betrieb auf wenige oder sogar einzelne Betriebszweige spezial isiert wird. 
Die Auszahlungs- und Einzahlungsreihen können dann zunehmend eindeutig den einzelnen 
Investitionsbereichen bzw. - objekten zugeordnet werden. Gleichzeitig aber wirken unvor
hergesehene Ereignisse nachhaltig auf die Zahlungsströme und erfordern ausgleichende Finan-

84 



zierungsmaßnahmen. (Das Risiko wird zum unverzichtbaren Merkmal bei der Beschreibung 
eines Investitionsobjektes.) Weiterhin gewinnen zustltzliche Bedeutung die Zeitfolge, in weI
cher Auszahlungen wtlhrend eines Produktionsprozesses erforderlich sind, sowie die zeitliche 
Verteilung, in der aus den Erzeugnissen Einzahlungen anfallen. Tendenziell streben im spe
zial isierten Betrieb der Zeitpunkt des Geldbedarfs fUr Investitionen und der der GeldverfUg
barkeit durch Desinvestition auseinander. Wtlhrend im vielseitig organisierten Betrieb der not
wendige Finanzierungsausgleich weitgehend betriebsintern durch sich Uberschneidende Produk
tionsprozesse erfolgt, stehen die sich spez ial isierenden landw irtschaftl ichen Unternehmungen 
zunehmend vor dem Erfordernis, ausgeprtlgte finanzwirtschaftliche Maßnahmen zur zeitge
rechten Deckung des Geldbedarfs wie auch zur Verwendung der anfallenden Einzahlungen zu 
ergreifen. 

3.2 EinflUsse der wirtschaftlichen Umwelt 

Außer den produktionstechnischen Bestimmungsgrößen, einschließlich der Unsicherheit, und 
den betriebsorganisatorischen EinflUssen, insbesondere in Gestalt des Spezialisierungsgrades, 
werden die Auszahlungs- und Einzahlungsreihen des Wirtschaftsbereiches durch Einwirkungen 
aus der wirtschaftlichen Umwelt geprtlgt. 

Im Vordergrund stehen dabei Preistlnderungen auf den Faktor- und Produktmörkten. Kurzfristi
gen Schwankungen kann nur mit entsprechenden Finanzierungsmaßnahmen begegnet werden, 
wobei die Auswirkungen je nach Spezialisierungsgrad des Betriebes sehr unterschiedlich sind, 
u.U. auch zur IIliquiditöt fuhren. Langfristige Preistlnderungen, in der Regel durch techni
schen Fortschritt und/oder Nachfrageverschiebungen, aber auch durch administrative bzw. 
politische Maßnahmen ausgelöst, erfordern dagegen entsprechend langfristig wirksame Um
stellungen in der Produktionstechnik (einschi ießI ich Beschaffung und Absatz) und in der Pro
duktionsrichtung. Es entsteht ein Investitionsproblem i.e.S., mit dem regelmößig auch zu
sötzl icher Geldbedarf mit langer Bindungsdauer und entsprechende Finanzierungsmaßnahmen 
gekoppelt sind. Darauf soll hier im einzelnen nicht weiter eingegangen werden. Anzumerken 
ist jedoch, daß bei diesen existenzentscheidenden Anpassungsmaßnahmen die bereits stark 
spezialisierte Unternehmung Uber erhebliche Finanzierungsreserven verfUgen muß, wenn sie 
eine eingeschlagene Entwicklungsrichtung wesentlich tlndern muß, sowohl in der Produktions
richtung als auch in der Produktionstechnik. 

Von den realen Preistlnderungen sind die durch Geldwerttlnderungen verursachten Auswirkun
gen auf die Auszahlungs- und Einzahlungsreihen des Wirtschaftsbereiches zu unterscheiden. 
VordergrUndig blöhen sie bei Inflation die Geldströme zunöchst nur auf. Ihre Problematik 
aber liegt darin, daß die Geldwertönderungsraten im Zeitablauf schwanken, so daß bei 
Itlngerlebigen Investitionsobjekten und deren Weiterfuhrung durch Ersatzbeschaffungen die 
Auszahlungs- und Einzahlungsreihen wechselnde Vertlnderungen erfahren, die - zumindest 
temportlr - ausgleichende Finanzierungsmaßnahmen erfordern. Auf weitere Konsequenzen 
der Geldwertönderung, z.B. bei der Bewertung des Vermögens und bei der Ermittlung des 
Gewinnes, ist hier nicht nöher einzugehen. Folgen fUr die Finanzierung treten jedoch auf 
durch daraus.abgeleitete Entscheidungen Uber die Entnahmen und weiterer Investitionen, 
etwa unter dem Gesichtspunkt der Substanzerhaltung, sowie Uber die Einbeziehung von 
Fremdkapital. 

3.3 Haushalt und Finanzierung 

Nachdem der Wirtschaftsbereich behandelt worden ist, muß jetzt auf den anderen Teil, den 
Haushalt, nöher eingegangen werden. Zuntlchst ist noch einmal klar hervorzuheben, daß zum 
Wirtschaftsbereich nur Geldverwendung durch Investition und Geldbeschaffung durch Desin
vestition gehören, daß demzufolge alle anderen Geldverbrauchs- und Geldbeschaffungsarten 
ausschließlich in den Bereich des Investors mit seinem Haushalt fallen. 
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Neben den reinen Konsumausgaben, persönlichen Steuern, Kredittilgungen und dergleichen 
mUssen auf der Auszahlungsseite auch die Zinsen und Versicherungsprömien einbezogen wer
den. Dies letztere widerspricht scheinbar dem Vorgehen bei Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
wie auch dem Ublichen BuchfUhrungsabschluß, aber da die Beschaffung von Geld insgesamt 
Aufgabe des Investors ist, fallen auch die damit verbundenen sonstigen Auszahlungen in sei
nen Bereich. Zinsen sind der Preis fUr die zeitweilige Überlassung von Geld, die Art der 
Geldverwendung, ob Investition oder Konsum, ist damit nicht festgelegt. In der laufenden 
Finanzierung der Einheit Haushalt - Unternehmung ist entsprechend auch die strenge Unter
scheidung zwischen Wirtschafts- und Konsumkredit nicht möglich, die wechselseitigen Über
schneidungen aus dem Erfordernis des zeitpunktorientierten Ausgleichs von Geldbedarf und 
GeldverfUgbarkeit können allenfalls fUr größere Zeitröume und grtSßere Auszahlungsobjekte 
getrennt werden. FUr Versicherungsprömien gilt wie fUr Zinsen, daß sie der Preis fUr die zeit
gerechte VerfUgung Uber Geld sind. (Die Einschrtinkung auf konkrete Schadensftille als aus
lösendes Ereignis fUr den Geldbedarf ist fUr die hier betrachteten Zusammenhönge unwesent
lich.) 

Auf der Einzahlungsseite fl ießt Geld im wesen tl ichen aus eigenen Reserven, nichtwirtschaft-
I icher Tötigkeit oder Renten sowie aus Krediten, ZuschUssen und Entschödigungen in den Ver
fUgungsbereich des Haushaltes. Damit ist gleichzeitig indirekt die Ergiebigkeit der jeweili
gen Geldquellen angesprochen, d.h. die haushaltsindividuellen Grenzen der Geldbeschaf
fung . Das gilt nicht nur fUr die unmittelbar persönl ichen Einkommen, sondern auch fUr alle 
Arten der Geldbeschaffung von fremden Kapital gebern • Der Haushalt ist der Geldempfönger, 
er hat - wie auch immer - fUr die eventuellen RUckzahlungen zu sorgen, und an den RUck
zahlungsmöglichkeiten orientiert sich der Kapitalgeber, nicht an der tatsöchlichen Verwen
dung seines Geldes. Daran öndert grundsötzlich auch nichts die Tatsache, daß größere Kre
dite unter Auflogen (bestimmte Investitionen im Wirtschaftsbereich z.B.) gegeben werden; 
solche Bedingungen dienen allein der Vorsorge, die Ruckzahl ungen besser abzusichern. Auch 
die sogenannte dingliche Sicherung bedeutet keinen Zugriff des Glöubigers in den konkreten 
Vermögensbestand und damit in den Wirtschaftsbereich des Kreditnehmers, schuldrechtlich 
bleiben die Anspruche auf die Ruckzahlung des Geldes beschrönkt. 

Einen anderen Charakter hat die GeldzufUhrung durch Beteiligung. Hierbei tritt neben dem 
geldnachfragenden Haushalt ein Kapitalgeber (der selbst auch ein Haushalt sein kann) un
mittelbar als Investor fUr den Wirtschaftsbereich auf und erwirbt damit Entscheidungsbefug
nisse als Mitunternehmer. Inwieweit er davon Gebrauch macht, ist in diesem Zusammenhang 
unerheblich. Wesentlich ist, daß Geld aus Beteiligung den Haushaltsbereich nicht berUhrt, 
sondern gezielt in den Wirtschaftsbereich fließt und damit in dem hier zugrunde liegenden 
Modell eine Sonderstellung einnimmt. In der Landwirtschaft sind Beteil igungen im EinzeIun
ternehmen selten, aber in der Uberbetrieblichen Zusammenarbeit gewinnt diese Finanzierungs
art an Bedeutung. 

Aus diesem kurzen Abriß der Geldverwendungsarten und Geldbeschaffungsarten im Haushalts
bereich wird deutl ich, wie ausschlaggebend der Haushalt bei dem in der Landwirtschaft vor
herrschenden engen Verbund mit dem Betrieb fUr die Gesamtfinanzierung ist. Ökonomisch 
sinnvolle Entscheidungen und optimale Organisation im Wirtschaftsbereich höngen in ihrer 
Effizienz vom finanzwirtschaftlichen Verhalten des Haushaltes ab. Insbesondere bei Anpas
sungsmaßnahmen und Wachstumsinvestitionen, die als solche unbedenklich mit hohen Fremd
kapitalquoten finanziert werden können oder auch umgekehrt nicht wirtschaftlich sind, orien
tiert sich der fremde Kapitalgeber letztlich an den Finanzierungsgrenzen und -möglichkeiten 
der gesamten Wirtschaftseinheit . 
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4 Planung und Kontrolle der Finanzwirtschaft 

Die dargestellten vielftlltigen BestimmungsgrUnde fUr die Finanzwirtschaft der landwirtschaft
lichen Unternehmung, die aus den besonderen Produktionsbedingungen, aber auch aus dem 
engen Verbund von Haushai t und Betrieb resul tieren, sind geschlossen schwer zu erfassen und 
darzustellen. Ihre Struktur ist weitgehend unternehmungsindividuell und unterliegt langfristi
gen und besonders auch kurzfristigen Veränderungen. Infolgedessen ist die definitive Festle
gung der Finanzierung im Sinne einer optimalen Finanzierung nicht möglich bzw. kann nur in 
Form von Richtwerten angegeben werden. Das gilt insbesondere fUr Teilbereichsplanungen, 
fUr die nicht ein Gesamtmodell von Haushalt - Unternehmung zugrunde gelegt wird. Anderer
seits aber verlangt die Finanzwirtschaft aufgrund ihrer zentralen Bedeutung Planung und Kon
trolle. 

In der Landwirtschaft ist die umfassende Finanzplanung - und entsprechend Finanzkontrolle -
als eigenständiges UnternehmensfUhrungsinstrument wenig entwickelt, ganz im Gegensatz zu 
den leistungsfähigen Kalkulationsmethoden und Analyseverfahren fUr den Wirtschaftsbereich . 
Ein Grund dafUr mag in dem ausreichend vorhandenen, zur dinglichen Sicherung von Forde
rungen bevorzugten Grund und Boden I iegen, so daß wirkl ich ernsthafte F inanzierungsschwie
rigkeiten selten sein mögen. S icherl ich haben auch die bereits erwähnte Mehrseitigkeit der 
Produktion und nicht zuletzt eine besondere Bereitschaft zum Konsumverzicht dazu beigetra
gen, uber manche Zahlungsschwierigkeiten hinwegzukommen. Bei weitergehender Speziali
sierung aber und ,unter fortschreitendem Wachstumszwang muß der Finanzierung größere Be
achtung beigemessen werden. 

Die heute gebräuchliche landwirtschaftl iche BuchfUhrung trägt dem nicht genUgend Rechnung. 
Der BuchfUhrungsabschluß fUhrt von den Auszahlungen und Einzahlungen sofort uber die auf 
den Betriebsbereich abgegrenzten Einnahmen und Ausgaben zum periodisierten Ertrag und Auf
wand, z. T. auch zur Kostenrechnung. Auf diesen Ebenen finden Kontrollen und Analysen des 
Jahresabschlusses statt, weil sich allein hier die entsprechenden Vergleichsmöglichkeiten fin
den, Vorjahrswerte, Gruppendurchschn ittswerte oder auch Normdaten . FUr die finanzwirt
schaftliche Basis einer Rechnungsperiode in Gestalt der Struktur der Auszahlungs- und Ein
zahlungsreihen mit notwendigen Finanzierungsmaßnahmen stehen in der Regel keine Ver
gleichs- (Soll-)werte zur VerfUgung. In jUngster Zeit wird zwar der Bilanzanalyse, der Kapi
taiflußrechnung und Cash-flow-Rechnung verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet, doch beschrän
ken sie sich zwangsläufig auf die Bewegungen einer gesamten Rechnungsperiode. 

Das Wesen der Finanzwirtschaft liegt dagegen zum großen Teil in dem kurzfristigen, ja zeit
punktbezogenen Ausgleich zwischen Geldbedarf und GeldverfUgbarkeit. Entsprechend mUßten 
Orientierungsgrößen, d. h. Kontrollmögl ichkeiten fUr kUrzere Zeiträume, eingebunden natur
I ich in eine längerfristige Finanzplanung, vorhanden sein. Es wäre erforderl ich, Betriebspla
nungen konsequent von der Ebene der Kostenrechnung in zeitlich differenziert strukturierte 
Einzahlungs- und Auszahlungsreihen umzusetzen und diese als Sollwerte in die laufende 
BuchfUhrung einzugeben. 

5 Zusammenfassung 

Ausgehend von dem gebräuchi ichen Begriffspaar Investition und Finanzierung werden zuni:lchst 
Geldbindung (Investition) und Geldfreisetzung (Desinvestition) im Wirtschaftsbereich einer 
Unternehmung mit den erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen der Finanzierung dargestellt. Es 
folgt die Erweiterung durch die Einbeziehung des Investors in seiner Eigenschaft als Konsu
ment, der Geld auch fUr andere Zwecke als fUr die Investition benötigt. Daraus ergibt sich 
ein finanzwirtschaftliches Modell der Wirtschaftseinheit Haushalt - Unternehmung, in dessen 
Teilbereichen eigene BestimmungsgrUnde sowohl fUr die Geldverwendung als auch fUr die 
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Geldbeschaffung die Gesamtfinanzierung prClgen. Auf dieser Grundlage werden in dem fUr 
die Landwirtschaft typischen engen Verbund von Haushalt und Unternehmung die Grundlagen 
der Finanzierung des betrieblichen Bereichs sowie des Haushaltsbereichs eingehender darge
stellt, wobei wesentliche EinflUsse aus der wirtschaftlichen Umwelt, insbesondere Preis- und 
GeldwertClnderungen, einbezogen werden. Wdhrend fUr den Wirtschaftsbereich je nach Pro
duktionsrichtung und Spezialisierungsgrad Grundmuster der Finanzierung ableitbar sind, kann 
wegen der individuellen BestimmungsgrUnde im Haushalt, die lang- und kurzfristig Änderun
gen unterliegen und unmittelbar in den Wirtschaftsbereich hineinwirken, und wegen der vom 
Haushalt abhClngigen Beschaffungsmöglichkeiten fremden Geldes die Gesamtfinanzierung 
nicht eindeutig vorab festgelegt werden. Daher gewinnt eine laufende Finanzplanung und 
-kontrolle zunehmend an Bedeutung, worauf abschl ießend eingegangen wird. 
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Einleiturul. 

Wesensbestimmend für alle Kreditinstitute ist erstens ihre Aufgabe, die Wirtschaft mit Geld 
zu versorgen. Die Schöpfung von Bar- und Buchgeld, mit Ausnahme des Münzgeldes, ist 
ihnen in der BRD alleine vorbehal ten. Infolge ihrer Einrichtungen verwahren sie zugleich das 
meiste Geld der Wirtschaftssubjekte • Ihre Giroorganisation ermögl icht es, daß der Zahlungs
verkehr der Wirtschaft vorwiegend über Kreditinstitute abgewickelt wird. 

Die zweite wesensbestimmende Aufgabe umfaßt die Kapitalversorgung der Wirtschaft, die Ver
schaffung von Verfügungsrnacht über Produktionsmittel. Als Kapitalübertragungsmittel dient 
ihnen das Geld, d. h. jene undifferenzierte Kaufkraft (HEERT JE, 8, S. 51), die in normalen 
wirtschaftlichen Zeiten die Geldfunktion auf sich vereinigt. Gehen in Wirtschaftskrisen die 
Geldfunktionen auf andere Wirtschaftsgüter über (vgl. die Zigarettenwährung unmittelbar 
nach dem Kriege), bleibt das Objekt der Kreditinstitute das Gleiche. Wäre es anders, würden 
sie zu Warenhandelsbetrieben . Hauptaufgabe der Kreditinstitute ist es, die Wirtschaft im 
Wege der Forderungsverhältnisse mit Kapital zu versorgen. 

Die Kapital überlassung wird sich in der Regel nicht ohne Gegenleistung vollziehen, so daß 
man den Kredit als Hingabe von Geld gegen Zins definieren kann, wobei die Zinshöhe so
wohl von Fristigkeit, die dem Schuldner gewährt werden muß, als auch von der Höhe des je
weiligen Gläubigerrisikos bestimmt wird. 

Die Rechtsbeziehungen zu den Kapitalnehmern gestalten die Kreditinstitute nach wirtschaft
I ichen Gesichtspunkten. Grundlage hierfür sind die vereinbarten Konditionen. Das Kapital
verhältnis basiert auf gegenseitigem Vertrauen der Geschäftspartner; man bezeichnet es des
halb als "Kredit". Dieser Form der Geschäftstätigkeit verdanken die Kreditinstitute ihren 
Namen. 
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2 Definition und Erscheinl:!n9sformen des Aararkredits 

Meine ThemensteIlung macht es erforderlich, die Frage nach den Besonderheiten des Agrar
kredits an die Spitze der weiteren Erörterungen zu stellen. Dabei wird die Unterstellung zur 
Voraussetzung gemacht, es handele sich beim "Agrarkredit" wirklich um eine besondere Kre
ditart. Der Umkehrschluß II:lßt wiederum die Folgerung zu, daß dies als Tatsachenfeststellung 
allein das Thema meines Referates rechtfertigt. 

Nach den Grundregeln der Kredittheorie unterscheidet sich der Agrarkredit in seinen Wesens
zUgen als Kredit nicht von den Krediten anderer Art. Seine erste grundsl:ltzl iche Besonderheit 
liegt analog zu anderen besonderen Kreditarten, wie zum Beispiel dem Industriekredit, im 
Empfl:lngerkreis und im Verwendungszweck • 

Kein Widerspruch durfte sich ergeben, daß als Agrarkredit sich der Kredit bezeichnen II:lßt, 
der einem landwirtschaftlichen Betrieb zufließt. Hier zielt der Verwendungszweck auf die 
Erhaltung eines bestehenden Betrfebes oder auf die Stl:lrkung seiner Wirtschaftskraft • In der 
historischen Herleitung ist dies auch die reinste, die "klassische" Form des Agrarkredits. 

Bleiben wir weiter bei der Leitlinie des Empfl:lngerkreises und des Verwendungszwecks, so 
sind Agrarkredite auch die Finanzierungshilfen, die im Rahmen der klassischen Siedlung die 
Entstehung oder Übernahme eines Hofes ermöglichen. Hier sei an die verschiedenen Formen 
der inneren Kolonisation, wie zum Beispiel die Ansiedlung von landlosen Bauern durch 
Kultivierung von Öd- und Moorland oder durch freihl:lndigen Ankauf siedlungsfl:lhiger Ll:lnde
reien sowie die Gewl:lhrung von Landzulagen an nicht lebensfl:lhige Kleinbetriebe erinnert. 

Weiterhin sind an dieser Stelle als Agrarkredite die staatlichen Eingliederungsmaßnahmen in 
Form von Darlehensgewl:lhrungen an vertriebene und gefluchtete Landwirte zu erwl:lhnen (5). 

Neben den bereits erwl:lhnten Krediten, mit denen die Produktionskraft des landwirtschaftl i
chen Betriebes gestl:lrkt werden soll, seien die Finanzierungsmittel genannt, die auf die Pro
duktionskraft des Betriebes direkt keine Auswirkungen haben. Zu diesen Krediten gehören 
zum Beispiel Kredite fUr die Abfindung weichender Erben. 

Investitionskredite sind Darlehen, die zur Verbesserung oder zum Erwerb dauerhafter Produk
tionsanlagen in Anspruch genommen werden. DemgegenUber dient der Betriebs- oder Um
schlagkredit dem Erwerb oder der Verstl:lrkung der Betriebsmittel, die innerhalb der Wirtschafts
periode im Betrieb umlaufen. 

Weitere Kriterien fUr die verschiedenen Kreditkategorien ergeben sich aus Laufzeit und Kre
ditsicherheiten. Im allgemeinen kann man von der Regel ausgehen, daß langlebige Investi
tionen entsprechend langfristige Darlehen erfordern. Umgekehrt entspricht dem vorUberge
henden Bedarf von Kapital der kurz- bzw. mittelfristige Kredit. Besonders hinweisen muß 
ich hier auf die in den letzten Jahren eingetretenen Verl:lnderungen bei den Refinanzierungs
konditionen • Die aus der unterschiedlichen Dauer von Aktiv- und Passivfinanzierung resul
tierenden Probleme der Anschlußfinanzierung können tratz der allgemein gewandelten Zins
anpassungsklauseln in spl:lteren Jahren den Banken noch erhebl iclie Kopfschmerzen bereiten. 

Auf die hier von mir kurz angedeuteten Problematiken werden die Referenten nachfolgend 
eingehen. 

Sehr ausfuhrlich haben alle Formen des Agrarkredits PAASCH und JONAS (9, S. 4 ff.) unter 
Beiziehung umfangreicher Literatur definiert. Die fUr jeden Kredit geltenden Kriterien der 
Laufzeit und Besicherung bringt er in seiner Arbeit im Rahmen des Agrarkredits zu beachtens
werten Beziehungen. Zur weiteren Vertiefung sei daher darauf verwiesen. 
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~ Agrarkredit - Kredit fUr den ländlichen Raum? 

Der landwirtschaftliche Betrieb kann nicht isoliert gesehen werden; er ist eng verflochten mit 
den Unternehmen, auf die er notwendigerweise angewiesen ist - sei es im Bereich der Her
stellung und Beschaffung von Produktionsmitteln oder bei dem Absatz, der Lagerung, Verar
beitung oder Verteilung seiner Erzeugnisse. Die Konsequenz aus dieser heute allgemein ak
zeptierten Feststellung muß lauten, daß es zu eng wäre, den Begriff des Agrarkredits auf die 
bisher abgehandelten Kreditarten zu beschränken. Zum Wesen des Agrarkredits gehört dem
nach auch die Darlehensgewährung an das "GrUne Gewerbe"; an Unternehmen also, die auf 
irgendeine Weise mit der Landwirtschaft verbunden sind. 

PABSCH (10, S. 53 ff.) hat sich kUrzlich bemUht, dem Begriff des Agrarkredits eine neue Di
mension zu geben. Er faßt darunter auch die außerlandwirtschaftlichen Investitionen und Kre
dite, die insofern Fernwirkungen auf den Einzelbetrieb haben, als sie indirekt zu seiner Erhal
tung und zur StClrkung seiner Wirtschaftskraft beitragen. Hier ist u.a. an kommunale oder re
gionale Strukturmaßnahmen, wie zum Beispiel den Straßen- und Wirtschaftswegebau, an 
Maßnahmen der Wasserwirtschaft, an Förderungsvorhaben der Energieversorgung und ähnliches 
zu denken. Damit bezieht er "auch Investitionen auf der Grundlage der regionalen Wirtschafts
pol itik" als deutl ich auf die Landwirtschaft durchschlagend ein. So ist es nur folgerichtig, 
wenn in einem weiterfuhrenden Beitrag om selben Ort Kehl den "grUnen" Kommunalkredit 
unter demselben BI ickwinkel untersucht. 

Einen ersten Schritt in diese Richtung hat bereits GUTHARDT (7, S. 33) frUher aus seiner 
Sicht als Praktiker des genossenschaftl ichen KreditgeschClftes getan. AnlClßI ich der Kredit-
pol itischen Tagung 1975 fUhrte er aus: "Wenn ich im weiteren von Agrarfinanzierung spreche, 
so verstehe ich darunter nicht nur Bankgeschäfte mit Betrieben der Land-, Forst- und Ernäh
rungswirtschaft, sondern auch mit all den Unternehmen und Organisationen, die mit der Land
wirtschaft verbunden sind. Insbesondere fCllIt hierunter das Agrargewerbe, das die Vermark
tung und Verarbeitung von Agrarprodukten durchfUhrt und BedarfsgUter I iefert. Diese vor-
und nachgelagerten Stufen ubernehmen zum großen Teil die saisonale Lagerhaltung fUr die 
Landwirtschaft; in jedem Fall werden sie weitgehend von den speziellen Gegebenheiten und 
Entwicklungen der Landwirtschaft beeinflußt." 

Damit hat GUTHARDT (7) ebenso wie PABSCH (10) das gesamte "agri-business" in den Bereich 
des Agrarkredits einbezogen. Ein Begriff, der in den U.S. A. geprClgt wurde "als die Summe 
aller Maßnahmen zur Herstellung und Verteilung von Produktionsmitteln fUr den landwirt
schaftl ichen Betrieb, zur eigentl ichen landwirtschaftl ichen Produktion, zur Lagerung, Verar
beitung und Verteilung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse" (PABSCH). Sicherlich im we
sentl ichen also ein deckungsgleicher Begriff mit dem von mir weiter oben genannten Begriff 
"GrUnes Gewerbe" . 

Es wird sicherlich die Diskussion beleben - und dazu möchte ich ausdrUcklich beitragen -, 
wenn PABSCH mit seiner erschöpfenden Definition schlechthin alle Förderungsmaßnahmen 
einbezieht, die im Einklang mit den Zielen moderner Agrarpolitik stehen. Dabei halte ich 
die Analogie zwischen dem Begriff der Agrarpolitik als Politik fUr den Menschen im ICindlichen 
Raum und dem neu gefaßten Begriff des Agrarkredits als einem integralen Bestandteil dieser 
Politik von zwingender Logik. Dieser Denkprozeß signalisiert eine neue Markierung der Lö
sungsversuche gesamtwirtschaftlicher und gesellschaftl icher Probleme im ländl ichen Raum. 

91 



4 Die Anftinge des Q!:99nisierten Agrarkreditsystems 

In den preußischen Provinzen wurden als öffentlich-rechtliche Agrarkreditinstitute im letzten 
Drittel des 18. Jahrhunderts zum Zweck vornehm I ich langfristiger Kreditversorgung die soge
nannten Preußischen Landschaften, teilweise ritterschaftliche Kreditvereine genannt, auf ge
nossenschaftl icher Basis gegrUndet. 

Durch Gesetz erwarben die Ritterguter die Mitgl iedschaft. Jedes Mitgl ied hatte im Rahmen 
der Beleihungsbestimmungen das Recht auf Kredit. Die Kapitalbeschaffung erfolgte durch die 
Ausgabe von Pfandbriefen. Die Landschaften entwickelten sich spöter zu normalen Grund
kreditanstalten. An die Stelle der Zwangsmitgliedschaft trat der freiwillige Zusammenschluß. 
Bl:Iueri iche Betriebe konnten ebenfalls Kredite aufnehmen. Die Besonderheit der Kreditver
gabe bestand darin, daß die Darlehen in Pfandbriefen bereitgestell t wurden, deren Verwer
tung ursprUnglich den Schuldnern Uberlassen war und erst in spöterer Zeit durch die Land
schaften selbst fUr Rechnung der Darlehensnehmer vorgenommen wurde. 

Neben den Landschaften, deren Tl:Itigkeitsbereich uberwiegend im Osten Deutschlands lag, 
entstanden im Westen in der ersten Hl:Ilfte des 19. Jahrhunderts die Landesbanken und die 
Landeskreditanstalten, ebenfalls öffentl ich-rechtl iche Institute, die der landwirtschaftlichen 
Kreditversorgung durch die Vergabe langfristiger Darlehen dienten. 

Spl:lterhin, als sich mit dem allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwung wl:lhrend der zweiten 
Hl:Ilfte des 19. Jahrhunderts der Kapitalbedarf fUr den stl:ldtischen Wohnungsbau erhebl ich 
erhöhte, traten die privaten Hypothekenbanken hinzu, die neben der Vergabe stl:ldtischer 
Hypothekarkredite auch landwirtschaftl iche GrundstUcke bel iehen. Auch bei diesen Insti
tuten, als Aktiengesellschaften gegrUndet, wurden die Mittel durch die Ausgabe von Obli
gationen und Pfandbriefen beschafft. Das Eigenkapital Ubernahm bei den dem privatwirt
schaftl ichen Gewinnstreben unterl iegenden Hypothekenbanken die Funktion, die bei den 
vorgenannten Instituten, die dem Prinzip der Gemeinnutzigkeit verpflichtet waren, die Soli
darhaftung ausUbte. Die privatwirtschaftl iche Orientierung ihrer Geschl:lftstl:ltigkeit erforderte 
fUr die privaten Hypothekenbanken den Erlaß entsprechender Gesetze, die schließlich in das 
Hypothekenbankgesetz des Jahres 1899 einmUndeten. 

Den ebenfalls durch staatl iche Initiative in der zweiten Hl:Ilfte des 19. Jahrhunderts entstan
denen Landeskulturrentenbanken, im allgemeinen öffentlich-rechtliche Institute, bisweilen 
auch staatliche Institute, oblag es, zur Förderung der Landeskultur langfristige Kredite fUr 
Meliorationsgenossenschaften, Kommunalverbl:lnde und Gemeinden gegen Eintragung einer 
Rentenschuld bereitzustellen. Ihre Refinanzierung erfolgte durch die Begebung von soge
nannten Landeskulturrentenbriefen . 

Auf dem Gebiet des Agrarkredits waren weiterhin bereits im letzten Jahrhundert die öffent
I ichen Sparkassen sowie die landwirtschaftl ichen Kreditgenossenschaften tl:ltig, deren erste 
von Raiffeisen 1862 errichtet wurde. Diese Institutsgruppen pflegten anfl:lngl ich insbesondere 
den Personal kredit und widmeten sich spl:lter mit zunehmendem Einlagenbestand auch dem 
mittel- und langfristigen Kredit. 

Eine besondere Rolle kam den im Jahre 1850 in den preußischen Provinzen als Anstalten des 
öffentlichen Rechts errichteten Rentenbanken zu. Ihre große Aufgabe bestand darin, dem 
Anl iegen des Stein-Hardenbergschen Reformwerkes, der Bauernbefreiung, zum Erfolg zu ver
helfen. Mit dem zum gleichen Zeitpunkt erlassenen Gesetz uber die Ablösung der Reallasten 
und Regulierung der gutsherrlich-bl:luerlichen Verhl:lltnisse war es den Bauern ermöglicht wor
den, die dem Grundherrn zustehende Entschl:ldigung anstelle durch Landabgabe in Form einer 
Geldrente zu leisten. Zur Erleichterung der Ablösung oblag es den Rentenbanken, den 
Grundherren, die zum Bezug feudaler Renten berechtigt waren, deren Kapitalwert in Renten-
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briefen zu entrichten. Als Gegenwert erwarben sie die Forderungen der Grundherren an die 
Bauern, die ihrerseits Verzinsung und Tilgung entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit an die 
Rentenbanken vorzunehmen hatten. Die S icherhe it der Rentenbriefe wurde durch dingi iche 
Sicherung der Rentenbankrente gewährleistet, die allen privatrechtl ichen Belastungen in der 
Zwangsversteigerung im Rang vorgehen. 

Aufgrund der guten Erfahrungen, die bei der Ablösung der Reallasten mit der Finanzierung 
durch Rentenbriefe gemacht worden waren, wurden die Rentenbanken gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts in die Siedlungsfinanzierung eingeschaltet. Die Banken gingen dazu Uber, neu 
ausgelegte Siedlerstellen durch Ausgabe von Rentenbriefen mit Dauerkredit zu finanzieren. 
Der Verkauf dieser Rentenbriefe bereitete angesichts der sich zunehmend entwickelnden Ka
pitalbildung keine größeren Schwierigkeiten. Die preußischen Rentenbanken schlossen sich 
1928 zu einem einheitlichen Institut, der späteren Deutschen Landesrentenbank, zusammen, 
einem der Vorgängerinstitute der Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank. 

Die bisherige Darstellung zeigt die Mannigfaltigkeit des deutschen Agrarkreditsystems mit 
einer deutl ichen sachl ichen und räuml ichen Aufgabentrennung . Dieses System konnte die 
Kreditnachfrage ohne gräßere Schwierigkeiten befriedigen. Eine Änderung trat aufgrund der 
durch die Weltkriege ausgelösten strukturellen Verschiebungen ein. Der zeitweise hohe In
vestitionsbedarf der Landwirtschaft stieß mehr und mehr auf eine verstärkte Kapitalnachfrage 
anderer Wirtschaftsbereiche . In Zeiten unzureichenden Kapitalangebots erlaubte die Renta
bilität der Industrieproduktion noch die Aufnahme von Fremdmitteln, während bereits die 
landwirtschaftliche Produktionsrendite den geforderten Zins nicht mehr erwirtschaften konnte. 
Damit schied der allgemeine Kapitalmarkt als Refinanzierungsquelle fUr die Landwirtschaft 
weitgehend aus, besonders in Zeiten mit einem insgesamt geringen Sparaufkommen. Daß die 
Bedeutung der sich aus diesen Ressourcen refinanzierenden Institute, z. B. Sparkassen und 
Genossenschaften, fUr die Landwirtschaft hierdurch zurUckging, ergab sich damit automa
tisch. Diese Entwicklung fUhrte im Zusammenhang mit anderen Faktoren nahezu zwangsläu
fig zu der verstärkten Einmischung des Staates auf dem Agrarkreditsektor • 

5 Die Banken des Agrarkredil"1Xstems in der Bundesrepubl ik Deutschland 

Übten schon die Folgen des ersten Wel tkrieges auf die Ausgestal tung und Struktur des deut
schen Agrarsystems einen erhebl ichen Einfluß aus, so galt dies in noch viel stärkerem Maße 
fUr die Auswirkungen des zweiten Weltkrieges. Die weitestgehende Zerstörung des Produktiv
kapitals, aber auch der Verlust der Ostgebiete, zwangen auch die am Agrarkredit beteilig
ten Banken zu einer Neuorientierung. Einige traditionelle Agrarbanken konnten den Verl ust 
ihres alten Tätigkeitsgebietes im Osten nicht Uberstehen. So bedeutete das Ende des zweiten 
Weltkrieges auch das weitgehende Verschwinden der Landschaften, die fast 200 Jahre fUr die 
ost- und mitteldeutsche Landwirtschaft Kapital bereitgestellt hatten. Ihren Platz haben zwi
schenzeitlich andere öffentlich-rechtliche Pfandbriefanstalten (Landesbanken u.a.) und die 
privaten Hypothekenbanken eingenommen. 

Auch die beiden landwirtschaftlichen Spitzen institute - die Deutsche Rentenbank-Kreditan
stalt und die Deutsche Zentralgenossenschaftskasse - hatten ab Kriegsende ihre Geschäfts
tätigkeit nicht mehr weiterfUhren können. FUr den Neuaufbau des deutschen Agrarkredit
systems, der nunmehr auf der Grundlage einer freiheitlich orientierten Wirtschaftsordnung 
erfolgte, kam der Wiederbelebung dieser Banken eine wesen tl iche Bedeutung zu. Als Nach
folger wurden die Landwirtschaftl iche Rentenbank und die Deutsche Genossenschaftskasse 
(heute: Deutsche Genossenschaftsbank) als öffentl ich-rechtl iche Anstalten ins Leben gerufen. 

Unter der FUhrung der Deutschen Genossenschaftskasse wurden die landwirtschaftl ichen Kre
ditgenossenschaften in die Lage versetzt, ihre fruhere wichtige Bedeutung fUr den Agrarkre
dit wieder auszuuben. Die Organisation, die uber ein weites und sehr funktionsftthiges Netz 
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von Zentral kassen und 6rtl ichen Banken verfUgt, hat durch besonders in den letzten Jahren 
verstHrkte Rationalisierung, Zusammenarbeit und auch durch Fusionen von Instituten den Weg 
fUr ein effektives und kostengUnstiges THtigwerden zugunsten der IHndlichen Bevölkerung in
tensiv weiterverfolgt. Ein vorlHufiges Ende der institutionellen Entwicklung wurde durch die 
Fusion der Kreditgenossenschaften beider PrHgung - Raiffeisen und Schulze-Delitzsch - er
reicht. Der Kundenkreis der Raiffeisen- und Volksbanken hat sich, ausgehend von den Wur
zeln der KreditgewHhrung fUr vornehmlich im IHndlichen Bereich lebenden Personen, gewan
delt. Machten die Landwirte im Jahre 1960 noch 26,5 v.H. der Mitglieder der Kreditgenos
senschaften aus, so waren es 1974 nur noch 11 v.H. Im gleichen Zeitraum war der Anteil der 
Arbeitnehmer von 45,5 v.H. auf 61 v.H. gestiegen, wHhrend der Anteil der Gewerbetreiben
den konstant bl ieb (4). Diese Zahlen spiegeln gleichzeitig den soziologischen Strukturwandel 
im IHndlichen Raum wider. 

Ähnlich den Volks- und Raiffeisenbanken verfUgt die Sparkassenorganisation unter FUhrung 
ihres Zentral instituts, der Deutschen Girozentrale - Deutsche Kommunalbank, Uber ein weit 
verbreitetes Bankennetz, das sie in die Lage versetzt, eine intensive Kreditvergabe "vor Ort" 
zu betreiben. Gerade in kleinen und mittleren Orten konkurrieren sehr oft die Sparkassen 
mit den Raiffeisen- und Volksbanken um die Gunst des landwirtschaftlichen Kreditnehmers. 

Hierzu haben PAASCH und JONAS (9, S. 116) festgestellt: "Im kurzfristigen Kredit (auch 
Hofkredit genannt) fuhren traditionsgemHß die Kreditgenossenschaften. Ihr Anteil liegt hier 
mit 60,8 % (1970) und 58,3 % (1974) weit Uber dem Anteil des Sparkassensektors. Die Insti
tute mit Sonderaufgaben sind dagegen im mittel- und langfristigen Agrarkredit Uberwiegend 
tHtig. Der Anteil von 36,0 % (1970) bzw. 36,7 % (1974) ist im Berichtszeitraum fast konstant 
gebl ieben. In der Sparkassenorganisation sind die Anteile fUr kurzfristige, mittelfristige und 
langfristige Agrarkredite fast gleich. Die kurzfristigen Agrarkredite hatten einen Anteil am 
gesamten kurzfristigen Agrarkredit von 24,6 % (1970) und 26,3 % (1974), die mittel- und 
langfristigen einen solchen von 25,0 % (1970) bzw. 25,4 % (1974). Der Anteil der Kredit
genossenschaftsorganisationen an den gesamten mittel- und langfristigen Agrarkrediten liegt 
bei 22,3 % (1970) bzw. 22,8 % (1974). 

Diese Übersicht macht deutlich, daß sich die Bedeutung der einzelnen Institutsgruppen am 
Agrarkredit der landwirtschaftlichen Betriebe in den Jahren 1970 bis 1974 nur unwesentlich 
gelindert hat. Allerdings sind - wie oben dargelegt - die Schwerpunkte im Hinblick auf die 
Laufzeit der Kredite von Institutsgruppe zu Institutsgruppe recht unterschiedlich. Es kann da
von ausgegangen werden, daß sich an dieser Tatsache in naher Zukunft nichts Hndern wird." 

Wie aus dem dargestellten Aufbau des Bankensystems ersichtlich ist, stehen im Agrarbereich 
neben den privaten Banken und den genossenschaftl ich strukturierten Instituten besonders 
6ffentlich-rechtliche Kreditinstitute (einschließlich der Sparkassen) im Markt. Bevor die bei
den fUr den Agrarkredit bedeutsamsten Spezialkreditinstitute, die Anstalten des öffentlichen 
Rechtes sind, von mir abgehandelt werden, mUssen einige grundsHtzliche Bemerkungen zum 
Auftrag der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute uberhaupt gemacht werden. Ich verweise 
dabei auf einen Beitrag von PFEFFER (11, S. 335 ff.) . 

Mit PFEFFER bin ich der Erwartung, daß nach der 1976 erfolgten Novellierung des Kredit
wesengesetzes (2, S. 1121) der jetzige Bundestag sich mit der Neugestaltung des Kreditwe
sengesetzes uberhaupt auseinandersetzen wird. SpHtestens zu diesem Zeitpunkt dUrften die 
entscheidenden Passagen einer bereits vor einem Jahrzehnt von der Bundesregierung vorge
legten Enquete Uber den Wettbewerb im Bankenbereich diskutiert werden (3). 

Die zentralen Spezialinstitute öffentlichen Rechts werden im § 4 Abs. 1, Nr. 2 Körperschafts
steuergesetz genannt (1, S. 1933), darunter die Landwirtschaftliche Rentenbank und die 
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Deutsche Siedlungsbank. Dies will auch sagen, daß diese Institute neben anderen Privilegien 
den Genuß der Körperschaftssteuerfreiheit haben. Ist eine solche Sonderstellung berechtigt? 
Die genannte Wettbewerbsenquete unterstellt ei nen besonderen öffentl ichen Auftrag, "und 
damit wird ein wie immer gearteter Zusammenhang zwischen der Tätigkeit öffentlicher.'Banken 
und staatlicher Tätigkeit ausgedrUckt" (11, S. 335). Die Wettbewerbsenquete stellt auch fest, 
daß diese Kreditinstitute eine LUcke in der Versorgung der Bevölkerung mit Bankleistungen im 
Sinne der Daseinsvorsorge zu schließen hätten und bestimmte Aufgaben der Wirtschaftsförde
rung wahrnähmen. In der Tat sind in den Einrichtungsgesetzen und Satzungen dieser Institute 
einschlägige Aufgabenwidmungen vorgegeben. 

Auf eine rechtl iche Wurdigung der recht problematischen und vielschichtigen Konsequenz, ob 
und inwieweit es sich somit um mittelbare staatliche Verwaltung handelt, muß hier verzichtet 
werden, wenngleich dieser Problemkreis zunehmend die öffentl iche Diskussion bewegen wird. 

Auch bin ich mit PFEFFER der Meinung, daß der öffentl iche Auftrag an den vorgenannten be
grenzten Kreis von Spezial instituten eindeutig ist, "die mit bankmäßigen Mitteln, d. h. durch 
die Gewährung zinsgUnstiger und meist längerfristiger Darlehen, die Ziele staatlicher Regio
nal- und Strukturpol itik zu erreichen versuchen (11, S. 339). Daß dies sowohl durch Betreiben 
treuhänderischer Aufgaben im Subventionsbereich wie auch im Rahmen des Eigenkreditge
schäftes erfolgen kann, werden wir bei kurzer nachfolgender Betrachtung der Tätigkeiten bei
der Institute feststellen. 

Doch vorab noch ein paar Worte zu einem besonderen Privileg der mit Förderungsoufgaben 
identifizierbaren Banken(jruppen: dem sogenannten Steuerprivileg • 

Die in privater Rechtsform gefUhrten Banken genießen keinerlei Steuerprivilegien und werden 
ohne weiteres als Wettbewerber im Kreditwesen akzeptiert. Ander ist das bei den öffentlich
rechtlichen Instituten und in besonderem Maße bei Instituten, die sowohl im Aktiv- wie im 
Passivgeschäft als Konkurrenten auftreten. 

Besteuerungsunterschiede beeinflussen den Wettbewerb durch unterschiedl iche "Kosten". 
Dies kann sich unmittelbar bei der Preisbildung oder mittelbar in der Höhe des dem Unterneh
men verbleibenden Gewinns niederschlagen und somit auf die Selbstfinanzierung. 

Das allgemeine Steuerrecht geht von dem Gedanken der größtmögl ichen Wettbewerbsneutral i
tät aus. Ausnahmen von der Normbesteuerung ergeben sich nur aus außerordentl ichen Erwä
gungen, namentl ich auf solche wirtschaftspol itischer Art. Ausnahmeregel ungen mUssen also 
immer daraufhin UberprUft werden, ob die ursprUng I iche Zielsetzung des Gesetzgebers, die 
zu ihrer Einräumung gefUhrt haben, noch bestehen und ob die VergUnstigungen weiterhin als 
geeignete Mittel zur Erreichung dieser Ziele angesehen werden können. Sollte dies nicht der 
Fall sein, und sind auch keine neuen RechtfertigungsgrUnde an ihre Stelle getreten, so soll
ten sie entsprechend dem allgemeinen Grundsatz einer mögl ichst weitgehenden Wettbewerbs
neutralität des Steuersystems abgebaut werden, zumal das geltende Recht fUr bestimmte Ein
zel institute und Institutsgruppen viel fäl tige steuerrechtliche VergUnstigungen vorsieht. 

BegUnstigte Institutsgruppen sind: 
1. zentrale öffentlich-rechtliche Kreditinstitute mit Sonderaufgaben 
2. Staatsbanken 
3. als Organe der staatl ichen Wohnungspol itik anerkannte Kreditinstitute 
4. Öffentl iche oder unter Staatsaufsicht stehende Sparkassen sowie Kreditgenossenschaften 

und Zentral kassen 
5. Institute des langfristigen Kredits gemäß § 19 Abs. 2 KStG. 

Während die Ubrigen Sparten des Kreditgewerbes uneingeschränkt dem allgemeinen Steuer
recht unterliegen, bestehen fUr die unter 1. bis 5. aufgezählten Institute und Institutsgruppen 
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auf den Gebieten der Körperschafts-, Gewerbe- und Vermögenssteuer Steuerbegünstigungen 
untersch iedl ichen Ausmaßes. 

Die hier interessierenden Kreditgenossenschaften unterliegen einem Steuersatz von 46 %, 
die Sparkassen von 44 %. Die Landwirtschaftliche Rentenbank und die Deutsche Siedlungs
und Landesrentenbank genießen Steuerfreiheit (6, S. 2597). Die Landwirtschaftliche Renten
bank wurde 1949 als Anstalt des öffentlichen Rechts gegrUndet und Ubernahm die Funktion der 
Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt, die wegen des Verlustes ihrer Aktiven im Osten nach 
1945 ihre Hltigkeit nicht weiterführen konnte. Die Aufgabe der Landw i rtschaftl ichen Renten
bank besteht in der Mittelbereitstellung sowohl für die Landwirtschaft als auch für die Ernäh
rungswirtschaft • Die Mittel fl ießen grundsötzl ich dem Letztkreditnehmer über die von ihm 
gewöhlte Hausbank zu. Die Bank bietet demnach allen Banken, die Agrarkredite vergeben, 
Finanzierungsrückhalt. Direktvergaben erfolgen nur an solche Unternehmen, die fUr die Er
zeugung, die Vorratshaltung und den Absatz landwirtschaftl icher Erzeugnisse von allgemeiner 
Bedeutung sind. 

Im Bereich der Förderung landwirtschaftl icher Betriebe werden die Kredite vornehml ich für die 
Modemisierung und Erweiterung von Betriebs- und Wohngeböuden, die Anschaffung von Ma
schinen und die Konsol idierung kurzfristiger Verbindlichkeiten eingesetzt. Bei den Kredit
nehmern der Emöhrungswirtschaft handelt es sich um Unternehmen der Backwaren- und Nöhr
mittel industrie, der Fleischwarenindustrie und der Molkereiwirtschaft. Außerdem fördert die 
Bank Betriebe des Nahrungshandwerks. Kredite für Investitionen zur Strukturverbesserung im 
ländl ichen Raum werden von Gemeinden, Teilnehmergemeinschaften der Flurbereinigung, 
Wasser- und Bodenverbönden und von privatw i rtschaftl ichen Unternehmen in Anspruch genom
men. Weitere (kurzfristige) Kredite sind fUr die Einlagerung, Verarbeitung und den Absatz 
land- und emöhrungswirtschaftlicher Erzeugnisse bestimmt. Das von dem Insitut für den Bund 
verwaltete Zweckvermögen in Höhe von 98 Mio DM dient u.a. dem Mitteleinsatz fUr agrari
sche Modellvorhaben im Rahmen der Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen, fUr die der 
Bund aufgrund des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" zuständig ist. 

Das zweite Spezial institut des Agrarkredits auf Bundesebene ist die Deutsche Siedlungs- und 
Landesrentenbank • 

Dieses Institut entstand im Jahre 1966 aus der Verschmelzung der Deutschen Landesrenten
bank und der Deutschen Siedlungsbank, die beide ausschi ießI ich auf dem Gebiet der länd
lichen Siedlung unter Einbeziehung der Vertriebeneneingliederung tötig waren. 

In diesem Zusammenhang wird von manchen Kreisen immer zunöchst an das bei der Bank be
stehende Zweckvermögen verwiesen. Dieses bei der DS LB und der früheren Deutschen Sied
lungsbank seit 1930 bestehende Zweckvermögen wird varnehmlich aus den Bundeshaushalts
mitteln gebildet, die nach dem Bundesvertriebenengesetz fUr die Eingliederung von Vertrie
benen, Flüchtlingen und Spötaussiedlern und nach dem Siedlungsförderungsgesetz fUr die An
siedlung von einheimischen Siedlungsbewerbern bereitgestellt wurden, und weiterhin aus den 
Darlehensforderungen, die aufgrund der Mittelvergabe entstanden sind bzw. entstehen, sowie 
aus den Rückflussen aus diesen Darlehen und Zuschüssen. 

Nach den Richtlinien für die Verwaltung der Mittel des Zweckvermögens vom 14. Oktober 
1969 verwaltet und verwendet die Bank das Zweckvermögen treuhönderisch für den Bund im 
eigenen Namen. 

Seit dem Wirksamwerden des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" Anfang 1973 werden Neubewili igungen für die Ansied
lung von einheimischen Siedlungsbewerbern nicht mehr vorgenommen; Zweckvermögensmittel 
werden seither ausschließlich für Förderungsmaßnahmen nach dem Bundesvertriebenengesetz 
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vergeben. Es handel t sich vornehml ich um niedrigverzinsl iche oder unverzinsl iche langfri
stige Darlehen. 

Zur Verstl:irkung der bis Ende 1976 aus dem Bundeshaushai t für die genannten Zwecke bereit
gestellten Mittel wurde seit 1967 eine Vorfinanzierung des Zweckvermögens in der Weise vor
genommen, daß der Bund bei der Bank von ihr beschaffte Kapitalmarktmittel aufnimmt, deren 
Schuldendienst den RückflUssen des Zweckvermögens entnommen wird. Auch diese aufgenom
menen Mittel sind Bestandteil des Zweckvermögens. 

Bis Ende Juni 1977 hat die Bank aus Mitteln des Zweckvermögens insgesamt 6,68 Milliarden 
DM an Darlehen und Beihilfen zugesagt. Dieses beachtl iche Volumen ist auch ursl:ichl ich fUr 
die stets neu aufflammende Diskussion um eine Umwidmung des Zweckvermögens fUr den ab
sehbaren Zeitpunkt der Beendigung der gegenwl:irtig damit finanzierten Maßnahmen. 

Das Aufgabengebiet dieser Anstalt des öffentlichen Rechts, an deren Grundkapital der Bund, 
die Ll:inder Nordrhein-Westfalen, Berlin und Bayern mit sehr unterschiedlichen Kapitalanteilen 
beteil igt sind, ist Uber das Zweckvermögen (gegenwl:irtig noch 26,25 % der Bilanzsumme von 
16,76 Mrd. DM) hinaus jedoch viel weiter gespannt und liegt in der Förderung der Neuord
nung des Il:indlichen Raumes im weitesten Sinne. Daher kommt ihre Finanzierungstl:itigkeit 
nicht nur den unmittelbar in der Landwirtschaft Tl:itigen zugute, sondern durch ihre Mitwir
kung bei den Förderungsmaßnahmen zur Verbesserung der Infra-, Wirtschafts- und Sozial
struktur dem gesamten Personenkreis des Il:indlichen Raumes. 

So bildet einen wichtigen Tl:itigkeitsbereich des Instituts die Mittelbereitstellung an Gemein
den, Gemeindeverbl:inde, gemeinnützige Landgesellschaften sowie an kommunale und sonstige 
Versorgungsunternehmen fUr strukturelle Erneuerungs- und Erweiterungsvorhaben . Auch die 
Refinanzierung von Bund und Ll:indern fUr Strukturverbesserungen im löndlichen Raum hat auf
grund der Lage der öffentl ichen Finanzen gerade in jUngster Zeit an Bedeutung gewonnen. 

Neben den Ausleihungen an die öffentliche Hand und - mit der gleichen Zweckbestimmung -
an Kreditinstitute und Finanzierungsgesellschaften gewöhrt die Bank weiterhin Darlehen an 
Einzelpersonen. Hier hat sich ihre Geschöftstötigkeit mehr und mehr auf die Kreditgewöhrung 
zugunsten aller im ländlichen Raum lebenden Menschen ausgeweitet. 

Mit dieser Feststellung sehen wir aber auch abschließend, daß sich die eingangs vollzogene, 
zur Diskussion gestellte Neudefinition des Agrarkredits mit dem praktischen Vollzug durch 
die Banken - und zwar sömtlicher Gruppen - deckt. 

6 Schlußbemerk-ms. 

Zu Beginn meiner Ausführungen habe ich Agrarkredit definiert als die Mittelbereitstellung für 
alle Förderungsmaßnahmen, die im Einklang mit dem Ziel moderner Agrarpolitik stehen. 

Ich bin sehr wohl der Auffassung, daß dem Agrarkredit eine struktur- und gesellschaftspol itisch 
stabil isierende Funktion zukommt. Dies zeigt sich allenthalben, nicht nur be i uns in der Bun
desrepubl ik. Soll jedoch der Agrarkredit diese ihm beizumessende Funktion erfüllen können, 
muß er zu Konditionen ausgereicht werden, die von dem potentiellen Darlehensnehmerkreis 
getragen werden können. Der "klassische" Begriff des Agrarkredits wird jedoch nach unserem 
heutigen Verstöndnis gesprengt. Daher möchte ich von der Finanzierung der Neuordnung des 
Il:indlichen Raumes insgesamt sprechen. Die damit verbundenen Kreditfaszilitäten bedingen 
und ergönzen sich gegenseitig. Genauso sind sie gleichzeitig Grundlage und Tl:itigkeitsge
biet der befaßten Institute. 
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LANGFRISTIGE INVESTITIONEN -

VON DEN BANKEN AUS GESEHEN 

von 

Ekkehard Pabsch, Frankfurt 

Produkt i onsfak toren und Produktionsmittel sttlndig neu aufeinander abzustimmen oder sie zu 
verbessern, ist fUr jedes Unternehmen die Voraussetzung dafur, daß es mit der Wirtschaftsent
w ickl ung Schritt htll t. 

Zum Optimum fehlende Faktoren werden ergtlnzt. Ist flUssiges Eigenkapital vorhanden, wird 
in der Regel damit bezahlt - die unproblematischste Form der Faktorkombination, weil sie 
ohne Belastung der Zukunft vorgenommen wird (wenn man einmal von der auch nur in der Zu
kunft zu beantwortenden Frage absieht, ob sich die Investitionen rentieren). 

In allen anderen Ftlllen bleibt nur der Vorgriff auf die zu erwartenden Ertrtlge der Faktoraus
stattung. Sei es, daß das erforderliche Sachkapital unmittelbar - im Wege der Pacht, der 
Miete oder des Leasing - herangezogen wird, sei es, daß fremde Finanzierungsmittel - Geld
kapital - beschafft werden und damit das Sachkapital erworben wird, betriebswirtschaftlich 
handelt es sich in allen Ftlllen um den gleichen, fUr die arbe i tsteil ige Verkehrswirtschaft we
sentlichen Vorgang: VerfUgbares Kapital dorthin zu leiten, wo es zur Einkommens- und gege
benenfalls zur weiteren Kapitalbildung beitragen soll. Der Kapital transfer der Banken in Ge
stalt des Kredits, an den man in diesem Zusammenhang gewöhnlich denkt, ist also nur eine, 
wenn auch die bedeutsamste, Form des Kapitalflusses. 

Von Investitionen wird in herkömml icher Weise nur dann gesprachen, wenn Geldkapital zur 
Beschaffung von Sachkapital eingesetzt wird. Die Banken befassen sich naturgemtlß mit den 
Investitionen, die mit Hilfe von Fremdmitteln finanziert werden. 

Inzwischen wird auch das Leasing mehr und mehr als eine besondere Form der Investitionsfi-. 
nanzierung aufgefaßt, vor allem wenn der Leasinggeber die fUr den Leasingnehmer bestimm
ten KapitalgUter selbst erst mit Fremdmitteln erwerben muß. Diese Finanzierungsform hat al
lerdings in der Landwirtschaft, von Einzelftlllen abgesehen, noch nicht Fuß gefaßt. 

Dafur sind verschiedene GrUnde denkbar, die hier im einzelnen nicht weiter diskutiert wer
den sollen: 

- Leasinggeber legen die Anschaffungskosten des Leasinggutes auf kurze Zeitrtlume um und 
kommen daher zu entsprechend hohen Mietraten. Beim oberfltlchlichen Vergleich mit einem 
Bankdarlehen (ohne z.B. in Rechnung zu stellen, daß der Leasingnehmer das Leasinggut 
sptlter relativ preisgUnstig weiternutzen oder er an der Verwertung durch den Leasinggeber 
partizipieren kann) erweist sich das Leasing als relativ teure Finanzierungsform. Das gilt 
besonders, wenn das Leasing in Konkurrenz zu Investitionen tritt, die mit staatlich verbil
ligten Krediten finanziert werden können. 
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- Die durch die leasinggebUhren höheren Produktionskosten können in der Landwirtschaft 
nicht steuerlich ausgenutzt werden, wenn nach Durchschnittsslitzen veranlagt wird oder 
nur geringe ausgewiesene Gewinne zu versteuern sind. 

- Soweit mit Hilfe des Leasing Ungleichgewichte in der Bilanz (z.B. wegen zu geringer 
Eigenkapitalausstattung) oder ausgeschöpfter Kreditmöglichkeiten (z.B. wegen unzureichen
der Sicherheiten) Uberbruckt werden, ist die landwirtschaft - von Ausnahmeflillen abgese
hen - nicht darauf angewiesen. 

- In der Landwirtschaft hat sich - außer der Bodenpacht - die Erkenntnis noch nicht ausrei
chend durchgesetzt, daß nicht nur eigene, sondern auch fremde Produktionsmittel Grund
lage zur Erzieluf1g von Gewinnen sein können. 

Somit bleibt in der Landwirtschaft das Darlehen die wesentl iche Form der Fremdfinanzierung 
von Investitionen. 

In allen Flillen, in denen fremdes Kapital - als Sachkapital oder Geldkapital - zur Faktoraus
stattung herangezogen wird, handel t es sich um Dauerschuldverhlil tnisse, um Vertrlige, bei 
denen die Vertragsschließenden Uber llingere Zeit verbunden bleiben, bei Pacht-, Miet- und 
leasing-Vertrligen fUr die Dauer der Überlassung des Sachkapitals, bei Darlehensvertrligen 
fUr die Laufzeit der Darlehen. 

Daraus und weil hinsichtlich der Abwicklung des Vertrages jeder Kapital geber einen Wechsel 
auf die Zukunft seines Partners zieht, ergibt sich von Natur aus eine engere Bindung der Ver
tragschi ießenden zueinander als in einem Vertrag mit einmal igem Leistungsoustausch • 

1. Was das Risiko der Kapitalgeber anlangt, so besteht jedoch zwischen Pacht, Miete und 
leasing einerseits und dem Darlehen andererseits ein wesentl icher Unterschied. Da dem 
Kapitalnehmer im ersten Falle ein konkretes individuelles Sachgut zum Gebrauch Uber
lassen wird, kann der Kapitalgeber das betreffende Gut zuruckverlangen, wenn der Ver
tragspartner seine Leistungen schuldig bleibt. Beim Darlehen wird dagegen das vertret
bare Gut Geldkapital zur VerfUgung gestellt. Der Darlehensnehmer hat "das Empfangene 
in gleicher Art, Gute und Menge zurUckzuerstatten" (§ 607 Abs. 1 BGB). Der Darlehens
geber ist also - sofern er den Kredit nicht blanko geben will - auf andere materielle Si
cherheiten angewiesen, aus deren Verwertung die Darlehensschuld zu tilgen wlire, wenn 
der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. 

2. Im Darlehensvertrag sind zwei Wirtschaftssubjekte mit eigenen Interessen und betriebswirt
schaftl ichen Ablliufen verbunden. "Aus der Sicht der Banken" ist die Investitionsfinanzie
rung lediglich ein Teilaspekt der Funktion, die Banken bei jeder Kreditgewlihrung erfullen: 
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Geld, das ihnen von Dritten anvertraut wird und denen sie die Sicherheit der Verzinsung 
und der RUckzahlung schuldig sind, dorthin zu leiten, wo es (fUr Konsum oder Produktion) 
benötigt wird. Daß die Mittelverwendung nicht ihren Dispositionen unterliegt und sie den 
wirtschaftlichen Ftlhigkeiten ihrer Kreditnehmer ausgeliefert sind, macht das wirtschaft
liche Risiko der Banken aus. In der Regel können sie es nur in geringem Umfange mit Ei
genkapital abfangen, da der Anteil des Eigenkapitals an der Bilanzsumme bei Banken sehr 
viel niedriger liegt als bei den meisten Unternehmen in der Ubrigen Wirtschaft. Daraus er
kltlrt sich, daß die Hltigkeit der Banken Gegenstand einer Vielzahl gesetzl icher Regelun
gen und Vorschriften ist. Sie sind fUr das Bankgeschtlft im allgemeinen im Kreditwesen
gesetz und fUr besondere Kreditformen, wie fUr den Hypothekarkredit im Hypothekenbank
gesetz formuliert. Alle diese Regelungen setzen, dem Charakter der Banken als Treuhtlnder 
fremden Geldes entsprechend, vornehmlich bei der Absicherung der Kredite an, befassen 



sich aber auch mit der gesamtbetrieblichen Stabilittlt, Liquidittlt und Rentabilittlt. Ihre 
Einhaltung wird vom Bundesaufsichtsamt fUr das Kreditwesen uberwacht. Die Banken selbst 
bemuhen sich zudem durch Systeme gegenseitiger Abstutzung, wie etwa die Liquidittlts
Konsortialbank, ihre branchenspezifischen Risiken bestmögl ich abzusichern. 

Da die GrUnde fUr Unzultlnglichkeiten und Ausfl:llie im Kreditgeschtlft in aller Regel bei 
den Kreditnehmern I iegen, die ihre Kredite nicht zurUckzahlen können, stehen die Kre
ditnehmer bei der Finanzierung von Investitionen "von den Banken aus gesehen" im Vor
dergrund. 

11 

1. Das Anlagevermögen der Landwirtschaft besteht im wesentlichen aus Boden und Gebl:luden. 
Der Boden braucht uberhaupt nicht abgeschrieben zu werden, die Gebtlude haben eine 
lange Nutzungsdauer und demzufolge normalerweise kleine Abschreibungsraten von jtlhr-
I ich 1 - 2 %. Beides kann demzufolge sehr langfristig finanziert werden, ohne daß dabei' 
die goldene Finanzierungsregel , wonach Kreditlaufzeiten nicht Itlnger als die Nutzungs
dauer des finanzierten Gutes sein sollen, verletzt werden mUßte. 

Dementsprechend auch hatte die Landwirtschaft stets einen erhebl ichen Bedarf an lang
fristigen Krediten mit Laufzeiten von einem Jahrzehnt und mehr (im Agrarkredit begannen 
die langfristigen Kredite frUher erst mit Laufzeiten uber 10 Jahre, wohingegen nach allge
mein bankUblicher Bezeichnung die Langfristigkeit bereits bei Laufzeiten uber 4 Jahre be
ginnt). Im Jahre 1914 betrugen nach Schl:ltzungen die gesamten von der Landwirtschaft im 
damaligen Reichsgebiet aufgenommenen Kredite 18 Mrd Mark. Davon entfielen ca. 
5,5 Mrd Mark oder rund 30 % auf Personalkredite, die durchweg als kurzfristige Kredite 
angesehen werden können, und 12,5 Mrd Mark oder rund 70 % auf Realkredite, die stlmt
lich langfristig sind. Am 1. Juli 1939 belief sich die Verschuldung der Landwirtschaft in 
den Grenzen des heutigen Bundesgebietes - ohne den kapital isierten Wert der Renten und 
Altenteile - auf Uber 5,7 Mrd RM, wovon 1,4 Mrd RM oder rund ein Viertel auf Personal
schuiden und rund 4,3 Mrd RM oder rund drei Viertel auf Realschulden entfielen. 

Nach dem Agrarbericht 1977 hatten die landwirtschaftl ichen Betriebe in der Bundesrepu
bl ik zum Ende des Wirtschafts jahres 1975/76 Schulden in Höhe von 31,1 Mrd DM - eben
falls ohne Renten und Altenteile. Davon waren 18,5 Mrd DM (59 %) Darlehen mit Lauf
zeiten von Uber zehn Jahren, 5,2 Mrd DM (17 %) Darlehen mit Laufzeiten von einem bis 
zu zehn Jahren und 7,5 Mrd DM (24 %) kurzfristige Kredite mit Laufzeiten von unter 
einem Jahr. 

Die mehr als zehn Jahre laufenden Darlehen nehmen also noch immer rund drei FUnftel 
der gesamten Kreditverpflichtungen ein. Sie werden hauptstIchiich fUr Bauten, Bodenkl:lufe, 
Erbabfindungen sowie Aussiedlungen (die allerdings im wesentlichen auch Bauinvestitionen 
sind), in Anspruch genommen. Wegen des umfassenden Finanzierungsbedarfs fUr den Neu
bau der gesamten Wohn- und Wirtschaftsgebl:lude sind bei den Aussiedlungen meist beson
ders lange Ruckzahlungsfristen eingerl:lumt worden, um den jl:lhrlichen Kapitaldienst in 
tragbaren Grenzen zu halten. Solche Laufzeiten werden in Zukunft aber nur noch relativ 
selten vorkommen. Insgesamt deutet sich zwar in der Landwirtschaft ein Trend zur Auf
nahme kUrzer laufender Darlehen an. Gleichwohl wird sie uberwiegend auf langfristige 
Darlehen mit Laufzeiten in der Größenordnung von 10 - 15 Jahren angewiesen bleiben, 
sodaß sich das Kreditrisiko der Banken nach wie vor Uber einen entsprechend langen 
Zeitraum erstreckt. 

2. Soweit Banken dieses Risiko durch Realwerte absichern wollen oder mUssen, kommt dem 
entgegen, daß die Landwirtschaft uber relativ umfangreiche und gute Immobil iarsicher
heiten verfUgt. 
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In der Regel wird der langfristige Realkredit als Hypothekarkredit gewöhrt. Zu seinen 
Kriterien gehören besondere Vorschriften uber die Bewertung von Grundpfandrechten, die 
im Hypothekenbankgesetz festgelegt sind und die auch fUr die Bewertung von Grundpfand
rechten außerhalb des Hypothekarkredits gelten. Nach dem Hypothekenbankgesetz (§ 12) 
darf der Wert eines Grundstucks, welcher der Beleihung zugrunde gelegt wird, den durch 
sorgftiltige Ermittl ung festgestell ten Verkaufswert nicht ubersteigen. 

Bei der Feststellung dieses Wertes durfen nur die dauernden Eigenschaften des GrundstUckes 
und der Ertrag berUcksichtigt werden, den das GrundstUck bei ordnungsmlißiger Wirtschaft 
jedem Besitzer nachhai tig gewClhren kann. Mit dieser Abstraktion von Faktoren, die weit
gehend einer subjektiven Beurteilung unterliegen und damit die Gefahr einer zufCllligen 
Bewertung einschi ießen, soll sichergestellt werden, daß nur ein solcher Wert der Beleihung 
zugrunde gelegt wird, der bis zur endgUltigen RUckfuhrung des Kredits noch vorhanden 
ist. 

Freil ich bleibt trotz dieser gesetz I ich vorgeschriebenen Objektivierung der WertansCitze 
und der von den Gesetzen abgeleiteten bank internen Richtlinien zu Einzelheiten noch ein 
erheb I icher Spielraum bei der Bewertung der verschiedenen Elemente, aus denen sich der 
Beleihungswert zusammensetzt. 

So stell t sich beispielsweise die Frage, ob es steigende Bodenpreise rechtfertigen, vom 
jeweiligen im Zeitpunkt der Beleihung maßgebenden Marktwert auszugehen. (Daß· dieser 
Wert nur in einem bestimmten Umfange - nach dem Hypothekenbankgesetz höchstens zu 
drei FUnftel - beliehen werden darf, ist eine andere Sache). Leider verfUgen wir Uber keine 
ausreichenden Statistiken, aus denen die Bewegungen der Bodenpreise im langfristigen 
Trend abgelesen werden könnten. Es durfte aber noch in Erinnerung se in, daß die Boden
preise, zumindest gebietsweise, Ende der 60er Jahre stagnierten oder leicht rUcklliufig 
waren. Aber ihre Konstanz kann in einer marktwirtschaftl ichen Ordnung auch gar nicht 
erwartet werden, da sich die Bodenpreise, wie die Preise fUr andere GUter auch, aus dem 
Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage bilden, die wechselnden EinflUssen unterl ie
gen. 

Bewertungsspielraum ist erst recht bei solchen Elementen gegeben, die den Ertragswert be
stimmen, beispielsweise bei der Ertragsermittlung oder der Festlegung des Kapitalisierungs
faktors. 

Die Bewertung von Grund und Boden ist also keine 50 schematische Angelegenheit, wie 
die dafUr maßgebenden Grundregeln vermuten lassen. Insgesamt haben sich die Bewer
tungsgrundslitze bisher noch immer als voll tragflihig erwiesen, wobei freil ich nicht uber
sehen werden sollte, daß stlindig steigende Bodenpreise manche BewertungsschwClche kom
pensieren könnten. Wi 11 man sich nicht darauf verlassen, daß dieser Preistrend anhClI t, 
wird die Bodenpreisbewertung auch in Zukunft branchenspezifische Erfahrung erfordern. 

3. Die Bedeutung der Realsicherheiten fUr Investitionskredite muß jedoch in folgender Hin
sicht relativiert werden: 
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a) Mit der Objektivierung des Sicherungswertes stellt der Realkredit darauf ab, daß der 
Schuldner seinen Zins- und Tilgungsverpflichtungen nicht mehr nachkommt und das Grund
pfand verwertet werden muß. Er trCIgt damit aber nicht dem eigentlichen Ziel Rechnung, 
das mit der Kreditvergabe verfolgt wird, nlimlich das beliehene Objekt im Verbund mit 
den Investitionen (in einer verlinderten oder verbesserten Faktorkombination) zu einer bes
seren Rentabil itClt zu bringen. Die Banken wollen also ihre Kredite nicht durch die Ver
wertung der Sicherheit, sondern aus den Ertrligen der damit finanzierten Investitionen ver
zinst und zurUckgezahlt haben. Deshalb reicht die statische Betrachtung einer Sicherheit 
unter Kriterien, die ausschließlich auf das beliehene Objekt bezogen sind, nicht aus. 



Vielmehr muß auch beim Realkredit das ganze GefUge des Unternehmens, somit auch der 
"dispositive Produktionsfaktor" - die individuelle unternehmerische Leistung - zur Beur
teilung herangezogen werden. Der Realkredit tendiert zum Presonalkredit. 

b) Auch wenn - was wahrscheini ich ist - die Bodenpreise weiter steigen, wird der Anteil 
des Bodenwertes am Betriebsvermijgen bei mehr und mehr Betrieben zurUckgehen. Wo die 
Erweiterung der Praduktion Uber Viehaufstockungen und die damit zusammenhöngenden 
Investitionen vollzogen wird, nimmt der Wert des Bodens im Verhöltnis zum Gesamtkapi
tal ab. 

Das gilt auch, wo Produktionsausweitungen auf der Grundlage größerer Betriebsflöchen 
vonstatten gehen. In diesen Föllen werden die Flöchen htlufig gepachtet. Dies zeigen die 
Vertlnderungen des Verhtlltnisses von Eigentums- und Pachtfltlche. In der Zeit von 1966 
bis 1971 (neuere, vergleichbare Zahlen liegen noch nicht vor) ist die selbst bewirtschaf
tete Eigentumsfltlche der Betriebe von 9,81 Mio ha um 871 000 ha geschrumpft, die 
Pachtfltlche dagegen von 2,80 Mio ha um 813 000 ha gestiegen; dadurch hat sich der An
teil der Pachtfltlche an der gesamten Nutzfltlche von 22 % auf 29 % erhöht. Reine Hof
pachtbetriebe sind an diesen Vertlnderungen kaum beteil igt, der Pachtfltlchenanteil hat 
sich also fast ausschließlich durch die Abstockung von Betriebsflöchen bei den Eigentums
betrieben vergrößert. Vieles spricht dafUr, daß sich dieser Prozeß inzwischen fortgesetzt 
hat und - v ielleicht in abgeschwtlchter Form - fortsetzen wird. Auch das fuhrt dazu, daß 
der Bodenwert als Sicherheit an Bedeutung verliert und ein anderer Maßstab fUr die Risi
kobeurteilung mehr Bedeutung bekommt: Die Person des Kreditnehmers. 

4. Auch der Landwirtschaft ist ein vornehml ich auf die Person des Kreditnehmers abgestellter 
Investitionskredit nicht fremd. Das Beispiel dafUr ist der Pöchterkredit. Beim Pachtbetrieb 
gehören Boden und Gebtlude dem Verptlchter, können also vom Ptlchter als Kreditsicherung 
nicht dispaniert werden. Am Inventar, das regelmtlßig dem Ptlchter gehört, hat der Ver
ptlchter ein gesetzliches Pfandrecht fUr Pachtzins und Regressanspruche. Das Inventar fiele 
demnach als Sicherung ebenfalls aus. Deshalb ist mit dem Pachtkreditgesetz von 1926 
(das 1951 neu gefasst wurde) eine besondere Sicherungsform fUr Kredite an landwirtschaft
liche Ptlchter geschaffen worden: Das Gesetz gibt dem Ptlchter die Möglichkeit, das Inven
tar ohne BesitzUbertragung zur Darlehensaufnahme zu verpftlnden. Im Verwertungsfalle 
haben die Pfandrechte zugunsten des Kreditinstituts und des Verptlchters gleichen Rang. 
Von dieser Sicherungsform durfen jedoch nur Kreditinstitute Gebrauch machen, die eigens 
als Pachtkreditinstitute zugelassen werden. Die Zulassung setzt voraus, daß "Einrichtun
gen fUr die laufende Überwachung der beliehenen Betriebe unter dem Gesichtspunkt einer 
auf Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung gerichteten WirtschaftsfUhrung sowie 
fUr die etwa erforderlich werdende Wirtschaftsberatung" vorhanden sind (§ 17 Pachtkredit
gesetz) . In diesem Erfordernis der laufenden Überwachung des Schuldnerbetriebes ist eine 
Parallele zur allgemeinen Vorschrift Uber den Personal kredit in § 18 KWG zu erkennen, 
wonach sich die Kreditinstitute die wi'rtschaftlichen Verhtlltnisse ihrer Schuldner offenle
gen lassen mUssen . 
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Beim Personal kredit sind zur Beurteilung des Kreditrisikos der Banken die gleichen Kriterien 
maßgebend wie fUr die Beurteilung des Investitionsrisikos, das der Investor eingeht. FUr beide 
spielt die entscheidende Rolle, welche Erfolge von der Investition in der Zukunft zu erwarten 
sind. Eine solche Abschtltzung hat es stets mit - teils branchenspezifischen - Faktoren zu tun, 
die nicht kalkulierbar sind. 
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a) Daß bei der Landwirtschaft die Naturabhöngigkeit der Produktion noch dazu gehört, ha
ben die Trockenheit des vergangenen Jahres und die Regenperiode wöhrend der diesjöhrigen 
Erntezeit (l977) gezeigt, freilich werden ihre Auswirkungen im langfristigen Trend durch 
Technik und Betriebsorganisation mehr und mehr relativiert. 

b) FUr viele landwirtschaftliche Erzeugnisse sind die Mörkte international so miteinander ver
flochten, daß die auslöndischen Marktverhöltnisse auf die einheimische Landwirtschaft durch
schlagen. Dabei handelt es sich nicht nur um ökonomische Gesetzmößigkeiten, sondern auch 
um pol itische - meistens unvorhersehbare - Einflußnahmen • Deshalb lassen sich die eigenen 
Marktentwicklungen, auch wenn die dafUr unmittelbar maßgebenden Daten bekannt oder kal
kulierbar sind, nur schwer abschötzen. Dies gilt allerdings fUr die Grunderzeugnisse der EG
Landwirtschaft mit Einschrönkungen. 

c) Die Interdependenz der Landwirtschaft mit der Ubrigen Volkswirtschaft verstörkt sich zu
nehmend. Änderungen bei der Zusammensetzung der Produktionsmittel oder Produktionserwei
terungen in der Landwirtschaft werden infolgedessen mehr und mehr von der Ausrustung und 
Versorgung durch die Ubrigen Wirtschaftszweige abhängig. 

d) Der Landwirtschaft nehmen sich mit steigender Tendenz Rechts- und Verwaltungsvorschrif
ten an, die den Produktionsablauf verteuern. Oft kommt hinzu, daß sie zusätzl iche Investi
tionen erfordern oder Investitionen verteuern. 

e) Wichtige Agrarmörkte befinden sich tendenziell unter dem Druck von ÜberschUssen. Des
halb ist kaum zu erwarten, daß Entwicklungen, die sich im ökonomischen, pol itischen oder 
verwaltungsrechtlichen Umfeld des Betriebes vollziehen und sich als Vorleistungskosten in 
der Gewinn- und Verlustrechnung niederschlagen, in den Preisen weitergegeben werden kön
nen. Der Landwirt ist also, was seine Preisgestaltung anlangt, weitgehend zur Passivität ver
urteilt. Erlöseinbußen infolge steigender Vorleistungen veranlassen deshalb oft zur Kompen
sation durch Produktionssteigerungen . FUr den Einzelbetrieb ist das meistens die einzig rich
tige Konsequenz, fUr den Markt insgesamt fUhrt es aber zur Verfestigung der bestehenden 
Überschußsituation und Unbewegl ichkeit bei der Preisgestaltung . 

Investieren bei unsicheren Daten ist Uberall das Los des Wirtschaftens, die Landwirtschaft 
steht der Ubrigen Wirtschaft insofern nicht nach. Ob und in welchem Umfange aus den In
vestitionen wegen dieser exogenen Einflusse ein wirtschaftliches Risiko wird, höngt - wie in 
den anderen Wirtschaftsbereichen auch - davon ab, welche endogenen Mögl ichkeiten zur 
Risikokompensation der einzelne Betrieb hat. Sie interessieren deshalb auch die Banken. Zu 
ihnen gehören die Entwicklung der Ertragslage, der Umfang der Eigenkapitalbildung, das 
Eigen-Fremdkapitalverhöltnis, Liquiditötsvorkehrungen. Ob auch die goldene Finanzierungs
regel der amortisationskongruenten Finanzierung hier genannt werden mUßte, wird sicher Ge
genstand des Referates sein, das die Finanzierungsprobleme aus der Sicht der landwirtschaft-
I ichen Unternehmung betrachtet. 

Inwieweit die Voraussetzungen fUr ein risikoloses Investieren vorhanden sind, darUber geben 
betriebl iche Aufzeichnungen Auskunft. Auch Banken, die dem Landwirt eine Finanzierung 
entsprechend seiner individuellen Leistungsföhigkeit und nicht nach den schematisch errech
neten Werten seiner Grundpfänder vermitteln möchten, sind daher darauf angewiesen, daß 
die landwirtschaftl ichen Betriebe Uber ein aussagekröftiges, fUr jeden Leser gleich interpre
tierbares BuchfUhrungssystem verfUgen. 

Wenn die fUr eine dynamische Beleihung maßgebenden Fakten nicht erkennbar gemacht und 
deshalb zur Kreditbeurteilung nicht verwendet werden können, erscheint das Bankenrisiko 
letzten Endes mit Hilfe der Grundpfandrechte doch verlößlicher abgesichert. Oft ist es zu
dem schwierig, Landwirte von Investitionen mit zu großem Risiko abzuhal ten, besonders 
dann, wenn Unterlagen zur BeweisfUhrung herangezogen werden mUssen, die verschiedener 
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Interpretation zugönglich sind. Versagt eine Bank einen Kredit, und zwar im Interesse des 
Landwirts (sie selbst wöre durch das Grundbuch abgesichert), so ist bei dem scharfen Wett
bewerb nicht ausgeschlossen, daß ein anderes Institut den Kredit gibt, sofern die Unterlagen 
eine optimistischere Beurteilung zulassen. Das Grundpfandrecht reduziert ja das Kreditrisiko. 

IV 

Lediglich anmerkungshalber sei erwöhnt, daß auch Zusa'!'menschlusse von Landwirten investie
ren. 

1. Dabei kann es sich um die verschiedensten Kooperationsformen handeln, bei denen auf der 
privatrechtlichen Grundlage der Personen- oder Kapitalgesellschaft Betriebsmittel, Be
triebsteile oder gar Betriebe zusammengefuhrt werden. FUr eine Kreditbeurteilung sind 
dann neben den betriebswirtschaftlichen und branchenspezifischen Kriterien, wie sie auf 
jedes Einzelunternehmen angewendet werden, die besonderen organisationsrechtlichen 
Verhöltnisse maßgebend. Landwirtschaftliche ZusammenschlUsse unterscheiden sich in die
ser Hinsicht nicht von anderen, in Gesellschaftsform betriebenen Unternehmen. 

2. Zu den Investitionen im landwirtschaftlichen Bereich gehören auch die Vorkehrungen, mit 
denen der Ertrag oder die Ertragsföhigkeit des vorhandenen Kapitals verbessert werden, 
wie es bei der Flurbereinigung und den landeskulturellen Maßnahmen der Fall ist. Kredit
nehmer sind in diesen Föllen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage gebildete Teilnehmer
gemeinschaften (nach dem Flurbereinigungsgesetz Wasser- und Bodenverbönde sowie die 
Gemeinden). Sie alle gehören zu den Gebietskörperschaften. 

Bei diesen uberbetrieblichen Investitionen ist es nicht möglich, ihre Kosten und Effizienz 
insgesamt oder partiell den Einzelbetrieben zuzuordnen. Deshalb kann zur Risikobeurtei
lung des Kredits weder fUr den einzelnen Betrieb eine Rentabilitötsrechnung entwickelt 
werden, noch der Grund und Boden des Einzelnen zur mittelbaren Haftung herangezogen 
werden. Der Landeskulturkredit folgt deshalb den Prinzipien des Kommunalkredits. 

V 

Investitionen, fUr deren Finanzierung allein die m9rktwirtschaftlichen Mechanismen maßge
bend sind, machen in der Landwirtschaft nur einen Teil des gesamten Investitionsvolumens 
aus. Der andere Teil ist Gegenstand agrarpolitischer Förderung; sie bedient sich des Kredits 
als Instrument dergestalt, daß 
- zinsgUnstige Kredite aus dem Staatshaushalt gewöhrt werden, 
- die Zinsen der von Banken aus Kapitalmarktmitteln gewöhrten Darlehen verbilI igt werden 

(auch die Übernahme von Kreditrisiken durch Garantien kann hierher gehören). 

Bei der Kreditförderung handelt es sich um Subventionen, um öffentliche Zuwendungen, die 
einen Vorteil jenseits der marktublichen Bedingungen an unternehmende Teilhaber am Wirt
schaftsprozeß bringen. 

Da sie Gegenstand eines weiteren Referats ist, sei hier ledigl ich eine Anmerkung erlaubt: 
Beim geförderten Kredit erfulit der Zins seine Funktion nicht mehr oder nur unvollkommen, 
das Kapital an die Stelle seiner besten Verwendung zu leiten. Deshalb Ubernehmen dies 
Zweckbestimmungen, die in Gesetzen und Rec~ts- oder Verwal tungsverordnungen formul iert 
sind. Sie bilden die Grundlage fUr Verwaltungsakte, die, anders als das ehemals rechtstech
nische, Rechtsvorschriften ausfuhrende Verwaltungshandeln eine Leistungsgewöhrung beinhal
ten. Sie lößt sich nur unvollkommen in detaillierten Regelungen fixieren. 
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Je mehr sich - Kennzeichen einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung - die Verhöltnisse sa 
veröndern und differenzieren, daß gesetzlich Regelungen dem nicht schnell ader differenziert 
genug Rechnung tragen können, um so nöher mUßte es liegen, die Anpassungsföhigkeit der Ver
waltung dadurch zu gewöhrleisten, daß ledigl ich der große Rahmen fUr ihr Handeln abgesteckt 
wird, den sie in eigener Verontwortung auszufUlien hätte. DemgegenUber scheint jedoch die 
Besorgnis vorzuherrschen, daß sich die Gewl:lhrung der Subventionen dann zu weit von den zu
grunde liegenden Zielvorstellungen entfernen könnte, das FUllhorn Uber Berechtigte und Un
berechtigte ausgeschuttet wUrde, die "Treffsicherheit" der Subventionen nicht gewl:lhrleistet 
wl:lre und damit das Verhl:lltnis von Subventionsaufwand und Effizienz ins Mißverhl:lltnis geriete. 

Hinzu kommt, daß großzUgig unter Verzicht auf Einzelheiten formulierte Förderungszwecke 
Ermessensentscheidungen bedingten. Das hl:ltte zwei gleich unbequeme Konsequenzen: Versa
gende Verwaltungsakte könnten den Betroffenen allzu sehr anreizen, auf dem Rechtswege eine 
gUnstigere Entscheidung herbeizufuhren • Bewill igende Verwaltungsakte könnten von den PrU
fungsinstanzen, den Rechnungshöfen, öfter als bisher kritisiert werden. 

Die administrative Verwirkl ichung wirtschaftspol itischer Zielsetzungen fordert also offenbar 
stets detaillierte Normsetzungen. Ihre derzeitige Handhabung ist fUr die Banken mit einem 
erhebl ichen zusl:ltzl ichen Aufwand verbunden. Denn sie erfullen bei vielen Subventionen 
nicht nur die Aufgabe, einen fertig entschiedenen Subventionsfall banktechnisch abzuwickeln, 
sondern sie werden oft mit gutachtl ichen Äußerungen, Bestl:ltigungen von Tatbeständen und 
dergleichen in den Entscheidungsprozeß einbezogen. Außerdem Ubernehmen sie hl:lufig die 
Bearbeitung der Subventionsantrl:lge fUr ihre Kunden. Dabei kann es dann vorkommen, daß 
Störungen aus dem Bereich der Verwaltung - eine schleppende Bearbeitung z.B. - den Ban
ken angelastet werden. Obwohl die Banken - und zwar berechtigt - über den entsprechenden 
zusl:ltzl ichen Arbeitsaufwand nicht besonders erfreut sind, können sie sich aus Wettbewerbs
gründen doch nicht der von ihnen erwarteten Mitwirkung entziehen. 

VI 

Um die Befriedigung des Kreditbedarfs der Landwirtschaft bewerben sich heute Banken aller 
Schattierungen. Branchenspezifische Prädominanzen ausgeprl:lgter Agrarkreditinstitute, wie 
Landschaften, Ritterschaften und Landeskreditanstalten, von Landwirten getragener Raiffeisen
banken oder anderer auf den Agrarkredit spezialisierter Institute sind abgebaut worden. Das 
hl:lngt zum Teil mit dem allgemeinen Trend der Bankwirtschaft in Deutschland zur Universal
bank zusammen, zum Teil beruht es auf der Einschl:ltzung der Landwirte als Kunden: trotz 
mancher Besonderheiten gegenüber dem gewerbi ichen Kredit sind sie - auch unter dem Druck 
des Wettbewerbs der Banken untereinander - allenthalben gern gesehene Kreditnehmer. 

Dem widerspricht nicht, daß der Agrorkredit von den Banken in ihrem Gesamtgefüge von sei
ner Bedeutung her und als betriebswirtschaftlicher Faktor differenziert betrachtet wird. 

1. Das ergibt sich unter anderem aus der Aufgabe der Banken, die Fristen, zu denen Kapital 
verfügbar ist, mit denen in Kongruenz zu bringen, in denen es benötigt wird, fUr land
wirtschaftliche Investitionen also für Il:Ingere Zeit. 
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Für Banken sind Finanzierungsmittel verfügbar als kurzfristiges Geld in Form von Sicht
und Termineinlagen auf dem Geldmarkt, als Spareinlagen, die überwiegend ebenfalls 
kurzfristig (mit gesetzlicher KUndigungsfrist), zum Teil aber auch mittelfristig angelegt 
werden (mit vereinbarten KUndigungsfristen) oder als Erlöse aus dem Verkauf von festver
zinslichen langfristig laufenden Wertpapieren, die auf dem Kapitalmarkt gehandelt wer
den. Je größer der Anteil kurz- und kurzerfristiger Mittel am gesamten Refinanzierungs
volumen eines Kreditinstituts ist, um so geringer muß der Anteil sein, den das Institut an 



langfristigen Krediten vergeben kann. Andernfalls IHuft es Gefahr, in LiquiditHtsschwie
rigkeiten zu geraten, wenn Geld, das ihm kurz- ader kUrzerfristig anvertraut ist, in nicht 
erwartetem Umfang abgezogen wird. 

Vor solchen Schwierigkeiten sollen die allgemeinen aufsichtsrechtlichen Leitlinien und 
die speziellen Vorschriften fUr einzelne Bankengruppen bewahren. 

So verlangen die "GrundsHtze Uber das Eigenkapital und die LiquiditHt der Kreditinstitute" 
des Bundesaufsichtsamtes fUr das Kreditwesen, daß die Summe langfristiger Anlagen, zu 
denen auch die Kredite mit Laufzeiten Uber 4 Jahre gehören, die langfristigen Finanzie
rungsmittel nicht Ubersteigen. Zu diesen Mitteln zHhlen Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit von mehr als 4 Jahren in vollem Umfange. Sicht- und Termineinlagen von Nicht
banken hingegen nur zu 10 % und Spareinlagen nur zu 60 %. Damit korrespondiert eine 
Bestimmung in der Mustersatzung der Sparkassen, wonach die Sparkassen nur bis zu 50 % 
ihrer Spareinlagen in Hypothekarkrediten anlegen durfen. 

Banken haben also, wenn auch begrenzt, die Möglichkeit, die ihnen kurzerfristig zur 
VerfUgung stehenden Finanzierungsmittel als langfristige Darlehen auszulegen. Diese 
Fristentransformation ist eine legitime Aufgabe der Banken, ohne deren Wahrnehmung die 
Wirtschaft nicht in ausreichendem Umfang die erforderlichen langfristigen Kredite erhal
ten könnte. Die Kunst jedes Instituts besteht dabei darin, den Transformationsspielraum 
richtig abzuschHtzen, um auf der einen Seite nicht durch eine zu geringe Ausnutzung der 
Transformationsmöglichkeiten RentabilitHt zu verlieren - langfristige Kredite bringen im 
allgemeinen höhere Zinsen als kurzfristige. 

Andererseits darf die Fristentransformation nicht uberdehnt werden, weil sonst LiquiditHts
engpHsse entstehen. Genaugenommen ist jedes LiquiditHts- auch ein RentabilitHtsproblem. 
Denn ein Institut z.B., das durch unvorhergesehenen Abzug von Finanzierungsmitteln an 
LiquiditHt einbUßt, wird sich - von ExtremfHllen abgesehen - die abgezogenen Gelder 
anderweitig beschaffen können. Das ist lediglich eine Frage des Zinses, der dann zuge
standen werden muß,und deshalb der RentabilitHt. Ähnlich liegen die VerhHltnisse, wenn 
angesichts eines allgemeinen Zinsauftriebs die ZinssHtze fUr die Einlagen erhöht werden 
mUssen, um ihrem Abzug vorzubeugen. 

2. Gegen eine zwischenzeitlich teurer werdende Refinanzierung sichern sich die Institute 
dadurch ab, daß sie auch die Darlehenszinsen beweglich halten. Typisch dafur sind die 
langfristigen Darlehen, die aus Spareinlagen finanziert werden. Sie werden seit je regel
mHßig mit ZinsHnderungsklauseln ausgestattet. Wegen der relativ stabilen Geld- und Ka
pitalmarktverhHltnisse brauchten diese Klauseln in der Vergangenheit kaum angewendet 
zu werden. Dies war generell erst in den Jahren 1973 und 1974 notwendig, als im Zuge 
der konjunkturellen Uberhitzungen und der scharfen Restriktionspalitik der Bundesbank 
das gesamte ZinsgefUge und damit auch der Spareinlagenzins nach oben in Bewegung ge
riet. 

Bei den Emissionsinstituten hatte die Fristentransformation bis zu dieser Zeit untergeard
nete Bedeutung. Denn sie konnten ihre Darlehen laufzeitkongruent finanzieren, indem 
sie ihre festverzinsl ichen Wertpapiere mit so langen Laufzeiten ausstatteten, wie sie fUr 
die Darlehen benötigt wurden. Diese Papiere waren ohne Schwierigkeiten am Markt un
terzubringen. Erst im Gefolge der inflatarischen Entwicklung nach 1970 und der darauf 
abgestellten Bundesbankmaßnahmen wurde dies anders. Wegen der krHftigen Zinssteige
rung am Kapitalmarkt - die Durchschnittsrendite aller umlaufenden festverzinslichen 
Wertpapiere inlHndischer Emittenten erhöhte sich von Ende 1972 bis Mitte 1974 von rund 
8 % auf knapp 11 % - und der damit verbundenen KursrUckgHnge fUr die im Markt be
findlichen niedriger verzinslichen Papiere waren die Anleger nicht mehr zum Erwerb von 
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Langlöufern bereit, und die Emissionsinstitute mußten die Laufzeiten ihrer Neuernissionen 
entsprechend verkUrzen. 

Wie stark sich die Laufzeiten in den letzten Jahren bei den festverzinsl ichen Wertpapieren 
veröndert haben, lassen die nachfolgenden Zahlen erkennen: Wöhrend von sömtlichen bis 
1972 gegebenen festverzinslichen Wertpapieren inlöndischer Emittenten 42 %, also mehr 
als zwei FUnftel, mit Laufzeiten von 20 Jahren und lönger ausgestattet worden waren, be
trug der Anteil solcher Langlöufer an den Neuernissionen 1973 nur 3 %, 1974 knapp 2 %, 
1975 und 1976 sogar weniger als 1 %. DemgegenUber hatten in 1973 rund 47 % aller neu 
abgesetzten Papiere Laufzeiten von 7 Jahren und weniger, 1974 bis 1976 waren es sogar 
zwischen 65 und 73 %; bis 1972 waren auf solche Kurzlöufer nur 15 % des Gesamtab
satzes entfallen. Bei Pfandbriefen und Kommunalobi igationen, die fUr den Agrarkredit in 
erster Linie interessieren, bietet sich das Bild der LaufzeitverkUrzung noch ausgeprögter. 
Zwar unterscheidet sich ihre Laufzeitstruktur wöhrend der letzten vier Jahre nicht wesent
I ich von der aller anderen festverzinsl ichen Wertpapiere; der Wandel ist aber insofern 
gravierender, als Pfandbriefe und Kommunalobligationen frUher besonders lange Laufzei
ten von Uber 30 bis zu 40 Jahren hatten. 

Damit ist fUr die Emissionsinstitute aus dem frUher zwangslosen Ausgleich zwischen den 
Bedurfnissen der Kreditnehmer und ihren Möglichkeiten ein Spannungsverhältnis gewor
den. Sie können es nur durch eine abschnittsweise Finanzierung lösen, die freilich die 
eingangs erwöhnte Liquiditöts- und damit Rentabil itötsrisiken nach sich zieht. Die Konse
quenz ist nun auch hier eine Risikoverteilung auf Schuldner und Bank dergestalt, daß der 
Schuldner das Rentabil itötsrisiko in Gestal t von Zinsanpassungsklauseln und die Bank das 
Liquiditötsrisiko der Anschlußfinanzierung Ubernimmt. Dieses käme zwar nur dann zum 
tragen, wenn im Zeitpunkt der Anschlußfinanzierung auch bei großen Zinszugestöndnis
sen das Kapital zur Weiterfinanzierung der Darlehensvertröge am Markt nicht in dem er
forderl ichen Umfang beschafft werden könnte. Und dennoch haben die Banken insofern 
Sorge, als bei anhaltend starkem Ungleichgewicht zwischen Wertpapierlaufzeiten und 
Darlehenslaufzeiten das Volumen der zur Anschlußfinanzierung anstehenden Betröge lau
fend zugenommen und sich der Grad der Wahrscheinlichkeit somit erhöht hat, daß ein
mal die erforderlichen Finanzierungsmittel nicht zu bekommen sind. 

Inzwischen hat sich wieder ein ergiebigerer Markt fUr lönger laufende Papiere gebildet, 
die letzten Inlandsanleihen waren mit einem Zinssatz von 6 % und Laufzeiten von 
10 Jahren versehen. Das hat die Emissionsinstitute in die Lage versetzt, wieder Darlehen 
mit Zinsanpassungsfristen von 10 Jahren (gegenUber bisher 5 Jahren) anzubieten. Seit 
einigen Monaten werden sogar auch Kredite mit Festzinssötzen von 15 Jahren ausgelegt, 
so daß ein Teil der löngerfristigen Investitionen der Landwirtschaft schon wieder mit Kre
diten zu festen Zinsen fUr die gesamte Darlehenslaufzeit finanziert werden kann. Damit 
ist aber löngst noch nicht der alte Zustand wieder hergestellt. Vor allem ist die Dauer
haftigkeit der gegenwörtigen Marktlage noch nicht erwiesen. 

Es wäre schon deshalb unrealistisch, die derzeitige Entwicklung bis zu den Bedingungen 
des klassischen Agrarkredits mit seinen extremen Laufzeiten, womögl ich gar mit festen 
Zinssötzen, fortzuschreiben. Dagegen spricht auch die Erfahrung, die mit dem Kapital
markt in den zurUckliegenden Jahren gemacht worden ist. 

Jetzt, nachdem sich die Lage wieder entspannt hat, sehen diese Jahre wie eine unschöne 
Episode aus, die nur einmaligen, vorUbergehenden Charakter hatte. Damit wird man aber 
ihrer Bedeutung nicht gerecht. 

Unter dem Eindruck der Aktualitöt hatten die damaligen Verhältnisse ein anderes Gewicht. 
Wie ernst sie eingeschätzt worden waren, zeigt sich unter anderem auch an der damals 
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lebhaften Diskussion Uber die Wege, wie man den Kapitalmarkt wieder funktionsfl:lhig 
machen könnte. Es wurde versucht, die Anleger wieder zum Erwerb Il:Inger laufender 
Titel zu stimul ieren. Man denke an die freiwill igen vorzeitigen Einlösungen von 5 %igen 
und 5 1/2 %igen Wertpapieren durch die Banken wie auch an die Überlegungen, Neu
emissionen mit steuerfreien Zinsertrl:lgen auszustatten oder Anleihen mit variabler Verzin
sung auf der Grundlage vertraglicher Absprachen oder gar mit Geldwertsicherungsklau
seln aufzulegen. 

Die heute außergewöhnl ich erscheinenden Bedingungen des Kapitalmarktes der Jahre 
1973 und 1974 haben bewußt gemacht, daß Kapital nicht zu den gewohnten Konditionen 
jederzeit und uneingeschrl:lnkt zur VerfUgung stehen muß. Banken werden deshalb sehr 
vorsichtig gegenUber Bindungen sein, die erst in einer zu fernen Zukunft wieder gelöst 
werden könnten. Andererseits kommt auch in der Landwirtschaft die Wirtschaftsdynamik 
zu kUrzeren Innovationsfristen, demzufolge kann die Finanzierung von Investitionen nicht 
mehr in den fruher ubl ichen und heute schon extrem anmutenden Zeiträumen vollzogen 
werden. Bedurfnisse der Investoren und Möglichkeiten der Banken werden deshalb auch 
in Zukunft einander entsprechen. 
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landwirtschaft auf Fremdhilfe angewiesen 

Die VerHnderungen der Betriebsstrukturen in der landwirtschaft in den letzten Jahrzehnten 
finden ihren deutlichen Ausdruck in dem erhöhten Kapitaleinsatz. Mit seiner Hilfe und gleich
zeitiger Verminderung der BeschHftigtenzahlen wurde eine eindrucksvolle Steigerungsrate der 
ArbeitsproduktivitHt erreicht. 

WHhrend die Zahl der ErwerbstHtigen von 1966 bis 1976 von 2,6 Mio auf 1,645 Mio um 
36,7 % zurUckging, erreichten die Bruttoanlageinvestitionen in der gleichen Zeit ein Volu
men von 54,7 Mrd. DM. Dem stand eine Zunahme des Fremdkapitals von 19,3 Mrd. DM auf 
31,1 Mrd. DMgegenUber(6, S. 10,51,52). 

Mit Eigenmitteln, BetriebsUberschUssen, Abschreibungen und KapitalzufUhrungen Dritter konn
ten nur Teile der FinanzierungsansprUche erfulit werden. Von Betrieb zu Betrieb verschieden 
mußten zur Schließung der DeckungslUcken Finanzierungshilfen unterschiedlichster Art aus 
fremder Hand in Anspruch genommen werden. Sie fließen aus vielerlei Quellen auf die Höfe, 
kommen z.B. von Kreditinstituten, Handelsunternehmen privater und genossenschaftlicher 
Art, werden aus Substanzeingriffen erlöst oder gar vom Steuerzahler aufgebracht. Ihrer Bereit
stellung liegen keine einheitlichen Motive zugrunde. Aus der Sicht des Landwirts sollen sie 
ihm Nutzen bringen, was auch immer er darunter verstehen mag. 

Gelder, die aus den öffentlichen Haushalten kommen, stellen nur eine spezifische Art der 
Hilfestellung dar. Ihre Besonderheit I iegt in der Bindung an bestimmte Richtl inien, in denen 
vom berechtigten Empföngerkreis uber den Verwendungszweck und die Konditionen bis hin 
zum Verwaltungsaufwand alles festgelegt ist. Wir haben uns angewöhnt, bei ihrem Einsatz 
immer von "Förderung" zu sprechen; zu Unrecht, wie ich meine. Der positive Wortinhalt ist 
nicht in jedem Fall angebracht. 

2 Der Famil ienbetrieb bestimmt die Agrarstruktur 

Es ist immer noch richtig: Der landwirtschaftliche Betrieb ist in seinen Ablöufen und den sich 
daraus ergebenden FinanzierungsbedUrfnissen ein einheitliches Ganzes. Die Beschrönkung der 
Sicht auf einzelne VorgHnge, beispielsweise auf spezifische Investitionsvorhaben, verstellt 
den Blick fUr die Möglichkeiten der zukUnftigen Entwicklung des Unternehmens. Aus dieser 
Erkenntnis ist der Begriff "Hofkredit" entstanden, nachdem die 1954 in Gang gesetzte Zins
verbilligung mit ihren auf einzelne Verwendungszwecke punktuell ausgerichteten Förderun
gen nur Teilerfolge brachte. Dennoch bleibt bei der Beobachtung der Handhabung betriebli
cher Finanzierungsvorhaben der Eindruck, daß noch allzu höufig die Einzeimaßnahme im Vor
dergrund steht und die betrieblichen Zusammenhönge vernachlössigt werden. 

Die Agrarstruktur in der Bundesrepublik wird weitgehend von Höfen bestimmt, deren Bewirt
schaftung in der Hand böuerlicher Familien liegt (der Begriff böuerlicher Familienbetrieb ist 
so sachfremd nicht). Im Wirtschaftsjahr 1974/75 betrug der durchschnittliche Arbeitskräftebe
satz, gemessen in VoliarbeitskrHften je Betrieb, in allen Betrieben ober 5 ha 1,6 Voll-AK. 
Selbst in den Betrieben uber 50 ha kann man bei ihrer Uberwiegenden Zahl von Familienwirt
schaften sprechen. Der durchschnittliche VolI-AK-Besatz je Betrieb belief sich 1975 hier auf 
2,8 VolI-AK. Wir haben keinen Anlaß anzunehmen, daß wir in dieser Hinsicht in absehbarer 
Zeit mit wesen tl ichen Änderungen rechnen mUssen • 
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3 Absicherung des Finanzi!m!J:!9.Sbedarfs 

3.1 Finanzierungsbedarf und seine Deckung 

Der Versuch, die FinanzierungsbedUrfn isse solcher Betriebe zu erfassen, darf sich nicht nur 
auf die rein betrieblichen VorgClnge beschrCinken. Er muß auch die AnsprUche mitberUcksich
tigen, die im privaten Bereich anfallen und die LiquiditClts- und auch die Erfolgsrechnung 
eines landwirtschaftl ichen Betriebes wesen tl ich beeinflussen. Insoweit gibt es keinen Unter
schied zu gewerblichen Unternehmen, soweit sie sich im Bereich der Familienunternehmungen 
bewegen. Auch sie werden beispielsweise bei Kreditfinanzierungen nach anders gewichteten 
Kriterien eingeordnet als etwa großindustrielle Produktionsbetriebe. 

Der Wettbewerb um zinsbringende Geldanlagemöglichkeiten hat sich im Rahmen der allge
meinwirtschaftlichen Entwicklung weiter verschClrft, so daß sich gegenwärtig viele Geldgeber 
darum bemUhen, von den Landwirten als Hilfeleistende anerkannt zu werden. Zu keiner Zeit 
in den beiden letzten Jahrzehnten hat es daher Schwierigkeiten gegeben, die Finanzierungs
bedurfnisse der Landwirtschaft zu decken, wenn die Eigenmittel der Bauern nicht ausreichten. 
Banken und Sparkassen, HClndler und Genossenschaften und andere sind zu den Financiers der 
Bauernhöfe geworden. Dieser "Kreditnehmermarkt" setzt den Landwirt instand, den Wettbe
werb auf der Kreditgeberseite zu seinen Gunsten auszunutzen. Er tut es oft, aber lange nicht 
immer. So kommt es, daß man auf Fälle stößt, in denen zum Schaden des Hofes die Finanz
struktur gestaltet ist, weil sich die Motive der Gelc\geber gegenUber den Interessen.der Land
wirte durchgesetzt haben. 

Die FremdglClubiger mUssen auf den Ertrag sehen, der ihnen Uber die Kreditvergabe zufließt, 
und dabei das eingegangene Kreditrisiko angemessen berucksichtigen. 

FUr ein Kreditinstitut wird Sicherheit groß geschrieben. Der Bauer hat sie meist zu bieten. 
Noch immer wirtschaftet der Uberwiegende Teil der Landwirte auf Eigentum. Solange der 
Grund und Boden, aus dem der Bauer seine ErtrClge und der Kreditgeber seine Sicherheit 
zieht, noch WertstabilitClt ausstrahlt, ist Kreditfähigkeit mehr von den Bodenpreisen als von 
der wirtschaftl ichen LeistungsfClhigkeit des Hofes abhängig. Man mag es begrUßen oder fUr ein 
UnglUck halten, die Finanzierung der Betriebe von der "Entwicklungsfähigkeit der Boden
preise" abzuleiten. Die Bank muß neben dem Kreditnehmer aber auch ihren Geldeinleger 
sehen und die Interessen beider vertreten. Ihre Kreditvergabemodalitäten kommen praktisch 
durch einen Ausgleich der Interessen beider Gruppen zustande. 

Wenn aber Bodenpreise sinken oder wenn bei steigendem Zupachtanteil, flächenunabhClngiger 
Veredelung, Spezialbetriebszweigen oder bei versttirkter Verflechtung mit außerlandwirt
schaf tl ichen Erwerbsquellen Ertragsgrundlage des Betriebes und Pfandobjekt fUr den Kredit
geber nicht mehr deckungsgleich sind, wird der Geldgeber verstClrkt sein Augenmerk auf die 
Gewinn- und Einkommenserzielung des Schuldners legen mUssen. 

Wandlungen am Bodenmarkt und VerCinderungen der Produktionsstrukturen können dem Begriff 
der Kreditftihigkeit schnell einen anderen Inhalt geben. KUmmern allerdings kann es die Bank 
nicht, wo der Verdienst herkommt, mit dem die Kreditlasten bezahlt werden. Wichtig ist nur, 
daß die Dauerhaftigkeit sichergestellt ist. Das kann bei kombinierter Einkommenserzielung 
eher erreicht sein als nur bei einer Erwerbsquelle. Vielleicht ist dem Kreditgeber aus dieser 
Sicht der Zu- oder Nebenerwerbslandwirt besonders willkommen. 

Andere Geldgeber haben auch andere Interessen. Das gilt vor allem fUr diejenigen, die nicht 
nur Uber das KreditgeschClft mit dem Landwirt Verbindung haben. Ein Bauer, der bei einem 
Handelsuntemehmen mit umfangreichen ZahlungsrUckständen in den BUchern steht, ist auf die 
Aufrechterhaltung der GeschClftsbeziehungen zu diesem Gläubiger angewiesen. Das weiß auch 
der Partner. Seine Motive erstrecken sich auf die Sicherung und VerstClrkung der Uber das 
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eigentliche Kreditgeschtift hinausgehenden geschtiftlichen Beziehung. Er ist bereit, dieselwe
gen die Risikolage und damit auch die Ertragsgestaltung fUr die bereitgestellten Kredite ent
sprechend einzuordnen. 

3.2 Keine Ausftille fUr die Glöubiger 

Die Glöubiger der Landwirte sind immer noch ohne große Ausfölle ausgekommen. Wöhrend 
bei wirtschaftlichem Abschwung in anderen Kreditnehmergruppen die Wertberichtigungsbe
durfnisse bei den Banken in die Höhe gingen, sind die Risiken bei der Beleihung von landwirt
schaftlichen GrundstOcken gering geblieben. Zu Beginn der Siebziger Jahre schien auch hier 
ein Wandel einzukehren. Mancherorts rucklöufige Bodenpreise bedrohten vor allem die Geld
geber, die an den ewigen Preisboom von Immobilien glaubten. Es sah danach aus, als mUßte 
man auch in dieser Branche lernen, mit Verlusten zu leben. Inzwischen sind landwirtschaftliche 
Nutzflächen wieder gefragt. Der in Not geratene Landwirt kehrt zur altbewöhrten Methode 
der Teilveräußerung seines Grundbesitzes zuruck, wenn er Uber Sanierungsmöglichkeiten nach
sinnt. So kommt denn auch der Kreditgeber wieder davon, der Fremdmittel so lange auf die 
Höfe pumpte, wie der vermutete Verwertungswert des Sicherungsobjektes nicht Uberschritten 
wurde. 

Die Position des von den Kreditgebern umworbenen Landwirts, der mit seinem Grundbesitz 
immer noch Kreditsicherheiten Uberreichlich anbieten kann, bringt ihm Vorteile, aber auch 
Gefahren. Die Möglichkeiten zur muhelosen Deckung seiner Finanzierungsbedurfnisse - auch 
wenn wirtschaftlicher Nutzen nicht in Sicht ist - hat manchen Betrieb in Existenznot gebracht. 
Die Masse der Höfe flillt aber nicht darunter. Ihre Betriebsleiter wissen inzwischen die Be
lastungen aus den Kreditkosten in ein angemessenes Verhöltnis zu den Betriebsleistungen zu 
setzen, auch wenn geprUfte Buchunterlagen nur sei ten zur Verfugung stehen. 

4 Interventionen am Agrarkreditmarkt 

Engptlsse bei der Kreditversorgung der Landwirtschaft uber die freien Geld- und Kapitalmtirkte 
gaben keinen Anlaß zu staatlicher Intervention. Offen war nur, ob der Anpassungsprozeß in 
der Landwirtschaft, der sich sptlter hinsichtlich Ausmaß und Zeitablauf durchgreifender dar
stellte als ursprUnglich erwartet, bei der Deckung der entstehenden Finanzierungskosten einer 
öffentlichen Hilfsaktion bedurfte. So begann denn die einzelbetriebliche Förderung nicht erst 
mit dem Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm (3), sondern mit einer 1954 in Kraft gesetz
ten Kreditverbilligung, die als "Zinsverbilligung" unter dem Namen LUbcke-Programm in die 
Agrarkreditgeschichte einging (1). 

Wichtigste Schnellwirkung dieser Zinsverbill igung war, daß die gerade eintretende Erweite
rung des Kapitalmarktes an der Landwirtschaft nicht vorbeiging (7). Im Ubrigen aber war man 
Gefangener einer Illusion. Die Hoffnung ntiml ich, aus dem subventionierten Agrarkredit keine 
Dauereinrichtung werden zu lassen, trog (9, S. 9). Auch die sich langsam vollziehende Nor
malisierung des Kapitalmarktes verhalf nicht zur Einsicht, die Kreditversorgung dieses Wirt- ' 
schaftszweiges den freien Finanzierungsmörkten zu uberlassen. Im Gegenteil: Die Verstrickung 
in ein immer unUbersichtl icher werdendes Dickicht von Förderungsmaßnahmen, Richtl inien, 
DurchfUhrungsbestimmungen und Verwendungskontrollen in Verbindung mit einer wachsenden 
Zahl der im Verfahrensablauf tätig werdenden Institutionen hat sich kontinuierl ich und offen
sichtl ich unaufhai tsam fortgesetzt. 

4.1 Herkunft der Kreditsubventionen 

UrsprUng I ich weitgehend eine Bundesangelegenheit, öffneten sich im Verlaufe der Jahre auch 
andere öffentliche Haushalte fUr die Landwirtschaft. Die Ltinder kamen in unterschiedlicher 
Zeitfolge und mit voneinander abweichenden Programmen auf den Markt. Der Bund ergänzte 
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die allgemeine Zinsverbill igung bereits 1956 mit einer neuen Hilfsaktion, die eine stClrkere 
strukturpolitische Ausrichtung hatte und auf Aussiedlungen, bauliche Maßnahmen in Altge
höften und Aufstockungen zielte. Die Landwirtschaftliche Rentenbank und die Deutsche Sied
lungs- und Landesrentenbank standen mit ihren Sondervermögen und zeitl ich und volumens
mCißig meist begrenzten Sonderkreditaktionen zur VerfUgung. 

FUr findige Bauern erschlossen sich in AusnahmefClllen auch Töpfe der Kommunen oder anderer 
Stellen, wenn sie zur richtigen Zeit und an der richtigen Stelle nachzuweisen verstanden, 
daß ihre geplante Maßnahme nicht nur privates, sondern auch öffentliches Interesse verdiente. 
Schließlich trat auch die EuropCIische Gemeinschaft in die Reihe der Mittelgeber ein, nicht 
ohne sich ein beachtl iches Mitbestimmungsrecht bei den VergabegrundsCitzen zu sichern. 

Wenn darUber hinaus die Hausbanken ihre verschiedenen Kredittypen bereithalten und gele
gentl ich zum Ausgleich von NotfClllen, etwa bei Mißernten, mit Sonderkonditionen zur Ver
fUgung stehen, dann wird deutlich, wie breit das Spektrum der Finanzierungshilfen ist. Da
bei ist der private Bereich, aus dem beispielsweise Verwandtendarlehen oder laufende Zu
schUsse in Betriebe flossen, noch gar nicht angesprochen. Ihre Wirkung sollte man nicht un
terschCltzen. So ist manche Hoffnung aufstrebender Betriebsleiter auf neues FICIchenangebot 
aus kranken Betrieben zerstört worden, weil deren Hofesnachfolger kaufmClnnisches Geschick 
bei der Auswahl der JungbCluerinnen bewiesen, die die nötigen Finanzierungsmittel als Aus
steuerbestandteil mit auf die Höfe brachten. 

4.2 Zielvorgaben bei Förderungsprogrammen 

Mit der Bereitstellung von Finanzierungshilfen aus öffentlichen Haushalten werden ganz be
stimmte Ziele verfolgt, die manchmal mehr, manchmal weniger klar erkennbar sind. So lag 
der 1954 in Gang gesetzten Zinsverbili igung die Absicht zugrunde, "besonders die klein-
und mittelbCluerlichen Betriebe durch Bereitstellung mClßig verzinslicher langfristiger Kredit
mittel in ihrer ProduktivitClt zu heben und fUr einen verstClrkten Wettbewerb zu rUsten" (9, 
S. 9). Dieser recht allgemein gehaltenen Zielformul ierung entsprach auch die breite Streu
ung in der Vergabepraxis ohne selektive Wirkung. Lediglich dann, "wenn die wirtschaftliche 
Lage des Kreditnehmers so gUnstig ist, daß die GewClhrung der Zinsverbili igung offenbar un
billig wClre" (1), sollte er ausgeschlossen bleiben. Gezielt wurde allerdings auf ganz bestimm
te Verwendungszwecke, fUr deren Finanzierung alleine ZinszuschUsse in Anspruch genommen 
werden konnten. BegUnstigt waren vor allem Besitzfestigungsmaßnahmen und landwirtschaft-
I iche Um- und Neubauten. 

FUhrt man eine solche allgemein gehaltene Förderungsmaßnahme auf ihre wesentl ichen Merk
male zu ruck, so wurde mit ihr einmal "eine Kreditlenkung in der Richtung (angestrebt), daß 
verfUgbare Kreditmittel auf bestimmte dringliche Vorhaben hingelenkt wurden". Zum anderen 
sollte eine "Ausweitung des der Landwirtschaft zur VerfUgung stehenden Kreditvolumens da
durch (erreicht) werden, daß mit Hilfe der Zi nsv erb i 11 igung nun auch solche Kapitalmarkt
mittel, die bisher wegen zu hohen Kapitaldienstes Uberhaupt fUr die Landwirtschaft nicht zu
gClnglich waren, nun zu einem zinsverbilligten Satz in Anspruch genommen werden können" 
(9, S. 22). 

4.3 und wie sie in der Praxis ankommen 

Mit der Einfuhrung der Zinsverbi 11 igung belebte sich der Agrarkreditmarkt merkl ich. Damit 
wurde die beabsichtigte Erleichterung des Zuganges zum Kapitalmarkt fUr die Landwirtschaft 
schon sehr bald sichtbar. Wie sah das aber auf den Höfen aus, zu deren Nutzen die öffent
lichen Hilfen dienen sollten? 
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Hier zeigten die verbilligten Finanzierungshilfen unterschiedliche Wirkungsrichtungen. 

- Ohnehin geplante, nach betriebswirtschaftlicher Zweckmtlßigkeit ausgerichtete Investitio
nen waren nun mit geringeren Finanzierungskosten zu verwirklichen als ursprUnglieh vorge
sehen. Hier wurde zwar durch die Förderungsmaßnahme nichts neues veranlaßt, der Betrieb 
erhielt aber eine fUr die sptltere Fortentwicklung oft dringend benötigte Erweiterung seiner 
finanziellen Beweglichkeit. 

- Die Möglichkeit, bestimmte Maßnahmen Uber verbilligte Kredite zu finanzieren, veran
laßte Betriebe, Investitionen durchzufUhren, die sie nicht durchgefUhrt htltten, wenn ihnen 
verbilligte Finanzierungsmittel nicht zur VerfUgung gestellt worden wtlren. Diese deutlich 
investitionsanreizende Wirkung war - auf den einzelnen Hof bezogen - dann vertretbar und 
wirtschaftlichen Vorteil bringend, wenn erst durch den heruntersubventionierten Zins die 
Rentabil ittltsschwelle des Vorhabens Uberschritten wurde. Das war aber nicht immer der 
Fall und auch nicht in jedem Fall ausreichend nachweisbar. In solchen Ftillen war der 
Schaden fUr die Höfe oft größer als der Nutzen, und mancher Landwirt mußte seinen sptl
ter im Rahmen des Strukturwandels aufgenommenen außerlandwirtschaftlichen Erwerb nutzen, 
um die Lasten aus in frUheren Jahren durchgefUhrten Investitionen, die eigentlich wirt
schaftl ichen Zwecken dienen soll ten, abzutragen. 

- Die Finanzierungshilfen waren auf ganz bestimmte Verwendungszwecke ausgerichtet. Es 
lag im System, daß es sich gerade um solche handelte, die zwar erforderlich, aber - wie 
die Bauaufwendungen - am wenigsten renditetrtlchtig waren. Betriebsleiter, die entspre
chend den Gegebenheiten in ihrem Unternehmen zur Fortentwicklung ihrer Höfe eine an 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgerichtete zeitliche Abfolge ihrer investiven Vorha
ben geplant und darum die Baumaßnahmen in eine fernere Zukunft verschoben hatten, sa
hen sich veranlaßt, ihre Überlegungen zu revidieren. Es ist im einzelnen im nachhinein 
nicht nachweisbar, ob in diesen Ftillen der Vorteil aus den ZinszuschUssen immer größer 
war als der Verzicht auf größeren wirtschaftlichen Erfolg, der fUr den Betrieb dann ent
standen wtlre, wenn der Maßnahmenkatalog in seiner ursprUnglichen Reihenfolge Bestand 
behal ten htltte. 

- Finanzierungshilfen fUr Investitionen tragen in sich die Gefahr fUr deren Kostensteigerung . 
So war denn auch hier htlufig zu beobachten, daß mit der Zinsverbilligung gewonnener 
Finanzierungsspielraum durch beispielsweise aufwendigere, nicht mehr sich auf das unbe
dingt erforderliche Maß beschrtlnkende Baumaßnahmen ausgefUlit wurde, so daß den Finan
zierungszuschUssen ein höheres Finanzierungsvolumen gegenUberstand und zustltzlicher 
wirtschaftlicher Nutzen dem Betrieb nicht zufloß. 

- "Nimm es hin" es steht dir zu." Das ist ein Motto, dem heute viele Burger folgen, wenn 
es um den Empfang öffentlicher Leistungen geht. Warum sollte fUr die Landwirte anderes 
gelten? So sahen sich denn auch manche Bauern veranlaßt, in den Topf zu greifen, ob
gleich sie auch ohne Fremdhilfe die Betriebsfinanzierung hötten zustande bringen können. 
Wenn es sein mußte, nahm man gelegentl ich sogar einen vorher gar nicht beabsichtigten 
Investitionsaufwand in Kauf, um in den Genuß öffentlichen Mittelsegens zu kommen. Be
triebswirtschaftlicher Schaden entstand hier selten, weil es sich meist um leistungsstarke 
Betriebe mit entsprechend beweglichen Betriebsleitern handelte. Nur die Frage entstand, 
ob öffentl iche Mittel dafUr nötig waren. 

4.4 Öffentliche Förderungen nicht immer nutzbringend fUr den Bauern 

Öffentliche Mittel wirkten also nicht von selbst als Hilfen fUr die Empfönger, so daß Verzicht 
auf "Hilfe" oft Vorteil fUr den Betrieb bedeutet htltte. Dennoch lagen die VorzUge eines Ver
teilungssystems wie bei der allgemeinen Zinsverbilligung auf der Hand. Der Verwaltungsauf-
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wand konnte in Grenzen bleiben und Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Landwirtschaft 
blieben - weil alle teilnehmen konnten - auf ein geringes Maß beschrtlnkt. Es gab keine Un
terscheidung zwischen förderungsftlhigen Höfen und solchen, die sich etwa als unwUrdig fUr 
eine Versorgung mit subventionierten Investitionshilfen erwiesen hatten. Die allgemeine, fUr 
alle Landwirte zugtlngl iche Zinsverbill igung setzte neue Marktdaten, denen alle unterworfen 
waren. Nachteil ig waren allerdings die Wirkungen, die generell von Berechtigungsscheinen 
zum Empfang öffentlicher Gelder ausgehen. Der Landwirt z.B., der nur darum zum Investie
ren kam, weil ein Kredit mit Steuergeldern auf 3 % Zinsk05ten zuruckgefuhrt wurde, ob
gleich wirtschaftlicher Nutzen fUr ihn nicht zu erwarten war, wurde eine derartige Hand
lungsweise unterlassen, wenn der allgemeine, von Subventionen unberuhrte Kapitalmarkt das 
gleiche Zinsniveau erreicht htltte. 

Einzelbetrieblich wurde hier unwirtschaftliches Verhalten gefördert. Sei es, daß es die In
vestition Uberhaupt betraf, sei es, daß die auf einzelne Verwendungszwecke gezielte Förde
rung die zeitl iche Rangfolge der Investitionen vertInderte. Strukturpol itisch entstand Schaden, 
weil auch Betriebe zum Investieren angeregt wurden, die besser aus der Produktion ausge
schieden wtlren (und es ohne Investitionshilfen auch getan htltten), weil sie rationellen 
Wirtschaftsweisen nicht oder unzultlngl ich zugtlngl ich waren. Dadurch wurde der strukturelle 
Anpassungsprozeß verzögert. Der geförderte Landwirt erlitt Nachteile, weil er eventuell ge
gebene außerlandwirtschaftliche Erwerbsalternativen nicht nutzte, und wachstumsorientierten 
Höfen wurden Möglichkeiten vorenthalten, ihre ProduktionskapazittitEin den Erfordernissen 
anzupassen. 

~ Gezielte Förderung als Ausweg 

Diese und andere Begleiterscheinungen haben im Verlaufe der Zeit dazu beigetragen, Kon
zeptionen zu entwerfen, die sich hinsichtl ich ihrer Wirkungen auf solche beschrtlnken sollten, 
die mit einem positiven Kennzeichen versehen waren. Sie sollten weder Nachteile fUr die 
einzelnen Landwirte bringen, ihm nur Nutzen bescheren und strukturelle Nebeneffekte ver
meiden, die der strukturpol itischen Zielsetzung widersprachen. 

Ein in seiner Konsequenz bestechendes Denkmodell hat Dr. GUnter NOELL 1959 (8) zur 
Handhabung des geförderten Agrarkredits entworfen. Er ging davon aus, daß es darauf an
kommt, "die Betriebe rationell auf das vertlnderte Preis-/Kostenniveau auszurichten. Der 
Betriebsleiter, der sich dazu entschließt, muß wissen, wo die Rentabilittltsreserven liegen, 
wie groß sie sind und durch welche Investitionen sie am zweckmtlßigsten erschlossen werden 
können. Ist er sich darUber im klaren, dann gilt es, die DurchfUhrung des Investitionsplanes 
zu sichern, d. h. er muß die notwendigen Finanzierungsmittel bereitstellen." 

NOELL ging damals davon aus, daß die Qualifikation der einzelnen Betriebsleiter, sich diese 
Kenntnisse bei allgemein technisch guter, ökonomisch aber unzultlnglicher Schulung zu ver
schaffen, nicht ausreicht. Ein entsprechender Ausgleich mUßte daher durch Heranbildung 
eines "ökonomischen Beratungsdienstes" geschaffen werden, dessen Aufgabe darin bestehen 
mUsse, nach Feststellung der Rentabil ittltsreserven die notwendigen Investitionen anhand 
eines Investitionsplanes aufzuzeigen, wobei die Rangfolge der vorzunehmenden Investitionen 
von der Rentabil ittlt zu bestimmen sei (Beispiel Futterbaubetrieb: 1. Bessere DUngung des 
Grunlandes, 2. Neueinteilung der Weiden, 3. Aufstockung des Rindviehbestandes, 4. Ge
btludeerweiterungen, 5. Mechanisierung der Heu- und GrUnfutterwerbung sowie der Hofwirt
schaft) . 

Von den bis dahin gultigen Förderungsprogrammen des Bundes und der Ltlnder unterschied sich 
der Investitionsplan, der unter dem Namen Noell-Plan bekannt wurde, vor allem dadurch, 
daß er die Einheit des landwirtschaftlichen Betriebes in Rechnung stellte und von der nur auf 
Einzeimaßnahmen abgestellten Gewtlhrung von Investitionshilfen abging. 
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5.1 Umsetzung in die Praxis möglich? 

Offen blieb damals, wie die Umsetzung in die Praxis erfolgen könnte. Drei Kernfragen stan
den dabei im Mittelpunkt, deren befriedigende, in die Tat umzusetzende Beantwortung mit 
zunehmendem Selektionsbemuhen von Förderungsprogrammen an Schwierigkeit gewinnt und da
mit Programme dieser Art hinsichtlich ihrer Praktikabilitl:lt in Frage stellt. Das gilt in Ansl:ltzen 
auch fUr das heute gUltige Einzelbetriebliche Förderungspragramm. 

a) Welche Betriebe sollten Finanzierungshilfen aus diesem Programm in Anspruch nehmen 
können? 

b) Wer sollte die Entscheidung Uber die Vergabe der Mittel treffen? 
c) Welche Aufgabe war der landwirtschaftlichen Beratung zugedacht? 

~!!!! __ ~~i~!f~=!~~~~~~~~~1~~~=1~~!~~9_ 
Nach NOELL sollten alle landwirtschaftlichen Betriebe teilnahmeberechtigt an dem Förde
rungspragramm sein, "die in der Lage sind, ihre Produktion mit Hilfe der Förderungsmaßnah
men bei einem Preis-jKastenverhl:lltnis, wie es sich voraussichtlich im gemeinsamen Markt 
einstellen wird, rentabel zu gestalten bzw. rentabel zu erhalten". 

Abgesehen von den Unwl:lgbarkeiten, die löngerfristig angelegte Voraussagen zur Entwicklung 
von Marktdaten belasten, gibt es kein objektivierbares Kriterium, das in der Praxis geeignet 
erschiene, ökonomisch ausgerichtete Begriffe wie "bl:luerlicher Familienbetrieb" (2), "Be
triebsrentabilitl:lt" oder "entwicklungsfl:lhiger Betrieb" (4) so auszufUllen, daß sie der Viel
falt der von Menschen gestalteten Wirtschaft gerecht werden. So konnte es nicht ausbleiben, 
daß Uber den Begriff "böuerlicher Famil ienbetrieb" so lange kontrovers - manchmal sachge
recht, hl:lufiger mißverstl:lndlich - diskutiert wurde, bis seine endgUltige Beerdigung besorgt 
war - unbeschadet der Tatsache, daß der böuerliche Familienbetrieb nach wie vor bestimmen
de Betri ebsform der Agrarstruktur in der Bundesrepubl ik ist. 

Ein vergleichbares Schicksal sage ich dem "entwicklungsföhigen Betrieb" voraus, wenn wir 
fortfahren, ihn in ein Datenkleid zu zwl:lngen, das in der Praxis nicht oder nur selten anzu
treffen ist und damit den wirklichen Gegebenheiten nicht entspricht. 

Der,Landwirt motiviert seine Tl:ltigkeit nicht nur mit ökonomischen Zielvorstellungen. Auch 
in anderen Berufen ist die lupenreine Wirtschaftlichkeit lediglich Teil der Antreibskraft fUr 
erfolgreiches Wirken. In der Landwirtschaft ist die berufliche Arbeit mit dem familiören 
Wirkungskreis enger verbunden als anderswo. Darin ist auf dem Bauernhof keine Änderung 
eingetreten. Betriebsumstellungen springen in den privaten Bereich Uber und Wandlungen in 
der Familie bleiben nicht ohne Auswirkungen auf den Arbeitsablauf der Innen- und Außen
wirtschaft. Mechanisierung und Ersatz der Arbeitskraft durch Kapital kann zur Vertreibung 
von Familienmitgliedern fUhren, und Schml:llerung der Arbeitskapazitl:lt der Familie erzwingt 
kostenaufwendige Investitionen. Wer Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen im Einzelfall 
beurteilen will, darf an diesen Zusammenhl:lngen nicht vorbeigehen. 

Diese etwas außerhalb wirtschaftlichen Denkens angesiedelten Erwl:lgungen haben zwangslöu
fig "unwirtschaftliche" Verhaltensweisen zur Folge. Was auch spricht dagegen, es sei denn, 
der Hof geriete in Gefahr. Zufriedenheit stellt sich eben auch dann oft ein, wenn der Lohn 
unterhalb der offiziell befohlenen Grenze bleibt. Es gibt genUgend Beispiele, daß solche 
Höfe ohne Not Jahrzehnte uberdauern können. In der Unmutsl:lußerung eines dieser Landwirte 
im Verlaufe der Bearbeitung eines Förderungsantrages kommt das zum Ausdruck. "Was soll die 
Pfennigfuchserei, wenn es um den Nachweis der Entwicklungsfl:lhigkeit meines Hofes geht. Es 
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ist doch mein Bier, daß ich kräftesammelnd auf die Zukunft trinke. Beweisen die vergangenen 
Jahrzehnte nicht mein Wohlbefinden, auch wenn Ihr durch Zahlenspielerei das Gegenteil be
haupten wollt? Der Hof hat sich über Generationen immer fortentwickelt, den veränderten 
Umweltverhältnissen entsprechend, aber auch den eigenen Ansprüchen und Vorstellungen der 
jeweil igen Betriebsleiter folgend. " 

Kein Zweifel, Rechenhaftigkeit und Zukunftsdenken sind unverzichtbare Voraussetzungen 
fUr den Erfolg in der Landwirtschaft. Das Leistungsvermögen des Menschen und seine Lebens
ansprüche aber spielen die entscheidende Rolle. 

?;!;~ __ Y:!~~~~~~~~~~~~=~~~~~~:2~~~~!~~=~~:2~~~~~~~f3~2~~~~l~!~l~~~~~~~ 
~~!~~f~!~=~~~~~~~ 

Das Entstehen der Begriffe "bäuerl icher Famil ienbetrieb", "rentabler Betrieb" und "entwick
lungsfähiger Betrieb" entspringt dem Bemühen, die Betriebe einheitlich zu kennzeichnen, die 
bei weitgehend landwirtschaftl icher Ausrichtung ihrer Existenzgrundlage voraussichtl ich in 
der Lage sein werden, den sie bewirtschaftenden Landwirten auf längere Sicht eine ausreichen
de Existenz zu sichern. Es gibt insoweit zw ischen ihnen ke inen grundsätzl ichen Untersch ied. 
Die Frage, wieviele nicht landwirtschaftliche Einkommensteile zur Mitanrechnung zugelassen 
werden sollen, ist dabei eine politische, keine betriebswirtschaftliche Frage, die darum hier 
auch keine Behandlung erfahren soll. Welche Betriebe aber sind diejenigen, die die Zukunft 
meistern werden? 

Sind es diejenigen, für die weitgehend an Normwerten orientierte kalkulative Betriebsrech
nungen in Zukunft ein Leistungsniveau vermuten lassen, das in bundesweit gültigen Richt
linien als.erstrebenswert vorgegeben wird, weil beispielsweise die Ausstattung nach Fltichen
größe und Bodenqual ität Entsprechendes erwarten läßt? Oder sind es eher solche, die aus 
ihrer vergangenen Entwicklung nachweisen können, daß sie ständig bergauf marschiert sind, 
auch wenn das nach den offiziellen Vorstellungen eigentlich gar nicht hätte sein dUrfen, und 
betriebl iches Wachstum schon praktizierten, als allgemein davon noch nicht die Rede war? 

Ich weiß, daß ich hier schwarz-weiß male. Das aber geschieht bewußt, weil der Glaube an 
die Treffsicherheit von Zukunftsplanungen meist größer ist als die Bereitschaft, die wichtig
sten Erkenntnisse für vorhandene und nutzbare Zukunftschancen aus der Verhaltensweise der 
Landwirte und der Entwicklung der Betriebe in der Vergangenheit zu ziehen. 

Erfolg lag fUr die Höfe meist dann vor, wenn die Anpassung an ständig veränderte Wirtschafts
bedingungen gelang. Wir wissen, daß uns die letzten bei den Jahrzehnte Veränderungen der 
wirtschaftl ichen Strukturen gebracht haben, die zu Beginn der Fünfziger Jahre kaum vorher
gesehen wurden. In kürzerer Frist, als der Laufzeit eines längerfristigen Investitionsdarlehens 
entspricht, hat sich das für eine volle Existenzsicherung einer Bauernfamil ie benötigte Pro-

. duktionsvolumen vervielfacht. Höfe, die wir damals für zukunftssichere Betriebe hielten, 
sind inzwischen ausgeschieden. 

Ich sehe keinen Anlaß für die Annahme, daß wir beschaul icheren Zeiten entgegengehen. 
Vielmehr vermute ich, daß wir nach Ablauf von zehn weiteren Jahren erneut verwundert 
Rllckblick auf das Geschehene halten werden. Von heute aus gesehen ist jede längerfristig 
angelegte Vorausplanung spekulativ; ein der Agrarproduktion im Grunde fremdartiger Aspekt. 
Sicherlich kommen wir nicht ohne ihn aus, nur fürchte ich das Risiko, wenn wir auf ihn allein 
bauen. 

Hinzu kommen muß die begrUndbare Vermutung, daß einerseits die finanzielle Bewegl ichkeit 
des Hofes einen Spielraum gewinnt, der Anpassungsmaßnahmen im betriebsorganisatorischen 
Bereich zuläßt, und daß andererseits die Qualifikation des Betriebsleiters zu rechtzeitigem 
Erkennen und Nutzen entsprechender Entwicklungschancen genügt. 
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Alle Bauern wirtschaften in einer Umwelt, die sie selbst nur wenig beeinflussen können. Sie 
mUssen sich vielmehr an die Verönderungen anpassen. Das gilt fUr den Markt, auf dem frei
werdende Produktionskapazitöten anderer Betriebe gehandelt werden ebenso, wie fUr die Ab
satzmöglichkeiten landwirtschaftlicher Produkte. Dazu kommt mit gleichem Gewicht das Ge
schehen in anderen Wirtschaftsbereichen. Wer will die Tendenzen auf lange Sicht zuverltlssig 
deuten? 

Im Grunde genommen gilt: Zukunftssicher und damit entwicklungsföhig ist, wer sich anpassen 
kann. Erkenntnisse dazu sind nur aus den betrieblichen leistungen und dem persönl ichen Ver-
halten in der Vergangenheit zu ziehen. . 

Das ist mehr - und zugleich weniger -, als in den Förderungsrichtlinien fUr Investitionshilfen 
steht, und macht klar, daß gegenwlirtig FörderungswUrdigkeit und Entwicklungsföhigkeit keine 
deckungsgleichen Begriffe sind. Auch in Zukunft werden wir Höfe ohne Kreditsubventionen 
an geförderten Betrieben vorbeiziehen sehen und Bauern bei uns auf der Geldgeberseite fin
den, die im ermittelten leistungsniveau unterhalb der Markierungsmarke des EinzeIbetriebli
chen Förderungsprogramms gebl ieben si nd. 

5.2 Entscheidungskompetenz fUr Förderungsföhigkeit an wen? 

Auf welche Beurteilungsgesichtspunkte fUr die Förderungsföhigkeit man auch immer sich ver
stöndigen mag, ebenso wichtig ist die Entscheidung, wer als Bewill igungsstelle darUber be
finden soll, in welche Betriebe die auf Selektion angelegten Subventionen zu fließen haben. 
Dazu sind verschiedene lösungen denkbar. 

Zunlichst bieten sich die Banken an, die als Glöubiger zinsverbilligter Kredite auftreten. Sie 
hatten auch Bewilligungskompetenz im Rahmen der allgemeinen Zinsverbilligung, die auf 
breite Streuung und verwendungszweckorientiert angelegt war. In diesem Verfahren hat sich 
- von Ausnahmen abgesehen - die Entscheidungsstelle Bank auch bewöhrt, zumal sie sich 
meist durch eine gutachtliche Stellungnahme der örtlichen landwirtschaftlichen Dienststelle 
absicherte. Solange es nur um die Feststellung des Haupterwerbs und der oft technischen Frage 
ging, ob ein mit den beantragten Krediten zu finanzierendes Bauvorhaben dem jeweiligen Er
kenntnisstand im landwirtschaftlichen Bauwesen entsprach, war das problemlos. 

Anders mußte es aussehen, wenn man der Bewilligungsstelle die Befugnis Ubertragen wollte, 
die landwirtschaftlichen Betriebe danach zu unterscheiden, ob sie als entwicklungsflihige 
Höfe Investitionshilfen in Anspruch nehmen durften oder in die Gruppe derjenigen einzustufen 
waren, deren vorhandenes und zu erwartendes leistungsniveau eine Förderung ausschloß. 
Hier mußten die Banken uberfordert sein. 

Einmal kann eine solche Entscheidungskompetenz nicht Einrichtungen Ubertragen werden, die 
sich im harten Wettbewerb mit anderen befinden, die mit gleichen Befugnissen ausgestattet 
sind. Wir haben gesehen, wie problematisch die verschiedenen Abgrenzungskriterien ohnehin 
sind. Miteinander im Wettbewerb stehende Bewilligungsstellen mUßten zu der kaum wUnschens
werten Situation fuhren, daß bei der einen Bank abschlögig beschiedene Bauern in die nöchste 
Kassenhalle gingen, um dort ihr Heil zu versuchen. Benachteiligt wliren die Institute, die mit 
ihrer Bewilligungspraxis dem Inhalt und dem Sinn der ergangenen Förderungsrichtlinien am 
ehesten entsprechen wUrden. Die Bauern wUrden sich verstöndlicherweise schnell den Hliusern 
zuwenden, deren großzUgige Auslegung der Bestimmungen sich sehr bald herumsprechen wUrde. 
Darauf wiederum mUßten die anderen Hliuser aus WettbewerbsgrUnden reagieren und sich auf 
eine großzUgigere Vergabe von öffentlichen Geldern einstellen. Ergebnis wlire eine Aushöh
lung des zielgerichtet angelegten Förderungsprogrammes. 

Weiterhin fehlt einer großen Zahl der Agrarkredite vergebenden Banken der erforderl'iche 
Sachverstand zur betriebswirtschaftlichen Einschtttzung des leistungsniveaus eines Betriebes. 

120 



Das ist verstl:lndlich. Die Masse der Höfe fUhrt keine BUcher. Analysen geprUfter Bilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen sind also nicht mögl ich. Die von den Banken einzuge
henden Risiken bei der Kreditfinanzierung eines landwirtschaftlichen Betriebes verlangen 
eine Leistungsprufung des Unternehmens nur in begrenztem Rahmen. Immer noch wirtschaftet 
der fUr die deutsche Landwirtschaft typische Bauer weitgehend auf Eigentum. Bei der Entwick
lung der Bodenpreise zl:lhlt das Agrarkreditgeschöft nicht zu den riskanten Sparten. Wöhrend 
im gewerblichen Bereich die dinglichen Sicherheiten oft auf Null gehen, wenn das finanzier
te Unternehmen funktionsunftlhig wird, ist der Objektwert eines Bauernhofes von der Lebens
ftlhigkeit des gerade betriebenen landwirtschaftlichen Unternehmens nur in Grenzen beein
flußt. Die These also, daß eine Bank am Risiko mittrage, wenn sie einem wirtschaftlich kran
ken landwirtschaftlichen Betrieb einen zinsverbilligten Kredit gewöhre, geht an der Praxis 
vorbei. 

Aus diesen Betrachtungen ist der Schluß föllig, daß als Bewilligungsstellen diejenigen aus
scheiden, die unmittelbar oder mittelbar am "Finanzierungsgeschöft" beteiligt oder interes
siert sind. Die Institution muß neutralen Charakter haben, den erforderlichen Sachverstand 
besitzen, die Urteilsföhigkeit durch ausreichende Ortskenntnisse nachweisen und mit einem 
minimierten Verwaltungsaufwand zu entscheiden in der Lage sein. Werden diese Voraus
setzungen nicht erfullt, sind entweder Fehlentscheidungen unvermeidbar oder der Verfahrens
aufwand zur Erlangung von Förderungsmitteln erreicht durch das Tötigwerden von gutachtlich 
sich öußernden Zwischen instanzen ein Ausmaß, das in keinem angemessenen Verhöltnis zum 
erreichten und angestrebten Förderungseffekt steht. Gegenwi:irtig ist ubrigens vielerorts die
ser Stand Kennzeichen unserer Förderungspraxis. 

Ein Beitrag zur Vereinfachung und zur Beschri:lnkung des Verfahrensaufwandes auf das unbe
dingt erforderliche Maß wi:lre die Forderung an den Landwirt, der Förderung begehrt, daß er 
seinen Leistungsnachweis fUr die Vergangenheit in aussagefi:lhiger und Uberzeugender Form 
erbringt. Die BewilI igungsstelle könnte sich dann mit einer kurzgefaßten, pri:lzisen Darstellung 
des Entwicklungsvorhabens zufriedengeben und ihre wichtigsten Beurteilungsmaßstöbe, soweit 
sie nicht allgemeinen Charakter haben und ihr so ohnehin zugönglich sind, aus den Leistungs
nachweisen des Betriebes fUr die Vergangenheit herleiten. 

Diesem Gedanken I iegt noch ein anderer Gesichtspunkt zugrunde. Er orientiert sich an der 
Feststellung, daß auch die Förderungshilfen die Selbstverantwortung des Landwirtes fUr Erfolg 
oder Mißerfolg in seinem Betrieb unberuhrt lassen sollen, soweit das mit der Inanspruchnahme 
von Haushaltsmitteln vereinbar ist. Zukunftsorientierte, bis ins Detail reichende PIanrech
nungen, die nicht nur auf rechnerische Richtigkeit geprUft und abgesegnet werden und die 
etwa mit dem Ergebnis auslaufen, daß der Betrieb im Jahre X einen Jahresgewinn von Y zu 
erwarten hat, zwingen die BewilI igungsstelle in eine Mitverantwortung, die kaum vernUnftig 
sein kann. Der Bauer hat die öffentlich testierte Zukunftssicherheit in der Hand. Er kann sich 
auf dieses Testat berufen, wenn er ohne Erfolg bleibt - und er hat Recht. Die Mitverantwor
tung der Bewilligungsstelle ist ohne RUcksicht auf rechtliche Durchsetzbarkeit unvermeidbar, 
weil der Bauer darauf verweisen kann, daß er sich auf das Investitionsrisiko nicht eingelassen 
hl:ltte, wenn ihm der zu erwartende Erfolg nicht bescheinigt worden wi:lre (lO, S. 55). 
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5.3 Kein Mißbrauch der landwirtschaftlichen Beratungskröfte 

Die MtSglichkeiten der landwirtschaftlichen Beratung, durch ihre Ttltigkeit wirtschaftlichen 
Erfolg in die Betriebe einziehen zu lassen, werden htlufig unterschötzt, manchmal uber
schötzt und gelegentlich wird die Aufgabe der Berater mißdeutet. 

Eine Unterschtltzung findet man nicht selten bei den praktischen Landwirten. Ich will das 
im einzelnen hier nicht ausfUhren und mich darauf beschrtlnken, auf die geringen Beitröge 
hinzuweisen, die Landwirte bereit sind, beispielsweise in die Kasse von Beratungsringen ab
zufuhren. 

Übe'rschötzt wird die mtSgl iche Effektivitöt der Beratung, wenn Dritte sich von ihrem Einsatz 
einen Ausgleich fUr unzureichende Qualifikation des Betriebsleiters versprechen. Diesem 
Irrtum unterliegen oft Banken, gelegentl ich auch die fUr die Bewill igung von FtSrderungsmit
tein verantwortlichen Stellen. Unser Haus ist von Zwangsberatungsauflogen in Verbindung 
mit Kreditgewtlhrungen Itlngst abgegangen, nachdem Versuche schon in den FUnfziger Jahren 
praktisch ohne Erfolg blieben. Mehr als eine Beitrittserkltlrung zum Beratungsring kc:m selten 
dabei heraus. Heute wissen wir, daß eine betriebswirtschaftlich ausgerichtete EinzeIbetriebs
beratung erfolgreich nur mit zwei tUchtigen Kröften praktiziert werden kann - einem tUchti
gen Betriebsleiter und einem tUchtigen Berater. Wer mangelnde Qualifikation des Betriebs
leiters korrigieren will, muß den Betriebsleiter auswechseln und nicht den Anschluß an die 
Beratung verlangen. 

Mißdeutet wird die Aufgabe des Beraters mit der Stellung, die ihm oft im Rahmen von staat
lichen FtSrderungsprogrammen zugemutet wird. Der Berater bezieht seinen Beratungsauftrag 
vom Bauern. Er hat die Interessen seines Auftraggebers uneingeschrtlnkt zu vertreten - auch, 
wenn es um die Erlangung tSffentl icher FtSrderungshilfen geht. Er ist von seiner Funktion her 
Uberfordert, wenn er gleichzeitig Sachwalter tSffentlicher Mittel sein soll. Damit muß er als 
Instrument staatlicher FtSrderungspolitik ausscheiden. Wer ihm generell oder auf das Einzei
projekt bezogen aus dieser Position heraus entstandenes Fehlverhalten vorwirft, muß seinen 
Unmut dort deutlich machen, wo die Entscheidung fUr die Übertragung von miteinander un
vereinbaren Aufgaben auf eine Person gefallen ist. 

6 Nicht RUckkehr zur Gießkanne, aber Fortentwicklung des Einzelbetrieblichen 

FtSrderungsprogrammes 

Vom Detail abgesehen, sind die Unzultlnglichkeiten des gegenwtlrtig gultigen Einzelbetrieb
lichen FtSrderungspragrammes (4) auf die unbefriedigende Lösung der Abgrenzung der ftSrde
rungsftlhigen Betriebe und der Minimierung des Verfahrensaufwandes zurUckzufuhren. So ist 
z.B. die sogenannte FtSrderungsschwelle als Qualifikationsmerkmal fUr entwicklungsftlhige 
Betriebe sttlndig in der Diskussion. Zu Recht, wie ich meine, weil sie an sich und mit dem 
Verfahren zu ihrem Nachweis ungeeignet fUr die Beurteilung der Zukunftströchtigkeit eines 
landwirtschaftlichen Betriebes ist. Sie ktSnnte entfallen und damit zur Entlastung der agrar
politischen Diskussion beitragen, wenn sich auch im einzelbetriebl ichen FtSrderungsprogramm 
die Beurteilung der Leistung des Betriebes sttlrker auf in der Vergangenheit Vollzogenes 
stutzen wUrde. Im Bundesministerium fUr Erntlhrung, Landwirtschaft und Forsten wird eine 
mtSgl iche Alternative zur FtSrderungsschwelle als Abgrenzungskriterium fur ftSrderungsföhige 
Investitionen nicht gesehen. Noch in einer im Juli 1977 zur Verteilung gekommenen Infor
mationsschrift (5) wird das deutlich und mit der Tatsache beg rUndet, "daß zuwenig Betriebe 
Uber eine ordnungsgemöße BuchfUhrung verfUgen". 

Die Feststellung einer zu geringen Zahl buchfUhrender Betriebe trifft zu. Nur ist sie als Be
grUndung fUr eine fehlende Alternative zur FtSrderungsschweJle ungeeignet. Bereits in seinen 
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Richtlinien vom 1.1.1971 fUr die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in der 
land- und Forstwirtschaft hat der Bundesminister fUr Ernöhrung, Landwirtschaft und Forsten 
in Ziff. 4.5 festgelegt, daß ab 1974 mindestens ein, ab 1975 mindestens zwei Vermögens
staten oder zwei BuchfUhrungsabschlusse fUr die der AntragsteIlung vorausgehenden Rech
nungsjahre vorzulegen sind. Die Landwirte hatten also ausreichend Zeit, sich auf diese Vor
ankUndigung einzustellen, wenn sie in sfXlteren Jahren öffentl iche Haushaltsmittel zur Fort
entwicklung ihrer Höfe in Anspruch nehmen wollten. Die Durchfuhrungsbestimmungen zu den 
Richtlinien 1977 fUr Niedersachsen enthalten darUber hinaus den Hinweis (DB zu Nr. 11/4 
der Richtlinien 1977 ZiH. (4), daß "bei Anträgen ab 1.1.1979 stets zwei BuchabschlUsse 
vorzulegen sind". Es durfte auch nicht unzumutbar sein, wenn die Vergabe öffentl icher Gel
der an Leistungsnachweise der Empfänger gebunden wird, die außerdem den Mittelgeber auch 
im weiteren Interesse der Landwirte instand setzen, mit einem mögl ichst geringen Verwal tungs
aufwand auszukommen. Investitionshilfen sollten im Ubrigen nicht als Sozialhilfen mißverstan
den werden, sondern die DurchfUhrung von Maßnahmen erleichtern, deren Zweckmäßigkeit 
an wirtschaftlichen Kriterien auszurichten ist. 

FUr die Zukunft kommt es nicht auf die Entwicklung neuer Agrarkreditprogramme an. Bei der 
gegenwärtigen Zinssituation an den Geld- und Kapitalmärkten ist das Erfordernis fUr zusätz-
I iche Zinssubventionen - etwa in Form einer mageren Zinsverbili igung - ohnehin schwer be
grUndbar. Eine RUckkehr zur allgemeinen Zinsverbilligung ist ebenfalls keine brauchbare 
Alternative. Vielmehr muß das gegenwärtig gUltige einzelbetriebliche Förderungsprogramm 
so fortentwickelt werden, daß es eine praxisnähere Gestaltung erfährt. Dabei sind folgende 
allgemeine Gesichtspunkte zu bedenken, mit denen ich zusammenfassend abschl ießen möchte: 

a) Finanzierungen im Wirtschaftsbereich sollten nur in landwirtschaftlichen Betrieben geför
dert werden, deren wirtschaft! iche Existenz fUr die Nutzungsdauer der betroffenen Maß
nahme als gesichert erscheint. Inwieweit dazu auch außerlandwirtschaftl iche Erwerbs
quellen beitragen können, bedarf der Entscheidung im politischen Raum. 

b) Die Beurteilung von Finanzierungsanträgen muß sich auf den zu fördernden Betrieb und 
die in ihm durchzufUhrende Maßnahme konzentrieren. Leistungsanforderungen, die sich 
an allgemeinen Maßstäben orientieren und die spezifischen BedUrfnissen im Einzelfall un
zureichend berUcksichtigen, sind dafUr ungeeignet. Dazu gehört auch die gegenwärtig 
gUltige Förderungsschwelle . 

c) Es entspricht der sparsamen Verwendung öffentlicher Mittel, wenn ihre Inanspruchnahme 
bei dem Empfönger BedUrftigkeit voraussetzt. Sie darf aber nicht den tUchtigen Landwirt 
benachteil igen und als durch unzureichende BetriebsfUhrung verursachte Schwäche des 
Leistungsvermögens interpretiert werden. Sie muß außerdem fUr den Betrieb einen finan
ziellen Spielraum offenlassen, der ihm die Anpassung an veränderte Verhältnisse in der 
Zukunft ermögi icht. 

d) Die Förderung begehrenden Landwirte mUssen im Rahmen ihrer unternehmerischen Funktion 
fUr den Leistungsnachweis ihrer Betriebe selbst verantwortl ich sein. Dem kann ausreichend 
durch Vorlage von BuchabschlUssen fUr die einer AntragsteIlung vorausgehenden Wirt
schaftsjahre Rechnung getragen werden. Im Sinne der Eigenverantwortung des Landwirtes 
fUr wirtschaftl iche Entscheidungen in seinem Betrieb I iegt es auch in seinem Ermessen, ob 
er sich einer beratend tätigen Person oder Institution bedienen will. 

e) Der Verfahrensaufwand zur Erlangung der Förderungsmittel muß sich auf das unbedingt 
notwendige Maß beschrönken. Verwaltungsaufwendungen, die keinen oder einen nur un
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Qualitöt der Entscheidung uber die MitteIver
gabe leisten, sind zu vermeiden. 
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t) Der externe Einfluß auf die unternehmerischen Entscheidungen des landwirtes sollte im 
Rahmen des Antragsverfahrens gering bleiben. Die Bewilligungsstelle sollte sich daher in 
ihrer Beurteilung eines bestimmten Vorhabens auf die richtliniengeml:lße Verwendung be
antragter öffentlicher Mittel beschrtlnken und bei Übernahme eines Kredit- oder BUrg
schaftsrisikos durch die öffentliche Hand dieses wertend in den Entscheidungsprozeß ein
beziehen. In Zweifelsfl:lllen könnte sich die Bewilligungsstelle der gutachtlichen Äuße
rung einer Sachversttlndigenstelle bedienen. 

g) Die Förderung sollte auf den Betrieb als Ganzes und nicht auf einzelne Verwendungs
zwecke zielen. Damit ist der eventuelle Ausschluß bestimmter Produktionsrichtungen aus 
Ubergeordneten GrUnden (Marktstruktur) durchaus vere inbar . 
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Einleitung 

Die allgemeine Struktur des Agrarkreditsystems sowie die Besonderheiten der langfristigen 
Agrarfinanzierung haben meine Vorredner ausfuhrl ich dargestell t. Wenn diese als Vertreter 
spezieller Agrarkreditinstitute zu Ihnen gesprochen haben, sollte dies nicht den Eindruck er
wecken, als sei die Finanzierung der Landwirtschaft mit dem allgemeinen BankgeschClft nicht 
in Einklang zu bringen. Insbesondere in der Bundesrepublik ist im Vergleich zu vielen ande
ren LCindern das Universalbanksystem stark ausgeprClgt, so daß alle Bankengruppen auch an der 
Agrarfinanzierung beteiligt sind. Schwerpunkte ergeben sich bei den Kreditgenossenschaften 
und Sparkassen durch die Entstehungsgeschichte und die traditionelle Verbindung zur Land
wirtschaft bzw. durch die große Zahl der kundennahen GeschClftsstellen; auch durch den Ein
fluß administrativer Maßnahmen, die jedoch mehr im langfristigen Bereich zu suchen sind. 

Betrachtet man das Finanzierungsvolumen, das die Banken den Landwirten zur VerfUgung stei
len, so entfCll1 t der größte Teil der Kredite auf langfristige Mittel. Dies hat oft zur Folge, 
daß allgemeine Diskussionen Uber den Agrarkredit ihren Schwerpunkt in der langfristigen Fi
nanzierung sehen. Auch die EinflUsse agrarpolitischer Entscheidungen treten hier deutlicher 
in Erscheinung. Die Verbesserung der Agrarstruktur ist neben der Stabil isierung der MClrkte 
wesentl iches Ziel der Agrarpal itik. Die Förderungsmaßnahmen im landwirtschaftl ichen Unter
nehmen konzentrieren sich auf die Erleichterung der Mittelbeschaffung fUr die Anschaffung 
von Anlagen. Diese Finanzhilfen, wesentlich in Form von Zinszuschüssen, beziehen sich des
halb auf die langfristige Finanzierung. Sehr viel weniger macht sich die Hilfe bei der Finan
zierung der Bevorratung von landwirtschaftlichen Interventionsprodukten fUr den Landwirt be
merkbar. 
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Genauso wichtig wie das Bemuhen um eine stabile Finanzstruktur im landwirtschaftlichen 
Unternehmen ist die Sicherstellung der jederzeitigen Zahlungsbereitschaft, die Erhaltung der 
Liquidittlt. 

Die Finanzierung der Betriebskosten und der Vorrtlte, fUr die die kurzfristigen Kredite im we
sentl ichen genutzt werden, haben den Landwirten in frUheren Zeiten wen ig Sorge bereitet, 
da der Wert der Vorleistungen noch relativ gering war und zudem viele Betriebsmittel aus dem 
Betrieb selbst stammten. Mit der wachsenden Eingl iederung der Landwirtschaft in den stl:irker 
arbeitsteiligen Wirtschaftsprozeß und infolge der tiefgreifenden strukturellen und produktions
technischen Vertlnderungen haben sich die saisonalen Geldströme wesentlich vergrößert. 
Deutl ich wird diese Entwicklung, wenn man die Daten Uber die Vorleistungen und die Ver
kaufserlöse der Landwirtschaft langfristig verfolgt: In den vergangenen 10 Jahren bis 1975;76 
erhöhten sich die Vorleistungen um DM 10 Mrd. auf DM 25 Mrd., gleichzeitig stiegen die 
Erlöse der Landwirtschaft um DM 21 Mrd. auf DM 48 Mrd •. Dieser Leistungsanstieg ist umso 
imponierender, wenn man berucksichtigt, daß bei einem RUckgang der Beschtlftigtenzahl um 
1 Mio. auf 1,6 Mio. die Arbeitsproduktivittlt um 127 % gesteigert werden konnte. 

Voraussetzung fUr dieses Uberdurchschnittliche Wachstum war die Bereitschaft der Banken, 
den Landwirten ausreichende Finanzierungsmittel zur VerfUgung zu stellen, da die Eigenfinan
zierung mit der raschen Produktionsausweitung unter versttlrktem Einsatz von Kapital nicht 
Schritt hai ten konnte. Die Entwickl ung zur Intensivierung unter voller Ausnutzung der produk
tionstechnischen Möglichkeiten können wir in England oder Irland wie im Zeitraffer beobach
ten. Der Eintritt in die EG mit der schrittweisen Übernahme des Agrarmarktsystems eröffnet 
z.B. den Milchviehhaltern ganz neue Dimensionen in der Ertragsplanung. Bodenunabhl:ingige 
Futtermittel und intensivere Bewirtschaftung ermögl ichen hier der Milchproduktion in relativ 
kurzer Zeit Zuwachsraten, die schon schwindelerregend genannt werden können. Eine solche 
Intensivierung kann nur Uber den Einsatz von kurzfristig bereitgestellten Fremdmitteln erfolgen. 
Dabei steht unter den gegebenen Voraussetzungen die Wirtschaftl ichkeit fUr den Einzelbetrieb 
kaum in Frage. 

Trotzdem stellt sich fUr die Banken oft das Problem, daß Landwirten eine wertfreie Betrach
tung des Kredites schwerftilit. Dies mag auf das heute noch tief verwurzel te Standesdenken 
zurUckzufUhren sein, wie auch auf die Vorstellung, daß Kreditaufnahme als Folge mangeln
der Barmittel direkter Ausdruck einer schlechten wirtschaftlichen Lage sei. Die Vorstellung 
Uber optimale Liquiditl:itshaltung, die sich manifestiert in der alten Finanzierungsregel "eine 
Ernte auf dem Halm, eine Ernte auf dem Speicher und eine Ernte auf dem Bankkonto", ist 
heute wohl aus verschiedenen GrUnden nicht mehr realisierbar. In Zeiten, in denen außer
halb der Landwirtschaft höhere Renditen fUr das eingesetzte Kapital erziel t werden können, 
ist es sinnvoll, daß landwirtschaftl iche Betriebe eine straffe Liquiditl:itsplanung auch unter 
Einbezug von Bankkrediten durchfuhren. 

Wenn heute gerade im Bereich des kurzfristigen Agrarkredits fUr eine rationale Betrachtung 
der Instrumente geworben werden muß, so I iegt die Ursache hauptstIchi ich in einer fehlenden 
oder mangelnden Betriebs- und Finanzplanung im landwirtschaftlichen Betrieb. Sicher ist es 
fUr kapitalkrtlftige Landwirte ein Leichtes, den saisonalen oder kurzfristigen Mittelbedarf aus 
der eigenen Tasche zu finanzieren. Nach RUckfluß der Mittel wird er diese Liquidittlt jedoch 
nur schwer wirtschaftlich nutzen können. Ich möchte damit herausstellen, daß eine Liquidi
ttltsplanung nicht nur den Geldbedarf ermitteln muß, sondern sie soll auch dafUr sorgen, daß 
Überliquidittlt verhindert wird. Wtlhrend fehlende Liquidittlt existenzgefl:ihrdend ist, wird ein 
Zuviel an Geld im allgemeinen Sprachgebrauch "nur" als unwirtschaftlich angesehen. Aber 
trl:igt mangelnde Wirtschaftlichkeit nicht schon ein Existenzrisiko in sich? 

126 



~ Ursachen der Sonderstellung des Agrarkredits 

Die Unsicherheit in finanziellen Dingen ist wohl auch eng verbunden mit der unzureichenden 
Kenntnis des Betriebsleiters Uber die weitere Entwicklung des eigenen Betriebes, die nur auf
grund einer aussageföhigen BuchfUhrung gewonnen werden kann. 

Auch fUr die kreditgebenden Banken ist dies ein besonderes Problem, das fUr die Sonderstel
lung des Agrarkredits im Bankengeschöft mit verantwortlich ist. Ich darf Ihnen diesen Zusam
menhang an einem alltöglichen Beispiel verdeutlichen. Ein Vertreter der gewerblichen Wirt
schaft benötigt zur Finanzierung seines Umlaufvermögens einen kurzfristigen Kredit. Er ver
einbart einen Termin mit seiner Hausbank und wird in diesem Gespröch, in dem er seine WUn
sche vortrögt, seine Unterlagen mit den letzten Bilanzen und Ertragsrechnungen vorlegen. 
Vor dem Hintergrund allgemeiner Branchenkenntnis und evtl. gezielt eingeholter Zusatzinfor
mationen kann daraufhin die Bank das Unternehmen des Antragstellers einordnen, seine wirt
schaftliche Entwicklung analysieren und zusammen mit dem Unternehmer den optimaten Ein
satz von Krediten nach Umfang und Art festlegen. 

Im Gegensatz dazu haben Landwirte meistens keine aussagekröftigen Unterlagen Uber die 
finanzielle und wirtschaftliche Lage und Entwicklung ihrer Betriebe zur VerfUgung, da ent
weder eine betriebswirtschaftl iche BuchfUhrung erst kUrzl ich eingefUhrt wurde oder oberhaupt 
nicht vorhanden ist. An den Kreditfachmann werden deshalb hohe Anforderungen gestellt, 
wenn er aufgrund der Aussagen seines Gespröchspartners und der Kenntnis der öußeren Gege
benheiten des Betriebes den wirtschaftlichen Einsatz und die Sicherheit der Kredite zu beur
teilen hat. 

Hier stehen sich auch verschiedene Verfahrensweisen bei der Betriebsanalyse gegenUber. Wöh
rend I andw i rtschaftl iche Praktiker oft zuerst die öußeren Daten, Flöchen- und Bestandszahlen 
prUfen, so beginnt der Kreditfachmann mit einem Blick auf die Abschlußdaten, um von der 
finanziellen Seite her ein Unternehmensbild zu entwickeln. Diese Unterschiede in der Be
trachtungsweise halte ich insbesondere im kurzfristigen Bereich fUr die grundlegende Proble
matik bei der Kreditvergabe an Landwirte. Dabei soll die Sonderstellung des kurzfristigen 
Agrarkredits in Folge zusötzlicher Besonderheiten nicht in Zweifel gezogen werden, wie sie 
im folgenden kurz aufzuzeigen sind: 

- Der Zeitraum des Produktionsablaufes ist zwar in den einzelnen Betriebsbereichen unter
schiedlich, jedoch insbesondere in Abhöngigkeit von der Vegetation relativ lang. Die höu
fig genaue Terminierung des Fertigstellungstermins erleichtert die Frage nach dem Zeitraum 

.der Betriebsfinanzierung, bringt jedoch allzuoft absatzstrategische Probleme, die die Wirt
schaftlichkeit in Frage stellen können. Nicht fUr alle Produkte kann eine Vorratsfinanzie
rung eingeplant werden, wenn die Marktentwicklung unvorteilhaft ist. Oft fehlen auch die 
betrieblichen Voraussetzungen zu einer Bevorratung der Ernte. Die geringe Elastizitöt der 
Nachfrage fUr Agrarprodukte, verbunden mit dem vorgegebenen Produktionszyklus, bringt 
es mit sich, daß die Produktionsplanung in einer Zeit erfolgt, in der die Entwicklung der 
Absatzmörkte nicht ausreichend voraussehbar ist. Sie kennen alle den Verlauf der Kartof
felpreise in 1976 und 19n, der wieder einmallehrbuchhaft gezeigt hat, welche Schwan
kungen auftreten können, die die Wirtschaftl ichkeit der Produktion einerseits wesen tl ich 
erhöhen, gleichzeitig aber auch in Frage stellen können, ohne daß der Mitteleinsatz bei 
erkennbaren Verönderungen entsprechend regul iert werden könnte. 

- Die landwirtschaftlichen Betriebe mit ihrer relativ niedrigen Beschöftigtenzahl sind in ihrer 
Stabilitöt und Ertragskraft weitgehend von der Föhigkeit und Leistungskraft des Betriebslei
ters und seiner Familie abhöngig. FUr die kreditgebende Bank kann diese starke Abhöngig
keit durch die hohen Beleihungsmögl ichkeiten im langfristigen Bereich teilweise ausgegli
chen werden. Umso mehr muß bei der richtigen Bemessung kurzfristiger Kredite auf die 
persönl iche Beurteilung des Kreditnehmers besonderer Wert gelegt werden. 
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- Der starke Einfluß agrarpolitischer Entscheidungen, die nicht nur nach nationalen Erforder
nissen, sondern in Abhtlngigkeit von der EG-Pol itik und ihren weitreichenden Eingriffen 
getroffen werden, kann mittel fristiges Vorausschauen erl ei chtem und erschweren. In jedem 
Fall erfordern die Richtl inien der EG ein hohes Maß an Spezialwissen für die Beurteilung 
der Zusammenhtlnge und Besonderheiten der Agrarwirtschaft. 

Als erwerbswirtschaftliche Einheiten müssen die landwirtschaftlichen Betriebe ihre Planun
gen auf die agrarpolitischen Gegebenheiten abstellen. Sie dürfen aber auch die Folgen 
möglicher Korrekturen des politischen Weges nicht aus dem Auge verlieren. Für die Banken 
gilt es, bei langfristigen Vorhaben immer wieder an solche externen Imponderabilien zu er
innern. So wird z.B. die Einführung der Erzeugerabgabe für Milch und der Abbau des 
Grenzausgleichs auf die Verkaufserlöse der Landwirte durchschlagen. Professor Schiller 
wies gerade vor kurzem darauf hin, daß bei Einführung dieses Systems nicht an eine "ewige 
Rente" gedacht worden sei. 

- Folge der Sonderstellung der Agrarwirtschaft innerhalb unseres Wirtschaftssystems ist die 
Vielzahl der steuerl ichen Bestimmungen, die auch dem Agrarkreditfachmann geltlufig sein 
müssen. Auf die verschiedenen Sonderregelungen im Steuerrecht wird zur Zeit in der Fach
presse auch im Zusammenhang mit den Pltlnen der Regierung zur Änderung der Steuergesetz
gebung hingewiesen. In den landwirtschaftlichen Betrieben ist den steuerlichen Fragen in 
Anbetracht der steuermindernden Sonderregelungen große Beachtung zu schenken. So bringt 
die Gewinnermittlung nach Durchschnittsstltzen gemäß § 13 a EStG gegenüber einer Nor
mal besteuerung Vorteile, die voll in Rechnung gestellt werden müssen, wenn durch Kredit
aufnahme der Gewinn aus der erhöhten Produktion die gesetzl iche Höchstgrenze übersteigt. 
Gleichzeitig sind bei den Kreditanträgen gut verdienender Landwirte die Möglichkeiten 
der Steuervorteile infolge der Durchschnittsbewertung oder durch Sonderabschreibungen zu 
berücksichtigen. Steuerersparnis bei den zusätzl ichen Gewinnen kann wesentl ich zur Um
lauffinanzierung beitragen. 

3 M~keiten und Aufgaben der Banken 

Gerade in der Bundesrepubl ik ist in Form der Universalbank eine Vielzahl von Bankgeschäften 
unter einem Dach vereinigt. Der Kunde wickelt Einlagen- und Kreditgeschäft mit einer Bank 
- seiner Hausbank - ab, die ihm auch mit nahezu allen anderen Bankleistungen zur Verfügung 
steht. Da die Universalbank nicht nur alle Bankgeschtlfte tätigt, sondern auch mit Kunden 
der verschiedensten Branchen zusammenarbeitet, ergibt sich eine breite Streuung der Risiken 
und kostspielige Schwankungen der Liquiditätshaltung werden verhindert, wodurch wiederum 
höhere Leistungsfähigkeit im Interesse der Kunden entsteht. Dem Bankkunden - der seine Inter
essen wohl zu vertreten weiß - ermögl icht dieses System eine optimale Versorgung mit Bank-

leistungen aus einer Hand, wobei Zinsen und sonstige Kosten im Wettbewerb ausgereizt sind. 

Traditionelle Schwerpunkte in der Geschtiftsttltigkeit der Banken sind damit ja nicht ausge
schlossen und werden auch intensiv gepflegt. So haben z. B. die ländl ichen Kreditgenossen
schaften als Folge ihrer Entstehungsgeschichte, ihrer regionalen Verbreitung und ihrer inneren 
Struktur enge Kontakte zum Itlndl ichen Raum und zur mittelständischen Wirtschaft allge~ein. 

Die Besonderheiten des Agrarkredits machen es erforderl ich, daß die im Agrarkredit tätigen 
Banken ein großes Maß an Informationen sammeln müssen und daß spezielle Agrarkreditfach
leute ausgebildet werden, um den Anforderungen und Wünschen der landwirtschaftlichen 
Kunden gerecht zu werden. Dabei reicht es nicht allein aus, eine angemessene und dem Ver
wendungszweck angepaßte Kreditform zu erarbeiten, sondern vielmehr muß auch im Interesse 
des Kunden und der Bank der wirtschaftl iche Einsatz der Mittel verfolgt werden. Dazu ist 

128 



eine intensive Zusammenarbeit der Partner, in der die Banken die Beratung in allen finanz
wirtschaftl ichen Fragen Ubernehmen, wesentl iche Voraussetzung. 

In Anbetracht der hohen Ertragsunterschiede und der davon abhöngigen Eigenkapitalausstat
tung innerhalb der Landwirtschaft, die die wirtschaftliche Disparitöt zwischen Landwirtschaft 
und gewerb I icher Wirtschaft noch in den Schatten stellt, reichen allgemeine Branchenkennt
nisse des Kreditsachbearbeiters nicht mehr aus. Er braucht deshalb das volle Vertrauen und 
eine besondere Offenheit des Landwirts, um seiner Aufgabe gerecht werden zu können. Denn 
die Banken können nur beraten und Vorschlöge unterbreiten, die endgUltige Entscheidung hat 
der Landwirt selbst zu treffen. Andererseits sollte der verantwortungsbewußte Kreditberater 
nicht jeden Kredit gewöhren, den der Landwirt wunscht und fUr den er mit seinem nach 
Marktpreisen bewerteten, hohen Grundvermögen ausreichende Sicherheiten stellen kann. 
Wirklich verantwortungsbewußt handelt er, wenn er seine Beratung so ausrichtet, daß dem 
Kunden langfristig der höchste Nutzen entsteht. 

Kredite werden immer auf Zukunftserwartungen hin gegeben, deshalb wird ein kalkulierbares 
unternehmerisches Risiko nicht auszuschließen sein. Ist die Bank jedoch vom Erfolg eines zu 
finanzierenden Vorhabens nicht Uberzeugt, so muß sie mit dem Landwirt Überlegungen anstel
len, wie bestehende Unsicherheitsfaktoren ausgeschaltet werden können. Ist dies nicht mög
lich, kann sie den WUnschen des Antragstellers nur nöhertreten, wenn dieser bewußt Ertrags
reserven aus anderen Bereichen dem Risiko entgegenstellt. Stehen dem Landwirt keine solchen 
Reserven zur VerfUgung, muß die Bank im Interesse ihres Kunden auf die Kreditvergabe ver
zichten. Eine solche Haltung kann fUr die Bank zu Geschöftseinbußen fUhren, langfristig 
sollte sie von dem Kunden honoriert werden. Den Banken ist im Interesse einer vertrauens
vollen Zusammenarbeit sehr daran gelegen, wenn die Landwirte auch die Kreditaufnahme als 
betriebswirtschaftl iches Mittel zur Verbesserung ihrer Ertragslage emotionslos nutzen. Die in 
der Landwirtschaft bestehenden Sonderheiten, die auch den Banken gelöufig sind, sollen da
bei kein Hindern is darstellen, auch wenn sie zu einer Sonderstellung des Agrarkredits fUhren. 
Hilfreich bei der Beschaffung von Informationen ist hierbei auch der intensive Kontakt zu der 
Vielzahl berufsstöndischer Organ isationen. 

Im Bereich der Finanzierung der gewerblichen Wirtschaft werden in jUngster Zeit gewisse 
parallele Tendenzen der branchenbezogenen Anforderungen deutlich, die hier aber in aller 
Regel Großprojekte betreffen, fUr die Kredite von einigen zehn oder gar hundert Mill ionen 
DM erforderlich sind. Im Zusammenhang mit ausgeprögten Konzentrationsprozessen ist auch 
eine hohe Spezialisierung der Einzelbetriebe verbunden, die besondere Erfahrungen und Kennt
nisse bei der Kreditvergabe voraussetzen. Zusötzl ich haben die unsichere Wirtschaftslage und 
wachsende internationale Verflechtungen und Geschl:lftsverbindungen dazu gefUhrt, daß heute 
in großen Banken zum Teil Projekt- und Branchengruppen gebildet werden, die sich auf die 
Beurteilung und Analyse eng begrenzter Bereiche beschrönken. So treten zum Beispiel bei der 
Finanzierung der Elektrizitötswirtschaft oder von Bauprojekten Sonderprobleme auf, die ohne 
intime Kenntnis der Verhöltnisse nicht bewöltigt werden können. Somit gleichen sich in der 
bankbetrieblichen Organisation die Anforderungen des Agrarkredits und der Kreditvergabe an 
die gewerbi iche Wirtschaft einander an, wenn sich auch die Dimensionen erhebl ich vonein
ander unterscheiden. 

4 Volumen der Kredite an die Landwirtschaft 

Wenn trotzdem nicht alle Bankengruppen entsprechend ihrer allgemeinen MarktsteIlung an 
der Kreditvergabe beteiligt sind, so liegt dies außer an historischen GrUnden auch an der 
Notwendigkeit, die persönl ichen und wirtschaftl ichen Verhöltnisse des landwirtschaftl ichen 
Kreditnehmers aus der Nöhe zu verfolgen. Deshalb wird das Agrarkreditgeschöft vorzugsweise 
von Banken betrieben, denen die örtlichen Verhl:lltnisse wohlvertraut sind. Die löndlichen 
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Kreditgenossenschaften, aber auch die Sparkassen, mit einer Vielzahl kleinerer Geschöfts
stellen sind fUr dieses Geschöft besonders geeignet, wobei den Kreditgenossenschaften die 
zusötzlichen Verbindungen Uber die Mitgliedschaften der Kreditnehmer und ihre Vertretung 
in den Organen zusHtzl iche Informationen liefern. 

Wenn auch die statistischen Angaben Uber die Kredite an die landwirtschaft unzureichend 
sind, so darf ich Ihnen doch kurz eine grobe Vorstellung von den GIiSßenordnungen geben. 
Zum 30.6.76 lag die Verschuldung der landwirtschaft bei DM 31,1 Mrd .. Zum Ende des glei
chen Jahres lag das Gesamtvolumen der Bankkredite an die landwirtschaft bei 28,3 Mrd. DM. 
Daraus ist zu schließen, daß der Anteil von Fremdmitteln, die nicht von Banken stammen 
- also HHndlerkredite oder Renten - doch relativ gering ist. Weiter ist der Abstand im Bereich 
der kurzfristigen Schulden. Hier sind in den Verbindlichkeiten zum 30.6.76 von insgesamt 
DM 7,5 Mrd. kurzfristige Kredite von ca. DM 5,1 Mrd. enthalten. Wenn man die zeitliche 
Verschiebung der Datenangaben berUcksichtigt, zumal zu Beginn der Ernte die Fremdkapital
inanspruchnahme extrem hoch I iegen dUrfte, um sich dann zum Jahresende wieder zu vermin
dern, kann davon ausgegangen werden, daß im kurzfristigen Bereich die Finanzierung durch 
Banken mehr als 70 % der Verbindlichkeiten in der landwirtschaft ausmachte. 

Auch Uber die MarktsteIlung einzelner Bankengruppen liegen uns recht unvollstHndige Unter
lagen vor, insbesondere da eine frUher vereinbarte Agrarkrediterhebung heute nur noch un
vollstHndig durchgefUhrt wird. FUr die genossenschaftliche Bankengruppe liegt der Anteil am 
Agrarkredit insgesamt bei 30 %, er erreicht im kurzfristigen Bereich rund 55 %, wHhrend die 
Schwerpunkte bei den kurz- und langfristigen Krediten im Sparkassensektor umgekehrt liegen. 
Insgesamt muß bei der Suche nach Globaldaten Uber den Agrarkredit oder die Fremdkapital
belastung der landwirtschaftlichen Betriebe auffallen, daß entsprechendes Material sehr dUnn 
gesöt ist, insbesondere im Vergleich zu der sonst recht aufwendigen Agrarstatistik. 

5 Instrumente des kurzfristigen Asrarkredites 

Nicht alle Instrumente der kurzfristigen Finanzierung werden von der landwirtschaft voll ge
nutzt. Wesentl iche Ursache dafUr ist der durch die Vegetations- oder Aufzuchtperiode be
stimmte Produktionsprozeß., Dadurch steigt der Finanzierungsbedarf im laufe des Jahres bis 
zur Ernte an und wird dann durch hohen liquiditHtszufluß wieder abgebaut. Die relativ lan
gen Produktionszeiten erfordern eine Kreditlaufzeit bis zu einem Jahr, so daß zum Beispiel 
der Wechsel mit seiner kurzen und relativ starren laufzeit fUr die allgemeine Betriebsmittel
finanzierung weniger geeignet ist. 

Die landeszentrolbanken tragen diesem Problem Rechnung, indem bestimmte Wechsel zur 
Saatgut- und DUngerfinanzierung auch nach zweimaliger Prolongation, d.h. nach 9 Monaten, 
noch angekauft werden können. Diese Wechsel sind auf den landwirt gezogen, so daß ihm 
indirekt der Zinsvorteil zuföllt. Auch in sonstigen Einzelfinanzierungen könnte der Wechsel 
als relativ billige Geldquelle störker herangezogen werden. Wenn die Betriebsmittelfinanzie
rung mit dem Zeitpunkt der Ernte endet, aber fUr spötere Monate eine gUnstigere Absatzlage 
erwartet wird, kann eine Vorratshaltung - insbesondere in größeren Betrieben - Uber den 
Wechselkredit finanziert werden. Dies setzt jedoch im landwirtschaftlichen Betrieb eine aus
gereifte liquiditötsplanung voraus, um der Strenge des Wechsel rechts gewachsen zu sein. Er
möglicht eine fristgerechte Haltung von liquiditötsreserven die jederzeitige Zahlungsbereit
schaft, so trögt dies zur Verstörkung der Bonitöt des landwirts fUr andere Kreditgeschtlfte bei. 

Bei der Auswahl der Finanzierungsformen durch den landwirt herrscht oft große Unsicherheit, 
da die Kenntnis der verschiedenen Instrumente unzureichend ist. Wenn ein Betriebsleiter die 
jUngsten technischen Errungenschaften der landmaschinen industrie analysiert oder die Anwen
dung eines neu entwickelten Produktionsverfahrens in Erwögung zieht, ist nicht sicher, ob er 
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sich auch Uber eine optimale Finanzierung seiner Anschaffung Gedanken gemacht hat. Nei
gung und Ausbildung konzentrieren sich in der Regel mehr auf die produktionstechnischen 
Aspekte. Bei Fremdfinanzierung muß die erste Entscheidung in der Wahl des Geldgebers ge
troffen werden. Noch im vorigen Jahrhundert ist dem Lieferantenkredit dabei eine Monopol
steilung zugefallen, die dahingehend abgebaut wurde, daß heute nur noch schätzungsweise 
knapp 30 % der kurzfristigen Verbindlichkeiten eines landwirtschaftlichen Betriebes auf Händ
lerkredite entfallen. Nur bei besonderen Konstellationen kann dieser Form der Vorzug gege
ben werden: Die Bank muß als Folge einer ungUnstig ausgegangenen BonitätsprUfung höhere 
Zinsen verlangen oder die bestehende Kreditlinie bei der Bank soll nicht erhöht werden oder 
ist fUr andere Finanzierungen erforderlich. In der Regel Ubersteigen die Erträge aus der vol
len Ausschöpfung der Skontierungsmöglichkeiten die Bankzinsen bei weitem. 

Die traditionell vorherrschende Form des Betriebsmittelkredits ist nach wie vor das Kontokor
rent. Diese Kreditart ist zwar teurer als der Wechselkredit, weil die Refinanzierungsmittel 
fUr die Bank ungUnstigere Konditionen haben, sie ist aber fUr den Umfang und die Art des Ge
schäftsbetriebes eines Landwirts nach wie vor im allgemeinen die geeignetste. Dabei erleich
tert die Zusammenfassung der betrieblichen Zahlungsströme auf einem Bankkonto in Verbin
dung mit einem Kreditrahmen, der in unterschiedlichem Umfang je nach Bedarf in Anspruch 
genommen werden kann, den Überbl ick Uber die Liquiditätslage und kann zudem Ausgangs
punkt der weiteren Liquiditätsplanung sein, fUr die die Bank als kundiger Berater zur VerfU
gung steht. Klare Kenntnis vom Umfang der kurzfristigen Verbindlichkeiten ist Voraussetzung 
hierfUr. Oft wird Ubersehen, daß auch Lieferantenrechnungen oder -schulden Verbindl ich
keiten sind. 

Noch wenig genutzt von der landwirtschaftlichen Kundschaft werden die vielseitigen Möglich
keiten des Einsatzes von BUrgschaften. Wesentlich kostengUnstiger als Kredite, können BUrg
schaften MitteiabflUsse verhindern und dadurch den Liquiditätsspielraum erheblich erweitern. 
Zum Beispiel sind Zahlungseinbehalte von Kunden und Vorauszahlungen an Lieferanten durch 
BankbUrgschaften oft voll zu ersetzen. 

Kurzfristige Kredite werden von den Hausbanken in vielen Fällen als Personalkredite gegeben, 
sei es, daß der Sicherheitsspielraum ausgeschöpft oder die besondere Kenntnis des Kreditneh
mers durch die Hausbank ausreichend ist. Das Wissen um die wirtschaftl ichen Verhäl tnisse der 
Landwirtschaft im engeren Raum und die genaue Kenntnis der finanziellen Lage und persön
lichen Verhältnisse des Kreditnehmers durch die Hausbank gewährleisten oft ausreichende 
Sicherheit. In Anbetracht von sich verringernder Kapitalverzinsung, die nur noch geringe 
Zuwachsraten bei der Eigenkapitalbildung zuläßt, werden aber auch verstärkt Sicherheiten 
fUr Kontokorrentkredite gefordert. 

Diese Tagung ist im wesentlichen der Finanzierung des landwirtschaftlichen Betriebes und 
seiner BedUrfnisse gewidmet. Dabei darf jedoch nicht Ubersehen werden, daß dem Agrarkre
dit auch die Finanzierung der Absatzorgan isationen der Landwirtschaft und der be- und ver
arbeitenden Industrie hinzuzurechnen sind. Als Folge der weitreichenden Arbeitsteilung, die 
sich wie in der gewerblichen Wirtschaft im Ernährungsbereich durchgesetzt hat, wurden von 
der Landwirtschaft wesentl iche Verteil funktionen und Dienstleistungen abgegeben. Anderer
seits haben die Privathaushalte große Bereiche der Verarbeitung von Nahrungsmitteln Indu
striebetrieben Uberlassen, so daß diesen Wirtschaftsbereichen, dem agri-business zugerechnet, 
wachsende Bedeutung zukommt. Daß der Endverbraucher heute fUr Agrarprodukte doppelt so
viel ausgibt wie die Landwirte an Verkaufserlösen einnehmen, ist Indiz dieser Entwicklung. 
Auch auf die Finanz- und Geldbewegungen hat sich diese Verlagerung von Leistungen stark 
ausgewirkt. Wenn die Landwirte in den ersten drei Monaten des Wirtschaftsjahres zum Bei-
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spiel 2/3 ihrer gesamten Getreideverk1:lufe t1:ltigen, so erfordert dies einen Finanzierungsauf
wand von fast DM 3 Mrd .• Entsprechend mUssen allein bei den ZuckerrUbenfabriken zu den 
Auszahlungsterminen ca. DM 1,5 Mrd. fristgerecht zur VerfUgung stehen. Bevorzugtes·lnstru
ment dieser Finanzierungen ist der Wechselkredit. Die Bundesbank stellt den Banken zur 
Erntefinanzierung Sonderkontingente fUr den Wechsel rediskont zur VerfUgung. Diese Mittel 
reichen jedoch bei weitem nicht aus, um den hohen saisonalen Bedarf zu decken. Es bedarf 
daher regelmaßig einer besonderen Flexibilitat der im Agrarkredit engagierten Banken, um 
diese ausgepragten Spitzen zinsgUnstig abzudecken. 

Die zunehmende Verlagerung der Absatzfinanzierung in die Handels- und Verarbeitungsbe
triebe hat den Mittelbedarf zeitl ich stark verdichtet, da die Ernte unmittelbar nach ihrer Ein
bringung größtenteils verkauft wird, so daß kurzfristig der Mitteiabfluß bei den Banken 
sprunghaft ansteigt. 

Als Mittler zwischen Landwirtschaft und Einzelhandel sehen sich die Absatzorganisationen und 
Verarbeiter der Unsicherheit Uber die Entwicklung der Agrarmarkte immer starker ausgesetzt. 
Die Ertragsrelationen dieser Gesellschaften werden in Anbetracht des wachsenden Preisdrucks 
der stark konzentrierten Abnehmer auf der Einzel handel sstufe immer enger. Bei wachsenden 
internationalen Geschaftsverbindungen erschwert die Abhangigkeit von der Entwicklung der 
Weltmarkte fUr Agrarprodukte die Betriebsplanung zusatz I ich. Die Entwicklung - insbesondere 
am Markt fUr Sojaprodukte als wichtigem Rohstoff fUr die Mischfutterindustrie - hat auch in 
1977 gezeigt, in welchem Maße die unberechenbaren, sprunghaften Preisschwankungen eine 
Versorgungsplanung in Frage stellen können, so daß das Handelsrisiko nicht mehr kalkul iert 
werden kann und in keinem Verh1:lltnis zur Verarbeitungsspanne der Mischfutterwerke steht. 

Auch die Auswirkungen administrativer Entscheidungen treffen den Handels- und Verarbei
tungsbereich voll. So werden die Wettbewerbsverh1:lltnisse innerhalb der EG durch die Ände
rung des Berechnungsmodus fUr den W1:Ihrungsausgleich bei Milcherzeugnissen und die Strei
chung des Ausgleichs fUr einige Produkte erheblich zuungunsten der deutschen Molkereiwirt
schaft verzerrt. 

Die Auswirkungen der Änderung der Getreidemarktordnung auf das Volumen der Erntefinanzie
rung sind bis jetzt noch nicht zu beurteilen. Die obligatorische Intervention fUr Backweizen 
nur fUr die Monate August - Oktober kann zu einer verstarkten Andienung an die Interven
tionssteIlen fUr diese Zeit fuhren. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierung des Absatzes landwirtschaftlicher Produkte darf auch 
die staatliche Vorratshaltung von Agrarprodukten durch das BALM nicht unerwahnt bleiben. 
Die Übernahme im Rahmen des Marktordnungssystems wird durch besondere Wechsel finanziert, 
di.e Mittel werden dem BALM durch ein Bankenkonsortium unter Leitung der Landwirtschaft
lichen Rentenbank zur VerfUgung gestellt. 

7 Probleme der Agrarkreditvergabe 

Die allgemeine Problematik der Kreditvergabe in der jetzigen wirtschaftl ichen Situation gil t 
gerade im kurzfristigen Bereich voll und ganz auch fUr den Agrarkredit. Die Eigenkapital
quote vieler Unternehmen hat sich im vergangenen Jahrzehnt oft beangstigend vermindert, 
gleichzeitig werden die Ertragsrechnungen und Rentabilitatsplanungen immer bescheidener. 
Das wachsende Risiko unternehmerischer Aktivitaten zwingt die Banken zu scharferer Auswahl 
ihrer Kreditnehmer. Die Kreditunterlagen mUssen kritischer gepruft, die Anforderungen an 
die Besicherung hochgeschraubt werden. 

Die landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe haben zwar in 75/76 das Reineinkommen wesent
I ich steigern können, so daß bei gestiegenen Investitionen die Eigenkapitalrelation verbessert 
werden konnte. FUr 76/77 muß aber wieder mit einem recht hohen ErtragsrUckgang gerechnet 

132 



werden. Damit bleiben die Aussichten auf eine tiefgreifende Verbesserung der Finanzrelation 
nach wie vor gering. 

Gerade in kleineren Betrieben wird eine Kreditaufnahme dann geflihrl ich, wenn die Rentabi
litlit nicht ausreicht, die Privatentnahmen zu finanzieren und bei fehlender Buchhaltung auch 
noch ohne genaue Kenntnis des Landwirts ein ernster Substanzverzehr eintritt. Ähnl iche Fol
gen zeitigen die Auswirkungen der Inflation auf die Vermögenswerte, wenn die Vermögens
verluste nicht bekannt sind und Scheingewinne entnommen werden. Die fehlenden Mittel 
werden dann oft kurzfristig fremdfinanziert und belasten den Betrieb zuslitzl ich, bis die Not
wendigkeit der Sanierung offensichtl ich wird, die dann meistens eine Aufgabe der Landwirt
schaft als Hauptberuf zur Folge hat und nur noch bescheidene oder keine Vermögensreste be
IIißt. 

Die Leistungsflihigkeit eines in seinen einzelnen Zweigen stabilisierten Betriebes kann von 
den Banken viel eher abgeschlitzt werden, so daß außergewöhnl iche Situationen auch eher 
erkannt und entsprechende Maßnahmen durch Umschul dung etc. ergriffen werden können. 
Auch die Managementqualittlten eines Landwirts sind durch die lange Zusammenarbeit seiner 
Bank vertraut. Schwieriger wird die KreditprUfung, wenn Vertlnderungen in einzelnen Produk
tionsbereichen vorgenommen werden, deren wirtschaftliche Entwicklung noch unsicher ist 
und/oder fUr die die Eignung des Landwirts nicht genUgend beurteilt werden kann. Die Spe
zialisierung auf einige wenige Produktionsrichtungen setzt mit der risikoreicheren Betriebs
struktur auch die Kreditvergabe erhöhtem Risiko aus. Gerade die Ausrichtung auf bodenun
abhtlngige Veredelung erfordert neben den Gebtludeinvestitionen hohes Umlaufkapital. Wtlh
rend die langfristigen Fremdmittel bei genUgend Eigenland noch abgesichert werden können, 
steht der kurzfristige Kredit oft in erhöhtem Risiko. Die Ausweitung oder nur die Erhal tung 
des Einkommens erfordert aber eine sttlndige Steigerung der Produktion, so daß die landwirt
schaftlichen Betriebe unter Wachstums- oder Spezial isierungszwang stehen, wobei bei man
gelndem Eigenkapital der Fremdkapitalanteil zwangsltlufig permanent zunimmt. Dies betrifft 
insbesondere den kurzfristigen Kredit. Wenn es sich der Landwirt zur Regel macht, einmal 
im Jahr einen kurzfristigen Kredit zurUckzufuhren und die Liquidittltslage dies auch nach 
Privatentnahmen zultlßt, so kann von einem sinnvollen Gebrauch des Kontokorrents gespro
chen werden. Weist der Betrieb eine permanente Belastung mit kurzfristigen Verbindl ichkei
ten aus, so hat der Sockelbetrag schon mittelfristigen Charakter und sollte deshalb auch aus 
SicherheitsgrUnden als mittelfristiger Kredit behandelt werden. Erlaubt die Rentabilität des 
Betriebs eine solche Belastung langfristig nicht, so sind in Absprache mit dem Betriebsberater 
und der Hausbank nachhaltige Konsolidierungsmaßnahmen in Angriff zu nehmen. 

Neben der Spezialisierung suchen Landwirte in zunehmendem Maße nach Möglichkeiten der 
Diversifikation in Bereichen, die der Landwirtschaft nahel iegen oder die sich durch die Lage 
im Itlndlichen Raum anbieten. In stadtnahen Gebieten oder in Erholungsrtlumen wird den Frei
zeitwUnschen der Sttldter durch den Bau von Reiterhöfen oder Gtlstehtlusern entgegengekom
men. Auch hier stehen die Rentabilittltsfragen im Vordergrund, die im voraus nur schwer ab
zuschlitzen sind. Besondere Nachfrage- und Standortanalysen oder vergleichbare Projekte 
stehen nur selten zur VerfUgung. Da die Sicherheiten oft durch die langfristige Finanzierung 
des Objektes ausgeschöpft sind, bleibt der Bank nur die Möglichkeit, Sicherheiten aus dem 
landwirtschaftlichen Betrieb zur Unterlegung der Kreditvergabe zustltzlich heranzuziehen. 
Auch wenn die Banken die fachl ichen Qual itäten des Antragstellers schätzen, so wird doch 
die Frage gestellt werden mUssen, wie er den neuen Anforderungen gewachsen ist. 

Eine tlhnl iche Problematik, die auch die Betriebsberater und die Banken sehr beschtlftigt, ist 
Ihnen schon seit Itlngerem geltlufig. Die Finanzierung von Kooperationen und Betriebsgemein
schaften, oft zur Konzentration und Erhöhung der tierischen Veredelungsproduktion gegrUndet, 
ist auch infolge des meist geringen Eigenkapitaleinsatzes mit erhöhtem Risiko behaftet. Die 
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Auswirkungen der oft erstmals von den Partnern genutzten Technologien und Betriebsorgani
sationen sind nur schwer zu kalkul ieren. Allzuoft sind diese Betriebszweige auch noch mit 
einem erhöhten Absatzrisiko behaftet. Bei dUnnen Ertragsspannen bedurfen langfristige Preis
abflachungen eines hohen Durchhaltevermögens, bis sich die Rentabi/ itöt wieder einstell t. 
Im Eier- und GeflUgelbereich hat sich gerade im vergangenen Jahrzehnt gezeigt, daß vor
wiegend Betriebe mit finanziellem RUckhalt aus anderen Betriebszweigen ungUnstige Preis
perioden Uberstehen. Die Vielzahl kurzfristig aufgebauter GeflUgelspezialbetriebe ist heute 
wieder von der Bildflöche verschwunden. 

Nach wie vor sind landwirtschaftliche Produkte Massenware, so daß es einzelnen nur in Son
derföllen gelingt, eine besondere Marktprofilierung fUr ihre Produkte zu erreichen. Im wesent
I ichen orientieren sich die Preise an der allgemeinen Preisentwicklung, die schon bei relativ 
geringen Produktionsschwankungen hohe Preisausschltlge aufweist. 

Neben den grundstltzlichen Fragen einer wirtschaftlichen Mittelverwendung muß sich auch 
der Kreditfachmann mit den rechtlichen und steuerlichen Problemen auseinandersetzen. Die 
Änderungen des HGB in 1976, durch die auch Landwirte als Kaufleute ihre Betriebe im Han
delsregister eintragen lassen können, gibt diesen erweiterte Möglichkeiten der geschöftlichen 
Betötigung. Sie unterwerfen sich damit den strengeren Regeln des Handelsrechtes und erhal
ten dafUr einen größeren Handlungsspielroum. FUr die Banken kann damit die Geschöftsbezie
hung zu Landwirten erleichtert werden, zumal diese dann rechtlich wie gewerbliche Unter
nehmer behandelt werden können. Die Landwirtschaft sah dieser Gesetzesönderung mit großen 
Erwartungen entgegen, weil damit auch der Weg zu ZusammenschlUssen unter handelsrecht
lichen Voraussetzungen ermöglicht wird. Dabei ist jedoch zu berUcksichtigen, daß Koopera
tionen in Form von beschrönkt haftenden Gesellschaften Probleme bei der Fremdkapitalbe
schaffung verursachen können, so daß oft Realsicherheiten oder BUrgschaften aus anderen Be
reichen herangezogen werden mUssen. 

Das Interesse der kreditgebenden Banken deckt sich damit mit den Unternehmenszielen des 
landwirtschaftlichen Betriebes und auch den Forderungen der betriebswirtschaftlichen Lehre. 
Leistungsföhige und ertragsstarke Betriebe, die Eigen- und Fremdmittel in ausgewogenen Pro
partionen einsetzen, sind uns die angenehmsten Kreditnehmer. Wissenschaft und berufsstön
disehe Organisationen können durch Aufklörung und Schulung wesentliches dazu beitragen, 
daß die Erkenntnisse der Finanz- und Betriebswirtschaft noch sttlrker Eingang in den landwirt
schaftlichen Betrieb finden. In dem Maße, wie der Landwirt seinen Betrieb anhand von Daten 
und Zahlen analysieren kann, kann er auch die weitere Entwicklung erfolgreich planen. Die 
Weitergabe dieser Daten an die Banken erleichtert diesen die KreditprUfung und verstörkt das 
Vertrauen in die Zusammenarbeit. 

In Anbetracht der Lage der öffentlichen Haushalte und der agrarpolitischen Szene in der EG 
muß befUrchtet werden, daß die großzUgige Förderung der Landwirtschaft mit den dafUr zur 
VerfUgung gestellten Mitteln bald der Vergangenheit angehören wird. Vor dem Hintergrund 
der Aufnahmeantröge von Griechenland,. Portugal und Spanien in die EG muß auch eine stör
kere Umlenkung der ohnehin knapper werdenden Mittel in die sUdlichen Regionen Europas mit 
in die Überlegungen einbezogen werden. Der deutsche Landwirt wird dann den Rechenstab 
noch öfter in die Hand nehmen mUssen, dessen Handhabung heute noch manchem schwerföllt. 
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11 Faced with our present economic difficulties, politi
cians, being under pressure to act decisively and 
dramatically, will naturally be impatient with any 
man ifestations of the philosophie doubts which plague 
economists." 

(PEACOCK, 21, S. 20) 

J EinfUhru!!9 

FUr den theoretisch geschul ten Ökonomen bleibt die Versuchung unabänderl ich groß, von 
einer idealtypischen Wirtschaftspolitik zu träumen, in der Entscheidungen gefällt werden, 
indem unter der Nebenbedingung eines Satzes von Gleichungen, die die Funktionsweise der 
Volkswirtschaft und die Wirksamkeit der Pol itikinstrumente exakt beschreiben, eine wohlde
flnierte Zielfunktion maximiert wird. Die reale Bedeutung ökonomischen Fachwissens fUr das 
Zustandekommen politischer Entscheidungen, wie sie beispielsweise aus seinen Erfahrungen 
in der britischen Regierung einprägsam von PEACOCK (21) resUmiert wird, kontrastiert bis-
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weilen hart mit diesem Traum. Auf der anderen Seite sind verschiedene Ansatze unverkenn
bar, i:Skonomisches Kaikul formell in den Entscheidungsprozeß einzubeziehen. Die etwa in 
der Bundesrepubl ik Deutschland verpfl ichtende Vorschrift, in bestimmten Fallen staat I icher 
Aktivitat Nutzen-Kosten-Untersuchungen durchzufUhren, die - nicht zuletzt im Bereich der 
Agrarpolitik - zu einer lebhaften Analysetatigkeit gefuhrt hat (siehe MEYER zu DREWER, 19), 
kann als ein Beispiel angesehen werden. Aus der - zumindest an der Zahl der durchgefuhrten 
Analysen gemessen - raschen Ausbreitung von Nutzen-Kosten-Erwagungen ergeben sich we
nigstens zwei Fragen: 

1. Sind die Mögl ichkeiten der eideutigen Bestimmung von Kosten und Nutzen pol itischer 
Maßnahmen in der jUngeren Vergangenheit besser geworden? 

2. Hat der Einfluß von Wirksamkeitsanalysen staatl icher Maßnahmen unter Kosten-Nutzen
Aspekten auf die tatsachl iche Gestaltung der Pol itik proportional zu ihrer zahlenmaßigen 
Ausbreitung zugenommen? 

Mit der ersten Frage befassen sich die folgenden Abschnitte des vorliegenden Referats. Dabei 
wird angesichts der umfangreichen und weiter rasch anwachsenden Literatur uber die Kosten
Nutzen-Analyse nicht eine umfassende Diskussion aller mit diesem Instrumentarium verbun
denen Probleme angestrebt. Vielmehr sollen einige zweifellos subjektiv ausgewahlte Grund
probleme der Bewertung von Nutzen und Kosten agrarpolitischer Maßnahmen aus gesamtwirt
schaf tl icher Sicht angesprochen werden. 

Die Frage nach dem tatsachl ichen Einfl uß formal isierter Kosten-Ertrags-Überlegungen auf den 
Gang der Pol itik laßt sich nur empirisch beantworten. Bei einer Analyse der Programmevalua
tion in der deutschen Regierungspraxis kommt DERLIEN (3) zu dem Ergebnis, daß die nach Be
kanntwerden der Analyseergebnisse zu beobachtenden pol itischen Reaktionen und Kurskorrek
turen nur selten als logische Konsequenz aus der Evaluation anzusehen sind. Allerdings be
schrankt sich seine Untersuchung auf in verschiedenen Bundesministerien durchgefuhrte ex 
post-Bewertungen noch laufender oder bereits abgeschlossener Programme, und es Uberrascht 
nicht, daß die Bereitschaft der Entscheidungstrager gering ist, durch an ungUnstigen Evalua
tionen orientierte Korrekturen bisheriger Maßnahmen impl izit fruhere Fehlentscheidungen 
einzugestehen. Aufschlußreicher ware eine Untersuchung darUber, welche Rolle bei der Pla
nung zukUnftiger Maßnahmen die ex ante-Bewertung mit Hilfe formal isierter Verfahren spiel t. 

Auch hier ist graßer Optimismus gewiß fehl am Platz. Ökonomische Erwagungen sind nur eine 
begrenzte Teilmenge der Überlegungen, die Politiker ihren Entscheidungen zugrunde legen. 
Dennoch spricht wenig gegen den Versuch, die Breite der Zielformulierung aus der prakti
schen Politik in die i:Skonomische Analyse aufzunehmen, soweit sie sich adaquat mit dem wirt
schaftswissenschaftlichen Instrumentarium untersuchen laßt, die ökonomischen Konsequenzen 
verschiedener Handlungsweisen in diesem Rahmen darzustellen und daruber hinaus zu akzep
tieren, daß nicht jede Entscheidung notwendigerweise genau so fallen muß, wie das ökono
mische Kaikul alleine es verlangen wUrde. 

2 Kosten und Ertrage in ihrer Beziehung zu den agrareol itischen Zielen 

2.1 Die Zielbedingtheit der Kosten- und Ertragsdefinition 

Zahlreiche Probleme fUr die Diskussion Uber Kosten und Ertrage staatl icher Maßnahmen erge
ben sich aus der Tatsache, daß die Begriffe "Kosten" und "Ertrage" eine wohldefinierte Be
deutung im Rahmen des einzelbetriebl ichen Rechnungswesens haben, die sich auf die Ebene 
der gesamtwirtschaftl ich orientierten Planung nicht ohne weiteres Ubertragen laßt. Hier er
weist es sich als zweckmaßig, von einer zunachst sehr allgemein gehaltenen Begriffsdeutung 
auszugehen und als Ertrage bzw. Kosten das Ausmaß der Annaherung an die Zielsetzungen 
des Entscheidungstragers - bzw. der Entfernung von ihnen - zu kennzeichnen, das mit der 
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Durchfuhrung einer Maßnahme verbunden ist. Aus dieser Definition ergibt sich die Notwen
digkeit, Zielsetzungen und Identittlt des jeweiligen Entscheidungstrtlgers zu analysieren. 

In der wohlfahrtstheoretisch orientierten Literatur Uber die Kosten-Nutzen-Analyse wird als 
Zielsetzung staatlicher Maßnahmen gewöhnlich die Maximierung einer sozialen Wohlfahrts
funktion unterstellt, von der angenommen wird, daß sie vom BERGS ON- oder PARETO-Typ 1) 
ist und als Argumente die Nutzenniveaus der betroffenen Individuen enthtllt, die von den die
sen Individuen zur VerfUgung stehenden GUtermengen und den von ihnen erbrachten Faktor
leistungen 2) abhöngen (z.B. LESOURNE, 16, S. 27 ff). Wöhrend allokative und - allerdings 
mit erheblichen Einschrönkungen - auch distributive Zielsetzungen sich mit diesem analyti
schen Instrumentarium konsistent behandeln lassen, ergeben sich größere Schwierigkeiten bei 
dem Versuch, weitere Zielsetzungen, vor allem solche mit essentiell dynamischer Natur wie 
beispielsweise Stabilittlt, Verminderung sozialen Anpassungsdrucks und Versorgungssicherung, 
in diesen Rahmen zu integrieren. Im folgenden sollen einige Probleme erörtert werden, die 
bei der Analyse dieser einzelnen Zielsetzungen und bei der Berucksichtigung des gesamten 
mehrdimensionalen Ziel komplexes auftreten. 

2.2 Statische und dynamische Allokationseffizienz 

Mit der Zielsetzung einer optimalen Allokation der Produktionsfaktoren und Guter im gege
benen Zeitpunkt (statische Allokationseffizienz) ist das klassische Gebiet der Kosten-Nutzen
Analyse angesprochen. Als Kosten bzw. Nutzen einer Maßnahme werden unter diesem Aspekt 
die Inanspruchnahme von Faktorleistungen bzw. die Bereitstellung von GUtern angesehen, wo
bei die Mengeneffekte mit den sozialen Schattenpreisen zu bewerten sind. FUhrt die Maß
nahme zu Preisönderungen, so sind zustltzl ich die Auswirkungen auf Konsumenten- und Pro
duzentenrente zu berUcksichtigen (z. B. LESOURNE, 16, S. 67 ff) . 

Ein großer Teil der Maßnahmen, die ubl icherweise unter dem Begriff der Agrarstrukturpalitik 
zusammengefaßt werden (siehe z.B. HEDTKE, 8, S. 26) ist vornehmlich auf die Erhöhung der 
statischen Allokationseffizienz ausgerichtet und Itlßt sich daher in der Ubl ichen Vorgehens
weise der Kosten-Nutzen-Untersuchungen unmittelbar analysieren. Die dabei auftretenden 
besonderen Probleme fUr die Ermittlung der Mengeneffekte und die Schötzung von Schatten
preisen werden in vorliegenden Kosten-Nutzen-Analysen auf diesem Gebiet 3) ausfUhrlich 
behandelt und sollen deshalb hier nicht aufgegriffen werden. 

Bereits die Analyse der statischen Allokationseffizienz kann nicht auf die expl izite BerUck
sichtigung des Zeitablaufs verzichten, wenn Ertrtlge und Kosten zu mehreren Zeitpunkten an
faHen. Diskontierung aller Werte auf einen Zeitpunkt oder Ermittlung des internen Zinsfußes, 
die hier erforderl ich sind, bringen eine Reihe theoretischer und praktischer Schwierigkeiten 
mit sich (siehe z.B. LlTTLE und MIRRLEES, 18). Eine Vielzahl zusötzlicher Probleme sind 
allerdings zu lösen, wenn Kosten und Nutzen unter dem Gesichtspunkt dynamischer Alloka
tIonseffizienz bestimmt werden sollen. Im Gegensatz zum statischen Fall, in dem die Ver
höltnisse zu allen zukUnftigen Zeitpunkten als bekannt oder gar konstant angesehen werden, 
mUssen in der dynamischen Analyse die nicht mit Sicherheit vorherzusehenden Reaktionen 
der Betroffenen und ihre Wandlungen im Zeitablauf berUcksichtigt werden. Neben den grund
sl:ltzlichen Problemen einer intertemporalen Optimierung (siehe z.B. SOHMEN, 32, S. 168 ff) 
kommen also die Schwierigkeiten hinzu, die sich bei der Wahrscheinlichkeitsabwl:lgung zwi-

1) Zu dieser Kennzeichnung siehe etwa GRAAF (5, S. 8 ff.) . 

2) FUr eine einheitliche Behandlung von GUterkonsum und Faktorleistungen in den indivi
duellen Nutzenfunktionen siehe etwa BOADWAY (0). 

3) Siehe z.B. die Zusammenstellungen derartiger Arbeiten bei GUTH und MEYER zu DREWER 
(6) und be l MEYER zu DREWER (19). 
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schen verschiedenen mögl ichen Entwicklungspfaden ergeben, wie sie zur Findung des maxi
malen Erwartungswertes des Gesamtnutzens während des Betrachtungszeitraums erforderlich 
ist (siehe hierzu die grundsätzl ichen Ausfuhrungen bei LESOURNE, 16, S. 149 ff). Der opti
male Entwicklungspfad kann dabei Uber Stationen laufen, die bei kurzfristiger Analyse und 
statischer Betrachtungsweise als nicht effizient erscheinen wUrden. 

Typische Fragen dieser Art treten im Bereich der Agrarstrukturpol itik z. B. bei der Beurteilung 
von Maßnahmen der selektiven Investitionsförderung auf, wie sie beispielsweise im Rahmen 
des Einzelbetriebl ichen Förderungsprogramms erfolgt (siehe hierzu etwa KOESTER, 14). Der
artige Maßnahmen basieren offensichtlich auf der Vorstellung, daß bestimmte Gruppen von 
landwirtschaftlichen Betrieben in einem späteren Zeitraum eine effiziente Agrarstruktur reprä
sentieren, während zwischenzeitl ich die Existenz dieser Betriebe gefährdet ist und durch För
derungsmaßnahmen gesichert werden muß. Die Bewertung der Nutzen solcher Maßnahmen 
mUßte entsprechend auf einer Verlaufsanalyse basieren, die aufzeigt, daß bei der erwarteten 
Agrarpreisentwicklung eine ungenUgende Zahl von Betrieben (oder, was noch schwieriger zu 
demonstrieren wäre, eine ungUnstig zusammengesetzte Gruppe von Betrieben) fortbestehen 
wird. Gleichzeitig mUßte geklärt werden, warum einer solchen unerwUnschten Entwicklung 
nicht durch eine Änderung der Agrarpreispolitik begegnet werden kann. Eine Lösung der ana
lytischen Schwierigkeiten, die sich dabei ergeben, scheint bisher noch nicht in befriedigen
der Weise gelungen zu sein. Solange das der Fall ist, erscheint die Frage gerechtfertigt, wa
rum staatliche Entscheidungsinstanzen eher in der Lage sein sollten als die privaten Unterneh
mer selbst, zukUnftige Entwicklungsmöglichkeiten der Betriebe einzuschätzen (siehe ,dazu 
etwa ORT, 20). 

2.3 Verteilungsziele 

Das weitaus größte Gewicht in der praktischen Durchfuhrung der Agrarpol itik vieler Länder 
haben verteilungspolitische Ziele. Im Vordergrund steht dabei die intersektorale Einkommens
verteilung zwischen Landwirtschaft und ubriger Volkswirtschaft, daneben gewinnt die inter
personelle Einkommensverteilung innerhalb der Landwirtschaft zunehmend an Gewicht. Die 
Bestimmung von Kosten und Nutzen der staatl ichen Agrarförderung wäre sehr unbefriedigend, 
könnte sie diese wesentl ichen verteilungspol itischen Aspekte nicht in Betracht ziehen. 

Die gesamtwirtschaftl iche Nutzen-Kosten-Analyse, die ursprUng I ich vollständig auf das Ziel 
der Allokationseffizienz ausgerichtet war, hat sich in ihrer weiteren Entwicklung mit Vertei
lungsproblemen befaßt. Im Vordergrund stand dabei besonders die Frage, wie Verteilungsziele 
in al lokative Erwägungen integriert werden können. Mehrere Lösungen sind vorgeschlagen 
worden, deren wichtigste hier kurz skizziert werden sollen (siehe dazu auch RECKTENWALD, 
24, S. 11 ff; und DASGUPTA und PEARCE, 2, S. 54 ff, und die dort genannte Literatur). 

1. Der agnostische Ansatz: Auf eine BerUcksichtigung von Verteilungseffekten kann verzichtet 
werden. Die BegrUndung lautet entweder, daß die Verteilungswirkungen jeder einzelnen 
Maßnahme gering seien und sich in der Summe aller Maßnahmen wahrscheinlich ausglichen. 
Oder es wird argumentiert, es genUge zu wissen, daß die Gewinner die Verlierer kompen
sieren könnten 1). FUr die Beurteilung einer einzelnen Maßnahme sei es unwichtig, ob die 
Kompensation tatsächlich stattfindet, denn man mUsse davon ausgehen, daß die Vertei
lungsgerechtigkeit ohnehin durch das gesamte verteilungspol itische Instrumentarium in 
optimaler Weise verwirklicht werde. . 

1) An dieser Stelle setzt die Diskussion Uber die verschiedenen Kompensationskriterien an. 
Siehe z.B. SOHMEN (32, S. 307 ff.). 
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2. Der paretianische Ansatz: Eine Maßnahme wird nur dann als wohlfahrtssteigernd angese
hen, wenn durch ihre unmittelbaren Wirkungen oder tats<:ichlich erfolgende Kompensation 
sichergestellt ist, ?aß kein Individuum (oder abgeschw<:icht: keine Gruppe) durch sie be
nachteil igt wird. Ober alle anderen Maßnahmen I<:ißt sich prinzipiell kein Urteil f<:illen. 

3. Die gesonderte Darstellung der Verteilungseffekte: Im Anschluß an eine klassische Nutzen
Kosten-Analyse werden die Verteilungswirkungen tabellarisch aufgefuhrt. Dein pal itischen 
Entscheidungstr<:iger bleibt es Uberlassen, ein Gesamturteil Uber Allokations- und Vertei
lungseffekte zu f<:illen. 

4. Das Gewichtungsverfahren: Der Gesamteffekt einer Maßnahme wird als die gewichtete 
Summe der Kosten und Nutzen ausgewiesen, die bei allen betroffenen Individuen bzw. 
Gruppen anfallen. Die Gewichte geben die Bedeutung an, die der Wohlfahrts<:inderung 
einzelner Individuen bzw. Gruppen fUr die gesamtw i rtschaftl iche Wohlfahrt beigemessen 
werden. 

5. Maximierung unter Nebenbedingungen: Als Ziel wird die Maximierung der Allokations
effizienz unter der Nebenbedingung einer bestimmten Verteilung angesehen. Alter~ativ 
kann die Maximierung eines Verteilungsziels unter der Nebenbedingung einer bestimmten 
Effizienz angestrebt werden. 

Der agnostische Ansatz (1.) scheidet von vornherein aus, wenn Maßnahmen zu bewerten sind, 
die explizit verteilungspalitische Ziele verfolgen. Auch der paretianische Ansatz (2.) ist 
wenig hilfreich, wenn verschiedene Maßnahmen miteinander zu vergleichen sind, die alle 
seinen Bedingungen fUr eine Wohlfahrtssteigerung genUgen, aber durch unterschiedliche Ver
teilungswirkungen gekennzeichnet sind. Er versagt völlig, wenn eine Umverteilung zwischen 
verschiedenen Individuen das erkl<:irte Ziel einer Maßnahme ist. 

Von den verbleibenden drei Möglichkeiten stellt lediglich das Gewichtungsverfahren (4.) 
eine wirkliche Integration von Allokations- und Verteilungsziel in dem Sinne dar, daß die 
Auswirkungen auf beide Ziele zu einer eindimensionalen Größe zusammengefaßt werden. 
Nur in diesem Fall I<:ißt sich - EinmUtigkeit Uber die Verteilungsgewichte vorausgesetzt - fUr 
jede einzelne Maßnahme eindeutig sagen, ob ihre DurchfUhrung die Situation der Gesamt
wirtschaft verbessern oder verschlechtern wUrde. Der entscheidende Nachteil dieses Verfah
rens I iegt darin, daß trotz intensiver BemUhungen um die Entwicklung "objektiver" Vorgehens
weisen (siehe etwa SQUIRE und van der TAK, 33) die Wahl der Verteilungsgewichte immer 
wilikUrl ich bleiben wird. Das wl:lre nicht nachteil ig, falls die pal itischen Entscheidungstr<:iger 
sich dazu bereit finden könnten, die Verteilungsgewichte anzugeben, die in ihren Augen 
adl:lquat sind. Eine derartige Festlegung wird man allerdings kaum erwarten können. Unter 
diesen Umstl:lnden erscheint immerhin die Verwendung des Gewichtungsverfahrens in einem 
von DASGUPTA und PEARCE (2, S. 91 ff) offensichtlich bevorzugten "interaktiven Prozeß" 
zwischen Ökonomen und Politikern erwl:lgenswert, in dem die Gewichte mehrfach gel:lndert 
und die Ergebnisse jeweils neu gemeinsam beurteilt werden. Dieses Vorgehen stellt allerdings 
hohe Anspruche an Kooperationsbereitschaft und gegenseitiges Verst<:indnis. Abschließend 
bleibt zum Gewichtungsverfahren noch anzumerken, daß bei Maßnahmen mit größeren Um
verteilungseffekten keine konstanten Gewichte verwendet werden können 1). Im Extremfall 
wl:lre sonst diejenige Umverteilungsmaßnahme optimal, die das gesamte Sozialprodukt der 
Gruppe mit dem höchsten Verteilungsgewicht zukommen ließe. Diese Anmerkung mag zu
nl:lchst trivial erscheinen. Bezogen auf Fragen der praktischen Agrarpolitik bedeutet sie im
merhin, daß eine Bewertung von Maßnahmen der Einkommensumverteilung zugunsten der 

1) Die von SQUIRE und van der TAK (33) vorgeschlagene Methode und andere von DAS
GUPTA und PEARCE (2, S. 67 f.) erwl:lhnte Verfahren berUcksichtigen dies. 
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Landwirtschaft voraussetzt, daß die agrarpolitischen Entscheidungstrl:iger angeben, bis zu wei
chem Niveau der landwirtschaftlichen Einkommen sie eine zusl:itzliche Geldeinheit Einkommen 
bei Landwirten höher bewerten als den entsprechenden Einkommensverlust bei Nichtlandwirten . 

Dem Gebot der Operationalitl:it bei interner Konsistenz scheint am stl:irksten die Maximierung 
unter Nebenbedingungen (5.) zu entsprechen 1). Wird die zu wahrende Einkommensverteilung 
mit der gegenwl:irtig gegebenen gleichgesetzt, so fl:illt diese Vorgehensweise allerdings mit dem 
paretianischen Ansatz zusammen und unterl iegt der gleichen Kritik wie dieser. Immerhin er
gibt sich die Möglichkeit, durch parametrische Variation der Nebenbedingung den Konflikt 
zwischen Effizienz und Verteilung (falls ein solcher besteht) aufzuzeigen. 

Das Verfahren der gesonderten Darstellung der Verteilungswirkungen neben den Allokations
effekten (3.) schi ießI ich ist die neutralste Lösung, von der ausgehend bei genUgender Viel
fal t der untersuchten Maßnahmen sich alle Ubrigen Verfahren annl:ihern lassen. Gleichzeitig 
II:ißt diese Vorgehensweise allerdings wegen der Vielfalt der mit ihr angebotenen Informatio
nen am schwersten eindeutig Schi Usse zu. 

Außer dem in sich problematischen und deshalb nur begrenzt anwendbaren Verfahren mit expli
ziten Verteilungsgewichten erlauben alle anderen Vorgehensweisen keine eindeutige Aussage 
darUber, ob eine einzelne Maßnahme fUr sich genommen vorteilhaft ist oder nicht, da sie 
Verteilungs- und Allokationswirkungen nicht auf einen gemeinsamen Nenner bringen. FUr die 
Bewertung von Nutzen und Kosten verteil ungsorientierter agrarpol i tischer Maßnahmen hat das 
die wichtige Konsequenz, daß ledigl ich verschiedene Maßnahmen gegeneinander abgewogen 
werden können. Unter verschiedenen politischen Alternativen mit den gleichen (erwUnschten) 
Verteilungswirkungen ist dann diejenige am gUnstigsten zu beurteilen, die zu den geringsten 
Effizienzverlusten fUhrt. Der Verzicht auf die Zusammenfassung von Allokations- und Vertei
lungsaspekten zu einem eindimensionalen Kriterium mag bedauerlich erscbeinen, wenn die 
Erschwernis, die sich darausfUr die Entscheidungsfindung ergibt, bedacht wird. Angesichts 
des grundsl:itzl ich unterschiedl ichen Charakters von Allokations- und Verteilungszielen wird 
jedoch jeder Versuch der analytischen Integration bei der Ziele ein Notbehel f bleiben. 

Die Erörterung bleibt auch nach dieser Darstellung der vielfl:iltigen Möglichkeiten zur Einbe
ziehung von Verteilungseffekten noch unbefriedigend, solange sich kein Weg auftut, auf dem 
allgemeingUltige Aussagen uber die anzustrebende Verteil ungsnorm erreicht werden können. 
Diese Norm hl:ingt offensichtlich von dem ab, was als wirtschaftliche Gerechtigkeit aufge
faßt wird, und ist als moral ische Entscheidung unausweichl ich werturteilsbehaftet. Einer der 
interessantesten neueren Versuche, trotz dieser prinzipiellen Schwierigkeit allgemeine Grund
sCltze fUr eine gerechte Verteilung gesellschaftlicher Grundguter abzuleiten, ist von RAWLS 
(23) unternommen worden. Ausgangspunkt seiner als Gegenposition zum Util itarismus entwik
kelten "Theorie der Gerechtigkeit" ist die in der Moralphilosophie immer wieder als attraktiv 
empfundene Überlegung, eine gesellschaftliche Ordnung mUsse dann als gerecht angesehen 
werden, wenn sie von freien Menschen in einer hypothetischen ursprUngl ichen Situation ge
wl:ihlt wUrde, in der jedermann unwissend uber seine Ausstattung mit naturlichen und wirt
schaftlichen Gaben und damit uber seine Position im gesellschaftlichen Verteilungsspektrum 
sei. RAWLS kommt zu dem Ergebnis, daß eine solche faire Auswahl zu derjenigen Ordnung 
fUhren wUrde, die das am meisten benachteil igte Individuum in die gUnstigste Position ver
setzt, die im Vergleich zwischen allen denkbaren Ordnungen möglich erscheint. 

Dieser auch als Maximin-Prinzip gekennzeichnete Grundsatz, der nicht ohne Kritik geblie
ben ist (siehe etwa SOHMEN, 32, S. 371 ff), soll zunl:ichst nur die gedankliche Konstruk-

1) Dieser Ansatz wird z.B. bei KOESTER und TANGERMANN (15) verfolgt. 
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tion einer gesell schaf tl ichen Grundordnung erlauben, II:Ißt sich theoretisch aber auch auf die 
analytische Bewertung quantitativer Umverteilungssysteme anwenden (siehe etwa PHELPS, 22). 
Schwieriger, aber nicht vollstl:lndig ausgeschlossen erscheint der Versuch darzustellen, welche 
Konsequenzen sich aus den Überlegungen von RAWLS (23) für die Beurteilung konkreter Um
verteilungsfragen, beispielsweise in der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik ergeben wür
den 1). Dabei ist zu betonen, daß alle Schlußfolgerungen dieser Art im Kern ebenso an Wert
urteile gebunden sind wie jede Aussage zu Verteilungsfragen: Das Werturteil liegt in diesem 
Fall in der Bereitschaft, die Thesen von RAWLS zu akzeptieren. Gegenüber anderen Urteilen, 
die sich unmittelbar auf das Ergebnis von Umverteilungsmaßnahmen beziehen, hat ein Vorge
hen wie dasjenige von RAWLS allerdings zumindest den Vorteil, daß es Werturteile lediglich 
auf einer sehr allgemeinen Ebene verlangt und damit die Diskussion und Konsensbildung er
leichtert. 

Eine Anwendung des Maximin-Prinzips von RAWLS auf Fragen der landwirtschaftlichen Ein
kommenspol itik könnte beispielsweise zu den folgenden zwei Postulaten fUhren: 

a) Unter allen denkbaren Optionen der landwirtschaftl ichen Einkommenspol itik 2) sollte die
jenige gewl:lhlt werden, in der - bei gegebenem Betrag der Einkommensumverteilung von 
Nicht-Landwirten an den Agrarsektor - das Einkommen des bei dieser Option am wenig
sten begünstigten Landwirts höher ist als das jeweils niedrigste landwirtschaftliche Ein
kommen bei jeder anderen Option. 

b) Das Verfahren der Aufbringung von Einkommenstransfers an die Landwirtschaft und ihre 
Höhe sollten so gestaltet werden, daß der durch die Transferleistungen belastete N icht
Landwirt mit dem niedrigsten Einkommen nach der Umverteilung nicht weniger Einkommen 
hat als der einkommensschwl:lchste begünstigte Landwirt 3) . 

Wie das Maximin-Prinzip immer dann nicht zu egalitl:lren Verteilungsnormen führt, wenn das 
Gesamteinkommen durch eine Ungleichverteilung - etwa aufgrund der damit verbundenen Lei
stungsanreize - ausreichend gesteigert werden kann, so hl:ltte auch die Befolgung von Postu-
lat a) nicht eine vollstl:lndige Gleichverteilung der Einkommen in der Landwirtschaft zur Folge. 
Jedem durch gleichml:lßigere Verteilung bedingten Einkommenszuwachs am unteren Ende der 
Einkommensskala in der Landw irtschaft stUnde nl:lml ich eine Zunahme (genauer: eine wegen 
verminderter Abwanderung geringere Abnahme) der Zahl der Landwirte und damit eine Reduk
tion der durchschnittl ichen Umverteilungsmasse je begünstigten Landwirt gegenüber. Bei 
einem bestimmten Ausmaß der Ungleichverteilung wird sich dann fUr den Bezieher des niedrig
sten Einkommens ein Maximum ergeben. Wo diese "optimale" Verteilung liegt, hl:lngt ent
scheidend von der Mobilitcit landwirtschaftlicher Arbeitskrl:lfte ab. 

Forderung b) zeigt u.a. eine Beziehung zwischen Verfahren und Umfang der Einkommens
stUtzung für die Landwirtschaft auf. Je höher der insgesamt für erforderl ich erachtete Umfang 
der Einkommenstransfers an den Agrarsektor ist, um so wichtiger erscheint eine in Bezug auf 
das Einkommen der Belasteten progressive Aufbringungsform, da bei regressiven Aufbringungs-

1) Der denkbare Einwand, daß derart konkrete Anwendungen seiner Prinzipien von RAWLS 
nicht intendiert seien, erscheint nur teilweise gerechtfertigt, da RAWLS selbst den Plau
sibi I itl:ltstest seiner Überlegungen anhand konkreter Ausformungen fordert. Siehe 
PHELPS, 22, Fußnote 11, S. 423. 

2) Unter "Einkommenspolitik" werden hier zusammengefaßt alle agrarpolitischen Maßnahmen 
verstanden, die Einkommensverteil ungseffekte haben. 

3) Um diese Postulate operational zu gestalten, müßte in Vernachll:lssigung des auf Indivi
duen bezogenen RAWLSschen Konzeptes nicht von einzelnen Personen, sondern von durch
schnittl ichen Einkommen in signifikanten Gruppen gesprochen werden. 
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verfahren eher der Punkt erreicht wird, in dem das Einkommen des I:Irmsten Belasteten unter 
das Einkommen des I:Irmsten Begünstigten sinkt. Bei insgesamt stark ansteigendem finanziellen 
Aufwand für die Landwirtschaftsförderung (siehe z. B. SCHMITT, 28) gewinnt auch unter die
sem Aspekt die Frage nach der adl:lquaten Kombination von Preisstützung und aus dem Aufkom
men an direkten Steuern finanzierten Einkommenstransfers für die Landwirtschaft zusl:ltzl iche 
Bedeutung. 

An dieser Stelle ist eine eingehendere Diskussion dieser oder I:Ihnl icher Postulate nicht mög-
I ich. Immerhin wl:lre es interessant, die Konsequenzen derartiger Forderungen nl:lher zu analy
sieren, nach konkreten pol itischen Maßnahmen zu fragen, die ihre Verwirkl ichung verlangen 
würde, und - beispielsweise durch Simulationsrechnungen - zu überprüfen, wie weit die re
sultierenden Verteilungen von den gegenwl:lrtig gegebenen abweichen würden. 

Gewiß mag diesen und anderen Versuchen, eine festere Basis für die Beurteilung von Umver
teilungsmaßnahmen zu gewinnen, entgegengehalten werden, daß es nie gelingen wird, "das 
Problem und die Maßstl:lbe sozialer Gerechtigkeit aus dem Bannkreis subjektiver EinschCitzun
gen zu befreien und zu objektivieren" (SCHMITT, 29, S. 323). Solange jedoch Umverteilung 
ein wesentlicher Teil der praktischen Politik bleibt, werden sich Ökonomen nicht dem An
spruch entziehen können, ihren Teil zur Antwort auf die Frage nach den MaßstCiben für Ge
rechtigkeit beizutragen. Bei der fundamentalen Bedeutung, die die Umverteilung im Rahmen 
der Agrarpolitik hat, wCire es zu begrüßen, wenn die Prinzipien, an denen sie sich orientie
ren kann, verstCirkt auch in die wissenschaftliche Analyse einbezogen werden könnten. 

2.4 StabilitCit 

Probleme der Integration mit AllokationseHekten treten auch bei der Bewertung von Nutzen 
und Kosten der Maßnahmen zur Stabil isierung von Preisen und Mengen auf den Agrarmärkten 
auf. Allerdings herrscht in der Literatur eine starke Tendenz vor, die originCire Bedeutung des 
Stabilisierungsziels zu übersehen und Stabilisierungseffekte lediglich als einen Spezialfall 
wohlfahrtssteigernder Allokationswirkungen zu behandeln. Der Ansatzpunkt dazu ist die Ana-
I yse von Veränderungen der Konsumenten- und Produzentenrente, wie sie sich bei Mengen
und Preisschwankungen auf Märkten ergeben. Als zwei typische Beispiele aus der Vielzahl 
der empirischen und theoretischen Untersuchungen, die von dieser Betrachtungsweise ausge
hen, seien etwa die Arbeiten von REUTLINGER (25) und SUBOTNIK und HOUCK (34) ge
nannt. Als (mögl icherweise negativer) Nutzen der Stabil isierung wird die Summe aller Ren
tenl:lnderungen gegenüber dem nicht stabilisierten Markt definiert. Gleichzeitig wird dabei 
in der Regel die Auf teilung dieses Nutzens auf Konsumenten und Produzenten angegeben. 
Als Kosten werden die zur Stabil isierung notwendigen Ressourcenaufwendungen bestimmt. Da 
beide Größen in Geldeinheiten schCitzbar sind, kann der Nettonutzen eines Stabil isierungs
programms, die Differenz aus Nutzen und Kosten, unmittelbar als eindimensionale Größe an
gegeben werden. Eine erweiterte Analyse kann noch die durch Stabil isierung ersparten An
passungskosten bzw. das bei InstabilitCit verCinderte Anbieter- und Nachfragerverhalten 1) ein
beziehen, wodurch sich allerdings der grundsätzl iche Ansatz nicht ändert. 

Eine derartige Reduktion des Stabil isierungsproblems auf reine Allokationserwägungen verleug
net die eigenständige Bedeutung des Sicherheitsziels, wie sie etwa in der Theorie der Wirt
schaftspolitik hervorgehoben wird (siehe z.B. GIERSCH, 4, S. 82 H.). Konsumenten und 
Produzenten streben Stabil itl:lt nicht nur an, weil (falls) sich dadurch ihr Gewinn bzw. ihre 
Konsumentenrente erhöht, sondern auch weil sie es als nachteilig empfinden, heute noch 
nicht zu wissen, mit welchen Mengen und Preisen sie fUr morgen rechnen müssen. Andernfalls 
müßte beispielsweise ein Land, das ein Gut nicht produziert, sondern nur importiert, bei 

1) Für den Fall eines drohenden Importembargos siehe etwa TOLLEY und WILMAN (36). 
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einem (anntiherncl) geradlinigen Verlauf der Nachfragekurve nach diesem Gut Weltmarktpreis
schwankungen gegen ober einer stabilen Stituation vorziehen, weil dadurch die durchschnitt-
I iche Konsumentenrente steigt. 

Diese Kritik an einer ledigl ich allokationsorientierten Behandlung des Stabil isierungsproblems 
gibt allerdings noch keinen Hinweis auf alternative Möglichkeiten der Nutzen-Kosten-Bewer
tung. Das analytische Grundproblem ist hier ahnl ich schwer lösbar wie hinsichtl ich des Ver
teilungsziels: Ziele prinzipiell unterschiedlicher Natur wie Sicherheit und Allokationseffi
zienz lassen sich nicht in einer gemeinsamen eindimensionalen Größe zusammenfassend mes
sen. So bleiben auch fOr die Berocksichtigung des Sicherheitsziels bei der Bewertung von 
Nutzen und Kosten staatlicher Maßnahmen nur die oben genannten Möglichkeiten offen, ent
weder das Ausmaß der Stabilisierungswirkungen einer Maßnahme gesondert neben ihren Wohl
fahrtseffekten auszuweisen oder eine Maximierung unter (parametrisch variierten) Nebenbe
dingungen durchzufohren. Immerhin treten bei der Beurteilung von Stabilisierungsmaßnahmen 
nicht Probleme derort tiefgreifender Natur auf, wie sie sich bei interpersonellen Nutzenver
gleichen stellen. Stabil isierungseffekte lassen sich zumindest mit objektivierbaren Kriterien 
(wie Varianz, maximale Schwankungsbreite, Zyklusltinge etc.) angeben. 

2.5 Begrenzung des Anpassungsdrucks 

Auf ahnl icher Ebene wie das Stabil itötsziel I iegt die Zielsetzung einer Begrenzung der Anpas
sungsraten im Prozeß des wirtschaftlichen und sozialen Wandels, wie sie höufig als wesentli
ches Element im Katalog deragrarpalitischen Motivationen hervorgehoben wird (siehe z.B. 
HEIDHUES, 10). Zunöchst kann man auch dieser Zielsetzung einen allokationstheoretischen 
Aspekt abgewinnen. Je höher die im Strukturwandel erforderlichen Anpassungsraten werden, 
umso mehr nehmen auch die Informations-, Entscheidungs- und Umstellungskosten zu, die bei 
der Bewöltigung dieses Strukturwandels anfallen., Bei einer bestimmten Höhe der Anpassungs
raten werden die allokativen Vorteile des Strukturwandels durch diese Kosten aufgewogen, sO 
daß eine raschere Strukturanpassung auch unter dem Aspekt der Wohlfahrtsmaximierung nicht 
sinnvoll erscheint (ein Hinweis in dieser Richtung findet sich etwa bei SOHMEN, 32, S. 102). 

Dieser allokative Aspekt trifft allerdings nicht den Kern der hier angesprochenen Zielsetzung. 
Vielmehr geht es bei der Forderung nach Begrenzung der Anpassungsraten darum, den Einzel
nen, der von Änderungen seiner sozialen und wirtschaftlichen Lebensbedingungen betroffen 
ist, vor allzu starkem Druck zu bewahren. Allerdings ist es nicht ganz einfach, den Inhalt 
dieser Zielsetzung eindeutig von der Forderung nach gerechter Einkommensverteilung abzu
grenzen. Man könnte ntiml ich argumentieren, daß der Druck auf Anpassung vornehml ich (wenn 
nicht ausschließlich) von einer im Vergleich zu anderen Gruppen in der Volkswirtschaft un
gOnstigen Einkommenssituation ausgeht, wie sie sich im Prozeß des Strukturwandels in den 
schrumpfenden Bereichen einstellt. Geben die Betroffenen dann diesem Druck nach und wech
seln sie ihre Ttitigkeit und unter Umsttinden auch ihren gesamten Lebensbereich, so mag damit 
eine schwere innere Belastung verbunden sein. Die Ursache dafor und damit auch der Ansatz
punkt fUr regul ierende Maßnahmen bleibt aber die Einkommenssituation . Wird durch eine 
"gerechte" Einkommensverteilung die relative Verschlechterung der Einkommenssituation ein
zelner Gruppen in Grenzen gehalten, so ist auch der Anpassungsdruck begrenzt. 

Dieser Argumentation Itißt sich allerdings entgegenhalten, daß einer sozialen Anpassung nicht 
notwendigerweise ein starker Einkommensdruck vorausgehen muß. Reagieren die Betroffenen 
schon auf geringe Einkommensdifferenzen hin mit Abwanderung, so worde fUr einen Beobach
ter, der allein die Einkommensverteilung im Auge hat, noch kein Warnsignal aufleuchten, ob
wohl das Ausmaß der Anpassung unter Umsttinden bereits sehr hoch ist. Es bliebe aber auch in 
diesem Fall die Frage zu kltiren, ob die von den Betroffenen empfundene Belastung sehr hoch 
sein kann, wenn sie schon bei geringen Einkommensdifferenzen die Anpassung vollziehen. 
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Plausibel scheint vielmehr die Hypothese, daß das die Abwanderung verursachende Ausmaß 
der Einkommensdifferenz zwischen alter und neuer Beschtlftigung ein Gradmesser fUr die Höhe 
der Belastung ist, die durchdie Abwanderung entsteht. Wenn diese Hypothese zutreffend ist, 
so ist die Einkommenssituation ein hinreichender Maßstab fUr die Abschtltzung des Anpassungs
drucks. Gleichzeitig verliert der eigensttlndige Charakter des Ziels "Begrenzung des Anpas
sungsdrucks" an Bedeutung gegenUber dem Einkommensverteilungsziel. 

~ Ltlngerfristige Anpassungsvorgtlnge als Problem von Kosten-Ertrags-Überlegungen 

in der Agrarpolitik 

3.1 Kurz- und langfristige Auswirkungen agrarpolitischer Maßnahmen 

Agrarpolitik ist zu einem wesentlichen Teil die Beeinflussung eines langfristigen Anpassungs
prozesses. Bei der Beurteilung ihrer Auswirkungen treten daher die bereits oben erwtlhnten 
Probleme unsicherer Erwartungen auf. Eine andere Problematik I iegt in diesem Zusammenhang 
in der Wahl des relevanten Betrachtungszeitraums. Hier können in besonderer Weise Konflikte 
zwischen den handelnden Politikern und den analysierenden Ökonomen entstehen. Das gilt 
zumal, wenn Maßnahmen zur Debatte stehen, die auf kurze Sicht erwUnschte, auf lange 
Sicht jedoch zweifelhafte Effekte haben. Diese Problematik soll im folgenden am Beispiel 
der Steuerung des Abwanderungsprozesses landwirtschaftlicher Arbeitskrtlfte diskutiert wer
den. 

Aus der im Wirtschaftswachstum typischen besonderen Konstellation von Nachfragesteigerung 
bei Nahrungsmitteln und Produktivittltsfortschritten in der Agrarproduktion resultiert in der 
Mehrzahl der industrial isierten Ltlnder die Notwendigkeit zur Reduktion des Faktoreinsatzes, 
insbesondere der Zahl der Arbeitskrtlfte in der Landwirtschaft. Diese Notwendigkeit wird, 
soweit die Marktfunktionen nicht vollsttlndig ausgeschaltet sind, durch einen Einkommens
druck fUr die Betroffenen signal isiert. Die Agrarpolitik bemUht sich in dieser Situation, den 
Einkommensdruck in Grenzen zu halten, und setzt dazu bisher in uberwiegendem Maße Instru
mente ein, die die Erzeugerpreise stUtzen oder die Vorleistungspreise und Investitionskosten 
senken. Diese Abweichungen von der staatlich unbeeinflußten Preisstruktur, von der im fol
genden angenommen werden soll, sie sei allokationsoptimal, verursachen gesamtwirtschaftli
che Kosten, die bei der Verfolgung der sektorspezifischen Ziele in Kauf genommen werden. 
Dabei kann man unterstellen, daß der Entscheidung uber das Ausmaß der EinkommensstUtzung 
zumindest anntlherungsweise Überlegungen zugrundeliegen, die jeweils den zustltzlichen 
Nutzen (durch Milderung des Einkommensdrucks in der Landwirtschaft) mit den zustltzlichen 
Kosten (durch Einschrl:lnkung der Allokationseffizienz) vergleichen. Probleme hinsichtlich der 
Beurteilung langfristiger Effekte können dabei vor allem dann entstehen, wenn Nutzen, die 
sich kurzfristig einstellen, langfristig geringer sind oder sich gar in Nachteile verkehren, und 
wenn gegenwtlrtig eingeleitete Maßnahmen eine pol itische Festlegung fUr die Zukunft bedeu
ten, ohne daß die damit verbundenen steigenden zukunftigen Kosten bereits berUcksichtigt 
werden. 

Der langfristige Nutzen von Maßnahmen zur StUtzung der landwirtschaftlichen Einkommen 
wl:lre nur dann nicht geringer als der kurzfristige,. wenn die Zahl von Arbeitskrl:lften in der 
Landwirtschaft durch die EinkommensstUtzung nicht beeinflußt wUrde. Eine durch Umvertei
lung zugunsten der Landwirte bewirkte Steigerung des Sektoreinkommens um x Prozent wird 
jedoch, solange landwirtschaftliche Arbeitskrtlfte nicht völl ig insensitiv gegenUber Einkom
mensdifferenzen zu anderen Wirtschaftsbereichen sind, langfristig nur zu einer Zunahme des 
je Kopf-Einkommens in der Landwirtschaft von weniger als x Prozent fuhren, da sie die Ab
wanderung vermindert und die Neueintritte erhöht. Solange diese vergleichsweise Zunahme 
der Zahl von Arbeitskrtlften in der Landwirtschaft weniger als x Prozent betrl:lgt, verbleibt 

146 



allerdings auch langfristig noch ein "Nutzen", wenn der Nutzen als Anhebung der durch
schnittl ichen Einkommen in der Landwirtschaft definiert ist. Eine solche Definition des Um
verteilungsziels ist allerdings problematisch. Plausibler erscheint die Zielsetzung, die Bezie
her besonders niedriger Einkommen in der Landwirtschaft vornehmlich zu begUnstigen. In die
sem unteren Bereich der Einkommensskala kann allerdings die Relation aus langfristigen und 
kurzfristigen Erfolgen der Umverteilungsmaßnahme noch ungUnstiger sein als fUr den Sektor 
insgesamt. Die verminderte Abwanderung wird sich nCimlich besonders auf landwirtschaftliche 
ArbeitskrCifte mit niedrigem Einkommen konzentrieren, die kurz vor dem Berufswechsel stan
den. Die vergleichsweise Zunahme der Zahl dieser ArbeitskrCifte wird prozentual höher sein 
als im Sektor insgesamt. Es ist sogar nicht prinzipiell auszuschl ießen, daß die prozentuale 

. Zunahme der Zahl von ArbeitskrCiften in dieser Gruppe größer ist als die prozentuale Steige
rung des auf diese Gruppe entfallenden Einkommens. In einem solchen Fall wCire der lang
fristige "Nutzen" der Umverteilungsmaßnahme in der eigentlichen Zielgruppe sogar negativ. 

In welchem Ausmaß der langfristige Nutzen vom unmittelbaren Effekt abweicht, hCingt von 
der Intensitl:lt ab, mit der die landwirtschaftl ichen ArbeitskrCifte auf Einkommensl:lnderungen 
reagieren. Je ausgeprl:lgter diese Reaktionen sind, umso geringer sind die nachhaltigen Erfolge 
der EinkommensstUtzung 1). In diesem Zusammenhang ist auch auf die Bedeutung hinzuweisen, 
die dem Verfahren der Einkommensstutzung zukommt. Preispol itische Maßnahmen etwa lassen 
stCirkere Reaktionen erwarten als personengebundene und von vornherein zeitlich befristete 
Transfers. Letztere versprechen daher eine bessere Erfullung der Umverteilungsziele als erstere. 

Dem Hinweis auf die eingeschrCinkte Wirksamkeit der EinkommensstUtzung könnte jedoch ent
gegengehal ten werden, daß selbst dann, wenn der beabsichtigte Einkommenseffekt der Stut
zungsmaßnahmen durch einen Anstieg in der Zahl der ArbeitskrCifte weitgehend "verpufft", 
immerhin eine Reduktion der Abwanderung und damit eine Minderung des Anpassungsdrucks 
erreicht werden konnte, so daß zumindest dieses eigenstCindige Ziel besser erreicht wurde. 
Aber auch bei diesem gewiß berechtigten Einwand ist zu fragen, fUr welchen Zeitraum der 
gewUnschte Effekt erreicht werden kann. Die Verminderung der Anpassungsraten ICißt sich nur 
solange erzielen, wie die StUtzungsrate, d.h. die Relation aus gestutzten Einkommen der 
Landwirtschaft und dem Einkommen, das die Landwirtschaft bei gegebenen sonstigen UmstCin
den ohne die StUtzungsmaßnahmen hCitte, stl:lndig ansteigt. Manches spricht dafUr, daß eine 
steigende StUtzungsrate auf zunehmend anwachsende Schwierigkeiten stößt. Die ausll:lndi
schen Handelspartner werden einer zunehmenden Protektionsrate wachsenden Widerstand ent
gegensetzen; gleichzeitig nehmen die volkswirtschaftlichen Kosten und finanziellen Belastun
gen immer mehr zu. Sollten diese Hemmnisse irgendwann einen weiteren Anstieg der Stutzungs
rate verhindern, so muß - falls sich nicht gleichzeitig andere Bedingungen geCindert haben -
die Anpassungsrate der Landwirtschaft wieder auf ihren ursprUngl ichen Wert ansteigen. Die 
Milderung des Anpassungsdrucks wtlre dann nur wtlhrend einer zwischenzeitlichen Phase er
folgt, in der der Übergang von einem ursprUnglichen Entwicklungspfad auf einen parallel 
laufenden anderen Pfad vollzogen wurde. 

Gleichzeitig ist zu bedenken, daß bei der höheren StUtzungsrate größere volkswirtschaftl i
che Kosten durch Verzicht auf Allokationseffizienz anfallen, als das bei einer niedrigeren 
StUtzungsrate der Fall gewesen wtlre. Ist eine RUckkehr auf den ursprUngl ichen Entwicklungs
pfad nicht mehr mCiglich, so wird der Vorteil einer geringeren Anpassungsrate wtlhrend der 
Ubergangszeit durch andauernde Kosten auch in sptlteren Zeitrtlumen erkauft. Eine Bewertung 
von Nutzen und Kosten alleine wl:lhrend der Ubergangszeit fUhrt dann zur falschen agrarpoli
tischen Entscheidung, da die langfristigen "Folgekosten" der gegenwCirtigen Iv\aßnahme nicht 
berucksichtigt werden. 

1) Siehe dazu auch JOHNSON (12, S. 125 ff.). 
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3.2 Die Bedeutung der Arbeitsmobilität 

Zur unmittelbaren Erklärung der relativ niedrigen Einkommen in der Landwirtschaft wird in 
der Regel darauf hingewiesen, daß wegen einer unzureichenden intersektoralen Mobilität der 
in der Landwirtschaft tätigen Arbeitskräfte die Abwanderung aus der Landwirtschaft nicht in 
dem Ausmaß erfolgt, wie es zur Herstellung eines Einkommensgleichgewichts zwischen Land
wirtschaft und UbrigerVolkswirtschaft erforderlich wäre (siehe z.B. HEIDHUES, 9). Als Mo
bilität wird dabei im allgemeinen das Ausmaß der Faktorbewegung zwischen verschiedenen 
Verwendungsarten definiert 1). Der Begriff Mobilität wird dementsprechend zunächst ohne 
Bezug zur Faktorentlohnung verwendet und kennzeichnet insoweit nicht mehr als die (statistisch 
gemessene) Zahl von Faktoreinheiten, die je Zeiteinheit die Verwendungsart wechseln. 

Neben dem Mobil itätsbegriff stehen in der ökonomischen Analyse des landwirtschaftlichen 
Einkommensproblems die relativ niedrigen Opportunitätskosten (außerlandwirtschaftlichen 
Einkommenschancen) der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte im Vordergrund (siehe HEIDHUES, 
9, oder SCHMITT, 26, und die an beiden Stellen genannte Literatur). Nicht immer wird die 
Verbindung zwischen den Konzepten der "eingeschränkten Mobilität" und der "niedrigen Op
portunitätskosten" vollständig deutl ich. Da die Analyse der Veränderungen im landwirtschaft-
I ichen Arbeitseinsatz jedoch fundamentale Bedeutung fUr die Bewertung agrarpol itischer Maß
nahmen hat, soll im folgenden kurz auf einige in diesem Zusammenhang wichtig erscheinende 
Gesichtspunkte eingegangen werden. 

Die These von den niedrigen Opportunitätskosten der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte geht 
davon aus, daß im gesamtwirtschaftl ichen Wachstum aus den besonderen Angebots- und Nach
fragekonstellationen bei Agrarprodukten ein (relativer) Druck auf die landwirtschaftl ichen 
Einkommen resultiert, der die Einkommen am unteren Ende des Verteilungsspektrums in der 
Landwirtschaft auf die - im Vergleich zu durchschnittlichen außerlandwirtschaftlichen Ein
kommen niedrigen - Alternativeinkommen absinken läßt, bevor die betroffenen landwirtschaft
I ichen Arbeitskräfte mit Abwanderung reagieren. FUr sich all eine genommen wUrde diese 
These erwarten lassen, daß eine - wie auch immer verursachte - Steigerung der Opportunitäts
kosten unmittelbar zu einer Abwanderung aus der Landwirtschaft führen wUrde, mit der Folge, 
daß die landwirtschaftl ichen Einkommen der gerade nicht mehr Abgewanderten wieder ebenso 
hoch wie ihre (neuen) Opportunitätskosten sind. Ebenso würde ein Rückgang der landwirt
schaftlichen Einkommen eine Abwanderung mit der gleichen Folge auslösen. Die jeweils be
troffenen Arbeitskräfte werden bei dieser Interpretation als vollkommen einkommensreagibel 
in der Weise angenommen, daß sie ihren Arbeitsplatz in der Landwirtschaft aufgeben, sowie 
ihr außerlandwirtschaftliches Altemativeinkommen ihr Einkommen in der Landwirtschaft über
steigt 2) • Nimmt man zur vereinfachten Darstellung zunächst einmal an, daß bei der gege
benen Struktur der landw i rtschaftl i chen Erwerbsbevöl kerung h ins ichtl ich AI tersaufbau, Qual i
fikation, regionaler Verteilung etc. die Opportunitätskosten der durchschnittlichen landwirt
schaftlichen Arbeitskraft um einen bestimmten Prozentsatz oder einen bestimmten absoluten 
Betrag unter dem durchschnittlichen Einkommen einer außerlandwirtschaftlichen Arbeitskraft 
I iegen, so wUrde man bei völl iger Gültigkeit der Opportunitätskostenhypothese erwarten, daß 

(1) y I = <5 1 (y n - <5 2), 0 s <5 1 SI, 0 S <5 2 S Y n' 

wobei YI und Yn das landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaftliche Einkommen je Arbeits-

1) Siehe etwa die meisten Beiträge in dem von SCHMITT herausgegebenen Tagungsband zu 
dieser Thematik (27) . 

2) Hier wie im folgenden wird der Einfachheit halber nicht zwischen persönl ichen Einkom
men und Faktoreinkommen (z.B. Arbeitseinkommen differenziert). 
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kraft angeben und die Parameter öl bzw. Ö2 den prozentualen bzw. absoluten Abstand 
der Opportunitötskosten vom nichtlandwirtschaftlichen Durchschnittseinkommen kennzeich
nen 1). 

In diesen Parametern mögen gleichzeitig materielle wie immaterielle Mobilitötskosten zum 
Ausdruck kommen (Umschulungs-, Fahrt- bzw. Umzugskosten, Pröferenz fUr landwirtschaft
liche Tötigkeit und löndliches Wohnen etc.). Die Änderungsrate der Zahl der landwirtschaft
lichen Arbeitskröfte würde sich bei Gültigkeit dieser Hypothese so einstellen, daß Gleichung 
(I) stöndig gewahrt bleibt. 

Gilt die These von den niedrigen Opportunitötskosten in dieser Form, so ist es zumindestens 
verwirrend, gleichzeitig von eingeschrönkter Mobil itöt zu sprechen. Die landwirtschaftl ichen 
Arbe i tskröf te reagieren dann nöml ich unverzUgl ich und vollstöndig auf Einkommensentwick
lungen, ledigl ich finden diese Reaktionen auf einem niedrigeren als dem durchschnittl ichen 
außerlandwirtschafti ichen Einkommensniveau statt. Sollte das Verhalten der Landwirte tat
söchlich durch Gleichung (I) zutreffend beschrieben werden, so hatte dies im Ubrigen eine 
wichtige Konsequenz für die Agrarpolitik: Das durchschnittliche Einkommen in der Landwirt
schaft ließe sich in diesem Fall durch "einkommenswirksame" agrarpolitische Maßnahmen wie 
etwa Preisstützung nicht beeinflussen, da es alleine durch die Höhe der Opportunitätskosten 
determiniert wird. Maßnahmen, die zur Einkommensstützung für die Landwirte gedacht sind, 
"verpuffen" dann in der oben diskutierten We ise in einer geringeren Abwanderungsrate. 

Das Konzept der'eingeschrönkten Mobilitöt" wUrde, in naiver Weise interpretiert, seinen 
Ausdruck in folgender Gleichung finden: 

(2) 
A (t) - A (t-l) 

A (t-l) 

Mit A ist die Zahl der landwirtschaftl ichen Arbeit~~röfte, mit w A ihre Änderungsrate bezeich
net. Gleichung (2) bringt zum Ausdruck, daß die Anderungsrate der Zahl landwirtschaftl icher 
Arbeitskröfte, die ansonsten irgende iner Verhaltensfunktion, etwa der durch (I) impl izierten, 
entsprechen mag, die Grenzen r 1 und r 2 in keinem Fall überschreitet. Wöre dies eine zu
treffende Beschreibung, so wöre eine landwirtschaftl iche Einkommenspol itik zumindest dann 
wirksam, wenn die zur Einhol tung von (I) erforderl iche Abwanderungsrate r 1 überschrei tet. 

Gleichung (2) erscheint als wenig realistische Beschreibung des Mobilitatsverhaltens (ausge
nommen sehr große und fUr "normale" Entwicklungen irrelevante rl und r:2). Man könnte 
deshalb an eine Kombination von (I) und (2) in abgeschwöchter Form denken: 

(3) 

Diese Beziehung würde die Hypothese zum Ausdruck bringen, daß der Abstand der Opportun i
tatskosten zum durchschnittlichen Einkommen der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitskröfte umso 
größer wird, je rascher die Abwanderung aus der Landwirtschaft erfolgt. Die Begründung für 
diese Hypothese könnte in der Vermutung liegen, daß mit zunehmender Geschwindigkeit der 
erzwungenen Abwanderung zunehmend Arbeitskrafte betroffen werden, die geringer für einen 
Berufswechsel geeignet sind. Ob diese Hypothese realistisch ist, mag dahingestellt bleiben. 

1) Von ungleichen inner- und außerlandwirtschaftlichen Einkommensverteilungen wird hier 
abstrahiert. 
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FUr die innerlandwirtschaftliche Einkommensentwicklung wUrde sie bedeuten, daß das durch
schnittliche Einkommen in der landwirtschaft umso mehr hinter dem außerlandwirtschaftlichen 
zurUckbleibt, je rascher die (erzwungene) Abwanderung ist; bei gegebener Abwanderungs
rate wUrde allerdings das Einkommen in der landwirtschaft porallel zum außerlandwirtschaft
lichen Einkommenswachstum steigen. Eine Politik der StUtzung der landwirtschaftlichen Ein
kommen wUrde, gerade weil sie die Abwanderung vermindert, tatsl:lchlich das Durchschnitts
einkommen der landwirte anheben. 

Eine weitere denkbare Hypothese kommt in der folgenden Funktion zum Ausdruck: 

(4) w A = (l - 0') ,.., + 0' (wy - w ), 
I Yn 

Dabei bezeichnet YI = AYI das geSCImte Einkommen aller landwirte. Gleichung (4) liegt die 
Hypothese zugrunde, daß die einkommensabhl:lngige Abwanderungsrate jeweils nur einen ge
gebenen Anteil a derjenigen Rate ausmacht, bei der die landwirtschaftlichen Einkommen je 
Arbeitskraft mit der gleichen Rate ansteigen wUrden wie die al:lßerlandwirtschaftlichen. Bei 
einer bestimmten Differenz zwischen den Wachstumsraten von Gesamteinkommen aller land
wirte und Durchschnittseinkommen der Nlchtlandwirte wUrde die einkommensabhl:lngige Ab
wanderungsrate zusammen mit der autonomen Verminderungsrate (,..) gerade gewl:lhrleisten, 
daß die Durchschnittseinkommen innerhalb und außerhalb der landwirtschaft mit der gleichen 
Rate ansteigen. In allen anderen Fl:lllen könnten einkommensstUtzende Maßnahmen, die sich 
hier nur mit dem Anteil a in einer Reduktion der Abwanderung niederschlagen, die Paralle
litl:lt der Einkommensentwicklung herbeifuhren. Hat a den Wert Eins ("volle Mobilitl:lt'?, so 
stellt sich ein Ergebnis in der Art von Gleichung (1) ein. 

FUr eine Beurteilung agrarpol itischer Maßnahmen unter langfristigen Aspekten wl:lre es außer
ordentlich bedeutsam zu wissen, in welcher Art landwirtschaftliche Arbe i tskrl:lf te auf Ein
kommensunterschiede zu alternativen Beschl:lftigungsmöglichkeiten reagieren. Trotz einer 
großen Zahl vorliegender Untersuchungen zum landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt scheinen 
Arbeiten, die unterschiedliche Hypothesen, wie sie etwa in den vorstehenden Gleichungen 
zum Ausdruck kommen, systematisch gegeneinander abwl:lgen, noch nicht vorzul iegen. Die 
hohe agrarpol itische Bedeutung dieser Zusammenhl:lnge II:Ißt entsprechende Anal ysen wUnschens
wert erscheinen. Aufschlußreich durften dabei Verlaufsuntersuchungen Uber das Verhalten 
einzelner abwandernder landwirte wie etwa bei HATHAWAY (7) sein. Solange die diesbe
zUglichen Fragen unbeantwortet bleiben, fehlt der Beurteilung langfristiger Effekte der Agrar
politik eine wesentliche Basis. 

4 Detailentscheidu'19!.!.1 in vorge~enem Rahmen: Second Best-Optimierung 

4.1 Die theoretische lösung 

Entscheidungen uber agrarpolitische Maßnahmen sind immer Detailentscheidungen in dem 
Sinne, daß sie innerhalb eines vorgegebenen Rahmens wirtschaftspolitischer Eingriffe in ande
ren Bereichen getroffen werden. Die meisten agrarpol itischen Entscheidungen stehen sogar 
noch eine Stufe niedriger in der Hierarchie, sie sind in Abstimmung auf das bestehende Ge
samtsystem der Agrorpolitik zu fl:lllen. Die Beurteilung der Effekte solcher Teilmaßnahmen hat 
in anderer Weise zu erfolgen, als wenn es sich um Maßnahmen innerhalb einer ansonsten 
eingriffsfreien Marktwirtschaft oder um die Gesamtstruktur des wirtschaftspolitischen Instru
menteneinsatzes handelt. 

Die Wohlfahrtsökonomie hat mit der Theorie des Second Best ein analytisches Instrument zur 
VerfUgung gestellt, das auch auf Situationen anwendbar ist, die bereits durch Abweichungen 
vom neoklassischen Ideal einer alle PARETO-Bedingungen des Allokationsoptimums selbsttl:ltig 
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erfullenden Marktwirtschaft gekennzeichnet sind (siehe den grundlegenden Aufsatz von 
LlPSEY und LANCASTER, 17). Die "Abweichungen" mit denen sich die Theorie des Zweit
besten auseinandersetzt, sind sowohl in der Struktur des Wirtschafts prozesses selbst liegende 
GrUnde fUr ein Marktversagen wie etwa eingeschri:inkter Wettbewerb oder externe Effekte 
("divergencies" in der Terminologie von CORDEN, 1, S. 13 ~ als auch aus dem Einsatz 
wirtschaftspolitischer Instrumente resultierende Verzerrungen ("distortions" bei CORDEN). 
Im folgenden soll ledigl ich auf letztere eingegangen werden. 

Die analytischen Probleme fUr eine Beurteilung von Einzeimaßnahmen im Rahmen sonstiger 
Eingriffe in das Marktgeschehen ergeben sich daraus, daß die privaten Grenzkosten in dieser 
Situation nicht mehr bei allen Produkten mit den sozialen Grenzkosten identisch sind. Eine 
Bewertung der Mengeneffekte kann nicht mehr mit Marktpreisen, sondern muß mit Schatten
preisen erfolgen. Diese Konsequenz wird in der Theorie der Kosten-Nutzen-Analyse ausfUhr
lich behandelt und in der praktischen Anwendung allgemein anerkannt 1). Entscheidungen 
Uber staatliche Investitionsprojekte und Angebot an öffentlichen GUtern, die unter Verwen
dung von Schattenpreisen getroffen werden, abstrahieren von den Verzerrungen in der rest
lichen Volkswirtschaft. Sie bleiben damit auch optimal, wenn sich die (verzerrenden) Ein
griffe in anderen Bereichen tlndern und htltten mit dem gleichen Ergebnis auch in einer insge
samt verzerrungsfreien Volkswirtschaft geftilit werden mUssen • Der adtlquate Gebrauch von 
Schatten preisen stellt damit nicht im eigentlichen Sinne eine Anwendung der Theorie des 
Second Best dar (siehe dagegen allerdings die AusfUhrungen bei DASGUPTA und PEARCE, 2, 
S. 109 fi.). 

Anders ist die Entscheidung Uber staatl iche Maßnahmen beispielsweise in der Preispol itik zu 
beurteilen, die erst durch die davon ausgelösten Reaktionen der Privaten ihre Effekte im gU
terwi rtschaftl ichen Bereich haben. Da die privaten Wirtschaftssubjekte sich nur an den unter 
Umsttlnden "verzerrten" Marktpreisen orientieren, dUrfen die durch staat I iche Preispol itik ge
setzten Signale diese Verzerrungen nicht ignorieren, sie mUssen sich vielmehr in optimaler 
Weise an sie anpassen. 

Im Agrarsektor spielen derartige Erwtlgungen beispielsweise dann eine Rolle, wenn die Preis
politik auf einem einzelnen Markt bei gegebener Marktpolitik bei den ubrigen Produkten zu 
beurteilen ist. Die Arbeit von SCHRADER (30) wendet dieses Konzept z.B. auf die Marktpo
I itik bei Rindfleisch an. Bei engen Substitutionsbeziehungen zwischen den einzelnen Agrar
produkten in der Produktion und im Konsum und bei allgemein hohen Protektionsraten bei den 
meisten Agrarprodukten folgt dann fUr jedes einzelne Agrarprodukt, daß - solange die Ubrige 
Protektionsstruktur als unabtlnderbar angenommen wird - ein relativ hoher Außenschutz opti
mal ist. 

4.2 Probleme der politischen Dynamik 

Gegen die logische Konsistenz der Theorie des Second Best Itlßt sich kein Einwand vorbringen. 
Bei der Übertragung ihrer Ergebnisse auf die praktische Wirtschaftspolitik scheint jedoch Vor
sicht geboten zu sein. Zuntlchst ist auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, exakte Second Best
Lösungen quantitativ zu ermitteln. Die Vielfalt und sttlndig sich wandelnde Natur der Substi
tutionsbeziehungen zwischen allen GUtern Il:Ißt den Versuch nahezu aussichtslos erscheinen, 
zu jedem Zeitpunkt genau den richtigen Einsatz der Instrumente empirisch zu ermitteln, die 
zur Kompensation von "Verzerrungen" gedacht sind. Zur Demonstration dieser Problematik 
sei etwa auf die Schwierigkeiten hingewiesen, denen sich SCHRADER (30) bereits auf einem 

1) Siehe vor allem LlTTLE und MIRRLEES (18) und die Diskussion Uber das dort vorgeschlagene 
Vorgehen etwa bei JOSHI (13) und anderen Autoren in der gleichen Nummer dieser Zeit
schrift. 
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im Vergleich zu anderen Bereichen der Volkswirtschaft noch recht überschaubaren und gut 
erforschten Markt wie dem für Rindfleisch gegecübergestellt sieht. Weiterhin ist zu bedenken, 
daß inzwischen "verzerrende" wirtschaftspolitische Eingriffe der verschiedensten Art breit ge
streut über die gesamte Volkswirtschaft zu konstatieren sind. Es ist unschwer vorstellbar, daß 
konsequent geplante kompensierende Maßnahmen, die dann in großer Zahl ergriffen werden 
müßten, bald auch den letzten bisher noch nicht "verzerrten" Markt endgültig in die Klam
mer allmCichtiger staatl icher Allokationspol itik zwingen würden. Eine solche von der Idee 
einer kompromißlosen Second Best-Optimierung beseelte Wirtschaftspolitik würde vermutlich 
nur noch marginal Unterschiede zu einer Zentralverwaltungswirtschaft aufweisen. Zumindest 
wCire sie durch einen beachtlichen administrativen Aufwand (und eine hohe Nachfrage nach 
ökonomisch geschulten Beratern) gekennzeichnet. Schon aus dieser Sicht scheint Skepsis am 
Platze, wenn der Versuch empfohlen wird, in einer unvollkommenen Welt eine (nahezu) voll
kommene Wirtschaftspolitik zu betreiben. 

Weit schwerer noch wiegt aber der Einwand, daß die Suche nach Second Best-Lösungen den 
Verzicht auf First Best-Maßnahmen impliziert. Statt sogenannte "unabCinderliche" Verzerrun
gen hinzunehmen und nach optimaler Kompensation Ausschau zu halten, wCire die dabei ge
bundene intellektuelle KapozitCit in vielen FCilien besser genutzt, wenn sie darauf verwandt 
würde, nach Möglichkeiten fUr einen Abbau der primCiren Verzerrungen zu suchen. Lesens
werte AusfUhrungen dazu finden sich bei SOHMEN (32, S. 435 ff ) . 

Die grundsCitzl iche Schwierigkeit in der Erörterung von Second Best-Lösungen, die bei SOH
MEN allerdings kaum zum Ausdruck kommt, besteht in der Notwendigkeit, die "verzerrenden" 
übrigen Maßnahmen daraufhin zu analysieren, wie weit sie gerechtfertigt sind. Dabei ist so
wohl die Frage zu klCiren, ob die mit ihnen verfolgten Ziele noch akzeptiert werden, als auch 
zu untersuchen, ob die Maßnahmen selbst optimal ausgewCihlt wurden. Viele der bestehenden 
Maßnahmen sind aus früheren Tagesnöten heraus geboren und spCiter nicht abgeschafft worden, 
um die begUnstigte Gruppe nicht ihrer Privilegien zu berauben. Eine Anpassung anderer Maß
nahmen an diese "Daten" trCigt die Gefahr in sich, den ursprUngl ichen Eingriff noch mehr zu 
stabilisieren. Ökonomen, die sich den Prinzipien der Effizienz und der NeutralitCit verpflich
tet fühlen, sind hier in einer schwierigen Lage. Bleiben die ursprünglichen Maßnahmen be
stehen und sind ihre Verteifungsfolgen gerechtfertigt, so verlangt die Effizienzmaximierung 
in der Tat Entscheidungen, die der Theorie des Second Best entsprechen. Ist die Berechtigung 
und Uberlebenskraft der bisherigen Eingriffe dagegen geringer, so kann entschiedene Stellung
nahme gegen sie und Ablehnung von Anpassungsmaßnahmen unter UmstCinden einen Beitrag 
zur AnnCiherung an die First Best-Lösungen leisten. Ökonomen sollten sich stCindig in der 
Rolle des "efficiency partisan" 1) sehen und sich zumindest nicht voreilig mit zweitbesten 
Lösungen zufri edengeben . 

1) Siehe den Hinweis auf SCHULTZE (31) bei HENDERSON (11, S. 285). 
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"If failures are to come out of economics in the present 
or succeeding generations, it may weil be because of 
its very success as an abstraction. " 

(BOULDING, 2, S. 306) 

1 Zur thematischen Ab....9[!lnzu.!!.9... 

Gesamtw i rtschaftl iche Ertrtlge und Kosten der staat I ichen Agrarförderung können nur dann 
einen Beitrag zur politischen Entscheidungshilfe liefern, wenn sie in einen Zusammenhang ge
bracht und mit einem gewissen Anspruch auf Vollsttlndigkeit erfaßt werden. Diesem Anspruch 
versucht der Ökonom insbesondere durch die Verwendung des analytischen Instruments der 
Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) gerecht zu werden. Die KNA setzt bei dem Tatbestand an, 
daß ein Wohlfahrtsmaximum nur schwer allgemein und nicht fUr konkrete Situationen einer 
Volkswirtschaft definiert werden kann. Sie stellt den Versuch dar, durch spezielle Analyse
techniken zu einer Operationalisierung der Wohlfahrtsökonomik zu gelangen und damit einen 
Beitrag zur Entscheidung Uber staatliche Aktivittlten zu liefern. Die dabei auftretenden Pro
bleme werden in einer anschwellenden Flut von Beitrtlgen immer wieder diskutiert (vgl. 
RECKTEN WALD, 14; LESOURNE, 10). Aufgrund der geringeren wissenschaftstheoretischen 
Anspruche bezUgl ich Optimalkriterien, Komplexittlt des sozial ökonom ischen Zielsystems und 
AligemeingeUltigkeit der Annahmen im Verhtlltnis zur Wohlfahrtsökonomik und ihres höheren 
Grades an Subjektivittlt (vgl. LESOURNE, 10, S. 3 ff.) ist die KNA somit vorwiegend durch 
ihren Beitrag zur Entscheidungshilfe zu beurteilen. 

1) Das Korreferat bezieht sich auf die ungekUrzte, schriftl iche Vorlage des Referates von 
Herrn TANGERMANN zum gleichen Thema. Beitrag in diesem Band, S. 137. 
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Konsequenterweise lenkt TANGERMANN die Behandlung des Themas sofort auf die besonc:le
ren Probleme gesamtwirtschaftlicher Kosten-Ertrags-Rechnungen, die bei der Beurteilung agrar
politischer Maßnahmen auftreten, und konzentriert die Diskussion im wesentlichen auf die of
fenen Fragen der Bewertung der Maßnahmen. Daß er damit Uber die engen Grenzen des mög
lichen Definitionsbereichs Agrarförderung als Summe budgetwirksamer Mittel (vgl. OHO, 
SCHMIDT, 13) hinausgeht, ohne dies allerdings explizite anzusprechen, kann der Breite, in 
der das Thema zu behandeln ist, nur dienl ich sein, denn wie die Ausgestaltung der EG-Agrar
politik zeigt, stellen Außenhandelsschutz, Quotenregelungen, Preisgarantie und Steuerver
zicht gerade die bedeutsameren Teile in der Gesamtpalette von Maßnahmen des FörderiJngs
systems dar. 

Im folgenden soll der Blick auf zwei zentrale Punkte gelenkt werden, die fUr eine weitere 
Diskussion Uber die Eignung der KNA zur Beurteilung der Agrarförderung besonders bedeut
sam erscheinen: 

- Bewertung von Instrumentwirkungen in Abhöngigkeit von der Zielfunktion und 
- Wirkungsanalyse von Instrumenten auf der Grundlage quantitativer Modelle. 

2 Bewertung von agrarpolitischen Instrumentwirkungen in Abhtlngigkeit von der Ziel funktion 

Prinzipiell wird das Bewertungsproblem bei der KNA dadurch gelöst, daß "die Mengeneffekte 
mit den sozialen Schattenpreisen zu bewerten sind" (TANGERMANN). Preiseffekte aufgrund 
nichtmarginaler Mengentlnderungen sind darUber hinaus in den Produzenten- und Konsumen
tenrenten zu berUcksichtigen. Das setzt genaue Kenntnisse Uber Preisreaktionen der Anbieter 
und Nachfrager auf den Agrarmtlrkten und deren Interdependenzen zu Ubrigen Mtlrkten voraus, 
worauf weiter unten einzugehen ist. 

Die obige Lösung des Bewertungsproblems wird wesentlich erleichtert, wenn man sich bei der 
Zielwirkung auf das Allokationsziel in statischer Sicht (Vergleich von Zusttlnden) oder dyna
mischer Sicht (Vergleich von Abltlufen) beschrtlnkt, wie TANGERMANN darlegt. Bei größe
ren strukturellen Vertlnderungen treten keine grundstltzlich neuen Probleme der Bewertung auf, 
wenn man den Prozeß struktureller Vertlnderungen als Kette marginaler Vertlnderungen be
greift (vgl. LESOURNE, 10, S. 67 ff.), vorausgesetzt, daß sich durch ein dynamisches Ver
laufsmodell die Preis- und Mengenwirkungen in adöquater Weise abbilden lassen. 

Die Probleme vervielföltigen sich, wenn man sich von der traditionellen, dem Allokationsziel 
zuarbeitenden KNA löst und wie KOESTER und TANGERMANN (9, S. 20) "Nutzen allgemein 
als Zielanntlherung und Kosten als Verzicht an Zielverwirklichung" definiert, mit der folge, 
daßdie Ergebnisse der Analyse nicht nur von der Komplexittlt der zu wtlhlenden Zielfunktion, 
sondern auch von dem Adressaten, dem Auftraggeber der Studie abhtlngen (Bauernverband, 
Verbraucher, staatliche Agrarpolitik). Damit wird eine intersubjektive NachprUfung verschie
dener Ergebnisse zum gleichen Sachverhalt nahezu unmöglich gemacht, sofern die Gruppen
interessen in Abhöngigkeit von der Einflußnahme des jeweiligen Adressaten in die Bewertung 
eingehen. Die Gefahr ist groß, daß Kosten-Nutzen-Studien zur Spielwiese der Interessen
gruppen im pluralistischen Meinungsstreit herabgewUrdigt werden, da die unterschiedlichen 
Prtlmissen und Wertanstltze in der Regel unter den Tisch gekehrt werden und lediglich mit den 
Gesamtergebnissen argumentiert wird. 

Auch wenn man staatliche Entscheidungsinstanzen als Haupttröger der gesamtgesellschaftlichen 
Interessen und damit als alleinige Adressaten fUr Kosten-Nutzen-Analysen ansieht, bleibt das 
Problem bestehen, wie "die Breite der Zielformulierung aus der praktischen Politik in die 
ökonomische Analyse aufzunehmen" (TANGERMANN) ist. Wenn TANGERMANN die Bewer
tung von Kosten und Nutzen durch das Ausmaß der Annöherung an die Zielsetzungen des Ent
scheidungstrtlgers determiniert, kommt er damit den Vorstellungen agrarpolitischer Entschei
dungströger weitgehend nach, die der Meinung sind, der Analytiker könne "davon ausgehen, 
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daß die in der BML-Zielstruktur angegebenen Ziele weitgehend verbindl ich sind" (GUTH und 
MEYER zu DREWER, 6, S. 267) und daß "Nebenbedingungen aus amt I ichen Zielkatalogen .•• , 
aber auch aus mehr beiltlufigen Äußerungen der Entscheidungstrtlger gewonnen werden" kön
nen (MEYER zu DREWER, 12, S.345). Durch die Übernahme amtlicher Programme in die Wert
anstltze verengt sich das Ttltigkeitsfeld des wissenschaftlichen Analytikers in ungerechtfertig
ter Weise. Insbesondere verzichtet der wissenschaftliche Agrarpolitiker auf die Möglichkei
ten der Ideologiekritik, d.h. die Aufdeckung bewußter oder unbewußter Wertungen in poli
tischen Programmen (vgl. GÄFGEN, 5, S. 10). Vor diesem Hintergrund sind die Ergebnisse 
einer Reihe von Untersuchungen zu sehen, die im Auftrag des BML angefertigt wurden (vgl. 
den Katalog bei MEYER zu DREWER, 12). Bei der Frage der Zielformul ierung beziehen sich 
diese Analytiker htlufig auf die Grundsatzposition einer weiten Kosten- und Nutzendefinition 
im Sinne von TANGERMANN und KOESTER mit der Folge, "daß eine enge Zusammenarbeit 
zwischen dem pol itischen Entscheidungstrtlger und dem Analytiker dringend erforderlich 
(wird), da htlufig subjektive a-priori-Entscheidungen zu fällen sind, um fUr die Ziele und 
Nebenbedingungen operationale Werte festlegen zu können". (GUTH und MEYER zu DREWER, 
6, S. 267). Daß durch den hohen Grad gemeinsam hergestellter Subjektivittlt die Transparenz 
des Entscheidungsprozesses fUr den Außenstehenden nicht gerade verbessert wird, liegt auf 
der Hand. 

Diese Schwierigkeiten werden umso größer, je mehr der Versuch gemacht wird, auch außer
ökonomische Ziele in die KNA aufzunehmen, was in der Literatur nur vereinzelt vorgeschla
gen wird (vgl. MAAS, 11, S. 415 ff. und den dortigen Hinweis auf die Vorgehensweise bei 
DORF MAN) . Auf diese Schwierigkeiten weist auch TANGERMANN hin und beschrtlnkt seine 
AusfUhrungen Uber mehrdimensionale Zielfunktionen in der KNA auf den Bereich ökonomischer 
Ziele. Dabei wendet er sich besonders der gleichze itigen BerUcksichtigung von Allokations
und Verteilungszielen zu, einer Problematik, die in der ökonomischen Diskussion einen brei
ten Raum einnimmt, wie er anschau I ich belegt. 

Von den fUnf aufgezeigten MC:igl ichkeiten der BerUcksichtigung von Verte i1ungswirkungen 
sieht TANGERMANN die Maximierung der Allokationseffizienz (Sozialproduktsteigerung) 
unter den Nebenbedingungen einer "bestimmten Verteilung" als die am besten geeignete Vor
gehensweise an, da sie die Mögl ichkeit eröffnet, "durch parametrische Variation der Neben
bedingungen den Konfl ikt zwischen Effizienz und Verteilung ... aufzuzeigen". Gleichzeitig 
verwirft er das dritte Verfahren, die Verteilungswirkungen neben den Allokationseffekten be
sonders darzustellen, die "neutralste Lösung", da sich "wegen der Vielfalt der mit ihr ange
botenen Informationen am schwersten eindeutig Schi Usse" z~ehen lassen. Dieser Nachteil soll 
hier gerade als Vorteil herausgestellt und damit die entge9·~ngesetzte Position vertreten wer
den. 

Wenn die Ökonomen sich nicht anmaßen, fUr die anderen Disziplinen den Zielfindungsprozeß 
mit zu Ubernehmen, hat das zur Konsequenz, daß sich ihre Betrachtung auf die ökonomischen 
Zielbereiche (Effizienz, Verteilung, Stabilität) beschrtlnken muß mit der weiteren Folge, daß 
dem Pol itiker die letzten Entscheidungen nicht abgenommen werden können, da er weitere 
Ziel kategorien wie die Sol idarität zwischen sozialen Gruppen oder Integration von Randgrup
pen der Gesellschaft mit in die Betrachtung einbeziehen muß, wenn er soziale Konflikte ver
meiden will. Bereits die Ausklammerung eines wesentlichen Teilziels aus dem Gesamtzielspek
trum der Pol itik kann die Gefahr gravierender Fehlentscheidungen heraufbeschwören 1). Folg
lich wtlre es anmaßend, dem Politiker ein umfassendes ökonomisches EntscheidungskalkUI an
zubieten, da er dann nicht mehr die Mögl ichkeit des Abwtlgens zwischen einzelnen ökonomi-

1) "The very success of the abstraction, however, leads to dangers of neglect of what it has 
been abstracted from". (BOULDING, 2, S. 306). 
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sehen und nichtökonomischen Zielkategorien hat. Das Spektrum der Alternativen ist durch die 
Formulierung von Nebenbedingungen bereits eingeengt. Damit wird das vollstöndige Feld der 
pol itischen Substitutionsbeziehungen unnötig begrenzt. 

Am Beispiel der von TANGERMANN vorgeschlagenen begrenzenden Nebenbedingung für den 
"Anpassungsdruck" wird das besonders deutlich. In dem ökonometrischen Modell, das der Stu
die von KOESTER und TANGERMANN (9) zugrunde liegt, ist vorgesehen, daß die sektorale 
Entwicklung bei unterschiedl ichen Pol itikmaßnahmen durch eine Abwanderungsrate der Land
wirte von höchstens 5 v. H. begrenzt wird. Es wöre für den Pol itiker mögl icherweise informa
tiver, Alternativen vorgelegt zu bekommen, bei denen die Abwanderungsrate im sektoralen 
Durchschnitt zwar höher liegt, durch den partiellen Allokationsgewinn der verstörkten Anpas
sung die Möglichkeiten für Kompensationszahlungen aber erweitert werden. In diesem Zusam
menhang sei die Anmerkung erlaubt, daß gerade der "Anpassungsdruck" in den einzelnen Re
gionen (Arbeitsmarktsituation) und Betriebsgruppen (technologische Bedingungen) sehr unter
schiedlich ausgeprögt ist, so daß sich bei sektoral aggregierten Modellanalysen ein Aggrega
tionsfehler bei der Abschötzung der tatsöchlichen Verhaltensweisen (Abwanderung) ergibt, 
der zu einer falschen Beurteilung des Problems unter wechselnden Rahmenbedingungen bei 
ex ante-Rechnungen führen kann. 

Die Überlegungen führen zu der Schlußfolgerung, daß bei wissenschaftlich fundierten Kosten
Nutzen-Rechnungen zwar die klassischen Begrenzungen im Sinne ECKSTEINS (4) - gesetzliche, 
administrative, budgetöre Begrenzungen -, aber nur in begrenztem Umfang politisch bedingte 
Nebenbedingungen direkt in das Kosten-Nutzen-Kalkül aufgenommen werden sollten, was 
aber auch bedeutet, daß bei umfassenden Analysen alle erfaßbaren Nebenwirkungen von Maß
nahmen z. B. auf die Verteilung, Umweltbelastung, Landschaftsverönderung etc. gesondert auf
geführt werden sollten. Damit verschafft sich der wissenschaftliche Analytiker einen größeren 
Freiraum zur Erarbeitung objektiver Informationsgrundlagen für die Entscheidungshilfe, die 
damit nicht als allumfassender Entscheidungsalgorithmus verstanden wird. 

GrundsCltzl ich gibt es für den wissenschaft I ichen Analytiker drei Untersuchungsbereiche, in 
denen er tCltig werden kann, ohne auf die Wahrung des Max Weber'schen Ideals wissenschaft
I icher Objektivitöt allzusehr verzichten zu müssen (vgl. GÄFGEN, 5, S. 9): 

1. Widerspruchsfreiheit der Ziele, 
2. Eignung der Mittel zur Erreichung hypothetisch gesetzter Ziele, 
3. Wirkungsanalyse der Mittel auf nicht angegebene Ziele. 

Insbesondere zwischen den Bereichen 1. und 3. gibt es meines Erachtens einen denkbaren 
"trade off" der Analysemögl ichkeiten, wenn die Untersuchung auf operationaler Grundlage 
mit quantitativ durchrechenbaren Modellen durchgeführt werden soll, was gerade in der KNA 
angestrebt wird. Durch den Verzicht auf die Implementierung eines komplexen Zielsystems im 
Entscheidungsmodell erreicht man durch den trade off einen erweiterten Spielraum zur Ana
lyse neuer, von den Pol itikern bisher nicht erwogener Alternativen, die sich im Hinbl ick auf 
das Allokationsziel umso leichter bewerten lassen, je weniger politisch bedingte Nebenbe
dingungen von vornherein vorgegeben sind. Die Chancen für eine Berücksichtigung im poli
tischen Entscheidungsprozeß können durch den Zuwachs an objektivem Gehalt der Aussagen 
nur günstiger werden. Darüber hinaus bleibt die eigenstöndige Rolle der Wissenschaft gegen
über der Politik gewahrt, wovon beide Partner im Dialog nur profitieren können. 
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3 Wirkungsanalyse von agrarpolitischen Instrumenten auf der"Grundlage guantitativer 

Modelle 

Die Kosten-Nutzen-Analyse ist nur in dem Maße entscheidungsrelevant, wie es gelingt, zu 
quantitativen Aussagen Uber Politikalternativen auf der Basis operationaler Modellrechnungen 
zu kommen 1). Die Forderung nach quantitativen Aussagen ergibt sich aus der Erkenntnis, 
daß "Thesen, die aus aprioristischen Modellen abgeleitet wurden, •.• sich als gefl:lhrlich er
wiesen" haben (vgl. TINBERGEN, 17, S. 69, der die "Gefahr" am Beispiel der Optimum
These des freien Tauschhandels aufzeigt). Erst durch quantitative Bewertung von Alternativen 
können Orientierungshilfen fUr die Dosierung der Instrumente gegeben werden, z. B. beim 
Ausmaß der PreisstUtzung in der Einkommenspolitik. 

TANGERMANN versucht, die Problematik empirisch gehaltvoller Aussagen zur Agrarförde
rung in seinem Beitrag dadurch zu lösen, daß er an hand einer "Beispiel rechnung" einige 
grundsl:ltzliche Zusammenhl:lnge des Ziel-Mittel-Systems herausarbeitet. Es stellt sich in die
sem Zusammenhang die Frage, ob mit der Beispiel rechnung lediglich das didaktische Ziel ver
folgt werden soll, darzulegen, wie unter vorgegebenen Annahmen einige-hypothetische Kau
salbeziehungen durch einen Modellzusammenhang miteinander verknupft werden können, um 
die potentielle Entwicklung aggregierter sektoraler Größen aufzuzeigen. Wenn dies der Fall 
ist, könnte ohne weiteres darUber hinweggegangen werden. 

Falls mit der Beispiel rechnung empirisch gehaltvolle Aussagen angestrebt werden, ergibt sich 
als zentraler Problembereich die Modellreaktion bei Preisverl:lnderungen. Die Preiselastizitöt 
des Angebots liegt bei den vorgelegten Modellvarianten zwischen 1,05 und 1,22. Als Ver
gleichsbasis liefert die Marktforschung dazu nur wenig gesicherte Aussagen, es sei denn, fUr 
partielle Mörkte und kurzfristig, d.h. unter Ausschluß der Wirkungen des Strukturwandels. 

Nun kennt TANGERMANN die Produktionselastizitl:lten und damit die Angebotselastizitl:lt 
offensichtlich schon im voraus, wenn er schreibt: "Die Produktionselastizitl:lten mußten etwas 
geringer als entsprechende Schl:ltzergebnisse angesetzt werden, um die Angebotselastizitl:lt 
nicht unplausibel hoch werden zu lassen". 

Gerade solche Plausibilitl:ltsUberlegungen sind meines Erachtens apriori nicht möglich. Ergeb
nisse dieser Art sollten und mUßten aus der Empirie gewonnen werden, und zwar auf der Basis 
eines Schl:ltzmodells mit genau spezifizierten Annahmen, dessen Realitötsnl:lhe durch Plausibi
I itötsUberlegungen und Theoriekonsistenztests abgesichert werden kann. 

Hinsichtlich der unterstellten Technologie (Cobb-Douglas-Annahme) besteht nach neueren 
Ergebnissen Grund zu der Annahme, daß die Produktionselastizitl:lten in der Landwirtschaft 
nicht konstant sind (vgl. SCHRADER, 15). Insbesondere nimmt die Produktionselastizitl:lt des 
Bodens c.p. mit der Betriebsgröße ab, mit der Folge regional differenzierter Angebotselasti
zitl:lten aufgrund der unterschiedl ichen Faktorausstattung • DarUber hinaus herrschen in den 
Regionen unterschiedliche Arbeitsmarktbedingungen, die Abwanderung ist regional unter
schiedlich und damit die Differenzierung der Pro-KopF-Einkommen. Die regionalen Einkom
menseffekte mUssen sich bei wechselnden agrarpolitischen Rahmenbedingungen in summa nicht 
ausgleichen, so daß sich auch die sektoralen Aggregate unterschiedlich verl:lndern. Es stellt 
sich somit die Frage, ob nicht der durch die DatenverfUgbarkeit gegebene Spielraum der re
gionalen Differenzierung bei aggregierten Analysen in jedem Fall genutzt werden sollte 2) • 

1) Vgl. dazu die obige Einordnung der KNA als Versuch einer Operationalisierung der Wohl
fahrtsl:lkonomik. 

2) Daß man darUber hinaus bei prozeßspezifischer Modellanalyse zu differenzierten Ergebnis
sen in der sektoralen Entwicklung kommen kann, steht außer Frage (vgl. BAUER und 
GANS, 1). 
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Die von TANGERMANN prCisentierten Ergebnisse verleiten zu der Schlußfolgerung, daß die 
Mobiliti:ltsannahmen im Gesamtzusammenhang relativ unbedeutend sind. In jedem Fall sinken 
die volkswirtschaftl ichen Kosten bei einer restriktiven Preispol itik, d. h. bei stCirkerer Real
preissenkung. Das liegt aber offensichtlich nur daran, daß die Mobiliti:ltsprobleme bei den 
Produktionsfaktoren mit Ausnahme der Arbeit ausgeklammert sind. Boden und GebCiude- und 
Maschinenkapital kann gemi:lß der "Annahme der Gewinnmaximierung bei Cobb-Douglas
Technologie" (TANGERMANN) flexibel angepaßt werden. Hierin zeigt sich die Begrenzung 
der Aussagefi:lhigkeit der "Beispielrechnung". 

Wenn schon eine so aggregierte Modellversion zur 11 lustration der Wirkungen agrarpol itischer 
Eingriffe im Hinblick auf die Entwicklung der volkswirtschaftlichen Kosten herangezogen wird, 
stellt sich die Frage, warum TANGERMANN die Analyse nicht wenigstens auf den Bereich 
der Stabilitätsziele ausdehnt. Beispielsweise zeigt HEIDHUES (8, S. 375 ff.) exemplarisch 
auf der Basis eines "Tangermann-Modells", wie bei gegebener sektoraler Modellmechanik und 
begrenzter Information des Staates über betriebliche Verhaltensweisen eine unterschiedliche 
Ausgestaltung der Agrarförderung zu wachsender Instabiliti:lt von Preisen und Mengen im Agrar
sektor führen kann. 

4 Offene~ bei der Beurteilung der Agrarförderung 

Ober die Probleme der Zielformulierung in Kosten-Nutzen-Analysen und die Wirkungsanalyse 
der Agrarförderung sind in diesem Beitrag einige Hinweise gegeben worden. Es bleibt hier 
eine offene Frage, ob nicht anstelle von Kosten-Nutzen-Rechnungen andere umfassendere 
Politik-Analysen aus dem Bereich der agrarökonomischen Forschung eine wichtigere Entschei
dungshilfe zur Beurteilung der Agrarförderung sein können. Solche flexiblen Model/systeme, 
die in den USA offensichtlich an Bedeutung für die Entscheidungshilfe gewinnen, sind von 
OE HAEN (7) in einem gelungenen Obersichtsartikel gekennzeichnet und eingeordnet worden. 
Wenn diese komplexen Systeme durch ex post- und ex ante-Rechnungen genügend an der 
Real iti:lt getestet sind, erscheinen sie am besten geeignet zur Analyse grundsätzl icher System
i:lnderungen in der Agrarförderung . 

Zur Beurteilung der Detailplanung der Agrarförderung in vorgegebenem Rahmen liefert der 
Beitrag von TANGERMANN wertvolle Anregungen. Es bleibt bei den Ausführungen von 
TANGERMANN allerdings eine offene Frage, ob der "Second Best-Gedanke" ohne weiteres 
von den klassischen Bereichen der Wettbewerbs-, Steuer- und insbesondere Außenhandelspo
I itik auf den Bereich der Agrarsektorpol itik übertragen werden kann. Der Staat hat es in den 
erstgenannten Bereichen mit mächtigen Interessengruppen zu tun, deren Willensbildung nur 
begrenzt durch staatliche Aktivitäten beeinflußt werden kann. Das wird bei den Außenhan
delspartnern besonders deutl ich. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit zur Second Best-
Pol itik, um allzu unerwünschte Allokationswirkungen zu vermeiden. 

Dieses Argument erübrigt sich aber in einem Bereich, der sich wie der Agrarsektor durch poli
tische Einflußnahme sti:lrker lenken läßt. Damit gewinnt die First Best-Politik, die sich allein 
an den wünschbaren Zusti:lnden zu orientieren hat, gegenüber dem Scond Best an Boden. Man 
vermeidet damit ausufernde Wirkungen einer eskalierenden Second Best-Politik, bei der immer 
neue Maßnahmen zur Kompensation von Wirkungen bestehender Eingriffe in den Markt er
funden werden. 

Um bei einem Bild zur Charakterisierung des Second Best zu bleiben: SOHMEN (16, S. 437) 
vergleicht die zunehmenden Eingriffe des Staates mit der Lage eines Beethoven-Streich
quartetts. Ein Musiker macht ständig "Fehlgriffe" und die übrigen drei versuchen, sich den 
Fehlgriffen anzupassen, wobei sie sich immer mehr von der Partitur des Komponisten lösen. 
Wenn es aber gute Gründe für Eingriffe in das Marktgeschehen gibt, etwa im Hinblick auf 
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Versorgungs- und Gerechtigkeitsziele, dann stell t sich die Situation eher dar wie bei einer 
Jazzband, bei der die bewußten und gekonnten Improvisationen eines Pianisten eine wün
schenswerte Bereicherung und Anregung fUr die übrigen Bandmitgl ieder bieten, denen sie 
sich durch Variation der eigenen BeitrHge zum Nutzen aller bereitwillig anpassen. 
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Die Ausgaben der europi:iischen Gemeinschaften sind von 1,658 Mrd. RE im Jahr 1971 auf 
voraussichtl ich 8,8 Mrd. RE im Jahr 1977 gestiegen (vgl. Tabeil e 1). Das entspricht einer 
Steigerung um 531 % in sechs Jahren bzw. von 33,1 % pro Jahr. Bereits diese Zahlen deuten 
an, daß der Haushai t der europi:iischen Gemeinschaften fUr die nationalen Haushalte zuneh
mend an Bedeutung gewinnt. So weisen die Statistiken aus, daß die Bundesrepubl ik Deutsch
land im Jahr 1971 lediglich mit 0,4 Mrd. DM belastet wurde, im Jahr 1976 dagegen voraus
sichtlich mit 2,6 Mrd. (6, S. 18). Nach offiziellen deutschen Schi:itzungen sollen die gesam
ten Abfuhrungen an den EG-Haushalt von rund 7 Mrd. DM (1976) auf mehr als 12 Mrd. DM 
im Jahr 1980 steigen. Diese Berechnungen stutzen sich unter anderem auf die jUngste drei
ji:ihrige finanzielle Vorausschau der EG-Kommission. Danach soll sich die Summe der Gesamt
ausgaben der Europi:iischen Gemeinschaften - in konstanten Preisen gerechnet - in den Jahren 
1976 bis 1979 um nahezu 30 % erhöhen. Ob diese Ansi:itze auch ausreichen, ist jedoch frag
lich (6, S. 19). 
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Tabelle 1: Ausgaben und Einnahmen der Europl:iischen Gemeinschaften 

Mrd RE 1) 

Haushaltsjahr Anteil In Oft 

1971 1972 1973 1974 1975 1976 

1

,m 
1'975 

in Ofa 1 In % I 1 In % in Ofo Iin 'io 
Position Ist Soll Ist Soll Ist Soll Ist Soll Ist Soll Soll Soll p) 1971 

I. Ausgaben 

38.01 
I 

1. Agrarpolitik 1,325 4,023 108,1 3,296 
1.1 EAGFL - Abt. Garantie 1,219 44,7 3,949 137,0 3,174 
1.2 EAGFL - Abt. Ausrichtung 0,105 13,9 0,074 8,8 0,124 

2. SOZialpolitik 0,057 102,7 0.055 56,0 0,050 
3· Regjon~lpolitjk - - - - -
4. Forschungs-. Technologie w und 

Energiepolitik 0,058 86,9 0,070 91,8 0,072 
5. Entwicklungspolitik 

(ohne Entwicklungsfonds) - - 0,019 18,4 0,105 
6. Verwaltungsausgaben 2) 0,133 89,2 0,177 93,2 0,243 
7. Erstattung von Erhebungskosten 

an die Mitgliedstaaten 0,086 64.1 0,171 92,2 0,237 

Ausgaben insgesamt 7) 1,658 42,4 7) 4,514 103,2 4,004 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
In 0/. - - +172,3 - -11,3 

11. Einnahmen 

1. Eigene Mittel 1.02.2 76,2 1,432 77,3 2,413 

I 
1.1 Abschöplungen 3) 0,487 64,9 0,485 64,8

1 
0,483 

1.2 Zuckerabgabe 0,096 94,4 0,168 89,61 0,095 
1.3 Zölle 0,439 89,9 0,779 65,1 1,444 
1.4 Sonstige eigene Mittel 4) -- - - - 0,391 

2. Finanzbeiträge 2,508 1 99,1 1,577 67,7 2,128 
2.1 Allgemeine Finanzbeiträge 1,112 81,4 1,107 64,0 2,064 
2.2 Spezielle Finanzbeiträge 5) 1,395 119,7 , 0,570 76,3 0,062 

3. Sonstige Einnahmen 6) 0,044 114,9 0,050 116,3 0,050 ---------------
1 Einnahmen Insgesamt 

3,] 
91,4 3,159 72,2 4,588

1 Veränderung gegenGber Vorjahr 
in Ufo - - 11,6 - + 45,2 

• Die Soll-Einnahmen und ~Ausgaben umfassen die jeweiligen Haushalts~ 
ansätze (einschi. Änderungen auf Grund von Nachtrags~ und Berichtl
gungsheushaltsplänen), die Ist~Einnahmen bzw. ~Ausgaben die im jewel-

:~~~t~na~:~II~~~~~ ~~~ä~~~~äi~~~~zo~:~:rns~~~f~~~. ~~. 1e~~kt!:: g~ 
3,66. - 2 Umfassen neben den eigentlichen Verwaltungsaufwendungen der 
verschiedenen Gemeinschaftsorgane (Kommission, Parlament, Rat, Ge
richtshof) auch "Sonstige" Ausgaben der Kommission (Titel 3 mit Aus
nahme von Kap. 33, Titel 4 sowie Kap. 98 und 99 - ab 1976 Titel 10 - des 
EG-Gesamthaushaltsplans). - 3 Einsehl. der im Agrarhandel mit DrIttländern 
erhobenen bzw. gewährten Währungsausgleichsbeträge. - 4 Von den Bei
trittsländern abgeführte EG-eigene Mittel, die Im Haushaltsplan 1973 nur 
als globale Beträge ausgewiesen werden. - 5 FInanzbeiträge, die nach 
speziellen Schlüsseln von den einzelnen Mitglledstaaten erhoben wer-
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79,3 3,406 88,7 5,006 109,6 6,163 6,576 79,9 78,1 
83,4 3,278 93,3 4,822 113,7 5,835 6,418 73,5 75,2 
35,3 0,128 39,5 0,184 56,7 0,328 0,158 6,3 2,9 
17,6 0,238 72,5 0,136 87,2 0,441 0,172 3,4 2,1 

- - - 0,091 60,5 0,360 0,400 - 1,4 

96,8 0,078 92,4 0,091 89,7 0,135 0,180 3,5 1,4 

217,4 0,169 65,0 0,324 128,9 0,336 0,270 - 5,1 

78,0 0,342 85,5 0,409 92,8 0,533 0,617 8,0 6,4 

90,3 0,284 90,0 0,354 90,1 0,503 0,585 5,2 5,5 

78,0 4,516 86,4 6,411 102,3 8,471 8,800 100 100 

- + 12,8 -. + 42,0 - + 35,1 + 3,9 - -

92,6 2,919 92,6 3,633 92,4 5,028 5,846 28,6 57,7 

92,5 0,243 91,4 0,443 104,6 0,803 0,997 13,6 7,0 

104,4 0,083 107,0 0,071 66,4 0,108 0,215 2,7 1,1 

95,2 2,531 90.0 3,119 91,7 4,117 4,834 12,3 49,S 

82,3 0,063 - - - - -
65,5 1,578 78,0 2,358 103,4 3,220 2,661 70,2 37,4 

89,6 1,486 74,0 2,294 101,2 3,210 2,851 31,1 36,4 

34,2 0,092 890,2 0,063 483,2 0,009 0,000 39,0 1,0 

112,7 0,055 113,0 0,307 537,8 0,282 0,064 1,2 4,9 
---------------------------

89,4 4,553 [ 87,1 8,298 100,5 8) 8,510 8) 8,761 
100-1 

100 

- - 0,8 - + 38,3 - + 35,8 + 2,9 -
den. - • Umfassen neben den GehaltsabzQgen der EG-8ediensteten einen 
Teil der Erträge aus der EGKS~UmlaQe sowie verschiedene Einnahmen, 
worunter insbesondere buchungstechmsche Kursgewinne aus den unter
schiedlichen Umrechnungskursen der Haushalts- und der Agrar-RE seit 
1975 zunehmend Ins Gewicht fallen. - 7 Im Jahre 1971 wurden außerdem 
1,8 Mrd RE Vorschußzahlungen im Rahmen der Abteilung "Garantie" des 
EAGFL geleistet, die erst In den Haushaltsrechnungen späterer Jahre 
(überwiegend 1972) enthalten sind. - 8 Im Jahre 1976 Ist eIn Oberschuß 
von 0,04 Mrd RE eingeplant, der auf das nächste Haushaltsjahr übertragen 
wird und in den Einnahmen des Jahres 1977 nicht berücksichtigt Ist. -
p Vorläullg. 
Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
Quelle: Haushaltspläne und ·rechnungen der Europäischen Gemeinschaf~ 
ten. 



Die Soll-Einnahmen und -Ausgaben umfassen die jeweiligen Haushaltsanstitze (einschließlich 
Änderungen aufgrund von Nachtrags- und Berichtigungshaushai tspltinen), die Ist-Einnahmen 
bzw. -Ausgaben die im jeweil igen Haushaltsjahr tatstichlich eingezogenen Betrtige bzw. 
effektiv geleisteten Zahlungen der Europtlischen Gemeinschaften. -
1) 1 RE = DM 3,66. 
2) Umfassen neben den eigentlichen Verwaltungsaufwendungen der verschiedenen Gemein

schaftsorgane (Kommission, Parlament, Rat, Gerichtshof) auch "Sonstige" Ausgaben der 
Kommission (Titel 3 mit Ausnahme von Kap. 33, Titel 4 sowie Kap. 98 und 99 - ab 1976 
Titel 10 - des EG-Gesamthaushaltsplans) . 

3) Einschi ießI ich der im Agrarhandel mit Drittlöndem erhobenen bzw. gewtihrten Wtihrungs
ausgleichsbetrtige. 

4) Von den Beitrittsltindem abgefuhrte EG-eigene Mittel, die im Haushaltsplan 1973 nur als 
globale Betrtige ausgewiesen werden. 

5) Finanzbeitrtige, die nach speziellen SchlUssein von den einzelnen Mitgliedstaaten erho
ben werden. 

6) Umfassen neben den GehaltsabzUgen der EG-Bediensteten einen Teil der Ertröge aus der 
EGKS-Umlage sowie verschiedene Einnahmen, worunter insbesondere buchungstechnische 
Kursgewinne aus den unterschiedlichen Umrechnungskursen der Haushalts- und der Agrar
RE seit 1975 zunehmend ins Gewicht fallen. 

7) Im Jahre 1971 wurden außerdem 1,8 Mrd. RE Vorschußzahlungenim Rahmen der Abteilung 
"Garantie" des EAGFL geleistet, die erst in den Haushaltsrechnungen sptiterer Jahre (Uber
wiegend 1972) enthalten sind. 

8) Im Jahre 1976 ist ein Uberschuß von 0,04 Mrd. RE eingeplant, der auf das ntichste Haus-
haltsjahr ubertragen wird und in den Einnahmen des Jahres 1977 nicht berucksichtigt ist. 

p Vorlöufig. 
Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
Quelle: Haushaltsplöne und -rechnungen der Europtiischen Gemeinschaften. 

Quelle: o.V.: Die wachsende Bedeutung ..• ,(6, S. 22). 

Diese wenigen Zahlen mögen als Hinweis dafUr genUgen, daß es notwendig ist, sich mit der 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpol itik ntiher zu beschtiftigen. 

In Abschnitt 2 werden zuntichst Probleme der Erstellung der Haushaltsanstitze zur Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik diskutiert. Aus den offiziellen Finanzierungsströmen, wie sie 
in den Statistiken ausgewiesen sind, kann nicht stets auch die nationale Last der gemeinsamen 
Finanzierung (gemessen als Verlust an Sozialprodukt) abgelesen werden. In Abschnitt 3 wird 
daher untersucht, inwieweit von den offiziellen Statistiken uber die Finanzierungsströme tat
stich I ich RUckschi Usse auf die nationale Last gezogen werden können. Es wird eine Berech
nungsmethode vorgestellt, die es erlaubt, die Sozialprodukttransferströme zwischen den EG
Ltindem zu ermitteln. Abschnitt 3 stellt somit eine Status Quo-Analyse dar. 

Wenn wir uns aber fUr die Lebensftihigkeit einer Institution wie die der EG interessieren, ist 
nicht so sehr der Status Quo von Bedeutung; vielmehr ist von besonderem Interesse, welche 
Vertinderungen sich durch gemeinsame PreisbeschlUsse ergeben. Im vierten Abschnitt wird da
her die Wirkung gemeinsamer Preisbeschlusse auf die Intra-EG-Transferströme untersucht. 

Da sich im gegenwtirtigen System der EG die Situation fUr die einzelnen nationalen Staaten 
nicht nur durch gemeinsame Beschlusse vertindem kann, sondern auch durch autonome natio
nale Strategien, wird in einem folgenden Kapitel dargestellt, wie sich die Intra-EG-Trans
ferströme als Folge solcher autonomen nationalen agrarpol itischen Aktivittlten tindem • 
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2 Besondere Probleme bei der Haushaltsaufstellung zur Finanzierung der 

gemeinsamen Agrarpolitik 

Im folgenden wird von der Hypothese ausgegangen, daß die Finanzierung gemeinsamer Akti
vitöten nicht nur um so schwieriger ist, je höher das beanspruchte Haushaltsvolumen ist, son
dern auch, je größer die Schwankungen des Haushalts von Jahr zu Jahr sind. Im Hinblick auf 
diese AufgabensteIlung soll daher Tabelle 1 interpretiert werden. Knapp 80 % der Ausgaben 
des europöischen Haushalts gingen seit 1971 zu Lasten der gemeinsamen Agrarpolitik. Insbe
sondere hat der EAGFL in der Abteilung Garantie zwischen 73 und 75 % der Gesamtausgaben 
beansprucht. Im folgenden ist daher zu untersuchen, ob die Ausgaben des EAGFL in etwa pro
gnostizierbar sind und ob sie sich von Jahr zu Jahr tendenziell veröndern. 

Zunöchst einmal föllt auf, daß die Ist-Ausgaben in einzelnen Jahren sehr stark von den Soll
Ansötzen in den Haushaltsplönen abweichen. 1971 wurde z. B. von der Abteilung Garantie 
des EAGFL ledigl ich 44,7 % der Haushaltsansötze beansprucht. Im folgenden Jahr Uberstie
gen die Ausgaben dagegen die Ansötze um 37 %. Solches Über- oder Unterschreiten der 
Haushai tsansötze kann natUrl ich vielföltige GrUnde haben. Es könnte z. B. an der schlechten 
Prognose leistung der EG-Kommission liegen. Nöher liegt allerdings die Frage, ob nicht mög
I icherweise solche Unterschiede system immanent zu erwarten sind. 

Da die Ausgaben des EAGFL Abteilung Garantie zum größten Teil fUr die Zahlung von Export
erstattungen anfallen, soll gezeigt werden, welche exogenen Faktoren eine Schwankung der 
Zahlung fUr Exporterstattungen im Zeitablauf bewirken können. 

Die Summe der Exporterstattungen fUr ein beliebiges Gut i kann nöherungsweise nach 
Formel (1) ermittelt werden: 

( 1) 

mit 

-A -N 
Zai = (q i - q i ) (P. - P ) 

I. W. 

Za. 
-AI 
q. 

I 
-N 
q. 

I 

P. 
I. 

I 

P 
w. 

I 

I I 

= Ausgaben fUr Exporterstattungen des Gutes i 

in der EG produzierte Menge des Gutes i 

in der EG nachgefragte Menge des Gutes i 

= Schwellenpreis des Gutes i 

= Weltmarktpreis des Gutes i 

Aus (1) erhöh man fUr die prozentuale Änderung der Exporterstattungen unter der Annahme, 
daß lediglich Schwankungen des Angebots und der Weltmarktpreise zu unvorhersehbaren Aus
gabenönderungen fuhren: 

dZa. SVG. 
(2) 

I _ I 

Za. - SVG. -
I I 

-A 
dqi 
~
q. 

I 

dP 
w. 

I 

P. -P-
I. w. 

I 
p-l 

I 

w. 
I 

mit SVGi = Selbstversorgungsgrad in der EG beim Gut i 

Nach Gleichung (2) fUhrt eine 1 %ige Schwankung der inlöndischen Agrarangebotsmenge 
stets zu einer mehr als 1 %igen Schwankung der Höhe der Exporterstattungen. Betrögt z.B. 
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der Selbstversorgungsgrad für ein bestimmtes Produkt 110 %, so bedeutet eine 1 %ige Ände
rung des Angebots, daß die Exporterstattungen sich um 11 % ändern. Da aber Angebotsschwan
kungen von über 10 % von Jahr zu Jahr aufgrund unterschiedlicher Witterungsbedingungen 
durchaus möglich sind, ergibt sich hieraus bereits, wie schwierig es ist, die Höhe der Export
erstattungen richtig zu prognostizieren. 

Bei der Ermittlung der Haushaltsansätze für Exporterstattungen hat die EG-Kommission aber 
nicht nur die inländischen Produktionsmengen zu prognostizieren, sondern sie muß auch die 
Entwicklung der Weltmarktpreise berücksichtigen. Nach Formel (2) führt eine 1 %ige Ände
rung der Weltmarktpreise bei Pi <: 2 P w stets zu einer mehr als 1 %igen Änderung der Ausga
ben fUr Exporterstattungen. Beträgt z. B. die Relation zwischen Inlands- und Wel tmarktpreis 
1,3 (wie z.B. auf dem Getreidemarkt), so führt eine 1 %ige Änderung der Weltmarktpreise 
zu einer 3,3 %igen Änderung der Ausgaben für Exporterstattungen. Da aber wohl niemand in 
der Lage sein dUrfte, die Entwicklung der Weltmarktpreise auch nur mit einer Bandbreite von 
1 % absolut sicher zu prognostizieren, wird hieraus deutl ich, wie schwierig es ist, die genauen 
Haushaltsansi:ltze fUr Exporterstattungen zu ermitteln. Es ist daher durchaus nicht verwunder
lich, daß die Ausgaben des EAGFL Abteilung Garantie in einzelnen Jahren die Haushaltsan
sätze erheblich übersteigen und in anderen Jahren wiederum beträchtlich unterschreiten. 

Ob es ähnliche Probleme bei der Feststellung der Haushaltsansätze fUr die Einnahmen der EG 
gibt, soll im folgenden untersucht werden. Tabelle 1 zeigt, daß die Einnahmen des EG-Haus
haltes vornehmlich aus zwei Quellen stammen: Die Mitgliedsländer der EG haben auf alle 
Einnahmen, die bei der Einfuhr von Produkten entstehen, zugunsten der EG-Kasse zu ver
zichten. Abschöpfungen und Zölle, die bei der Einfuhr von Waren aus Drittländern anfallen, 
werden zwar noch von den Nationalstaaten erhoben - aber ledigl ich im Auftrag der EG
Kasse. Diese Zahlungseingönge werden als eigene Mittel der EG bezeichnet. Da das Finanz
volumen der eigenen Mittel aber nicht zur Finanzierung der Ausgaben der EG ausreicht, ha
ben die U:inder direkte Finanzbeiträge aufzubringen. Direkte Finanzbeiträge haben also ge
genwärtig den Finanzierungssaldo zwischen Ausgaben und eigenen Mitteln auszugleichen. Ab 
1978 sollen allerdings die Ausgaben allein durch eigene Mittel finanziert werden. Anstelle 
von direkten Finanzbeiträgen haben die Mitgliedsländer der EG der Kommission zugestanden, 
daß sie einen bestimmten Prozentsatz vom Mehrwertsteueraufkommen (bis max. 1 %) direkt 
erhalten und daß sie diese Eingänge als eigene Mittel bezeichnen darf. 

Da die Finanzbeiträge bisher als Restgröße berechnet worden sind, können sich Haushalts
unter- oder -überschreitungen bei den Finanzbeiträgen nur ergeben, wenn die Ausgaben oder 
aber die Aufkommen aus eigenen Mitteln von der EG-Kommission nicht richtig prognostiziert 
werden. Im folgenden ist daher zu überprüfen, wovon das Aufkommen der eigenen Mittel ab
hängt. Da nach Tabelle 1 die Differenz zwischen Haushaltsansätzen und realisierten Größen 
bei den Abschöpfungen besonders groß sind, soll gezeigt werden, wie schwierig es ist, die 
Höhe der Abschöpfungseinnahmen der EG-Kommission richtig zu prognostizieren. 

Für die Ermittlung der Abschöpfungseinnahmen für ein bestimmtes Produkt i gilt näherungs
weise Formel (3): 

(3) 
-N -A 

Ze'l = (q. - q. ) 
1 1 

(P. - P ) 
I. W. 

1 1 

mit Ze i = Einnahmen aus Abschöpfungen . 

. Aus (3) erhält man fUr die prozentuale Änderung der Abschöpfungseinnahmen unter der An
nahme, daß ledigl ich Schwankungen des Angebots und der Wel tmarktpreise zur unvorherseh
baren Einnahmenänderung führen: 
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dZe. SVG. 
-A dP 

dq. w. 
(4) I I I I 

Ze. -- 1 - SVG. ~- P. -p-
I I q. I. w. 

I I 
1 

I 

P -
w. 

I 

Nach Gleichung (4) führt eine 1 %ige Änderung der Angebotsmenge im Inland bei SVGi > 0,5 
stets zu einer mehr als 1 %igen Änderung der Abschöpfungseinnahmen. Beträgt z.B. der 
Selbstversorgungsgrad für ein bestimmtes Produkt 90 %, so führt eine 10 %ige Änderung der 
inländischen Angebotsmenge zu einer 90 %igen Änderung der Abschöpfungseinnahmen . 

Bei einer Preisstützung von 30 % wird nach Formel (4) eine 1 %ige Schwankung der Welt
marktpreise zu einer 3,3 %igen Schwankung der Abschöpfungseinnahmen beitragen. 

Bisher war die Tatsache der schwierigen Prognostizierbarkeit der Ausgaben und Einnahmen 
nicht sehr bedeutend: Ein etwaiger Finanzierungssaldo konnte stets durch nationale Beiträge 
in Form der direkten Finanzbeiträge ausgegl ichen werden. Da ab dem Jahr 1978 jedoch an 
die Stelle der direkten Finanzbeiträge die Einnahmen des EG-Haushaltes aus dem Mehrwert
steueraufkommen treten, wird hiermit eine wesentliche Änderung im Finanzierungsverhalten 
der EG-Kommission denkbar: Da im voraus festgelegt werden muß, welchen Prozentsatz (bis 
zu max. 1 %) des Mehrwertsteueraufkommens die EG-Behörde von den Mitgl iedsl ändern ab
rufen will, ist der Finanzierungsrahmen wesentl ich enger vorgegeben als bisher. Das kann 
aber bedeuten, daß die EG-Kommission sehr viel sorgfältiger als bisher alle Maßnahmen im 
voraus auf ihre Beanspruchung der Ausgaben überprüft. Es ist daher zu erwarten, daß die 
EG-Kommission sehr viel mehr als bisher versuchen wird, solche Maßnahmen zu vermeiden, 
die zu einer Erhöhung der Ausgaben führen. Da insbesondere jede Erhöhung der Interventions
und Schwellenpreise über eine Erhöhung der Erstattungsbeträge pro ausgeführte Mengenein
heit oder über eine Erhöhung der Abschöpfungsbeträge pro eingeführte Mengeneinheit sowie 
über eine Erhöhung der Überschußmenge oder über eine Verringerung der Defizitmenge direkt 
ausgabenwirksam bzw. einnahmenwirksam ist, wird der Ministerrat sich zukünftig wahrschein
I ich eher als in der Vergangenheit zu einer restriktiveren Preispol itik bekennen müssen. Bei 
der Preisgestaltung im Inland werden die Wel tmarktpreisrelationen mit großer Wahrscheinl ich
keit zukünftig mehr zu beachten sein. 

3 Nationale Lasten der gemeinsamen Finanzie~ 

Wenn wir im folgenden untersuchen wollen, wie die einzelnen Mitgliedsstaaten durch kollek
tive Entscheidungen oder auch durch isolierte nationale Strategien belastet werden können, 
muß zunächst dargestellt werden, wie die Belastung der einzelnen Mitgliedsländer bei den 
gegenwärtigen Finanzierungsregeln errechnet werden kann. Darüber hinaus scheint die Infor
mation über die gegenwärtige Belastung durch die gemeinsame Finanzierung auch im Interesse 
für die Beantwortung der Frage, ob ein etwaiger Nutzen der gemeinsamen Agrarpol itik aus 
nationaler Sicht die gegenwärtigen Finanzierungslasten übersteigt. 

Bei der Berechnung der nationalen Beiträge zum gesamten Finanzierungsvolumen der EG geht 
die EG-Kommission wie folgt vor: Als nationale Einzahlung gelten zunächst die direkten Fi
nanzbeiträge. Hinzu kommen die Abschöpfungen und Zölle, die die einzelnen Mitgliedslän
der bei der Einfuhr von Waren aus Drittländern erheben und die zu 90 % an die EG-Kommis
sion abzuführen sind. Die Gesamtsumme der nationalen Einzahlungen wird der Summe der 
empfangenen Mittel gegenübergestellt, die von den einzelnen Staaten vornehm I ich für die 
Interventionen und Exporterstattungen beansprucht werden. Je nachdem, ob die Einzahlungen 
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oder die Auszahlungen größer sind, spricht die EG-Kommission von Nettozahlern oder Netto
empflingern (6, S. 27). 

Zwar wird häufig darauf hingewiesen, daß diese Berechnungen nicht genau über Vorteile und 
Kosten der gemeinsamen Finanzierung der Agrarpol itik Auskunft geben können; doch hofft man 
offensichtlich, daß man hiermit zumindest die Größenordnungen ermitteln kann. Im folgenden 
soll gezeigt werden, daß dieser Ansatz, der auf eine kameralistische Buchführung der EG zu
rückzufUhren ist; nicht brauchbar ist, um die Intra-EG-Transferströme, die als Folge der ge
meinsamen Agrarpol itik entstehen, hinreichend zu erfassen. Es soll also der Gewinn und Ver
lust an Sozialprodukt ermittelt werden, der mit der gemeinsamen Finanzierung verbunden ist. 

Es ist zunächst offensichtlich, daß die einzelnen Länder durch die Zahlung der direkten Fi
nanzbeiträge auf Güter in entsprechender Größe zu verzichten haben, so daß diese direkten 
Finanzbeiträge auch Sozial produkttransferströme impl izieren. 

Anders verhlilt es sich jedoch mit den im EG-Haushalt ausgewiesenen Eigenmitteln .. Der sta
tistisch ausgewiesene Beitrag zu den Eigenmitteln ist nicht identisch mit dem, was die ein
zelnen Länder tatsächlich an Eigenmitteln zur Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
aufbringen. Durch den gemeinsamen Agrarmarkt wird den Produkten aus den EG-Mitgl ieds
ländern gegenüber Produkten aus Drittllindern grundslitzlich eine Prliferenz erteilt. Aus die
sem Grunde werden die Länder mit einem Selbstversorgungsgrad von unter 100 % weniger 
Produkte aus Drittländern einfuhren und daher auch weniger Abschöpfungseinnahmen erheben, 
als sie das tun wUrden, wenn die Finanzierung der Agrarpol itik in nationaler Zuständigke it 
läge. Außerdem werden bei der Einfuhr von Agrarprodukten aus Mitgl iedsländern der EG 
grundslitzl ich keine Abschöpfungen und Zölle erhoben. Bei nationaler Finanzierung der Agrar
politik würde dieses jedoch der Fall sein. Wir können daher feststellen, daß die Eigenmittel, 
wie sie in den Statistiken der EG ausgewiesen sind, bei weitem nicht die nationalen Transfer
ströme darstellen. Die EG-Statistiken unterschätzen somit das Finanzierungsvolumen der Ein
fuhrllinder zum EG-Haushalt. 

Andererseits unterschätzen die EG-Statistiken gleichermaßen die Zahlungen, die die Über
schußllinder infolge der gemeinsamen Agrarfinanzierung erhalten; denn prüft man, was die 
einzelnen Länder bei nat.ionaler Finanzierung der Agrarpol itik an Exporterstattungen zu zah
len hätten, stellt man fest, daß die in EG-Statistiken ausgewiesenen Zahlen für Exporterstat
tungen keineswegs mit diesem Wert identisch sind. Auch dieses läßt sich durch ein einfaches 
Beispiel verdeutl ichen: Da die Überschußländer ihre Agrarprodukte zu einem großen Teil in 
Einfuhrländern der EG absetzen können, entstehen naturl ich ke ine Ausgaben für Exporterstat
tungen . Das wUrde jedoch bei nationaler DurchfUhrung der Agrorpol itik der Fall se in. Es kann 
sogar eintreten, daß gegenwlirtig in einem Agrareinfuhrland relativ große Summen für Export
erstattungen anfallen. Das mag einfach bedingt sein durch das Wirken der Marktkräfte: An 
der Grenze zu einem EG-Mitgl iedsland können Waren importiert und dann an der Grenze 
zu einem Drittland mit Exporterstattung exportiert werden, obwohl das Land insgesamt einen 
Selbstversorgungsgrad von unter 100 % hat. Dieses Beispiel zeigt bereits, daß die Exporter
stattungen beim gegenwärtigen EG-System nicht dort anfallen, wo sie bei nationaler Finan
zierung der Agrarpol itik tatsächl ich entstehen wUrden. 

Will man die wirkl ichen nationalen Transferströme der gemeinsamen Agrarfinanzierung be
rechnen, sind zunächst die produktgebundenen Transferzahlungen als Folge der Marktordnung 
für einzelne Agrarprodukte zu ermitteln. Zu diesem Zweck ist festzustellen, welche Erlöse 
die einzelnen Länder für ihre Agrarprodukte bei nationaler Finanzierung der Agrarpolitik ein
nehmen würden und welche Kosten sie gegenwärtig unter Berücksichtigung der direkten Fi
nanzbeiträge, des Systems der Eigenmittel und der gemeinsamen Finanzierung der Exporterstat
tungen zu tragen haben. Als Differenz zwischen diesen beiden Größen erhält man dann das 
Transfervolumen. Die Berechnungsmethode soll durch folgende schematische Übersicht veran
schau I icht werden: 
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Übersicht 1: Zur Methode der Berechnung nationaler Transferströme der gemeinsamen 
EG-Agrarpol itik 

Agrarexportland Agrare infuhrl and 
Land A Land B 

Produzierte Menge 
A 

100 t 80 t q 

Nachgefragte Menge qN 60t 100 t 

Exportmenge bzw. qu 40t 

Importmenge qD 20 t 

Inlandspreis p. 
I 

50 RE/t 50 RE/t 

Weltmarktpreis Pw 40 RE/t 40 RE/t 

Nationale FinanzierungsGuote b· 
I 

0,5 0,5 

Summe der direkten Finanzbeitri:lge 200 RE 

Nationale Transferströme T· I 
- tatsächl ich +300 REa -300 REb 

- It. EG-Statistik +100 REc -100 REc 

o Ersparte Exporterstattungen minus direkte Finanzbeiträge -
b Verlust an Abschöpfungseinnahmen plus direkte Finanzbeiträge -
c Empfangene Exporterstattungen plus/minus direkte Finanzbeiträge . 

Bei der unterstellten Datenkonstellation entsteht in dem Agrarexportland (Land Ä) eine Über
schußmenge von 40 t und in dem Agrareinfuhrland (Land B) ein Defizit von 20 t. Da wir an
nehmen, daß sich lediglich diese beiden Länder zu einer Zollunion zusammengeschlossen ha
ben, entsteht in dieser Union insgesamt ein ExportUberschuß von 20 t. Diese 20 t mUssen It. 
Annahme auf dem Weltmarkt zu den geltenden Weltmarktpreisen abgesetzt werden. Da wir 
im Inland einen Preis von 50 RE unterstellt haben, muß der EAGFL 10 RE/t an Exporterstat
tungen zahlen, um die 20 t Überschußmenge auf dem Weltmarkt absetzen zu können. Insge
samt benötigt er ein Finanzvolumen in Höhe von 200 RE, das von den Mitgl iedsländern ent
sprechend ihrer Finanzierungsquote finanziert werden muß. Im Beispiel wurde nunmehr unter
stellt, daß die nationale Finanzierungsquote 0,5 beträgt. Beide Länder haben somit direkte 
Finanzbeiträge in Höhe von 100 RE zu zahlen. 

Bei der Berechnung der nationalen Kosten der gemeinsamen Agrarpolitik hat man daher von 
folgender Kalkulation auszugehen: Bei nationaler Zuständigkeit der Agrarpol itik wUrde das 
Land A fUr die Überschußmenge von 40 t lediglich den Weltmarktpreis von 40 RE erhalten. 
Durch die gemeinsame Finanzierung erhält dieses Land jedoch pro Tonne 10 RE mehr. Somit 
hat es ein Guthaben von 400 RE zu verbuchen. Auf der anderen Seite hat es direkte Finanz
beiträge von 100 RE zu leisten, so daß sich ein Nettovorteil in Höhe von 300 RE errechnet. 
Bei einer produzierten Menge von 100 t bedeuten diese 300 RE Sozialprodukttransfer eine 
produktgebundene Subvention von 3 RE/t. Somit ergibt sich ein Durchschnittserlös (Welt
marktpreis plus Transferzahlung) von 43 RE/t. 

Land B hat bei der Berechnung seiner nationalen Kosten und Durchschnittserlöse von folgen
der Kalkulation auszugehen: Der Importbedarf in Höhe von 20 t hätte bei nationaler Durch-
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fuhrung der Agrarpolitik zu Weltmarktpreisen befriedigt werden können. Durch die gemein
same Agrarpol itik hat dieses Land jedoch den Inlandspreis zu zahlen. Der Einfuhrbedarf wird 
nunmehr zum Preis von 50 REit aus dem Land A gedeckt. Durch die Zollunion mit Land A 
entsteht folglich ein Verlust fUr Land B in H~~e von 200. RE (20 t • (Pi - Pw) = 200 RE). Da 
außerdem Land B auch zur Finanzierung der Uberschußmenge der Gemeinschaft in Höhe von 
100 RE herangezogen wird, betragen die gesamten Kosten der gemeinsamen Finanzierung fUr 
dieses Land 300 RE. Bei einer produzierten Menge von 80 t leistet demnach Land B als Folge 
der gemeinsamen Agrarmarktorganisation einen Sozialproduktverzicht von 3,75 REit. 

Wie aus der Übersicht ersichtl ich ist, ergeben die Berechnungen, daß der Verzicht an Sozial
produkt des einen Landes direkt dem Gewinn an Sozialprodukt des anderen Landes entsprechen 
muß. Die offiziellen Statistiken können diese wahren Transferzahlungen nicht aufzeigen und 
wUrden in diesem Beispiel den Sozialprodukttransfer zu niedrig ausweisen: Land B wurde mit 
100 RE als Nettozahler verbucht werden und Land Aals Nettoempfi:lnger in entsprechender 
Höhe. Aus der schematischen Übersicht ist ferner ersichtl ich, daß grundsi:ltzl ich die Durch-
5chnittserlöse auch negativ werden können. Stellen wir uns z.B. vor, daß im Land B die pro
duzierte Menge im Vergleich zur nachgefragten Menge sehr gering ist. In diesem Fall sind 
die nationalen Kosten der Agrarpol itik relativ hoch. Gleichzeitig wird bei der Berechnung 
der Durchschnittserlöse ein hoher Kostenbetrag durch eine relativ kleine produzierte Menge 
dividiert und von den Erlösen zu Weltmarktpreisen subtrahiert, so daß ein negativer Durch
schnittserlös errechnet werden kann. 

Mit Hilfe einer algebraischen Darstellung kann leicht gezeigt werden, unter welchen Bedin
gungen die Marktordnung fUr ein bestimmtes Produkt zu einem Nettotransfergewinn oder 
-verlust fUr ein bestimmtes Land j fuhrt. 

Laut Definition gilt fUr die Berechnung der Transferströme: 

(5) 
-A -N 

T. = -b. (q . - q • ) 
li I I I 

A N 
(P. - P ) + (q. - q. ) 

li wi li li 
(P. - P ) 

I. w. 

mit T. = Transferstrom des Landes j, gebunden an das Gut i 
li 
A 

q. = produzierte Menge des Gutes i im Lande j 
li 
N 

q. = nachgefragte Menge des Gutes i im Lande j 
li 

Aus (5) folgt: 

(6) T. ~ 0, wenn 
I· I 

A N 
q. - q. 

li I· 
b. < I 

I 
:> -A -N 

q. - q i I 

bei und (7) 

A N 
q. - q. 

I· li 
b. > I 

I 
<: -A -N 

qi - q. 
I 

bei 

I I 
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Aus Gleichung (7) ist zu ersehen, daß ein Agrareinfuhrland der EG stets eine produktgebun
dene Transferzahlung zu leisten hat, wenn in der EG eine Überschußsituation besteht. Umge
kehrt empf!:lngt ein Land einen Transfer, wenn es mehr produziert als es verbraucht, in der 
EG insgesamt aber ein Zuschußbedarf besteht. Nicht eindeutig ist dagegen die Situation fUr 
den Fall, daß sowohl im betrachteten Land als auch in der EG entweder ein Einfuhrbedarf be
steht oder ZuschUsse produziert werden. In diesem Fall ist die Relation nationale Überschuß
menge zu EG-Überschußmenge bzw. nationaler Einfuhrbedarf zu EG-Einfuhrbedarf im Ver
gleich zur nationalen Finanzierungsquote der direkten Finanzbeitr!:lge entscheidend. So er
geben z.B. empirische Berechnungen fUr den Hartweizenmarkt - einem typischen Defizitpro
dukt in allen EG-Staaten -, daß Italien zwar den größten Teil der EG-Produktion erstellt, 
es aber dennoch einen Einkommenstransfer als Folge der PreisstUtzung fUr Hartweizen an die 
Mitgl iedsl!:lnder zu leisten hat: Die Relation Einfuhrbedarf Italiens zu Einfuhrbedarf der EG 
ist größer als die Finanzierungsquote Italiens; daraus folgt nach Gleichung (6) ein Einkommens
verlust fUr die italienische Volkswirtschaft (KOESTER und KIRSCHKE, 2). 

Auf die Pr!:lsentation der empirischen Ergebnisse muß an dieser Stelle leider verzichtet werden. 
Der interessierte Leser muß daher auf eine andere Publ ikation verwiesen werden (KOESTER, 3). 

Die bisherige Analyse beschrankte sich auf eine Darstellung des Status Quo. Die Kenntnis des 
Status Quo mag darUber Aufschluß geben, ob die einzelnen li:lnder zu Kompromissen bereit 
sind. Sie ist jedoch noch nicht ausreichend, um zu erkl!:lren, wie sich gemeinsame BeschlUsse 
auf die einzelnen Mitgliedsl!:lnder auswirken. Dieser Frage soll im folgenden nachgegangen 
werden. 

4 Wirkung gemeinsamer PreisbeschlUsse auf die Intra-EG-Transferströme 

Wenn ein einzelnes Land eine Kosten-Nutzen-Analyse Uber die Auswirkungen der gemeinsam 
beschlossenen Preissteigerungen fUr einzelne Agrarprodukte durchfuhren wollte, hatte es von 
folgenden Überlegungen auszugehen: 

a) Zunachst einmal hatte das Land zu fragen, was es als Folge der Preisanhebungen vom 
EAGFL erhalt und was es sonst bei nationaler Finanzierung der Agrarpolitik selbst zu 
zahlen hatte. 

b) Zum anderen hatte das Land zu prUfen, wie sich die Einzahlungen in den EAGFL aufgrund 
dieser Preisanhebung andern wUrden. 

Das Ergebnis der Überlegungen wird davon abhangen, ob die Rechnung fUr ein EG-Überschuß
oder ein EG-Defizitprodukt bei nationaler Überschuß- oder Defizitproduktion durchgefuhrt 
wird. 

Die Bedeutung der Versorgungslage ist leicht zu erkennen, wenn bedacht wird, daß die na
tionalen Kosten der gemeinsamen Agrarfinanzierung aus zwei Komponenten bestehen: 

a) den direkten Finanzbeitr!:lgen und 
b) den entgangenen Abschöpfungs- und Zolleinnahmen, abzUglieh der ersparten Export-

erstattungen • 

Es ist daher stets zu prUfen, ob a) durch die gemeinsame Preisanhebung die Summe der direk
ten Finanzbeitr!:lge der Gemeinschaft und damit auch jedes einzelnen Mitgl iedslandes veran
dert wird und ob b) das betreffende Mitgliedsland mehr oder weniger unsichtbare Beitrage zu 
den Eigenmitteln des Fonds aufbringt oder veranderte unsichtbare Leistungen des Fonds er
halt (3, S. 63 ff.). 

Eindeutig ist die Wirkung von Preisanhebungen auf die Finanzbeitrage fUr Produkte, bei denen 
in der EG bereits ein Selbstversorgungsgrad von Uber 100 % besteht: Bei unver!:lnderten Welt-
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marktpreisen fuhrt die Preisanhebung zu einer Erhöhung der notwendigen Exporterstattung 
(Pi - P w) je exportierter Mengeneinheit; gleichzeitig wird die Preisanhebung zu einer Pro
duktionssteigerung, einem NachfragerUckgang und damit zu einer Steigerung der zu expor
tierenden Mengen fuhren. Der Fonds wird daher ein größeres Finanzvolumen benötigen. Als 
Folge der Preisanhebung werden daher die Mitgl iedsländer erhöhte Finanzbeiträge aufzubrin
gen haben. 

Aus nationaler Sicht kann jedoch dennoch die Preisanhebung fUr ein EG-Überschußprodukt 
positiv zu beurteilen sein: Hat das betreffende Land bei diesem Produkt bereits vor der Preis
anhebung einen Selbstversorgungsgrad von Uber 100 %, fUhrt die Preiserhöhung zu einer er
höhten Ersparnis an nationalen Exporterstattungen. Die Bestimmungsfaktoren der Richtung der 
Transferströme können herausgearbeitet werden, wenn von der Defin itionsgleichung fUr die 
nationalen Kosten der gemeinsamen Agrarfinanzierung ausgegangen wird. Es gilt: 

(8) c. = b .. qu (P. - P ) - q.. (P. - P ) 
I I I W u. I w' 

I 

Das totale Differential dieser Gleichung gibt die Änderung der nationalen Kosten an. Man 
erhält: 

(9) dc. = b. [dq .. (P. - P ) + q ... dP.] - [dqu (P. - P ) + qu dP. ] 
I I u I W U I • I W • I 

I I 

Sowohl der Ausdruck b j [dqu (Pi - P) + qudPi ] als auch der Ausdruck 

[dqu. (Pi - P) + qu. dPi ] ist im Fall der Preiserhöhung fUr ein EG- und nationales Über-
I I 

schußprodukt positiv. Die Änderungsrichtung der nationalen Kosten ist daher ~ 0, je nach
dem,ob 

b. [dq .. (P. - P ) + qudP. ] ~ [dq .. (P. - P ) + q .. dP. ] ist. 
I u I W I u. I w' u. I 

I I 

(10) 

Durch Umformungen und EinfUgen der Annahme, daß die Preiselastizität der Nachfrage gleich 
o ist, erhält man aus (10) (3, Anhang 1): 

(11) b. qu [ SVG 
I q.. SVG - 1 

u. 
I 

> SVG j A Pi - P w 
<: SVG. - 1 8 j P. + 1 

I I 

Eine Preisanhebung wird somit im betrachteten Fall um so eher positiv aus nationaler Sicht 
zu beurteilen sein, 

- je kleiner die nationale Finanzierungsquote b. ist, 
je größer der Anteil der nationalen Überschußl.nenge an der Überschußmenge der EG ist, 

- je kleiner der Selbstversorgungsgrad der EG und je größer der nationale Selbstversorgungs
grad ist, 

- je kleiner die Angebotselastizität der EG und je größer die nationale Angebotselastizität 
ist, 

P. - P 
- je größer der Protektionsgrad ( I P. w) ist. 

I 

Im folgenden soll ledigl ich noch gezeigt werden, wie sich eine Preisanhebung fUr ein Produkt 

173 



mit einem Selbstversorgungsgrad von unter 100 % innerhalb der EG auf die Fondseinnahmen 
über eine Änderung der Abschöpfungseinnahmen auswirkt; damit kann gleichzeitig untersucht 
werden, ob eine Preisanhebung bei einem nationalen Selbstversorgungsgrad von unter 100 % 
zu einer Erhöhung oder einer Verringerung der nationalen Beitri:lge zu den Eigenmitteln des 
Fonds führt. 

Die Höhe der Abschöpfungseinnahmen veri:lndern sich aus zwei GrUnden: Zum einen, weil im 
Inland mehr produziert wird als bisher, und zum anderen, weil gleichzeitig weniger nachge
fragt wird. Infolgedessen sinkt die Menge der importierten Produkte. Da gleichzeitig aber 
der Abschöpfungsbetrag pro eingeführter Einheit steigt, kann nicht eindeutig gesagt werden, 
ob die Summe der Abschöpfungseinnahmen steigen oder fallen wird. Diese Aussage soll etwas 
detaill ierter algebraisch untersucht werden. 

Schreiben wir für die Abschöpfungseinnahmen Ze und für die Defizitmengen qo' so gilt: 

(12) Ze = qo (P. - P ) 
1 W 

Die Änderung der Abschöpfungse innahmen als Folge einer partiellen Preisi:lnderung für das 
betrachtete Produkt erhi:llt man durch partielle Differentiation von (12) nach Pi: 

aZe aqO 
(13) apo = apo (Pi - P) + qo 

1 1 [P. 
Erweitert man den ersten Ausdruck der rechten Seite mit _I • 

qo 
~J p. 

1 

und setzt für 

aqO P. 
iJP'i . q~ = 80 , wobei 8 0 , wie bereits schon angegeben, die Oefizit-Importelastizität 

angibt, so kann statt (13) auch geschrieben werden: 

(14) 
aZe 
apo = qo (8 0 . 

1 

P. P I;. W + 1) 
1 

Berücksichtigt man die nachstehende Beziehung zwischen der Defizitelastizität und der Nach
frage- und Angebotselastiziti:lt, wie in Gleichung (15) angegeben, 

(15) 

und setzt die Preiselastizität der Nachfrage gleich 0, 

(16) 8 N = 0, 

so erhi:ll t man aus (14) 

(17) 
A 

aZe q 
- = q (1 --a Pi 0 qo 

P. - P 
8 . 1 w) 

A P. 
1 

Gleichung (17) zeigt, daß die Abschöpfungseinnahmen als Folge einer partiellen Preisanhe
bung steigen werden, wenn 

P. - P 
1 W 

P. 
1 
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Die Abschöpfungseinnahmen werden fallen, wenn 

P. - P A 
I W 

P. 
I 

-q_. E >1 
qD A 

und werden konstant bleiben, wenn 
P. - P A 

I W ~. E = 1 ist. 
Pi qD A 

FUr die Mehrzahl der Agrarmärkte der EG werden die Abschöpfungseinnahmen bei einer Preis
anhebung der Defizitprodukte sinken: 

A 
Da L gleich sJ6~ 1 ist und der Selbstversorgungsgrad (SVG) sich fUr die Mehrzahl der 

qD A 
Defizitprodukte um 90 % bewegt, ist fUr den Ausdruck L etwa ein Wert von 0,9 einzu-

P. - P qD 
setzen. I P. w durfte fUr die einzelnen Defizitprodukte bei "normaler" Weltmarktlage 

I 

zwischen 0,3 und 0,6 liegen. Daraus folgt, daß bereits bei einer partiellen Angebotselasti
zität von 0,18 - 0,33 Preisanhebungen fUr Defizitprodukte zu einer Verringerung der Ab
schöpfungseinnahmen beitragen. Da die Angebotselastizität fUr Einzelpreisvariationen - zu
mindest mittel- und langfristig - wesentl ich uber diesen Werten I iegen dUrfte, fuhren sowohl 
Preisanhebungen fUr Defizit- als auch fUr Uberschußprodukte zu einer Erhöhung der direkten 
Finanzbeiträge, um den Saldo zwischen Kosten der Marktinterventionen (Exporterstattungen 
etc.) und Abschöpfungse innahmen zu decken. 

Die AusfUhrungen können naturl ich direkt auf die Uberprufung der Frage, wie sich eine Preis
anhebung auf die nationalen Beiträge zu den Eigenmitteln des Fonds auswirken, Ubertragen 
werden: Je kleiner der nationale Selbstversorg'Jngsgrad, je kleiner die nationale Angebots-

p. - P 
elastizität und je kleiner die Protektionsrate ( I p. w) ist, um so mehr wird der Beitrag zu 
den Eigenmitteln als Folge einer Preisanhebung I steigen. 

Im folgenden sollen nicht alle anderen denkbaren Konstellationen, die fUr die Wirkung von 
Preisanhebungen entscheidend sind, diskutiert werden. Es wird vielmehr eine allgemeine For
mel zur Berechnung der Wirkungen fUr alle möglichen Fälle abgeleitet. 

Ausgangspunkt der Ableitungen ist wiederum die Definitionsgleichung fUr die nationalen 
Kosten: 

(18) c. = b. (qA _ qN) (P. _ P ) _ (q~ _ q~) (P. _ P ) 
I I I W I I I w' 

Je nachdem, ob die marginalen Transferströme als Folge von Preisänderungen oder die Schat
tenpreise berechnet werden sollen, wird Gleichung (18) nach Pi oder qj differenziert. Als 
Ergebnis erhält man nach einigen Umformungen und unter den Annahmen, daß die Weltmarkt
preise als Folge der Politik unverändert bleiben sowie die Preiselastizität der Nachfrage 0 
ist (3, Anhang 2, S. 186 f.): 

dc. 
-A -A [ 

P 
1 1 ] A • E~ (19) J = b. 

w 
q E 1 - -p:- + - (1 SVGEG ) - qj dP. I -A I I I E 

[1 

P 
1 

(1 - SV~j )] 
w - -p:- +-

E~ I I 
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bzw. 
dc. -A -A 

[1 
Pw 1 1 ] (20) _1_= b. P. 

e q 
dq. 1 I e~ A - ~ + SA (1 - SVG EG ) - Pi 

1 q. 
1 1 

[1 - :~ + e1k, (1 - sJG.)] 
I 1 1 

Zu dem Ergebnis von Gleichung (20) ist der Weltmarktpreis zu addieren, um zum Schatten
preis zu gelangen. 

An dieser Stelle soll der Unterschied in der hier vorgefUhrten Berechnungsmethode zu der an
fangs gezeigten Berechnung der Durchschnittserlöse herausgestellt werden: Wöhrend bei der 
Berechnung der Durchschnittserlöse das Problem eines adtiquaten Referenzsystems bestand ulJd 
unterstellt werden mußte, daß bei nationaler Finanzierung der Agrarpolitik das gleiche Preis
niveau wie gegenwörtig bestehen sollte, braucht eine solche Annahme bei den folgenden Be
rechnungen nicht unterstell t zu werden. Da wir nur an marginalen Änderungen als Folge kol
lektiver Preisentscheidungen interessiert sind, können wir exakt Situationen "mit" und "ohne" 
vergleichen, wie das von Kosten-Nutzen-Analysen bekannt ist. Daher haben die Durch
schnittskosten bzw. -vorteile, wie sie oben berechnet worden sind, keinen Einfluß auf die 
marginalen Kosten bzw. Vorteile. Es kann also zutreffen, daß die Durchschnittskosten fUr 
ein Mitgliedsland sehr hoch sind und dennoch kollektive Preisentscheidungen zu relativ hohen 
marginalen Vorteilen fuhren. In diesem Fall verbessert sich die relativ schlechte nationale 
Situation erhebl ich. Auf die Darstellung der Ergebnisse muß wiederum aus PlatzgrUnden ver
zichtet werden (3, S. 72 ff.) . 

Insgesamt zeigt sich, daß die Relationen der Schattenpreise zwischen den einzelnen Ltindern 
mehr ein Spiegelbild der nationalen Selbstversorgungsgrade sind als der Unterschiede in den 
Protektionsraten . 

Mißt man die Interessenharmonie oder -disharmonie bei den gemeinsamen Preisverhandlungen 
an den Unterschieden der nationalen Schattenpreise, die die einzelnen Ltinder als Folge einer 
Preiserhöhung fUr die Mehrproduktion erhalten, so wtire zu erwarten, daß die Interessenkon
flikte bei einer Erhöhung des Butterpreises besonders hoch sind. 

Durch die Teilnahme Großbritanniens an den gemeinsamen Preisbeschlussen haben sich offen
sichtl ich die Interessenkonfl ikte verstörkt. Da Großbritannien be i einer Vielzahl von 'Produk
ten nur einen sehr geringen Selbstversorgungsgrad erwirtschaftet, ist der nationale Schatten
preis für dieses Land sehr niedrig. So wird immer dann, wenn der Zuckerpreis auf dem Welt
markt unterhalb des Interventionspreises liegt, wie im Jahr 1973, Großbritannien bei einer 
Erhöhung des Zuckerpreises nur einen negativen Schatten preis erzielen. Eine extrem schlechte 
Position nimmt Großbritannien auch bei Preissteigerungen fUr Butter ein. Und dieses aus zwei 
Gründen: Zum einen deshalb, weil der Protektionsgrad bei diesem Produkt sehr hoch ist, und 
zum anderen, weil der Selbstversorgungsgrad von Butter in Großbritannien sehr niedrig ist. 

Auffallend ist der hohe negative Schatten preis für Butter Großbritanniens. Eine 1 %ige Preis
an hebung fUr Butter bedeutete fUr Großbritannien im Jahr 1975 einen negativen Schatten
preis von 21 500 REIt. Bedingt durch den niedrigen Selbstversorgungsgrad bei Butter fUhrt 
eine Preisanhebung zu einer erhöhten Belastung der englischen Verbraucher zugunsten der 
Landwirte in den Partnerlöndern. Es ist daher nicht verwunderlich, daß die gemeinsamen 
Preisbeschlüsse im Frühjahr 1977 zuntichst am Einspruch Großbritanniens gegen eine Butter
preisanhebung scheiterten und schließlich ein Kompromiß zustande kam, der eine Subventio
nierung der britischen Konsumenten aus der EG-Kasse gestattete. 
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Die Analyse der Wirkungen der gemeinsamen Agrarfinanzierung hat gezeigt, daß aber die 
Subventionierung der englischen Verbraucher nicht - wie z.B. in der Presse und der öffent-
I ichen Diskussion behauptet - einen Sozial produkt transfer zugunsten Englands bedeutet. Eine 
angemessenere Interpretation lautet: Da als Folge der Butterpreisanhebung ein unsichtbarer 
Sozialprodukttransfer vom Vereinigten Königreich zu den Partneritindern eingetreten wtire, 
wurden diese Wirkungen durch sichtbare Transferströme (= Verbrauchersubventionen) teilweise 
kompensiert. 

Durch den Vergleich der nationalen Schattenpreise mit den Weltmarktpreisen kann gezeigt 
werden, wie sich die relative VorzUgl ichkeit einer aktiven Preispol itik fUr einzelne Länder 
als Folge der gemeinsamen Agrarfinanzierung geändert hat. Wöhrend bei nationaler Autono
mie der Agrarpolitik die nationalen Schattenpreise stets den Weltmarktpreisen gleich wären, 
ergibt sich durch die gemeinsame Finanzierung ein erhebl icher Unterschied. Bei aflen be
trachteten Produkten I iegen die nationalen Schattenpreise Frankreichs stets uber den Wel t
marktpreisen. Dies gilt auch fUr die Jahre, in denen die Weltmarktpreise uber den EG-Preisen 
lagen. Zwar lagen die Durchschnittserlöse Frankreichs in diesen Jahren unter den Weltmarkt
preisen, so daß mit diesen Produkten ein Sozial produkttransfer von Frankreich zu den Ubrigen 
Ländern einherging, doch trug eine Preisanhebung zu einer Verbesserung der französischen 
Situation bei, da dadurch der Sozialprodukttransfer verringert werden konnte. 

Die Position der BRD hat sich als Folge des zunehmenden Selbstversorgungsgrades und einer 
geänderten Weltmarktsituation im Zeitablauf verbessert. Insbesondere sind aus nationaler 
Sicht gegenwärtig Preisanhebungen fUr Butter und Magermilchpulver positiver als bei natio-

. naler Autonomie der Agrarpolitik zu beurteilen. Da dieses auch fUr Frankreich und - was den 
Butterpreis betrifft - auch fUr die Niederlande gilt, hat sich die relative VorzUgl ichkeit von 
Milchpreiserhöhungen als Folge des Finanzierungssystems wesentlich erhöht. Es wirken dem
nach starke system immanente Kräfte auf weitere Verzerrungen der Preisstruktur innerhalb der 
EG im Vergleich zu den Weltmarktpreisrelationen hin. Eine Zunahme "struktureller Über
schUsse" ist somit im System einprogrammiert. Da aber Butterpreissteigerungen von zwei Län
dern - Großbritannien und Italien - besonders negativ zu beurteilen sind, ist zu erwarten, 
daß auch kUnftig die Milchpreisverhandlungen bei den gemeinsamen PreisbeschlUssen im Agrar
ministerrat eine zentrale Rolle einnehmen und besonders starke Interessengegensätze beinhal
ten werden. 

Die Berechnung der Intra-EG-Transferzahlungen als Folge einer partiellen 1 %igen Produkt
preissteigerung ist auf der Grundlage der Schattenpreise einfach zu berechnen: Vom nationa
len Schattenpreis ist der Weltmarktpreis zu subtrahieren und das Ergebnis mit der nationalen 
Produktionssteigerung zu multipl izieren. Es gilt also: 

(21) E":I (~ - P ) • d 
I I w q. 

E":I 
I 

mit nationaler Transfer 
I 

~ 
I 

nationaler Schattenpreis . 

Da laut Definition 
cIq. 
-.:L 
qj 

(22) CfP 
-P-

~A • 
eiSt, 

kann fUr dq. auch geschrieben werden: 
I 
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(23) A dq. = E 
I 

dP 
. qj'p 

Bei einer 1 %igen Preissteigerung und einer Angebotselastizitöt von 1 wird (23) zu 

(24) dqj = 0,01 . qj und (21) zu 

N S 
E . = (P. - P.,) . 0,01 q. 

I I I 
(25) 

FUr Deutschland ist eine Butterpreissteigerung am vorteilhaftesten: 1971 konnten hierdurch 
0,291 Mill. RE und 19752,5 Mill. RE an Sozialproduktgewinnen zulasten der EG-Partner 
erzielt werden. Frankreich war dagegen gut beraten, das Hauptgewicht der Preisforderungen 
auf eine Erhöhung des Weizenpreises zu legen. Obwohl z.B. 1974 und 1975 der französische 
Schattenpreis in Relation zum Weltmarktpreis fUr Weichweizen niedriger als fUr Butter.und 
Magennilchpulver war, ist eine Preissteigerung fUr Weizen aufgrund der störkeren Produktions
steigerung aus der Sicht Frankreichs profitabler. 

FUr Italien ist eine Preissteigerung fUr Gerste trotz des hohen negativen Schattenpreises nicht 
so nachteil ig zu beurteilen wie eine Preissteigerung fUr Rindfleisch. Es ist daher verstöndl ich, 
daß Italien bei den gemeinsamen Preisverhandlungen dem Rindfleischpreis eine besondere Be
achtung widmet und in der Vergangenheit auch gewidmet hat. 

Die Niederlande bieten sich als Koalitionspartner Deutschlands an, wenn eine Änderung der 
Preisrelation zugunsten des Butterpreises angestrebt werden 5011. Aus der Sicht der Nieder
lande ist der Butterpreis die geeignetste Variable, um die nationalen Kosten der gemeinsamen 
Agrarfinanzierung zu verringern. 

Großbritannien durfte dagegen an einer Erhöhung der Butterpreise am wenigsten interessiert 
sein: 1973 hötte eine 1 %ige Butterpreissteigerung zu einem Sozialprodukttransfer von 
7,5 Mill. RE und 1975 von 8,8 Mill. RE gefuhrt. Ähnlich negativ ist eine Erhöhung der Zuk
kerpreise aus der Sicht Großbritanniens zu beurteilen. Bei Weltmarktpreisen von 1973 hötte 
eine 1 %ige Zuckerpreiserhöhung zu einem Verlust an Sozialprodukt Großbritanniens von 
4,5 Mill. RE gefUhrt und somit etwa dem Gewinn Frankreichs bei einer Erhöhung des Gerste
preises entsprochen. 

Zusammenfassend lößt sich festhalten: 

Aufgrund der unterschiedlichen Positionen, die die einzelnen Lönder bei Einzelproduktpreis
steigerungen einnehmen, ist es auf jeden Fall empfehlenswert, daß im Ministerrat nicht Uber 
Einzelpreissteigerungen isoliert verhandelt wird, sondern daß man weiterhin so vorgeht wie 
bisher und nach einem Komprorniß bezUg I ich eines Preispaketes sucht. Es ist zu erwarten, 
daß bei solchem Vorgehen der nationale Interessenkonflikt eher lösbar ist. 

Die dargelegten Ausfuhrungen konnten einen Hinweis darauf geben, ob einzelne lönder stark 
an Änderungen der Preisrelationen interessiert sein können. Da in BrUssel aber nicht nur Uber 
die Änderung von Preisrelationen verhandelt wird, sondern vornehmlich auch Uber Preisniveau
variationen, 5011 im folgenden geprUft werden, welche Wirkungen Preisniveauvariationen auf 
die Transferströme zwischen den EG-Löndern haben. 

Bei der Analyse der Wirkungen von Preisniveauvariationen darf nun nicht mehr - wie im vor
hergehenden Abschnitt bei der Untersuchung der Wirkung von Preisrelationsönderungen - eine 
Angebotselastizitöt von 1 unterstellt werden. Gelegentlich wird behauptet, daß zwar die 
Landwirte auf Änderungen der Preisrelationen mit einer Verönderung der Produktionsmenge 
reagieren, aber auf Preisniveauvariationen kaum oder wesentlich geringer. Es wird daher 
unterstellt, daß bei Preisniveauvariationen das Angebot lediglich mit einer Preiselastizitöt 
von 0,3 reagiert. 
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Ein Vergleich der Wirkungen von Einzelpreisvariationen (Angebotselastizitl::lt 1) und Preisni
veauvariationen zeigt, daß Frankreichs Position bei Preisniveauvariationen noch gUnstiger 
als bei einer Änderung der Preisrelationen ist. Dieses schll::lgt sich natUrl ich in einer Ver
schlechterung der Situation der Agrareinfuhrll::lnder nieder. Frankreichs Position hat sich im 
Zeitablauf als Folge des zunehmenden nationalen Selbstversorgungsgrades verbessert. 1971 
erzielte es als Folge einer 1 %igen Agrarpreisanhebung einen Sozialprodukttransfer von 
11,6 Mill. RE, 1972 von 14,9, 1973 von 21,6, 1974 von 26,5 und 1975 von 20,3 Mill. RE. 

Deutschlands Position hat sich zwar ebenfalls im Zeitablauf verbessert, doch fuhrte dies le
digl ich zu einer Verringerung der Kosten. Insbesondere konnte eine Verbesserung der deut
schen Bilanz durch den zunehmenden Selbstversorgungsgrad bei Butter und Magermilchpulver 
eintreten. Annähernd neutral können sich die Niederlande gegenUber Preisniveauanhebungen 
verhalten. Zwar trat in den Jahren 1971 bis 1975 als Folge einer 1 %igen Preisniveauvaria
tion ein geringfUgiger Vorteil ein, doch kann dieser durch eine Änderung der Preisrelationen, 
z.B. zugunsten des Weizenpreises, zunichte gemacht werden. Extrem nachteilig sind Preis
niveauanhebungen fUr die Länder Italien und Großbritannien. 

5 Wirk~ autonomer nationaler agrarpol itischer Aktivitöten auf die Intra-EG-Transferströme 

Voraussetzung fUr die External isierung von nationalen Kosten ist natUr! ich die Mögl ichkeit, 
national e Strateg ien bei dem gegenwörtigen agrarpol itischen System durchfUhren zu können. 
Entsprechend dem Gesetzestext und dem Geist der EG-Vertröge sind nationale Strategien sehr 
stark begrenzt. Insbesondere sind Produktionsbeihilfen in allen Formen grundsl::ltzlich verboten. 
Allerdings zeigt die Realität, daß eine breite Anwendung solcher Subventionen innerhalb der 
EG erfolgt. 

Nationale Produktionssteigerungen werden aber nicht nur durch die Vergabe von Subventionen 
gefördert, sondern auch durch Grenzausgleichsmaßnahmen in unterschiedlicher Form. Grenz
ausgleichsmaßnahmen können den Begriff der externen Kosten nationaler Politiken besonders 
veranschaul ichen: Das einzelne Mitgl iedsland kann entscheiden, ob und in welcher Weise 
die Agrarpreise nach einer Wechselkursänderung geöndert werden sollen. Die Folgen dieser 
Entscheidung sind dagegen in Form erhöhter öffentlicher Finanzlasten von der Gemeinschaft 
zu tragen. 

Eine Supranational isierung nationaler Kosten der Agrarpol itik ist gegenwl::lrtig auch durch eine 
extensive Auslegung gemeinschaft I ich beschlossener strukturpol itischer Aktivitöten mögl ich. 
Dies kann zu einer Steigerung der nationalen Produktion beitragen und damit die gemeinsam 
zu finanzierenden ÜberschUsse erhöhen oder durch eine Reduzierung der Einfuhrmengen die 
Höhe der Eigenmittel des Fonds verringern. 

Die Möglichkeit der Supranationalisierung nationaler Kosten isolierter nationaler agrarpoli
tischer Strategien fUhrt dazu, daß die Produktionsausdehnung aus nationaler Sicht gUnstiger 
zu beurteilen ist als bei autonomer Finanzierung. Der nationale Schattenpreis, der angibt, 
wie eine Einheit Produktionsausdehnung zu beurteilen ist, wäre bei nationaler Autonomie dem 
Weltmarktpreis gleich. Durch die gemeinsame Finanzierung liegt er dagegen Uber dem Welt
marktpreis. 

Das Ausmaß der marginalen Transferströme als Folge nationaler Produktionssteigerungen kann 
leicht abgeleitet werden, wenn obige Bestimmungsgleichung (5) fUr die Höhe der Transfer
ströme nach q~ differenziert wird. Man erhält: 

li 
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(26) 

dT. 
li 

-r= 
dq. 

li 

und wegen 
-A 

dq. 
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dq. 
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W. 

I I I 

Aus dieser einfachen Berechnungsformel Itlßt sich auch ablesen, bei welchen Produkten die 
nationale Vergabe von Produktionsbeihilfen aus nationaler Sicht besonders rentabel ist. Grund
stltzl ich muß das natürl ich bei den Produkten der Fall sein, bei denen der nationale Schatten
preis besonders weit Uber dem Weltmarktpreis liegt. Dies wird bei gegebener nationaler Finan
zierungsquote bei den Produkten der Fall sein, bei denen der Interventionspreis besonders weit 
Uber dem Weltmarktpreis I iegt. Das soll wiederum durch eine einfache Kalkulation veran
schau I icht werden. 

Nehmen wir zum einen ein Produkt an, bei dem der Weltmarktpreis etwa um 30 % unter dem 
Interventionspreis I iegt. Dies entspricht etwa der Getreidepreisrelation von Inlandspreis und 
Weltmarktpreis. Und unterstellen wir zum anderen ein Produkt, bei dem der Weltmarktpreis 
lediglich 30 % des Interventionspreises betrtlgt. Dies entspricht etwa der Preisrelation bei 
Milchprodukten. Im ersten Fall bei einer Finanzierungsquote von 0,5 erhtllt man einen natio
nalen Schattenpreis von 1,2 Pw' d.h., der nationale Schattenpreis liegt um 20 % Uber dem 
Weltmarktpreis. Ist dagegen die Preisrelation 1 : 0,3, so erhtllt man - ebenfalls bei einer 
Finanzierungsquote von 0,5 - einen nationalen Schatten preis von 2,17 Pw' d.h., daß der 
nationale Schattenpreis um 117 % Uber dem Weltmarktpreis liegt. 

Diese einfache Kalkulation zeigt, daß die Mitgl iedsltlnder der EG vornehml ich daran interes
siert sind, die Produktion bei den Produkten durch nationale Beihilfen zu steigern, bei denen 
der Protektionsgrad, gemessen als Differenz zwischen Interventions- und Weltmarktpreis, be
sonders hoch ist. Da fUr die EG aber gilt, daß gerade bei dem Hauptüberschußprodukt Milch 
die Differenz zwischen Inlands- und Weltmarktpreis besonders groß ist, folgt aus den obigen 
Überlegungen, daß in dem System immanente Krtlfte wirksam sind, die auf eine weitere Stei
gerung der Überschußproduktion hinwirken und die bei rationalem Verhalten der Regierungen 
zu einer Verzerrung der Produktionsstruktur zugunsten der Produkte, die schon relativ stark 
protektioniert sind, hinfuhren. 

Die Berechnungen besttltigen, was aufgrund obiger Überlegungen zu erwarten war (3, S .52 ff): 
Die nationalen Schattenpreise liegen grundstltzlich bei Pi > Pw fUr die Ltlnder mit kleinen 
Einzahlquoten höher als fUr die Ltlnder mit hohen Einzahlquoten, und die nationalen Schat
tenpreise liegen um so mehr Uber den Weltmarktpreisen, je größer die Differenz zwischen 
Interventionspreis und Weltmarktpreis ist. 

Bei den Berechnungen wurde unterstellt, daß die Vergabe von nationalen Produktionsbeihilfen 
keine Wirkung auf die Aktivittlten der anderen Ltlnder hat. Diese Annahme mag nur teilweise 
realistisch sein. Sie mag fUr den Fall zutreffen, daß ein einzelnes Land zur Verfolgung seiner 
nationalen Ziele mehr als andere Ltlnder darauf angewiesen ist, aus eigenen Mitteln nationale 
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Produktionsbeihilfen zu zahlen. Vor allen Dingen die großen länder werden aber damit zu 
rechnen haben, daß ihre Aktivitäten auch einen Einfluß auf das Verhalten der anderen Ltln
der haben werden. Weiterhin ist zu beobachten, daß die EG selbst den einzelnen Mitglieds
ländern die Möglichkeit erteilt, Prämien zu zahlen (vgl. z.B. die Prämienregelungen auf 
dem Rindfleischmarkt) . Es ist daher zu prUfen, wie sich in einer solchen Situation, in der 
olle länder Prämien zahlen, um die Produktion zu erhöhen, die nationalen Schattenpreise 
verändern. 

Grundsätzlich gilt, daß die nationalen Schattenpreise in einem solchen Fall nur dann diffe
rieren können, wenn die absolute Produktionssteigerung in den einzelnen ländern unterschied
lich ist. Nehmen wir an, daß es den einzelnen ländern gleich schwerfällt, die Produktion 
um 1 % zu steigern, so folgt daraus, daß die absolute Produktionssteigerung in den ländern 
mit einer relativ großen Agrarproduktion (Frankreich) besonders groß sein wird und daß es 
dadurch diesen relativ großen ländern gel ingen wird, einen höheren nationalen Schatten
preis zu verwirkl ichen als die relativ kleinen länder. 
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"Die Marktordnungen funktionieren, aber sie sind teuer", hat schon 1968 ein Abgeordneter 
des Deutschen Bundestages 1) gesagt. Das Problem der steigenden Kosten hat sich nl:iml ich 
schon sehr bald nach Einführung der ersten gemeinsamen Marktordnungen und ihrer gemein
schaftlichen Finanzierung gestellt und steht seitdem immer wieder unmittelbar oder mittelbar 
auf der Tagesordnung des Ausschusses der Staatssekretl:ire für Europofragen oder des Bundeska
binetts. 

Professor KOESTER analysiert die Ursachen der steigenden Kosten als Folge des Systems der 
gemeinsamen Finanzierung der EG-Agrarpolitik rein wissenschaftlich, unter ökonomischen 
Gesichtspunkten. Er mißt die Auswirkungen der Gemeinschaftsfinanzierung an einem hypo
thetischen Referenzsystem, einem Modell, das sich dadurch grundsl:itzl ich von dem gegenwl:ir
tigen System unterscheidet, daß die Agrarpol itik nicht gemeinschaftl ich, sondern national 
finanziert wird. Der Ressourcentransfer als Folge der Gemeinschaftsfinanzierung ist aber ein 
gewolltes, wesen tl iches Element des auf dem EWG-Vertrag beruhenden Marktordnungssystems 
zur Sicherung der nationalen landwirtschaftlichen Einkommen. Professor KOESTER versucht 
in seinem Referat insbesondere folgende Thesen zu begründen und durch quantitative Aussagen 
zu belegen: 

- Die haushaltsml:ißige Betrachtung, nl:iml ich die Gegenüberstellung von nationalen Einzah
lungen und empfangenen Mitteln ist zur Erfassung der Transferströme als Folge der gemein
samen Agrarpolitik nicht brauchbar. Es müssen vielmehr darüber hinaus die Sozialprodukt
transfers berücksichtigt werden, die sich durch Einsporung von Exporterstattungen für Agrar
überschußll:inder bzw. durch Verzicht auf Abschöpfungen für Agrardefizitll:inder ergeben. 

1) Abgeordneter Röhner im Haushaltsausschuß des Bundestages. 
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- Die gemeinsame Finanzierung kann Mitgl iedstaaten vom System her dazu veranlassen, aus 
ökonomischen Überlegungen, nömlich zur Erzielung von zusätzlichen Sozialprodukttrans
fers, ihre Produktion durch nationale Beihilfen zu steigern bzw. höhere Preise zu fordern. 

Als eine Lösung zur Vermeidung von durch das augenblickliche System der PreisstUtzung be
dingten Transfers schlägt Prafessor KOESTER den sukzessiven Übergang zur Einkommensstutzung 
uber direkte personengebundene Einkommensbeihilfen vor, wobei 'die Preisrelationen des In
landes sich an den Preisrelationen des Weltmarktes orientieren sollen. FUr die Finanzierung 
der Einkommensbeihilfen sollen, mindestens jeweils fUr eine begrenzte Zeit, besondere Quo
ten festgelegt werden, die so zu bemessen sind, daß das einzelne Land keine Sozialprodukt
transfers von den anderen Ländern erhäl t. 

Quantitative Aussagen sind dazu nicht gemacht. 

Es Ubersteigt ganz sicher den Rahmen eines Korreferates, hierzu im einzelnen Stellung zu neh
men. Deshalb möchte ich zu dem angesprochenen Thema, wenn auch nicht aus der Sicht des 
Politikers, aber doch eines Vertreters der Ministerialverwaltung, der die politische Entschei
dungsfindung in einer Staatengemeinschaft von neun Mitgliedstaaten mit berUcksichtigen muß, 
einige Bemerkungen machen. 

Auch in der Gemeinschaft hat es nicht an Initiativen gefehlt, den Kostenanstieg in den Griff 
zu bekommen, um nur einige Stichworte zu nennen: 

- Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs in Den Haag am 1./2.12.1969; 
"Sie fordern die Regierungen auf, im Rat die bereits unternommenen Anstrengungen fUr eine 
bessere Beherrschung des Marktes durch eine landwirtschaftl iche Erzeugungspol itik, die 
eine Beschrönkung der Haushaltslasten gestattet, zUgig fortzusetzen." 

bestätigt durch Entschließung des EG-Ministerrats vom 21.4.1970 

- Vorschlöge der Kommission Uber das Gleichgewicht der Agrarmörkte vom 19. November 
1969 

- Das Memorandum der Kommission uber die Anpossung der gemeinsamen Agrarpol itik vom 
31.10.1973 

- Schlußfolgerungen des Rates zur Bestandsaufnahme der EG-Agrarpol itik vom 
10./11.11.1975 
auf der Grundlage einer Mitteilung der Kommission vom 27. Februar 1975 

- Das vom Rat am 25./26.4.1977 mit den Preisen 1977;78 in wesentlichen ZUgen verabschie
dete Aktionsprogramm zur Herstellung eines Gleichgewichts auf dem Milchmarkt vom 
9. Juli 1976. 

Nahezu an allen Initiativen hat die Bundesregierung maßgeblich mitgewirkt, eigene Vor
schläge dazu eingebracht und sich fUr ihre Durchsetzung eingesetzt. 

Trotzdem sind die Kosten der EG-Agrarmarktpolitik sti:lndig weiter angestiegen, allein seit 
1973, der Erweiterung der Gemeinschaft auf neun Mitgliedstaaten, von 3.660 Mio. RE 1) auf 
voraussichtlich 7.102 Mio. RE in diesem Jahr. Dabei sind allerdings die Kosten fUr die agri
moneti:lren Maßnahmen (Grenzausgleich und doppelter Umrechnungskurs) miteinbezogen, die 
1977 mit 1.573,5 Mio. RE veranschlagt sind. FUr 1978 rechnet die Kommission nach letzten 
Schi:ltzungen mit 8.367 Mio. RE; das entspricht einer Steigerung von ca. 18 % gegenUber 

1) Die von U. KOESTER (2) zitierten Zahlen aus den Monatsberichten der Deutschen Bundes
bank, 29. Jg (1977) sind MitteiabflUsse, keine Haushaltszahlen . 
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19n. Dabei sind evtl. Preisanhebungen noch nicht berucksichtigt. Angesichts dieser Kosten
entwicklung, die die Haushai te der Mitgl iedstaaten stark belastet, verdient jede Überlegung, 
jeder Beitrag zu dem Problem Interesse. 

3 Die pol itische Bedeutu.na..der EG-Agrarpol itik 

Die EG-Agrarpolitik in ihrer jetzigen Form ist das Ergebnis politischer Grundsatzentschei
dungen. Das wird deutl ich, wenn man auf ihre Entstehungsgeschichte und bisherige Entwick
lung zuruckblickt. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist in der Nachkriegszeit geboren aus dem allgemei
nen politischen Willen zu einer sttlrkeren Integration Westeuropas. Sie war ohne Einschluß 
des Agrarmarktes nicht zu haben (STREHLKE, 3, S. 94). Denn Ziel des EWG-Vertrages war 
es, Uber eine Zollunion zu einer Wirtschaftsunion und dann zu einer politischen Union zu 
kommen. Angesichts der Bedeutung der Agrarpolitik fUr die Wirtschaft einiger Mitgliedstaaten, 
war ihre Einbeziehung in den angestrebten großen Markt unumgtlngl ich. 

Bei der Ausgestal tung des EWG-Vertrages hat die Bundesrepubl ik aktiv mitgewirkt, unter
stUtzt durch wissenschaftl iche Gutachten (BAADE, 1, S. 21 - 22). Die Bundesrepubl ik hat 
damals aus Ubergeordneten pol itischen GrUnden im Hinbl ick auf die Zielsetzung ja zu einer 
gemeinschaftlichen Agrarpolitik gesagt und war sich dabei im klaren, daß diese gemeinschaft
I iche Agrarpol itik betrtlchtliche finanzielle und handelspolitische Hypotheken, erhebl iche 
Anpassungsschwierigkeiten fUr die deutsche Landwirtschaft sowie einen weitgehenden Verlust 
nationaler Entscheidungsbefugnis in diesem Bereich der Wirtschaftspolitik mit sich bringen 
wUrde (STREHLKE, 3, S. 94). 

Man ging damals davon aus, daß die Vereinheitlichung des europäischen Wirtschaftsgebietes 
eine gewaltige Steigerung des Sozialproduktes herbeifuhren und die versttlrkte Kaufkraft uber 
eine erhöhte Nachfrage nach hochwertigen Nahrungsmitteln (Fleisch, Milch und Molkerei
produkte, Obst und GemUse) auch den Landwirten zu einem höheren Einkommen verhelfen 
wUrde (BAADE, 1, S. 25). 

Nach der Konferenz von Stresa 1) im Juli 1958 und den GrundsatzbeschlUssen vom Dezember 
1960, mit denen der Rat die ersten Grundprinzipien der gemeinsamen Agrarpolitik (Einkom
mensstutzung Uber den Preis, variable Erstattungen und Abschöpfungen) festgelegt hat, wurden 
auf dem ersten sogenannten Agrarmarathon im Januar 1962 die ersten Marktordnungen und 
gleichzeitig die Finanzierungsverordnung Nr. 25/622) beschlossen, die in Art. 2 Abs. 2 
folgende Bestimmung enthtllt: 

"Da in der Endphase des Gemeinsamen Marktes einheitliche Preissysteme und eine gemein
schaftliche Agrarpolitik bestehen, sind die hieraus erwachsenden finanziellen Folgen von 
der Gemeinschaft zu tragen. " 

Diese Bestimmung ist als Grundsatzbeschluß uber die gemeinsame Finanzierung verstanden und 
in den folgenden Finanz ierungsregel n konkretisiert worden. 

Die heute gUltige Finanzregelung, ntlmlich der Beschluß vom 21.4.1970 uber die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgl iedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 3) und die 
VO (EWG) Nr. 729/70 vom 21.4.1970 Uber die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli
tik 4) gehen auf die BeschlUsse der Staats- und Regierungschefs von Den Haag am 

1) Vgl. Art. 43 Abs. 1 EWG-Vertrag. 
2) Amtsblatt der EG 991/62 vom 20.4.1962. 
3) Amtsblatt der EG Nr. L 94/19 vom 28.4.1970. 
4) Amtsblatt der EG Nr. L 94/13 vom 24.4.1970. 
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1./2.12.1969 zurück. Auf dieser Tagung mußte das französische Ja zur Aufnahme der Bei
trittsverhandlungen mit Großbritannien unter anderem mit der Zusage der vorherigen Vollen
dung der Gemeinschaften, insbesondere der Verabschiedung der endgültigen Finanzregelung 
für Ende 1969 erkauft werden. Im Kommunique heißt es dazu unter Ziffer 5: 

"Hinsichtlich der Vollendung der Gemeinschaften haben die Staats- und Regierungschefs den 
Willen ihrer Regierungen bekrCiftigt, vor der Übergangszeit in die Endphase der EuropCiischen 
Gemeinschaften einzutreten und Ende 1969 die endgültigen Finanzregelungen der gemein
samen Agrarpol itik festzulegen. Sie vereinbarten, im Rahmen dieser Finanzregelungen unter 
Berücksichtigung aller gegebenen Interessen die BeitrCige der Mitgl iedstaaten im Verfahren 
des Artikels 201 EWG-Vertrag schrittweise durch eigene Einnahmen zu ersetzen, mit dem 
Ziel, fristgerecht zu einer vollstöndigen Finanzierung der Haushalte der Gemeinschaften zu 
gelangen; •..•. " 

Der vom Rat verabschiedete Beschluß ist ein Kompromiß. Dabei konnten sich im wesentlichen 
die Mitgliedstaaten durchsetzen, die mit Hinweis auf die inzwischen eingetretene wirtschaft
liche Entwicklung für die künftige Lastenverteilung von den BSP-Anteilen anstelle der im Ver
trag festgelegten Schi üssel ausgehen wollten. Die Bundesrepubl ik hat damals die sich daraus 
ergebende höhere Beitragsbelastung hingenommen, um den Beitritt Großbritanniens zu ermög
lichen. Der Bundesrepubl ik gelang es dabei, eine Begrenzung der Beitragssteigerung bis ein
schließlich 1977 durchzusetzen (Art. 3 Abs. 3 und Art. 4 Abs. 1 3. Unterabsatz des Beschlus
ses vom 21.4.1970). Italien hat seine Zustimmung zu dieser Regelung mit der gleichzeitigen 
Beschlußfassung über die Marktorganisationen für Rohtabak und Wein erkauft. Der Gesamt
kompromiß ist im Deutschen Bundestag von allen Parteien getragen und einstimmig angenom
men worden. 

In den Verhandlungen über die Erweiterung der Gemeinschaft hat auch Großbritannien schi ieß
lich die Übernahme der Gemeinsamen Agrarpolitik einschließlich der Finanzregelung akzep
tiert, obwohl GB nach damaligen eigenen Berechnungen mit einem Beitrag zum EAGFL von 
31 % bei Rückflüssen von 5 - 6 % rechnete. Erst nachtrCiglich, aufgrund der Tagung der Re
gierungschefs am 10. Dezember 1974 in Paris und am 10./11. Mörz 1975 in Dublin ist GB 
zur Sicherung eines positiven Ausgangs des Referendums eine HCirteregelung 1) zugestanden 
worden, die auch für andere Mitgl iedstaaten Anwendung finden kann. 

In seiner Bilanz der gemeinsamen Agrarpolitik vom November 1975 hat der Rat im Bewußt
sein bestehender Schwierigkeiten aber auch mit dem Hinweis auf insgesamt positive Ergeb
nisse ausdrücklich festgestellt, daß die gemeinsame Agrarpolitik unverzichtbarer Bestandteil 
der europCiischen Integration ist und bleiben muß. Die deutsche Regierung mißt der europCii
schen Einigung pol itische PrioritCit zu und hat sich, z. T. nach sorgfältiger Gegenüberstellung 
der Ziele und des Erzielten und trotz mancher unerfüllter Erwartungen zu Europo, einschließ
I ich der gemeinsamen Agrarpolitik mit ihren Prinzipien des freien Warenverkehrs, der Ge
meinschaftsprCiferenz und der finanziellen Sol idaritCit bekannt. Sie tritt aus außenpol itischen 
Gründen auch für den Beitritt Griechenlands, Portugals und Spaniens ein, obwohl der Bei
tritt dieser Lönder neue Probleme für den Agrarsektor stellen und erhebl iche finanzielle 
Lasten mit sich bringen wird. 

1) Verordnung zur Schaffung eines Finanzmechanismus vom 17. Mai 1976. 
Amtsblatt der EG Nr. L 131 vom 20.4.1976. 
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~ Das Problem des Sozialprodukts- bzw. Finanztransfers 

Professor Dr. KOESTER geht davon aus, daß eine Gemeinschaft umso stabiler ist, je weniger 
einzelne Mitglieder Nachteile (externe Kosten) aus Gemeinschaftsentscheidungen hinnehmen 
mUssen. Das mag fUr Staaten mit annöhemd gleicher Wirtschaftsstruktur und -entwicklung zu
treffen. Spötestens seit ihrer Erweiterung 1973 weist die europtlische Gemeinschaft aber Staa
ten mit sehr unterschiedlicher Wirtschaftsentwicklung und großer Disparitöt des Wohlstandes 
auf. Es gehört zu den Grundzielen der europtlischen Gemeinschaft, Uber einen Ressourcen
transfer, der naturlich innerhalb vernUnftiger Grenzen bleiben muß, eine Annöherung der 
Lebensbedingungen zu erreichen und zu mehr Ausgewogenheit, einer größeren Stabilitöt der 
gesellschaftlichen Entwicklung in Gesamteuropa zu gelangen. Bisher findet dieser Ressourcen
transfer weitgehend Uber das Instrument der Agrar-Marktordnungen statt,. dessen Zieladöquanz 
allerdings mit Recht in Zweifel gezogen wird. 

Deshalb ist es berechtigt, die Frage systembedingter Transfers fUr die europtlische Gemein
schaft zu untersuchen und dabei auch zu versuchen, sie zu quantifizieren. 

Die Ziele der gemeinsamen Agrarpalitik sind in Art. 39 EWG-Vertrag umschrieben. Die Ver
folgung ökonomischer Ziele, bei denen die Agrarpalitik als Mittel eingesetzt wird, wie z.B. 
außenwirtschaftliche Ziele (Devisengewinne durch erhöhte Agrarausfuhr, Steigerung des 
Selbstversorgungsgrades zur Einsparung von Devisen oder entwicklungspolitischer Ziele) ist 
von Art. 39 EWG-Vertrag nicht gedeckt. Es ist jedoch nicht zu leugnen, daß die gemein
same Agrarpalitik dazu verfuhrt und immer wieder Mitgl iedstaaten versuchen, solche Ziele 
mit Hilfe der Agrarpolitik zu verfolgen. Diese Gefahr besteht jedoch bei jeder Gemeinsc;hafts
regelung. Durch den Zwang, die Interessen von neun Mitgliedstaaten unter einen Hut zu 
bringen, sind solchen Bestrebungen in der Praxis auch Grenzen gesetzt. 

FUr eine Beurteilung .der sich als Folge der gemeinsamen Agrarpalitik ergebenden Transfers 
hat sicher eine reine Haushaltsbetrachtung nur begrenzte Aussagekraft. Sie werden aber ver
stehen, daß diese Betrachtung dennoch einem Vertreter des Finanzministeriums noch am nöch
sten liegt. Auch haben nach den Erfahrungen in BrUssel - ausgesprochen und unausgesprochen -
haushaltspalitische Erwögungen höufig eine entscheidende Rolle bei den zu treffenden Ent
scheidungen gespielt, zumindest als kurzfristige Orientierung. 

FUr den Bereich der Abteilung Garantie des EAGFL (Marktordnungsausgaben einschließlich 
agrimonetöre Ausgaben) stellen sich die Salden fUr die Jahre 1973 bis 1976 wie folgt dar 1): 
(Tabelle siehe nöchste Seite.) 

Die Aussagekraft dieser Zahlen, die sich als Salden aus Beitrögen zum und RUckflUssen aus dem 
EAGFL ergeben, ist allerdings durch folgende Umstönde eingeschrönkt: 

- Die bei der Berechnung der Beitröge verwendeten Anteile ergeben sich aus der Verwendung 
von in der EG-Haushaltsordnung festgeschriebenen, unreal istischen UmrechnungsschlUssein • 
Unter BerUcksichtigung real istischer Umrechnungskurse, z. B. der Europöischen Rechnungs
einheit, mUßten z.B. 1976 folgende Anteile zugrundegelegt werden: fUr D: 36 % statt 
'Zl,6; fUr GB: 11 % statt 16,3; fUr Ital ien: 11,5 % statt 13,1 . Naturl ich fuhrt die Verwen
dung der Europtlischen Rechnungseinheit auch zu Verönderungen bei den RUckflUssen. 

- Die Einnahmen (Abschöpfungen) und Ausgaben (Erstattungen und Interventionen) fallen nicht 
immer in dem Mitgl iedstaat an, wo die Produkte erzeugt oder konsumiert werden. 

- Bestimmte, in einem Mitgliedstaat tatsöchlich angefallene Ausgaben mUssen einem anderen 
Mitglied zugerechnet werden. Rechnet man z.B. 1976 die Beitrittsausgleichsbetröge GB, 

1) Finanzberichte der Kommission. 
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- Mio. RE -

B DK D F Ir It Lux NL VK 

1973 - 73 + 254 - 387 + 189 + 79 - 78 - 1 + 185 - 170 
1974 - 71 + 234 - 307 - 701) + 142 - 37 - 3 - 178 - 75 
1975 - 143 + 231 - 731 + 88 + 225 + 97 - 2 + 62 + 1732) 
1976 17 + 320 - 696 + 208 + 196 + 97 - 0,5 + 266 - 440 

1973-76 - 304 +1.039 -2.081 + 415 + 642 + 79 - 6,5 + 691 - 512 

1973-76 
pro-Kopf- - 31 + 205 - 34 + 8 + 205 + 1 - 18 + 51 9 
in RE 

1) Der Zahlersaldo fUr F ist vor allem durch die hohen Weltmarktpreise bei Getreide und 
Zucker bedingt. 

2) Das im Jahr 1975 geltende Prömiensystem bei Rindfleisch und die Einfuhrsubventionen 
fUr Zucker haben vor allem GB begUnstigt. 

und die aufgrund einer Vereinbarung im Rat von den Exportlöndern zu zahlenden Wöhrungs
ausgleichsbetrtige GB und It zu, so ergibt sich 1976 fUr Italien ein Empföngersaldo im 
EAGFL von 116 Mio. RE, fUr GB ein Empföngersaldo von 141 Mio. RE. 

- Italien hat noch Zahlungsrucksttinde von etwa 650 Mio. RE. Unter Berucksichtigung dieser 
Ruckstönde ergibt sich ein höherer Empföngersaldo fUr Ital ien. 

Da die Beitrtige festl iegen, ergeben sich die Netto-Finanztransfers im wesentl ichen aus den 
Ausgaben, wie sie im Rahmen der Mechanismen der Agrarmarktordnungen in den Mitglied
staaten anfallen. Eine Aussage darUber, ob das Ergebnis gerecht ist, läßt sich erst machen, 
wenn es in Beziehung zu anderen Meßzahlen fUr die Bedurftigkeit oder den Wohlstand der 
Mitgl iedstaaten gesetzt wird (z. B. BSP je Einwohner bzw. Erwerbstätigen, Arbeitslosenquote, 
Handelsbilanz u.a.). Auch mUßten dabei andere Bereiche der Gemeinschaftspolitik (Agrar
strukturpolitik, Regionalfonds und Sozialfonds) einbezogen werden. Ohne einer solchen Un
tersuchung vorzugreifen, scheint jedenfalls der Finanztransfer zugunsten Italiens, gemessen 
an der landwirtschaftlichen und gesamtwirtschaftI ichen BedUrftigkeit relativ bescheiden, der 
fUr Dänemark und die Niederlande unverhältnismäßig hoch zu sein. 

Es ist ein großes Verdienst von Professor KOESTER, einmal die Sozialprodukttransfers unter
sucht und quantifiziert, insbesondere die Interessenkonfl ikte mit ökonomischem Ursprung auf
gedeckt zu haben., 
Ohne das Verdienst von Professor KOESTER schmälern zu wollen, erscheinen mir doch folgende 
Einschränkungen angebracht: 

- Das Berechnungsmodell fUr die Transferströme wird dem komplizierten System der eigenen 
Einnahmen wohl nicht gerecht. Abschöpfungseinnahmen und Restbeitrag sind nicht vonein
ander unabhängiger Elemente, sondern bestimmen zusammen erst den Finanzierungsante iI 
insgesamt. Dabei ist bis 1977 die Begrenzung der Beitragsveränderungen zu berucksichtigen. 

- Hauptproblem der Berechnung ist das Referenzsystem, das zwar ein praktikabler Orientie
rungspunkt fUr die Berechnung ist, aber nicht in Übereinstimmung mit den von den neun 
Mitgl iedstaaten Europos entwickel ten Zielvorstellungen steht. 
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- Das in Tabelle 3 der schriftlichen Aufzeichnung des Referates festgehaltene Ergebnis der 
empirischen Berechnungen ist ohne zustitzl iche Angaben nicht nachvollziehbar. Bei dem 
Versuch, die Berechnungen mit den Zahlen des Bundesfinanzministeriums nachzuvollziehen, 
haben sich z. B. Unstimmigkeiten bezUglich der verwendeten Finanzierungsschlussel erge
ben. Das Ergebnis der Berechnungen Itißt sich wegen des spezifischen Referenzsystems auch 
nicht mit den oben dargestellten Finanztransfers vergleichen. 

Sehr trostreich ist das Ergebnis der Untersuchung von Professor KOESTER, daß die in Brussel 
eingebUrgerte Praxis, uber Preisonhebungen im Rahmen eines Preispoketes zu entscheiden, 
nicht nur politisch oft der einzige Ausweg, sondern auch ökonomisch sinnvoll ist. 

5 Ausblick 

Mit Hinweis auf die innenpolitischen, sozialen und ökonomischen Verpflichtungen des Staates 
gegenUber der Landbevölkerung haben sich fast alle westl ichen Industriestaaten zugunsten 
einer staatlichen Förderung der Einkommen in den ltindlichen Rtiumen entschieden. Das beson
dere Problem der EG-Agrarpol itik besteht darin, fUr sehr unterschied I ich strukturierte Wirt
schaften eine einheitl iche Lösung zu finden, die auch pol itisch durchsetzbar ist. 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt kritisch mit der EG-Agrarpolitik auseinandergesetzt 
und nach Lösungen zur Begrenzung des Ausgabenanstiegs gesucht. Sie ist dabei stets erneut 
zu der Überzeugung gekommen, daß die aufgetretenen Mtingel innerhalb des bestehenden 
Systems gelöst werden mUssen und können. Die jUngsten Preisbeschl Usse mit den begleitenden 
Maßnahmen im Milchsektor, vor allem die EinfUhrung einer finanziellen Erzeugerbeteil igung, 
sind ein Schritt in die richtige Richtung. Weitere Schritte mUssen folgen; sie sind aber nur 
gemeinsam mit den anderen Mitgl iedstaaten mCSgI ich. 

Mit seinem Vorschlag zur "Änderung der Finanzierungsregeln" hat Professor KOESTER das 
Kernproblem deutlich herausgearbeitet. Sein Vorschlag zeigt ntiml ich, daß allein mit dem 
Übergang zu direkten, personengebundenen Einkommensbeihilfen weder die von ihm errech
neten Sozialprodukttransfers vermieden noch das Problem der steigenden Kosten gelöst werden 
kann. Folgerichtig schltigt er deshalb zustitzl ich eine mindestens teilweise Renational isierung 
vor, eine Lösung, die nach dem Stand der europtiischen Integration nicht zur Diskussion 
steht. 

Mit der anstehenden Erweiterung um drei Mittelmeerltinder stehen neue Probleme im Rahmen 
der Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ins Haus. Leider versuchen in diesem Zusam
menhang zwei Mitgliedstaaten eigene Probleme bei Mittelm~~~rzeugnissen mit zu lösen. 
Nun ist es sicher falsch, die Lösung der Probleme bei den UJ'm Teil schon uberschUssigen, 
zum Teil auch leicht verderblichen Mittelmeererzeugnisse~ Uber neue perferktionistischere 
Marktordnungen zu suchen. Hier wird vielmehr versttirkt auf strukturpolitische Maßnahmen 
zurUckgegriffen werden mUssen, schon angesichts des bestehenden strukturellen Geftilles. 
Allerdings muß vor Ubertriebenen Hoffnungen im Bereich der Agrarstrukturpol itik gewarnt 
werden. 

- Wenn ein Kostenanstieg wie im Bereich der Abteilung Garantie des EAGFL vermieden 
werden soll, muß sowohl an der grundstitzl ich nationalen Verantwortung als auch am Prin
zip der Plafondierung der Ausgaben der Abteilung Ausrichtung des EAGFL festgehalten 
werden. 

- Eine Erhöhung des Plafonds der Abteilung Ausrichtung aus Anlaß der Erweiterung ist nur in 
vertretbarem Umfang möglich. Deshalb mUssen im Rahm~n der verfUgbaren Mittel neue 
Priorittiten gesetzt, d.h. die verfUgbaren Mittel auf strukturschwache Regionen konzen
triert werden. 

Die daraus resultierenden Fragen werden noch eingehender Diskussion bedUrfen, in die auch 
der Regionalfonds und der Sozial fonds einbezogen werden mUssen. 
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Das Ziel der vorl iegenden Untersuchung ist die Darstellung und Analyse der staatl ichen Agrar
finanzierung in den U:lndern Bundesrepubl ik Deutschland, Frankreich und dem Vereinigten 
Königreich in der Zeit von 1962 - 1975. 

Die Einbeziehung weiterer EG-Lönder erschien sinnvoll und war zunächst auch geplant, je
doch zeigte sich, daß dies den Rahmen dieser Arbeit Uberschritten hätte 1) . 

Unter staatlicher Agrarfinanzierung wird im folgenden die Summe aller budgetwirksamen Mit
tel fUr die Landwirtschaft verstanden. Diese Mittel setzen sich einerseits aus den Ausgaben 
der Nationalstaaten und andererseits aus den Ausgaben des EAGLF zusammen. Allerdings 
zeigt die Empirie, daß es fUr Außenstehende zum Teil sehr schwer ist, die Höhe der Agrar
finanzierung in den einzelnen Ländern abzuschätzen. Dies I iegt vor allem darin begrUndet, 
daß sektorspezifische Mittel, die in einem Land im Agrarhaushalt erscheinen, in einem anderen 

1) Ein erster, allerdings nur wenig geglUckterVersuch, die Höhe der staatlichen Agrarfinan
zierung in Italien, den Niederlanden und Belgien abzuschätzen, findet sich bei der 
OECD (6, 7, 8). 
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Land versteckter Bestandteil anderer Haushaltstitel sind und nicht ohne weiteres isoliert werden 
können. 

Im Unterschied zu der in der Literatur oft gew/:ihlten Vorgehensweise (SCHLOTTER, 11; 
SCHMIDT, 12; NEIDLINGER,5) wird die preispolitische Förderung der Landwirtschaft über 
den außenhandelspol itischen Agrarschutz und der Steuerverzicht des Staates gegenüber der 
Landwirtschaft nicht einbezogen, da diese Förderungsaufwendungen nicht im Budget erscheinen. 

In bezug auf das vorl iegende Datenmaterial sind folgende Anmerkungen zu machen: 

1. Die staatliche Agrarfinanzierung wird, einer Finanzierungsrechnung entsprechend, ihrer 
Höhe, nicht aber ihrer Wirkung nach erfaßt. 

2. Im Hinblick auf den Mehrl/:indervergleich ist zu berücksichtigen, daß der föderative Status 
in den betrachteten L/:indern unterschiedlich ist. Daraus folgt, daß in L/:indern mit einem 
zentralistischen Regierungssystem nahezu alle Förderungsmittel zentral im Staatsbudget aus
gewiesen werden, w/:ihrend in L/:indern mit einer stark föderativen Struktur, wie z.B. die 
Bundesrepubl ik Deutschland, diese Ausgaben sowohl in dem Etat des Bundes als auch in de
nen der Lönder und Gemeinden erscheinen und dementsprechend erfaßt werden müßten. 
Von einer Einbeziehung der Ausgaben der Gemeinden für die Landwirtschaft wird im wei
teren allerdings abgesehen. Diese Vorgehensweise kann vertreten werden, da bereits an
dere vorliegende Untersuchungen zeigen, daß der Anteil der Gemeinden an der gesamten 
staatl ichen Agrarfinanzierung als sehr gering zu veranschlagen ist (SCHLOTTER, 11, S. 10) . 

3. Der Vergleich der absoluten Höhe der staatl ichen Agrarfinanzierung zwischen den einzel
nen L/:indern der EG setzt die Umrechnung der jeweiligen Landesw/:ihrung in einen einheit
I ichen Num~raire, hier z. B. DM, voraus. Diese Umrechnung erfolgt auf der Grundlage 
von Wechselkursen. Da die Wechselkurse im Zeitablauf aber nicht konstant sind, und zwar 
nicht einmal in einem System fester Wechselkurse, bereitet die Wahl des richtigen Wech
selkurses erhebl iche Schwierigkeiten. Gew/:ihl t werden könnte im System fester Wechsel
kurse z.B. die Parit/:it oder die Rechnungseinheit, im System flexibler Wechselkurse kommt 
zus/:itzl ich zu den genannten noch der Marktwechselkurs hinzu, wobei es darüber hinaus 
ab 1973 in der EG fünf verschiedene Rechnungseinheiten gibt 1). 

Vor diesem Hintergrund zeigt sich, daß es die Wahl eines einzigen, für alle Fragestellun
gen gültigen Wechselkurses nicht gibt. Aus diesem Grund wird daher in der Literatur oft 
so verfahren, daß Daten von Zeitreihen in bezug auf ein Basisjahr deflationiert und dann 
mit dem vorherrschenden Wechselkurs dieses Basisjahres in den (jeweil igen) Numeraire um
gerechnet werden (SCHMIDT und SCHMITT, 13, S. 120). Dieses Verfahren umgeht zwar 
die explizite Wahl des Wechselkurses für die Folgejahre, implizit werden aber auch bei 
dieser Vorgehensweise verschiedene Annahmen über den Wechselkurs der Folgeperioden, 
u.a. Gültigkeit der Kaufkraftparit/:itentheorie auch in sektoraler Hinsicht, gemacht. 

Als Fazit bleibt zu konstatieren, daß, je nach Wechselkurswahl, unterschiedliche Ergeb
nisse im Hinbl ick auf die Höhe der staatl ichen Agrarfinanzierung in den L/:indern der EG 
die Folge sein werden. Aus diesem Grund wird in dieser Arbeit keine Umrechnung von ein
zelnen W/:ihrungen in einen einheitlichen Num~raire vorgenommen. 

4. Im Rahmen dieser Untersuchung kommt es nicht so sehr auf einen Vergleich der absoluten 
Höhe der Agrarfinanzierung zwischen den einzel nen Ltlndern an. Vielmehr stehen im fol
genden die Entwicklung der Agrarfinanzierung in Relation zu bestimmten gesamtwirtschaft-
I ichen Kenndaten (wie z. B. dem Bruttoinlandsprodukt der Landwirtschaft) und der Vergleich 

1) Diese unterschiedl ichen Rechnungseinheiten beziehen sich auf die Kategorien EG-Haushalt, 
EGKS, Statistik, Agrarpol itik, Erstattung. 
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der Entwicklung der unterschiedlichen Struktur der Agrarfinanzierung zwischen den einzel
nen Ländern im Vordergrund. Aus diesem Grund wird von einer Umrechnung von nominel
len in reale Termen abgesehen. 

2 Die Bedeutung der A...9!9rfinanzierung im V~leich zu gesamtwirtschaftlichen Grtsßen 

Die Landwirtschaftsfinanzierung kann in bezug auf ihre gesamtwirtschaftliche Bedeutung ver
schieden eingeordnet werden. Die Art dieser Einordnung hängt dabei von der jeweiligen Fra
gestellung ab. Soll z. B. festgestellt werden, welche Bedeutung die Agrarfinanzierung fUr den 
Agrarsektor hat, ist es sinnvoll, die Relation aus der Htshe der Landwirtschaftsfinanzierung 
(AstLW und dem Bruttoinlandsprodukt der Landwirtschaft (BIPLW> zu bilden und zu analysie
ren. Diese im folgenden als landwirtschaftliche Staatsquote zu bezeichnende Relation findet 
auf gesamtwirtschaftl icher Ebene ihre Entsprechung in der volkswirtschaftl ichen Staatsquote, 
die das Verhältnis aus gesamten Staatsausgaben (AstyW> und Bruttoinlandsprodukt der Volks
wirtschaft (BIPyW angibt. Ein Vergleich dieser beiden Quoten zeigt, ob die Landwirtschaft 
gemessen an ihrem Inlandsprodukt unter- bzw. Uberproportional an den Staatsausgaben parti
zipiert. 

Die gleiche Fragestellung IHßt sich auch aus dem Vergleich der Ast LW / AstvW-Quote und 
der BIPLW / BIPyW-Quote beantworten. 

Diese Beziehungen zwischen den einzelnen Quoten erlauben es z.B., die Wachstumsrate der 
landwirtschaftlichen Staatsquote aus den Wachstumsraten der drei Ubrigen genannten Quoten 
zu erklHren: 

(1) 

(2) 

AstLW(t) 

BIPLW(t) 

AstLW(t-1) 

BIPLW(t-1) 

- 1 

AstLW(t) 

_ AstVW(t) 

- AstLW(t-1) 

AstVW(t-1) 

Um eine mögl iche Fehl interpretation von Gleichung (2) zu vermeiden, ist darauf hinzuweisen, 
daß die gemachten VerknUpfungen ledigl ich deskriptiven Charakter haben, ohne in der Lage 
zu sein, Ursache-Wirkung-Beziehungen aufzeigen zu ktsnnen. 

~ Die staatl iche Agrarfinanzierung in der Bundesrepubl ik Deutschland 

3.1 Das System der Agrarfinanzierung 

Die staatliche Agrarpalitik und damit die staatliche Agrarfinanzierung basieren auf dem im 
Jahre 1955 verabschiedeten Landwirtschaftsgesetz. Im folgenden wird diese Agrarfinanzierung 
in die vier folgenden Komponenten zerlegt: Preis- und Einkommenspolitik, Strukturpolitik, 
Sozialpolitik und Bildungspolitik 1). 

1) Vgl. das analoge Vorgehen bei SCHMIDT, 12. 
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Preis- und Einkommenspol itik 

- Interventionen, Exporterstattungen u. i:I., 
- der durch den Übergang zu flexiblen Wechselkursen bedingte Aufwertungsausgleich, 
- die den Landwirten unter raumordnungs- und umweltpolitischen Aspekten in Berggebieten 

und anderen von der Natur benachteiligten Regionen gewi:lhrten Ausgleichszulagen und 
- die Dieselölverbilligung. 

Strukturpol itik 

- Einzelbetriebl iche Förderung (Aussiedlung, Althofsanierung, betriebl iche Investitionen, 
Verbesserung des Wohnteils, Ii:lndliche Siedlung), 

- uberbetriebliche Förderung (Flurbereinigung, Weinbergsflurbereinigung, landwirt$chaft
I icher Wegebau) , 

- wasserwirtschaftliche flAaßnahmen (landwirtschaftlicher Wasserbau, zentrale Wasserversor-
gung, zentrale Abwasseranlagen) und 

- KUstenschutz. 

Sozial pol itik 

- Krankenversicherung fUr Landwirte, 
- landwirtschaftliche Unfallversicherung, 
- Altershilfe fUr Landwirte und 
- Nachentrichtungszuschuß zur Krankenversicherung. 

Bildungspol itik 

- Verbesserung der allgemeinen berufl ichen Bildung sowie der Weiterbildung, 
- Verbesserung und Erweiterung des regionalen Umschulungsangebots und 
- Unterrichtung und Beratung der Ii:lndlichen Bevölkerung im Hinblick auf ihre Ti:ltigkeit in 

der Landwirtschaft. 

3.2 Die Entwicklung der Agrarfinanzierung 

Bevor im weiteren die Entwicklung der Agrarfinanzierung ihrer Höhe und Struktur nach analy
siert wird, wird zuni:lchst die Stellung der deutschen Landwirtschaft respektive Landwirtschafts
finanzierung im Hinblick auf ihre gesamtwirtschaftliche Einordnung untersucht. 

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich ist, steigt das Bruttoinlandsprodukt der Landwirtschaft von 
17,76 Mrd. DM im Jahre 1962 auf 28,47 Mrd. DM im Jahre 1975. Dies entspricht einer 
ji:lhrl ichen Wachstumsrate von 3,70 v. H •. DemgegenUber ste igt das Bruttoinlandsprodukt der 
gesamten Volkswirtschaft um 8,49 v. H .. FUr die Relation Bruttowertschöpfung Landwirtschaft/ 
Bruttoinlandsprodukt Volkswirtschaft bedeutet dies ein - relativ stetiges - Sinken des land
wirtschaftlichen Anteils am BIPyWvon 4,92 v.H. (1962) auf 2,74 v.H. (1975) (vg!. Abb.l). 

Nicht wesentlich veri:lndert hat sich wi:lhrend der sechziger Jahre der Anteil der Agrarfinan
zierung (Iandwirtschaftl iche Staatsausgaben) an den gesamten Staatsausgaben • Diese Relation 
bewegt sich wi:lhrend dieser Zeit im großen und ganzen zwischen 3 v.H. und 4 v.H. und 
weist damit in etwa den Wert der BIPLW / BI PyW-Relation auf. Erst mit Beginn der siebziger 
Jahre kann man davon ausgehen, daß der Anteil der landwirtschaftlichen Staatsausgaben, ge
messen an den gesamten Staatsausgaben, sinkt. Diese Entwicklung ist allerdings weniger da
rauf zurUckzufuhren, daß die Agrarfinanzierung weniger Prioriti:lt als in den sechziger Jahren 
genießt, als vielmehr auf den Umstand, daß die Staatsquote (ohne Agrarfinanzierung) seit Be
ginn 'oder siebziger Jahre u.a. als Ergebnis der inflationsbedingt stark gestiegenen Staat5aus
gaben im allgemeinen und der Verfolgung einer antizyklischen Fiskalpolitik im besonderen 
ansteigt. Daß der Agrarfinanzierung gerade auch in den siebziger Jahren eine relativ große 
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Abbildung 1: Entwicklung ausgewählter gesamtw i rtschaft I icher Quoten in Deutschland 
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Abbildung 2: Die Struktur der deutschen landwirtschaftsfinanzierung 
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Bedeutung beigemessen wird, kann u.a. aus der Tatsache abgeleitet werden, daß wtlhrend 
dieses Zeitraums die Quote aus Agrarfinanzierung und Staatsausgaben in jedem Jahr - im Ge-
gensatz zu frUheren Perioden - Uber der BIPLWI BIPYW-Relation liegt. ' 

Einen sehr unsteten Yerlauf weist der Anteil der Agrarfinanzierung an der Bruttowertschöpfung 
der Landwirtschaft auf. Diese oben als landwirtschaftl iche Staatsquote bezeichnete Relation 
betrC!gt im Jahre 1962 23,76 v.H., erreicht 1970 ihren höchsten Wert mit 37,99 v.H. und 
fluktuiert wtlhrend der ubrigen Jahre sehr stark zwischen diesen beiden Werten. Im Gegen
satz dazu weist die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Staatsquote einen relativ gleich
förmigen Yerlauf auf. 

Yergleicht man die landwirtschaftliche mit der volkswirtschaftlichen Staatsquote, ftillt der 
korrespondierende Trend dieser beiden Quoten mit den Quoten BIPLW I BIPyW und AstLW I 
AstYWauf. Diese Symmetrie der Entwicklung ist, wie oben gezeigt wurde, kein Zufall, denn 
das Yerhtlltnis von AstLW I AstyW zu BI PLW I BIPyW entspricht dem Yerhtlltnis von 
AstLW I BIPLW zu AstyW I BIPyW' Insgesamt kann mit Hilfe von Gleichung (2) ermittelt 
werden, daß z.B. die Yertlnderung der AstLW I BIPLw-Quote, die von 1962 auf 1963 um 
9,72 v. H. ansteigt, ihre Entsprechung zum ersten in einem Anstieg von AstLW I AstyW in 
Höhe von 6,92 v. H., zum zweiten in einem Anstieg von AstyW I BIPyW in Höhe von 
2,53 v.H. und zum dritten in einem Sinken von BIPLW I BIPyw um 0,27 v.H. findet. 

Wie sieht nun die Struktur der Agrarfinanzierung aus? Hier erlauben Tabelle 2 und Abb. 2 
die folgenden Schlußfolgerungen: Das Gewicht der Preis- und Einkommenspolitik im Rahmen 
der gesamten staatlichen Agrarfinanzierung ist im betrachteten Zeitraum nahezu unvertlndert 
geblieben. Im Durchschnitt entfallen ca. 40 v.H. des Agrarhaushalts auf die Preis- und Ein
kommenspolitik, allerdings treten in den einzelnen Jahren zum Teil erhebliche Abweichungen 
von diesem Wert auf. Diese Abweichungen lassen sich im wesentlichen auf die unterschied-
I ich hohen Marktordnungsausgaben sowi eden Aufwertungsausgl eich zurUckfuhren. 

Gemessen an der Entwicklung der gesamten staatlichen Agrarfinanzierung sind die Ausgaben 
fUr die Strukturpolitik von 1962 bis 1975 anteilsmtlßig zurUckgegangen. Allerdings ergeben 
sich auch hier fUr die einzelnen Jahre größere Schwankungen. FUr die siebziger Jahre scheint 
es, daß sich die strukturpolitischen Ausgaben um einen Trend von 40 v. H. einpendeln, nach
dem sie noch bis Mitte der sechziger Jahre bei einem Wert von uber 55 v. H. lagen. Diese 
Entwicklung ist im wesentlichen darauf zurUckzufUhren, daß mit Beginn der sechziger Jahre 
neben den Marktordnungsausgaben die Ausgaben fUr sozial pol itische Maßnahmen uberpropor
tional zunehmen 1) . 

Im Hinblick auf die Sozialpolitik, deren Anteil von 2 v.H. im Jahre 1962 auf 25 v.H. im 
Jahre 1975 ansteigt, ergibt sich ein weiterer Aspekt. Auch in der Zukunft ist damit zu rech
nen, daß der Anteil der Sozialausgaben am Agrarhaushalt zunimmt. Dieses kann im wesent
lichen damit belegt werden, daß die bereits heute bestehenden Sozialgesetze eine stetige 
Erhöhung der sozialpolitischen Aufwendungen des Staates induzieren. Dieses gilt insbesondere 
fUr den größten Teilbereich der staatlichen Sozialausgaben, die Altershilfe. 

FUr'die Entwicklung der bildungspolitischen Ausgaben gelten die analogen Anmerkungen, die 
in bezug auf die Strukturpolitik gemacht worden sind. Auch hier kann festgestellt werden, 
daß es u.a. die sozialpolitischen Ausgaben sind, die die im Agraretat ausgewiesenen bildungs
pol itischen Aufwendungen im Zeitablauf in den Hintergrund gedrtlngt haben. 

Versucht man insgesamt die Entwicklung der Struktur der staatlichen Agrarfinanzierung von 
1962 bis 1975 abzuschtltzen, gelangt man zu dem Ergebnis, daß zusammengenommen die Be-

1) Im Jahre 1961 werden zum erstenmal Ausgaben fUr sozialpolitische Maßnahmen im Haus
halt ausgewiesen. 
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reiche Preis-, Einkommens- und Sozialpolitik an Gewicht gewonnen haben. Aus dieser Ent
wicklung wird in der Tat deutlich, "daß die finanzpolitische Förderung immer stärker in den 
Dienst der Verteilungspolitik und immer weniger in den der Wachstumspolitik gestellt worden 
zu sein scheint." (SCHMITT, SCHMIDT, 14, S. 169). 

4 Die staatliche Agrarfinanzierungjn Frankreich 

4.1 Das System der Agrarfinanzierung 

Die staatliche Agrarfinanzierung in Frankreich leitet sich aus dem im Jahre 1960 verabschie
deten "loi d'Orientation Agricole" und dem 1962 verabschiedeten "loi Compl6mentaire" ab. 
Beide Gesetze sind in Anlehnung an das 1955 in der Bundesrepublik Deutschland geschaffene 
landwirtschaftsgesetz formul iert worden. 

Die staatliche Finanzierung der französischen landwirtschaft kann im Gegensatz zur Bundes
re pub I ik nur sehr bedingt an der Höhe des französischen Agrarhaushal ts gemessen werden, da 
Ausgaben fUr die landwirtschaft in größerem Umfang in Titeln anderer Ressorts erfaßt werden. 
Dieses gilt insbesondere, wie zu zeigen sein wird, fUr die Sozialpolitik. 

Im einzelnen werden der französischen Agrarfinanzierung die folgenden staatl ichen leistungen 
zugerechnet (MINISTERE DE l' AGRICUlTURE, 4, S. 22): 

a) "Des d6penses incrites au budget g6n6ral (budget du minist~re de I' Agriculture, certaines 
parties du budget des Charges communes et du budget des services du Premier ministre), 

b) des d6penses de l'Etat non incrites au budget g@ln@lral: 
- I es comtes sp@lciaux du T r@lsor (FNDAE 1) et FFN 2), 
- le budget annex des Prestations sociales agricoles (BAPSA), 
- certaines att6nuations de recettes (versements nets de resOurces propres Cl la CEE 3), 

d@ltaxe du carburant agricole) ." 

Im einzelnen gehören zu den o.a. Ausgabenblöcken: 

Preis- und Einkommenspol itik 4) 

- Interventionen, Exporterstattungen u. ä., 
- Ausgleichszulagen fUr von der Natur benachteil igte Gebiete, 
.. Dieselölverbill igung. 

Strukturpolitik 

- Flurbereinigung, 
- Förderung von Betrieben in von der Natur benachteiligten Gebieten, 
- Verbesserung der Vertriebs- und Vermarktungsstruktur, 
- Maßnahmen zur Regul ierung des GrundstUcksmarktes, 
- Maßnahmen des nationalen Wasserversorgungs- und Forstwirtschaftsfonds (FFN und FNDAE) . 

Sozialpolitik 

Die Mittel fUr die Sozial pol itik werden in einem besonderen Zusatzbudget (BAPSA) erfaßt. Die 
Aufbringung dieser Mittel erfolgt zum Teil durch Beiträge der landwirtschaft selbst, durch 
einen Teil des Mehrwertsteueraufkommens, durch einen nationalen Solidaritätsfonds, der maß
gebl ich vom Staat bezuschußt wird, und durch leistungen aus dem FASASA 1). 

1) FNDAE: Fonds National de D6veloppement des Adductions d' Eau. 
2) FFN: Fonds Forestier National. 
3) CEE: Communaut@l Economique Europ6ene. 
4) Vgl. fUr die folgende Darstellung OECD (9) . 
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Neben den Schwerpunkten der Sozial pol itik wie Krankenversicherung, Inval iditätsversiche
rung und Alterssicherung werden aus dem FASASA die folgenden Leistungen finanziert: 
- Umsiedlungsbeihilfen an Landwirte, die ihren nicht lebensfähigen Betrieb aufgeben, 
- Umschulungsbeihilfen an Landwirte zur Erlernung eines außerlandwirtschaftlichen Berufs, 
- Sonderbeihilfen für in der Landwirtschaft verbleibende Junglandwirte zur Verbesserung 

ihrer Ausbildung. 

Bildungspol itik 

Die Agrarforschung wird in Frankreich von dem Institut National de la Recherche Agrono
mique koordiniert, dem verschiedene Zentralanstalten (Pflanzenbau, Tierzucht und landtech
nische Forschung) unterstellt sind. Daneben gehören zur Bildungspolitik das durch ein 1962 
verabschiedetes Gesetz neu geordnete Berufsausbildungs- und Beratungswesen . 

4.2 Die Entwicklung der Agrarfinanzierung 

Wie Tabelle 3 und Abb. 3 zeigen, steigt das Bruttoinlandsprodukt der Landwirtschaft in Frank
reich in dem betrachteten Zeitraum von 32,6 Mrd. FF auf 76,0 Mrd. FF. Dies entspricht einer 
Wachstumsrate von 6,73 v. H .. Demgegenüber steigt das gesamte Bruttoinlandsprodukt um 
11,34v.H .. 

Dadurch, daß in Frankreich - ebenso wie in Deutschland - das nominelle gesamtwirtschaft
liche Inlandsprodukt stärker als das landwirtschaftliche Inlandsprodukt wächst, sinkt die 
BIPLW / BIPVW-Quote. Dieser Rückgang beträgt fUr Frankreich 4,14 v.H. pro Jahr (Deutsch
land 4,40 v. H. pro Jahr). FUr den gesamten Untersuchungszeitraum kann in bezug auf den 
Vergleich der BIPLW I BI Pyw-Quote zwischen Deutschland und Frankreich gesagt werden, 
daß diese in Frankreich annähernd doppelt so hoch wie in der BRD ist. Hieraus wird zum einen 
die große Bedeutung der französischen Landwirtschaft fUr die französische Volkswirtschaft 
deutl ich, zum anderen veranschaul icht dieser Vergleich, warum der französische Staat im all
gemeinen und die französische Landwirtschaft im besonderen ein so großes Interesse an dem Zu
standekommen der EWG hatten (vgl. KREBS, 3). 

Die große Bedeutung der Landwirtschaft im Rahmen der Wirtschaftspol itik fUr die französische 
Volkswirtschaft kann u.a. auch aus der Tatsache abgel eitet werden, daß während des gesamten 
Untersuchungszeitraums in Frankreich der Anteil der staatl ichen Agrarfinanzierung an den ge
samten Staatsausgaben im Gegensatz zur Bundesrepubl ik nicht nur in etwa konstant gebl ieben 
ist, sondern zum Teil wesentlich Uber der BIPLW I BI Pyyy-Reiation liegt. Während in diesem 
Zusammenhang für die Bundesrepublik gezeigt wurde, daß beide der zuletzt angesprochenen 
Quoten in dem genannten Zeitraum ungefähr die gleiche Höhe aufweisen, übertrifft in Frank
reich insbesondere seit dem Ende der sechziger Jahre die Quote aus AstLW und AstVW die 
BIPLWI BIPVW-Relation in einem erheblichen Maße. 

Was kann nun aus dieser unterschiedlichen Entwicklung der genannten Relationen gefolgert 
werden? Zunächst ist festzustellen, daß der französischen Landwirtschaft, im wesentl ichen 
wohl aus politischen GrUnden, in den letzten Jahren im verstärkten Maße staatliche Unter
stützungsleistungen zugeflossen sind. Es wäre allerdings zu vordergrUndig, aus der divergie
renden Entwicklung der AstLW I AstyW- und BIPLW I BIPVW-Relation zwischen Deutschland 
und Frankreich schi ießen zu wollen, daß die französische Landwirtschaft gegenüber der deut
schen Landwirtschaft - ungerechtfertigte - Wettbewerbsvorte ile erlangt haben könnte. Dieser 
Schluß ist aus verschiedenen Gründen nicht zulässig. Zum ersten gibt es hinsichtl ich der Ab-

1) Fonds d Action Sociale pour I' Amenagement des Structures Agricoles. 
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Abbildung 3: Entwicklung ausgewC!hlter gesamtwirtschaftlicher Quoten in Frankreich 
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Abbildung 4: Die Struktur der französischen Landwirtschaftsfinanzierung 
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schtltzung der Wettbewerbsstellung andere, unter Umstanden aussagefahigere Indikatoren als 
der Vergleich der genannten AstlW / Astvw- und BIPlW / BIPyW-Relationen; genannt wer
den kann hier z. B. die im nachsten Abschnitt zu diskutierende landwirtschaftliche Staatsquote 
(AstlW / BIPlW). Zum zweiten soll auf die unterschiedliche Bedeutung des landlichen Raums 
als Produktionsfaktor fUr Frankreich und Deutschland hingewiesen werden. Das bedeutet, daß 
die staatliche Agrarfinanzierung in Frankreich in einem starkeren Maße als Regionalpolitik an
zusehen ist als in der Bundesrepubl ik Deutschland. Zum dritten ist festzustellen, daß die Höhe 
der Agrarfinanzierung, und zwar sowohl absolut als auch im Vergleich zu den gesamten Staats
ausgaben, nur eine Determinante der Wettbewerbsfahigkeit des Agrarsektors darstellt. Ge
nannt werden können in diesem Zusammenhang z.B. die unterschiedliche Infrastrukturausstat
tung, die verschieden hohe Steuerbelastung, die unterschiedlich hohen Opportunitatskosten 
und nicht zuletzt die verschiedenartigen Betriebsgrößenstrukturen, die den Wettbewerbsgrad 
der landwirtschaft zwischen diesen beiden (und auch anderen) landern bestimmen. 

Betrachtet man die Entwicklung der landwirtschaftlichen Staatsquote in Frankreich, so gelangt 
man zu einer ahnlichen Aussage, wie sie fUr die Bundesrepublik Deutschland gemacht worden 
ist. In beiden lCindern weist diese Quote einen steigenden Trend auf, und in beiden landern 
sind in einzelnen Jahren erhebliche Abweichungen von diesem Trend zu konstatieren. Auch 
hinsichtlich der absoluten Höhe dieser Quote laßt sich eine gewisse Übereinstimmung zwischen 
den beiden landern feststellen, da diese Quote sowohl in Deutschland als auch in Frankreich 
von ca. 24 v. H. im Jahre 1962 auf Uber 30 v . H. berei ts Ende der sechziger Jahre anste igt 
und in den siebziger Jahren Werte bis zu 40 v. H. erreicht. 

Einen relativ stetigen Verlauf im Vergleich zur landwirtschaftl ichen Staatsquote zeigt in 
Frankreich - ahnl ich wie in Deutschland - die gesamtwirtschaftl iche Staatsquote . Allerdings 
liegt diese in Frankreich auf einem wesentlich niedrigeren Niveau als in der Bundesrepublik. 
Wahrend die Staatsquote in der BRD bis zum Anfang der siebziger Jahre um einen Wert von 
ca. 30 v. H. schwankt und dann relativ stark steigt, ist fUr Frankreich bis zum Ende der sech
ziger Jahre ein ansteigender Trend dieser Quote auf ca. 25 v.H. zu konstatieren, der sich 
jedoch im Gegensatz zur Entwicklung in der Bundesrepubl ik nicht nur nicht fortsetzt, sondern 
sogar umkehrt. 

Die Struktur der Agrarfinanzierung in Frankreich unterscheidet sich erheblich von der in der 
Bundesrepubl ik. Wahrend in der Bundesrepubl ik der Preis- und Einkommenspol itik sowie der 
Strukturpol itik das größte Gewicht zufallen, ist es in Frankreich die Sozial pol itik, die insbe
sondere wahrend der siebziger Jahre den größten Anteil an der gesamten staatlichen Agrarfi
nanzierung ausmacht. Dabei gil t fUr die landwirtschaftliche Sozial pol itik in Frankreich, daß 
sie bereits zu Anfang der sechziger Jahre einen erheblichen Anteil am Agrarbudget ausmacht 
(1962: 38 v.H.), wahrend die landwirtschaftliche Sozialpolitik in Deutschland erst mit dem 
Beginn der sechziger Jahre Uberhaupt budgetwirksam wird. 

Im einzelnen laßt sich fUr die verschiedenen Ausgabenbläcke feststellen (vgl. Tabelle 4 und 
Abb. 4): 

Die Preis- und Einkommenspol itik macht in Frankreich wahrend des gesamten Untersuchungs
zeitraums im Durchschn itt etwas mehr als 30 v. H. des Agrarbudgets aus, wobei es allerdings 
in einzelnen Jahren (1970: 42 v. H., 1976: 25 v. H.) zu nicht unerhebl ichen Abweichungen 
von diesem Durchschnittswert kommt. Mit Beginn der siebziger Jahre ist allerdings eine sin
kende Tendenz bei dieser Art der staatl ichen Agrarfinanzierung zu beobachten. 

Analog verhalt es sich bei der Strukturpolitik. FUr diesen Bereich wird wahrend des Zeitraums 
1962 - 1975 durchschnittlich 20 v.H. des Agrarbudgets ausgegeben, wobei mit Beginn der 
siebziger Jahre diese Quote eine leicht sinkende Tendenz aufweist. 

Die Bildungspolitik weist in Frankreich im Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland einen 
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relativ hohen Anteil am Agrarbudget auf. Allerdings ist hierbei zu berUcksichtigen, daß der 
Bildungsetat in Frankreich die Verwaltungsausgaben des Agrarsektors enthölt. 

In bezug auf die Sozialpolitik gelten in Frankreich die analogen Aussagen, wie sie fUr die 
Bundesrepublik gemacht worden sind. Auch in Frankreich hat der Anstieg des Anteils der So
zialausgaben am Agrarbudget zur Folge, daß die Ausgaben fUr die Ubrigen Ausgabenbl~ke, 
insbesondere fUr die Preis- und Einkommenspolitik sowie die Strukturpolitik, sinken. 

Versucht man die Entwicklung der Struktur des Agrarbudgets in Frankreich zu qual ifizieren, 
50 kann gesagt werden, daß in Frankreich in weitaus störkerem Maße als in der Bundesrepublik 
die Verteilungspol itik die Wachstumspol itik dominiert. 

5 Die staatliche Agrarfinanzierung im Vereinigten Königreich 

5.1 Das System der Agrarfinanzierung 1) 

Grundlage der britischen Agrarpolitik bildet das Landwirtschaftsgesetz aus dem Jahre 1947. 
Dieses Gesetz, das durch das Landwirtschaftsgesetz von 1957, das Landwirtschafts- und Garten
baugesetz von 1964 und das Landwirtschaftsgesetz von 1967 zahlreiche Ergönzungen und Ver
besserungen erfahren hat, legte die britische Agrarpol itik bis zum Beitritt zur EG im Prinzip 
wieder auf die bereits in den dreißiger und vierziger Jahren zum Schutz und zur finanziell'en 
Absicherung der Landwirtschaft ergriffenen Maßnahmen fest. 

Das KernstUck der britischen Preis- und Einkommenspolitik stellten bis zum EG-Beitritt die 
Preisgarantien dar. Diese werden ergönzt durch folgende Einkommenshilfen: 

- DUngemittel- und Kalkverbilligung, 
- Kölber- und Fleischkuhsubventionen, 
- Bergkuh- und Bergschaftssubventionen, 
- ZuschUsse fUr den Anbau und den Ankauf von Winterfutter, 
- Beihilfen fUr die Umstellung von der Milchkuh- auf die Fleischkuhhaltung 
sowie die vor allem in der Vergangenheit gezahlten Prömien fUr die Ausmerzung der Rinder
brucellose . 

Die Strukturpolitik spielte im Vereinigten Königreich bis Ende der sechziger Jahre nur eine 
geringe Rolle. Erst Anfang der siebziger Jahre wurde der Einsatz strukturverbessemder Mittel 
erhöht und zum Zwecke einer größeren Übersichtlichkeit des nach wie vor komplizierten Sy
stems .der staatlichen Strukturförderung das sogenannte "Farm Capital Grand Scheme" geschaf
fen, das eine Reihe bisheriger Maßnahmen und Programme abgelöst hat. 

ZuschUsse zur Verbesserung der Agrarstruktur werden u.a. gewöhrt fUr 
- die Verbesserung der Betriebsgrößenstruktur durch die Zusammenlegung von Kleinbetrieben, 
- die uberbetriebliche Zusammenarbeit im Bereich der gemeinsamen Vermarktung und der ge-

meinsamen Maschinennutzung, 
- den Kauf von Traktoren, Möhdreschern und anderen Nutzfahrzeugen, 
- den Aufbau einer Buchfuhrung sowie 
- die Aufrechterhaltung der Landwirtschaft in den von der EG-Kommission als von der Natur 

aus benachteil igt anerkannten Gebieten. 

Sozialpolitik 

Die soziale Sicherung der landwirtschaftlichen Bevölkerung ist im Vereinigten Königreich in 
das allgemeine soziale Sicherungssystem eingebettet. Sektorspezifische Maßnahmen 'von Seiten 
des Staates werden nicht ergriffen. Analoges gilt fUr die Bildungspolitik .. 

1) Zum System der staatlichen Agrarfinanzierung im Vereinigten Königreich vgl. OECD (10) 
und KOMMISSION DER EG (2), S. 33. 
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Abbildung 5: Entwicklung ausgewtihlter gesamtwirtschaftlicher Quoten im 
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5.2 Die Entwicklung der Agrarfinanzierung 

Die Entwicklung der staatlichen Agrarfinanzierung zeigt im Vereinigten Königreich im Unter
schied zur Bundesrepubl ik Deutschland und zu Frankreich einen vergleichsweise unregelmCißi
gen Verlauf. Bis zum Beitritt des Vereinigten Königreichs zur EG (1973) treten von Jahr zu 
Jahr zum Teil recht erhebliche Schwankungen auf, die, wie sich zeigt, vor allem auf die 
Deficiency Payments zurUckzufuhren sind, die den britischen Staatshaushalt in den einzelnen 
Jahren unterschiedlich hoch belasten (vgl. Tabelle 5 und Abb. 5). 

Gemessen an der Entwicklung der gesamten Staatsausgaben verliert die Agrarfinanzierung so
gar relativ an Bedeutung. Ihr Anteil an den Staatsausgaben geht von 3,2 v. H. (1963) auf 
1,7 v.H. (1972) zurUck. Damit liegt die AstLW I AstvW-Quote signifikant unter der BIPLWI 
BIPyw-Quote, die in diesem Zeitraum von 3,9 v. H. auf 3,1 v. H. sinkt. FUr den Vergleich 
der beiden genannten Quoten ergibt sich danach ein unterschiedl iches Bild in bezug auf die 
Entwicklung in der Bundesrepublik, insbesondere aber in bezug auf Frankreich. Im einzelnen 
bedeutet dies, daß die Landwirtschaft in Relation zu ihrer Wertschöpfung in Frankreich wtih
rend des Zeitraumes von 1962 - 1975 relativ stCirker gefördert wird als die Landwirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland, insbesondere aber als die des Vereinigten Königreichs. 

Zu den analogen Aussagen gelangt man bei dem Vergleich der AstyW - BIPyW- und der 
AstLW I BIPLW-Quote. Wtihrend des angegebenen Betrachtungszeitraums liegt die AstLWI 
BIPLW-Quote, die bis 1972 um einen Trend von 30 v.H. schwankt und damit anntihernd,die 
gleiche Höhe wie Frankreich und Deutschland aufweist, erheblich unter der AstyW I BIPyW-
Quote und zeigt damit die umgekehrte Konstellation wie in Frankreich. Mit dem Beitritt des 
Vereinigten Königreichs zum Gemeinsamen Markt im Jahre 1973 ist diese Aussage allerdings 
zu modifizieren. Seit diesem Zeitpunkt steigen die Ausgaben fUr die Preispol itik entsprechend 
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dem EG-Preisstützungssystem sehr stark an und erhöhen somit die Ausgaben fUr die Agrarfinan
zierung. 

Einen differenzierten Einblick in die Struktur und Entwicklung der staatlichen Agrarfinanzie
rung geben Abb. 6 und Tabelle 6. Allerdings stimmen die dort für die einzelnen Jahre gemach
ten Angaben uber die Höhe der jahrl ichen Agrarfinanzierung nicht mit den Zahlen in Tabelle 5 
uberein, da sich die Angaben in Tabelle 5 auf Kalenderjahre, die in Tabelle 6 auf Finanzjahre 
beziehen. 

Hinsichtlich der Struktur der Agrarfinanzierung kann im Gegensatz zu Deutschland und Frank
reich und in Erweiterung zu der bislang in der neueren Literatur beschrittenen Vorgehensweise 
(SCHMIDT, 12) zwischen direkter und indirekter Agrarfinanzierung unterschieden werden. 
Wahrend die bisherigen Untersuchungen lediglich die direkte Finanzierung erfassen, bezieht 
die vorliegende Arbeit auch die weitere, im Agrarhaushalt ausgewiesene, indirekte Finanzie
rung mit ein. 

Unter direkter Agrarfinanzierung werden im folgenden dabei die fUr die Landwirtschaft geta
tigten Ausgaben im Rahmen der Preis- und Einkommenspol itik sowie der Strukturpol itik ver
standen. DarUber hinaus werden unter der direkten Finanzierung auch die Subventionen fUr Fi
scherei und Forstwirtschaft erfaßt. Kennzeichen der direkten Agrarfinanzierung ist, daß sie in 
ihrer vollen Höhe den o.a. Bereichen zugerechnet werden können. Dieses trifft fUr die indi
rekte Agrarfinanzierung nur zum Teil zu. 

Die direkte Finanzierung, deren Bedeutung an der gesamten Agrarfinanzierung von 1962/63 
bis 1972;73 gesunken ist, hat mit dem Beitritt Großbritanniens zur EG aufgrund der stark ge
stiegenen Kosten fUr die PreisstUtzung wieder ein größeres Gewicht erlangt. 

Abbildung 6: Die Struktur der Landwirtschaftsfinanzierung im Vereinigten Königreich 

v.H. 

Indirekte Land
wirtschaftsfinan
zierung 

Direkte Land
wir tschaftsfinan
zierung 

O~~~~~-L~~4-L-~~~~~~-L~~4-L-~~~" 
7962163 6"J155 66/67 6~169 10/77 72/73 797Jn" Jahr 
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Das dominierende Element im Rahmen der direkten Agrarfinanzierung stellen bis zum Eintritt 
des Vereinigten Königreichs in die EG die Deficiency Payments dar. Insofern scheint es ange
zeigt, fUr Grolilritannien die Ausgaben fUr die Preis- und Einkommenspol itik getrennt auszu
weisen. Die Ausgaben fUr die Preispolitik im Verhi:lltnis zur Höhe der direkten Agrarfinanzie
rung sind von 59 v.H. (1962/63) auf 29 v.H. (1972;73) zurUckgegangen und weisen auch im 
Trend eine sinkende Tendenz auf (vgl. Abb. 6). Ab 1973 haben Deficiency Payments nur noch 
fUr die Nichtmarktordnungsprodukte Bedeutung, die im Verhi:lltnis zur gesamten Agrarfinanzie
rung aber gering zu veranschlagen sind. An die Stelle der Deficiency Payments treten ab 
1973;74 die Marktordnungsausgaben, die dazu ge fuhrt haben, daß der Anteil der Preispolitik 
an der direkten Agrarfinanzierung wieder bis auf 58 v.H. angestiegen ist. 

Ein relativ gleichbleibendes Gewicht hat bis 1972;73 die Einkommenspolitik. Ihr Anteil an 
der direkten Agrarfinanzierung schwankt zwischen 30 v. H. und 41 v. H •• Aufgrund der stark 
gestiegenen Marktordnungsausgaben nimmt jedoch ihre Bedeutung seit 1973;74 wieder ab. 

Eine etwas differenzierte Entwicklung weist die Strukturpolitik auf, deren relative Ausgaben 
kontinuierlich von 4,3 v.H. (1962/63) auf 25,6 v.H. (1972;73) anwachsen. Mit dem Beitritt 
Großbritanniens zur EG sinkt jedoch der Anteil der strukturpolitischen Ausgaben an der direk
ten Agrarfinanzierung (vgl. Tabelle 6). 

Im Vergleich zur direkten Agrarfinanzierung hat die indirekte Finanzierung in den sechziger 
Jahren relativ an Gewicht gewonnen. Die indirekte Agrarfinanzietung umfaßt neben den Ver
waltungsausgaben und den Kosten fUr die Bereitstellung der strategischen Nahrungsmittelreserve 
die sonstigen Ausgaben, wie z. B. ZuschUsse des Staates fUr die landwirtschaftl ichen Forschungs
und Ausbildungseinrichtungen (die im Gegensatz zu Deutschland und Frankreich nicht explizit 
ausgewiesen werden können), Beihilfen fUr die Verbesserung der Marktstruktur (Marketing
Boards) . Nicht erfaßt werden unter den sonstigen Ausgaben jedoch Aufwendungen fUr den 
K Ustenschutz. 

Insgesamt gesehen muß festgestellt werden, daß im Vereinigten Königreich im Vergleich zu 
Deutschland und Frankreich verschiedene Titel, die im Agrarhaushalt in diesen beiden Li:lndem 
aufgefUhrt werden, nicht berUcksichtigt werden. Insbesondere gilt dies fUr die Zuschüsse des 
Staates zum Beitragsaufkommen der Landwirtschaft zur Sozialversicherung. Diese ZuschUsse 
machen in den Jahren 1973 bzw. 1974 immerhin einen Betrag von 40,1 bzw. 54,2 Mill. 
Pfund aus (KOMMISSION DER EG, 1, S. 57). 

6 ZusammenfasslillQ. und Schlußfolgerungen 

1. Auf einen Vergleich der absoluten Höhe der Agrarfinanzierung zwischen den im einzelnen 
betrachteten EG-Li:lndern wird verzichtet, da dieser Vergleich wegen der o.a. Problematik 
der Erfassung der Inflationsraten und der Wechselkurse sehr wenig aussagekri:lftig ist. Statt
dessen soll auch im folgenden auf V erhi:l I tniszahl en bezug genommen werden. 

2. Die große Bedeutung der staatl ichen Agrarfinanzierung in Frankreich wird besonders deut
I ich, wenn als Kriterium der Förderungsintensiti:lt die Relation von Agrarfinanzierung zu Ge
samtstaatsausgaben (AstLW / Astyv1J gebildet wird (vgl. Abb. 7). Dabei zeigt sich, daß in 
Frankreich von 1962 - 1975 im Durchschnitt etwa 10 v. H. der Staatsausgaben auf den Agrar
sektor entfallen, wi:lhrend in Deutschland bzw. dem Vereinigten Königreich dieser Anteil nur 
etwa 3 - 4 v. H. bzw. 2 v. H. betri:lgt. Allerdings ist in diesem Zusammenhang erneut auf die 
unterschiedliche Höhe der BIPLW / BIPVW-Quote in den betrachteten Li:lndem hinzuweisen. 

3. Ein ganz anderes Bild ergibt sich beim Vergleich der landwirtschaftlichen Staatsquoten 
(AstLW / BIPLW)' Wie ebenfalls Abbildung 7 zeigt, liegen diese Quoten fUr die drei Li:lnder 
wi:lhrend des betrachteten Zeitraums relativ eng beieinander. Das bedeutet, daß die Agrarfi-
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Abbildung 7: Die Entwicklung ausgewClhlter gesamtwirtschaftlicher Quoten 

v.H. 
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nanzierung, gemessen am Bruttoinlandsprodukt der Landwirtschaft, in allen drei LCindern in 
etwa das gleiche Gewicht hat, wenngleich sich in einzelnen LCindern z. T. recht unterschied
liche Abweichungen ergeben. Für den Vergleich der Agrarfinanzierung zwischen den einzel
nen LCindern folgt hieraus, daß es ein eindeutiges Kriterium für die Feststellung der Gewich
tung der Agrarfinanzierung nicht gibt und daß je nach Wahl der Vergleichsgröße unterschied
I iche Ergebnisse die Folge sind.' 

4, Analysiert man die Agrarfinanzierung im Hinblick auf ihre Struktur, so zeigt sich, daß der 
Preis- und Einkommenspolitik im Vereinigten Königreich im Vergleich zur Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere aber zu Frankreich, das größte Gewicht zufClllt (vgl, Abb. 8). 

GrundsCitzlich anders sieht das Bild bei der Strukturpolitik aus (vgl. Abb. 9). Hier zeigt sich, 
daß diese Pol itik insbesondere in der Bundesrepubl ik Deutschland im Gegensatz zu den bei den 
anderen genannten LCindern eine große PrioritClt genießt. 

Was schi ießI ich die Sozial pol itik betrifft, so wird deutl ich, daß diese in Frankreich absoluten 
Vorrang im Rahmen der Agrarfinanzierung hat (vgl. Abb. 10). 

5. Faßt man die Ergebnisse im Hinbl ick auf ihre vertei lungs- und wachstumspol itischen Aus
wirkungen zusammen, so gelangt man zu der Schlußfolgerung, daß in Frankreich und im Ver
einigten Königreich die Verteilungspolitik im Rahmen der Agrarfinanzierung im Mittelpunkt 
steht. Für die Bundesrepubl ik Deutschland trifft diese Aussage nur bedingt zu. Hier haben Ver
teilungs- und Wachstumspolitik in etwa die gleiche Bedeutung. Allerdings kann für die letzten 
Jahre auch in der Bundesrepublik Deutschland eine Umorientierung von der Wachstumspolitik 
hin zur Verteilungspolitik festgestellt werden. 

6. Analoge Aspekte ergeben sich im Hinblick auf die Wettbewerbsstellung der Landwirtschaft 
zwischen den LCindern. Zwar ist bekannt, daß zum Teil auf nationaler Ebene agrarpolitische 
Maßnahmen getroffen werden, die im Gegensatz zum Inhalt der Römischen VertrClge stehen; 
welche Bedeutung diese Maßnahmen im Hinbl ick auf die gesamte Agrarfinanzierung haben, 
kann allerdings nicht abgeschCltzt werden und wird insoweit auch in Zukunft Gegenstand kon
troverser Diskussionen zwischen den Agrarpol itikern einzelner LCinder sein. 
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Abbildung 8: Die Entwicklung des Anteils der Preis- und Einkommenspolitik an der 
Agrarfinanzierung 
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Abbildung 9: Die Entwicklung des Anteils der Strukturpolitik an der Agrarfinanzierung 
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Abbildung 10: Die Entwicklung des Anteils der Sozialpolitik an der ,Agrarfinanzierung 
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7. Will man in Zukunft zu einem differenzierten Vergleich Uber die Höhe, Struktur und Wir
kung der Agrarfinanzierung in den einzelnen Ländern der EG gelangen, setzt dieses eine grö
ßere Transparenz der Agrarfinanzierung und eine vergleichbarere Systematik der Länderbud
gets voraus. Gerade hinsichtl ich des letztgenannten Aspektes muß man allerdings den Eindruck 
gewinnen, daß die Landwirtschaft einerseits und die fUr staatl iche Agrarpol itik Verantwortl i.;. 
chen andererseits wenig Interesse zeigen, diesen Forderungen entgegenzukommen. Besonders 
gut läßt sich dies am Verhalten der EG-Kommission zeigen, die, obwohl sie Uber,Aufstellun
gen von nationalen Beihilfen fUr die Landwirtschaft verfUgt, diese Daten der Öffentl ichkeit 
und damit der Forschung nicht zugänglich macht. 

8. Versucht man, vor dem Hintergrund der Ergebnisse dieser Arbeit ein Fazit in bezug auf 
den Vergleich der Agrarfinanzierung in den einzelnen Ländern der EG zu ziehen, so läßt sich 
folgendes feststellen: 

a) Eine vergleichende Analyse hinsichtlich Höhe, Struktur und Entwicklung der Agrarfinanzie
rung zwischen einzelnen Volkswirtschaften der EG ist nur bis zu einem gewissen Grad mögl ich. 
Dies kann insbesondere damit begründet werden, daß 
- die Förderungssysteme in den einzelnen Ländern der EG unterschiedlich sind, 
- die Agrarfinanzierung in den einzelnen Ländern inhaltl ich unterschiedl ich abgegrenzt wird, 
- in den Agrarhaushai ten nur ein Teil der nationalen staatl ichen Agrarfinanzierung erfaßt 

wird, während der Ubrige Teil in anderen nur schwer durchschaubaren Haushaltstiteln er
scheint, 

- die Landwirtschaft in den einzelnen Volkswirtschaften einen unterschiedlichen Stellenwert, 
gemessen an ihrem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt, einnimmt und 

- der Entwicklungsstand der Landwirtschaft hinsichtlich ihrer Produktivität und Kapitalinten
sität in den einzelnen Ländern unterschiedlich ist und sich hieraus eine unterschiedlich hohe 
Agrarfinanzierung ableitet. 

b) Integrationshemmende oder integrationsfördernde Effekte lassen sich nicht ohne weiteres 
aus der unterschiedlich hohen Agrarfinanzierung in den einzelnen Ländern ableiten. Dies 
gilt u.a. auch deswegen, weil gewisse UnterstUtzungsleistungen des Staates, wie z.B. Aus
gaben fUr die Agrarsozialpol itik, in einzelnen U:lndern Teilbestand der Agrarfinanzierung sind 
(Bundesrepubl ik Deutschland und Frankreich), während sie in anderen Ländern (Vereinigtes 
Königreich) durch das allgemeine System der sozialen Sicherung getragen werden. 
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Tabelle 1: Kennziffern der land- und volkswirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 

1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 

~IPL. (lIrd Oll) 17,76 18,91 20,39 19,69 20,71 20,97 20,76 22,45 21,53 22,26 24,78 26,71 

IPy~ ("rd Oll) 360,91 384,77 422,n 462,02 492,10 496,86 S40,54 605,68 686,96 762,54 834,63 9~,56 

IP lI/B IP VW (, .H.) 4,92 4,91 4,83 4,26 4,21 4,22 3,84 4,S3 3,13 2,92 2,97 2,87 

stw ("rd Oll) 107,23 117,14 128,11 140,58 146,72 155,94 159,19 174,72 196,33 225,18 251,24 279,20 

stw/8lPyW (v.H.) 29,71 ~,44 ~,35 ~,43 29,82 31,39 29,45 28,85 28,58 29,53 30,10 ~,OO 

stL~ ("rd Oll) 4,22 4,93 5,41 6,12 5,72 5,85 6,80 6,80 8,18 7,53 7,65 9,57 

IAs\IAstw (,.H.) 3.94 4,21 4,22 4,35 3,90 3,15 4,27 3,89 4,17 3,34 3,05 3,43 

IAstLl/8IPL~ (,.H.) 23,76 26,07 26,53 31,08 27,62 27,90 32,76 30,29 37,99 33,83 ~,87 35,83 

1) Vorl äufige Werte 

Quellen: SCHMIDT, P.: Eine Theorie der Struktur und Dynamik der staat' ichen Landwirtschaftsförderung, 
Empirische Analyse der Agrarpol itik in Industrieländern mit marktwirtschaftlicher Ordnung, Diss. 
Göttingen 1976. - SCHMITT, G. unter Mitarbeit von SCHMIDT, P.: Die staatlichen Finanzierungs
hilfen für die Landwirtschaft der Bundesrepubl ik Deutschland, Darstellung, Interpretation und Würdi
gung der langfristigen Entwicklung (1950 - 1975). "Agrarwirtschaft", Jg. 25 (1976), S. 164 - 175. 

1974 1975 1) 

27,29 28,47 

~6,66 1040,40 

2,74 2,74 

317,70 369,50 

31,88 35,51 

10,14 10,10 

3,19 2,73 

37,16 35,48 
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Tabelle 2: Struktur und Entwicklung der staatl ichen Agrarfinanzierung in Deutschland 

(in Mill. DMundv.H.) 

1962 196) 1964 1965 1966 1967 1961\ 1969 1970 

Prtispolftfk 
und Elnko .. 
unspolftik 16)5 1686 1721 20)) 1878 1987 2960 )171 4104 

(38) ()4) ()2) (n) (3) ()4) (") (41) (50) 

Struktur-
politik 2)99 2856 )247 rm 2957 2988 2957 2642 306) 

(56) (51) (6O) (56) (51) (51) (4) ()9) (J7l 

Sozial-
politik 68 258 302 561 7)0 112 729 841 859 

(2) (4) (6) (9) (1) (12) (11) (12) (11) 

Bildungs- 1) 
politik 115 126 1" 1)8 159 160 158 148 158 

(4) (3) (3) (2) (3) ()I (2) (2) (2) 

Ins98Sut 211 4926 5414 6119 5724 5847 6804 6802 81B4 

1) Ohne Ausgaben für Bundesforschungsanstalten . 

1971 1972 197) 1974 

3089 )299 420) )912 

(41) (4) (") ()9) 

3255 )280 )416 3190 

(43) (4) ()5) (J7l 

1146 m 1902 2389 

(15) (13) (20) (24) 

)9 91 49 50 
(1) (1) (1) (0) 

7529 7647 9510 10141 
- --_._-----

Quellen: SCHMIDT, P.: Eine Theorie der Struktur und Dynamik der staatlichen Landwirtschaftsfärderung, a.a.O. -
SCHMITT, G. unter Mitarbeit von SCHMIDT, P.: Die staatlichen Finanzhilfen für die Landwirtschaft der 
Bundesrepubl ik Deutschland, a. a. O .. 

1975 

~4 

()5) I 

4006 
(40) , 

2538 

(25) 

50 
(0) 

10018 
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Tabelle 3: Kennziffern der land- und volkswirtschaftlichen Entwicklung in Frankreich 

1962 196) 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 

~IPl~ (lIrd .Ff 32,6 34,6 34,0 )6,) 37,5 40,4 41,9 43,9 49,7 

_IPU IIIrd .'F 356,) 396,0 435,2 464,7 532,5 513,2 629,) m,) 819,2 

~IPl.l81Pvv (v.H.) 9,15 8,74 7,81 1,81 1,04 7,05 6,66 5,97 6,01 

Ast 1) 
W 

IIIrd .FF 74,0) 80,34 88,34 97,62 115,32 135,78 156,911 175,18 192,95 

Astyj81P V~ (v.H.) 20,78 2O,~ 2O,~ 21,00 21,66 23,69 24,9) 23,89 23,55 
1) 

As\v fIIt'd .FF 7,60 1,72 8,28 8,68 9,55 11,21 13,50 17,43 18,19 

As\.IAstvw (v.H.) 10,21 9,60 9,31 8,89 8,28 8,26 8,60 9,95 9,4) 

As\iBirL~ (v.H.) 23,31 22,31 24,35 23,91 25,41 21,75 32,22 39,70 36,60 
-

1) Sollwerte. 

Quellen: Ministere de l'Agriculture (Hrsg.): Projet de Loi de Finances, versch. Jg.; 
Pr~sentation Fonctionelle du Budget de l'Etat, versch. Jg .• 

1971 1972 197) 1974 1975 

52,0 60,1 71,5 66,8 76,e 

911),7 991,1 1108,7 1279,9 1439,8 

5,15 6,0) 6,45 5,22 5,28 

199,12 210,0) 225,)) 259,4) 282,43 

22,03 21,06 20,32 20,27 19,63 

17,00 19,13 22,17 25,35 31,32 

8,54 9,11 9,84 9,77 11,09 

32,69 31,8) 31,01 31,95 41,21 
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Tabelle 4: Struktur und Entwicklung der staatlichen Agrarfinanzierung in Frankreich 
(in Mill. FF und voHo) 

1961 196J 196~ 1965 1966 1967 1968 1969 1970 

Preis· und [1" __ 1987,3 1654,5 1900,. 2819,8 1961,6 JJl1,6 .512,6 7161,8 ~57,1 

"lim 
(~) (14) (J6) (3J) ()l) (29) (14) (.1) (~) 

Strukt.,.,.1ft1k lm,9 1205,7 1922,1 1921,0 2285,8 28~,. 1153,0 1282,0 ~,6 

(18) (16) (23) (22) (2~) (26) (2)) (19) (15) 

Sezh lpo1ltlk 2880,. ~,6 2877 ,2 3117,5 3790,0 "59,1 51J1,2 6163,5 6925,8 

(8) (.5) (35) ()9) (~) (~) (JI) (35) (JI) 

1) 
BIldungspolitik 314,. 355,2 ",,8 563,2 508,2 596,7 683,6 821,1 908,1 

(4) (5) (6) (6) (5) (5) (5) (5) (5) 

1971 

5sn,9 

(3J) 

2561,3 

(15) 

78",2 

(~) 

1017,5 

(6) 

Insgesaot 7598 7720 8276,5 8681,5 95~6,7 11211,8 1)497 ,. 17428,4 18185,6 17000,9 
- -

1) Einschi ießlich Verwaltungsausgaben und Ausgaben fUr Forschungsanstalten 0 

Quellen: Ministllre de I'Agriculture (Hrsgo): Projets de Loi de Finances, aoa.O. 0 

1972 1m 197. 19~ 

5802,2 6127 7.so,' 8598,6 

(JI) (28) (Jl) (28) 

1129,5 .193,~ .712,5 ~5.,' 

(16) (19) (18) (17) 

9167,7 10)6,' 1181.,5 15656,2 

(.a) (.a) (.7) (50) 

I 
I 

lm.5 1211.J 1)40,0 1609,5 

(6) (5) (5) (5) 

19174,9 22168,' 25147.9 )1319,2 



..., -CA) 

Tabelle 5: Kennziffern der land- und volkswirtschaftlichen Entwicklung im Vereinigten Königreich 

19631) 1964 1065 1966 1967 1968 19f9 1970 1971 1m 

BIF21 
LV 

("io [) 993 1 023 1 062 1 092 1 141 1 164 1 257 1344 1 4B2 1724 

g.p2) 
-' VII ("io [) 26 931 29 255 31221 33105 34 926 37 926 39 ~3 43 ~9 49 O'IJ 54968 

B IP L.lB IP y~ (,.H.) 3,7 3,5 3,4 3,3 3,3 3,1 3,2 3,1 3,0 ),1 

Ast3) 
VII 

("io [) 11 666 12 759 14137 15 317 17520 19 106 19 T18 21 866 24327 27 375 

Asty/BIPVII (,.H.) 43,3 43,6 45,2 46,3 50,2 51,0 50,0 50,3 49,6 49,8 

As\V. ("io [) )7B 334 ))5 309 367 398 m 400 498 454 

As\/AstVII (,.H.) 3,2 2,6 2,4 2,0 2,1 2,1 2,0 1,8 2,0 1,7 

As\v/BIPL~ (,.H.) 38,1 32,6 31,5 28,3 32,2 34,2 31,2 29,8 33,6 26,3 

1) Kalenderjahr - 2) BIP zu Faktorkosten - 3) Tatsöchliche Ausgaben einschließlich Sozialversicherung -
4) einschI ießI ich Nahrungsmittelsubventionen . 

Quellen: National Income and Expenditure, versch. Jg., - Annual Abstracts of Statistics, versch. Jg .. 

1971 1974 1975 

2 17B 2633 2959 

63447 73 511 93146 

3,4 3,6 3,2 

)2 316 41 930 54465 

50,9 57,0 58,4 

522 1 0704) 1 7D2 4) 
~ 

1,6 . • 

24,0 . . 
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Tabelle 6: Struktur und Entwicklung der staatlichen Landwirtschaftsfinanzierung im Vereinigten Königreich 
(in Mill. Pfund) 

1962/f 3 1963/64 1964/65 196~/66 1966/67 19f7/'8 1968/59 1969/70 1970/71 1Q71/77 1972/73 

I Olrekte Landwirt-
schaf ts fl nanzlerung 

1. Landwirtschaft 300,1 283,6 254,6 224,4 217,2 248,8 256,8 269,4 311,1 324,6 267,0 

- Prelspollilk 190,1 178,9 1.6,1 121,7 108,8 135,0 1n,2 129,0 147,7 140,9 86,7 

- Einko •• enspolltik 96,3 91,5 93,' 87,4 93,6 90,7 100,3 106,8 120,3 119,0 104,5 

- Sirukturpo 1; 1 I k 13,7 13,2 15,1 15,1 14,8 23,1 29,2 33,6 43,1 64,7 75,8 

2. Forstwirtschaft 11,6 13,1 13,5 - - 15,4 15,6 15,1 15,5 16,0 15,4 

3. F ischere i 7,5 6,7 6,7 7,4 6,2 5,1 10,7 8,0 9,7 9,5 13,6 

Insgesa.t (direkt) 319,2 ~3,4 274,8 23 ,7 223,4 269,3 283,1 292,5 336,3 350,1 296,0 
y.H.2) (82,4) (79,6) (79,6) (72,7) (76,,) (67,7) (73,2) (71,7) (70,9) (72,0) (64,3) 

._---
11 Indirekte Landwirt-

schaftsf i nanz terung 

1. Verwaltung 22,7 23,8 26,0 26,7 28,0 ~,7 34,0 36,0 39,8 45,0 48,4 

2. Nahrungs.i tte lrosern 13,1 26,1 18,8 7,2 5,0 4,9 2,3 1,0 0,8 0,9 1,0 

J. Verschiedenes I 32,6 28,1 25,8 25,2 36,1 92,6 57,6 74,5 96,8 90,2 114,8 

In5glSa.t (indirekt) 6~,4 77 ,5 70,6 59.1 69,1 128,2 103.9 115,5 137 ,4 136,1 16,,2 

" 2) v.' .. (17 ,~) (20,4) (20,4) (20,3) (2),6) (32,3) (26,8) (28,3) (29,1) (28;0) 135,7) 

__ . -='·0 ---
111 Insg .... 1 (dlrekl undl 3876 

indirekl) , 380,9 )45,4 290,8 292,5 397,5 387,0 408,0 473,7 486.2 450,2 

-_._--

1) Finanzjahr 1. April - 31. März. - 2) In v.H. der gesamten Landwirtschaftsfinanzierung. 

1973/7. 

392,0 

199,1 

100,2 

92,7 

13,5 

17,4 

422,9 
(73,4) 

52,5 

7,8 

93,2 

153,5 
(26,4) 

576,4 

Quellen: Appropriation Accounts, Ifd. Jg., - Annual Review and Determination of Gurantees, versch. Jg .. 

1974/75 1975/76 

494,5 511,6 

205,5 320,7 
I 
I 

195,7 111,3 

93,3 79,6 

17,1 (17,0) 

17,7 (20,0) 

529,3 (548,6) 

- -

65,2 . 
, 

148,4 . 
· · . 

· , 
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In ihrem Referat legen die Herren OTTO und SCHMIDT eine Zusammenstellung der fUr die 
Agrarpol itik in drei Löndern der EG aufgewendeten staatl ichen Finanzmittel vor. Es handelt 
sich also um einen intertemporalen wie internationalen Vergleich der Budgets der Landwirt
schaftsministerien. Es sei angemerkt, daß der Titel "Staatliche Finanzierung der Landwirt
schaft" fUr den Budgetvergleich nicht sehr glUckl ich gewöhlt ist. 

Das Budget bringt alljöhrlich zum Ausdruck, welche Ziele und Prioritöten die Politik verfolgt. 
Wenn auch gewisse Einschrönkungen zu machen sind, da nicht alle gesetzgeberischen Maßnah
men öffentl iche Mittel in Anspruch nehmen, so kann die Budgetanalyse doch besser Uber die 
tatsöchl ichen Zielstrukturen der Pol itik informieren als das eine Beschöftigung mit den von den 
Politikern in Reden oder Aufsötzen geöußerten Zielen ergeben wUrde (SCHMIDT und SCHMITT, 
10, S. 164). Das Budget ist "die Verwirkl ichung eines pol itischen Handlungsprogramms, es ist 
der Regierungsakt por excellence" (J~ZE, 4, S. VII, zitiert nach SCHMIDT und SCHMITT, 
10, S. 164). 

Angesichts der Bedeutung des Forschungsgegenstandes und der bisher nur geringen Forschungs
anstrengungen auf diesem Gebiet ist die durch das Referat dokumentierte Forschungsaktivitöt 
zu beg rUßen . 
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2 Zur Fragestell ung des Referates 

Haushaltsplöne und Finanzstatistiken sind ein kompliziertes und außerordentlich muhsames 
statistisches Material. Sie werden primör fUr die Zwecke der Administration erstellt, weisen 
höufig Wechsel in der Gliederung und Zuordnung auf und sind keinesfalls international stan
dardisiert (FREUND, 2). Zur Beantwortung seiner Fragen muß der Ökonom Ausgaben- und 
Einnahmentitel in eine seiner Fragestellung angepaßte Gliederung bringen. Diese Fragestel
lung bedingt dann die Abgrenzung der Agraretats bzw. die Definition des Begriffs "Agrarför
derung", den zu betrachtenden Zeitraum, die Wahl der Regionen sowie die Gliederungsprin
zipien, nach denen die Aggregation der zahl reichen Ausgabentitel zu erfolgen hat. 

Vor Eintritt in die Datenerfassung und Aufbereitung sind demnach Überlegungen notwendig, 
welchen Fragestellungen in der Analyse nachgegangen werden soll. Die Fragestellungen kön
nen sich dabei beziehen auf z. B.: 

a) Beschreibung des Phönomens Agrarförderung 
- Wie hat sich die Agrarförderung im Zeitablauf entwickelt? (Volumen, Struktur der Auf

wendungen) . 

b) Erklörung der Agrarförderung bzw. der Vertlnderungen in Volumen und Struktur (positive 
Theorie der Agrarpol itik) . 

c) Wirkung der Agrarförderung (Ausgabeninzidenz) 
- Wie wird das Investitionsvolumen, die Produktion, das Einkommen der Empfönger ver

öndert? 

d) Bewertung der Agrarförderung 
- Bewertung einzelner Maßnahmen, Maßnahmengruppen oder des gesamten Etats. Fragen 

des optimalen Agrarbudgets. 

Die Autoren haben sich fUr die erste der hier genannten Fragestellungen entschieden. Als Ein
stieg in dieses Forschungsgebiet erscheint dies angebracht. Allerdings stellt sich die Frage, 
warum sie gerade die Lönder auswöhlen, uber die bereits eine umfangreiche Arbeit mit ent
sprechender Fragestellung vorliegt (SCHMIDT, 8)? Zu fragen ist ferner, warum sie sich im 
Falle der Bundesrepublik ausschl ießI ich auf das empirische Material dieser vor zwei Jahren 
von Peter SCHMIDT verfaßten Dissertation stUtzen und auch keine Verlöngerung der zum Teil 
nur vorlöufigen Zeitreihen vornehmen, bei den anderen beiden Löndern aber eigene Daten
sammlungen erstellen? 

BezUglich der Fragestellung des Referats bleibt offen, inwieweit die Analyse Uber die Des
kription des Phönomens Agrarförderung hinausfuhren soll. Auf "Seite 4" findet sich z. B. die 
Formulierung: " ... eine allgemeine theoretische Einordnung der Landwirtschaftsförderung ..• 
. . . " 1). Ist hier an eine Theorie der Landwirtschaftsförderung gedacht, oder - was die dann 
erfolgende Quotenbildung nahelegt - soll eine Beurteilung der Landwirtschaftsförderung aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht erfolgen? So findet sich auf "Seite 19" ein Urteil Uber die fran
zösische Agrarpolitik: "Eine derartige Konstellation ..• (Verhöltnis Verteilungspolitik zu 
Wachstumspolitik, der Autor) - und das muß mit allem Nachdruck gesagt werden - ist nur aus 
kurzfristiger Sicht zu rechtfertigen." Diese normative Aussage Uberrascht, da keine Angaben 
zum optimalen Agrarbudget als Basis fUr derartige Aussagen gemacht werden. 

1) Dieses Korreferat und insbesondere die Angabe der Seiten bezieht sich auf die auf der Ta
gung in Weihenstephan vorgelegte schriftliche Fassung des Referats von OTTO und 
SCHMIDT. Beitrag in diesem Band, S. 191. Bei der Überarbeitung des Referats erfolgte 
Abönderungen und KUrzungen konn ten keine BerUcksichtigung finden. 
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3 Methode und Vorgehensweise 

Aufgezeigt werden Entwicklung von Volumen und Struktur der Agrarbudgets in drei Ltlfldern. 
Da den Definitionen und Indikatoren erhebliche Bedeutung zukommt, sollen diese nachfol
gend ausfuhrlich diskutiert werden. 

3.1 Der Begriff "AgrarfCSrderung" 

Die Autoren definieren als Agrarförderung " ••. die Summe aller budgetwirksamen Mittel fUr 
die Landwirtschaft" und beziehen die nationalen Agrarhaushalte, etwaige Zusatzhaushalte 
sowie den EAGFL ein. Dieses pragmatische Vorgehen ist verstl:indl ich angesichts der Proble
matik der Zuordnung von Haushaltstiteln und der Schwierigkeiten der Erfassung nicht-budget
wirksamer Maßnahmen. 

Ein Streit um Definitionen ist bekanntl ich unfruchtbar, solange es sich dabei um al ternative 
Begriffe fUr einen identischen Sachverhalt handelt. Allerdings sei die Empfehlung erlaubt, 
zur Vermeidung von Mißversttlndnissen bei der hier erfolgten Einschrtlnkung auf die Agraretats 
von "Budgetausgaben" zu sprechen. Unter "Landwirtschaftsförderung" wird im allgemeinen 
Sprachgebrauch eher das gesamte BUndel staatlicher Aktivittlten zugunsten des Agrarsektors 
verstanden. 

Die Begrenzung auf die Budgetausgaben fUhrt zu einigen wichtigen Einschrl:inkungen in der 
Aussageftlhigkeit der Analyseergebnisse: 

a) Eine vollsttlndige Ableitung der agrarpol itischen Ziele ist kaum mögl ich, wenn so wichtige 
Bereiche wie Preispolitik oder Steuerpolitik praktisch unberucksichtigt bleiben. Die ermit
telten Strukturdaten des Anteils der Politikbereiche am Budget geben nicht unbedingt auch 
die Bedeutung dieser Pol itikbereiche fUr die Agrarpol itik wieder. 

b) Vergleichende Betrachtungen sind nur dann aussageftlhig, wenn sich das Verhl:iltnis der 
budgetwirksamen zu den nicht-budgetwirksamen Instrumenten wenig l:indert. Diese Bedin
gung erschwert internationale Vergleiche, unter Umstl:inden aber auch intertemporale Ver
gleiche. Zur Bedeutung dieser Restriktion zwei Beispiele: 

- Aufwertungsausgl eich und Grenzausgleich: 
Im Agrarbudget erscheint lediglich die direkte Zahlung (fltlchengebunden) an den Land
wirt. Sowohl der uber die Mehrwertsteuer als auch der Uber das erhCShte Preisniveau lau
fende Einkommenstransfer bleibt unerfaßt. Bei der Bedeutung dieser Faktoren hinken 
Vergleiche der Agrarbudgets pro AK, z.B. zwischen Deutschland und Frankreich.- Es 
Itlßt sich die Hypothese aufstellen, daß ein Teil der Differenzen in der Höhe der Budget
aUsgaben pro AK zwischen Deutschland und Frankreich auf den nicht erfaßten Grenz
ausgleich zuruckzufuhren ist. 

- Ein Vergleich der Agrarbudgets zwischen Ltlndern mit unterschiedlich finanzierter 
Markt- und Preispol itik ist wen ig sinnvoll. Das engl ische Agrarbudget der sechz iger 
Jahre Itlßt sich daher nicht mit dem Agrarbudget der EG-Ltlnder vergleichen. Bei der 
erfolgten radikalen Änderung der engl ischen Markt- und Preispol itik sind auch inter
temporale Vergleiche ohne größeren Ausscgewert. 

Ähnl iche Tatbesttlnde, die zu systematischen Verzerrungen im internationalen Vergleich fuh
ren, sind Verbrauchersubventionen im Agraretat (EnglancI), unterschiedl ich finanzierte Agrar
sozialversicherungssysteme (Vergleich England mit kontinentalen EG-Ltlndern) sowie unter
schiedliche Behandlung von Dieselcslverbill igungen (Vergleich Bundesrepubl ik und Frankreich) . 
Diese Beispiele zeigen, welche Bedeutung der Beschrtlnkung auf die Budgetausgaben zukommt. 
Es erscheint zweifelhaft, ob mit dieser Größe Volumen und Struktur des agrarpolitischen Ein-
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griffs sinnvoll erfaßt werden können. Bedingt durch die Vielfalt systematischer Verzerrungen 
mUssen internationale Vergleiche dieser Größe besonderer Skepsis begegnen. Wie wenig sol
cherart internationale Vergleiche aussagen, wird in der in der Anlage beigefUgten Ubersicht 
deutlich. 

Im Referat zeigen die Autoren leider nicht die gebotene ZurUckhaltung bei der Interpretation 
ihrer Ergebnisse. "Im einzelnen bedeutet dies, daß die Landwirtschaft in Frankreich, gemes
sen an ihrem Anteil am Sozialprodukt, wHhrend des Zeitraums 1962 bis 1972 relativ stHrker 
gefördert wird als die Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere aber als 
die des Vereinigten Königreichs" ("Seite 23", vgl. auch "Seite l6'~. 

3.2 Maßstab der Agrarförderung 

Die Autoren verzichten auf eine Umrechnung in eine gemeinsame WHhrung. Dieses in interna
tionalen Statistiken ungewöhnliche Verfahren verringert die potentiell aus einem Vergleich 
gewinnbaren Informationen, da nur noch Zuwachsraten und Relativwerte (Quoten) miteinan
der verglichen werden können. Ohne Informationen Uber das absolute Niveau sagen Zuwachs
raten aber noch nicht viel aus. 

Die BegrUndung fUr einen Verzicht auf einen gemeinsamen Numeraire kann nicht Uberzeugen 
("Seite 3'~. Sicherlich kann kurzfristig eine Diskrepanz zwischen Wechselkurs und Kaufkraft
poritHt bestehen. In einer IHngerfristigen Analyse, wie sie hier angestrebt wird, ist un,ter der 
Voraussetzung eines geeigneten Basisjahres aber kaum etwas gegen die Verwendung des Wech
selkurses und deflationierter Werte einzuwenden. 

3.3 Verzicht auf Deflationierung 

Die Verwendung nomineller Werte beim Vergleich von Wachstumsraten ist nicht sachgerecht, 
wenn im Zeitablauf oder international unterschiedl iche Preissteigerungsraten vorliegen. "Ein 
Verzicht auf die Deflationierung der Subventionen dUrfte freilich am schlechtesten der Inten
tion entsprechen, nicht die nominalen, sondern ausschi ießlich die realen Änderungen der 
StaatstHtigkeiten zu notieren" (LITTMANN, 6, S. 136). 

Die Autoren haben diesem Problem nicht die gebUhrende Aufmerksamkeit geschenkt. Ohne 
Berucksichtigung der Preissteigerung ist z.B. die Feststellung, daß das Agrarbudget in Frank
reich um 11,51 %, in der Bundesrepubl ik dagegen nur um 6,94 % ausgeweitet wurde ("Seite 
14'~, ohne Informationswert. Zu fragen bleibt, welche Informationen aus Schaubild 8 auf 
"Seite 29" gewonnen werden sollen, wo wiederum nominelle Wachstumsraten ohne Preisbe
reinigung und Aussagen zum Ausgangsniveau miteinander verglichen werden. Derartige Gra
phiken ohne Hinweis auf die Verwendung nomineller Werte und unterschiedlicher Ausgangs
niveaus können nur Fehl deutungen hervorrufen. 

3.4 Struktur des Budgets 

Entsprechend der Programmgliederung der Agrarpolitik wird im Referat unterschieden zwischen 
den Bereichen Preis- und Einkommenspolitik, Struktur-, Sozial- und Bildungspolitik. Diese 
Differenzierung IHßt sich relativ einfach durchfuhren und ist angesichts der verfolgten Ziel
setZung (Beschreibung Agraretat) sachgemHß. 

Offen bleibt allerdings die BegrUndung fUr Art und Disaggregation der gewHhlten Strukturglie
derung, insbesondere da im Ref~rat bei der Behandlung des englischen Agraretats noch ein 
zweites GI iederungsprinzip (direkte versus indirekte Förderung) ebenso unverhofft wie unbe
grUndet eingefUhrt wird. Sachlich nicht richtig ist der Hinweis, daß nur im englischen Agrar
haushalt die Verwaltungsausgaben, die Kpsten fUr Fischerei und nationale Vorratshaltung iso
lierbar sind. Der Bundeshaushaltsplan lößt wesentlich feingliedrigere Differenzierungen zu. 
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Voraussetzung des Vergleichs von Strukturen des Agrarbudgets ist ein e inheitl iches GI iede
rungs- und Zuordnungsschema . Hier unterlaufen den Autoren einige Fehler: 

0) Berucksichtigung der Ausgaben fUr Fischerei - und Forstwirtschaft: Die verwendeten Daten 
für die Bundesrepubl ik Deutschland enthalten diese Ausgaben entgegen der Angabe der 
Autoren nicht (vgl. SCHMITT und SCHMIDT, 12, S. 166). 

b) BerUcksichtigung der Ausgaben fUr Forschungsförderung: Ohne nHhere Begründung werden 
die Ausgaben für die Forschungsanstal ten in Frankreich berucksichtigt, in Deutschland 
aber ausgeklammert (SCHMIDT, 8, S. 124). Bei einer derart unterschiedl ichen Abgrenzung 
sind die Strukturquoten fUr die Bildungspolitik nicht vergleichbar. 

c) Unterschiedliche Zuordnung materiell einheitlicher Maßnahmen, die lediglich von der natio
nalen Agrarpolitik uneinheitlich betitelt und eingeordnet werden. So wird die auf gemein
samen EG-Rahmenrichtl inien basierende Bergbauernpolitik in England der Strukturpol itik 
("Seite 22"), in Deutschland aber der Preis- und Einkommenspol itik ("Seite 6") zugeord-
net. 

cl) Berucksichtigung der Verwaltungsausgaben: WHhrend diese in der Bundesrepubl ik außer Be
tracht bleiben, werden sie bei England berUcksichtigt. UngeklHrt bleibt die Berucksichti
gung der Verwaltungsausgaben in Frankreich. 

3.5 Zur Bildung von Kennziffern und Quoten 

Offenbar in der Überzeugung, daß relative Werte am ehesten für intertemporale und interna
tionale Vergleiche geeignet sind, schlagen die Autoren mehrere miteinander verbundene Quo
tienten vor: 

0) Agrarbudget zu Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt ("landwirtschaftliche 
Staatsquote ") , 

b) Agrarbudget zu Staatsausgaben, 
c) Staatsausgaben zu gesamtes Bruttoinlandsprodukt ("volkswirtschaftliche Staatsquote'~. 

Diese Quotenbildung enthebt zwar von der Notwendigkeit der Deflationierung und der Um
rechnung in eine gemeinsame Wdhrung, vermag aber als Alternative zum Ubl ichen Vorgehen 
(vgl. hierzu die Arbeiten von SCHMIDT und SCHMITT) nicht zu überzeugen, da die Aussage
fHhigkeit der Quoten bezUg I ich der Deskription von Volumen und Struktur des Agrarbudgets 
eingeschrHnkt ist und ledigl ich als ErgHnzung zu den übl ichen Indikatoren wie Volumen in ab
soluten, deflationierten Geldeinheiten oder Volumen, bezogen auf AK, oder ha LN anzuse
hen ist. Deutl ich widersprochen werden muß der Auffassung, daß die Relation aus Höhe des 
Agrarbudgets und Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt " ... die Bedeutung der 
Landwirtschaftsförderung für den Agrarsektor ... " aufzeigt ("Seite 4") . Derartige Aussagen 
setzen Informationen über die Wirkungen der Staatsausgaben voraus. Dieses Problem soll aber 
nicht Gegenstand des Referats sein ("Seite 2") . 

Den verwendeten Quoten kHme nur dann ein erheblich höherer Informationswert zu, wenn sie 
geeignet wHren, etwa die Höhe des Einkommenstransfers an einen Sektor aufzuzeigen (unge
löstes Problem Ausgabeninzidenz) oder aber, wenn Quoten als sinnvolle Ziel- oder Instrumen
tengrößen der Politik Verwendung finden könnten (ungelöstes Problem optimales Budget). Doch 
davon sind die agrarökonomischen und finanzwissenschaftlichen Erkenntnisse noch sehr weit 
entfernt. 

So kommt z. B. der Finanzwissenschaftler LITT MANN zu der Feststellung: "Der Erkenntniswert 
vergleichender Untersuchungen dieser Art (Bildung von Strukturkoeffizienten, der Autor) muß 
daher schlechthin in Frage gestellt werden." Und weiter: "Das grundsHtzl iche Ergebnis der 
Untersuchung ist in dem poradox anmutenden Satz auszudrUcken, daß eine Staatsquote als 
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Instrument zur Beschreibung struktureller Entwicklungen um so größere Unschörfen aufweist, 
desto spezifischer sie die funktionell geordneten Aktivitäten erfaßt, also desto ausgeprägter 
ihr Anspruch auf Information sein sollte" (LITTMANN, 6, S. 107 und 118). 

4 Einige Bemerkun~zu den Ergebnissen 

Es kann hier nicht der Ort sein, die Einzelergebnisse ausfuhrlich zu wUrdigen. Bedingt durch 
. die Anlage der Untersuchung und die Auswahl der Länder sowie der Zeitperiode werden auch 

kaum neue Ergebnisse, verglichen mit den Arbeiten von SCHMIDT und SCHMITT erzielt. Dif
ferenzen in den quantitativen Werten sind teilweise bedingt durch die unterschiedliche Defi
nition des Begriffs "Agrarförderung", die BerUcksichtigung der Ausgaben fUr Fischerei, Ver
waltung etc. im Fall England und dem Einschluß velWaltungsmäßig uber die Institutionen der 
Agrarsozial pol itik in Frankreich abgewickelter allgemein sozial pol itischer Maßnahmen (K in
dergeld) . 

Der im Referat gewählte methodische Ansatz bedingt die Quantifizierung der bereits diskutier
ten Quoten. Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die fehlende theoretische BegrUndung 
die Bewertung der Ergebnisse erschwert. Die Autoren sind sich dieser Problematik durchaus 
bewußt ("Seite 4 und 5"), die Ergebnisinterpretationen geben aber in Einzel ftillen Raum fUr 
Mißverständnisse. HierfUr zwei Beispiele: 

- "Die große Bedeutung der Landwirtschaftsförderung in Frankreich wird besonders deutlich, 
wenn als Kriterium der Förderungsintensität die Relation von Landwirtschaftsförderung zu 
Gesamtstaatsausgaben (AstLW / AstyvJJ gebildet wird" ("Seite 28'~. Läßt sich tatsächl ich 
aus untersch iedl ich hohen Strukturquoten (Anteil der Agrarausgaben am Budget) auf die 
"Förderungsintensittit" schi ießen? Was ist Förderungsintensität? - Schon der Indikator Bud
getausgaben pro VolI-AK (oder ha LN) ergibt ein deutl ich anderes Bild (SCHMIDT und 
SCHMITT, 9). 

- Was besagt der Vergleich zwischen "Anteil der Landwirtschaft am Budget" und "Anteil der 
Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt"? Der Vergleich könnte zur Schlußfolgerung verlei
ten, daß - vorausgesetzt, beide Quoten wären korrekt berechnet, Abgrenzungen und Zu
ordnungen wären identisch - beide Strukturkoeffizienten die gleiche Höhe aufweisen soll
ten. Die optimale Höhe des Agrarbudgets I ieße sich also derart bestimmen. Bei Abweichun
gen I ägen also suboptimale Agrarpol itiken vor, die zu Wettbewerbsverzerrungen fuhren 
wUrden. - Im Referat werden diese Thesen nicht explizit vertreten, aber auch nicht deut-
I ich velWorfen. So findet sich auf "Seite 16 f." die Formul ierung: " .•• gibt es hinsichtl ich 
der Wettbewerbsstellung unter Umständen aussagefähige Indikatoren. . .. genannt werden 
kann hier z. B .... die landwirtschaftliche Staatsquote (AstLW / BIPLW)". 

Das theoretische Defizit in der Erklärung des Agrarbudgets läßt die Autoren zu ad-hoc-BegrUn
dungen und Plausibilitätsuberlegungen bei der Deutung der aufgezeigten Phänomene greifen. 
Dabei vermißt man die Berucksichtigung und Auseinandersetzung mit den in der Literatur aus
gewiesenen Arbeiten von SCHMIDT und SCHMITT, die bereits empirisch geprufte Hypothesen 
zur Erklärung der Vertinderungen im Agrarbudget beinhalten (SCHMIDT und SCHMITT, 10, 
und SCHMITT, 11). 

Die nähere Analyse der im Referat aufgestellten Erkltirungshypothesen zeigt eine zum Teil un
genUgende theoretische Durchdringung sowie eine unzureichende Kenntnis der Haushaltspraxis 
und -pläne. Hierzu einige Beispiele: 

- "Zum zweiten soll auf die unterschiedl iche Bedeutung des ländl ichen Raumes als Produk
tionsfaktor fUr Frankreich und Deutschland hingewiesen werden" ("Seite 17"). Was ist unter 
"Produktionsfaktor ländlicher Raum" zu verstehen und inwiefern beeinflußt dieser Faktor 
das Agrarbudget? 
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- "Auch in Frankreich hat der Anstieg des Anteils der Sozialausgaben zur Folge, daß die Aus
gaben fUr die Ubrigen AusgabenblC:k:ke, insbesondere fUr die Preis- und Einkommenspol itik 
sowie die Strukturpol itik sinken" ("Seite 18'~. Diese Aussage Ubersieht die unterschiedl iche 
Finanzierung der verschiedenen Politiken. Während die Markt- und Preispolitik im wesent
lichen aus dem EAGFL finanziert wird, geschieht die Finanzierung der ubrigen Bereiche aus 
dem Staatshaushalt (von produktgebundenen Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung 
abgesehen). Die hier unterstellte Beziehung der Ausgaben zur Sozialpolitik zu den ernte
oder weltmarktpreisbedingt variierenden Ausgaben fUr die Preispolitik ist sachlich nicht 
hai tbar. 

- "Zur Bildungspolitik (in Deutschland, der Autor) gehören ... (u.a.) ..• Verbesserung und 
Erweiterung des regionalen Umschulungsangebotes." Diese Aussage ist sachlich nicht kor
rekt, da derartige, in der Regel von der Bundesanstalt fUr Arbeit getragene und finanzierte 
Maßnahmen beim Bundesministerium fUr Arbeit ressortieren, hier also definitionsbedingt. 
nicht berucksichtigt werden. 

- "Aus dem RUckgang der bildungspolitischen Ausgaben .•. kann allerdings nicht gefolgert 
werden, daß der Bereich der landwirtschaftlichen Bildung und Beratung heute weniger Prio
rität besitzt. •.. Realistischer ist nämlich genau das Umgekehrte zu konstatieren: Da Bund 
und Länder den Bildungsetat in den letzten Jahren in erheblichem Maße ausgeweitet haben, 
brauchen sektorspezifische Maßnahmen der Landwirtschaft heute nicht ein derart starkes 
Gewicht aufzuweisen ... " ("Seite 11'~. - Hier werden zwei Hypothesen aufgestellt. Er
stens, sektorspezifische und allgemeine Bildungsausgaben seien substitutiv und zweitens, 
daß eine Ausweitung der Ausgaben fUr das allgemeine Bildungswesen den RUckgang dersek
torspezifischen Bildungsausgaben Uberkompensiert hätte. Diese Hypothesen sind vielleicht 
plausibel, aber absolut unzutreffend. Die sektorspezifischen Bildungsausgaben dienen 
(neben der Beratung) insbesondere zur Finanzierung von Fachschulen und Fortbildungsinsti
tutionen, der Landjugendberatung und der zentralen Information etc. In der Bundesrepubl ik 
Deutschland hat eine Substitution dieser Ausgaben durch Ausgaben der allgemeinen Bil
dungspolitik in der Realität nicht stattgefunden. Die Erklärung fUr den in der Statistik be
obachteten RUckgang der sektorspezifischen Bildungsausgaben liegt vielmehr 
a} im beträchtl ichen RUckgang der Fachschuler und Auszubildenden in den landwirtschaft

I ichen Berufen, und 
b} in Veränderungen der statistischen bzw. haushaltsmäßigen Zuordnung von Ausgabentiteln 

(das Fachschulwesen gehört heute in einigen Bundesländern zum Aufgabenbereich 
der Kultusministerien; Ingenieur- bzw. Fachhochschulen sind heute den Kultus- bzw. 
Wissenschaftsministerien zugeordnet) . 

Dieses Korreferat hat insbesondere dreierlei gezeigt: 

1. Die Bedeutung theoretischer Überlegungen zu Fragestellung, Konzeption, Auswahl der 
Indikatoren und Formul ierung von Hypothesen vor Einstieg in Datenaufbereitung und -ver
arbeitung. 

2. Die Schwierigkeiten und Probleme von finanzwissenschaftlichen Arbeiten auf dem Gebiet 
der Agrarpol itik. Vielleicht stärker noch als in anderen Forschungsgebieten sind profunde 
Kenntnisse der agrarpolitischen Instrumente, ihrer Zielsetzung und Wirkung, ihrer finan
ziellen Ausgestaltung sowie der verwaltungsmäßigen DurchfUhrung notwendig. Diese Kennt
nisse können kaum in kurzfristigen, zeitl ich eingeschränkten Forschungsprojekten erworben 
werden. Besonders hier erscheint auch ein intensiver Kontakt zur Administration unum
gängl ich. 
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3. Geringer Erkenntniswert internationaler Vergleiche von sektorspezifischen Ausgabengrup
pen . Angesichts des bisher noch wenig entwickelten wissenschaftl ichen Wissensstandes zur 
Agrarbudgetanalyse erscheint es mir sinnvoll, auf wenig aussagefi:lhige internationale Ver
gleiche zu verzichten. "Bei den anzustrebenden internationalen Einnahmen- und Ausga
benvergleichen treffen die aufgezeigten Schwierigkeiten zusammen und versti:lrken sich 
noch. Die bisherige Praxis, sich vorerst mit nationalen Untersuchungen zu bescheiden, 
ist daher angebracht" (HEDTKAMP, 3, S. 683) . 

4. FUr die dringend notwendigen weiteren Arbeiten zur finanzwissenschaftlichen Analyse der 
Agrarpolitik erscheinen mir folgende Arbeitsrichtungen beim gegenwi:lrtigen Stand unseres 
Wissens erfolgversprechend und prioriti:lr: 
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a) differenziertere Erfassung der agrarpolitischen Instrumente budgetwirksamer und nicht
budgetwirksamer Art, 

b) Ausbau der Ansi:ltze zu einer positiven Theorie der Agrarpol itik. Wichtig erscheint mir 
auch die BerUcksichtigung von Ansi:ltzen aus dem Bereich der Soziologie der BUrokr~tie 
und Organisationen (SCHARPF et al, 7; TULLOCK, 13; DOWNS, 1; LEUENBERGER, 5), 

c) systematische Wirkungsanalysen (Ausgabeninzidenz) einzelner Instrumente bzw. von 
Instrumentengruppen . 



Anlage 1: Übersicht: Ausgaben des Staates (Bundes) und der nachgeordneten Gebietskörperschaften nach Ausgabezwecken (Funktionen) 

von den Gesamtausgaben (ohne Doppelzählungen) entfallen in v.H. auf ' ) 

Staaten Jahre Zinsen- Vertei- Soziales2 ) Kultur3 ) Land- Wirt- Verkehr6 ) Son-
dienst digung wirt- 4) schafts- 5) stiges7 ) 

schaft förderung 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Bundesrepublik 
Deutschland 1971 3,5 10,9 28,3 18,8 3,3 3,9 8,8 22,5 

Belgien 19668 ) 9) 11,2 13,3 21,7 3,3 3,7 18,6 28,2 . 
Dänemark 1970/71 3,6 5,6 38,3 16,2 3,2 0,2 6,1 26,8 

Frankreich 19688) 9) 14,9 18,2 21,5 4,5 11 ,1 12,0 17,8 

Großbritannien 1971/72 11,9 14,3 20,8 17,4 2,4 6,4 5,2 21,6 

Italien 1971 2,9 6,9 26,1 20,0 3,9 10,5 4,9 24,8 

Kanada 1969/70 10,2 6,9 30,1 21,8 9) 9) 9) 31,0 

Niederlande 19668) 9) 11,3 23,4 22,6 4,8 5,1 13,1 19,7 

Norwegen 1969 4,0 11,2 21,1 21,3 9) 9) 15,2 27,2 

Schweiz 1971 5,7 10,3 24,3 22,1 5,6 0,2 15,0 16,8 

USA 1969 6,6 33,0 10,5 21,3 3,9 9) 9,4 15,3 . 
- ------- --- --

1) Die Größenordnungen sind wegen unterschiedlicher Abgrenzungen der Aufgabenbereiche und unterschiedlicher Zuord-
nung der Personalsusgaben nur mit Vorbehalt vergleichbar. 

2) Einschließlich Kriegs- und Kriegsfolgelasten, Gesundheitswesen. 
3) Wissenschaft, Erziehung, Sport. 
4) Einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei. 
5) Industrie, Handel, Handwerk, Dienstleistungen, Fremdenverkehr u.a.m. 
6) Einschließlich Nachrichtenwesen. 
7) Insbesondere allgemeine Verwaltung, Justiz, Finanzen, auswärtige Angelegenheiten, Wohnungswesen, Entwicklungshilfe. 
8) Neueres Jahr nicht verfügbar. 
9) In "Sonstiges" enthalten. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Informationsdienst zur Finanzpolitik des Auslands, Nr. 3/1973, S. 14. 
( Entnommen: LI'l'l'MANN, 6, S. 180). 

11 
, 

I 



Literatur 

DOWNS, A.: Inside Bureaucracy. Boston 1967. 

2 FREUND, E.: Haushaltsstatistik. In: F. NEUMARK (Hrsg.), Handbuch der Finanz
wissenschaft, 3. Aufi., Tubingen 1976, S. 587 - 609. 

3 HEDTKAMP, G.: Internationale Finanz- und Steuerbelastungsvergleiche. In: F. NEU
MARK (Hrsg.), Handbuch der Finanzwissenschaft, 3. Aufi., TUbingen 1976, S. 649-
683. 

4 JEZE, G.: Allgemeine Theorie des Budgets. TUbingen 1927, S. VII. 

5 LEUENBERGER, Th. (Hrsg.): BUrokratieprobleme in Industriegesellschaften des 20. Jahr
hunderts. Bern 1976. 

6 LITTMANN, K.: Definition und Entwicklung der Staatsquote. Schriften der Kommission 
fUr wirtschaftlichen und sozialen Wandel, H. 42, Göttingen 1975. 

7 SCHARPF, F.W.; REISSERT, B. und F. SCHNABEL: Politikverflechtung. Theorie und 
Empirie des kooperativen Föderal ismus in der Bundesrepubl ik. Kronberg 1976. 

8 SCHMIDT, P.: Eine Theorie der Struktur und Dynamik der staatl ichen Agrarförderung. 
Empirische Analyse der Agrarpolitik in Industrieländern mit marktwirtschaftl icher Ord
nung. Diss. Göttingen 1976. 

9 SCHMIDT, P. und G. SCHMITT: Die finanzpol itische Landwirtschaftsförderung in Frank
reich und Deutschland. "Agrarwirtschaft", Jg. 24 (1975), S. 117 - 128. 

10 SCHMIDT, P. und G. SCHMITT: Auf dem Wege zu einer positiven ökonomischen Theorie 
der Agrarpolitik. "Berichte uber Landwirtschaft", Bd. 52 (1974), S. 521 - 546. 

11 SCHMITT, G.: The Relationship between Agricul tural Pol icy, the Economy and Economic 
Pol icy, on the National Level in Different Economic Systems and at Vary,ing Stages of 
Economic Development: Concept, Frictions and Solutions: Western Industrialised Coun
tries with Market Economic Systems. In: International Association of Agricultural 
Economists (Ed.), Tagungsband Nairobi Koferenz 1976. (Im Druck.) 

12 SCHMITT, G. und P. SCHMIDT: Die staatlichen Finanzhilfen fUr die Landwirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland. "Agrarwirtschaft", 25. Jg. (1976), H. 6, S. 164. 

13 TULLOCK, G.: The Politics of Bureaucracy. Washington 1965. 

224 



2 

3 

3.1 
3.1.1 

3.1.2 

3.2 
3.2.1 

3.2.2 
3.3 
3.4 
3.4.1 
3.4.2 
3.4.3 

4 

AGRARPOLITIK BEI UNTERSCHIEDLICHEN GESAMT

WIRTSCHAFTLICHEN BEDINGUNGEN 

von 

Sie 9 f r i e d Bau e rund 0 s kar Ga n s , Bonn 

Einleitung 

Gesamtwirtschaft liche Entw ickl ung, agrarsektorale Entwickl ung 
und Agrarpol it ik 

Zum Einfluß veränderter gesamtwirtschaftl icher Bedingungen auf 
den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß 
Unterbeschäftigung 
Auswirkungen anhaltender Arbeitslosigkeit auf den agrarsekto-
ra I en En tw i ck I ungsproze ß 
Ergänzende Untersuchungen zur intersektoralen Arbeitskräfte-
mobil ität 
Abgeschwächtes gesamtwirtschaftliches Wachstum 
Anpassungen bei konstanter Einkommensdisparität und Markt-
gleichgewicht 
Anpassungen bei unveränderten Agrarpreisen 
Erhöhte allgemeine Preissteigerungen 
Veränderte gesamtwirtschaftl iche Szenarien 
Arbeitslosigkeit und Wachstumsabschwächung 
Arbeitslosigkeit, Wachstumsabschwächung und erhöhte Inflation 
Agrarpol itische Probleme bei unterschiedl ichen Konstellationen 

Zusammenfassende Schi ußbemerkungen 

225 

226 

228 
228 

229 

233 
236 

236 
239 
241 
243 
243 
245 
245 

248 

Mit dem Begriff der gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen können sehr unterschiedl iche Vor
stellungen verknUpft sein. Wir wollen darunter solche Zustände und Prozesse verstehen, die 
sich allein mit Hilfe der zentralen Variablen aggregierter Märkte beschreiben lassen 1). Aus
wirkungen auf den wirtschaftl ichen Ablauf ergeben sich aus der Existenz von Ungleichge
wichten auf diesen Märkten und/oder aus veränderten Ungleichgewichts- bzw. Gleichge-

1) GUtermarkt: gesamtwirtschaftl iche Nachfrage, gesamtwirtschaftl iches Angebot (Sozial pro
dukt), Preisniveau, internationale Terms of Tradej Arbeitsmarkt: Nachfrage, Angebot, 
Lohnniveauj Geld- und Kreditmarkt: Nachfrage, Angebot, Zinsniveauj Devisenmarkt: 
Nachfrage, Angebot, Wechselkurs. 
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wichtslagen . LHßt man einmal die internationalen Beziehungen von Volkswirtschaften außer 
acht, dann stehen Wachstumsabschwtichung, Inflation und Unterbeschtiftigung als formelhafte 
Beschreibungen gesamtw i rtschaft I icher Vertinderungen im Mittel punkt der Diskussion. Dies ist 
kein Zufall, weil sich diese Erscheinungen unmittelbar mit gesamtwirtschaftlichen Zielvariab
len in Verbindung bringen lassen. Analytisch können sie sowohl als Ergebnis von Ungleichge
wichtssituationen angesehen werden als auch das Ergebnis vertinderter Gleichgewichtslagen 
sein. In der Realittit treten Arbeitslosigkeit, abgeschwtichtes Wachstum und Inflation darUber 
hinaus htiufig gleichzeitig auf und sind auch wechselseitig miteinander verbunden. 

Von diesem Beitrag können keine "Patentlösungen" zur Gestaltung der Agrarpol itik bei unter
schiedlichen gesamtwirtschaftlichen Bedingungen erwartet werden; auch soll zur aktuellen 
Diskussion um die gegenwtirtige Agrarpolitik nicht Stellung genommen werden. Ertragreicher 
erscheint uns beim derzeitigen Wissensstand Uber den agrarsektoralen Strukturwandel eine 
Analyse der agrarsektoralen und agrarpolitischen Ausgangsbedingungen sowie die Untersu
chung sich wandelnder Rahmenbedingungen der Agrarpol itik in Abhtingigkeit vertinderter ge
samtwirtschaftl icher Entwickl ungen, wie sie etwa in den letzten Jahren zu beobachten waren. 

Zuntichst werden in Abschnitt 2 in allgemeiner Form die wichtigsten Beziehungen zwischen 
gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen, agrarsektoraler Entwicklung und Agrarpol itik diskutiert. 
Dieser allgemeine Bezugsrahmen dient der Einordnung problembezogener Analysen. Gleich
zeitig wird das verwendete methodische Instrumentarium kurz vorgestellt. Abschnitt 3 enthtilt 
die Analyse von Wirkungen unterschiedlicher gesamtwirtschaftlicher Bedingungen. Dabei wer
den in einem ersten Schritt die Wirkungen verönderter Arbeitsmarktbedingungen, geringeren 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums sowie beschleunigter allgemeiner Preissteigerungen auf den 
agrarsektoralen Entwicklungsprozeß isol iert voneinander betrachtet. Ergtinzend wird dann 
nach dem agrarsektoralen Entwicklungsprozeß bei gleichzeitiger VerHnderung gesamtwirt
schaftlicher Bedingungen gefragt. Den Abschluß der Arbeit (Abschnitt 4) bilden einige aus 
den Analyseergebnissen abgeleitete Folgerungen zur Gestaltung einer rationalen Agrarpolitik. 

2 GesamtwirtschaftI iche Entwick~ agrarsektorale Entwicklung und A.9[Q!J2.olitik 

Zwischen dem Umfang der agrarpol itischen Aktivitöten, etwa gemessen an den finanzpol iti
schen Aufwendungen zur Landwirtschaftsförderung, und der gesamtwirtschaftlichen Entwick
lung, gemessen an der Entwicklung des Sozialprodukts, Itißt sich eine enge Beziehung nach
weisen (P. SCHMIDT und G. SCHMITT, 16, S. 521 - 546). Ausgehend von diesen Beobach
tungen wurden "Theorien" entwickelt, die eine Erklörung des Umfanges finanzpolitischer 
Agrarförderung mit Hilfe der Geschwindigkeit gesamtwirtschaftlichen Wachstums anstreben 
(P. SCHMIDT und G. SCHMITT, 16, S. 521 - 546). Der dabei erkltirte Zusammenhang be
zieht sich im wesentlichen auf das Aufkommen der Staatsausgaben und die Stellung der Agrar
ressorts in den interministeriellen Verteilungsktimpfen. Der Aktionsspielraum der praktischen 
Agrarpolitik ist daher in Abhtingigkeit vom Volumen der öffentlichen Haushalte und - damit 
eng verbunden - mit der gesamtw irtschaftl ichen Entwicklung zu sehen. Die jUngsten Maßnah
men zur "Verbesserung der Haushaltsstruktur" verdeutlichen diese Zusammenhtinge noch ein
mal (BLOCK, 3). Es ist daher unumgtingl ich, bei der Diskussion uber Agrarpol itik von haus
halts- und finanzpol itischen Begrenzungen (Nebenbedingungen) auszugehen. 

Hierdurch tindert sich aber nichts an dem Grundsatz, daß eine rationale Agrarpol itik an der 
Diskrepanz zwischen den Zielen der agrarpolitischen Entscheidungstrtiger und der bereits er
reichten Zielrealisierung auszurichten ist. Beide Bereiche werden gleichzeitig, wenn auch 
in unterschiedlicher Weise, von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beeinflußt: 

- Eine Reihe von agrarpal itischen Zielvariablen wird unmittelbar in Relation zu Indikatoren, 
die Uber die gesamtwirtschaftliche Entwicklung bzw. Uber gesamtwirtschaftliche Zielgrößen 
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Aufschluß geben, konkretisiert 1) . Selbst wenn in der offiziellen Formul ierung der Bezug 
zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nicht explizit zum Ausdruck kommt, so orientieren 
sich die Prioritöt, der Toleranzbereich und die konsequente Verfolgung agrarpolitischer 
Ziele höufig an den jeweil igen gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen. 

- Den Transmissionsmechanismus zwischen agrarsektoraler und gesamtwirtschaftlicher Entwick
lung bilden die Produkt- und Faktormörkte. Die Wirkungsintensitöt verönderter gesamtwirt
schaftlicher Bedingungen höngt dabei ab von den Gegebenheiten auf den einzelnen Produkt
und Faktormörkten, von den produktionstechnischen Zusammenhöngen (Substitutionsmtsgl ich
keiten, Zwischenproduktverflechtungen, technische Fortschritte) und von den Verhaltens
weisen der Landwirte. 

Die dargelegten Beziehungen lassen sich zusammenfassend wie folgt schematisch kennzeichnen: 

Ubersicht 1: Agrarpolitische Maßnahmen als Resultat gesamt- und agrarw i rtschaft I icher 
Entw ickl ungsprozesse 

Marktbe-
ziehungen 

-------------.., 
r-----L---~ I 

I-------...... Ist 

I 
I 
I 

Zielkonkretisierung 

Zielableitung 
Finanzielle 
Begrenzungen 

Der Versuch, das mit Ubersicht 1 angedeutete Beziehungssystem zu quantifizieren, um auf 
diese Weise begrUndete Aussagen uber die optimale Gestaltung agrarpolitischer Maßnahmen 
bei unterschiedlichen gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen abzuleiten, wUrde den Rahmen 
dieses Referats sprengen. Deshalb wollen wir hier ledigl ich versuchen, den Einfluß der in der 
Einleitung erwöhnten Faktoren auf die agrarsektorale Entwicklung zu analysieren. Darauf be
zogen lassen sich dann agrarpolitische Maßnahmen spezifizieren, die gemessen an den verön
derten Zielvorstellungen und unter Berucksichtigung der vertlnderten finanziellen Möglich
keiten sinnvolle Mittelkombinationen darstellen. 

Angesichts der Vielföltigkeit der Beziehungen, die die agrarsektorale Entwicklung im gesamt
wirtschaftl ichen Entwicklungsproz;eß kennzeichnet, ist unseres Erachtens das oben beschrie
bene schrittweise Vorgehen fUr die Pol itikanalyse zweckmößig. Dabei verwenden wir in weiten 
Teilen dieses Referats ein "dynamisches Analyse- und Prognosesystem fUr den Agrarsektor der 
BRD" (BAUER, 1). 

Das Modellsystem wurde bei gegebenen Rahmenbedingungen fUr den Zeitraum von 1955 - 1975 
an der Realitötsabbildung und an den Reaktionen bei vertlnderten Umweltbedingungen getestet 
(BAUER, 2). Bei der gegenwörtigen Mode 11 version werden die Agrarpreise exogen vorgegeben. 
Um auch die Wirkungen verönderter gesamtwirtschaftlicher Bedingungen auf die Nachfrage 
nach Agrarprodukten, auf das Agrarpreisniveau und - davon ausgehend - auf den agrarsekto-

1) Dies gilt z.B. fUr das "Einkommensziel" ("Gleichrangige Teilnahme der in der Landwirt
schaft, Forstwirtschaft und Fischerei Tötigen an der allgemeinen Einkommens- und Wohl
standsentwicklung". BMELF, 4, S. 94). 
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ralen Entwicklungsprozeß der Größenordnung nach abschätzen zu können, verwenden wir wei
terhin ein neoklassisches Zwei-Sektoren-Modell (HENRICHSMEYER, 13). DarUber hinaus wer
den die Modellanalysen durch einige an Einzelproblemen ausgerichtete Untersuchungen er
gänzt. 

3 Zum Einfluß veränderte!:...m!somtwirtschaftl icher Bedl!:!s.ungen auf den agrarsektoralen 

Entw ickl ungsprozeß 

Die Vorgehensweise einer portiellen Variation gesamtwirtschaftlicher Bedingungen kann ein
mal als bloße Analysetechnik interpretiert werden, wobei es als unwesentl ich angesehen wird, 
ob die genannten Einflußfaktoren faktisch isoliert voneinander auftreten. Andererseits sind 
aber sehr wohl reale ökonomische Bedingungen denkbar, innerhalb derer Unterbeschäftigung, 
Wachstumsabschwächung und Inflation jeweils unabhängig voneinander erscheinen. Stichwort
artig seien ledigl ich genannt: die strukturbedingte Unterbeschäftigung, Wachstumsabschwä
chung infolge langfristig abnehmender technischer Fortschritte sowie der "klassische" Fall 
nachfrageinduzierter Inflation. 

3. 1 Unterbeschäftigung 

Bei unverändertem gesamtwirtschaftl ichen Wachstum und damit auch ungehemmter Nachfrage
bzw. Vergleichslohnentwicklung sind Wirkungen von gesamtwirtschaftl icher Unterbeschäftigung 
auf den Agrarsektor ledigl ich über den Arbeitsmarkt zu erwarten. Die von der Unterbeschäf
tigung ausgehenden Mobil itätshemmnisse werden ceteris paribus umso stärker sein, je höher 
die Substituierbarkeit von Arbeitskräften aus der landwirtschaft durch Arbeitslose des gewerb-
I ichen Sektors anzunehmen ist. Ex post-Betrachtungen zeigen sehr deutl ich einen faktischen 
Stillstand der intragenerativen Abwanderung (Berufswechsel) in der Rezession 1966/67 
(BRÜSE, 6, S. 352, Tabelle A-4), welche allerdings mit einer abgeschwächten gewerblichen 
Vergleichslohnentwicklung einherging. Ganz ähnliche Veränderungen lassen sich für die an
fängl ichen und mittleren Phasen der gegenwärtigen Rezession nachweisen. 

Ein mit erheblich verminderter Geschwindigkeit ablaufender Abbau des landwirtschaftlichen 
Arbeitspotentials muß selbstverständlich Rückwirkungen auf wichtige Größen des landwirt
schaftlichen Sektors haben. Gegenüber einer "Normalentwicklung" (= gesamtwirtschaftl iches 
Wachstum bei Vollbeschäftigung) muß zunächst einmal mit einem stärkeren Wachstum der 
landwirtschaftlichen Produktion gerechnet werden. Inwieweit sich hieraus Veränderungen 
der sektoralen Wertschöpfung ergeben, hängt entscheidend von den Nachfragebedingungen 
ab. Im Falle flexibler Preise würde das Wachstum der landwirtschaftlichen Wertschöpfung 
sicherl ich erhebl ich beeinträchtigt, unter Marktordnungsbedingungen dagegen eher stimul iert. 
Bei Verwendung globaler neoklassischer Annahmen läßt sich aber selbst für unveränderte 
Agrarpreise ein Absinken der durchschnittl ichen landwirtschaftl ichen Pro-KopF-Einkommen 
ableiten (ceteris paribus), weil der Produktionseffekt geringer wäre als der auf das Pro-Kopf
Einkommen dämpfend wirkende Beschäftigungseffekt . 

Eine sich somit weiter verstärkende intersektorale Einkommensdisparität wird den ohnehin be
reits aufgestauten Abwanderungsdruck noch erhöhen, so daß nach Beseitigung der Unterbe
schäftigung eine starke Beschleunigung der Abwanderung zu erwarten ist. Ex post-Betrach
tungen bestätigen auch diese Vermutung: Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des 
Bestandes an (seit 1939) abgewanderten Landwirten, die 1971 noch einem nichtlandwirtschaft
lichen Beruf nachgingen, betrug 1962 bis 1964 etwa 1,6 %. In den der Rezession folgenden 1) 
Jahren (1969 bis 1971) erhöhte sich diese Rate sprunghaft auf den 5-fachen Wert (etwa 8,3 %) • 

1) Errechnet nach Tabelle A-4 von BRÜSE (6). 
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Die hier aufgezeigten Wirkungen werden - zumindest der Richtung nach - von anderen Unter
suchungen bestCltigt (OE HAEN und VON BRAUN, 11, S. 227 - 228) • 

Für eine Phase kürzerfristiger Rezession, der ein rascher Abbau der Arbeitslosigkeit in der 
nachfolgenden Aufschwungphase folgt, scheint das Bild eines vorübergehenden Staus poten
tieller Abwanderer, der sich in der Boomperiode entlädt, zuzutreffen. Von besonderem ak
tuellen Interesse ist hingegen die Frage, welche Auswirkungen von einer hartnäckig anhalten
den Arbeitslosigkeit auf die intersektorale Mobil itClt zu erwarten sind, oder genauer, ob und 
wie lange die Existenz gesamtwirtschaftlicher Unterbeschaftigung den Stau grundsCltzl ich ab
wanderungswill iger Landwirte zurückhalten kann. Um einer Beantwortung dieser Frage naher 
zu kommen, soll auf der Grundlage des oben beschriebenen "dynamischen Analyse- und Pro
gnosesystems" analysiert werden, wie der agrarsektorale Entwicklungsprozeß verlaufen ware, 
wenn wir seit 1961 eine Arbeitslosigkeit im heutigen Ausmaß (eine Quote von etwa 5 %) und 
eine entsprechende Relation von offenen Stellen zu Arbeitslosen (etwa 0,2) gehabt hatten. 
Die außerlandwirtschaftl iche Einkommensentwicklung bleibt von der Arbeitslosigkeit wiederum 
unberührt. Außerdem wird angenommen, daß auch das ex post real isierte Agrarpreisniveau 
aufrecht erhalten werden kann. 

Die in Übersicht 2 dargestellten Ergebnisse beziehen sich auf Abweichungen gegenüber der 
Referenzentwicklung, die als ex post-Prognose des Zeitraums 1961 bis 1975 zu kennzeichnen 
ist. Der Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft steigt bereits im ersten Jahr um knapp 2 % an. 
Diese Reaktion entspricht in etwa der tatsachlichen Venninderung der Abwanderung in den 
Jahren 1974/75 und 1975/76. Die Tendenz abgeschwachter Abwanderung setzt sich in den 
weiteren Jahren fort, so daß nach 6 Jahren erhöhter Arbeitslosigkeit der Bestand an landwirt
schaftlichen Vollarbeitskraften um 10% über dem Wert des "Referenz pfades" liegt. Parallel 
hierzu ergibt sich eine zu erwartende Reduktion der Pro-Kopf-Einkommen 1), die nach 6 Jah
ren auf etwa 8 % des Pro-Kopf-Einkommens der Referenzentwicklung ansteigt. 

Die verminderte Abwanderung schlägt sich, in Abweichung von globalen neoklassischen Mo
dellen, nicht vollständig in einem erhöhten Einsatz des Faktors Arbeit nieder. Vielmehr wird 
die Mögl ichkeit unausgelasteter Arbeitskrafte berücksichtigt, die nichts anderes als versteckte 
Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft bedeutet. In dem vorl iegenden Modell erzeugt die an
dauernde offene Arbeitslosigkeit des gewerblichen Sektors nach 6 Jahren wirtschaftlicher Ent
wicklung einen Anstieg der versteckten Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft von 8,7 % (Re
ferenzentwicklung) auf 12,7 % des jeweiligen Arbeitskraftebestandes. Von dem 10 % höheren 
ArbeitskrClftebestand werden also etwas mehr als die Halfte (6 %) produktiv wirksam, wahrend 
der Rest (4 %) als aufgestautes Mobil itätspotential zu interpretieren ist. 

Wie oben bereits angedeutet wurde, ist hier von besonderem Interesse, wann die die intersek
torale MobilitClt im wesentlichen bestimmenden Sog- und Druckfaktoren den Abwanderungs
prozeß wieder in Gang setzen. Im Modell erfolgt dieser Umschlag nach 6 Jahren. Einkommens
disporitat und versteckte Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft führen in der Rezession 1967/68, 

1) Anders als im ökonometrischen Modell von OE HAEN und VON BRAUN werden in dem hier 
zugrundeliegenden Modellsystem verschiedene ökonomische Mechanismen wirksam, die 
Folgewirkungen und Rückwirkungen auslösen, welche den neuen Entwicklungspfad kontrol
lieren. Neben dem exogenen Anstoß durch die veranderte Arbeitsmarktsituation sind für 
den weiteren Mobil itCltsprozeß (Berufswechsel , Berufseintritte) vor allem die verCinderten 
Pro-Kopf-Einkommen, die Unterauslastung und die modell internen Schattenpreise der Ar
beit maßgebend. Siehe dazu im einzelnen: BAUER (2). 
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Übersicht 2: Auswirkungen einer höheren Arbeitslosigkeit (Arbeitslosenquote 5 %, Relation: Offene Stellen zu Arbeitslose 0,2) 
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in der ein geringerer Unterschied zwischen der angenommenen Arbeitslosigkeit und der tat
stIchlichen Arbeitslosigkeit existiert, dazu, daß die Mobilittltsraten der Referenzentwicklung 
wieder erreicht bzw. leicht überschritten werden. Diese Mobil ittlt hat wiederum zur Konse
quenz, daß die beiden Druckfaktoren Einkommen und Unterauslastung der KafXlzittiten im 
Jahre 1969/70 tendenziell abgebaut werden. Gleichzeitig wirkt die größere Differenz zwi
schen der angenomenen und der tatstlchl ichen Arbeitslosigkeit in diesen Jahren dahingehend, 
daß die Mobil ittlt erneut eingeschrtlnkt wird. Dadurch steigt der Arbe itskrtlftebestand in den 
Jahren 1971 bis 1973 auf ein um 17 % über dem Wert der Referenzentwicklung liegendes Ni
veau. Der höhere Bestand an nicht ausgelasteten Arbeitskrtlften, die verschlechterte landwirt
schaftliche Einkommenssituation sowie die geringere Differenz zwischen angenommener und 
tatstlchlicher Arbeitslosigkeit fuhren dazu, daß die Mobilittlt in den Jahren 1974/75 und 
1975/76 gegenUber der Referenzentwicklung wieder zunimmt. 

Wenn man die verschiedenen Arbeitskrtlftekategorien betrachtet, so zeigt sich, daß die 
weiblichen Arbe i tskrtlf te und die Fremdarbeitskrtlfte in besonderem Ausmaß von der einge
schrtlnkten Mobilittlt betroffen sind. Die einzelnen Mobilittltskomponenten des Modell
systems verdeutl ichen einen weiteren Problemaspekt: Bei einer annahmegemtlß unvertlnder
ten "autonomen" Mobilität (altersbedingtes Ausscheiden) lassen sich im Durchschnitt des 
Analysezeitraums etwa 40 % der vertlnderten Gesamtmobilität 1) auf die Erhöhung der Be
rufseintritte und etwa 60 % auf den verringerten Berufswechsel zurückfUhren. Dabei erge
ben sich bei den einzelnen Arbeitskrtlftekategorien und in den einzelnen Zeitphasen deut
liche Unterschiede. 

Die verschiedenen Entwicklungsphasen zeigen deutlich die Dynamik des Modellsystems: Ein 
tlußerer Anstoß bewirkt verschiedene Abweichungen vom ursprünglichen Entwicklungspfad. 
Sie beziehen sich zum Teil auf direkte Anpossungen auf die äußere Umwelt und zum Teil da
rauf, daß ein Mobilitätsdruck aufgebaut wird, der tendenziell den ursprünglichen Abweichun
gen entgegenwirkt. Wenn dies der Fall ist, wird der modell interne Druck wieder abgebaut 
und die auslösenden exogenen Faktoren kommen wieder sttlrker zur Geltung. Der Entwick
lungsprozeß verläuft dann also im Wechselspiel dieser verschiedenen modell exogenen und 
mode 11 internen Krtlfte, wobei sich im Zeitablauf unterschiedliche Anpossungsphasen ergeben 
könnten. 

FUr die Beurteilung der Konsequenzen einer vertlnderten gesamtwirtschaftl ichen Arbeits
marktlage auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß interessieren unter agrarpolitischen 
Gesichtspunkten auch die Anpossungen in den übrigen Bereichen: 

1. Wegen des höheren Anteils nicht ausgelasteter Anteilskrtlfte, wegen sttlrkerer Realisie
rung von arbeitsintensiven Produktionsverfahren und aufgrund der geringeren Rational isie
rungsinvestitionen (höherer Arbeitseinsatz je Prozeßeinheit) ist der Produktionseffekt relativ 
gering. Der leichte Rückgang beim Bruttoproduktionswert in den ersten Jahren ergibt sich 
aufgrund der versttlrkten Verwendung weibl ichen Jungviehs zur Aufstockung der Milchkuh
bestände . Dadurch erfolgt ein RUckgang der Rindfleischproduktion und der gesamten End
produktion 2). In der zweiten Htllfte der Betrachtungsperiode steigt die Produktion um etwa 
3 - 4 % gegenUber der Referenzentwicklung. Die erhöhte Ausstattung der landwirtschaftli
chen Betriebe mit dem Faktor Arbeit führt zu einem modell internen Rückgang des Schatten
preises fUr Arbeit (durchschnittlich etwa 10 %) und damit zu einer EXfXlnsion der arbeits-

1) Die Gesamtmobil ittlt ergibt sich im Modellsystem durch die Summe der Effekte der ver
schiedenen ökonometrisch geschtltzten Verhaltensfunktion für die unterschiedenen Arbeits
kräftekategorien und Mobil itätskomponenten. 

2) Vertlnderungen des Bestandes an Zwischenprodukten werden im Produktionswert nicht er
faßt. 
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intensiven Produktionsbereiche wie Milch, Rindermast, Hackfrucht- und Sonderkulturanbau • 
Wlihrend die Schweineproduktion nahezu unverlindert bleibt, wird der Getreidebau um 
etwa 4 - 6 % eingeschrlinkt. 

2. Der Vorleistungseinsatz weicht aufgrund der Expansion der vorleistungsextensiven Pro
duktionsverfahren nur geringfUgig von der Referenzentwicklung ab, wobei sich naturlieh 
starke Verlinderungen in der Vorleistungsstruktur ergeben. Infolge der geringeren Arbeits
knappheit sinkt die modell interne Verzinsung, die zu einem RUckgang der Investitionstli
tigkeit fuhrt. Dadurch steigt in den Folgejahren die Auslastung der Maschinen- und Gebliu
dekapazitliten. Die gleichzeitige Ausdehnung der Produktion nach etwa 5 - 7 Jahren und 
der Anstieg der modell internen Verzinsung fUhren dazu, daß in der zweiten Hlilfte das Inve
stitionsniveau der Referenzentwicklung in etwa wieder erreicht wird. Die Fremdfinanzierung, 
ist von dieser Entwicklung etwa im gleichen Ausmaß betroffen wie die Eigenfinanzierung_ 

3. Das "Sektoreinkommen" ist bei unverlinderten Preisen durch die Entwicklung der Produk
tions- und Vorleistungseinsatzmenge determiniert. FUr die Entwicklung des Pro-Kopf-Ein
kommens ("VerfUgbares Einkommen je Famil ienvollarbeitskraft") sind zuslitzl ich verschiedene 
Komponenten auf der Einkommensverwendungsseite wie Fremdzinsen, Lohnzahlungen, til
gung und dergleichen sowie die Veränderungen der Familienarbeitskräfte zu berUcksichti
gen. 

Um einen Vergleich der Modellergebnisse mit den in der gegenwärtigen Rezession ablaufen
den Mobil itätsprozessen zu ermögl ichen, haben wir die letzten verfUgbaren Statistiken zur 
Zahl der Erwerbstätigen im Agrarsektor in Übersicht 3 zusammengefaßt. Hiernach ist zu ver
muten, - wobei allerdings die beiden Zeitreihen der Übersicht 3 nur begrenzt miteinander 
vergleichbar sind - daß sich die Abwanderung von 1975 nach 1976 im Vergleich zu den Vor
jahren bereits wieder beschleunigt, obwohl selbst die mittelfristigen Prognosen zur gesamt
wirtschaftl ichen Beschliftigung keineswegs optimistisch sind. 

Übersicht 3: Erwerbstlitige nach Berufsabschnitten und Wirtschaftszweigen 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 

Wirtschaft. -Abt.: 1726-f) 1612 +) 
"Land- u. Forst- 2261 2144 2038 1954 1882 1822 
wirtschaft und (-5,2) (-4,9) (-4, 1) (-3,7) (-3,2) (-6,6) 
Fischerei" 

Berufsabsehn i tt 
"Pflanzenbau, 1946 1621 
TierzUchter, (-16,7) 
Fischereiberufe" 

Quellen: STATISTISCHES BUNDESAMT, 17, S. 150; 18, S. 144 +)i 19, S. 455. 
Werte in Klammem: Relative VerCinderungen gegenUber dem jeweiligen Vorwert. 

Ein größeres Ausmaß von Abwanderung aus der Landwirtschaft ist kaum vorstellbar, wenn sich 
beispielsweise ehemals selbstlindigen Landwirten keine neuen Berufsmöglichkeiten eröffnen. 
Als Grundvoraussetzung fUr Abwanderungsmöglichkeiten selbst bei hoher allgemeiner Arbeits
losigkeit muß eine genugende Flexibilität hinsichtl ich des zukunftigen Sektors bzw _ Berufes 
vermutet werden. WClren die Landwirte im ungUnstigsten Falle auf bestimmte Sektoren oder 
Berufe von vornherein festgelegt und wliren darUber hinaus diese Sektoren bzw. Berufe auch 
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noch mit einem relativ hohen konjunkturellen Arbeitslosigkeitsrisiko behaftet, dann könnte 
man ehemaligenLandwirtenwohlkaumgrößereArbeitsvermittlungschanceneinräumen.Um 
einige Anhaltspunkte zur Beurteilung dieses Problems zu bekommen, haben wir die Modell
rechnungen durch Untersuchungen zur Abwanderungsstruktur ergänzt. 

Da nicht alle Berufe bzw. Wirtschaftssektoren gleichmäßig von der Arbeitslosigkeit betroffen 
werden und sich außerdem die abwandernden Landwirte nicht notwendig gemäß der gesamt
wirtschaftlichen Struktur der Erwerbsbevölkerung auf die einzelnen Berufe und Sektoren ver
teilen, muß auch nicht von vornherein damit gerechnet werden, daß die von den Landwirten 
gewählten Berufe und Sektoren in Rezessionsphasen gerade ein durchschnittliches Arbeitsplatz
risiko bedeuten. Um dieses Risiko zu quantifizieren, sollen die in bestimmte Sektoren (i = 1, 
... , n) abgewanderten Landwirte (B~) mit den jeweiligen sektoralen Arbeitslosenquoten 
(Ai/Bi; Ai : Arbeitslose im Sektor i ) Bi : Beschäftigte im Sektor i) "belegt" werden. Die rech
nerische Arbeitslosenquote ehemals in der Landwirtschaft beschäftigter Arbeitskräfte 

(AL/BL; AL: arbeitslose ehemalige Landwirte; BL: in anderen Sektoren beschäftigte ehemalige 
Landwirte) ergibt sich dann aus folgender Gleichung: 

(1) 1. B~ 
I 

Ai 
Bi 

Hierbei wird unterstellt, daß das Risiko arbeitslos zu werden,fUr die ehemaligen Landwirte 
ebenso groß ist wie fUr die übrigen Beschäftigten eines Sektors. 

Durch einfache Erweiterungen und Umformungen von Gleichung (1) erhält man: 

(2) 
Ai / Bi 
A/B 

Bi 
B 

Die Abweichung der "spezifisch landwirtschaftlichen" von der allgemeinen Arbeitslosenquote 
(A/B) ergibt sich aus: 

AL A 
(2a) - /-

BL B 

(B~ / Bl : (Bi/B) 
I 

(Ai/~i) : (A/B) 

(Bi / B) : 

Ai / Bi 
A /B 

Bi 
B 

"Repräsentationsgrad" ehemal iger Landw irte im Beruf bzw. Sektor i 

"Relative" berufl iche bzw. sektorale Arbeitslosenquote 

Relativer Anteil von Beruf bzw. Sektor i an der Erwerbsbevölkerung 
("Beschäftigungsanteil) . 

Legt man die Stichprobenuntersuchungen von BRINKMANN (5, S. 345 - 349) 1) zugrunde, 

1) Als Datengrundlage fUr die "Repräsentationsgrade" (vgl. Gleichung (2) dieses Abschnitts) 
wurden die Übersichten 50 - 5c von BRINKMANN herangezogen. Zur Berechnung beruf
licher Arbeitslosenquoten wurden verwendet a) BUNDESANSTALT FÜR ARBEIT, 7, S. 92, 
93 (Arbeitslosenziffem fUr Ende September 1975) sowie b) lAB, 14, S. 179 - 324. (Daten 
zur Erwerbstätigkeit, gegliedert nach Berufen). Die Tabellen hierzu sowie zu den folgen
den Berechnungen (Sektorstruktur) sind enthalten in: GANS, 8. Aus RaumgrUnden können 
die Tabellen hier nicht ubernommen werden. 
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die die "intragenerative" Abwanderung von (männl ichen) selbstöndigen Landwirten, von mit
helfenden Famil ienangehörigen und von abhängig Beschäftigten in unterschiedl iche Berufe er
faßt, dann ergibt sich für die zwischen 1955 und 1970 abgewanderten Landwirte ein nicht un
erwartetes Ergebnis. Alle drei Gruppen wiesen (auf der Basis der beruflichen Arbeitslosenquo
ten von 1975) ein überdurchschnittlich hohes Beschäftigungsrisiko (+ 37 %i + 51 %; + 40 %) 
auf, das in erster Linie auf die erhebl iche Überreprösentation in der Berufsgruppe der "unge
lernten Hilfskr1:lfte" zurückzuführen ist. In dieser Kategorie war die Arbe itslosenquote fast 
dreimal so hoch wie im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt. 

Eine erhebl ich optimistischere Perspektive eröffnen hingegen die Ergebnisse zur sektoralen 
Struktur I}. Insgesamt zeigen sich hier für die vier voneinander unterschiedenen Gruppen (ab
gegrenzt nach den Merkmalen intragenerativ/intergenerativ bzw. männl ich/weibl ich) erheb
liche sektorale Umschichtungen, die auf eine hohe Anpassungsfähigkeit der abwandernden 
Landwirte hinweist 2} . 

Die zwischen 1950 und 1960 intragenerativ abgewanderten männl ichen Landwirte hatten auf
grund der von ihnen gew1:lhlten Sektoren ein um 19 % über dem Durchschnitt liegendes Be
schäftigungsrisiko. Dieses Ergebnis ist in erster Linie auf den hohen Repräsentationsgrad (1,6) 
der ehemal igen Landwirte im Baugewerbe zu erklären, das eine weit überdurchschnittl iche 
Arbeitslosenquote besaß und dessen Beschäftigungsanteil (12,4 %) diesen Sektor auch als rela
tiv bedeutend ausweist. 

Für die im darauffolgenden Jahrzehnt intragenerativ abgewanderten Landwirte reduziert sich 
das Beschäftigungsrisiko soweit, daß die rechnerische Arbeitslosenquote mit 2,79 % um etwa 
18 % unter dem gesamtwirtschaftl ichen Durchschnitt der männl ichen Beschäftigten I iegt. Auch 
in diesem Fall geht der entscheidende Einfluß vom Baugewerbe aus, in dem die zwischen 1960 
und 1971 abgewanderten Landwirte überhaupt nicht mehr vertreten sind. In dem mit Abstand 
bedeutendsten Wirtschaftszweig, dem verarbeitenden Gewerbe, sind die neu abgewanderten 
Landwirte nicht mehr überrepr1:lsentiert, was sich wegen der hier gemessenen unterdurchschnitt
lichen Arbeitslosenquote tendenziell negativ auswirkt. Allerdings schlägt dieser Effekt nicht 
durch; denn der Abwanderungsstrom richtet sich verstörkt auf die Dienstleistungsbereiche mit 
z. T. weit unterdurchschnittl ichen Arbeitslosenquoten . Hervorzuheben ist hier der äffentl iche 
Dienst mit dem Sektor "Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen", in dem zwischen 
1960 und 1971 abgewanderte Landwirte stark überrepräsentiert (Reprösentationsgrad: 1,87) 
sind und der mit einem gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsanteil von über 10 % ein nicht 
unerhebl iches Gewicht besitzt. Eine bedeutsame Ausnahme innerhalb des Dienstleistungssek
tors bildet der Wirtschaftszweig "Handel", der überdurchschnittlich viele ehemalige Land
wirte anzog, in der Rezession aber auch relativ viele Arbeitskräfte freisetzte. 

1) Die "Repräsentationsgrade" wurden berechnet auf der Grundlage des Datenmaterials von 
BRÜSE, 6, Tobelien T -6 (S. 131), A-2 (S. 350) und A-16 (S. 364), sowie von Daten des 
abc-Handbuchs, S. 325 - 415. Berechnung der Arbeitslosenquoten nach den Amtlichen 
Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, 7, S. 724 - 725, sowie S. 86 - 89. 

2) Untersuchungen zu beruflichen Umschichtungen ließen sich (noch) nicht durchführen, weil 
eine weitere Aufschlüsselung der Daten von BRINK MANN (noch) nicht vorlag. 

234 

Intragenerative Abwanderung: Berufswechsel 
Intergenerative Abwanderung: Wahl eines nichtlandwirtschaftlichen Berufes dl!rch Kinder 

von Landwirten (ohne vorherige Tätigkeit in der Landwirt
schaft) . 



Die zwischen 1950 und 1960 intergenerativ abgewanderten Landwirte verteilten sich ganz 
l:ihnl ich wie die intragenerativen Abwanderer auf die nichtlandwirtschaftl ichen Sektoren. Daß 
fUr die intergenerativ Abgewanderten ein ledigl ich durchschn ittl iches Beschäftigungsrisiko er
rechnet wird, liegt vornehml ich an den zu berucksichtigenden höheren Selbständigenquoten . 
Die von dem Abwanderungszeitraum 1950 bis 1960 zum nachfolgenden Zeitraum 1960 bis 1971 
zu beobachtende Verminderung des Beschäftigungsrisikos läßt sich allerdings nur teilweise wie 
im intragenerativen Fall erkl ären. 

Unterschiede bestehen darin, daß hier die Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes nicht ab
nimmt und der Reprösentationsgrad im Baugewerbe zwar auch stark zurUckgeht, nicht aber 
ganz verschwindet. Entsprechend sind die Erhöhungen des Reprösentationsgrades in einigen 
Oienstleistungsbereichen weniger stark ausgeprögt. 

Die verhöltnismäßig hohe allgemeine Arbeitslosigkeit weiblicher Beschöftigter schlägt sich 
selbstverstöndl ich auch in dem Beschöftigungsrisiko der aus der Landwirtschaft abgewanderten 
weiblichen Arbeitskröfte nieder. Wie bei den mönnlichen Abwanderern sinken auch hier so
wohl im intragenerativen als auch im intergenerativen Fall die rechnerischen Arbeitslosenquo
ten ab. FUr diese Entwicklungen spielt - anders als bei den mönnlichen Arbeitskröften - das 
Baugewerbe so gut wie gar keine Rolle. Entscheidend ist hier der Abbau der Überreprösenta
tion im verarbeitenden Gewerbe, das 1975 bei weiblichen Arbeitskröften eine um 34 % Uber 
dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt liegende Arbeitslosigkeit aufwies. Diese Entwick
lung in Richtung von Dienstleistungssektoren mit zum Teil relativ niedriger Arbeitslosenquote 
war allerdings im Falle der intergenerativen Abwanderung erheb I ich bedeutsamer als fUr die 
intragenerativ abgewanderten weibl ichen Landwirte. 

Die nicht unerheblichen Verönderungen der sektoralen Beschäftigtenstruktur abgewanderter 
Landwirte widerlegen die Vorstellung von einer permanenten Über- bzw. Unterreprösentation 
ehemal iger landwirtschaftl icher Arbeitskräfte in ganz bestimmten Sektoren. Der allgemeine 
RUckgang des Beschöftigungsrisikos darf jedoch keinesfalls allein als ein Vorgang des Zu rUck
weichens der Abwanderer vor Sektoren mit relativ hohem konjunkturellem Arbeitsplatzrisiko 
interpretiert werden. Vielmehr reflektieren diese Verönderungen - von einigen Ausnahmen 
abgesehen - den allgemeinen Wandel der gesamtwirtschaftlichen Beschöftigungsstruktur 
(GANS, 8). Das in allen Fällen zu beobachtende Absinken des Beschöftigungsrisikos unter 
den Durchschn ittswert der Gesamtwirtschaft ist das Ergebn is einer Uberdurchschn ittl ich star
ken 1) Umschichtung der Neuabwanderer von Sektoren des produzierenden Gewerbes zu den 
Dienstleistungssektoren mit z. T. unterdurchschnittlich hohen Arbeitslosenquoten. Die uber
durchschnittlich starke Umschichtung ist nicht verwunderlich, weil eine marginale Gruppe, 
wie sie die Neuabwanderer darstellen, selbstverstöndl ich ungleich höhere Anpassungsmögl ich
keiten besitzt als die eine Bestandsmasse bildende Gesamtheit der Erwerbsbevölkerung . 

Die Bedeutung des Dienstleistungssektors fUr die Verminderung des Beschäftigungsrisikos ehe
maliger Landwirte tritt auch in der Untersuchung von LAMPE und MEINHOLD zur "Arbeits
losigkeit unter Nebenerwerbslandwirten" hervor (LAMPE und MEINHOLD, 15, Sonderbei
I.age 7). 

Unterschiedlich verlaufende Branchenkonjunkturen, die Existenz offener Stellen, stöndige 
Umschichtungen innerhalb der Bestandsmasse der Arbeitslosen sowie - nicht unabhöngig von 
diesen Erscheinungen - ein räuml ich inhomogener Arbeitsmarkt machen eine verstörkte Ab
wanderung aus der Landwirtschaft selbst bei hoher allgemeiner Arbeitslosigkeit verständlicher, 
insbesondere wenn noch von einem Mindestmaß an Flexibilitöt abwandernder Landwirte aus
gegangen werden kann. Auch mag eine Rolle spielen, daß das Spektrum mögl icher neuer Be-

1) "Überdurchschnittlich" stark bedeutet Verönderung des Repräsentationsgrades. 
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rufe fUr Landwirte erheblich weiter gesteckt ist als fUr Arbeitslose des gewerblichen Sektors, 
die erfahrungsgeml:lß zunl:lchst einmal versuchen, in ihre alten Berufe vermittelt zu werden. 

Eine in Teilen altemative Erkll:lrungsmöglichkeit zu den sich trotz Rezession wieder be
schleunigenden intersektoralen Wanderungen II:Ißt sich ableiten, wenn man den Entschluß 
eines Landwirts zum Berufswechsel als Ergebnis einer mittel- bis Il:Ingerfristigen Planung an
sieht. Der mittel- bis langfristige Charakter einer solchen Entscheidung kann insbesondere 
von der Überlegung her untermauert werden, "daß die Möglichkeiten, durch die Freisetzung 
von Fremdarbeitskrl:lften eine Verbesserung der "Iand-man-ratio" zu erreichen, in dem Uber
wiegenden Teil der Betriebe ausgeschöpft sind" (GUTH, 10, S. 128) und somit Abwanderun
gen auch jeweils in zunehmendem Maße mit einer Betriebsaufgabe verbunden sind. Nun 
wl:lre es durchaus denkbar, daß die jetzt zu beobachtende vermehrte Abwanderung lediglich 
eine Real isierung bereits vor der Rezession getroffener Abwanderungsentscheidungen bedeu
tet, die mit Eintritt der Rezession zunl:lchst verschoben wurde. WUrde dies zutreffen und 
könnte man weiterhin annehmen, daß die pessimistische Einschl:ltzung der gegenwl:lrtigen 
Wirtschaftslage nur in begrenztem Maße neue Abwanderungsentscheidungen heranreifen 
II:Ißt, dann mUßte die Beschleunigung des Abwanderungsprozesses verebben. Erst du~ch
schlagende Verschlechterungen der Einkommenslage in der Landwirtschaft sowie ein starkes 
Anwachsen der versteckten Arbeitslosigkeit wl:lren dann, wie im Madell gezeigt, hinrei
chende Bedingungen fUr eine auch in der Rezession Il:Inger anhaltende Beschleunigung des 
Abbaues landwirtschaftl icher Arbeitspotentiale • 

3.2 Abgeschwl:lchtes gesamtwirtschaftliches Wachstum 

Im Vergleich zu den sechziger und den ersten siebziger Jahren gewinnen gegenwl:lrtig ange
sichts der jUngsten tiefgreifenden Rezession und aufgrund von verschiedenen Problemen, etwa 
im Bereich der Rohstoffversorgung, der Strukturanpassung, der Investitionsbereitschaft sowie 
der Wachstumsqualitttt, pessimistische Prognosen Uber kUnftige quantitatives Wirtschaftswachs
tum leicht die Oberhand (HEIDHUES, 12, S. 233). Obwohl in der Tat einiges dafUr spricht, 
daß die Wachstumsraten der letzten beiden Jahrzehnte nicht uneingeschrl:lnkt auf die Zukunft 
zu Ubertragen sind, lassen sich keine prttzisen Aussagen Uber die kUnftige wirtschaftl iche Ent
wicklung ableiten. Gerade wegen dieser Unsicherheiten scheint es notwendig, Vorstellungen 
darUber zu erarbeiten, was verl:lndertes gesamtwirtschaftliches Wachstum fUr die Entwicklung 
des Agrarsektors bedeuten kann. 

~.:.~.:.! __ ~.F-'!~~~Q.~~E=L~~~!~~!~_E~~~!!I=.!'.!~~S~!~t!l!_~~c!M~~t91~~~~Q.~~~~~t_ 

Eine sl:lkulare Verminderung der Wachstumsraten des Sozialprodukts beeinflußt den Agrar
sektor sowohl Uber die GUter- als auch ober die Faktorml:lrkte. Die nachlassende Dynamik 
der Gesamtwirtschaft reduziert - ceteris paribus - insgesamt den "Bedarf" an Strukturwandel . 
Zwar bedeutet geringeres Wachstum gleichzeitig auch abgeschwl:lchte Ausweitung des land
wirtschaftlichen Absatzpatentials, diese tendenziell "negativen" Effekte werden allerdings 
durch die Wirkungen eines langsameren Wachstumstempos der Vergleichslohnentwicklung 
Uberkompensiert 1). Das zeigt sich recht deutlich in Übersicht 4, in der die Verminderungs
raten des landwirtschaftlichen Arbeitsbestandes in Abhl:lngigkeit vom gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum sowie von der (durchschnittlichen) Einkommenselastizitttt landwirtschaftlicher Pro
dukte, wie sie sich durch das eingangs erwl:lhnte neoklassische Zwei-Sektoren-Modell erge
ben, da rgeste 11 t sind. 

1) Es ließe sich leicht zeigen, daß nur im Rahmen extrem unrealistischer Bedingungskonstel
lationen abgeschwttchtes Wachstum allein etwa eine erhöhte Abwanderung von Arbeits
krl:lften aus der Landwirtschaft induzieren wUrde. 
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Übersicht 4: Verminderungsraten des landwirtschaftl ichen Arbeitspotentials bei unterschiedl ichen 
Einkommenselastizitöten und gewerblichen Fortschrittsraten 

I~ 
Wachstum 

Ein- 1,3-1,5 2,2-2,6 2,9-3,2 3,5-3,7 4,0-4,3 4,6-4,8 5,1-5,4 
kommens- O 1,0 1,5 2,0 2,5 3,0 3,5 
elast. bez. 
ldw. Produkte 

0 -4,48 -4,57 -4,62 -4,66 -4,71 -4,77 -4,82 

0,05 -4,21 -4,29 -4,33 -4-,38 -4,42 -4,47 -4,52 

0,10 -3,94 -4,01 -4,05 -4,10 -4,14 -4,18 -4,23 

0,15 -3,67 -3,75 -3,78 -3,82 -3,86 -3,91 -3,95 

0,20 -3,4:l -3,48 -3,52 -3,55 -3,59 -3,63 -3,67 

0,25 -3,16 -3,22 -3,26 -3,29 -3,33 -3,36 -3,40 

0,30 -2,92 --2,97 -3,00 -3,03 -3,07 -3,10 -3,14 

0,35 -2,68 -2,73 -2,75 -2,78 -2,81 -2,85 -2,88 

0,40 -2,44 -2,49 -2,51 -2,54 -2,57 -2,59 -2,62 

0,45 -2,21 -2,25 -2,27 -2,30 -2,32 -2,35 -2,38 

0,50 -1,98 -2,02 -2,04 -2,06 -2,09 -2,11 -2,13 

5,7-5,9 6,2-6,5 

4,0 4,5 

-4,88 -4,94 

-4,58 -4,63 

-4,28 -4,34 

-4,00 -4,05 

-3,72 -3,76 

-3,44 -3,49 

-3,17 -3,21 

-2,91 -2,95 

-2,66 -2,69 

-2,40 -2,43 

-2,16 -2,19 

Die Intervalle der Kopfzeile geben Wachstumsraten des gewerblichen Nettoinlandsprodukts an. Die Ziffern unter den 
Intervallen beschreiben die technischen Fortschrittsraten im gewerblichen Sektor. Berechnet mit Hilfe eines modifizierten 
"Henrichsmeyer-Modells": Wachstumsrate der Bevölkerung = 0, landwirtschaftliche Fortschrittsrate = 3,0. 

6,8-7,1 

5,0 

-5,00 

-4,69 

-4,39 

-4,10 

-3,81 

-3,53 

-3,25 

-2,39 

-2,72 

-2,47 

-2,21 



Übersicht 4 läßt aber auch erkennen, daß bei gegebenen Einkommenselastizitäten selbst ex
treme "Versch I echte rungen " gesamtw i rtschaftl icher Wachstumsbedi ngungen ke i ne dramati
schen Veränderungen des intersektoralen Strukturwandels erwarten lassen. Eine Verminderung 
der jährlichen gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate (1955 - 1969) von etwa 5,1 % auf einen 
Wert um 3,6 % wUrde im Modell gar nur eine Abnahme der Verönderungsrate des landwirt
schaftlichen Arbeitspotentials um 0,12 Prozentpunkte bedeuten 1). DarUber hinaus bringt der 
Wachstumsprozeß aus sich heraus ständig Kröfte hervor, die beschleunigend auf den intersek
toralen Strukturwandel einwirken. Hier ist an erster Stelle die Abnahme der (durchschnittl i
chen) Einkommenselastizität fUr landwirtschaftliche Produkte zu nennen. Bei einer gesamt
wirtschaftlichen Wachstumsrate von etwa 4,1 % wUrde ein RUckgang der Einkommenselastizi
tät von 0,2 auf 0, 1 2) im Modell einen Anstieg der Abwanderungsrate um 0,83 Prozentpunkte 
induzieren. Allein hierdurch wUrde bereits der Effekt der Wachstumsabschwächung bei wei
tem Uberkompensiert. 

In die gleiche Richtung wirkt die Variable "Volkswirtschaftlicher Entwicklungsstand", etwa 
gemessen durch den Anteil der landwirtschaftlichen an der gesamten Erwerbsbevölkerung 
(BL/B). Diese Größe tritt in quantitativen Modellen in der Regel nicht explizit hervor, ubt 
aber nichtsdestoweniger einen selbstöndigen Einfluß auf die Abwanderungsrate 3) (WBL) aus. 
Eine internationale Querschnittsanalyse (18 OECD-Länder) ergibt z.B. eine Regressionsglei
chung folgender Form: 4) 

WBL = 3,753 - 0,049 

(!" 0,015) 

R2 = 0,75 

Hieraus geht deutlich hervor, daß eine enge Beziehung zwischen relativer Größe des Agrar
sektors und Abwanderungsrate existiert. 

Bezieht man auch das Bevölkerungswachstum in den Kreis der Wachstumsbedingungen mit ein, 
dann läßt sich ein zusötzliches gewichtiges Argument fUr eine zukunftige Beschleunigungs
wirkung der gesamtwirtschaftlichen Bedingungen auf den landwirtschaftlichen Abwanderungs
prozeß ableiten. Zur Abschötzung der quantitativen Bedeutung verminderten Bevölkerungs
wachstums wollen wir einen Vergleich mit den Nachfragewirkungen sinkender Einkommens
elastizitäten durchfuhren und gleichzeitig annehmen, daß von einem verminderten Bevölke
rungswachstum mittelfristig keine nennenswerten Produktionseffekte ausgehen. 

Bei einem durchschnittlichen jährlichen Wirtschaftswachstum von etwa 4,1% 5) vermindert 
sich die Wachstumsrate der quantitativen Nachfrage nach landwirtschaftl ichen Produkten um 

1) Annahme: Einkommenselastizität von 0,15. 

2) Vgl. T. HEIDHUES, 12, S. 238. Siehe hierzu auch E. WÖHLKEN und H. MEYER, 20, 
S. 142. Die dort angegebenen relativ (im Vergleich zu unseren Annahmen) hohen Elasti
zitätswerte beziehen sich auf die "Verbraucherstufe" . 

3) Genauer: Veränderungsrate des landwirtschaftlichen Arbeitspotentials. Vgl. zum theoreti
schen Nachweis des Einflusses von BL/B auf WBL: O. GANS, 9, S. 52. 

4) Vgl. O. GANS, 9, S. 116. In der ökonometrischen Analyse ergibt sich das Problem einer 
hohen Interkorrelation iwischen den Variablen "Entwicklungsstand" und "Einkommenselasti
zität" (hier: r (11 e' B /B = 0,79) . 

5) Variiert wird die Elastizität und nicht die Wachstumsrate des SP, weil das SP-Wachstum 
neben der landwirtschaftlichen GUternachfrage auch die Vergleichslohnentwicklung ver
ändert. 
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0,41 Prozentpunkte, wenn die NachfrageelastizitCit von 0,2 auf 0, 1 abfCilit (0,412 % = 
4,1 % X 0,1). Die gleiche Nachfragewirkung wCire auch von einem Rückgang des Bevölke
rungswachstums um 0,41 Prozentpunkte zu erwarten, wenn man (ceteris pari bus) Proportiona
litCit zwischen Bevölkerungsgröße und Höhe des Nahrungsmittelkonsums annehmen kann. Wird 
insgesamt hingegen mit einer Verminderung des Bevölkerungswachstums um 0,7 Prozentpunkte 
(gegenüber 1955 - 1969) gerechnet, dann werden die hiervon zu erwartenden Nachfrageeffek
te etwa das 1,75fache (0,70 : 0,41) der von verminderten EinkommenselastizitCiten ausgehen
den DCimpfungseffekte ausmachen. Dies würde, für sich genommen, eine Beschleunigung der 
Abwanderung um 1,45 Prozentpunkte bedeuten. 

Die bisherigen Überlegungen haben gezeigt, daß die zukünftigen Wachstumsbedingungen auf 
eine Forcierung des Abwanderungstempos landwirtschaftlicher ArbeitskrCifte hinwirken . Ob je
doch tatsCichl ich mit einer sCikularen Erhöhung der Abwanderungsrate gerechnet werden muß, 
wird entscheidend von der Entwicklung der landwirtschaftlichen GlobalproduktivitCit abhCin
gen. Nach Übersicht 4 ist bei einer EinkommenselastizitClt von 0,1 einem gesamtwirtschaft
lichen Wachstum von 4,0 - 4,3 %, einer stagnierenden Bevölkerungsentwicklung und einer 
VerCinderung der landwirtschaftlichen GlobalproduktivitCit von jCihrlich 3 % eine Abwande
rungsrate von 4,14 % zu erwarten 1). Dies würde gegenüber der Periode 1950 - 1965 eine 
AbschwCichung bedeuten. 

Um auf differenzierterer Ebene einige Effekte aufzuzeigen, die sich allein bei geringerem ge
samtwirtschaftlichen Einkommenswachstum (OpportunitCitskosten) ergeben, wollen wir im fol
genden den agrarsektoralen Entwicklungsablauf anhand des "dynamischen Analyse- und Pro
gnosesystems" unter der Annahme, daß das jCihri iche Wachstum um 3 Prozentpunkte niedriger 
gewesen wCire, verfolgen. Die Agrarpreise, das allgemeine Preisniveau, die Bedingungen auf 
dem Kapital- und Arbe itsmarkt entsprechen den tatsCichl ichen Entw ickl ungen in der Betrach
tungsperiode . Die von geringerem Wachstum ausgehenden Nachfrage- und Preiseffekte wer
den also hier nicht berücksichtigt. Die Ergebnisse dieses Modellablaufs sind wiederum in rela
tiven Abweichungen gegenüber der Referenzentwicklung dargestellt (Übersicht 5). 

Ähnl ich wie bei der verCinderten Arbeitsmarktsituation gehen hier die Hauptanpassungen von 
einer geringeren Mobil itClt der landwirtschaftl ichen ArbeitskrCifte aus. Wegen der zunehmen
den Unterschiede zwischen hypothetischer und tatsCichl icher allgemeiner Einkommensentwick
lung verstCirken sich die Auswirkungen im Zeitablauf. Überraschenderweise bleiben die Ver
Cinderungen in der ersten HCilfte des Analysezeitraums noch gering, obwohl nach 6 Jahren das 
allgemeine Einkommensniveau bereits um 20 % niedriger liegt. Umso stCirkere Anpassungen 
erfolgen (bei unverCinderter Agrarpolitik) in der zweiten HCilfte des Analysezeitraums. 

Nach etwa 10 Jahren verringerten gesamtwirtschaftlichen Wachstums betrCigt die MobilitCit 
der landwirtschaftlichen ArbeitskrCifte noch etwa 2 bis 2,5 % pro Jahr. Dabei wandern vor-

1) Die durchschnittliche jCihrliche Abwanderungsrate betrug von 1950 - 1965 5 % (gemessen 
in Arbeitsstunden; bei Verwendung der Erwerbsbevölkerung I iegt der Wert erhebl ich niedri
ger), die durchschnittl iche jCihri iche VerCinderung der landwirtschaftl ichen Global produk
tivitCit 5,4 % (bei Messung mit Hilfe einer Cobb-Douglas-Funktion, bei Verwendung des 
Arbeitsstundenkonzeptes sowie der Nettoproduktion) . 
Eine Zurücknahme der ProduktivitCitsentwicklung von 5,4 % auf 3 % mag übertrieben groß 
sein. Würde man von einer unverCinderten ProduktivitCitsentwicklung ausgehen (5,4 %), 
dann wCire ein Anstieg der jCihrlichen Abwanderungsrate auf 6, 18 % zu erwarten. Sieht 
man die Werte von 5,4 % und 3 % als Grenzen an, dann ergibt sich für die Abwanderungs
rate das Intervall [4,14 %; 6,18 % ] . 
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Übersicht 5: Auswirkungen eines verminderten gesamtwirtschaftl ichen Wachstums 

(minus 3 Prozentpunkte pro Jah~ auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß 
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wiegend weniger FamilienarbeitskrCifte ab. Die Modellergebnisse zeigen, daß aufgrund der 
verCinderten Lohn-Zins-Relation ein geringerer Anreiz zur Durchführung von "Rationalisie
rungsinvestitionen " besteht. Erst durch die Ausschöpfung aller KapazitCitsreserven und infolge 
der Produktionsausdehnung werden gegen Ende der Betrachtungsperiode in verstCirktem Ausmaß 
"Erweiterungs investitionen " notwendig. 

Infolge der zunehmenden Produktion I iegt das hypothetische Sektoreinkommen in den letzten 
Jahren um etwa 9 % oberhalb des tatsCichlichen Einkommensniveaus. Die geringeren Lohn-, 
Zins- und Tilgungsaufwendungen führen dazu, daß das "verfügbare Einkommen" noch stCirker 
ansteigt, so daß auch das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen in der Landwirtschaft (gegenüber 
der Referenzentwicklung) annCihemd unverCindert bleiben kann. Im Vergleich zum außerland
wirtschaftlichen Einkommensniveau ergibt sich hierdurch eine DisparitCit von etwa 10 - 20 % 
zugunsten der Landwirtschaft. 

Wie alternative Modellrechnungen zeigen, würde sich bei einer globalen Senkung des Agrar
preisniveaus um 1,5 % pro Jahr gegenüber der Referenzentwicklung eine konstante Einkom
mensdisparitCit 1) ergeben. Trotz einer eingeschrCinkten MobilitCit der ArbeitskrCifte würde die 
Produktionsentwicklung abgeschwCicht, da bei dieser Konstellation sowohl der Vorleistungs
einsatz als auch die InvestitionstCitigkeit stark nachlassen. 

3.3 Erhöhte allgemeine Preissteigerungen 

Das PhCinomen der Inflation, d.h. der anhaltenden allgemeinen Preissteigerungen, ist seit der 
Nachkriegsentwicklung insbesondere in den letzten Jahren wieder in einem verstCirkten Aus
maß festzustellen. Der Agrarsektor kann von inflationCiren Tendenzen in vielfCiltiger Weise 
betroffen werden. Die Auswirkungen inflationCiren Entwicklungen auf die Landwirtschaft wer
den durch die gegenwCirtige Agrarpreispolitik, welche unter anderem die zu erwartenden all
gemeinen Preissteigerungsraten berücksichtigt, stark reduziert. 

Um jedoch den Einfluß einer erhöhten allgemeinen Preissteigerung isol ieren zu können, gehen 
wir im folgenden (hypothetisch) von einem konstanten Agrarpreisniveau aus. Die allgemeine 
Preissteigerung wird pro Jahr um 2 Prozentpunkte gegenüber der Vergleichsentwicklung ange
hoben, so daß das Preisniveau im Durchschnitt der Beobachtungsperiode um etwa 5 % p.a. 
ansteigt. Entsprechend dieser Annahmenkonstellation ergibt sich ein Rückgang der realen 
Agrarpreise von 3,5 % pro Jahr. Die Agrarpreise liegen am Ende der Untersuchungs-
periode um über 30 % unter den tatsCichlichen Realpreisen der Landwirtschaft. Die agrarsek
torale Entwicklung wird dabei von verschiedenen Seiten her beeinflußt. Die Preise für Be
triebsmittel gewerbl icher Herkunft, die Investitionsgüterpreise, der gewerbl iche Lohnsatz und 
die Lebenshaltungskosten steigen gegenüber der Referenzentwicklung zusCitzl ich um 2 Prozent
punkte pro Jahr. WCihrend die zugekauften Betriebsmittel landwirtschaftl icher Herkunft ledig
I ich um einen Prozentpunkt ansteigen (Handels- und Verarbeitungsspanne) bleiben die Preise 
für eigenerzeugte Vorleistungen unverCindert. Der Zinssatz für Fremdkapital wird annahmege
mCiß nicht von der allgemeinen Preissteigerung beeinflußt. 

In Übersicht 6 sind einige aggregierte Ergebnisse des "dynamischen Analyse- und Prognose
systems" zusammengestellt. Sie sollen vor allem im Hinblick auf die Analyse veri:inderter ge
samtwirtschaftlicher Konstellationen (nCichster Abschnitt) den isolierten Einfluß einer erhöh
ten allgemeinen Preissteigerung (Real preissenkung) verdeutl ichen. Unter den angenommenen 
Bedingungen bleibt die Produktionsmenge im Analysezeitraum absolut gesehen annCihernd 

1) Diese Konstellation würde etwa der des "Henrichsmeyer-Modells" entsprechen. Dort ist 
- bei gegebenen NachfrageelastizitCiten - eine fast unverCinderte Sektorproduktion bei 
verCinderten Wachstumsbedingungen zu beobachten. 
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~ Übersicht 6: Auswirkungen einer höheren allgemeinen Preissteigerung (2 Prozentpunkte pro Jahr) 
'" auf den agrorsektoralen Entwicklungsprozeß 
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konstant, wobei sich jedoch die Anteile der einzelnen Produktionsbereiche ändern. Entspre
chend der stärkeren Steigerung der nominalen Vergleichseinkommen und dem Absinken der 
landwirtschaftl ichen Einkommen steigt die Abwanderung der Arbeitskräfte (durchschnittl iche 
Abwanderungsrate: 6 %). Neben der Einschränkung der realen Investitionen (etwa 60 %) ge
genüber der Referenzentwicklung werden in den 70er Jahren die landwirtschaftl ich genutzten 
Flächen verst1:lrkt reduziert (um etwa 10 %). Da bei dieser kräftigen Realpreissenkung die In
vestitionen fast ausschi ießI ich über Fremdkapital finanziert werden, ergibt sich eine erhöhte 
Kapitaldienstbelastung und ein verstärkter Druck auf das "verfügbare Pro-Kopf-Einkommen" 
in der Landwirtschaft. 

3.4 Veränderte gesamtwirtschaftliche Szenarien 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahren zeigt, daß ein gleichzeitiges 
Auftreten von Arbeitslosigkeit, Inflation und verringertem gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
im Bereich des Mögl ichen liegt. Wie die vorangegangenen Ergebnisse gezeigt haben, gehen 
hiervon untersch iedl iche (z. T. entgegengesetzte) Wirkungen auf den Agrarsektor aus. Wegen 
der verschiedenen sich kompensierenden bzw. sich verstärkenden Effekte kann nicht angenom
men werden, daß sich die Gesamtwirkung aus der Summe der Einzeleffekte errechnen läßt. 
Deshalb sollen im folgenden die Ergebnisse eines Mode 11 aufs aufgezeigt werden, bei dem 
gleichzeitig von einer Arbeitslosenquote von 5 % (Relation der offenen Stellen zu Arbeits
losen: 0,2) und einem um 3 % verringerten Wachstum (durchschnittliche jährliche Wachs
tumsrate 2 %) ausgegangen wird. Diese Annahmen entsprechen in etwa den gesamtwirtschaft-
I ichen Konstellationen in den letzten Jahren. Sowohl das gesamtwirtschaftl iche Preisniveau 
als auch die Agrarpreise bleiben unverändert, so daß die realen landwirtschaftlichen Erzeu
gerpreise wie in der Vergangenheit um etwa 1,5 % pro Jahr zurückgehen. 

Übersicht 7 verdeutlicht für die ex post-Periode den agrarsektoralen Entwicklungsverlauf unter 
den angenommenen Bedingungen. Infolge der veränderten Arbeitsmarktsituation und aufgrund 
des geringeren Anstiegs der außeriandwirtschaftl ichen Löhne kommt der Berufswechsel land
wirtschaftlicher Arbeitskräfte beinahe zum Erliegen. Der Zugang an jüngeren Arbeitskräften 
steigt stark an. Die globale Abwanderungsrate in Höhe von etwa 2,5 % bedeutet, daß nach 
15 Jahren der Arbeitskräftebestand um etwa 30 % über dem tatsächlichen Niveau liegt. Im 
Gegensatz zur Alternative "ungünstige Arbeitsmarktsituation" bleibt unter diesen Bedingun
gen der Abwanderungsprozeß während der gesamten Periode stark gehemmt. 

Die landwirtschaftliche Produktion steigt gegen Ende der Beobachtungsperiode um etwa 8 % 
gegenüber der tatsächl ichen Produktion in diesem Zeitraum. Berücksichtigt man den Rück
gang der Nachfrage nach Agrarprodukten (geringeres gesamtwirtschaftl iches Wachstum), so 
ist bei dieser Rahmenkonstellation mit erheblichen Problemen auf den landwirtschaftlichen 
Produktmärkten zu rechnen. 

Die landwirtschaftl ichen Pro-Kopf-Einkommen I iegen um etwa 4 - 8 % unter dem Referenz
niveau. Da entsprechend der angenommenen Bedingungen die außerlandwirtschaftlichen Ver
gleichseinkommen gegen Ende der Beobachtungsperiode um etwa 50 % unterhalb des Referenz
wertes liegen, ergibt sich für die Landwirte eine wesentlich verbesserte Einkommensposition. 
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Übersicht 7: Gesamtwirkungen höherer Arbeitslosigkeit und vermindertem gesamt
wirtschaftlichen Wachstum auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß 
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Wenn man neben der erhöhten Arbeitslosigkeit und dem verringerten Wachstum von einer er
höhten allgemeinen Preissteigerung {2 Prozentpunkte pro JahQ, also einer Senkung der realen 
Erzeugerpreise um 3,5 % pro Jahr (Referenzentwicklung: 1,5 %) ausgeht, so ergeben sich 
stark verHnderte agrarsektorale Entwicklungstendenzen (Übersicht 8) . 

Die Mobil itHt der landwirtschaftl ichen ArbeitskrHfte wird trotz der starken Beeintröchtigung 
der landwirtschaftl ichen Einkommen erheb I ich reduziert. Die Abwanderungsrate I iegt in den 
ersten 10 Jahren um etwa 2 Prozentpunkte unter der tatsöchl ichen Rate in diesem Zeitraum. 
Der starke RUckgang der Pro-Kopf-Einkommen fuhrt dazu, daß in den letzten Jahren öhnl iche 
Abwanderungsraten wie bei der Referenzentwicklung erreicht werden. 

Die Agrarproduktion bleibt in den ersten Jahren nahezu unveröndert; nach etwa 10 Jahren er
folgt ein leichter RUckgang. Wie sich bei der differenzierten Analyse der Produktionsverfah
ren zeigt, verlieren Produktionsverfahren mit hohem Vorleistungs- und Kapitalkoeffizienten 
an relativer Wettbewerbsföhigkeit, während Verfahren mit hohen Arbeitskoeffizienten ihre 
Wettbewerbsstellung verbessern. Das Sektoreinkommen wird im wesentlichen vom Anstieg der 
nominalen Vorleistungsaufwendungen (Inflationseffekt) betroffen. Die steigenden Aufwendun..., 
gen fUr FremdarbeitskrHfte und fUr Fremdkapital (zunehmende Fremdfinanzierungen)· fUhren 
zu einem zusHtzl ichen Druck auf die "verfUgbaren Einkommen". 

Trotz des um 1 Prozentpunkt geringeren Anstiegs der nominalen außerlandwirtschaftlichen Ein
kommen (3 % weniger Wachstum, 2 % mehr Inflation) ergibt sich nach 15 Jahren eine Ver
störkung der Einkommensdisparitöt der Landwirte um zusHtzl ich 30 % gegenUber der Vergleichs
entwicklung . 

Um die Gesamtwirkungen besser mit den Wirkungen bei partieller Variation einzelner gesamt
wirtschaftl icher Variablen vergleichen zu können, sind in Ü,ersicht 9 einige durchschnittliche 
prozentuale Abweichungen der jeweiligen Entwicklungspfade gegenUber den Referenzwerten 
zusammengestellt. Die dabei erfaßten Indikatoren beziehen sich auf ausgewöhlte Größen der 
Einkommensentstehungs- und -verwendungsrechnung. Diese Zahlen bringen lediglich das 
durchschnittliche Ausmaß der Reaktionen, nicht aber die zeitliche Verteilung zum Ausdruck. 

Wie sich beim Vergleich der verschiedenen Alternativen zeigt, ergeben sich je nach gesamt
wirtschaftlichen Bedingungen unterschiedliche Anpassungen der agrarsektoralen Entwicklung. 
Die Ergebnisse deuten darauf hin, daß bei allen Alternativen mit verstörkten agrarpol itischen 
Problemen zu rechnen ist. Diese liegen entweder mehr auf der Angebotsseite (Uberschußpro
bleme) oder mehr beim landwirtschaftlichen Einkommen, um zwei zentrale agrarpolitische 
Ziel bereiche herauszugreifen. Berucksichtigt man gleichzeitig die Nachfragewirkungen, so 
wird sich die Problemlage bei allen Alternativen, mit Ausnahme von AIII , zusätzlich ver
störken. Bei den Alternativen A 11, A 111 und A IV besteht ein Spielraum fUr eine verHnderte 
Agrarpreispolitik. Bei allen anderen Alternativen wurde entweder die Ü,erschußsituation ver
stärkt (im Falle von Agrarpreisanhebungen), oder es wUrden verstHrkte Probleme bei den land
wirtschaftlichen Einkommen auftreten. Die Annahme konstanter nominaler Agrarpreise bei ge
ringerem Wachstum und bei erhöhter Arbeitslosigkeit mag zunöchst unrealistisch erscheinen. 

Bei konstanten Realpreisen (Alternative A IV) wUrden sich erhebliche Marktprobleme ergeben. 
Wöhrend sich bei den impl izit unterstellten Realpreissenkungen (Alternative V) die Markt
probleme nicht wesentlich verschärfen, zeichnet sich hier ein verstörkter Druck auf die land
wirtschaftlichen Einkommen ab. Wenn man gleichzeitig den sektoralen Strukturwandel im 
Sinne einer effizienten Faktorallokation oder etwa die intrasektorale Einkommensverteilung 
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t Übersicht 8: Gesamtwirkungen höherer Arbeitslosigkeit, vermindertem Wachstums und erhöhter allgemeiner 
Preissteigerungen auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß 
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jbersicht 9: Auswirkungen unterschiedlicher gesamtwirtschaftlicher Entwicklungen auf die Landwirtschaft 
(Durchschnitt der jöhrlichen prozentualen Abweichungen gegenUber den Referenzwerten 
wöhrend der 15-j/ihrigen Untersuchungsperiode) 

Gesamtwirt- Einzelwirkungen Gesamtwirkungen 
schaf tl iche UngUnstigere Geringeres Erhöhte Arbeitslosigkeit Arbeitsl osigke i t, 

Bedingun- Arbeitsmarkt- gesamtwirt- gesamt- und geringes Inflation und geringes 
gen 1) situation schaf tl iches wirtsch. Wachstum Wachstum 

Wachstum Inflation 
Ergebnisvariablen A I A 11 A 111 A IV A V 

Bruttoproduktion 
1.4 1.7 - 5.2 2.9 - 0.8 

(jeweilige Preise) 

Bodenproduktion 2.0 0.6 - 3.3 1.6 4.7 

Tierproduktion 0.9 2.4 - 6.8 3.6 - 4.1 

Vorleistungen 
0.3 1.6 1.9 2.1 4.7 

O:~_E:.i!~f!~!!~!,s:L __ ----------------------------------------------------------------------
"Sektoreinkommen" 2.4 1.9 - 12.0 3.7 - 6.2 

"Einkommen der 
- 2.2 4.6 16.5 3.1 - 11.4 -Landwirte" 2) 

"VerfUgbares - 1.6 7.2 - 21.0 5.9 - 13.0 
Einkommen" 

"VerfUgbares Einkom- - 8.0 1.9 - 17.2 - 5.6 - 19.6 
men je FVAK" 3) 

"Konsumeinkommen 
- 6.9 1.1 - 7.9 - 6.6 - 12.2 __ L~fy"~~~'_~L _____ ----------------------------------------------------------------------

Investitionen 
- 6.5 -3.7 - 17.6 - 4.7 - 20.0 

(jewei I ige Pre ise) 

davon Eigen-
- 5.5 11.5 - 61.3 10.0 - 52.5 

finanzierung 

Arbeitseinsatz 10.9 4.9 - 5.1 15.9 12.7 

Bodeneinsatz 0.4 1.4 - 2.9 0.1 - 0.1 

1) Zur Spezifizierung der Alternativen siehe Text 
2) "Einkommen der Landwirte" = "Sektoreinkommen" - Fremdlöhne - Fremdzinsen 
3) FVAK = Famil ienvollarbeitskraft. 
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mit in die Überlegungen einbezieht, so ist mit einer enormen Verschi:lrfung der agrarpoliti
schen Prob I emlage zu rechnen. 

Ausgehend von diesen Problemen und von den engen Grenzen der Agrarpreispolitik liegt nun 
die Schi ußfolgerung nahe, in verstärktem Maße nach al ternativen agrarpol itischen Instrumen
ten Ausschau zu halten. In Abhängigkeit von den gesamtwirtschaftlichen Bedingungen, ihren 
Auswirkungen auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß, vor allem auf die Ziele der Agrar
pol itik sowie auf den veri:lnderten finanzpol itischen Spiel raum sind unterschiedl iche Alterna
tiven in Erwi:lgung zu ziehen. Bei verstärkter Arbeitslosigkeit und bei geringerem gesamtwirt
schaftlichem Wachstum sollten Maßnahmen zum Einsatz kommen, die mögl ichst wenig produk
tionsstimulierend wirken. Dabei ist unter anderem auch an eine Änderung bestehender Maß
nahmen im Bereich der Struktur-, Steuer- und Sozialpol itik zu denken. So könnte z. B. eine 
Reduzierung der Investitionsförderung dämpfend auf die Erwe iterung der Produktionskapazitä
ten wirken. Bei einer verstärkten Förderung der Arbeitsmobilität (z.B. durch Umschulung) ist 
gegenUber den Bedingungen, wie sie in der Referenzperiode vorlagen, mit einem geringeren 
Wirkungsgrad zu rechnen. Für die Beurteilung dieser Maßnahme ist der gesamtwirtschaftl iche 
Nutzen zusi:ltzlich abwandernder Landwirte unter den verönderten gesamtwirtschaftlichen und 
landwirtschaftl ichen Bedingungen (hier: veränderte gesamtwirtschaftl iche und landwirtschaft
liche Schattenpreise der Arbeit) von entscheidender Bedeutung. Ein versti:lrkter Übergang zu 
direkten Einkommensübertragungen kann bei pessimistischen Annahmen Uber die gesamtwirt
schaftlichen Entwicklungen von der finanzpol itischen Seite her begrenzt sein. Insbesondere 
ist dabei davon auszugehen, daß das Steueraufkommen versti:lrkt unter Druck gerät und daß 
bei den angenommenen Bedingungen die Förderung des gewerb I ichen Sektors an Priorität ge
winnt. Hinsichtlich der beiden Ziele Einkommen und Marktausgleich könnte eine Kontingen
tierung des Angebots bei einigen Produkten erfolgversprechend sein. Allerdings ist dabei mit 
einem verstörkten Angebot bei nicht kontingentierten Produkten und mit negativen Alloka-
tionswirkungen zu rechnen. . 

Eine Basis fUr eine differenzierte Beurteilung von agrarpolitischen Maßnahmen bei veränder
ten gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen lößt sich erst gewinnen, wenn man die Auswirkungen 
alternativer agrarpolitischer Maßnahmen auf den agrarsektoralen Entwicklungsprozeß im ein
zelnen verfolgt. Die hier dargestellten Ergebnisse geben vorerst ledigl ich einige Hinweise für 
eine mögl iche Änderung des agrarpol itischen Instrumenteinsatzes . 

4 Zusammenfassende Schi ußbemerkungen 

Ausgehend von der Überlegung, daß für die Analyse der Agrarpalitik bei veränderten gesamt
wirtschaftlichen Bedingungen der Einfluß dieser Bedingungen auf die agrarsektorale Entwick
lung von zentraler Bedeutung ist, wurde mit Hilfe verschiedener empirisch getesteter Modelle 
versucht, einige Wirkungen quantitativ zu ermitteln. Sowohl unter analysetechnischen als 
auch unter problembezogenen Gesichtspunkten erweist sich zunächst die Analyse der Auswir
kungen einzelner gesamtwirtschaftlicher Variablen und darauf aufbauend die Analyse von ver
önderten gesamtwirtschaftl ichen Szenarien als zweckmäßig. 

Die aufgezeigten aggregierten Ergebnisse verdeutl ichen die wichtigsten Reaktionen und An
passungen des Agrarsektors bei unterschiedl ichen gesamtwirtschaftl ichen Entwicklungen. We
gen der geschlossenen modellmößigen Betrachtung treten dabei in verschiedenen Bereichen 
Folgewirkungen zutage, die bei einer partiellen Betrachtung (beispielsweise anhand eines 
partiellen Mobilitätsmodells) nicht aufgezeigt werden können. Die geschlossene und gleich
zeitig dynamische Betrachtung macht Ruckwirkungen auf den Entwicklungsablauf deutlich, 
die für die Beurteilung der Problemlage von entscheidender Bedeutung sind. Die geschlossen 
nach Produkten und Faktoren differenzierte Betrachtung auf aktivitätsanalytischer Basis 
stell t sicher, daß die Ergebnisse in sich konsistent sind. Außerdem lößt sich anhand der diffe-
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renzierten Ergebnisse die jeweilige Problemlage umfassender erkennen (wie z.B. Probleme 
auf den einzelnen Produktml:lrkten). Darauf bezogen lassen sich Ansatzpunkte fUr eine Ände
rung des agrarpolitischen Instrumenteinsatzes spezifischer fassen. Die ergl:lnzenden Analysen 
zur Abwanderungsstruktur landwirtschaftl icher Arbe i tsk rl:lf te bringen fUr die Beurteilung der 
Mobil itl:ltsmtSgl ichkeiten und der gesamtw i rtschaftl ichen Effekte verstl:lrkter Mobil itl:ltsförde
rung vor allem bei "struktureller" Arbeitslosigkeit zusl:ltzl iche Einsichten. 

Die Ergebnisse der ex post-Analyse zeigen, daß die Agrarpol itik bei ungUnstigeren gesamt
wirtschaftlichen Entwicklungen mit verschiedenen zusl:ltzlichen Problemen belastet wird. Ein
deutige Aussagen fUr die Anpossung der Ag ra rpol itik an verl:lnderte Bedingungen lassen sich 
allerdings ohne eine eingehendere Analyse der Wirkungen unterschiedlicher agrarpolitischer 
Instrumente nur in begrenzter Weise ableiten. 

Die aufgezeigten Wirkungen verl:inderter gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen können 
daruber hinaus nicht unmittelbar auf die Zukunft Ubertragen werden; denn neben den gesamt
wirtschaftlichen Entwicklungen und dem agrarpolitischen Instrumenteinsatz wird die kUnftige 
agrarsektorale Entwicklung unter anderem entscheidend von der gegenwl:irtigen Ausgangslage 
und von zukunftigen Produktivitl:ltsfortschritten bestimmt. Die generelle Unsicherheit sowie 
die unterschiedlichen Prognosen Uber die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den letzten 
Jahren lassen die Bedeutung einer laufenden Analyse der vergangenen und kUnftigen Entwick
lung des Agrarsektors sowie der Wirkungen unterschiedlicher Instrumente auf der Basis aktuel
ler Informationen fUr den agrarpolitischen Entscheidungsprozeß deutlich erkennen. Die in die
sem Beitrag vorgestellten ex post-Analysen stellen ledigl ich einen ersten Schritt in diese Rich
tung dar. 
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Problemstellun..9l Gemeinsame Agrarpolitik bei unterschiedlich~esamtwirtschaftlichen 

Bedingungen 

Dieses Thema kann sehr unterschiedl ich aufgefaßt werden, und jede Interpretation erfordert 
im Rahmen eines Kurzreferates eine enge Eingrenzung, die nur eine Andeutung aller Zusam
menhi:lnge erlaubt. Man könnte z. B. philosophieren uber den Begriff "gesamtwirtschaftliche 
Bedingungen", sind diese doch nicht etwa naturgesetzl iche Faktoren, sondern in großem Maße 
Ergebnisse von Entscheidungen, die durchaus nicht immer vom "homo oeconomicus" gefi:llit 
werden. SCHULTZ (13, S. 310) meint sogar, einen wachsenden Widerstand gegen die Wirt
schaftswissenschaften bei pol itischen Entscheidungen und eine zunehmende Vernachli:lssigung 
ökonomischer Erkenntnisse durch die Regierungen erkennen zu können. Diese Feststellung ist 
erstaunl ich, wenn man bedenkt, mit welch wachsender Papierflut von Gutachten, Analysen 
und Prognosen sich pol itische Entscheidungstri:lger ihre Entscheidungen - wenigstens nach 
außen hin - "erschweren". DemgegenUber war die Entscheidung BISMARCKS fUr den Getreide
zoll vor ungefi:lhr hundert Jahren noch ein einfacher Vorgang. Wollte man das Thema also 
erschöpfend behandeln, mUßte es nach einer Definition gesamtw i rtschaftl icher Bedingungen 
aus verschiedener Sicht behandelt werden, zum Beispiel: 
- historisch-deskriptiv, indem die Agrarpol itik im Verlaufe der Wirtschaftsgeschichte 

analysiert wird, 
- theoretisch-abstraktiv, indem die Ag ra rpol itik als Funktion bestimmter definierter 

Bedingungen erkli:lrt wird, 
- empirisch-li:lndervergleichend, indem die ökonomischen Bedingungen und ihre Konsequenzen 

fUr die Agrarpol itik anhand unterschiedl icher Gegebenheiten erkli:lrt werden. 

Im Gegensatz zu den Hauptreferenren, die die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung zum An
laß nehmen, sich auf den an zweiter Stelle genannten Aspekt zu konzentrieren, möchte ich 
den dritten in den Mittel punkt meiner AusfUhrungen stellen. Dazu bietet sich die vieldisku
tierte europi:lische Agrarpolitik an: sie hat einmal schon Geschichte gemacht - wenn auch 
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keine sehr rühmliche -, und zum anderen sind Lönder unterschiedlicher wirtschaftlicher Be
dingungen daran beteil igt. Nicht zuletzt ist der Weg europCiischer Agrarpol itik gepflastert 
mit Gutachten und Vorschlögen aller Art, die nur in geringem Maße politische Fehlentschei
dungen verhindern konnten. Die europCiische Agrarintegration - und in ihrem Rahmen die ge
meinsame Agrarpolitik - ist deshalb ein geeignetes Beispiel, an dem sich zeigen lößt, unter 
welchen gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen eine sektorale Integration und Pol itik weder 
funktionsföhig noch sinnvoll sein kann. Deshalb scheint es mir notwendig zu sein, die folgen
den - mehr ökonomischen - Überlegungen am Schluß meines Korreferats sub specie der ver
wirrenden politischen Entwicklung der europöischen Integration zu sehen. 

Die Idee einer gemeinsamen Agrarpolitik basiert auf der Annahme, daß eine einmal in Gang 
gesetzte sektorale Integration einen Integrationssog auf andere Wirtschaftsbereiche - mit de
nen der integrierte Sektor verflochten ist - ausübe, und außerdem pol itische Zwönge zu ge
meinsamem Handeln schaffe. So gesehen wirke sich der integrierte Sektor auch ausgleichend 
auf Lönder unterschiedl ichen Standes der volkswirtschaftl ichen Entw icklung aus (5, S. 434 ff) . 
Inzwischen zeigt sich immer deutlicher, daß eine gemeinsame Agrarpolitik und eine fort
schreitende Integration ohne vorherige politische zentrale Willensbildung zum Scheitern ver
urteilt ist. Es mag auch verwundern, daß bei der Entscheidung zu dieser europöischen Inte
grationsstrategie wichtige Gesichtspunkte vernachlössigt wurden/und dies trotz vieler warnen
der Stimmen aus berufenem Munde. So prognostizierte der Schweizer Nationalökonom 
RÖPKE (10) ein großes Fiasko. Er sah in der Bürokratisierung und Perfektionierung der EG
Gremien - denen darüber der Blick für die großen Ziele verlorenginge - das Resultat eines 
wirtschaftlichen Interessen-Kleinkrieges. Wie unfruchtbar eine vorweggenommene wirtschaft
liche Teilintegration sei, zeigte er an der Funktion der Wöhrungspolitik auf. Geradezu be
schwörend schrieb er (10, S. 5): "Sie begreifen nicht, daß ein europöisches Wöhrungssystem 
in unserer Zeit, in der Geld- und Kreditpolitik unlöslich mit der übrigen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik des Staates verknüpft ist, mehr als je einen echten europöischen Staat voraus
setzt ... ". Daran möchte ich meine Ausgangsthese knüpfen und sagen: Die gemeinsame 
Agrarpolitik war von Anfang an zum Scheitern verurteilt, da bei unterschiedlichem Stand ge
samtwirtschaftl icher Bedingungen eine pol itische Einigung der Integrationslönder vorausgehen 
muß, damit divergierende Entwicklungen in allen Teilbereichen wöhrend der Einigungsphase 
verhindert und bestehende Unterschiede abgebaut werden können. Der sektoralen Agrarinte
gration - und damit der gemeinsamen Agrarpolitik - fehlt sozusagen der archimedische Punkt 
(also entweder gleichartige gesamtwirtschaftl iche Bedingungen oder eine zentrale pol itische 
Entscheidungsstelle) . 

2 Theoretische Grundbedingungen einer wirtschaftlichen ~ation 

Ob ökonomische Überlegungen bei einer Integration von Staaten zu den Haupt- oder Neben
zielen gerechnet werden, mag dahingestellt bleiben; ohne wirtschaftl ichen Gesamtnutzen 
I ieße sich eine Integration von Volkswirtschaften - 'oder auch Wirtschaftssektoren - jedenfalls 
schwer begründen. Ökonomisch gesehen ergibt sich ein Integrationserfolg durch bill igere Pro
duktion und billigere Verteilung von Gütern, ein Effek~der durch den größeren Raum, die 
größere Bevölkerung und den Fortfall nationalwirtschaftl icher Rival i töten entsteht. Dies be
deutet eine Ausnutzung der komporativen Kostenvorteile, der größere Raum bedingt eine 
größere Mannigfaltigkeit der Standortbedingungen. Dadurch ergibt sich, global gesehen, 
die Möglichkeit, die Produktion auf den Gesamtraum zu verteilen, daß die jeweils gering
sten Produktionskosten entstehen (3, S. 8 ff) . 

Eine Integration ist ökonomisch nur dann sinnvoll, wenn diese Vorteile entstehen und genutzt 
werden können, wenn sie also Verschiebung von Standortgewichten zur Folge hat. Das kann 
direkt zum günstigeren Standort geschehen oder zu Orten rationellerer Massenfertigung oder 
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auch durch Aufgabe unwirtschaftlicher Produktionen. Die größere Bevölkerung vermag dann 
Uber einen größeren Absatz zu bewirken, daß die Gesamtproduktionen, Spezial produktionen 
oder die Verteilung zu geschlossenen, technisch rationelleren Arbeitsgöngen vereinheitlicht 
wird. Die Folge ist auch eine bessere Ausnutzung des technischen Fortschritts. Es kann sich 
dann eine Standortverteilung einpendeln, indem jedes Land dasjenige produziert, das es rela
tiv am bill igsten herstellen kann. Das bedeutet nicht etwa, daß die Standorte nur einseitig 
wandern (im Extremfall alle in eines der Integrotionslände~. Die Standorte bewegen sich 
nach dem Gesetz der komparativen Kosten in verschiedene Richtungen. Eine andere Mtiglich
keit wöre schon aus sozialen GrUnden gar nicht denkbar, da es sonst zu Massenwanderungen 
von Arbeitskröften und totaler sozialer und wirtschaftlicher Erosion von Teilröumen käme. 

Voraussetzung fUr die Integration ist natUrl ich, daß Bezug und Absatz sämtl icher GUter im 
neuen, integrierten Raum jederzeit und bedingungsgleich gewöhrleistet sein mUssen . Werden 
zum Beispiel in einem Land unwirtschaftliche Produktionen aufgegeben, so muß dieses Land 
die Gewähr haben, danach jederzeit und zu gleichen Bedingungen wie der Konkurrent an 
die GUter heranzukommen (1, S. 212). Soll eine solche Integration - sei es eine Gesamt-
oder Teil integration - uberhaupt funktionsfähig und ökonomisch sinnvoll sein, so mUssen Be
zug und Absatz der GUter, ihrer Vorprodukte und ihrer Konkurrenzguter, d.h. praktisch alle 
von der Integration betroffenen GUter, im neuen Raum jederzeit und zu nahezu gleichen Be
dingungen erfolgen können. Dies setzt einen langfristig gesicherten Abbau sämtlicher Handels
schranken und eine wirtschaftspal itische Angleichung gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedin
gungen voraus (3, S. 11 ff). Bei administrierten gemeinsamen Preisen einer Teil integration 
verschärfen sich diese Bedingungen zusätzl ich. Diese Voraussetzungen lassen sich nur bei 
einer währungspal itischen Koordination erfullen. Richtige und richtigbleibende Wechselkurse 
bei freier Preisbildung sorgen fUr eine ausgeglichene Zahlungsbilanz, ohne die eine dauer
hafte Liberalisierung undenkbar ist. Die Betonung I iegt auf "richtig bleibenden" Wechsel
kursen. "Wenn das Land A bei ursprUnglich richtigen Wechselkursen eine allgemeine Preis
steigerung erleidet, während die Preise in den Ubrigen Ländem stabil bleiben oder doch nicht 
entsprechend steigen, so ist ein Zahlungsbilanzungleichgewicht die Folge, solange die Wech
selkurse fest bleiben. Die Preissteigerung bei A hat ja bei gleichbleibenden Wechselkursen 
zur Folge, daß Importwaren billiger werden im Vergleich zur Inlandsware, also hereinströmen, 
während Exportwaren teurer werden, der Export also erschwert wird" (1, S. 213). KUnstliche 
Handelsbeschränkungen und damit Desintegration I iegen dann sehr nahe. 

Nun kommt noch eine Bedingung hinzu, deren Erfullung besonders wichtig ist fUr eine sekto
rale Integration mit gemeinsamen, administrierten Preisen: Die Wechselkurse mUssen auch 
stabil sein, sie dUrfen nicht ständig schwanken. Schwankende Wechselkurse verändem die 
Produktionskostenrelationen, wodurch eine langfristige Standortgestaltung unmöglich wird. 
Die entstehenden Produktionsunsicherheiten wirken sich negativ auf den Integrationsvorgang 
aus. Gleichzeitig muß die Preisentwicklung in den Integrationsländem in Ausmaß und Struktur 
mögl ichst gleichmäßig verlaufen. Bei einer sektoralen Integration ist ein wirtschaftlicher 
Erfolg noch schwieriger zu erreichen: Will man - wie bei der europäischen Agrarintegration -
einheitliche Wettbewerbsverhältnisse auf einem Teilmarkt schaffen, muß dieses Unterfangen 
immer sehr unvollkommen bleiben: "Man mUßte, um wirkl ich Ort und Art der rationellsten 
Produktion zu finden, vielmehr auch bei allen den GUtem und Dienstleistungen, die fUr die 
Produktionen jenes teil integrierten Gutes Kosten sind, ebenso fUr die GUter oder Dienstlei
stungen, mit denen jenes Gut konkurriert, endlich fUr die Guter, die aus jenem Gut gefer
tigt werden, gleiche Bedingungen schaffen. Ist das nicht geschehen, sind auch hinsichtl ich 
jenes Gutes die Wettbewerbsbedingungen niemals wirklich gleich" (1, S. 215). Der Zahlungs
bilanzausgleich wird in diesem Falle eben Uber solche Märkte und Wirtschaftssektoren mit um 
so schärferen Reaktionen hergestellt, die noch nicht integriert sind. Auf diesem Wege kann 
eine sektorale Integration selbstzerstörerisch wirken. Bei einer Bindung gemeinsamer admini-
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strierter Preise an eine Rechnungseinheit in einer sektoralen Integration ist eine absolute Sta
bilitöt der Wechselkurse unbedingt Voraussetzung fUr einen Integrationserfolg. Gemeinsame 
Preise allein garantieren keinen von Wettbewerbsverzerrungen befreiten Warenverkehr auf 
den integrierten Teilmörkten. Wenn die Inflationsraten der Integrationslönder divergieren, 
muß ein solches Integrationssystem sinnlos werden (7). Einseitige Wechselkurskorrekturen 
eines der Integrationslönder - die sich bei Teilintegration kaum vermeiden lassen - fUhren 
eben bei gemeinsamen administrierten Preisen zu einer Senkung (Erhöhung) der Erzeugerpreise 
um den vollen Aufwertungssatz (Abwertungssatz) und damit zu einer Verschlechterung (Ver
besserung) der terms of trade des betreffenden Landes und zu einer Beeintröchtigung der Han
deisströme (8) und letztl ich zu Fehlallokationen . 

Die Folgerungen liegen klar auf der Hand: Am ehesten ist eine Gesamtintegration ökonomisch 
mögl ich und sinnvoll, d. h. eine zentrale Willensbildung fUr alle Teilbereiche, voran die 
Wirtschafts- und Wöhrungspol itik. FUr den Erfolg einer sektoroien Integration ist dies eine 
conditio si ne qua non, im besonderen bei gemeinsamen, festgelegten Preisen. Anders kann 
keine gemeinsame sektorale Pol itik wie die gemeinsame Agrarpol itik bei unterschiedl ichen 
gesamtwirtschaftl ichen Bedingungen funktionieren. Diese Erkenntnis ist bestimmt nicht neu 
und auch nicht erst ex post aus den oisherigen Erfahrungen mit der europCIischen Agrarinte
gration gewonnen, ex ante war sie schon bei den Argumenten fUr und wider eine europöische 
Agrarunion auf OEEC-Ebene zu finden (5) . 

3 Folgerungen fUr die gemeinsame Agrarpol itik 

An dieser Stelle soll nicht noch einmal der fragwUrdige Zustand der gemeinsamen Agrarpolitik 
in Einzelheiten beschrieben werden. Es mag genUgen festzustellen: Die sektorale europCIische 
Agrarintegration wurde auf der Basis der gemeinsamen Agrarpolitik durchgefuhrt 
- trotz sehr unterschiedl ichen Standes der volkswirtschaftl ichen Entwicklung der Integrations

I önder, dom it untersch iedl ichen Faktorproportionen und Opportun itötskosten, 
trotz der geringen Wahrscheinl ichkeit, daß wichtige Integrationslönder bereit sein wUrden, 
auf eine autonome Wirtschafts- und Wöhrungspol itik zu verzichten oder diese trotz unter
schiedlicher Interessenlage auf Teilgebieten zumindest harmonisieren wUrden; 
trotz der Erkenntnis, daß weder eine gemeinsame Agrarpreis- noch eine gemeinsame Agrar
strukturpolitik in ihrer Wirkung so kontrolliert werden kann wie z.B. eine gemeinsame Poli
tik fUr Kohle und Stahl 1), 
trotz der voraussehbaren Entwicklung, daß die nationalen Interessen die gemeinsamen Be
schlUsse innerhalb des integrierten Sektors unterlaufen wUrden (z. B. Uber Steuern, soziale 
Maßnahmen etc')i 
trotz der Warnung vor einer agrarprotektionistischen Blockbildung, die nicht nur an inne
ren Problemen erkranken, sondern in dieser Form auch große außenwirtschaftl iche Belastun
gen mit sich bringen muß. 

1) Dieser kapital intensive Industriezweig besteht aus einer relativ Ubersichtl ichen Anzahl von 
Betrieben. Außerdem sind die technische Rationalitöt der Betriebe und die Transportkosten 
so deutl ich fUr die Kostenstruktur verantwortl ich, daß bei Berucksichtigung dieser Kosten
faktoren auch durch erhebliche Verzerrungen des Wechselkurses die Standortverteilung nie 
völlig falsch sein wird. "Bei der Landwirtschaft handelt es sich dagegen Uberhaupt nicht 
um die Standortwahl als solche, sondern um Standortgewichtung, also um die Kombination 
der verschiedenen Produktionsformen in den Betrieben und um die Verlagerung von Produk
tionsschwergewichten innerhalb dieser Kombinationen. Zumal infolge des innerbetriebl i
chen Kostenzusammenhangs aller im Betrieb vorgenommenen Produktionen handelt es sich 
um kostenmößig so diffizile Erwögungen, daß schon geringere Wechselkursfehler zu Föl
schungen der Standortgewichte fUhren können, die spöter aus agrarsozialen Erwögungen 
heraus nur mit Schwierigkeiten wieder korrigierbar sind" (1, S. 218 ff) . 
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Inzwischen hat die internationale wirtschaftliche Entwicklung die Divergenzen der gesamt
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Integrationsltlnder verschtlrft (4 und 11). Tabellen 
1 und 2 zeigen das Auseinanderdriften am Beispiel der Lohnkosten je Produkteinheit und der 
Verbraucherpreise . 

Tabelle 1: Lohnkosten je Produkteinheit 1) in ausgewClhlten Ltlndern - Vertlnderung gegenUber 
dem Vorjahr in Prozent 2) 

Land 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 4) 

BRD 3) +11,2 +10,0 + 6, 1 + 8,0 + 9,2 + 7,8 + 2,0 

Belgien + 5,6 + 9,2 + 8,7 + 8,5 +15,2 +21,0 + 8,5 

Dtlnemark +11,3 + 9,2 + 7,6 +12,4 +17,3 +16,5 + 6,5 

Frankreich + 6,8 + 6,6 + 6,4 + 8,6 +15,4 +17,0 + 6,5 

Großbritannien + 9,3 + 8,0 + 9,0 + 9,1 +20, 1 +31,0 +13,0 

Irland +13,8 +12,0 +10,0 +14,0 +17,4 +22,0 +11,5 

Italien +11,3 +12,8 + 8,0 +13,8 +20,7 +24,7 +13, ° 
Niederlande + 7,2 + 9,8 + 7,7 +10,8 +12,2 +15,5 + 7,0 

1) Bruttoeinkommen aus unselbstClndiger Arbeit je Einheit des realen Bruttosozialproduktes 
2) Angaben in LandeswClhrung 
3) Bundesrepublik Deutschland: Sch1itzung 
4) Sch1itzung 
Quelle: 4, S. 30 

Tabelle 2: Verbraucherpreise in ausgewtlhlten L1indem,Vertinderung gegenUber dem ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum 1) 

Land 
1960 
bis 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 3) 
1969 2) 

BRD + 2,6 + 3,4 + 5,3 + 5,5 + 6,9 + 7,0 + 6,0 + 4,5 

Belgien + 2,9 + 4,0 + 4,3 + 5,5 + 7,0 +12,7 +12,8 + 9,5 

DClnemark + 6,0 + 6,4 + 5,5 + 6,9 + 9,3 +15,4 +15,4 + 9,0 

Frankreich + 3,9 + 5,3 + 5,5 + 5,9 + 7,3 +13,7 +13,7 + 9,5 

Großbritannien + 3,8 + 6,4 + 9,5 + 6,8 + 9,4 +15,9 +15,9 +17,0 

Italien + 3,8 + 5,0 + 5,0 + 5,6 +10,4 +19,1 +19,1 +17,0 

Niederlande + 4,2 + 4,4 + 7,5 + 7,8 + 8,0 + 9,6 + 9,6 + 9,0 

1) Aus Angaben in LandeswClhrung 
2) Durchschnitt j1ihrlicher Vertlnderung 
3) SchCltzung 
Quelle: 4, S. 30 
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Die Zahlen illustrieren die Entwicklung, daß sich gerade die großen EG-lönder weit vonein
ander entfernen: WHhrend die Bundesrepublik die niedrigsten Steigerungsraten der Lohnkosten/ 
Produkteinheit wie auch der Verbraucherpreise aufweist, liegen Großbritannien und Italien 
auf der anderen Seite, Frankreich nimmt eine MittelsteIlung ein. In großem Maße sind diese 
gesamtwirtschaftlichen Unterschiede auf unterschiedliche Wirtschafts- und Wöhrungspolitik 
zurUckzufUhren, besonders seit Beginn der internationalen Wirtschaftskrise 1974, deren Ende 
noch nicht abzusehen ist (4). 

Die Richtigkeit der zitierten Warnung RÖPKES hat sich bewahrheitet: Innerhalb des gemein
samen Agrarmarktes haben sich mehr und mehr desintegrative Entwicklungen ergeben, sa daß 
die wesentlichen Grundbedingungen einer gemeinsamen Agrarpolitik nicht mehr gegeben sind. 
Selbst im Bericht der EG-Kommission zur Lage der Landwirtschaft in der Gemeinschaft 1976 
(9, S. 96 ff) wird zugegeben, daß von einem freien landwirtschaftlichen Warenverkehr, ge
schweige denn von einer Standortgewichtung - Voraussetzungen fUr den Integrationserfolg -
nicht mehr die Rede sein kann. Die Kommission nennt dabei drei Erscheinungsformen der 
Desintegration (9, S. 96): 

1. Die monetöre Instabilitl.it fUhrt zu WHhrungsausgleichsbetrögen, wodurch erheb I iche Preis
unterschiede entstehen (vgl. dazu auch 11) . 

2. Der Umfang der einzelstaatlichen Beihilfen und ihre wettbewerbsverzerrende Wirkung 
wird stöndig gesteigert. 

3. Ebenso wettbewerbsverzerrend wirken die zunehmenden "nicht-tarifl.iren HandeIshemm
nisse" . 

Da wesentliche ökonomische Vorbedingungen - ganz abgesehen von den politischen - fUr eine 
gemeinsame Agrarpolitik dieser Art nicht gegeben sind - weder fUr die Preis- noch fUr die 
Strukturpolitik (vgl. 2, S. 154 ff, und 12, S. 2 ff) -, sollte von ihr abgegangen werden. Da
mit können nicht nur erhebliche Kosten gespart, sondern auch Fehlentwicklungen verhindert 
werden, die letzten Endes zur "Selbstzerstörung" der Integration fUhren und zum Teil schon 
gefuhrt haben (z.B. Grenzausgleich) . Die daran anschließende Forderung ist eine politische, 
n!:lml ich eine totale Umdrehung der Integrationsstrategie: Erst Schaffung eines echten, föde
ralen europ!:lischen Unionsstaates mit zentraler Willensbildung, in dessen Macht es liegt, die 
gesamtwirtschaftlichen Bedingungen und Aktivit!:lten zu harmonisieren und Integrationsdiszi
plin zu schaffen. Solange sollte die europöische Agrarpolitik ganz offen renationalisiert wer
den, de facto ist sie es ohnehin bis auf den Finanzausgleich. Im Hinbl ick auf eine zukUnftige 
gemeinsame Agrarpolitik unter anderen Vorzeichen sollten allerdings die Mörkte koordiniert 
organisiert bleiben. Auch können ohne weiteres gemeinsame Richtlinien fUr die Agrarstruktur
politik belassen werden, deren DurchfUhrung und Finanzierung eben nationalisiert wird. 

Bis zur Schaffung eines europöischen Staatenverbandes könnten die europöischen Lönder im 
Rahmen des GATT auch fUr den Agrarsektor Liberalisierungsschritte befUrworten, die interne 
wie auch außenwirtschaftliche Probleme entschörften. Jedenfalls erscheint ein Festhalten an 
der gemeinsamen Agrarpolitik immer weniger sinnvoll. Wenn man gar - einmal abgesehen von 
den ökonomischen Aspekten - die politische Uneinigkeit bis hin zum löcherlichen Disput vor 
Augen h!:llt, kann man noch die Frage stellen: Cui bono? 
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Innerhalb der EG-Marktorganisation weist die Zuckermarktordnung die höchste Intensität 
staatl icher Eingriffe auf. Sie ist durch einen Außenhandelsschutz, straffe Produktionsmengen
regelungen auf dem Binnenmarkt, Garantien fUr die Preise des Fertig- und des Agrarrohpro
duktes, der Verarbeitungskosten, der Lagerkosten und der RUbentransportkosten gekennzeich
net. Streng genommen ist sogar die Verbrauchsmenge insgesamt einer staatlichen Regelung 
unterworfen. 

Eine Produktionsmengenregelung - ähnlich wie sie auf dem Zuckermarkt gehandhabt wird -
stand und steht als ein mögl iches wichtiges Instrument im Rahmen der Agrarpreispol itik indu
strial isierter Länder immer wieder im Mittelpunkt der Diskussion (BRANDOW, 4; COCHRANE, 
7; SCHMITT, 25, S. 10 - 22). Sehr intensiv wurde das Konzept der Mengenkontingentierung 
angesichts der Marktsituation auf dem EG-Milchmarkt analysiert (RODEMER, RÖCKEISEN, 
21). Es wird betont, daß bei FortfUhrung der EG-Agrarpreispolitik im bisherigen Rahmen Uber 
Mindestpreisregelungen und einer gleichzeitigen Begrenzung der Ausgaben des EG-Haushaltes 
fUr die Agrarmarktstutzung zwangsläufig Mengenkontingentierungen eingefUhrt werden mUssen . 
Aus der allgemeinen Wettbewerbstheorie (von STACKELBERG, 26, S. 89 f.) ist seit langem 
bekannt, daß immer dann, wenn ein administrierter oder kartellierter Preis Uber einem ver-
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muteten Gleichgewichtspreis festgelegt wird, Mengenregelungen folgen mUssen. Dieser Zu
sammenhang zeigt sich auch im Bereich der Agrarpolitik. Liegen die Mindestpreise langfristig 
uber Gleichgewichtspreisen, so nimmt die Selbstversorgung tendenziell zu; es kommt zu Über
schUssen. Der Milchmarkt, in der Tendenz der Rindermarkt und der Getreidemarkt der EG ge
ben Zeugnis von diesem Automatismus. 

Soll somit die Mindestpreispolitik in der EG und die Dominanz ihrer Einkommensfunktion er
halten bleiben und wird damit gerechnet, daß die EG-Haushaltsmittel nicht unbegrenzt zur 
AgrarmarktstUtzung zur VerfUgung stehen, ist die Forderung nach einer Produktmengen- oder 
Faktorkontil'lgentierung folgerichtig (WEINSCHENCK, HENRICHSMEYER, 28). Soll eine Kon
tingentierung vermieden werden, so muß es zwangsltlufig zu einer Änderung der Bedeutung der 
Agrarpreise hinsichtlich ihrer derzeitigen Einkommensfunktion kommen (PLATE, BÖCKEN
HOFF, 20; SCHMITT, 25, S. 21 f.). 

Somit bildet die Diskussion der gesamtwirtschaftlichen und sektorspezifischen Vor- und Nach
teile der derzeitigen Zuckermarktordnung ein prinzipielles Anliegen der Agrarpolitik' bei zu
nehmender Selbstversorgung auf allen wichtigen EG-Agrarmtlrkten. Mit vorhersehbarer Aus
schöpfung der zur Verfugung stehenden EG-Haushaltsmittel gewinnt diese Diskussion an Ak
tual ittlt. 

Weiterhin erscheint es notwendig, die Wirkungen der derzeitigen Zuckermarktordnung einer 
Analyse zu unterziehen, da ihre GUltigkeit mit Auslaufen des Wirtschaftsjahres 1979/80 be
endet sein wird und somit die institutionelle Möglichkeit zur Modifikation besteht. Ein Ver
gleich mit einer Marktordnung bietet sich an, die derart weitgehende Eingriffe des Staates, 
wie sie derzeit bestehen, nicht aufweist. 

Und letztlich erhtllt durch das Auftreten eines Substitutes fUr Saccharose, ntlmlich der Isoglu
kose, die gesamtwirtschaftliche und auch sektorale Einordnung der Zuckermarktordnung einen 
zustltzlichen Aspekt (GROSSKOPF, SCHMIDT, 10). 

2 Wirkungen einer Praduktionskontingentierung 

Die Einfuhrung einer Produktionsmengenkontingentierung kann unter gesamtwirtschaftlichen 
Nutzen-Kosten-Aspekten nicht eindeutig beurteilt werden. Um diese Aussage zu stUtzen, 
werden zwei Marktordnungstypen mit Mindestpreisregelungen und Außenhandelsschutz, jedach 
alternativ mit und ohne Produktmengenregelungen, vergleichend gegenUbergestelit. Ein Beur
teilungsmaßstab ist festzulegen, der in der Regel durch ein anzustrebendes gesamtwirtschaft
liches Wohlfahrtsziel definiert wird. Das Urteilskriterium bildet der Zielerreichungsgrad der 
zu vergleichenden Alternativen (KIRSCH, 14; OTT, 19). 

Hinzu können Nebenbedil'!gungen treten, die einzuhalten sind. Hierzu ztlhlen beispielsweise 
die Bedingung der "Versorgungssicherung mit existenznotwendigen GUtem" - eine Anforde
rung, die nicht erst seit der aktuellen Bewußtwerdung um die Endlichkeit vieler Rohstoffe auf
gestellt worden ist - oder gruppen- und regionenspezifische Vorstellungen Uber die "Vertei
lung des Volkseinkommens". Werden derartige Bedingungen auch selten durch quantitative 
Aussagen inhaltlich eindeutig ausgefullt, so wirken sie im Rahmen des Vergleichs wirtschafts
politischer Alternativen oft bestimmend. Deutlich wird dies an der Forderung der Agrarpoli
tik, "eine gleichrangige Teilnahme der in der Landwirtschaft Ttltigen an der allgemeinen Ein
kommens- und Wohlstandsentwicklung" zu gewtlhrleisten (Agrarbericht 1976, S. 39 (Ziele 
und Programme». Eine analoge Bedingung findet sich auch in der Zuckermarktordnung wieder: 
"Um den ZuckerrUben- und Zuckerrohrherstellern der Gemeinschaft die Beibehaltung ihrer 
Beschtlftigung und ihres Lebensstandards zu gewtlhrleisten, empfiehlt es sich, Maßnahmen zur 
Stab iI isierung des Zuckermarktes vorzusehen •.. " 1). 

1) Verordnung der EWG Nr. 3330/74 vom 19.12.1974 Uber die gemeinsame Marktorganisa
tion fUr Zucker. 
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Im folgenden Vergleich zweier Marktordnungstypen wird der Beurteilungsmaßstab im jeweili
gen Beitrag zum Sozialprodukt gesehen. Dabei wird unterstellt, daß in allen zu vergleichen
den Alternativen jeweils ein bestimmtes Niveau der Versorgungssicherung gewtlhrleistet sein 
soll und das Einkommen der Landwirtschaft sowohl aus der kontingentierten Produktion als auch 
insgesamt eine bestimmte Höhe erreicht. Es ist zunächst nach unterschiedl ichen Allokations
wirkungen in Abhtlngigkeit vom Bestehen einer Produktionsbeschrlinkung zu fragen: nach dem 
Umfang der im Agrarsektor eingesetzten Faktoren, nach der Faktorintensität und nach der An
passungsftlhigkeit der Faktoren. Dabei ist zu zeigen, daß aus der EinfUhrung einer Kontingen
tierung sowohl gesamtwirtschaftl iche Nutzen als auch Kosten resul tieren können. 

Preis 

PH,,, r--------t----::~ 

Menge 

2.1 Faktorintensität und Faktorumfang 

Preis 

1-on. 

PWcIf 

jlfenge 

Durch die EinfUhrung einer Produktionsmengenkontingentierung tlndert sich zwar die Faktor
intensität zugunsten der in der Landwirtschaft vorhandenen sektorspezifischen Faktoren, nicht 
aber der Umfang des sektoralen Faktoreinsatzes. 

ZunCichst ist einsichtig, daß im Fall der Kontingentierung unter der Annahme einer Mindest
preisregelung der Umfang der in diesem Produktionszweig eingesetzten Faktoren insgesamt ge
ringer sein kann als in einer mengenunbeschränkten Situation, in der annahmegemClß ebenfalls 
eine Mindestpreisregelung gegeben ist. Liegt der Weltmarktpreis unter dem Preis des EG
Binnenmarktes, so kann gefolgert werden, daß im Kontingentierungsfall der durch die Agrar
marktpolitik bedingte Verzicht auf einen Teil des Sozialproduktes vergleichsweise geringer 
ist. Dabei ist jedoch zu beachten, daß beim Übergang zur Kontingentierung nur eines Produk
tionszweiges die hierdurch fre igesetzten Faktoren in anderen Produktionsrichtungen der Land
wirtschaft Verwendung finden können. Eine entsprechende Kontingentierung bedingt somit 
zunächst nicht zwangsltlufig eine Verringerung des sektoralen Faktoreinsatzes insgesamt. Es 
wird nur eine intrasektorale Verlagerung der Produktionsfaktoren zu beobachten sein. Da un
terstellt ist, daß auch die aufnehmenden Produktionszweige Mindestpreisregelungen unterl ie
gen, ist diese Faktorverlagerung nur dann mit gesamtwirtschaftl ichen Nutzen versehen, wenn 
das Protektionsniveau des kontingentierten Produktionszweiges gegenUber dem Wel tmarkt hö
her liegt als dasjenige, das in den anderen Produktionszweigen der Landwirtschaft gegeben 
ist (CORDEN, 8, S. 375 ff.). Hätte die Zuckermarktordnung auch ohne Kontingentsregelung 
ein Preisniveau beinhaltet, wie es seit Bestehen in der EG gegeben war, so wClre durch die 
Einfuhrung einer Kontingentierung ein gesamtwirtschaftl icher Nutzen ableitbar. Denn mit 
Ausnahme insbesondere der Situation in den Jahren 1974/75 war der Schutz des EG-Zucker
marktes gegenUber dem Weltmarkt höher als der auf anderen EG-AgrarmClrkten, beispiels
weise den Getreidemärkten, anzusetzen. 

Weiterhin ist zu erwarten, daß sich bei EinfUhrung einer Kontingentierung das EinsatzverhCllt
nis zwischen den sektorspezifischen, intersektoral relativ immobilen Produktionsfaktoren 
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(Boden, Arbeitskräfte) und den Faktoren, die die landwirtschaft von anderen Sektoren be
zieht (Lohnarbeitskr!:ifte, DUngemittel, Pflanzenschutz etc.), ändert. Diese Vermutung gilt 
nicht nur fUr den kontingentierten Produktionszweig. landwirtschaftl iche Betriebe werden bei 
EinfUhrung einer kontingentsbedingten ProduktionseinschrHnkung vermutl ich den Einsatz der 
nicht sektorspezifischen Faktoren insgesamt vermindern, da sich durch die ProduktionsbeschrHn
kung das Wertgrenzprodukt der sektoreigenen Faktoren der gesamten landwirtschaftlichen Pro
duktion reduzieren wird. Die Produktion wird tendenziell vorleistungsextensiver betrieben, 
wenn bei einem relativ preiselastischen Angebot von Vorleistungen der einzelne Betrieb die 
Produktionsfaktoren so kombiniert, daß eine Gleichheit von Faktorpreis und partiellem Wert
grenzprodukt (im kontingentierten Produktionszweig zuzUgl ich Kontingentsrente) gegeben sein 
soll. Aus diesem Effekt heraus ist eine vergleichsweise Minderung der gesamtwirtschaftlichen 
Kosten der Agrarpolitik ableitbar; durch die Kontingentierung geht der Einsatz von Vorlei
stungen zurUck. So ist aus diesem Gedankengang auch mit erkl!:irbar, warum gerade im Zucker
rUbenanbau weniger ertragssteigernde als vornehml ich faktorsparende technische Fortschritte, 
speziell beim Einsatz von lohnarbeitskr!:iften, zu beobachten gewesen sind (ME INHOlD, 
HOllMANN, 16; WINNER, 29). 

Aus der Diskussion zum Umfang und zur IntensitHt der eingesetzten Faktoren können.Ansatz
punkte abgeleitet werden, die vermuten lassen, daß die EG-Zuckermarktordnung unter den 
genannten Bedingungen im Vergleich zu einer unkontingentierten Mindestpreispal itik dieses 
Marktes mit gesamtwirtschaftlichen Nutzen verbunden war und ist. 

2.2 Faktormobil it!:it 

Dieser EinschHtzung steht jedoch die Aussage gegenUber, daß die Kontingentierung prinzipiell 
zur Einschr!:inkung der Faktormobil itHt fUhrt und daß durch eine verringerte Anpassungsfähig
keit der Faktoren bei EinfUhrung einer Produktionsbeschr!:inkung die Kosten der Agrarpolitik 
ansteigen. Generell wird je nach der Ausgestaltung der Kontingentsregel ung der bestmögi iche 
Einsatz der Faktoren verhindert - entweder schon im einzelnen Betrieb, zwischen den Regio
nen einer Volkswirtschaft, zwischen den Volkswirtschaften innerhalb des EG-Wirtschaftsrau
mes oder im Rahmen der Weltwirtschaft. 

Im einzelnen Betrieb kann es zur Einschr!:inkung des Ausschöpfens von Größeneffekten kommen. 
Die standortgerechte Produktionsverlagerung kann behindert werden. Da angenommen werden 
kann, daß innerhalb der EG die Produktionstechnik be i ZuckerrUben keine deutl ichen stand
ortabhHngigen Unterschiede aufweist, wUrde in einer unkontingentierten Situation das Ertrags
niveau ein wichtiger standortbestimmender Faktor des ZuckerrUbenanbaus sein. Global sind 
beispielsweise zwischen Nord- und SUddeutschland deutliche Ertragsdifferenzen bei Zucker
rUben zu beobachten, die in ihrer erwarteten Wirkung zur Standortverlagerung der Produktion 
eher noch durch das gegenlHufige Verh!:iltnis der regionalen Getreideertr!:ige verst!:irkt werden. 

Es ist zwar im mehrj!:ihrigen Durchschnitt zu einer gewissen regionalen Umverteilung der Pro
duktion gekommen. Aber erst bei Ausdehnung der Kontingente wiesen die sUddeutschen An
bauregionen eine deutl ich höhere Zuwachsrate auf. 

Zwischen den einzelnen Volkswirtschaften in der EG wird eine standortgerechte Produktion 
insbesondere durch die nationale Fixierung der Kontingente verhindert. Die mehrj!:ihrigen 
DurchschnittsertrHge bei RUbenzucker zeigen deutl ich die unterschiedl ichen VorzUgl ichkeiten 
der ZuckerrUbe in den einzel nen Mitgl iedsl!:indern auf. Gemessen an der ZuckerrUbenanbau
flHche haben zwar die Mitgl iedslHnder mit hohem Ertragsniveau die Produktion Uberdurch
schnittl ich ausgedehnt; aber wiederum wurden nur vornehm I ich die Zuw!:ichse unterschiedl ich 
verteilt, ohne daß es zur Produktionswanderung mit gleichzeitigen deutlichen' Zu- und Ab
nahmen der AnbauflHchen gekommen ist. 
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Tabelle 1: Ertrl:ige und Erlöse im 5-jl:ihrigen Durchschnitt (1971/72 - 1975/76) 

Zucker- RUben- Winter- RUben-
ruben zucker weizen erlöse 
dtjha tjha dt/ha DMLllO a) 

Schleswig-Holstein 383,8 5,25 50,8 2627 
Niedersachsen 407,8 5,68 47,3 2846 
Nordrhein-Westfalen 444,4 5,99 47,3 2783 
Baden-WUrttemberg 489,4 6,48 42,3 

3503 b) 
Bayern 513,2 6,90 44,3 

a) innerhalb der Höchstquote 
b) SUddeutschland 
Quelle: Verein der Zuckerindustrie, Statistisches Tabellenbuch, Teil 3, 1976. 

Bodennutzung und Ernte, versch iedene Jahrgl:inge. 

Tabelle 2: ZuckerrUbenanbaufläche (in 1 000 ha) und RUbenzuckerdurchschnittsertrl:ige 
(in t/ha) in der EG-9 

1 000 ha tjha 
1968/69 1972/73 1976/77 1971/72 - 1975/76 

Niederlande 104 113 139 7,24 
Bel gien-Luxemburg 90 103 100 7,13 
Frankreich 359 415 578 6,86 
BR Deutschland 302 333 449 6,77 
Irland 26 34 34 6,05 
Dänemark 51 56 82 6,00 
Italien 306 239 290 5,34 
Vereinigt. Königreich 179 179 202 4,91 

EG - 9 1 471 1 472 1 838 6,37 

Quelle: Verein der Zuckerindustrie, Statistisches Tabellenbuch, Teil 3, 1977, S. 93. 
F .0. LICHT, Weltzuckerstatistik 1975/76, S. 23. 

Auch unter Beachtung komparativer Kostenvorteile verursacht eine Produktion auf derzeitigem 
Niveau, beispielsweise in Italien oder im Vereinigten Königreich, fUr die EG gesamtwirt
schaftliche Kosten. Die Verhinderung eines gemeinsamen Marktes durch nationale Kontin
gente widerspricht somit nicht nur allgemeinen Integrationszielen, sondern absorbiert auch 
einen Teil möglichen Wohlstandes (McCULLOCH, JOHNSON, 15). 

2.3 Drittlandsimporte 

Neben den Mindestpreisregelungen beschneidet auch eine Kontingentierung zusätzl ich die 
Importmögl ichkeiten aus Drittländern . Zucker gehört zu einem der wenigen aus Agrarroh
stoffen hergestellten Produkte, von denen allgemein noch am ehesten fUr viele Entwicklungs
~änder absolute oder komparative Kostenvorteile vermutet werden (ANDREAE, 2). Wenn diese 
Einschätzung zum Teil auch nur in langfristiger Betrachtung zutreffen wird, so hätte doch auch 
bisher in mehrperiodischer Sicht der Anteil der Entwicklungsländer am Weltmarkt fUr Zucker 
deutl icher steigen können. Kontingentsregelungen, wie sie in der EG bestehen, haben sicher
lich mit dazu beigetragen, die Orientierung der Weltmarktanteile an den Kostenvorteilen zu 
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verhindern. Die EG-Erweiterung 1972 mag hierfür Beispiel sein. Vor diesem Zeitpunkt lag 
der Einfuhrbedarf der drei hinzugekommenen Mitgliedsltinder um 1,7 Mill. t WW. Nach der 
EG-Erweiterung wurde diese Menge durch Erhöhung der nationalen Kontingente auf eine zu
stitzliche EG-Produktion und auf Importe aus Drittltinder vornehml ich im Rahmen der Lom€!
Abkommen aufgeteilt. Die einstmals gegebene Importmenge vermindert sich hierdurch um rund 
ein Viertel. 

2.4 Unternehmens- und Produktwettbewerb 

Kontingente behindern nicht nur den Wettbewerb der Standorte um den Zuckerrüben- oder 
-rohranbau innerhalb der Volkswirtschaft, sondern schrtinken auch den Wettbewerb zwischen 
den Zuckerherstellern ein. Die Wettbewerbstheorie lehrt, gleichgültig ob das neoklassische 
Gleichgewichtskonzept oder der Ansatz des funktionsftihigen Wettbewerbs zugrunde gelegt 
wird (CLARK, 6), daß Wettbewerbsbeschrtinkungen zu volkswirtschaftlichen Kosten führen 
können. Die Zuckermarktordnung schrtinkt den Entscheidungsraum der Zuckerindustrie hin
sichtlich mögl icher Marketingaktivittiten stark ein, sowohl auf der Rohstoff- als auch auf der 
Fertigproduktseite . Sie garantiert der Zuckerindustrie zudem einen Mindestgewinn. Sie ist 
damit sicherlich als ein Antrieb zu kartelliertem Anbieterverhalten anzusehen, der über die 
nationalen Grenzen hinaus wirksam ist. Bedingt durch die Produkt- und Markteigenschaften 
ist zu vermuten, daß das sehr enge Oligopol auf dem EG-Zuckermarkt selbst in der Betrach
tungsweise des "funktionsftihigen Wettbewerbs" (KANTZENBACH, 13, S. 97 f.) mit Alloka
tionsverlusten verbunden ist. 

Letztl ich behindert die derzeitige Konzeption der EG-Zuckermarktordnung den Wettbewerb 
zwischen Substitutionsprodukten zwischen dem Rübenzucker (Saccharose) und der Isogl ukose. 
Das Auftreten eines substitutiven Produktes am SüßmitteImarkt bedingt zumindest in mehr
periodischer Sicht unter Beachtung möglicher Haushaltswirkungen die Konsequenz der Redu
zierung des garantierten Preises für Zucker und/oder der mit einer Preisgarantie versehenen 
Kontingentsmenge. Die politische Realittit zeigt die Schwierigkeit auf, derart notwendige 
Folgen durchzusetzen. Im aktuellen Fall der Isoglukose wurde die Protektion des Zuckers 
gegenüber dem Weltmarkt ergtinzt durch eine Protektion auch gegen das Substitut am Binnen
markt, indem eine Produktionsabgabe auf Isoglukose erhoben wird. Analog der Betrachtung 
für die Weltmarktsituation gilt jedoch auch für den Binnenmarkt: die gesamtwirtschaftlichen 
Kosten einer Protektionspol itik sind dann am geringsten, wenn das Protektionsniveau bei den 
einzelnen Substitutionsprodukten gleichartig gestaltet ist. Eine zunehmende Divergenz der 
Protektion einzel ner Güter erhöht die Kosten der Schutzpol itik. Entsprechend wurde zur ak
tuellen Situation des Süßmitteimarktes ein Abbau der Protektion für Rübenzucker vorgeschla
gen (GROSSKOPF, SCHMIDT, 10, S. 119 H.). 

2.5 Gesamtwirtschaftliche Nutzen und Kosten 

Zusammenfassend ist hinsichtl ich der Allokationswirkung der EG-Zuckermarktordnung zu ver
muten, daß die möglichen gesamtwirtschaftlichen Nutzen der Kontingentierung geringer sind 
als die durch die Marktorganisation für Zucker verursachten gesamtwirtschaftl ichen Kosten. 
Mögl iche Nutzen aus der Wirkung der Kontingentierung auf die Faktorintensittit und aus der 
Verminderung der Kosten bei unterschiedlichem Protektionsgrad werden durch die Kosten der 
Verminderung der einzelbetrieblichen und regionalen Mobilittit überkompensiert. Der Produk
tionsumfang htitte in der Vergangenheit auch ohne Kontingentierung vermutl ich nicht deutl ich 
höher sein können, wenn die mögliche Haushaltsbelastung eines höheren Selbstversorgungs
grades der EG in die Betrachtung miteinbezogen wird. 

Dieses Ergebnis vermuteter Nettokosten resultiert aus dem Vergleich einer Mindestpreisrege
lung mit und ohne Produktionsmengenbeschrtinkung bei jeweils vorgegebenen Mindestanforde-
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rungen hinsichtlich des Versorgungs- und sektoralen Einkommensniveaus. WUrde die derzei
tige EG-Zuckermarktordnung in Vergleich gestellt mit einem System weltmarktähnlicher EG
Agrarpreise und direkter EinkommensUbertragung, so wäre zu erwarten, daß das obige Ergeb
n is noch eindeutiger ausfallen wUrde. 

Abgerundet wird das Ergebnis vermuteter Nettokosten der EG-Zuckermarktordnung durch drei 
im Einfluß ebenfalls gesamtwirtschaftl iche Kosten verursachende Effekte. Eine Kontingentie
rung bedingt eine Reduzierung der Konsumentenwohlfahrt. Bei EinfUhrung einer Kontingentie
rung muß der Verbraucherpreis angehoben werden, um der Prämisse eines gleichbleibenden 
Einkommens der Landwirtschaft aus diesem Produktionszweig zu genUgen. Hierdurch tritt 
- analog dem Konzept der Konsumentenrente - ein Wohlfahrtsverlust der Verbraucher ein. 
Eine Kontingentierung verlangt eine relativ hohe Verwaltungs- und Kontroll intensitöt. Hier
durch werden gesamtwi rtschaftl iche Kosten verursacht. Diese dUrften zwar im Fall des EG
Zuckermarktes relativ gering anzusehen sein; mit zunehmender Zahl der Verwendungsalter
nativen des Agrarrohproduktes und geringer regionaler Spezial isierung der Produktion ste igen 
sie jedoch deutl ich an. Und letztl ich verhindert die Einbeziehung der RUbentransportkosten 
in den Interventionspreis eine standortgerechte ZuckerrUbenproduktion rund um die Betriebs
stätten der Zuckerverarbeitung . Der Standortfaktor "Verarbeitungsnöhe" wird in seiner Allo
kationswirkung ausgeschal tet. 

2.6 Inter- und intrasektorale Einkommensverteilung 

Eine Kontingentierung ermögl icht fUr die Kontingentsinhaber ein hohes Einkommensniveau aus 
dem entsprechenden Produktionszweig, ohne daß eine Stutzung des Staates Uber Haushaltsmit
tel notwendig sein muß. Im Gegensatz zur unkontingentierten Mindestpreisregelung findet ein 
Einkommenstransfer nur direkt Uber den Verbraucherpreis statt, wenn die Kontingentsmenge 
die nachgefragte Menge nicht Uberschreitet. Ausgaben des Staates wären nur im Rahmen von 
mögl ichen Importerstattungen notwendig, wenn der Verbraucherpreis stabil gehalten werden 
soll und der Weltmarktpreis uber dem EG-Binnenmarktpreis liegt. Übersteigen die Kontingente 
die nachgefragte Menge, so wird - ähnlich wie im Fall einer unkontingentierten Mindestpreis
politik - bei einem Weltmarktpreis unter EG-Niveau ein Einkommenstransfer von Verbrauchern 
an die landwirtschaftlichen Produzenten sowohl direkt Uber die Preise als auch indirekt über 
den Staatshaushalt gegeben sein. Diese Situation war in mehreren Wirtschaftsjahren auf dem 
EG-Zuckermarkt zu beobachten gewesen, obwohl im Kontingentierungsfall der Mindestpreis 
sehr hoch angesetzt werden kann, ohne daß es zu zusätzl ichen Garantieausgaben des Staates 
kommen muß. 

Die Kontingentierung eines Produktionszweiges kann die intrasektoralen Einkommensunter
schiede verstärken - sowohl unter funktionellem als auch unter personellem Aspekt. Der Agrar
preis eines kontingentierten Produktionszweiges kann weit aus dem gesamten PreisgefUge her
ausgehoben werden, ohne daß die "Bremse" steigender ÜberschUsse und damit einer zunehmen
den Haushai tsbelastung gegeben ist. Entsprechend können die im kontingentierten Produktions
zweig eingesetzten sektorspezifischen Faktoren einen weit höheren Einkommensbeitrag pro 
Faktoreinheit als bei anderweitigem Einsatz in der Landwirtschaft leisten. Sind die Kontin
gente nicht gleichmäßig im Sektor verteilt, kann dieser Effekt zur Dehnung der personellen 
Einkommensverteilung führen. Dieses gilt insbesondere dann, wenn eine Übereinstimmung 
von Kontingentsbesitz und überdurchschnittl icher Bodenqual ität und Betriebsgröße gegeben 
ist. 

So weisen bisher vornehmlich statisch orientierte, einzelbetriebliche Kalkulationen einen 
deutl ich höheren Deckungsbeitrag pro ha Ackerflöche für Zuckerrüben im Vergleich zu allen 
anderen Anbaualternativen auf (BRANDES, WOERMANN, 3, S. 143 ff.; DÄSCHNER, 9; 
SCHIEVER-AHRENS, 22). Kartografische Darstellungen der nationalen regionalen Ertrags-
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verhtlltnisse zeigen eine Ubereinstimmung von Standorten des ZuckerrUbenanbaus und mit 
Uberdurchschnittlichen allgemeinen Ertragsverhtlltnissen auf. 

Ob ein derartiger Einfluß auf die intrasektorale Einkommensverteilung politisch gewollt und 
allgemein fixierten Normen entspricht, entzieht sich der Beurteilung. Ableitbar erscheint je
doch, daß hieraus unter gesamtwirtschaftlichen Allokationsgesichtspunkten sowohl positive 
als auch negative Strukturwirkungen gegeben sein können. Die aus dem PreisgefUge heraus
gehobenen ZuckerrUbenpreise erlauben einerseits den Kontingentsinhabern in einem am ge
samten Sektor gemessenen uberdurchschnittlichen Maß Kapital zum Wachstum ihres Betriebes 
zu bilden. Da zumindest die Standortqualittlt des ZuckerrUbenanbaus - regional auch die Be
triebsstruktur - Uberdurchschnittl iche Werte aufweisen, kann sich hieraus ein geringer posi
tiver Struktureffekt der ZuckerrUbenpreise ergeben. Andererseits ist jedoch auch ableitbar, 
daß das Niveau des ZuckerrUbenpreises die Betriebsstruktur konserviert und die intersektorale 
Faktoranpassung hemmt. Eine eindeutige Aussage hinsichtlich der Richtung von Strukturwir
kungen hoher Mindestpreise innerhalb eines kontingentierten Produktionszweiges erscheint 
nicht mögl ich. 

Hinzuweisen ist, daß auch die Vorleistungslieferanten - zumindest von produktzweigspezifi
schen Faktoren - durch die Kontingentsrente dieser Faktoren am Einkommenstransfer partizi
pieren. 

Eine Einkommensubertragung findet auch an die zuckerrohrproduzierenden Landwirte der Ltln
der mit Abnahmegarantien statt. Sie erhalten die Differenz zwischen EG-Abnahmepreis und 
Weltmarktpreis, multipliziert mit der Abnahmemenge, als Einkommensbeitrag der EG-Ver
braucher. In Abnahmegarantievertrtlgen sind 17 Entwicklungsltlnder eingeschlossen. Zum Teil 
ist der Zuckerexport eine wichtige Komponente ihrer wirtschaftl ichen Entwicklung. Eine Ein
kommensUbertragung Uber den Zuckermarkt kann somit als wirksame Entwicklungshilfe ange
sehen werden. Tritt die EG jedoch gleichzeitig als Nettoexporteur auf, wird das Preisniveau 
auf dem Weltmarkt tendenziell nach unten verschoben. Die Durchschnittserlöse dieser Zucker
exportltlnder können hierdurch je nach dem Weltmarktanteil ihrer Exporte stark sinken. 

3 Derzeitige Au~ung der EG-Zuckermarktordnung und m§Q1 iche Modifizierungen 

Die Kontingentsregelung der Zuckermarktordnung konnte das Entstehen von UberschUssen nicht 
verhindern. Eine einmal fixierte Quote ist unter agrarpolitischem Aspekt nur ztlh und in klei
nen Schritten reduzierbar. Die bisherige Selbstversorgung der EG mit Zucker zeigt an, daß 
die zur VerfUgung stehende Menge aus eigener Produktion und Importverpflichtungen den Ver
brauch Ubersteigt. Die EG-6 und, mit Ausnahme der Jahre 1972 - 1974, eine Zeit der An
passung an die Erweiterung der EG, auch die EG-9 wiesen bisher stets eine Uberschußsitua
tion auf. Im vergangenen und laufenden Wirtschaftsjahr besitzt der Zuckermarkt der EG-9 
im Vergleich aller EG-Agrarmtlrkte mit den höchsten Selbstversorgungsgrad: 

1975/16 1976/17 

Produktion (Millo t) 9,703 10,000 
Importgarantie (Mill. t) 1,255 1,283 
Nachfrage (Mili. t) 9,618 9,442 
SV-Grad 1) (% ) 113,9 119,4 

Die aus Sicht der Agrarpolitik an sich vorteilhafte, durch eine Kontingentierung auch prin
zipiell mögliche Vermeidung von Haushaltsausgaben im Rahmen der Preisgarantie war bisher 

1) (Produktion + Importgarantie) : Nachfrage· 100 = SV-Grad. 
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nicht gegeben. Neben der allgemein zu hoch fixierten Grundquote erwies sich insbesondere 
auch die agrarpol itische Handhabung des Umfanges der Höchstquote al s zu schwerftill ig. Das 
Argument der ZuckerrUbenanbauer und der Zuckerindustrie: "Eine Kontingentausdehnung ver
ursacht eine Kapazittitserweiterung - eine Reduzierung wUrde einmal durchgefUhrte Investi
tionen entwerten", stellt sich als politisch wirksam heraus. Unter gesamtwirtschaftlichen AI
lokationsaspekten wtire jedoch eine flexible Anpassung der Kontingente an die Binnen- oder 
auch Weltmarktnachfrage - verbunden mit Kapazittitsstillegungen - vorzuziehen. Zu beach
ten ist auch, daß nach durchgefuhrter Investition im Rahmen einer Kontingentserweiterung 
die Produktionsmenge an den Grenzkosten orientiert wird. Diese sind im Vergleich zu den 
Gesamtkosten in der Zuckerindustrie - aber auch im ZuckerrUbenanbau - relativ gering, so 
daß bei mengenmtißiger Einschrtinkung der Preisgarantie die Produktion insgesamt kurzfristig 
nur schwach hierauf reagieren wird. 

Modifizierungsvorschltige zur derzeitigen Struktur der EG-Zuckermarktordnung mUssen vor
nehml ich hinsichtl ich ihrer Allokationsaspekte unter Beachtung der Eigenarten des WeItzucker
marktes, der Versorgung der EG und agrarpol itischer Einkommensanforderungen gesehen wer
den. Der Schwerpunkt einer möglichen Änderung muß abzielen auf eine Reduzierung des Kon
tingentes und auf eine Steigerung des Wettbewerbs sowohl der Anbaustandorte als auch der 
Zuckerindustrie . 

3.1 Reduzierung des Kontingents 

Eine Reduzierung der derzeitigen Grund- und Höchstquote geftihrdet nicht die Versorgung der 
Verbraucher. Der bisherige Verlauf der nachgefragten Menge an SUßmitteln in der EG war 
relativ stabil. Der durchschnittl iche Wert des Verbrauchs von RUbenzucker in der EG-9 zwi
schen 1968/69 - 1976/77 lag bei ca. 9,7 Mill. t WW. Maximale Abweichungen hiervon 
betrugen in diesen neun Jahren ca. ± 5 %. Die Nachfrageentwicklung Itißt eine mögl iche 
Gleichltiufigkeit mit der konjunkturellen Entwicklung und/oder eine Stittigungstendenz er
kennen. So darf erwartet werden, daß der SUßmittelverbrauch der EG-9 auch in den ntichsten 
Jahren einen Wert von etwa 10 Mill. t W# nicht Ubersteigen wird. 

Diese Nachfrage kann abgedeckt werden durch die eigene Produktion, durch Importe im Rah
men von Abnahmegarantien und durch die Produktion von Substituten. Innerhalb der derzeiti
gen Zuckermarktordnung ist eine Grundquote von 9,1 Mill. t W# vorgesehen. Grundquote 
und Importgarantien zusammen Ubersteigen somit die erwartete Nachfrage. Die Notwendig
keit zur Fixierung einer Höchstquote (z.B. 135 % der Grundquote 1976/77) ergibt sich nicht 
aus Versorgungsaspekten . Es wird daher eine Gleichstellung von Grund- und Höchstquote auf 
die Menge von beispielsweise 7,2 Mill. t WW vorgeschlagen. Eine Mögl ichkeit zum Auf
fangen von Ertragsschwankungen bildet die Übertragung von Zuckermengen aus einem in das 
ntichste Wirtschaftsjahr . Derzeit sind 10% der Grundquote vorgesehen, die jedes Unterneh
men unter Anrechnung auf die Grundquote des Folgejahres Ubertragen kann. Es wird vorge
schlagen, diesen Satz auf beispielsweise 20 % zu erhöhen 1). 

Eine Versorgungssicherung ist bei diesem geringeren Kontingent ebenfalls gewtihrleistet, wenn 
auch weiterhin Abnahmegarantien fUr Exportltinder, tihnl ich dem Vertrag im Rahmen des AKP
Abkommens, gegeben sein werden. Wird eine Garantiemenge von mindestens 1,8 Mill . t 
WW 2) unterstellt, so verbleibt im Durchschnittsjahr ein Restmarktanteil um 10 % fUr 

1) Die Ertragsschwankungen - bezogen auf den Durchschn itt der Jahre 1968/69 - 1976/77 -
betrugen in der EG-9 ± 15 %. 

2) Deutl iche Produktionsreserven, die mittelfristig aktivierbar sind, werden bei den derzei
tigen Lieferltindern nicht gegeben sein. In Lieferabkommen könnten aber auch weitere 
Staaten einbezogen werden, denen die EG Exportprtiferenzen einrClumt - beispielsweise 
Mozambique, Thailand oder die Philippinen. 
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Saccharosesubstitute - vornehmlich fUr Isoglukose. Dieser Umfang entspricht einem erwarteten 
SUßmittelmarktanteil, bei dem auch unter gleichem Preis Isoglukose Substitutionsvorteile be
sitzt (GROSSKOPF, SCHMIDT, 10, S. 9 ff.). Um die durchschnittliche Versorgungssituation 
auch in Jahren relativer weltweiter Knappheit oder ungUnstiger Witterungsbedingungen in der 
EG abzusichern, wird eine staatliche Lagerhaltung in Höhe von beispielsweise 15 % der er
warteten Nachfrage vorgeschlagen 1). Dieser Lagervorrat kann marktnivellierend sowohl auf 
dem Binnen- als auch auf dem Weltmarkt eingesetzt werden. Wird prinzipiell Raum gelassen 
fUr eine Isoglukoseproduktion in der EG, so ist durch Variation deren Auslastung und flexible 
Kapazitötsanpassung eine Versorgung auch in einer öußerst ungUnstigen Marktsituation zu er~ 
warten. Nicht nur durch die Vielföltigkeit in den potentiellen Rohstoffen, sondern auch durch 
eine Ganzjahresproduktion und eine geringere Investitionssumme pro Mengeneinheit ist die 
Isoglukoseproduktion der Saccharoseherstellung in der Anpassungsföhigkeit Uberlegen. 

3.2 Intensiv ierung des Wettbewerbs 

Das Kontingent sollte fUr die Gesamt-EG gelten und nicht national orientiert gespl ittet sein. 
Die Auf teilung auf einzelne Unternehmen könnte, /:ihn I ich wie bisher im nationalen Rahmen, 
dann innerhalb der EG vorgenommen werden; die EinfUhrung eines Ausschreibungs- und An
bieterverfahrens wöre denkbar. WUrde es zu verstörkten Standortverlagerungen der P.roduktion 
kommen, so ist zu erwarten, daß vornehml ich Frankreich und die Bundesrepubl ik Deutschland 
deutl iche Produktionszunahmen aufweisen werden. 

Die Vorschlöge zur Reduzierung und globalen Gestaltung des Kontingentes sind durch eine 
hierauf abgestimmte Ausrichtung der Preiselemente zu ergönzen. Prinzipiell wöre eine Preis
regelung möglich, wie sie auf dem Störkesektor gegeben ist. FUr ZuckerrUben wird ein von 
der Industrie zu zahlender Mindestpreis festgelegt, der im Rahmen der Grundquote gUltig sein 
soll. Entsprechend des Kontingentsumfanges entföllt eine Interventionsnotwendigkeit • Der 
EG-Binnenmarktpreis fUr Zucker wird Uber den Preis beeinflußt, der an die im Rahmen von 
Abnahmegarantien gebundenen Lieferlönder von der EG gezahlt wird. Ein EG-Importschutz 
ist an diesem Preisniveau zu orientieren, damit wöre es mögl ich, fUr die ZuckerrUben- und 
Zuckerrohrproduzenten innerhalb und außerhalb der EG EinkommensUbertragungen gemöß po
litischer Vorstellung zu realisieren. Eine solche Regelung aber wUrde es weiterhin notwendig 
erscheinen lassen, das Substitut Isoglukose in die Marktregelungen mit entsprechender Bela
stung einzubeziehen. 

Um dieses zu vermeiden, ist ein weitergehender Schritt denkbar, der im Rahmen einer produkt
bezogenen EinkommensUbertragung einen Mindestpreis fUr ZuckerrUben innerhalb des Kontin
gentes garantiert. Der EG-Binnenmarktpreis fUr SUßmittel wird dann zwar ebenfalls durch den 
im Rahmen von Garantieabkommen mit Drittlöndern fixierten Preis und den daraus abgeleiteten 
Außenschutz bestimmt. Dieser Preis aber könnte an das Weltmarktpreisniveau angelehnt wer
den, oder aber im Zusammenhang mit den Preisvorstellungen des Internationalen Zuckerab
kommens gesehen werden. 

Ober Differenzzahlungen zwischen garantiertem und ausgezahltem Preis werden die Einkom
men aus der ZuckerrUben- und -rohrproduktion entsprechend agrar- und entwicklungspoliti
scher Vorstellungen beeinflußt. Steigt der Weltmarktpreis ober ein von diesem Garantiepreis 
abgeleiteten Niveau, können wie bisher Exportabschöpfungen und Importerstattungen den 
Schwankungsbereich des Verbraucherpreises eingrenzen. 

1) Zur Zeit ist eine Art "Mindestreserve" in Höhe von 10 % der jöhrlichen Grundquote 
(bzw. Erzeugung) fUr jedes zuckerherstellende Unternehmen vorgesehen. 
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Im Hinblick auf die Beeinflussung des Weltzuckermarktes kommt der diskutierte Vorschlag zur 
Weiterentwicklung der EG-Zuckermarktordnung Stabilitl:lts- und Preisniveauzielen entgegen. 
Die Weltzuckernachfrage ist durch eine relativ stabile, tendenziell positive Entwicklung zu 
kennzeichnen (AHLFELD, 1; SCHMIDT, 23). Die Weltzuckerproduktion poßte sich bisher 
diesem Wachstumstrend ohne ausgeprl:lgte Schwankungen an; temporl:lr Ubertraf die Produktion 
immer wieder die steigende Nachfrage. Der weltweite Lagerbestand betrug am Ende der je
weiligen Wirtschaftsjahre zwischen 1962/63 - 1974/75 im Durchschnitt rund ein Viertel der 
Jahresproduktion. Seit 1969/70 nahm er bisher in Relation zur Nachfrage ab. Der WeItzucker
markt wurde durch eine Anzahl von Handelsabkommen geprl:lgt; es ist zu erwarten, daß auch 
zukunftig der "freie" Welthandel mit Zucker einen Restmarktcharakter aufweisen wird 
(SCHMIDT, 24; HAGELBERG, HARRIS, 11). Die Schwankungen der Weltmarktpreise (Börsen
notierungen) werden somit auch in Zukunft sehr deutlich vom Umfang der Weltlagervorrl:lte 
abhl:lngig sein (lNGERSENT, 12; BUJARD, 5). 

WUrde die EG prinzipiell die Bereitschaft erkennen lassen, zukUnftig als Nettoimporteur am 
Weltmarkt aufzutreten, könnte ein Anstieg des Weltmarktpreisniveaus aus dieser Einstellung 
heraus erwartet werden. Zudem wUrde eine verstl:lrkte Vorratshaltung der EG auf den Welt
marktpreis stabilisierend wirken. Aus beiden Effekten heraus erhielten die Erlöse aus Zucker
exporten fUr viele Entwicklungsll:lnder eine zunehmende Bedeutung in deren Entwicklungspro
zeß (vgl. z.B. MOOTOOSAMY SIDAMBARAM, 18; von URF, 27). 

4 Zusammenfass'=!!!.S! 

Die Realisierung eines derartigen Vorschlages Il:Ißt - im Vergleich mit der derzeitigen Zucker
marktordnung - positive Allokationseffekte erwarten, ohne daß Versorgungsniveau und -sicher
heit fUr die Verbraucher in der EG sich vermindem und die Einkommenssituation dieses land
wirtschaftlichen Produktionszweiges sich verschlechtern muß. 

Unter Beachtung der heutigen Realsituation des EG-Zuckermarktes ist sicherlich obiger Vor
schlag zur Modifizierung der Marktorganisation als ein Il:Ingerer Weg Uber mehrere Stationen 
anzusehen. Dennoch sollte die Diskussion zur Weiterentwicklung der EG-Marktorganisationen 
nach gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten verstl:lrkt aufgenommen werden (vgl. MEYER zu 
DREWER, 17). Die praktische Agrarmarktpolitik kann sich nur schwer vom Tagesgeschehen 
lösen; der Agrarwissenschaft sollte dies gelingen. 

Die Vermutung einer nur eingeschrl:lnkten Möglichkeit zur umfassenden Modifizierung der 
Morktorganisation Il:Ißt sich einmal aus der Beobachtung ableiten, daß ein Einkommenstrans
fer Uber Verbraucherpreise pol itisch leichter durchsetzbar erscheint als Uber den Staatshaus
halt - i:lhnliches gilt sicher auch fUr die EinkommensUbertragung an Entwicklungsli:lnder. Zu
dem ist es schon als ein einschneidender Schritt anzusehen, den EG-Zuckermarkt auch auf 
der Mengenebene zuni:lchst erst einmal zu einem gemeinsamen Agrarmarkt zu gestalten. Und 
letztl ich verlangen auch die Eigenarten des Weltzuckermarktes eine verantwortungsbewußte 
Änderung der EG-Morktorganisation, um die ohnehin gegebenen starken Preisausschli:lge auf 
diesem Markt nicht zu stimulieren. 

Mengenkontingentierungen als dominierendes Instrument im Rahmen der EG-Agrarpreispol itik 
widersprechen Allokations- und Integrationszielen. Die Wirkungsanalyse einer produktzweig
spezifischen Kontingentierung zeigte zwar im Vergleich zu einer unkontingentierten Mindest
preisregelung zuni:lchst in statischer Sicht Ansi:ltze fUr mögliche gesamtwirtschaftliche Nutzen 
auf. Diesen wurden jedoch Kosten aus wettbewerbs- und strukturhemmenden Effekten einer 
Kontingentsregelung gegentibergestellt. Im Rahmen der derzeitigen EG-Zuckermarktordnung 
werden diese Kosten mögliche Nutzen Uberkompensieren; insbesondere der Kontingentsumfang 
und die national orientierte Quotenaufteilung sind hierfUr verantwortl ich. Eine Verringerung 
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des Kontingents insgesamt und eine Loslösung vom System der nationalen Quotierung erscheint 
als Mindestanforderung einer Modifizierung dieser Marktordnung für vordringlich. In der ge
samtwirtschaftl ichen Wirkung sind diese Anpassungen an die Marktsituation den vorgeschla
genen Änderungen des Preissystems überlegen. 
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Vorbemerkung 

Im Rahmen des folgenden Beitrags können nur einige Aspekte der ThemensteIlung diskutiert wer
den. Eine ausfuhrliche Analyse der Gesamtproblematik findet sich in einer Studie (SCHRADER, 
8), auf die im Text nicht im einzelnen verwiesen wird. 

Problemstell~und Vorgehensweise 

Als Ziel einer KEA der Rindfleischmarktpolitik wird die Erarbeitung von Entscheidungshilfen fUr 
die praktische Pol itik angesehen. Dazu soll versucht werden, die volkswirtschaftl ichen Kosten 
und Ertröge alternativer "Politiken" im Vergleich zu einer "Referenzpolitik" unter Beachtung 
der relevanten wirtschafts- und gesellschaftspol itischen Ziele abzuschötzen. 

Die Beschrönkung der Untersuchung auf einen einzelnen Markt erschwert aufgrund der starken 
Verflechtung mit anderen Mörkten, sowohl auf der Produktions- als auch auf der Konsumseite, 
die Analyse der Wirkungen, insbesondere der preispol itischen Maßnahmen. Der hieraus resul
tierende Mangel an zuverlössigen empirischen Ergebnissen bezUgl ich der Wirkungsparameter 
begrenzt die Möglichkeit, zu quantitativen Ergebnissen zu gelangen. Weiterhin fUhrt die Un
tersuchung eines Einzelmarktes aufgrund der sehr restriktiv wirkenden c. p. -Klausel hinsicht-
I ich von Maßnahmen in anderen Bereichen zur Ableitung von second-best-Lösungen, die im 
Widerspruch zu den Ergebnissen einer Totalanalyse stehen können. Andererseits ermöglicht 
dieses Vorgehen ein detaillierteres Eingehen auf Besonderheiten der jeweiligen Marktpolitik. 
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Die Wohl der EG als Untersuchungsraum erscheint deshalb sinnvoll, weil Uber alle marktpol i
tischen Maßnahmen in Brussel entschieden wird. Die Untersuchung von z. B. separaten preis
politischen Maßnahmen in einem einzelnen Mitgliedsland wUrde aufgrund des freien Warenver
kehrs und des Interventionssystems zu zusätzlichen methodischen Schwierigkeiten fUhren. 

In Anbetracht der gebotenen KUrze des Beitrags kann nicht auf olle Probleme einer KEA einge
gangen werden. Im Anschluß on eine kurze Charakterisierung des Rindfleischmarktes und die 
Abgrenzung von Zielen und Instrumenten der Rindfleischmarktpalitik soll die Ableitung des 
Referenzsystems zur Beurteilung der derzeitigen und zukUnftigen Preispolitik im Mittelpunkt 
stehen. Abschließend werden einige stabilisierungspolitische Maßnahmen diskutiert. 

2 Identifizierul!fl von Instrumenten und Zielen der Rindfleischmarktpolitik 

2.1 Instrumente 

Unter Instrumenten der Rindfleischmarktpol itik sollen olle jene Maßnahmen verstanden werden, 
die vom Ansatz her vorrangig auf dos Geschehen auf dem Rindfleischmarkt abzielen. Dabei 
kann pragmatisch zwischen Instrumenten im Rahmen der Marktordnung und Sondermaßnahmen 
unterschieden werden. Dos zentrale Instrument der Marktordnung ist der Orientierungspreis als 
inländisches Preisziel, dessen Einhaltung durch Zölle, variable Abschäpfungen und Erstattun
gen nach außen hin und durch Interventionskäufe sowie Beihilfen zur privaten Lagerhaltung auf 
dem Binnenmarkt angestrebt wird. Seit der Erreichung bzw. Überschreitung des vollen Selbst
versorgungsgrades im Jahre 1974 wurden verschiedene Sondermaßnahmen ergriffen, die sowohl 
die Außenhandelsregelung (Importstop, EX-1M-Regelung) als auch die Interventionsregelung 
(Prämien zur geregel ten Vermarktung) betrafen. Der Versuch einer Bewertung der Rindfle isch
marktpol itik in den Abschnitten 4.1 - 4.3 soll sich auf die Preispol itik und die genannte Prä
mienregelung als substitutives bzw. ergänzendes Element zur ursprungl ichen Interventionsrege
I ung besch ränken. 

2.2 Ziele 

Die Ziele der Rindfleischmarktpolitik der EG leiten sich aus den im EG-Vertrag niedergelegten 
Zielen der Agrarpolitik ab, die ihrerseits als Unterziele der Wirtschafts- und Gesellschaftspoli
tik verstanden werden können. FUr eine KEA der Rindfleischmarktpol itik folgt daraus, daß die 
Wirkung der infrage stehenden Maßnahmen auf olle durch sie tangierten Ziele zu untersuchen 
ist. 

Die als wichtig erachteten Ziele sind im folgenden aufgel istet: 
1. Allokationsziel 
2. Verteilungspolitische Ziele (inter- und introsektorale Einkommensverteilung) 
3. Fiskalpolitische Ziele (Begrenzung der Marktordnungsausgaben) 
4. Versorgungssicherung mit Agrarprodukten 
5. Beitrag der EG zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
6. Stabil isierung der Märkte 
7. Umweltpolitische Ziele. 

Während das Allokationsziel keiner näheren BegrUndung bedarf, können die Ziele 2, 4 und 6 
aus § 39 des EG-Vertrages abgeleitet werden. Ziel 5 bezieht sich auf § 110 des EG-Vertrages. 
In Anbetracht der stark gestiegenen Morktordnungsausgaben sowie des wachsenden Umweltbe
wußtseins wurden zusätzlich die Ziele 3 und 7 aufgenommen. Eine weitergehende Präzisierung 
erfolgt, soweit mögl ich, im Zusammenhang mit der Diskussion von Politikaltemativen. 

Unterstellt mon Maximierung der Wohlfahrt als gesellschaftspolitisches Gesamtziel, so ergeben 
sich Schwierigkeiten, Gewichtungsfaktoren fUr die sieben Unterziele als tv\aß fUr ihren Beitrag 
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zur Gesamtwohlfahrt zu ermitteln. Als Ausweg bietet sich die Maximierung des Sozialprodukts 
(als Maßeinhe it fUr das Allokationsziel) unter den als Nebenbedingungen zu formul ierenden 
Zielen 2 - 7 an 1). 

3 Der Rindfleischmarkt der EG 

3.1 Marktentwicklung 2) 

Einer Phase relativ stabiler Preise in der EG folgte 1972 ein starker Preisanstieg. Gleichzeitig 
ging die Produktion zurUck und trotz ebenfalls gesunkenen Verbrauchs fiel der Selbstversorgungs
grad von vorher ca. 90 v. H. auf 85 v. H. (vgl. Schaubild 1). Der RUckgang der Produktion 
war die Folge eines vorhergehenden Bestandsabbaus (u.a. verursacht durch die Abschlachtaktion) 
und wurde noch versttirkt durch den bei stark steigenden Preisen beginnenden Wieder(lufbau der 
Bestl:lnde. Die hohen EG-Marktpreise 1972;73 sind somit einerseits durch die zu der Zeit hohen 
Weltmarktpreise, andererseits durch die interne Marktlage zu erkll:lren. Sie fuhrten zu einer 
kräftigen Anhebung der Marktordnungspreise (auch in Relation zu Milch und insbesondere zu 
Getreide), da man von einem langfristig niedrigen Selbstversorgungsgrad ausging und auf die
sem Markt Möglichkeiten zur Erhöhung der Erzeugereinkommen sah. Als Folge der Preissteige
rungen kam es mit einer produktionstechnisch bedingten Verzögerung von ca. zwei Jahren zu 
einer kräftigen Produktionsausweitung, die durch den erwähnten Bestands(lufbau, höhere Mast
endgewichte und insbesondere durch eine Verringerung der Ktilberschlachtquote ermögi icht 
wurde. Infolge nur relativ geringer Verbrauchszun(lhmen kam es zu einem Anstieg des Selbst
versorgungsgrades auf 102 v. H. (1975). In dem BemUhen, di e Marktpreise nicht zu stark ab
sinken zu lassen, wurden die Marktordnungspreise weiter erhöht, permanent interveniert und 

Schaubild 1: Preise fUr Rinder (Durchschnitt aller Klassen) in der Gemeinschaft a) und in der 
BR Deutschland - Produktion und Konsum in der EG-9 
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1) Zu einer näheren Diskussion der formalen Behandlung mehrdimensionaler Zielfunktionen 
vgl. KOESTER, TANGERMANN, 5, S. 18 f. 

2) Zu einer ausfuhrlichen Beschreibung und Analyse der Marktentwicklung vgl. PROBST, 7, 
S. 382 f. 
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vorUbergehend ein totaler Importstop eingefUhrt, der sptlter durch die etwas felxiblere "EX-IM
Regelung" abgelöst wurde. Parallel dazu wurden verschiedene Prtlmienregelungen eingefuhrt, 
die national z.T. sehr unterschiedlich ausgestaltet waren, allgemein aber auf die StUtzung der 
Einkommen der Rindviehhalter abzielten. Die Folge dieser kurz skizzierten Politik war einer
seits eine Unterbrechung traditioneller Handelsbeziehungen (insbesondere Rindfleischimporte 
aus Südamerika) mit z. T. gravierenden Konsequenzen für die betroffenen Ltlnder (GAESE, 3, 
S. 129 - 139), andererseits steigende Lagerbesttlnde im Inland und Marktordnungsausgaben 
(ohne Prtlmienregelungen), die von nahe null auf 850 Mio. RE im Jahre 1975 anstiegen. 

3.2 Wi rkung pre i spol it ischer Maßnahmen 

Die Ermittlung der Wirkung preispol itischer Maßnahmen, eine notwendige Voraussetzung für 
ihre volkswirtschaftl iche Bewertung, bereitet, insbesondere wegen der vielftlltigen Verflech
tungen der Rindfleischproduktion mit anderen Betriebszweigen, große Schwierigkeiten. Vernach
Itlssigt man einmal die Nachfrageseite, so wCire zu untersuchen, wie sich c.p. bei VerCinderun
gen des Rindfleischpreises die Produktion von Rindfleisch und von anderen Produkten verCindert. 

Wtlhrend auf EG-Ebene ohnehin praktisch keine diesbezUglichen Arbeiten vorliegen, haben 
die empirischen Untersuchungen auf nationaler Ebene in der Regel den Mangel, daß sie sich 
auf ein Produkt oder wenige Produkte beschrCinken. Hinzu kommt, daß die Ergebnisse aufgrund 
sehr unterschiedl icher Modellspezifikation, insbesondere hinsichtl ich der Abbil dung der dyna
mischen ZusammenhCinge und der Beziehung zwischen Markt- und administrierten Preisen, in 
der Regel nicht vergleichbar und so RUckschlüsse auf die gesamte EG kaum möglich sind. Er
satzweise sollen im folgenden einige qualitative Überlegungen hypothesenartig dargestellt wer
den. 

1. Aufgrund ihrer spezifischen Merkmale kommt die Rindfleischproduktion als alleiniger Be
triebszweig nur in sehr großen Betrieben an ungUnstigen naturl ichen Standorten infrage. Da 
diese Konstellation in der EG insgesamt kaum Bedeutung hat und die Rindfleischproduktion 
in kleinen Betrieben aufgrund des geringen Einkommensbeitrages auch als Betriebszweig kaum 
wettbewerbsfCihig ist, wird davon ausgegangen, daß eine Preissenkung bei Rindfleisch c. p. 
nicht direkt zu einem Ausscheiden von Faktoren aus der landwirtschaftlichen Produktion 
führt. 

2. Zwischen Rindfleischpreis und Milchproduktion besteht in der EG eine negative Beziehung, 
die mit wachsenden durchschnittl ichen Betriebsgrößen zun immt. Diese auf den zeitl ichen 
und interregionalen Vergleich bezogene Hypothese leitet sich aus der Überlegung ab, daß 
Mutter- und Ammenkuhhaltung aus Einkommensgründen erst ab einer bestimmten Mindestbe
triebsgröße möglich ist und bei Überschreitung dieser Schwelle die komplementCiren Bezie
hungen zwischen Rindfleisch- und Milchproduktion (positive Preis - Mengenbeziehung), die 
über die Kölberproduktion bestehen, an Bedeutung verlieren und die Konkurrenz um knappe 
Faktoren Uberwiegt. Diese Situation scheint fUr Frankreich, Irland und das Vereinigte Kö
nigreich mit einem Mutterkuhanteil am Gesamtkuhbestand zwischen 25 und 35 v.H. gege
ben. Auch wenn für die übrigen Mitgl iedslCinder, insbesondere für die Bundesrepubl ik mit 
einem Mutterkuhanteil von nur 3 v. H., eine Aussage schwer mögl ich ist, erscheint es auf
grund der Interdependenzen zwischen den nationalen KCilbermCirkten plausibel, fUr die EG 
insgesamt substitutive Beziehungen zu unterstellen. 

3. Da bei den in der EG gegebenen Agrarpreisrelationen Rindermast auf Getreidebasis kaum 
wettbewerbsfCihig ist, besteht zwischen Rindfleischpreis und Getreideproduktion, insbeson
dere wegen der Konkurrenz um den knappen Faktor Boden, eine negative Beziehung. 
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1 Analyse und Bewertung der Rindfleischmark!eQ! itik 

4.1 Preispolitik 

Verglichen mit einer an sich notwendigen simultanen Analyse aller relevanten Instrumente im 
Hinblick auf die Zielfunktion (MÄLER, 6, S. 228 f.) stellt die hier aus PlatzgrUnden erforder
liche Beschränkung auf die Preispolitik eine Vereinfachung dar, die aber akzeptabel erscheint, 
da grundsätzl ich andere Instrumente, als im Marktordnungssystem vorgesehen, fUr einen einzel
nen Markt kaum infrage kommen. 

Definiert man Kosten und Erträge als negativen bzw. positiven Beitrag zur Zielverwirkl ichung, 
so besteht das empirische Problem darin, jene Rindfleischpreispolitik zu ermitteln, die unter 
Einhaltung der im Abschnitt 2.2 genannten Nebenbedingungen das Allokationsoptimum ergibt. 
Abweichungen von dieser "Optimalpolitik" fuhren zu volkswirtschaftlichen Kosten, d.h. zu 
Verzicht auf gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. Die "Kosten" der einzelnen als Restriktionen 
eingefUhrten Nebenziele kännen durch ihre partielle Aufhebung ermittelt werden. 

Da ein nach Einzelprodukten disaggregiertes Agrarsektormodell, mit dessen Hilfe die durch 
Rindfleischpreisveränderungen bewirkten Produktionsveränderungen quantifiz iert und durch Be
wertung mit nationalen Schattenpreisen die Veränderungen des Sozialprodukts ermittelt werden 
könnten, nicht verfUgbar ist, scheidet dieser empirisch-iterative Weg zur Ermittlung der "Opti
malpolitik" aus. Als Alternative bietet sich die theoretische Ableitung der "optimalen" Preis
politik als Referenzpolitik an. Dabei wird im ersten Schritt nur das Allokationsziel betrachtet. 

Da eine Untersuchung der Rindfleischpreispolitik unter c.p.-Bedingungen zu erfolgen hat, mUs
sen alle Maßnahmen in anderen Wirtschaftsbereichen, die unter Abweichung von Freihandels
bedingungen Struktur und Niveau von Produktion und Konsum beeinflussen (z.B. Zölle, Steuern, 
Subventionen), als gegeben angesehen werden. Gibt es aus hier nicht zu diskutierenden GrUn
den eine Abhebung der Inlandspreise von den Weltmarktpreisen, so kann gezeigt werden, daß 
gleiche effektive Protektionsraten (EPR) 1) in den einzelnen Produktionssektoren und gleiche 

1) Bei der EPR handelt es sich um ein komparativ-statisches Maß, also um einen Vergleich von 
Freihandels- und Protektionszustand nach Abschluß aller Anpassungsprozesse. 
Die grundlegende Formel lautet (CORDEN, 1, S. 35 f.): 

EPR (D 

EPR (j) 
t. 
I 

t. - a .. t. 
I 11 I wobei 
1 - a .• ' 

11 

effektive Protektionsrate des Gutes (j) 
nominale Protektionsrate des Gutes (j), gemessen als 

t. = nominale Protektionsrate der inputs (i) 
I 

P - P inl. w 
P 
w 

= Anteil der inputs (i) am Erlös des Gutes (j) zu Weltmarktpreisen ist. a .. 
11 

Dem entspricht: 

EPR 
Winl • _ WW 

wobei 

Wertschäpfung zu inländischen Preisen 
Wertschäpfung zu Wel tmarktpre isen ist. 
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nominale Protektionsraten (NPR) auf Konsumentenebene eine second-best-Lösung hinsichtlich 
des Allokationszieles darstellen (CORDEN, 2, S. 366 f.) . FUr den EG-Raum kann gesagt wer
den, daß die EPR im industriellen Bereich sehr niedrig und im Agrarsektor sehr hoch liegen. 
Geht man davon aus, daß sich die Allokation der Produktionsfaktoren nach Maßgabe der privat
wirtschaftlichen (Nutzungs-) Kosten vollzieht, so ist zu klären, zwischen welchen Produktions
bereichen es als Folge von Rindfleischpreisveränderungen zu Faktorwanderungen und damit zu 
Produktionsveränderungen kommt und wie groß der Saldo der Produktionsveränderung bei einer 
Bewertung zu Weltmarktpreisen ist. Bei gegebenen EPR fUr die Ubrigen Produkte liegt der opti
male Preis des zu untersuchenden Produktes dort, wo die marginalen Nettokosten einer Preis
veränderung null werden. 

Da es zur exakten quantitativen Lösung des Problems an Information fehlt, soll mit Hilfe von 
errechneten EPR fUr einige landwirtschaftl iche Produkte und ein igen in Abschnitt 3.2 diskutier
ten Hypothesen uber die Beziehung zwischen einzelnen Produktionsbereichen versucht werden, 
zumindest qual itative Aussagen abzuleiten. 

In Übersicht 1 sind fUr zwei Zeiträume und jeweils fUnf Produkte die EPR ausgewiesen. Den Be
rechnungen liegen Preisangaben und Produktionsverfahren der Bundesrepubl ik sowie als Welt
marktpreise Einfuhrpreise der EG zugrunde. Ergänzend zu den in der Übersicht ausgewiesenen 
Werten muß angemerkt werden, daß die EPR fUr ZuckerrUben aufgrund des Kontingentierungs
systems nur bedingt aussagefähig ist. Eine Übertragung der Ergebnisse auf die EG erscheint un
ter der einschränkenden Annahme möglich, daß die in den zugrunde gelegten Produktionsver
fahren unterstell ten input-output-Relationen auch fUr die EG gelten. Weiterhin kann allgemein 
gesagt werden, daß die EPR infolge des deutschen Grenzausgleichs fUr die EG etwas niedriger 
liegen. 

Ein Vergleich der EPR der einzelnen Produkte läßt erkennen, daß die EPR fUr Rindfleisch in der 
ersten Periode unter jenen der anderen Produkte lag. Die EPR fUr die zweite Periode reflektie
ren die veränderten Preisrelationen sowohl zwischen den Produkten als auch zwischen EG und 
Weltmarkt. Da die jUngere Entwicklung eine RUckkehr zu den Preisrelationen vor der allgemei
nen Preishausse anzudeuten scheint, sollen hier die Ergebnisse fUr die zweite Periode nicht nä
her diskutiert werden. Zuruckgreifend auf die eingangs formul ierten Hypothesen (vgl. 3.2), 
wonach eine Rindfleischpreisveränderung aufgrund substitutiver Beziehungen vor allem zu Fak
torwanderungen zwischen Rindfleischproduktion einerseits und Milch- und Getreideproduktion 
andererseits fUhrt, kann aus dem Verhältnis der EPR dieser Produkte geschlossen werden, daß 
eine Anhebung des Rindfleischpreises und damit der EPR c.p. zu einer Erhöhung des Sozialpro
duktes fUhrt. Diese Aussage gilt nur fUr marginale Änderungen, da bei der Größe des EG-Wirt
schaftsraumes insbesondere nicht unterstellt werden kann, daß die Weltmarktpreise von einer 
Veränderung der Inlandspreise unbeeinflußt bleiben. Weiterhin kann fUr größere Preisanhebun
gen nicht ausgeschlossen werden, daß die infolge der ablaufenden Substitutionsprozesse tenden
ziell verbesserte Einkommenssituation der Landwirtschaft zu einer Verringerung der Abwande
rung aus der Landwirtschaft fUhrt, was bei den niedrigen EPR im nichtlandwirtschaftlichen Be
reich 1) zu einem Verlust an Sozialprodukt fuhren könnte. 

Die im Hinblick auf das Allokationsziel notwendige Einbeziehung der Konsumenten erfordert 
einen Vergleich der NPR. FUr die wohl wichtigsten Substitutionsprodukte - Schweine- und Ge
flugelfleisch - lagen die NPR im untersuchten Zeitraum in Höhe jener fUr Rindfleisch. Verein
fachend soll hier unterstell t werden, daß die fUr den Produktionssektor notwendige Preisanhe
bung bei Rindfleisch keine wesen tl ichen Allokationsverluste auf der Konsumentenseite zur Folge 
hat. 

1) FUr die Bundesrepubl ik wurde der effektive Protektionsgrad der Industrie gegenUber Drittlän
dern im Zeitraum 1970 - 72 auf 10 - 12 % geschätzt (HIEMENZ, RABENAU, 4, S. 160 f.). 
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Übersicht 1: Nominale und effektive Protektionsraten wichtiger Agrarprodukte in der BRD 

9> Wj 1970/71 - 1971/72 9> Wj 1973/74 - 1974/75 

Produkt NPR EPR NPR EPR 

Weizen 90,5 170,8 8,9 - 13,3 . 
Gerste 54,6 124,7 2,0 3,5 

ZuckerrUben ~ - - 1) - 53,0 - 62,2 
(81,7) 

Milch 131,4 1139,0 - (646,0) 3) 

Rindfleisch 
1. Bull enmast 37,0 34, 1 31,3 34,2 

2. Mutterkuhhaltung 37,0 63,8 31,3 64,4 

1) Aufgrund der zu Weltmarktpreisen negativen Wertschöpfung war eine sinnvolle Berech
nung der EPR nicht mögl ich. 

2) Infolge der extrem hohen Zuckerpreise auf dem Weltmarkt ergab sich fUr die 2. Periode 
eine negative EPR. Der Klammerausdruck bezieht sich auf einen Zuckerpreis von 800 DM/t, 
wie er zur Jahreswende 1975/76 erreicht war. 

~ Der Berechnung der E PR I iegt nur der Butterpreis zugrunde. FUr den tatsächl ichen Butter
preis ergab sich wiederum eine negative Wertschöpfung. Der Klammerausdruck bezieht sich 
auf einen um 1/3 erhöhten Butterpreis. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch fUr Ernährung, landwirtschaft und Forsten. 
Agrarstatistisches Jahrbuch der EG. - Eigene Berechnungen. 

In diesem Zusammenhang muß betont werden, daß das Ergebnis der bisherigen Analyse, Anhe
bung des Rindfleischpreises, infolge der sehr restriktiven c.p. Klausel nur eine "second-best
lösung" darstellt. Eine Untersuchung der Agrarpreispol itik insgesamt durfte zu einem anderen 
Ergebnis, nämlich der Senkung der EPR der stärker geschUtzten Produkte fuhren (TANGER
MANN, 9). 

~;,!;,~ __ 9.p..tlT~1~!.i!'~i~~i!~~f?~~i!~~i!~~!l!'!~~..B:!~~~~i:!,!~Q.~~Q.2:!-'i~~!'!.t:!'_~1~~f!l!'.!<!~~~ 

Im Hinbl ick auf die abgeleitete Zielfunktion (vgl. 2.2) ist nun zu untersuchen, ob eine Anhe
bung des Rindfleischpreises c. p. zu einer Verletzung der sechs Nebenbedingungen fuhrt. Da 
annahmegemäß nur längerfristige Preisentwicklungen diskutiert werden, bleibt das Stabil isie
rungsziel (6) unberUhrt. Die Ziele Versorgungssicherung und Umweltschutz, letzteres verstan
den als Verhinderung des Brachfallens bisher genutzter Flächen, wirken nicht bindend. Gleich
falls kann unterstellt werden, daß die Verteilungsziele ("angemessene Erzeugereinkommen" und 
"keine Verschlechterung der intrasektoralen Einkommensverteilung") nicht verletzt werden. 

Problematischer ist die Beurteilung im Hinblick auf die Ziele "Begrenzung der Marktordnungs
ausgaben" und "Beitrag der EG zur harmonischen Entwicklung des Welthandels". Da sich beide 
Ziele nicht auf ein einzelnes Produkt beziehen, ist zu untersuchen, ob eine Anhebung des 
Rindfleischpreises c. p. zu einer Steigerung der Marktordnungsausgaben insgesamt und/oder zu 
einer zusätzlichen Beeinträchtigung des Außenhandels der EG fuhren wUrde. Während man 
~heoretisch davon ausgehen könnte, daß es im wesentlichen nur zu einer Verlagerung der Pro-
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bleme zwischen den Einzelmörkten kommt, hat die Entwicklung 1974/75 gezeigt (vgl. 3.1), 
daß bei Annöherung bzw. Überschreitung des vollen Selbstversorgungsgrades bei Rindfleisch, 
trotz stark erhöhter Marktordnungsausgaben, ein direkter Eingriff in den Außenhandel als un
vermeidlich angesehen wurde. Auch wenn das Außenhandelsziel seit Bestehen der EG kaum Be
achtung gefunden hat, muß die Verhöngung des Importstops als Verletzung dieses Zieles gewer
tet werden. Geht man weiterhin davon aus, daß in Anbetracht der kritischen Finanzlage fast 
aller EG-Mitgl ieder eine Begrenzung bzw. Verringerung der Marktordnungsausgaben dringend 
erfroderlich erscheint, die Marktordnungsausgaben fUr Rindfleisch aufgrund der mangelhaften 
Lagerföhigkeit bei einer Annöherung an den vollen Selbstversorgungsgrad aber uberproportional 
steigen, so ist eine Begrenzung des Selbstversorgungsgrades auf unter 98 v. H. im Jahresdurch
schnitt erforderlich. Dazu mUßten die 1975/76 erreichten Relationen der Zielpreise c.p. leicht 
zuungunsten von Rindfleisch verHndert werden. Die Folge wören entsprechend den vorangegan
genen Überlegungen Allokationsverluste, die aber kaum abgeschi:ltzt werden können. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Ermittlung von EPR, trotz der mit dem Kon
zept verbundenen Unsicherheiten, die Möglichkeit bietet, wenigstens qualitative Aussagen Uber 
eine ziel gerechte Pol itik hinsichtlich der Preisrelationen abzuleiten. Eine bessere Fundierung 
der Aussagen und vor allem die Ableitung quantitativer Ergebnisse setzt ein nach Produkten dis
aggregiertes, ökonometrisch geschötztes Agrarsektormodell voraus, das vor allem Einbl ick in 
die Beziehungen zwischen einzelnen Produktionsbereichen ermöglicht. 

4.2 Stabilisierungspol itik 

Da eine ausfUhrliche Diskussion aller Stabilisierungsmaßnahmen im Rahmen dieses Beitrags nicht 
möglich ist, sollen beispielhaft zwei stark vereinfachte stabilisierungspolitische Konzepte fUr 
den Rindfleischmarkt gegenUbergestelit und im Hinblick auf notwendige Staatsausgaben sowie 
Außenhandels- und Wohlfahrtseffekte verglichen werden. Dabei wird nur die Konsumentenseite 
betrachtet und fUr die Produktionsseite unterstellt, daß die diskutierten Maßnahmen zu einer 
Stabil isierungder Erzeugerpreise fuhren und hierdurch Allokationsgewinne entstehen. Weiter
hin wird angenommen, daß eine Preis(niveau)pol itik verfolgt wird, die zu einem durchschnitt-
I ichen Selbstversorgungsgrad mit Rindfleisch von ca. 98 v. H. fUhrt und daß in Phasen niedriger 
inli:lndischer Marktversorgung zum unter dem EG-Preis liegenden Weltmarktpreis importiert 
werden kann. Im Falle einer Überschreitung des angestrebten Selbstversorgungsgrades wird nach 
dem ersten Konzept die zur Erreichung des inli:lndischen Mindestpreiszieles (Interventionspreis) 
notwendige Menge mit Hilfe von Exporterstattungen exportiert. 

Das zweite Konzept, hier kurz als "deficiency-poyment-System" bezeichnet, soll Zahlungen 
an die Erzeuger in Höhe der Differenz zwischen Marktpreis 1) und Mindestpreisziel beinhalten. 
Dieses System wurde im Prinzip schon Ii:lnger in England und 1975/76 auch in anderen EG-U:in
dem angewendet. Die wesentl ichen Effekte beider Konzepte sollen anhand von Schaubild 2 
vergl ichen werden. 

Al sei die langfristige Angebotskurve und N die Nachfragekurve des Inlandes. P1 entspricht 
dem langfristigen Mindestpreisziel fUr die Erzeuger (Interventionspreis) . Pw sei der gUltige 
Weltmarktpreis, q2 das kurzfristige Marktangebot und P2 der dazugehörige Preis bei freier 
Preisbildung. Bei einem gegebenen Marktangebot fuhren Interventionski:lufe in Höhe von q2-ql 
und der anschließende Export dieser Mengen zu Staatsausgaben entsprechend der Flöche ecibf. 
Es entstehen Ertröge in Höhe von gefh. Bei der Zahlung von d.-p.-Prömien entstehen Staats
ausgaben entsprechend jkbd und Ertröge der inlöndischen Volkswirtschaft durch erhöhten Kon
sum in Höhe von gadh. Sieht man von Verteilungsaspekten (Verbraucher - Staat) ab, so fuhren 

1) Abweichend von der ublichen Definition des Systems unterscheiden sich inlöndischer Markt
preis und Weltmarktpreis um die Höhe des Außenschutzes. 
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Schaubild 2: 

q 

bei der im Schaubild angenommenen Konstellation d.-p.-Zahlungen zu höheren Staatsausgaben, 
aber auch zu einer htsheren Wohlfahrt als Export mit Hilfe von Erstattungen. Bei gegebener 
Überschußrnenge q?-ql höngt das Ergebnis von der Htshe des Weltmarktpreises und der Stei
gung der Nachfragekurve ab. Je htsher c. p. der Weltmarktpreis ist, desto geringer sind die 
Staatsausgaben bei Exporterstattungen. Liegt der Weltmarktpreis zwischen P1 und P2, bringt 
die Kombination beider Maßnahmen den hi:Schsten Ertrag. 

Der Wohlfahrtsgewinn im d.-p.-System ist c.p. umso htsher und die Staatsausgaben umso nie
driger, je elastischer (flacher) die Nachfragekurve verlöuft. 

Im Hinbl ick auf das Außenhandelsziel besteht ein Vorteil von d. p. Zahlungen darin, daß in 
Phasen hohen Inlandsangebots und gleichzeitig niedriger Weltmarktpreise eine geringere De
stabil isierung der Weltmarktpreise verursacht wird. 

Da bei Abweichung von Weltmarktpreisen im Inland gleiche NPR auf der Konsumseite eine 
second-best-Ltssung darstellen, gelten die bisherigen Überlegungen im Hinbl ick auf die volks
wirtschaftlichen Ertröge nur unter der Annahme, daß die NPR bei Rindfleisch htsher als bei den 
wichtigsten Substitutionsprodukten liegt. Andernfalls treten durch eine Preissenkung bei Rind
fleisch Verzerrungen in der Konsumstruktur auf, die zu Wohlfahrtsverlusten fuhren. Im unter
suchten Zeitraum lagen die N PR fUr Schweine- und GeflUgelfleisch, die als wichtigste Substi
tute angesehen werden ktsnnen, in der Htshe der NPR fUr Rindfleisch, d.h. bei ungeföhr 35 v.H .. 
Unterstellt man, daß bei einer zeitl ich begrenzten Rindfleischpreissenkung die Preise der Sub
stitutionsprodukte ebenfalls sinken, so durften die verursachten Wohlfahrtsverluste relativ ge
ring sein. 

Oie tatsöchl ich praktizierte EG-Regelung enthölt als wesentl iches zusötzliches Instrument zu 
den im ersten Konzept diskutierten Exporterstattungen Interventionsköufe verbunden mit Lager
haltung . Unterstell t man, daß ein intertemporörer Marktausgleich, der als wesentl iches Ziel 
dieser Maßnahme angesehen werden muß, aufgrund des höufig großen zeitlichen Abstandes 
wechselnderVersorgungslagen kaum gelingt, so ist der notwendige Abbau der Lagerbestönde 
nur mit Hilfe von Verbill igungsaktionen (Preisdifferenzierung) mi:Sglich. Vergl ichen mit dem 
deficiency-payment-System fuhren derartige Maßnahmen zu niedrigeren Staatsausgaben, aber 
auch geringerer Wohlfahrt. Der Unterschied ist um sogrtsßer, je effizienter die Preisdifferen
iierung ist, d.h. je geringer die Substitutionsbeziehungen zwischen verbilligten und originö-
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ren Produkten sind. Zieht man in Betracht, daß durch die Lagerhaltung und die z. T. notwen
dige Verarbeitung der interven ierten Mengen zusl::itzl ich hohe Staatsausgaben entstehen, so ist 
das deficiency-payment-System grundsl::itzl ich vorzuziehen. FUr eine allgemeine Anwendung 
in der EG ware wichtig, daß die Ausgestaltung der Maßnahme fUr alle Lander einheitlich er
folgt, und zwar so, daß nur "funktionslose" mittelfristige Preisschwankungen, nicht aber saiso
nale Preisbewegungen oder ökonomisch bedingte regionale Preisunterschiede ausgeglichen wUr
den. Dazu scheint die Zahlung eines fUr die EG einheitlichen Betrages je 100 kg Schlachtge
wicht einer Referenzqualitat in Höhe der Differenz zwischen Interventions- und EG-Referenz
preis geeignet. Der in der EG einheitliche Interventionspreis stellt ein Mindestpreisziel dar 
(EG-Durchschnitt) und sollte - abweichend von der bisherigen Regelung - entsprechend dem 
normalen saisonalen Preisverlauf jahreszeitlich gestaffelt werden. 
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Untersuchungsgegenstand und theoretischer Ansatz 

1.1 Problemstellung 

Aufgabe dieser Untersuchung im Auftrag des BMELF war es, eine kosten-nutzen-analytische 
Bewertung der Milchmarktpol itik der EuropClischen Gemeinschaft und mCigI icher AI ternativen 
dazu vorzunehmen, wobei die Problemstellung aus folgender (zusammengefaßter) Situations
analyse resultiert: 

Der Milchmarkt der EG wie der Bundesrepubl ik Deutschland ist auf der Angebotsseite von 
Milchviehbetrieben bestimmt, die aufgrund ihrer Uberwiegend kleinbetriebl ichen Struktur (Aus
nahmen nur Großbritannien und Niederlande) und/oder wegen vorwiegend schlechter Boden
quai itClten oftmals keine innerlandwirtschaftl iche Erwerbsalternative haben. Die im Durch
schnitt geringe Betriebsgröße ist zuglei ch die Ursache dafur, daß sich die ProduktivitClt in die
sen Betrieben nicht in dem Maße entwickelt, wie es vom technischen Fortschritt her mCiglich 
wClre. 

Da ein großer Teil der Milchviehbetriebe in Regionen mit unterdurchschnittlicher Wirtschafts
kraft liegt und die Betriebsleiterstruktur durch Überalterung gekennzeichnet ist, sind auch die 
außerlandwirtschaftlichen Erwerbsalternativen dieser Landwirte ungUnstig. 

Die EG-Mitgliedstaaten sind daher in ihrer gemeinsamen Milchmarktpolitik darum bemuht, 
diesen einkommensmClßig benachteil igten Milchviehbetrieben ein "angemessenes" Einkommen 
zu gewClhrleisten. Sie bedienen sich dabei des preispol itischen Instrumentariums. Die ursprUng
liche Funktion der EG-Preispolitik, ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage zu 
erhalten bzw. zurUckzugewinnen, verliert dabei stark an Bedeutung. 

Die damit verbundenen Preiserhöhungen der Milchprodukte fuhren zu einem zunehmenden Aus
einanderklaffen von Angebot und Nachfrage am Milchmarkt und zu einer Vergrößerung des Ab
stands vom Weltmarktpreisniveau . Die EG muß die entstehenden ÜberschUsse wegen der Inter
ventionsgarantie aufkaufen und verwerten. Die daraus resultierenden, im Zeitablauf gestiege
nen Haushaltsausgaben der EG-Behörden und der sie finanzierenden Mitgliedstaaten kommen 
mittlerweile in Größenordnungen, die ein Überprufen dieser Milchmarktpolitik der fortlaufen
den Erzeugerpreiserhöhungen notwendig machen. 

Hier sollen jedoch nicht die durch die Milchmarktpolitik entstehenden Belastungen der öffent
lichen Haushalte, sondern die volkswirtschaftlichen Nutzen und Kosten der Milchmarktpolitik 
untersucht werden; genauer: die volkswirtschaftlichen Nutzen und Kosten, die auftreten, weil 
aus einkommenspolitischen GrUnden zugunsten der Milchviehbetriebe eine Hochpreispolitik 1) 
betrieben wird, die nicht nur die preiswerten Angebote des Weltmarktes durch Außenhandels
schutz vom Binnenmarkt der EG fernhCllt, sondern darUber hinaus die Überschußproduktion an-
regt. \ 

Zugleich stellt sich die Frage, ob auf der Grundlage dieser Ergebnisse alternative Maßnahmen 
empfohlen werden können, die ein höheres Maß an ZielerfUllung versprechen. 

1) Als eigentl iches zu beurteilendes Instrument der Milchmarktpol itik der EG wird hier die 
kontinuierl iche Erhöhung des Erzeugerrichtpreises und dessen Absicherung durch Interven
tions- und Schwellenpreise im Rahmen der Milchmarktordnung verstanden. Die anderen zu
sCltzl ichen Instrumente dienen entweder nur der ErgClnzung oder der Beseitigung von uner
wUnschten Folgen dieser Erzeugerpreispol itik. 
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1.2 Ziel funktion 

WHhrend bei herklSmmlichen Kosten-Nutzen-Analysen zur Bewertung staatlicher Investitions
projekte die VelWendung einer einzigen Zielvariablen, meist der Steigerung des Sozialprodukts, 
ausreicht, sind bei der o.a. komplexen Problemstellung des europöischen Milchmarktes an sich 
die bekannten Ziele der EG-Agrarpolitik und die sonstigen Ziele der Gesellschaftspolitik zu 
berUcksichtigen. Die im EWG-Vertrag genannten Ziele lassen sich jedoch im wesentlichen auf 
das Allokations- und das Distributionsziel zuruckfUhren, so daß zumindest diese beiden Ziele 
explizit zu berucksichtigen sind, wtihrend deren Unterziele sowie die anderen Ziele in der 
Form von Nebenbedingungen in die Analyse eingehen können (MEYER zu DREWER, 11, S. 343). 

Mit dieser Einbeziehung des Distributionsziels in die KNA ist auch der erkltlrtermaßen einkom
menspol itischen Zielsetzung der europtlischen Milchmarktpol itik entsprochen. Da jedoch nicht 
beide Ziele gleichzeitig maximiert werden können, wird auch in dieser KNA das Allokations
ziel zur Zielvariablen . Das Distributionsziel wird dann zuntlchst in der Form berucksichtigt, 
daß die Einkommenssituation der Milchviehbetriebe, wie sie sich aus der bisherigen Politik und 
deren FortfUhrung ergab bzw. ergeben wUrde, als von den Pol itikern gewUnscht und somit als 
Datum angesehen wird (vgl. LlTTLE und MIRRLEES, 9, Kap. 11 und 12, insbesondere S. 120 
und 144). (Formal kann man diese Vorgehensweise als Festlegung des Einkommensziels als 
"strenge Nebenbedingung" bezeichnen.) 

Es werden somit lediglich neutral die gegebenenfalls im Referenzsystem auftretenden Einkom
mensverluste der betroffenen Landwirte und die dann notwendigen Kompensationszahlungen 
(vgl. DASGUPTA und PEARCE, 6, S. 57 ff.) gemessen, jedoch nicht bewertet. Damit wird 
eine notgedrungen werturteilsbehaftete Diskussion uber die Berechtigung des Einkommensziels 
vermieden. Erst in einem sptlteren Abschnitt der Untersuchung, wenn alternative Instrumente 
vorgeschlagen werden, soll diese neutrale Position des Analytikers aufgegeben und die Frage 
der Verteilungsgerechtigkeit dieser sektorspezifischen Pol itik aufgegriffen werden. 

1.3 Theoretische Bestimmung der Nutzen und Kosten der Milchmarktpol itik 

Aud dieser Zielfunktion kann in einem ersten Schritt ein zuntlchst völl ig marktwirtschaftlicher 
und außenhandelsorientierter Milchmarkt als Referenzsystem abgeleitet werden, welches dem 
bisherigen Interventionssystem gegenUbergestelit wird. Zur besseren Veranschaul ichung dieser 
Zusammenhtlnge soll ein vereinfachtes l-Produkt-Modell des Milchmarktes benutzt werden, 
wie es sich unter VelWendung der Ublichen Schaubilder (vgl. Schaubild 1 nach PLATE, 13, 
S. 162) darstellen Itlßt. Hiernach umfassen die Allokationskosten der bisherigen Pol itik - im 
Vergleich zum Referenzsystem -
a) die Opportunittltskosten der Produktionsfaktoren, die wegen des erhöhten Erzeugerpreises 

zustltzlich in der Milchproduktion eingesetzt werden, 
b) den Wohlfahrtsverlust der Konsumenten (geringerer Verbrauch an Konsumgutern, nicht zu 

velWechseln mit der Konsumentenrente) und 
c) die Lager- und Produktionskosten der Interventionsprodukte, die aus der UberschUssigen 

Milch hergestell t werden. 

Als Nutzen der bisherigen Pol itik sind die Devisenerspornis (durch Wegfall jegl icher Importe), 
Deviseneinnahmen (fUr Überschußexporte in Drittltlnder) und die als Kuppelprodukt der Milch
produktion anfallenden Ktllber den Kosten entgegenzusetzen. Da der Nutzen der mit der 
Milcherzeugung verbundenen Ktllberproduktion relativ gering ist und die Weltmarktpreise fUr 
Milchprodukte normaleIWeise deutlich unter dem EG-Niveau liegen, mUssen bei negativer 
Nachfrage- und positiver Angebotselastizittlt (in bezug auf den Preis) Nettokosten der Milch-
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Schaubild 1: Milchmarkt mit und ohne Außenhandelsschutz (Interventionspreis mit 
Abschöpfungen auf Schwellenpreis) 
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marktpol itik resultieren, wenn nur das Allokationsziel (~ Maximierung des Volkseinkommens) 
betrachtet wird 1). 

Die Distributionswirkungen der Milchmarktordnung bestehen zum einen in den intersektoralen 
Einkommensverteilungen von der Gruppe der Konsumenten zu der Gruppe der Milchviehbe
triebe 2), zum anderen in den intrasektoralen Verteilungswirkungen: 
- auf Seiten der Verbraucher (in Form der regressiven Verbraucherbelastung) sowie 
- innerhalb der Gruppe der Landwirte mit Milchviehhaltung (durch die Vergrößerung der abso-

luten Einkommensunterschiede) . 

t Übertragun.9...S!es theoretischen Ansatzes auf die quantitative KNA 

Auf der Grundlage dieses theoretischen Ansatzes und der damit zuni:lchst ganz allgemeingUltig 
bestimmten Kosten- und Nutzen-Positionen und Distributionswirkungen, muß in einem ni:lchsten 
Schritt die Spezifizierung der Zielfunktion, des Referenzsystems und des ri:lumlichen und zeit
lichen Bezugsrahmen erfolgen, um eine Quantifizierung zu ermöglichen. 

2.1 Spezifizierung des theoretischen Konzepts als Voraussetzung zur Quantifizierung 

Die fehlende quantitative Festlegung der agrarpol itischen Ziele verlangt vom Nutzen-Kosten
Analytiker, selbst quantitative Untergrenzen zu ziehen fUr den gewunschten Zielerreichungs
grad derjenigen Ziele, die als Nebenbedingungen gesetzt werden und daher nicht als zu maxi
mierende bzw. minimierende Größen in die Zielfunktion eingehen (vgl. SCHRADER, 14, 
S. 24 ff.). Wegen der damit verbundenen Werturteilsproblematik soll in dieser KNA pragma
tisch vorgegangen werden: Die Auswirkungen der bisherigen Milchmarktpolitik auf die anderen 
Nebenbedingungen (mit Ausnahme des Distributionsziels, s.o.) werden als externe Effekte qua
litativanalysiert, da bezUglich dieser Nebenbedingungen keine eklatante Verletzung, die eine 
ausfUhrl iche, auch quantitative Untersuchung notwendig gemacht hi:ltte, zu beobachten war. 
Ebenso wird bei der Entwicklung alternativer Instrumente der Milchmarktpol itik darauf geachtet, 
daß diese als Nebenbedingungen gesetzten Ziele keine merkliche Verschlechterung erfahren. 

Eine Ausnahme bildet das Ziel "Sicherheit der Versorgung", das bei einem Selbstversorgungs
grad von Uber 100 % sicherlich ubererfullt ist. Das Werturteil, auf welches Niveau der Selbst
versorgungsgrad gesenkt werden kann, ohne das Ziel der Versorgungssicherung zu verletzen, 
konnte nicht vom Analytiker, sondern nur vom Auftraggeber (BMELF) der KNA gefl:lllt werden 
(vgl. L1TTLE und MIRRLEES, 9, S. 120). In Abschi:ltzung der realen agrarpolitischen Möglich-

1) In Schaubild 1 umfassen die Nettokosten die Dreiecke CEK, 10M und das Rechteck (qS - q4), 
L, P fUr die Lager-, Trocknungs- und Verwaltungskosten der Interventionsprodukte . Der 
Nutzen in Form der Ki:llber Ii:lßt sich in diesem Schaubild nicht graphisch erfassen. Weiter
hin ist zu berucksichtigen, daß in den gesamten Nettokosten auch die Kosten zur Stabil isie
rung der Agrarpreise (Interventionspol itik zum Ausgleich saisonaler Schwankungen) enthal
ten sind, die bei Wegfall der jetzigen Milchmarktpolitik notwendig wi:lren. Vom Verwal
tungsaufwand soll hier abgesehen werden, da er erstens in Relation zu den anderen Kosten 
sehr gering ist und da zweitens nicht geschi:ltzt werden kann, wie hoch die Kosten der Ver
waltung einer alternativen europi:lischen Milchmarktordnung wi:lren. 

2) In Schaubild 1 erhöht sich die Produzentenrente im Vergleich zur Freihandelssituation um 
das Trapez (Pint - pm>, K, C, wovon die Konsumenten den durch das FUnfeck (Pint - pm>, 
C, G, I, die staatlichen Stellen den durch das Dreieck GIK veranschaulichten Betrag zur 
Erhöhung der Produzentenrente beitragen. 
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keiten wurde ein Selbstversorgungsgrad von 100 % als Nebenbedingung festgelegt, der nicht 
unterschritten werden soll 1). Diese Nebenbedingung hat wichtige Konsequenzen für den Fort
gang der KNA: 

- Der Optimierung des Allokationsziels (maximale Steigerung des Sozialprodukts bzw. Minimie
rung der Allokationskosten der Milchmarktpolitik) sind relativ enge Grenzen gesetzt, da die 
innergemeinschaftl iche Milchproduktion nicht (wie im theoretischen Konzept) der vollen 
Außenhandelskonkurrenz aus Drittll:lndern ausgesetzt werden kann. 

- Zugleich wird damit das im theoretischen Konzept benutzte Referenzsystem eines marktwirt
schaftl ich-außenhandelsorientierten Milchmarktes hinfl:lll ig und stattdessen als "second-best
optimum" die Erzielung des Marktgleichgewichts aus innergemeinschaftlicher Produktion zum 
Referenzsystem . 

- Diese Begrenzung des Allokationsziels durch die Nebenbedingung 1 00 % Selbstversorgung 
stellt für die Quantifizierung eine große, aber auch notwendige Vereinfachung dar. Bei 
einem alternativen Referenzsystem mit freiem Außenhandel müßten die Angebots- und Nach
fragekurven für den großen Bereich zwischen dem jetzigen Inlandspreis und dem möglichen 
Inlandspreis bei freiem Außenhandel geschl:ltzt werden, wozu die notwendigen Informationen 
fehlen. Ebenso sind keine Kenntnisse uber die bei einer Pol itik des freien Außenhandels auf
tretenden Strukturverl:lnderungen zu erlangen. Auch das Verhalten der Anbieter auf dem 
Weltmarkt würde sich l:Indern, da die EG durch die Größe ihres Milchmarktes den gesamten 
Weltmarkt für Milchprodukte beeinflußt (vgl. BECKER, 1, S. 20). 

Die zweite explizit berUcksichtigte Nebenbedingung ist kein agrarpolitisches Ziel, sondern ein 
Unterziel der Fiskalpolitik: In Anbetracht der knappen Budgetmittel und der konjunkturellen 
Situation werden keine alternativen Instrumente vorgeschlagen, die auf dem Gebiet des Milch
marktes höhere Haushai tsausgaben verursachen, als die bisherige Milchmarktpol itik benötigte 
bzw. hierfür in Haushaltsansl:ltzen eingeplant sind. 

Die Herstellung des Marktgleichgewichts aus allein innergemeinschaftlicher Erzeugung ist auf 
grundsl:ltzlich mehreren Wegen denkbar. An dieser Stelle soll als Alternative zur bisherigen 
Pol itik nur eine am langfristigen Marktgleichgewicht orientierte restriktive Erzeugerpreispol i
tik dargestellt werden (vgl. Rechnung Bin: BIELER, 3). 

2.2 Methodische und praktische Probleme der Quantifizierung 

?~?~! __ ~~~~l~~~~~~~_~~~~~~~~El~~~~~~~~~ 

Seit Bestehen des Gemeinsamen Marktes, und insbesondere seit der Zustl:lndigkeit der EG-Kom
mission für marktpolitische Maßnahmen, sollte die Ursachenanalyse für die Uberschußsituation, 
ebenso wie die generelle Wirkungsanalyse der bisherigen Milchmarktpolitik und der alternati-· 
ven Instrumente, für den gesamten Milc.hmarkt der EG erfolgen. Da jedoch 
- eine KNA vom Auftrag her nur die sozialen Kosten und Nutzen einer Gesellschaft zu bewer-

ten hat (vgl. MEYER zu DREWER, 11, S. 345), --
- die unterschiedliche Interessenlage der EG-Mitgl iedstaaten (vgl. WILLER, 15, S. 199) es 

nicht erlaubt, die EG als eine Gesellschaft mit einer gemeinsamen Zielfunktion zu verste
hen, und zudem 

- die verfUgbaren statistischen Grundlagen Uber die anderen Mitgl iedsstaaten unzureichend 
bzw. nicht vergleichbar sind, 

1) Auch ein Selbstversorgungsgrad von 100 % mag allein im Hinblick auf die Versorgungssiche
rung als noch zu hoch erscheinen. Bei der Festlegung wurden jedoch außer der Interessenlage 
der anderen Mitgliedstaaten (Devisenprobleme, stärkere regionale Arbeitslosigkeit) auch 
die pol itischen Einfl ußmögl ichkeiten berücksichtigt. 
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kann der quantitative Teil der KNA nur fUr den Bereich der Bundesrepubl ik Deutschland erstell t 
werden. 

FUr eine ex-post-Analyse des Milchmarktes bietet sich der Zeitraum 1970 - 1974 an, weil hier 
zum einen die Daten verfUgbar sind, zum anderen eine stetige, durchgtingige Entwicklung zu 
beobachten ist. Die Nutzen- und Kosten-Positionen des FUnfjahreszeitraums werden fUr die ein
zelnen Jahre in Preisen von 1970 berechnet und auf den 1.1.1975 aufdiskontiert, um die Ergeb
nisse trotz des unterschiedl ichen zeitl ichen Anfalls wertmtißig vergleichbar zu machen. Erst die 
Differenz dieser dann aufaddierten Jahreswerte ergibt Aufschluß Uber den Nettonutzen bzw. 
die Nettokosten der Maßnahme fUr den Zeitraum der betrachteten 5 Jahre. 

Diese Eingrenzung der KNA auf das Gebiet des Milchmarktes der Bundesrepubl ik Deutschland 
macht es notwendig, bei der Berechnung der tatstichl ichen Überschußsituation (als Ausgangs
basis zum Vergleich mit dem Marktgleichgewicht des Referenzsystems) vom herkömml ichen 
Schema abzuweichen: 

Wenn bei einem Selbstversorgungsgrad der Bundesrepubl ik Deutschland von Uber 100 % bestimm
te Mengen Butter und Magermilchpulver zwar nicht im Inland, aber innerhalb des gemeinsamen 
Marktes zum Interventionspreisniveau abgesetzt werden können, so sind diese Mengen von der 
ubl ichen Überschußdefinition her nicht als ÜberschUsse zu bezeichnen. Konsequenterweise soll 
zur Kennzeichnung der Überschußsituation der Bundesrepublik Deutschland nicht der Selbstver
sorgungsgrad, sondern ein "Überschußkoeffizient" berechnet werden: Nicht mehr allein die in
l!:Indische Produktion ist in den Ztihler zu setzen. Vielmehr mUssen die Importe aus Mitgl ieds
ltindern der initindischen Produktion hinzugeztihlt werden, da diese Importe nicht durch Maß
nahmen des Außenhandelsschutzes abgewehrt werden können, sondern aufgrund komporativer
und Transportkostenvorteile erfolgen 1), 2). Analog sind Exporte in Mitgl iedsltinder abzurech
nen 3). 

Ein weiteres Problem ist die quantitative Erfassung des Umfangs der ÜberschUsse am Milchmarkt: 

- Der Handel mit Mitgl iedsltindern resul tiert z. T. aus dem Marktordnungssystem (Transithandel 
bei Nahrungsmittelhilfe, Intervention nach Lagerkapozittiten) und ist in diesem Ausmaß zu 
korrigieren. 

- Wtihrend auf der Angebotsseite die von den Landwirten an die Molkereien gelieferte Milch 
relevant ist und von den Konsumenten die verschiedenartigsten Milchprodukte nachgefragt 
werden, fallen die MilchUberschusse in Gestalt der Interventionsprodukte Butter und Mager
milchpulver (Mmp) an. Daher I iegt es nahe, diese uberschUssigen Produkte in Milchtiquivalen
te umzurechnen. Die nachgefragte Milchmenge ergibt sich dann als Differenz aus angeliefer
ter und UberschUssiger Milchmenge anhand der Versorgungsbilanz . 

- Der initindische Butter- und Mmp-Verbrauch, wie er aus den Versorgungsbilanzen resul tiert, 
beinhaltet noch den Verbrauch aufgrund spezieller Absatzmaßnahmen und stellt insoweit 
schon einen Teil der Überschußverwertung dar. Bei der Korrektur dieserVerbrauchszahlen 
sind wiederum noch die Substitutionsmögl ichkeiten "normal er" Nachfrage durch diese Absatz
maßnahmen zu berucksichtigen. 

1) Damit wird hier implizit angenommen, daß keine Wettbewerbsverzerrungen bestehen. 

2) FUr die EG-9 wird von 1973 an aus letztl ich gle ichen GrUnden das Neuseelandkontingent 
bei der Berechnung des Selbstversorgungsgrades hinzugerechnet. 

3) Überschußkoeffiz ient Bundesrepubl ik Deutschland in % = 
inltind. Produktion + Import aus EG-LCIndern - Export in EG-LCInder . 100. 

inlClnd. Verbrauch 
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- Gäbe es keinen Einsatz interventionistischer Instrumente in der EG, wurde sich das Preisver
hältnis zwischen den beiden Kuppel produkten Butter und Magermilch (Mmp) entsprechend 
der Grenzverwertung der beiden Produkte bestimmen. 

Entspricht die Relation der Interventionspreise dieser Grenzverwertung, so wären die Über
schUsse bei beiden Produkten - in Milchäquivalenten gerechnet - gleich hoch. Tatsächlich 
wurde jedoch die EG-Preispolitik mehr von den jeweiligen Möglichkeiten der Überschußver
wertung bestimmt. Das Problem wird noch dadurch erschwert, daß nur ein geringer Teil der 
Magermilchpulverproduktion 1) zum Interventionspreisniveau im Bere ich der menschl ichen 
Ernährung abgesetzt wird, während der Uberwiegende Teil nur mittels Subventionen in die 
Verfutterung gelenkt werden kann. Eine entsprechende Korrektur der Versorgungsbilanz, wie 
sie bei Butter noch mögl ich ist, I ieße sich b~i Mmp wegen des hohen Anteils des subventio
nierten Verbrauchs nicht durchfuhren. 

Aus den aufgefuhrten GrUnden erscheint es daher sinnvoll, fUr diese KNA die anhand der But
terbilanz berechneten VollmilchUberschUsse zu verwenden. FUr den Fall, daß die Mmp-Über
schUsse in Vollmilchwerten geringer ausfallen, muß in Ermangelung besserer Kenntnis angenom
men werden, daß dies auf die VerfUtterungsbeihilfen zurUckzufUhren ist. 

3 Vo~hensweise bei der eigentlichen Quantifizieru'l9. 

3.1 Berechnung des "langfristigen Gleichgewichtspreises" im Referenzsystem 

Um funktionslose Preis-Mengen-Schwankungen zu verhindern, wird auch im Referenzsystem die 
Aufrechterhai tung des Interventionssystems zum Zwecke der Preisstabil isierung empfohlen (vgl. 
auch SCHRADER, 14, S. 28, und BECKER, 1, S. 23). Die in diesem Referenzsystem unterstell te 
"Orientierung der Erzeugerpreispolitik am langfristigen Marktgleichgewicht" ist fUr die weiteren 
Berechnungen folgendermaßen zu konkretisieren: In der Annahme 2), daß die Preiselastizität 
des Milchangebotes kurzfristig (bis zu 1 Jahry sehr unelastisch ist (+ 0, 1), während hierfUr 
längerfristig ein Wert von + 0,4 anzusetzen ist, wird vorgeschlagen, daß zu einem Preis Pm 
interveniert wird, der sich als Schnittpunkt der Nachfragekurve mit der langfristigen Angebots
kurve Al ergibt (vgl. auch Schaubild 2). Da die Anbieter während der ersten Periode der Preis
senkung noch entsprechend ihrer (unelastischeren) Angebotskurve Ak reagieren, wUrden zwar 
noch ÜberschUsse entstehen (im Jahr 1970 z.B. noch 310000 t, vgl. Schaubild 2). Aber schon 
in der zweiten Periode - bei konstantem Angebots- und Nachfrageverhalten - wäre das Markt
gleichgewicht hergestellt, wenn annahmegemäß die Landwirte entsprechend der langfristigen 
Angebotskurve die Produktion stärker einschränken. Angebotsverschiebungen (z.B. wegen tech
nischem Fortschritt oder strukturpolitischen Maßnahmen) und Nachfrageänderungen (z. B. er
höhte Butterexporte nach Großbritannien) werden allerdings auch in der zweiten Periode eine 
erneute Anpossung notwendig machen. Der solchermaßen simul ierte Anpassungsprozeß an den 
"langfristigen Gleichgewichtspreis" dieses Referenzsystems ist in Übersicht 1, Spalte 5, aufge
fUhrt (zur Berechnung fUr die einzelnen Jahre vgl. BIELER, 3, S. 94 - 101). 

3.2 Quantifizierung der Allokationskosten 

Schaubild 2 verdeutlicht, beispielhaft fUr das Jahr 1970, die Kosten der Milchmarktpolitik, ver
glichen mit dem Referenzsystem: Während der durchschnittliche Erzeugerpreis (fUr tatsächlichen 

1) 1974 ca. 14 % in der EG-9 (vgl. BIELER, 3, Übersicht B. 9). 

2) FUr die verwendeten Angebots- und Nachfrageelastizitäten wurde auf vorhandene Untersu
chungen zurUckgegriffen, vgl. die im Gutachten (BIELER, 3, S. 77 ff.) angegebene lite
ratur. 
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Schaubild 2: Kosten der Milchmarktpolitik 1970 im Vergleich zum Referenzsystem 

p 

707 
r-________ ~AL __________ ~ 

/ 
35,6~--------~~------------------------~~---

33,6~------~~~mm~~----~~r---

- - - - - -h-rT"T'T'"rI"TT"rT'TI------i~rnt 

1 000 t Milch 
295 310 102 

Schaubild 3: Verteilungswirkungen 1970 bei Rechnung B 
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Fettgehalt, ab Hof, ohne MWSt) 35,6 Pf/kg betrug, hatte zum Preis von 33,6 Pf/kg ein 
Gleichgewicht 1) zwischen langfristiger Angebotskurve und Nachfragekurve 2) bestanden. 

Wahrend tatsachlich (vgl. Übersicht 1) 18371 000 t Vollmilch an die Molkereien geliefert 
wurden, von denen aber die Molkereien nur 17664 000 t zu diesem Preis 3) an die Verbraucher 
absetzen konnten, hatten zum niedrigeren "langfristigen Gleichgewichtspreis" 295000 t mehr 
abgesetzt werden können. Das Angebot ware (entsprechend der kurzfristigen, unelastischen An
gebotskurve Ak) um 102000 t geringer ausgefallen, so daß statt 707 000 t MilchUberschuß im 
Referenzsystem nur 310 000 t Milch keinen Absatz gefunden hatten. 

Daher sind fUr das Jahr 1970 folgende gesellschaftliche Kostenpositionen zu quantifizieren: 

- Opportunitatskosten der fUr die 102000 t Überschuß eingesetzten Produktionsfaktoren 4) 
(entscheidend ist nur die Differenz zum Referenzsystem) , in Preisen von 1970: 

= Faktor Arbeit: min. 1/2, max. 3/4 AK je Betrieb mit durchschnittlichem Industriearbeiter
lohn, niedrigste Leistungsstufe 5), wobei der jahrliche Produktionsfortschritt über den steigen
den Kuhbestand je Betrieb und den Anstieg der Milchleistung je Kuh BerUcksichtigung findet; 

= Faktor Boden: 0,5 ha je Kuh 6) mit ~ Jahrespacht (Schattenpreis) von 100, -- DM (min.) 
bis 150,-- DM (max.); 

= Faktor Kapital: Verzinsung des in den Kuhen gebundenen Kapitals mit 6 % (soziale Diskon
trate), wobei je Kuh (min.) 1 200, -- DM bis 1 600, -- DM (max.) Schlacht- bzw. Verkaufs
wert angenommen werden. Betriebsmittel (Lw.S.) + Abschreibung 600, -- DM bis 650, -- DM 
je Kuh (vgl. BRANDES und WOERMANN, 5, S. 228). 

- Oppartunitatskosten der fUr die Produktion und Lagerhaltung der Interventionsprodukte Butter 
und Magermilch eingesetzten Produktionsfaktoren 7): 

1) Vereinfachend werden Punkt- und BogenelastizitClt gleichgesetzt und das Gleichgewicht nach 
der 2-Punkte-Formel berechnet. 

2) Als Preiselastizitat der Nachfrage nach Gesamtmilch wird ein Wert von - 0,3 angenommen 
(vgl. 23. Gutachten, 7, S. 364, und JONES, 8, S. 81). 

3) Auf der Nachfrageseite erhöht sich dieser Preis um die (als konstant unterstellten) HandeIs
und Verarbeitungsspannen, die aber fUr diese Betrachtung vernachlCissigt werden können. 

4) Vgl. Übersicht 3. 

5) Dahinter stehen zwei wesentliche Annahmen: a) 25 - 50 % der in der Milchviehhaltung ein
gesetzten AK haben Opportun itatskosten von Null, was bei der vorhandenen AI tersstruktur, 
dem Ausbildungsstand und der Arbeitsmarktlage zutreffend sein mag. b) Die gesellschaftlichen 
OpportunitCltskosten von Landwirten mit innerlandwirtschaftlichen ElWerbsalternativen sind 
genauso hoch wie im außerlandwirtschaftlichen Bereich. Dies wird wegen des allgemein 
überhöhten Agrarpreisniveaus nicht zutreffen. An sich wClre daher eine Korrektur des Wert
ansatzes von einem entsprechenden Teil dieser AK mit einem Faktor<. 1 notwendig; jedoch 
ist dieser Anteil ebenso wie der Faktor kaum zu schatzen. Letztlich ware dieses Problem 
nur in einer KNA zu lösen, die nicht isoliert den Milchmarkt, sondern den gesamten Agrar
sektor analysiert. 

6) Die fUr jedes Jahr zu berechnende Kuhzahl ergibt sich aus der uberschUssig produzierten 
Milchmenge, geteilt durch den ~ Milchertrag des Jahres. 

7) Annahme, daß grundsCitzlich in diesem Bereich die Preise mit den gesellschaftlichen Oppor
tunitCltskosten identisch sind. 
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FUr die lagerhaltung und Verwaltung der aus den 102000 t VollmilchUberschuß des Jahres 
1970 (vgl. Schaubild 2) produzierten Überschußmengen Butter und Mmp mUssen bei Butter 
500,-- DM/t, bei Mmp 185,-- DM/t in Ansatz gebracht werden (vgl. METZDORF, 10, 
S. 16). Andererseits sind die Kosten der saisonalen lagerhaltung bei Butter, die vor Schaffung 
des Interventionssystems von der privaten Milchwirtschaft betrieben wurde, hiervon abzuzie
hen (vgl. METZDORF, 10, S. 11). FUr die Herstellung dieser Interventionswaren in den Mol
kereien werden die durchschnittlichen Produktionskosten der "typischen deutschen Molkerei" 
eingesetzt 1). 

- Wohlfahrtsverlust der Konsumenten: Da die FIHche unter der aggregierten Nachfragekurve N 
die gesellschaftliche NutzeneinschHtzung und damit die Zahlungsbereitschaft der Konsumen
ten fUr den Verbrauch des betreffenden Gutes angibt, ist (beispielhaft) fUr das Jahr 1970 der 
Mehrkonsum von 295 000 t zu bewerten. Die Berechnung kann nach der Ublichen FIHchen
formel fUr ein Trapez geschehen (vgl. DASGUPTA und PEARCE, 6, S. 46). 

3.3 Quantifizierung der Nutzenpositionen 

Zur Berechnung der volkswirtschaftlichen Nutzen der ÜberschUsse (vgl. Übersicht 6) werden 
.. die KHlber der fUr die Uberschussige Milchproduktion eingesetzten Kuhe (0,9 Kalb je Kuh x 

9S Jahrespreis fUr bis 10 Tage alte NutzkHlber), 
- die aus der UberschUssigen Milch hergestellten Butter- und Mmp-Uberschusse und 
- die (fiktiven) Einsparungen an Devisen bzw. inlHndischen Ressourcen, die dem Wohlfahrts-

verlust der Konsumenten gegenzurechnen sind, 
veranschlagt. Dabei werden fUr die Minimal- wie die Maximalrechnung die Buttermengen mit 
~wei verschiedenen Weltmarktpreisen (EG-Angaben und Mittel der londoner Notierung fUr 
4Hnische und neuseelHndische Butter), die Mmp-Mengen mit dem Weltmarktpreis (londoner 
Notierung fUr Spruhpulve~ und dem Futterwert in der Schweinernast (Mischung aus Sojaschrot 
und Futtergerste zu cif-Einfuhrpreisen NordseehHfen + 10 % fUr Transportkosten und Preisstei
gerungen bei gestiegener Nachfrage) bewertet. 

3.4 Quantifizierung der Distributionswirkungen 

Als Folge des in jedem Jahr niedrigeren Erzeugerpreises im Referenzsystem können fUr den ge
samten Zeitraum der Betrachtung und fUr alle Milchviehbetriebe Distributionswirkungen quanti
fiziert werden. In Schaubild 3 stellen sich die Verteilungswirkungen fUr das Jahr 1970 im ein
zelnen folgendermaßen dar: Umsatz im Referenzsystem 18269000 t Milch zum Preis von 33,6 
Pflkg (~ Rechteck IFMO). TatsHchl icher Umsatz: Rechteck ADPO. ZusHtzl iche Betriebskosten 
fUr die 102000 t Mehrabsatz: Trapez DPMF, Erhöhung der Produzentenrente aller 1970 in der 
Milchproduktion befindlichen landwirte folglich entsprechend dem Trapez ADFI. Davon tragen 
die Konsumenten den Teil, der dem Rechteck ABHI entspricht, wHhrend der Staat mittels der 
Interventionsstellen den verbleibenden Teil der Einkommenserhöhung aufbringt ( ~ dem Trapez 
BDFH) . 

Nun ist zwar die Produzentenrente nicht die eigentliche Ziel größe der Einkommenspalitik, son
dern eher das Betriebs- oder Unternehmereinkommen, da insbesondere letzteres als Maßstab fUr 
das konsumfHhige Einkommen des landwirts dienen kann. Trotzdem ist fUr die Kenntnis der Dis
tributionswirkung der Milchpolitik die Produzentenrente zu berechnen, da in die dabei in Ab
zug zu bringenden Grenzkosten sömtliche FaktoransprUche - auch die der Famil ienarbeitskröfte -
eingehen, die mit den jeweil igen individuellen Opportunitötskosten zu bewerten sind. Daher 

1) Bei Mmp wegen des vom Interventionssystem induzierten Kapazitötsaufbaus die Gesamtkosten 
( = 260 DM/t), bei Butter nur die variablen Kosten (190 DM/t) (vgl. BEHME und WIET
BRAUK, 2, S. 148, und NEITZKE, 12, S. 32). 
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schließt diese Angebotskurve (als Aggregation der individuellen Grenzkostenkurven) ein, daß 
diejenigen Landwirte, die bei niedrigerem Preis ausscheiden, in der alternativen Beschöftigung 
oder Produktion mindestens eine gleich hohe Entlohnung ihrer Faktoren erhalten. Umgekehrt be
inhal tet die Konstruktion der Angebotskurve, daß bei steigendem Preis die aufstockenden oder 
neu in die Milchproduktion einsteigenden Landwirte zum jeweiligen Preis gerade etwas mehr 
Einkommen erhalten als bei der bisherigen Verwendung ihrer Faktoren. Folgl ich zeigt nur die 
Produzentenrente, um wieviel das Einkommen der Landwirte aufgrund der Preiserhöhung im Ver
gleich zum Referenzsystem gestiegen ist. 

Die so berechneten Ergebnisse sind in Übersicht 70ufgefuhrt. Um den jöhrlichen realen Einkom
mensanstieg zu zeigen, sind die Werte in einem weiteren Schritt mit dem Lebenshaltungskosten
index deflationiert worden. Damit werden die jöhrl ichen Distributionswirkungen den ebenfalls 
real berechneten Allokationskosten und -nutzen und Ausgaben des jeweiligen Jahres vergleich
bar gemacht. 

Die berechnete proportionale Einkommenswirkung je kg Milch (in Übersicht 7, Zeile 14) fUhrt 
Uber die unterschiedl ichen Bestandsgrößen der Betriebe zu einer Vergrößerung der absoluten 
Einkommensdifferenzen innerhalb der Gruppe der Milchviehbetriebe . Diese Wirkung wird durch 
die meistens Uberdurchschnittl ichen Milch- und Fettleistungen in größeren Milchviehbetrieben 
noch verstörkt . 

4 Interpretation der Ergebnisse und Fol~ungen fUr alternative Instrumente der 

Milchmarktpolitik 

Eine Zusammenfassung und GegenUberstellung der quantitativen Ergebnisse zeigt folgendes 
Bild: Vergl ichen mit dem Referenzsystem, ergeben sich fUr die bisherige Milchmarktpolitik der 
EG und den gesamten Zeitraum 1970 - 1974 im Hinbl ick auf 
- das Allokationsziel insgesamt Nettokosten von 1,4 Mrd. DM (Minimal rechnung) bis 

3,1 Mrd. DM (Maximalrechnung)j 
- das Distributionsziel insgesamt Einkommensverbesserungen fUr alle Milchviehbetriebe von 

ca. 4,6 Mrd. DM. 

Oder mit anderen Worten: Wl:Jre in den betrachteten 5 Jahren eine am langfristigen Markt
gleichgewicht orientierte Milchmarktpol itik betrieben worden, so hötte sich fUr das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland die Wohlfahrt (Nettonutzen) um ca. 1,4 - 3,1 Mrd. DM erhöht, 
ohne da ß das Z ie I de r V ersorgungssi cherung (Nebenbedi ngung 11 1 00 % Se I bstve rsorgung'~ ve r
letzt worden wöre. Hingegen hötte die Gruppe der Milchviehbetriebe Einkommensverluste von 
ca. 4,6 Mrd. DM hinnehmen bzw. in entsprechendem Umfang Kompensationszahlungen erhal
ten mUssen, um die eingangs postul ierte Nebenbedingung des Distributionsziels nicht zu ver
letzen. 

Diese Kompensationszahlungen hötten folgendermaßen aufgebracht werden können: 

- Ca. 4,1 Mrd. DM (= 86 %) der Einkommensverbesserungen der Milchviehbetriebe trugen 
direkt die Konsumenten Uber die höheren Preise der Milchprodukte (Verminderung der Kon
sumentenrente) . 
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- ZusHtzlich wurden ca. 4,2 Mrd. DM an öffentlichen Mitteln mehr fUr Interventionen auf dem 
Milchmarkt aufgewendet, als dies im Referenzsystem notwendig gewesen ware 1). Auch diese 
finanziellen Mittel trug letztl ich die Gruppe der Konsumenten, wenn man zur Vereinfachung 
die Steuerleistungen der Gruppe der Milchviehbetriebe vernachlassigt. 

Ohne naher auf die Problematik von Kompensationszahlungen eingehen zu wollen (vgl. DAS
GUPTA und PEARCE, 6, S. 57 ff.), wird durch diesen Vergleich der Zahlungsströme deutlich, 
daß im Referenzsystem durch entsprechende Umverteilungen, trotz voller Befriedigung der Kom
pensationsansprUche der Landwirte, eine Erhöhung der Konsumentenrente mögl ich wHre. Damit 
ist auch gezeigt, daß im Referenzsystem die fiskalpolitische Nebenbedingung "Keine Erhöhung 
der Haushaltsbelastungen" nicht verletzt wird, sondern vielmehr - je nach Instrumenteneinsatz -
eine Verringerung der öffentl ichen Ausgaben resultieren kann. 

Als Schlußfolgerung aus dieser nutzen-kosten-analytischen Betrachtung der Allokations- und 
Distributionswirkungen sowie der externen Effekte (vgl. hierzu im einzelnen BIELER, 3, Ab
schnitt D.5) ergeben sich Vorschlage fUr den kombinierten Einsatz folgender Instrumente als 
Alternative zu einer FortfUhrung der bisherigen Milchmarktpolitik: 

- Restriktive, d. h. am langfristigen Marktgleichgewicht orientierte Preispol itik, erganzt durch 
befristete Aussetzung der Investitionshilfen fUr Milchviehbetriebe, zur Verlangsamung des 
Aufstockungsprozesses (vgl. hierzu auch BLOCK, 4, S. 219); 

- Abschlacht- oder Betriebsaufgabepramie zur Beschleunigung des Abstockungsprozesses sowie 
zur Verbesserung der Betriebsstruktur (zur BegrUndung vgl. BIELER, 3, Abschnitte C.3.3 und 
E .3); 

- direkte Einkommensubertragungen an die Landwirte, die ihre Milchviehhaltung weiterfuhren, 
als Kompensationszahlungen fUr die Einkommensminderungen aufgrund der restriktiven Erzeu
gerpreispolitik . 

FUr Vorschlage zu einer konkreten Ausgestaltung dieser EinkommensUbertragungen muß nunmehr 
von der eingangs erwHhnten neutralen Haltung des Kosten-Nutzen-Analytikers abgewichen wer
den: Aus einer Interpretation der einkommenspolitischen Zielsetzung der Sozial- und der Steuer
politik wird empfohlen, die Einkommensubertragungen degressiv (in AbhHngigkeit von Betriebs
g.röße oder -einkommen) zu staffeln (vgl. BIELER, 3, Abschnitt C.3.4 und E.4). Damit könnten 
die bei der bisherigen Preispol itik festgestell ten Vergrößerungen der absaluten Einkommensun
terschiede abgemildert bzw. vermieden werden (je nach Bemessungsgrundlage) . 

Abschließend laßt sich anhand dieser Kosten-Nutzen-Analyse das Urteil abgeben, daß auch 
im Bereich der Marktpolitik eine nutzen-kosten-analytische Betrachtung agrarpolitischer Ein
zelmaßnahmen mögl ich ",nd sinnvoll ist. Der Beitrag der Kosten-Nutzen-Analyse fUr eine ratio
nale Agrarpol itik I iegt in ihrer Abkehr von der allein sektorspezifischen Betrachtungsweise. Sie 
liefert stattdessen die monetHre Quantifizierung der gesamtwirtschaftlichen Allokations- und 
Verteilungswirkungen und macht damit den Politikern ihre (getHtigten oder geplanten) Entschei
dungen transparent. 
Diese!YI positiven Gesamturteil ist allerdings auch hinzuzufUgen, daß die Grenzen einer Kosten
Nutzen-Analyse marktpolitischer Maßnahmen in der ubl icherweise isol ierten Betrachtung eines 
Einzelmarktes liegen (vgl. MEYER zu DREWER, 11, S. 343). 

1) Dieser Betrag wurde ebenfalls in Preisen von 1970 fUr das Bundesgebiet berechnet und auf
diskontiert, nach Abzug der erwarteten Ausgaben im Referenzsystem . Der tQtsöchl iche Fi
nanzierungsanteil der Bundesrepubl ik Deutschland an den Ausgaben des EAGFL, Abt. Garan
tie, fUr Milch und Milcherzeugnisse macht einen noch höheren Betrag aus (vgl. BIELER, 3, 

, Abschnitt D.4 und Übersicht D.ll). Nur ca. 0,5 Mrd. DM dieser Öffentlichen Ausgaben 
wurden direkt zugunsten der Milchviehbetriebe einkommenswirksam: Von dem Teil der ge
samten öffentl ichen Interventionsausgaben, der direkt den Erlösen der Landwirte entspricht, 
dient der uberwiegende Teil zur Deckung der (betriebswirtschaftlichen I) Kosten der Milch
produktion . 
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Übersicht 1: Berechnung der langfristigen Gleichgewichtspreise der jeweiligen Jahre mit den dazugehörigen Nachfrage-, 
Angebots- und Überschußmengen im Referenzsystem (Mengenangaben in 1 000 t, Preisangaben in Dpf/kg) -
Rechnung B 

'970 '97' '972 j97~ 

1. Tatsächlicher Erzeugerpreis ~5.6 ~8.4 41.4 42.4 
2. an die Molkereien angelieferte Milch 18 ~71 17 994 18 52~ 18 812 

3. zum tatsäohlichen Erzeugerpreis nachgefragte Mengen 17 664 17 057 16 446 16 473 

4. tlberschüsse (2- ~) 707 9~7 2077 2 ~~9 
5. berechneter langfristiger Gleichgewichtspreis ~~.62 ~5.48 ~4.44 ~4.28 

6. zum Preis der Vorperiode geplante Angebotsmenge 17 464 17 429 
1. zum Gleicbgewichtspreis nachgefragte Menge 17 959 17 446 17 278 17 400 
8. zum Gleichgewichtspreis kurzfristig tatsächlich ange- 18 269 17 565 17 413 17 421 

botene Menge 

9. kurzfristige Überschüsse zum langfristigen Gleichge- 310 119 135 21 
wichtspreia 

10. zur Berechnung der Lager- und Produktionskosten der In-
terventionsprodukte z. berücksichtigende Überschüsse 397 818 1 942 318 

1) FUr die weiteren Rechnungen wird nur eine AngebotslUcke von 298 000 t berUcksichtigt. 

Übersicht 2: Berechnung der volkswirtschaftlichen Nettokosten der Milchpolitik fUr die Jahre 1970 - 1974-
Rechnung B, in Mio. DM (Als Differenz zu den Nutzen und Kosten des Referenzsystems mit am Marktgleich
gewicht orientierten Preisen) 

Rechllung B 

1974 

44.6 
19 076 
17 522 

1 554 
~9.22 

17 312 
18 156 

17 561 

_595 ' ) 

1 554 

Summe der aufdiskontierten ••• Minimalkosten Maximalkosten 

1. Opportuni tätskosten der Produktionsfaktoren (vgl. Ubersicht 3) 

2. Lager- u. Produktionskosten der Interventionsprodukte (vgl. Übersicht 4) 

3. Wohlfahrtaverluste der Konsumenten (vgl. tlberaicht 5) 

4. Kosten insgesamt 

5. Nutzen insgesamt _ ~lrechliung (alle Uberschüsse. zu Weltm&rktpreisenj 

6. Nettokosten K, (4-5) 
1. Nutzen insgesamt - !.!:!.1!!!!.!.rechnung 

B. Nettokosten Ka (4-7} 

2 424.4 

442.4 

1 037.7 

3 904.5 

1 552.6 

~.1~1&2 
2 463.9 

1.H2~§ 

3 184.4 

442.4 
1 037.7 

4 664.5 

1 552.6 

} ~.!!!k2 J ~ 1.9 Mrd. DM 2 463.9 ~ 2.6 Mrd.D~ 

~.~22~§ 



Obersicht 3: Opportunittltskosten der fUr die Oberschußproduktion verwendeten Produktions
faktoren (Differenz der ÜberschUsse zum Referenzsystem) x 

x 

1970 1974 
Faktormengen Kosten in Mio. ~aktormengen Kosten in Mio. 

min. max. min. max. 

1. ÜberschÜsse an Vollmilch 102 OOOt ~ 515 OOOt (Differ.z.Referenzsyst.) 

2. _ Milchertrsg des Jahres 3 600kg 3 934kg je Kuh 

3. freizusetzende KUbe/ _ 26 600/7.3 365 100/9.1 5) 
Kuhbeetand je Betrieb 

4. aufzugebende Betriebe 3 700 42 300 

5. Faktor Arbeit: 1 650 21 150 
min.172AK.m~.3/4AK 2 600bzw• 31 700bzw• 
je Betrieb1 

6. multipl. mit realem 
_ jährl.Arbeitslohn 2) 13 OOODM/AK 24.1 36.1 14 300DM/AK 302.4 453.3 
des gewerbl. Sektors 

7. Baktor Boden: 
1/2 ha je Kuh x _Jah-
respacht 100 DM bzw. 13 400ha 1.3 2.0 192 550ha 19.3 26.9 
150 DM 

6. Faktor Kal!ital: 
a' Schlacht- bzw.Ver- 32.2bzw. 462.1bzw. 

kaufswert d.KUbe: 42.9Mio. 616.2Mio. 
1200bzw.1600DM 

'2.6 9. - Verzinsung d.ge- 1.9 27.7 37.0 
bundenen ·Kapitals 

10. 
mit 6 " 

b) Ställe und Maschin. 
mit 400bzw.500DM 10.7 13.4 154.0 192.6 
je Kuh 

11. c) Betriebsmittel: 3) 
, 

600bzw.650DM j.Kuh 16.1 17.4 231.1 250.3 

12. VOlkswirtschftl,StÜCkk. 2 019bzw. 1 907bzw. 
je Kuh u. Jahr 2 666DM 2 496DM 

13. Summe d. Opportunitätsk. 
54.1 71.5 734.5 962.1 insges.d.J. (in Mio.DM) 

14. Wert v.Zeile 13. auf-
diakontiert auf d.1.1.75 
(in Mio. DM) 

66.3 90.3 734.5 962,1 

15. Summe der aufdiskont. 
Kosten (Zeile 14) von 
1970-1974: min. 2 424.4 DM 

max. ~ 16~1~ DM 

Hier nur beispielhaft fUr die Jahre 1970 und 1974; fUr die vollsttlndige Obersicht vgl. 
BIElER (3). 

1) Realistische Schtltzung unter Berucksichtigung der im Durchschnitt der Betriebe enthaltenen 
Nebenerwerbslandwirte und der Landwirte, die aus AltersgrUnden keine alternativen Be
schtlftigungsmögl ichkeiten haben. 

2) Unter BerUcksichtigung der im Durchschnitt sicherlich geringen Aus- und Fortbildungsmög
I ichkeiten der ausscheidenden landwirte wurde hier und den fol.genden Rechnungen der In
dustriearbeiterlohn (fUr Mtlnner) der niedrigsten leistungsstufe in Ansatz gebracht. 

3) EinschließI ich Kraftfutter, Energie, Tierarztkosten usw. 
4) Die Werte dieser Zeile sind in DM, die der anderen Zeilen in Mio. DM angegeben. Der 

Betrag von z.B. 2019 bzw. 2668 (1970) je Kuh und Jahr besagt, daß zur Produktion der 
3 800 kg Milch je Kuh und Jahr eben dieser Betrag als volkswirtschaftliche Kosten fUr die 
dazu eingesetzten Produktionsfaktoren benötigt wurden. 

5) Geschötzt, bei gleicherVertinderungsrate wie in den beiden Vorjahren. 

298 



Übersicht 4: Berechnung der Lagerhaltungs- und Produktionskosten der 
Interventionsprodukte x 

"1970 1914 
Faktor- Kosten Faktor-
mengen in Mio. meruren 

1. ttberschüsse in Butterwerten ~atsächl. 
ttberBchüsse .1. denen des Referenz- 18 300 t 11 600 t 
systems, : 21.1) 

2. Entsprechende (fiktive) ttbersch.i.Mmp. 32 100 t 125 600 t 

3. Produktionskosten Butter (190DM/t) 3.5 
4. Produktionskosten Mmp (260DM/t) 8.3 

5. Lagerhaltungskosten Butter. korrigiert - 0 41 600 t um saisonale Lagerhaltung (500DM/t) 
6. Lagerhaltungskosten Mmp. (185 DM/t) 5.9 
1. Kosten insgesamt 17.1 
8. Kosten insges. aufdiskontiert auf den 

22.3 1.1.15 

9. Summe der aufdiskontierten Gesamtkosten 
1910-1914 ~~~1.~=!:!~2=l2!:! 

Kosten 
in Mio. 

13.6 

32.1 

20.8 

23.2 

90.3 

90.3 

Übersicht 5: Wohlfahrtsverlust der Konsumenten (Minderkonsum aufgrund höherer Preise) x 

1970 1914 
Faktor- Kosten Faktor- Kosten 
meruren in Mio. mel1Ren in Mio. 

1. Minderkonsum1) 295 000 t 336 000 t 2) 

2. Preisdifferenz zum Referenzsystem 1.98 Dpf/kg 5.38 Dpf/kg 

3. Wohlfahrtsverlust = Minderkonsum x 
(1/2 Preisdifferenz + Gleichgew.-PreiB). 102.1 140.8 
in Mio DM 

4· In Preisen von 1910 102.1 110.8 

5. Aufdiskontiert auf den 1.1.15. in Mio. DM 128.9 110.8 

6. Wohlfahrtsverlust 1910-14 insgesamt: 

l=~~hb=!:!~2,;,l2!:! 

1) Nachgefragte Menge des jeweil igen Jahres abzUgl ich der im Referenzsystem zum 
niedrigeren Preis nachgefragte Menge. 

2) 634 000 t - 298 000 t (Angebots I ucke) . 

x Hier nur beispielhaft fUr die Jahre 1970 und 1974; fUr die vollsttlndige Übersicht 
vgl. BIELER (3) . 
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Übersicht 6: Berechnung der volkswirtschaftlichen Nutzen der Überschusse x 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 
12. 

13. 

x 

300 

1970 1974 
Nutzen i.Mio. Nutzen 
min. max. min. 

tlberschüsse Butter 
(an.',. Üb.r'i'h~Uf'" 4'700 t 69 800 t 
1), in t der 

En tspr~chende (fik- Mehrpr~ 
tive) tlberschüsse duktion 8 300 t 122 500 t 
Mmp, in t 

Kälberanfall aufgrund d. 
tlberschußproduktion 24 100 St. 346 600 St. 

Minderkonsum i. Milch- 295 000 t 336 000 t 
werten, in t 

Wert d. ButterUber- (2,66/3,00) 12,5 14,1 (2,10/3,19) 146,6 schüsse (DM je kg) 

Wert d. Mmp-tlberschüs-
se (DM je t) (421/880 ) 3,5 7,3 (583/2250) 71,4 

Wert d. Kälber DM je St. (250) 6,0 6,0 (264) 91,5 

Wert des Minderkonsums 
bewertet z.Weltmarktpr. 
- a) Butter 

13 600 t 36,2 40,8 15 500 t 32,6 

- b) Mmp. 23 800 t 10,0 20,9 27 200 t 15,9 

Nutzen insgesamt 
(5+6+7+8+9) 68,2 89,1 358,0 

- in Preisen von 1970 68,2 89,1 281,7 
Nutzen insgesamt 86,1 112,5 281,7 aufdiskont.a.d. 1.1.75 
Summe der aufdiskontier-
ten Nutzen: 

N. min. 1552,6 , max. 2463,9 Mio. DM 

Hier nur beispielhaft fUr die Jahre 1970 und 1974; fUr die vollstl:lndige Übersicht 
vgl. BIELER (3) . 

i.Mio 
max. 

222,7 

275,6 

91,5 

47,9 

61,2 

698,9 

549,9 

549,9 



Übersicht 7: Distributionswirkungen der Milchmarktpolitik in den Jahren 1970 - 1974 x 

ErlClse, Betriebseinkommen, Kosten in Nio. DM; 1970 1974 
Summe 

Preisangaben in DM/tl Mengenangaben in 1 OOOt 1970-74 

1. Im Referenzsystem abgesetzte Mengen (M1 ) 18 269 17 561 

2. Zusätzlich produzierte Mengen (M2) 102 1 515 

3. Zusätzlich eingesetzte Kühe 26 800 385 100 

4. Tatsäohlicher Erzeugerpreis 356 446 

5. Glelohgewichtspreis im Raferenzsystem 336.2 392.2 

6. Zueä tzlicher Erlös für Menge M1 361.7 944.8 

7. Zusätzlicher Erlös für Menge M2 36.3 675.7 

8. Zusätzlicher Erlös für Kälber 6.0 91.5 

9. Zusätzliohe Kosten für Menge M2 35.3 634.9 

10. Gesamtes zusä.tzliches Einkommen nominal (6+7+8-9) 368.7 1 077. 1 L~~M 
11. Lebensh .. l tungskos tenindex 1 ) 100 127.1 

12. Zusätzliohe Einkommen real (Basis 1970) 368.7 847.4 U~1,1 
13. - aufdiskontiert auf den 1.1.75 .ill..2 lli.d ~=2~2.1,~ 
14. Reales zusätzliches Einkommen je Kuh2 ) 64.-

15. Von den Konsumenten gezahlter Teil des zusätzl. 942.7 
Einkommens (nominal) 349.7 

16. dto. real 349.7 741.7 J=m.!.~ 
17. Vom staat gezahlter Teil des zusätzl. Einkommens 19,0 134.4 
18. dto. real 19.0 105.7 ~!2.!.~ 
19. In v.H. von ~el1e 16 5.4 14.3 13.7 

1) Vgl. Statist. Jb. fUr die Bundesrepubl ik Deutschland 1975, S. 446. 
2) Bezogen auf alle im jeweiligen Jahr eingesetzten Milchkuhe. 

x Hier nur beispielhaft fUr die Jahre 1970 und 1974; fUr die vollsttlndige Übersicht vgl. BIELER (3). 
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Die kritischen Auseinandersetzungen in der Bundesrepublik Deutschland um das Thema 
"Erzeugergemeinschaften" sind so alt wie die frUhesten Vorlagen zu einer entsprechenden 
Gesetzesinitiative (vgl. hierzu u.a. BOETTCHER, 1; SCHMITT, 8; WISSENSCHAFTLICHER 
BEIRAT BEIM BML, 3; BORCHERT, 2). Dabei ging und geht die Diskussion weniger um die 
Notwendigkeit einer besseren Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an die Erforder
nisse des Marktes - sie ist, soweit sich die kollektiven Aktivittiten der Erzeugerstufe (im Sinne 
dler Reaktion des autonomen Mengenanpassers) vorrangig auf einen wirksamen Beitrag zur Ra
tional isierung der Erzeugung, zur qual itativen und quantitativen Ausrichtung der Produktion 
an den jeweil igen MarktbedUrfnissen, zur Förderung des Wettbewerbs in der Vermarktung und 
damit generell zur Verbesserung der Absatzpasition der heimischen Land- und Emöhrungswirt
schaft im interregionalen Wettbewerb konzentrieren, im Gegenteil unbestritten - als um die 
Zweckdienl ichkeit der von der staatlichen Agrarpol itik mit dem Marktstrukturgesetz angebo
tenen problemorientierten Konzeption. 

Der vorliegende Beitrag - er fußt auf den Ergebnissen einer im Auftrag des Bundesministers 
für Emöhrung, Landwirtschaft und Forsten durchgeführten Effizienzprufung landwirtschaftlicher 
Erzeugergemeinschaften (6) - versteht sich als ein erster Versuch 1), jene vor allem aus theo
retischen Überlegungen und Erfahrungen mit mehr oder weniger vergleichbaren Kooperations
formen im Ausland (vgl. hierzu u.a. BORCHERT, 2) abgeleiteten Erwartungen an einem prak-

l' In ähnl icher Weise dUrfen wohl auch die Untersuchungsergebnisse von GROSSKOPF und 
! MÜHLBAUER (5) fUr Niedersachsen interpretiert werden. 
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tischen Beispiel - hier den Erzeugergemeinschaften fUr Schlachtvieh und Ferkel in Bayern -
zu uberprUfen. 

Aus dieser praduktmößigen und regionalen Eingrenzung ergeben sich zwangslöufig Restriktio
nen hinsichtl ich einer unreflektierten Übertragung der im folgenden vorgestellten Ergebnisse 
auf andere Produktionsbereiche und andere Regionen. Dennoch lassen sich u.E. zumindest 
einige verallgemeinerungsföhige Schlußfolgerungen ziehen, die die Diskussion um das FUr 
und Wider der Erzeugergemeinschaften vielleicht ein wenig weiterfuhren. 

2 Die Untersuchungsobjekte 

Das Marktstrukturgesetz hat in Bayern die insgesamt flöchendeckende GrUndung von jeweils 
elf Ferkel- und Schlachtvieh-Erzeugergemeinschaften, daruber hinaus (bislang) die Umwand
lung von vier Viehverwertungsgenossenschaften in Erzeugergemeinschaften fUr Schlachtvieh 
in itiiert. 

Ihre Mitglieder - 1975 2344 Ferkel produzenten (von total 79781 sauenhaltenden Betrieben) 
und 36471 Ml:ister (von insgesamt 207 394 schweinehaltenden bzw. 228887 rinderhaltenden 
Betrieben) - dienen rund 25 v.H. der marktwirksamen Ferkelerzeugung, 13 v.H. des Markt
angebots an Schlachtschweinen und 10 v. H. des Schlachtrinderaufkommens an. 

Damit ist der bislang erreichte Organisationsgrad zumindest hinter den optimistischen Erwar
tungen zuruckgebl ieben. Der sehr viel höhere Marktantei I der Erzeugergemeinschaften auf 
dem unzureichend organisierten Ferkelmarkt deutet jedoch ebenso wie eine regionale Analyse 
des jeweiligen Entwicklungsstandes an, daß die Bereitschaft der Produzenten zur aktiven Mit
arbeit um so eher gegeben ist, je weniger die herrschenden Marktbedingungen den Zielvor
stellungen des Marktstrukturgesetzes entsprechen. 

Dieser Feststellung entspricht auch die Tatsache, daß der zwar weitaus geringere Teil der er
zeugergemeinschaftl ich organisierten Schlachtviehproduzenten, aber nahezu alle Ferkeler
zeugergemeinschaftsmitgl ieder gleichzeitig einem Erzeugerring angehören. 

Diese im Untersuchungsraum erstmals 1962 gegrUndeten ZusammenschlUsse landwirtschaftlicher 
Betriebe werden vom Gesetz zur Förderung der bayerischen Landwirtschaft, in dem sie seit 
dessen Inkrafttreten im Jahre 1971 mit dem Anspruch auf Kostenerstattungen 1} verankert sind, 
als bl:iuerliche Selbsthilfeeinrichtungen zur Rationalisierung der Erzeugung und qualitötsml:ißi
gen Verbesserung der Produktion, d.h. als Unterbau fUr die Erzeugergemeinschaften definiert, 
denen ihrerseits primör absatzorientierte Aufgaben im Sinne ei~er Zusammenfassung des Ange
bots und kontinuierlichen Gestaltung der Marktbelieferung zugewiesen werden. 

Diese angestrebte Kooperation ist fUr die Untersuchung in zweierlei Hinsicht bedeutungsvoll: 

1. FUr die Förderung von Erzeugergemeinschaften ist zwar der Grundsatz richtungsweisend, 
daß das Marktstrukturgesetz in erster Linie als absatzpol itisches und nicht (wie die Erzeuger
ringe) als erzeugungspolitisches Instrument gedacht ist (FENDT, 4, S. 19). Wenn aber, wie 
im Untersuchungsgebiet der Fall, zusötzlich gezielte Förderungsmaßnahmen im Produktions
bereichansetzen, von denen die Erzeugergemeinschaften profitieren, so sind diese Aufwen
dungen in die Quantifizierung der Kosten der Erzeugergemeinschaften mit einzubeziehen. 

1) Gemöß Art. 6 Abs. 5 LwFÖG erstattet der Freistaat Bayern den anerkannten Vereinigungen 
- hier dem Landeskuratorium der Erzeugerringe fUr tierische Veredelung in Bayern e. V. -
zur DurchfUhrung der satzungsml:ißigen Aufgaben, das sind vor allem Beratungs- und Kon
troll funktionen, von dem nicht durch Zahlung Dritter gedeckten notwendigen Aufwand 
mindestens 80 v. H. der Personal- und 50 v. H. der Geschöftskosten. 
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2. Je größer die Zahl der Doppelmitgliedschaften, desto eher ist eine Übertragung der verfUg
baren Struktur- und Leistungsdaten der Ferkel- und Fleischerzeugerringe auf die unbekannten 
und in ihrer Gesamtheit derzeit nicht erfaßbaren Verhtlltnisse der Erzeugergemeinschaften 
statthaft. 

Tatsächlich ist ein aus dem RUckgriff auf das jtlhrlich aufbereitete Datenangebot der Erzeuger
ringe mögl icherweise resultierender Fehler im Sinne einer Überschtltzung des Nutzens der Er
zeugergemeinschaften, wie er vor allem aus der von der AufgabensteIlung der Ringe her vor
gegeben intensiveren produktionstechnischen Beratung abgeleitet werden könnte, im Bereich 
de,r Ferkel produktion aufgrund der nahezu gegebenen Identität von Ring- und Gemeinschafts
mitgliedern sicherlich ebenso unbedeutend wie im Schlachtviehsektor, wo zwar die Zahl der 
Mitgl ieder in den Erzeugergemeinschaften jene in den Ringen deutl ich Ubertrifft, aber die 
Ausschöpfung von Rational isierungsreserven in der Produktion, soweit sie ausschi ießI ich aus 
dem Entwicklungsstand der Erzeugerringe geschlossen werden mußte, das Ergebnis kaum beein
flußt. 

~= Ertrtlge und Kosten erze~~meinschaftlicher Tl:ltigkeiten 

3.1 Die Nutzenpositionen 

Die vergleichende Betrachtung solcher, gemeinhin der Aufgabe "Rational isierung der Erzeu
gung" zugeordneter Kriterien in der organisierten und nicht-organisierten Ferkel- und 
Schlachtviehproduktion offenbart zuntlchst, wie Übersicht 1 ausweist, ein sehr viel zUgigeres 
Bestandsgrößenwachstum in den Mitgl iedsbetrieben der Erzeugergemeinschaften, das sich mitt
lerweile in einer meßbaren rationelleren Nutzung der Arbeitskapozittlt niederschlögt. 

Übersicht 1: Entwicklung der durchschnittl ichen Bestandsgrößen in der bayerischen Ferkel
und Schlachtviehproduktion 1969 - 1975 (1969 = 100) 

Jahr 
Ferk.elproduktion Schlachtschweineproc1. SChlachtrinderprod. 

organisiert nicht-org. organisiert nicht-org. organisiert nicht-org. 

1969 100 100 100 100 100 100 

1971 114 110 123 112 135 109 

1973 147 118 157 128 169 127 

1975 157 131 184 135 191 142 

Quelle: (6). 

DemgegenUber gibt die Entwicklung der Zucht- und Mastleistungsergebnisse in den Erzeuger
zusammenschlUssen keine eindeutigen Fortschritte zu erkennen. Bei tendenziell gleicher Ent
wicklung dieser Leistungsmerkmale in der nicht-organisierten Produktion hebt sich jedoch die 
Zahl der aufgezogenen Ferkel je Sau und Jahr in den Erzeugergemeinschaften durchgehend 
um ein Tier vom Mittel der Vergleichsbetriebe ab. Dies II:Ißt den Schluß zu, daß dieser Lei
stungsvorsprung als Folge der Itlngerjtlhrigen Mitgl iedschaft in den Erzeugerringen und/oder 
aufgrund einer positiven Selektion der Erzeugergemeinschaftsmitgl iedsbetriebe bereits in die 
E~eUgergemeinschaften eingebracht wurde. Die Bewertung des hieraus resultierenden Mehr
e löses als "orgintlrer Nutzen" ist somit allenfalls unter dem Aspekt der Erhaltung dieser Lei
st ngsdifferenz zu rechtfertigen. 
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Unzweifelhaft ist den organisierten Sauenhaltern demgegenUber jener Mehrertrag gutzuschrei
ben, der sich als "Grenznutzen der Mehrgewichtserzeugung" aus der anempfohlenen Vermark
tung von - vergl ichen mit den Ubrigen Anbietern - zunehmend schwereren Ferk~ln abi eitet. 

Die Analyse der Schlachtleistungen in den einzelnen Produktionsstufen der bayerischen 
Schlachtschweineerzeugung gibt zwar erwartungsgemtiß ein Leistungsgeftille der Erzeugerge
meinschaften gegenuber der Herdbuchzucht zu erkennen, ebenso aber einen deutlichen Vor
sprung vor den nicht-organisierten Mastbetrieben . Die Tatsache allerdings, daß diese Diffe
renz zur organisierten Ferkelerzeugung merkl ich größer ist als zu der organisierten Mast, Itißt 
den Schluß zu, daß ein vorhandenes genetisches Qualitötspotential durch offensichtlich nicht 
adtiquate FUtterungs- und Haltungsbedingungen nur unzureichend ausgeschöpft wird. 

Dieser Leistungsvorsprung der Erzeugergemeinschaften, der sich vor allem in einem durch
schnittl ich höheren Anteil der in die Schlachtwertklasse I eingestuften Schlachtkörper doku
mentiert, nimmt jedoch tendenziell ab. Zwar vermochte die organisierte Produktion die 
Schlachtleistung, reprtisentiert durch die Summe aus E und I, im Beobachtungszeitraum weiter 
um sechs Prozentpunkte von 31,8 v.H. auf 37,8 v.H. zu verbessern; gleichzeitig stiegen je
doch die entsprechenden Handelsklassenanteile der nicht-organisierten Mastbetriebe um 
7,5 Prozentpunkte von 19,8 v . H. auf 27,3 v . H .• 

DemgegenUber darf fUr den Schlachtrindersektor aus den verfUgbaren Aufzeichnungen jener 
Erzeugergemeinschaften, die neben dem dominierenden Lebendviehabsatz Rinder auch ge
schlachtet vermarkten und abrechnen, gefolgert werden, daß signifikante Qualitötsunterschie
de zum nicht-organisierten Angebot praktisch nicht bestehen. 

In die daruber hinaus ermittelten qualittitsunabhtingigen Erlösvorteile der Erzeugergemein
schaftsmitgl ieder - vergl ichen mit den von den Ubrigen Anbietern fUr vergleichbare Qual iti:i
ten realisierten Preisen rd. 6 Pf/kg SG bei Schlachtschweinen und 4 Pf/kg SG bei Schlacht
rindern - teilen sich fraglos mehrere BestimmungsgrUnde, die jedoch nicht exakt gegeneinan
der abzugrenzen sind. 

Die geringe Bedeutung von Liefervereinbarungen, zumal schriftlicher Art, lößt jedoch vermu
ten, daß weniger eine nach Zeit und Sortiment auf die Absatz- und Verarbeitungsmögl ich
keiten der erfassenden Unternehmen abgestimmte Produktion fUr diese Erlösdifferenzen verant
worti ich zeichnet als vor allem eine verbesserte Marktsteilung gegenUber der aufnehmenden 
Hand, und zwar in zweifacher Hinsicht: 

- zum einen im Sinne vermehrter Markttransparenz durch die laufende Befragung und Bekannt
machung der Preisangebote der fUr die jeweil ige Erzeugergemeinschaft in Betracht kommen
den Abnehmer, 

- zum anderen durch das gemeinsame Anbieten, sei es in Form der zentralen telefonischen 
Vermittlung des marktföhigen Produktaufkommens oder in Gestalt der körperlichen Zusam
menfassung des Angebots in Auktionshallen, in Sammelstöllen oder auf "Mini-Mi:irkten" im 
jeweiligen Einzugsgebiet der Erzeugergemeinschaften. 

Mit dieser Zusammenfassung der Ferkel und des Schlachtviehs sowie dem gemeinsamen Verkauf 
oder der agenturweisen Vermittlung der Tiere nehmen die Erzeugergemeinschaften die Funk
tionen des traditionellen Viehhandels wahr, zu dem sie in Wettbewerb getreten sind - dies in 
Erwartung höherer Effizienz. 

Zweifellos hat diese Intensivierung der Konkurrenzverhtiltnisse in der Erfassungsstufe eine 
sti:irkere Nivell ierung und Stabil isierung der Erfassungskosten bewirkt. Echte Rational isierungs
effekte jedoch, wie sie u.a. aus einer spUrbaren Verbesserung der Erfassungsstrukturen sowie 
besseren Dispositionsmögl ichkeiten der aufnehmenden Hand im Interesse optimaler Kapazitöts
auslastung zu erwarten wören, lassen sich in Gestalt geringerer Erfassungsprovisionen nur im 
Schlachtrindersektor nachweisen. 
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Wesentlich größere Kostenvorteile, wie sie von den Schlachtvieh-Erzeugergemeinschaften 
geltend gemacht werden, resul tieren aus der stärkeren Ausschöpfung solcher Kostenreserven, 
die sich unmittelbar aus dem Wandel in der Vermarktung von Schlachtvieh im Zuge der volks
wirtschaftl ichen und techn ischen Entwicklung herleiten. So ermögl icht die stärkere Hinwen
dung zur Geschlachtetvermarktung Kosteneinsparungen gegenUber der in Bayern nach wie vor 
dominierenden Lebendviehvermarktung, die durchaus 17 DM je Schwein und 50 DM je Rind 
erfe ichen können. 

Eine Uber die Erfassung und den gemeinsamen Absatz der Tiere, vereinzel t auch von Schlacht
hälften, hinausgehende Einschaltung der Erzeugergemeinschaften in den Vermarktungsprozeß, 
etwa durch GrUndung eigener Unternehmen im Bereich der Schlachtung und Verarbeitung, ist 
bislang unterbi ieben - dies in einem Land, das durch ein stark uberhöhtes Kapazitätsangebot 
im Schlachthofsektor gekennzeichnet ist, sicherl ich zurecht. 

Weitergehende Aktivitäten der Schlachtvieh-Erzeugergemeinschaften im Bereich der gemein
samen Vermarktung werden aber vermutl ich weniger durch die BerUcksichtigung gesamtwirt
schaf tl icher Zusammenhänge begrenzt als durch die in der Regel zu geringe Kapitalausstat
tung - eine Restriktion, die schon die eigenständigen Handelsgeschäfte der organisierten Pro
duktion, zumal bei Uberregionalen Dimensionen, mit einem erheblichen finanziellen Risiko 
belastet. 

Die Erwartung stabilerer Preise als Folge eines weniger stark schwankenden Angebots schi ieß
lieh hat sich bislang nicht erfUllt, weil die Stabilisierung der Märkte an einen Organisations
grad gebunden ist, dem die herrschenden Verhältnisse derzeit (noch) nicht gerecht werden. 

3.2 Die finanziellen Aufwendungen 

Die Analyse der Kosten der bayerischen Erzeugergemeinschaften fUr Ferkel und Schlachtvieh 
sowie ihrer Finanzierung durch Beihilfen der öffentl ichen Hand und Beiträge der Mitgl ieder 
macht drei Tatbestände deutlich: 

1. Die vorstehend begrUndete Einbeziehung der Aufwendungen in den Erzeugerringen nach 
Maßgabe des jeweil igen Leistungstransfers an die Erzeugergemeinschaften - er wurde durch 
den Anteil der von den Erzeugergemeinschaften vermarkteten Tiere am Produktaufkommen der 
Ringe bestimmt - kennzeichnet die Erzeugerringe als den sehr viel kostenintensiveren Partner. 

2. Die finanzielle Förderung der untersuchten Erzeugergemeinschaften ist - vergl ichen mit 
dein Istausgaben des Bundes und noch mehr Bayerns fUr die Gesamtheit der Erzeugergemein
schaften - durch ein weites Verhältnis von konsumtiven und investiven Beihilfen gekennzeich
ne't und bestätigt damit die weitestgehende Inanspruchnahme existenter Einrichtungen. Nur 
wo diese den Anforderungen des Marktes nicht hinreichend gerecht werden - so im Ferkel
bereich -, nehmen die Beihilfen fUr Erstinvestitionen einen größeren Umfang an. 

3. Die Realisierung der erzeugergemeinschaftlichen Nutzen stUtzte sich, wie Übersicht 3 
verdeutl icht, auch im letzten Jahre des Untersuchungszeitraums noch in starkem Maße, bei 
der organisierten Schlachtvieherzeugung sogar Uberwiegend auf ZuschUsse der öffentl ichen 
Hand. 

Selbst unter der Annahme großzUgiger Deklaration der fUr die Bezuschussung maßgebl ichen 
"angemessenen Kosten fUr Verwaltung einschi ießlich Beratung und Qualitätskontrolle" sind 
Zweifel angebracht, ob vermehrte Wirtschaftlichkeit und ein steigendes Beitragsaufkommen 
aus höheren Mitgliederzahlen den sukzessiven Abbau der Startbeihilfen zu kompensieren ver
m~gen. Alternativ höhere Beitragssätze aber mUssen zwangsläufig den Nutzen der Mitgl ied
scraft mindern. 
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Obersicht 2: Einzelwirtschaftliche Kosten - Ertrags - Analyse der bayerischen 
Erzeugergemeinschaften fUr Ferkel und Schlachtvieh 1975 (DM) 

Position Ferkel Schlacht- Schlacht- Schlacht-
schweine rinder vieh 

Kosten a 

pro Mitglied 298,63b (167,24) - - 34,36b (2,66) 

+ 150,I7c + 36,96c 

448,50 (317,41) 71,32 (39,62) 

pro Tier 1,IOb (O,61) 1,55b (O,12) I, 99b (0,15) 

+ O,55c + 1,57c + 2,63c -
1,65 (1,16) 3,12 (1,69) 4,62 (2,78) 

- - - - - - - - - - - - - - - - - ------- - - - - - - - - - - - - - - - -
Nutzen 

pro Mitglied 3488,48 - - 310,71 

pro Tier 12,80 11,97 28,50 

------- - - - - - - - - - ------- - - - - - - - - - - - - - - - -
Saldo 

pro Mitglied 3039,98(3171,07) 239,39(271,09) 

pro Tier 11,15(11,64) 8,85(10,28) 23,88(25,72) -

aOhne die nicht degressiv gestaffelten Zuschüsse der öffentlichen Hand an die Erzeu
gerringe. - bEZR- und EZG-Mitgliedsbeiträge; für EZG-Mitglieder, die nicht gleichzei
tig einem Erzeugerring angehören, reduziert sich der Mitgliedsbeitrag auf ( ). - cEZG
Startbeihilfe. 

4 Bilanz und Schlußfolgerungen 

Indes weist ein zusammenfassender Vergleich der um die Startbeihilfen erhöhten Beitröge je 
Mitgl ied bzw. vermarktetes Tier mit den korrespondierenden Nutzen auf der Basis gesamtwi rt
schaftlicher Daten des Jahres 1975 (vgl. Obersicht 2) eine solche Substitution der Startbei
hilfen durch entsprechend höhere Mitgl iedsbeitröge als durchaus mögl ich aus, ohne die At
traktivitöt der Mitgl iedschaft entscheidend zu schmölern. 

Die gesamtwirtschaftliche Effizienz der organisierten Ferkel- und Schlachtviehproduktion, 
wie sie aus Übersicht 3 abzulesen ist, nimmt sich demgegenUber - bedingt durch die Einbe
ziehung der höheren anteiligen Kostenerstattungen der öffentlichen Hand an die Erzeuger
ringe und die Berucksichtigung der Vorjahre - bescheidener aus. Zwar erwittschafteten - auf 
der Grundlage der mit 5 % auf das Jahr 1970 diskontierten Betröge - die Schlachtvieh-
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Uber~t 3: Nutzen - Kosten - ßHonz der boyerischen Erzeugergemeinschaften 
fUr Ferkel und Schlachtvieh 1971 - 1975 ( 1 000 DM) 

N U T Z E N K 0 S T E N 

Jahr I I • I I I I • I 
.... <U .... ::I .... <U .... .... <U .... 

::I 1l ~ 
..c:: = ..c:: ..c:: = ..c:: ..c:: = ..c:: ..... 0· ... o I-< .....t u· .... 0 ..... 0· ... o I-< ....-IO·r-4 

<U '" <U '" <U <U '" <U '" <U 
'" <U '" <U <U '" <U 

.loI ..... ;3; ..... ." .loI ..... ;3; ..... ..c:: .loI ..... ;3; ..... ." .loI ..... ;3; 
I-< ..c::..c:: ..c:: = I-<..c::..c:: ..c:: <U I-< ..c::..c:: ..c:: = I-<..c::..c:: 
<U o 0 0· ... <U 0 0 o .... <U o 0 0· ... <U 0 0 

f.« '" '" '" I-< f.«"'''' '" > I%< '" '" '" I-< f.«"'''' 

1971 I. 715 1.100 338 2.815 1.438 825 2.390 422 3.215 

1972 2.577 2.348 600 4.925 2.948 1.076 3.365 562 4.441 

1973 3.941 4.132 1.399 8.073 5.531 1.278 3.465 576 4.743 

1974 5.592 5.838 2.639 11.430 8.477 1.423 3.968 706 5.391 

1975 8.177 7.752 3.580 15.929 11.332 2.102 4.530 925 6.632 

1971-75 22.002 21.170 8.556 43.172 29.726 6.704 17.718 3.191 24.442 

NUT ZEN . /. 
I I I .... .... <U .... 

..c:: ..c:: = ..c:: 
0 ..... 0· ... o I-< 

'" <U '" <U '" <U ..... ..c:: .loI :d~ ..... ." 
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2.812 890 -1.290 -84 

3.927 I. 50 1 - 1.017 38 

4.041 2.663 667 823 . 
4.674 4.169 1.870 1.933 

5.455 6.075 3.222 2.655 

20.909 15.298 3.452 5.365 

DIS K 0 N T I E R T AUF 1 970 MIT 

5 % 18.383 17.624 7.051 36.008 24.675 5.683 15.135 2.715 20.819 17.850 12.700 2.489 4.336 

6 % 17.760 17.014 6.793 34.774 23.807 5.507 14.687 2.632 20.194 17.319 12.253 2.327 4.161 

7 % 17.167 16.433 6.548 33.601 22.981 5.338 14.258 2.554 19.597 16.812 11.829 2.175 3.994 
- - - - ---

Quelle: (6). 
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9.297 5.877 

18.750 8.817 

15.189 6.825 

14.580 6.488 

14.004 6.169 



Erzeugergemeinschaften mit fast 25 Mill. DM einen um mehr als 6 Mi/l. DM höheren Nutzen 
als die Erzeugergemeinschaften für Ferkel; dessen Realisierung mit um reichl ich 12 Mill. DM 
höheren Kosten verkehrt das Ergebnis jedoch - bei sich im Zeitablauf allerdings annl:lhernden 
Salden - zugunsten der organisierten Ferkelproduktion, für die sich über den gesamten Unter
suchungszeitraum ein Kosten-Nutzen-Verhl:lltnis von 100 : 323 errechnet gegenüber einem sol
chen von nur 100 : 138 im Falle der Schlachtvieh-Erzeugergemeinschaften 1). 

Nicht m inder bedeutsam für die gesamtw irtschaftl iche Beurte il ung der erzeugergemei nschaft
I ichen Effizienz, zumal vorausschauender Art, ist aber der im Zeitablauf priml:lr als Folge 
wachsenden Produktaufkommens sehr viel raschere Anstieg der Ertrl:lge gegenüber den Kosten. 

Eine Fortschreibung dieser Entwicklung indessen wird - bei annl:lhernd proportional zur Mit
gl iederentwicklung anfallenden Kosten - im Nutzenbereich löngerfristig abnehmende Grenz
ertröge zu unterstellen haben - dies in einem Maße, das im wesentlichen durch die Elastizi
töt des organisierten Angebots in bezug auf den einzelwirtschaftlichen Nutzen, den Anreiz 
für Außenseiter, Mitgl ied einer Erzeugergemeinschaft zu werden, den Marktanteil der Erzeu
gergemeinschaften und die Preiselastizitöt der mengenmößigen Nachfrage bestimmt wird. 

Im übrigen werden der Realisierung jener Nutzengrößen, die sich aus einer besseren qualita
tiven und quantitativen Anpossung der Produktion an die Erfordernisse des Marktes herleiten, 
um so engere Grenzen gesetzt sein, je weitergehender das Marktangebot insgesamt den Ziel
vorstellungen des Marktstrukturgesetzes entspricht - am ehesten vermutlich im Bereich der 
Qual itötserzeugung. 

Soweit jedoch die herrschenden Marktbedingungen diesen Zielvorstellungen noch widerspre
chen, wöre - hier besteht Übereinstimmung mit der Schlußfolgerung der Sachverstöndigen
kommission für Organisation und Wettbewerb der deutschen Landwirtschaft im Marktbereich 
(7, S. 21) - eine Erhöhung des Organisationsgrades gerechtfertigt und wünschenswert, zumal 
die Nutzen der untersuchten Erzeugergemeinschaften priml:lr mitgliederspezifisch sind. 

Die weitaus größere Gruppe der nicht-organisierten Produzenten profitiert von den erzeuger
gemeinschaftlichen Aktivitöten im wesentlichen nur durch deren wettbewerbsstimulierende 
Wirkung auf der ersten Nachfragestufe und - wenngleich mit einem time-lag - durch die Aus
strahlung der kollektiven Bemühungen um eine bessere qual itative Ausrichtung der Schlacht
viehproduktion • 

In dem Maße jedoch, wie die nicht-organisierten Erzeuger hier den Anschluß zu finden su
chen, verlieren sie ihn - bedingt durch ein zunehmend divergierendes Bestandsgrößenwachs
tum der beiden Anbietergruppen - im Bereich der strukturellen Ausrichtung der Produktion. 

Vor diesem Hintergrund sind Zweifel im Hinbl ick auf die erwünschte spürbare Erhöhung des 
Organisationsgrades angebracht, dies um so mehr, als sich die derzeitigen Mitglieder in der 
Erkenntnis, daß die Vorteile der Mitgliedschaft in Erzeugergemeinschaften mit zunehmendem 
Organisationsgrad nicht in demselben Maße wie bisher realisierbar sind, gegen eine solche 
Erhöhung aus wohl verstandenem Eigeninteresse zur Wehr setzen könnten. 

Aus dieser Schaffung zweier verschiedener landwirtschaftl icher Anbietergruppen leitet sich 
ein ernstzunehmender wettbewerbsmotivierter Einwand gegen das Marktstrukturgesetz ab, der 

1) Die produktspezifische Analyse der Nutzen-Kosten-Bilanz der organisierten Schlachtvieh
erzeugung weist als für diese sehr viel engere Relation Verantwortl ichen den außerordent
lich kostenintensiven Schlachtschweinesektor aus, dessen Nutzensumme die Beihil-fen und 
Mitgliedsbeitröge um lediglich 16 v.H. übersteigt, wöhrend im Bereich der Schlachtrinder
produktion die Nutzenpositionen die vergleichsweise niedrigen Kosten um das 2,6-fache 
überschreiten. 
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- im Extrem - (mit den Worten BOETTCHERs, 1, S. 217) in den Vorwurf einer "staatlichen 
Legitimation der Selektion leistungsschwacher Betriebe" mündet. 

In die gleiche Richtung zielt die verstCindl iche Kritik der aufnehmenden Hand, vornehml ich 
des erwerbswirtschaftlichen Handels, der im Zusammenhang mit der Konzentration des Ange
bots und der Ausweitung erzeugergemeinschaftl icher Funktionen auf die tatsCichl iche Diskri
minierung der kleinen, regional marginalen Unternehmen verweist. 

Unbestreitbar ist, daß das Marktstrukturgesetz der (allerdings ohnedies stattfindenden) Kon
zentration auf der Nachfrageseite Vorschub leistet, dies um so stCirker, je mehr die Markt
p<IIrtner der Landwirtschaft die Bildung von Erzeugergemeinschaften als ein absatzpolitisches 
Instrument ansehen mUssen, das ihre eigene MarktsteIlung zu beeintrCichtigen vermag. 

In dem Maße mithin, wie sich die vom Gesetzgeber angestrebte StCirkung der Verhandlungs
position der Landwirte nicht nur in einer ziel konformen Intensivierung der KonkurrenzverhCilt
nisse zwischen den Nachfragern erschöpfen, sondern im Zuge wachsender Angebotskonzentra
tion und darüber hinaus gehender AktivitCiten im Bereich der gemeinsamen Vermarktung einen 
ruinösen Wettbewerb auf den nachgelagerten Stufen androhen wurde, müßte sich dieser Nut
zen erzeugergemeinschaftl icher BetCitigung im Gefolge zunehmend 01 igopsonistischerer und 
quasi-monopsonistischerer Strukturen selbst in Frage stellen. 

Es erscheint daher sinnvoll, die Funktion der Erzeugergemeinschaften im Rahmen der vertika
len Marktbeziehungen überall dort, wo ausreichender Wettbewerb zwischen leistungsfCihigen 
Nachfragern besteht, auf die von Vorschaltgemeinschaften zu beschrCinken, die die Lieferbe
ziehungen ihrer Mitgl ieder an den oder die Vermarkter regeln. 

Äbgesehen von der sich daraus ableitenden größeren Stabil itCit der Zusammenarbeit zwischen 
Erzeuger und aufnehmender Hand im Hinbl ick auf eine bessere quantitative Ausrichtung der 
Produktion ersche int eine solche festere Bindung zwischen den Marktportnern um so bedeu
tungsvoller, je weniger die angestrebte Produktvereinheitlichung allein aufgrund eingebür
gerter Produktionsmethoden gel ingt. 

Die stCirkere Betonung erzeugergemeinschaftlicher AktivitCiten als Basis einer Zusammenarbeit 
der Marktpartner und weniger als Gegenrnachtinstrument kann jedoch vor allem die berufs
s~Cindischen Organisationen nicht von der dringend notwendigen Aufgabe befreien, die bis
lang Uberwiegend unzure ichenden Managementqual itCiten der landwirtschaftl ichen FUhrungs
krCifte in den Erzeugergemeinschaften zu verbessern. 
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Rechtl iche Grundlagen 

1 • 1 Grundgesetz 

Nach dem Grundgesetz sind drei Zuständigkeitsebenen zu unterscheiden (PRUNS, 15, S. 610): 

- Die Gesetzgebungszuständigke iten, 
- die Verwaltungszuständigkeiten und 
- die Finanzierungszuständigkeiten . 

Die Gesetzgebungszuständigkeiten ergeben sich fUr den Bund aus Art. 73, 74 und 75 des 
Grundgesetzes. Nach diesen Artikeln hat der Bund eine sehr weitgehende Gesetzgebungskom
petenz fUr den Bereich des Bundesministers fUr Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Nach dem Grundgesetz haben die Länder grundsätzl ich - auch fUr eine AusfUhrung von Bun
desgesetzen (Art. 83 GG) - die Verwal tungszuständigkei t. Dies ist, auch fUr die Durchfuh
rung der Agrarstrukturpol itik, eine der fundamentalen rechtl ichen Gegebenheiten. Da sich 
aus der Verwaltungszuständigkeit grundsätzlich auch die Finanzierungszuständigkeit ableitet, 
sind mithin auch die Länder grundsätzl ich fUr die Finanzierung der öffentl ichen Aufgaben zu
ständig. 

Die EinfUgung des Artikels 91 a (Gemeinschaftsaufgaben) in das Grundgesetz brachte eine 
Kodifizierung der bisher praktizierten gemeinsamen Finanzierung. Aus diesem Artikel ergibt 
sich zugleich die zweite fundamentale rechtliche Gegebenheit fUr die Agrarstrukturpolitik. 
Danach verfUgt der Bund in diesem Bereich uber Zuständigkeiten fUr die Mitplanung und Mit
finanzierung, nicht aber fUr die Verwaltung bzw. DurchfUhrung (PRUNS, 14, S. 60). Mit 
anderen Worten: Nach der Verfassung ist festgelegt, daß die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und des KUstenschutzes zwar von den Ländern durchgefUhrt und finanziert 
werden, daß der Bund aber mitwirken kann, wenn "diese Aufgaben fUr die Gesamtheit be
deutsam sind und die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erforder
I ich ist". Die dritte fundamentale rechtliche Gegebenheit stellt das Gemeinschaftsaufgaben
gesetz dar. 

1.2 Gesetz uber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des 

KUstenschutzes" vom 3.9.1969 1) 

Dieses Gesetz enthält Bestimmungen uber den Katalog, die Planung, DurchfUhrung und Finan
zierung der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes. 

Nach § 1 GemAgrG ist der Maßnahmenkatalog wie folgt umschrieben: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land-
und Forstwirtschaft 

2. wasserwirtschaftl iche und kul turbautechnische Maßnahmen 
3. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur in der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft 
4. K Ustenschutz. 

Der Katalog der in der Gemeinschaftsaufgabe aufgenommenen Maßnahmen kann jährlich durch 
Bund und Länder vor der Beschlußfassung des Rahmenplans UberprUft werden. Die Gemein
schaftsaufgabe setzt sich zum gegenwärtigen Stand aus insgesamt 47 verschiedenen Einzei
maßnahmen zusammen. 

Die Zuordnung neuer Maßnahmen in den Katalog der Gemeinschaftsaufgabe bereitet immer 
dann Schwierigkeiten, wenn die Ziel richtung der Maßnahmen nicht ausschi ießI ich auf die 

1) BGBI. IS. 1573 in der Fassung vom 23.12.1971. 
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Verbesserung der Agrarstruktur gerichtet ist. Dies gilt z.B. fUr die Anpassungshilfe fUr ältere 
Arbeitnehmer oder fUr die Obstbaumrodung, Maßnahmen also, mit primär sozialpolitischer 
bz.w. marktpol itischer Zielsetzung und fehlendem Planungsspiel raum. 

Weitere Schwierigkeiten hinsichtlich des Maßnahmenkatalogs der Gemeinschaftsaufgabe ent
stehen dadurch, daß auf EG-Ebene neue Maßnahmen beschlossen werden. EG-rechtl iche Re
gelungen auf dem Gebiet der Agrarstruktur gibt es erst verstärkt mit dem Beschl uß Uber die 
gemeinsamen Strukturrichtl inien im Jahre 1971. Unstrittig ist die Aufnahme von EG-Maßnah
men immer dann, wenn der Planungsausschuß noch Uber Gestaltungsmöglichkeiten verfUgt, 
z.B. bei einer Prtlmie dem Grund und der Höhe nach noch ein Planungs- und Beurteilungs
spielraum besteht. 

Bei der Ausgleichszulage fUr die Berggebiete und die benachteil igten Gebiete handelt es sich 
primtIr um eine Maßnahme der direkten EinkommensUbertragung und erst sekundär um eine 
Maßnahme zur Verbesserung der Agrarstruktur . Um bei dieser Einordnung eine DurchfUhrung 
in der Bundesrepubl ik Uberhaupt zu ermögi ichen, mußte zur Überwindung der konträren recht
I ichen Standpunkte zwischen Bund und Ltlndern eine Interimlösung gefunden werden. Bis zur 
Realisierung der hierzu notwendigen Änderung des Grundgesetzes kamen Bund und Länder 
Uberein, die Ausgleichszulage "vorltlufig im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zu finanzie
reh und durchzufUhren" (vgl. Vorbemerkung zum Rahmenplan 1977 Nr. 7). Dies entspricht 
der Regelung, wie sie vorher fUr die Umstellungsprämie Rindfleisch vereinbart worden war. 

Hinsichtlich des Maßnahmenkatalogs und der DurchfUhrung der Maßnahmen ist in dem 
G~mAgrG bestimmt, daß 
-ein gemeinsamer Rahmenplan aufzustellen ist (§ 4 Abs. 1); 
- der BML mit der Anmeldung der Land er seine eigenen Vorschlage dem PLANAK zur Be-

schlußfassung vorlegt (§ 7 Abs. 3); 
- die Maßnahmen mit anderen öffentlichen Maßnahmen abzustimmen sind (§ 2 Abs. 2). 

Soweit nicht bereits diese Vorschriften sich auf die Planung der Maßnahmen der Gemein
sahaftsaufgabe beziehen, sieht das Gesetz daruber im einzelnen vor, daß 
- der Rahmenplan jedes Jahr zu prufen sowie der Entwicklung anzupassen ist (§ 4 Abs. 2); 
- bei den Maßnahmen sachliche und raumliche Schwerpunkte zu bilden sind (§ 2 Abs. 2). 

Als Unterlagen fUr die Planung dienen die in § 2 Abs. 1 niedergelegten allgeme inen Grund
sätze und die den einzelnen Maßnahmen zugrundeliegenden Zielvorstellungen, vor allem 
aber die BegrUndungen fUr die angemeldeten Maßnahmen (§ 7 Abs. 2) und die Unterrichtung 
der Bundesregierung durch die Landesregierungen Uber die Durchfuhrung der Gemeinschafts
alilfgabe (§ 9 Abs. 2). Dabei ist es fUr die planerische Tätigkeit des Bundes sehr hinderlich, 
daß die Länder Ergebnisse Uber die durchgefuhrten Maßnahmen nur sehr zögernd und in zum 
Teil unzureichend disaggregierter Form zur VerfUgung stellen. 

Nach § 10 des GemAgrG erstattet der Bund jedem Land die entstehenden Ausgaben in Höhe 
von 

60 % fUr Maßnahmen der Agrarstrukturverbesserung, 
70 % fUr Maßnahmen des KUstenschutzes. 

In Auslegung von Art. 91 a Abs. 3 GG kann der Bund ledigl ich bestimmen, wieviel höch
stens in einem Land im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe fUr eine bestimmte Maßnahme auf
gewendet werden darf; es ist ihm aber nicht mögl ich zu bestimmen, wieviel mindestens fUr 
eine bestimmte Maßnahme in einem Land aufzuwenden sind. Diesen rechtl iehen Rahmen fUr 
die sachl iehe und rauml iehe Schwerpunktbildung hat der Bund bisher nicht ausgeschöpft. 
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1.3 EG-Strukturrichtlinien 

Der EG-Ministerrat verabschiedete 1972 unter anderem gemeinsame Richtlinien zur Förderung 
der Modemisierung landwirtschaftlicher Betriebe (Nr. 72/159/EWG). Zu erwi:lhnen ist in die
sem Zusammenhang auch die "Richtlinie des Rates Uber allgemeine Bestimmungen betreffend 
die regiona-Ie Differenzierung einiger in den Richtlinien vom 17.4.1972 zur Reform der Land
wirtschaft vorgesehener Maßnahmen" (Nr. 73/440/EWG). Von der damit rechtlich zulässigen 
Möglichkeit einer räumlichen Staffelung der Förderung wurde in der Bundesrepublik bisher 
kein Gebrauch gemacht. 

Im Jahr 1975 wurde die Richtlinie des Rates Uber die Landwirtschaft in Berggebieten und in 
bestimmten benachteiligten Gebieten (Nr. 75/268/EWG) verabschiedet. 

Die oben angeführten Richtl inien haben den Rechtsrahmen abgesteckt, der durch die Förde,.. 
rungsgrundsätze des Rahmenplans für die Bundesrepubl ik ausgefüllt und konkretisiert wird. 
Demzufolge unter! iegen die Förderungsgrundsätze des Rahmenplans, wie auch die entsprechen
den Richtl inien der Länder der KonformitätsprUfung mit den EG-Richtl inien durch die Kommis
sion bzw. den Ständigen Agrarstrukturausschuß. 

Der Konformitätsprüfung I iegt das Ziel zugrunde, gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Landwirten der EG-Mitgl iedstaaten herzustellen und zu sichern. Damit diese ihre natio
nalen Regelungen den EG-Richtl inien anpassen, hat die Kommission als Hebel nicht nur eine 
mögliche Klage vor dem Europäischen Gerichtshof, sondern auch die Verweigerung jeglicher 
Erstattung der sonst möglichen 25 %igen Beteiligung aus Mitteln des EAGFL. Praktisch bedeu
tet dies, daß Beschlüsse des PLANAK über die Förderungsgrundsätze des Rahmenplans in be
stimmten Einzelheiten nachträglich revidiert werden müssen, wenn sich bei der Prüfung er
gibt, daß sie nicht richtlinienkonform sind. Entsprechendes gilt fUr die DurchfUhrungsricht-
I inien der Bundesländer. Damit wurde das Verfahren zwischen Planung und Durchführung ver
längert und kompliziert. 

2 VerfahrensmäßiruLGegebenheiten 

Will man die Mögl ichkeiten abschätzen, bestimmte Vorschläge in der Agrarstrukturpal itik zu 
realisieren, oder die DurchfUhrung von Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe beurteilen, 
mUssen auch jene Gegebenheiten berücksichtigt werden, die im Verfahren des praktischen 
Vollzugs der Gemeinschaftsaufgabe begrUndet sind. Diese Gegebenheiten beeinflussen zuwei
len den Vollzug der Gemeinschaftsaufgabe stärker, als dies nach den durch Recht und Ge
setz gesteckten Grenzen gewoll t ist. 

So hat der Bund nach § 6 GemAgrG im PLANAK, dem Beschlußorgan für die Gemeinschafts
aufgabe, eine starke Stellung. Er verfügt näml ich über 11 der 22 Stimmen. Die anderen 11 
Stimmen stellen die Länder; jedes Land hat 1 Stimme. Zu einem Beschluß sind 17 Stimmen er
forderlich. 

Will der Bund seine Vorstellungen im PLANAK durchsetzen, muß er entweder mindestens 
6 Länder für sich gewinnen, damit mit den nach dem Gesetz vorgeschriebenen 17 Stimmen 
der entsprechende Beschluß gefaßt werden kann, oder --- Dieses nach dem Gesetz misgl iche 
"Oder", näml ich, daß der Bund unter diesen Umständen dem Rahmenplan als Ganzem nicht 
zustimmt, ist bisher vom Bund weder praktiziert noch angedroht worden. Mag eine solche 
Reaktion des Bundes im Einzelfall auch nach derVerhältnismäßigkeit der Mittel angemessen 
sein und durchaus geboten erscheinen, das gesetzlich Mögliche ist aber politisch nur schwer 
vollziehbar. D.h. mit anderen Worten: Der Gesetzgeber schien den Bund mit der Hälfte der 
Stimmen stark genug gemacht zu haben, in der pol itischen Praxis wird der Bund diese Position 
kaum ausnutzen. 
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Bisher wurde auf die Stellung des Bundes in dem Verfahren der Gemeinschaftsaufgabe einge
gangen. Wie aber steht es, wenn der Bundeslandwirtschaftsminister eine konkrete Vorstellung 
realisieren will? Nach § 6 Abs. 1 GemAgrG gehört neben dem BML (als Vorsitzender) auch 
der Bundesminister der Finanzen dem PLANAK an. Da die 11 Stimmen des Bundes nur als Ein
heit abgegeben werden können, mUssen sich also beide vorher - notfalls im Rahmen des Ge
SCIImtkabinetts - auf die Haltung des Bundes einigen. Da die meisten Entscheidungen, mögen 
sie den Katalog der Maßnahmen oder die Förderungsgrundstltze betreffen, finanzielle Auswir
kungen haben, ist es einfach zwangsltlufig, daß der Einfluß des BMF sehr bedeutend ist. 

FUr einen Außenstehenden dUrfte es nicht uninteressant sein, ~inmal kurz veranschaul icht zu 
erhalten, durch wieviel Gremien ein Vorschlagltluft, bevor er in den Förderungsgrundstltzen 
des Rahmenplanes aufgenommen wird oder auch nicht (PRUNS, 14). Es sind dies 
- die jeweiligen Fachreferenten von Bund und Ltlndem; 
- die Haushalts- und Koordinierungsreferenten von Bund und Ltlnderni 
- der Unterausschuß auf der Ebene der Staatssekrettlre von Bund und Löndem; 
- der PLANAK auf Min isterebene. 

Die Meinungsbildung auf Seiten des Bundes erfolgt 
- in der Planungsgruppe und 
.. im Abteilungsleiter-Gremium innerhalb des BML; 
... mit den bete iI i gten Bundesressorts und 
~ notfalls im Bundeskabinett; 
~ im Bundestag, insbesondere im Emöhrungsausschuß. 

Davor liegen in vielen Einzelfragen Gesprtlche und Kontakte z. B. mit verschiedenen Verbän
den. Von der Zahl der Gremien und damit befaßten Einzelpersonen ist das wahrlich ein auf
wendiges Verfahren, wenn man dazu bedenkt, daß das in vielen Beratungen Beschlossene nun 
noch in Brussel durch die Kommission und den Sttlndigen Agrarstrukturausschuß im Kreis der 
9 Mitgl iedstaaten auf seine Konformitöt gepruft werden muß: In der Tat, die Gemeinschafts
aufgabe ist ein Paradebeispiel institutional isierter Agrarpol itik. Selbst Leute, die nicht von 
Natur aus zum Sarkasmus neigen, werden gewiß erstaunt sein, daß unter diesen verfahrens
mtlßig schwierigen Umsttlnden so viel geleistet, d.h. viel Neues beschlossen und manches 
Bestehende vertlndert wurde. 

Der lange Weg durch die verschiedenen Gremien kostet naturlich Zeit. Der fUr ein Jahr be
schlossene Rahmenplan kann aus verwaltungsmtlßigen GrUnden nur aus ganz besonders wichti
gen GrUnden wtlhrend des laufenden Jahres getlndert werden. Vorschltlge zu dem Maßnahmen
katalog oder den Förderungsgrundsötzen der Gemeinschaftsaufgabe, die in der Zeit von Ja
nuar bis etwa zur Mitte des Jahres geöußert werden, können noch im Rahmenplan des nöch
sten Jahres realisiert werden. Nach Mitte des Jahres vorgetragene Vorschlöge können wegen 
des zuvor dargelegten Verfahrensablaufs erst im Ubemöchsten Rahmenplan verwirkl icht wer
den. Dies bedeutet: Vorschltlge zu Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe können in der Re
gel gUnstigstenfalls nach einem halben Jahr, ungUnstigstenfalls erst in 1 1/2 Jahren real isiert 
werden. Diese Distanzen stecken einen gewissen zeitl ichen Mindestrahmen ab. Bei der Fulle 
der zu bedenkenden Gesichtspunkte und der Vielzahl der Mitentscheidenden kann es beinahe 
cis systemimmanent angesehen werden, vielschichtige Probleme zunöchst einmal aufzuschie
ben. 

~ Politische Gegebenheiten 

Mit der Finanzreform im Jahre 1969 und der Einfuhrung der Gemeinschaftsaufgaben (Art. 
91 a GG) wurde ein neues Entscheidungsverfahren eingefUhrt. Danach wurde dem Planungs
+usschuß eine zentrale Rolle eingeröumt. Nach der bisher eingespielten Praxis wurde von der 
~egislative nur der Gesamtansatz fUr die Gemeinschaftsaufgabe in den Haushalt eingestellt, 
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über die Auf teilung im einzelnen entscheidet die Exekutive. Vor der Finanzreform beschloß 
der Bundestag die Anslitze für die einzelnen Maßnahmen. Er fühlt sich daher gegenüber frü
her des Einflusses auf die Einzeimaßnahme beraubt. Das hat mit dazu beigetragen, daß das 
Interesse, insbesondere des Bundestages, und sein pol itisches Engagement für die Gemein
schaftsaufgabe und damit für die Agrarstrukturpolitik gesunken ist. Das verdeutlicht am besten 
die Ausstattung der Gemeinschaftsaufgabe mit Bundesmitteln: 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mill. DM 
1.200 1.200 1.372 1.210 1.217 1) 

Llißt man in 1977 die zuslitzl ichen Mittel für die Zukunftsinvestitionen unberücksichtigt, 
dann bl ieben gegenüber dem Ausgangsjahr die Anslitze für die Gemeinschaftsaufgabe prak
tisch gleich. 

Der nominale Gleichstand der Bundesmittel für die Agrarstruktur in den Jahren von 1973 bis 
1977 gibt die Real itlit aber nur unvollkommen wider: Deflationiert um den inzwischen einge
tretenen Kostenanstieg, ist sogar ein Rückgang der Agrarstrukturmittel um ca. 1/5 festzustel
len. Der Rückgang des Mitteleinsatzes für klassische Strukturmaßnahmen ist noch weit stlir
ker, da zuslitzliche, nicht strukturpolitisch ausgerichtete Maßnahmen (Ausgleichszulage) auf
genommen wurden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die höheren Anstiegsraten 
anderer Pol itikbereiche des Agrarhaushalts, z. B. der sozialpolitischen Maßnahmen, darauf 
zurückzuführen sind, daß es sich hierbei um "Selbstlliufer" handel ti der jlihrl iche Zuwachs 
ist dort in erhebl ichem Umfang gesetzl ich fixiert. Dies aber ist bei der Gemeinschaftsauf
gabe nicht der Fall. 

Die Agrarpolitik ist ein Teil der allgemeinen Wirtschaftspolitik. Von da her leiten sich auch 
für die Agrarstrukturpolitik die Oberziele ab: Gerechtigkeit, Wachstum und Stabilitlit. Die
se Oberziele sind für die einzelnen Politikbereiche nliher zu konkretisieren. Mit dem Land
wirtschaftsgesetz von 1955 wurden die Ziele für die Agrarpolitik gesetzl ich fixiert. Im Agrar
bericht der Bundesregierung ist die Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernlihrungspol itik 
in ihrer Detail I ierung nach Haupt-, Unter- und Teilzielen veröffentlicht. Es ist Ziel der 
Agrarstrukturpol itik (Agrarbericht 1975, Seite 113), "die allgemeinen Lebensbedingungen im 
llindlichen Raum sowie die Arbeits- und Produktionsbedingungen in den landwirtschaftlichen 
Betrieben zu verbessern und damit den in der Land- und Forstwirtschaft Tlitigen die Teilnahme 
an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung zu ermögl ichen. " 

Der komplexe Charakter der Agrarstrukturpolitik kommt schon dadurch zum Ausdruck, daß von 
diesem Politikbereich allein drei der vier Hauptziele des BML berührt werden. Diese Kom
plexitlit ist nicht nur bedingt durch die große Zahl der agrarstrukturellen Maßnahmen, die 
in der Gemeinschaftsaufgabe zusammengefaßt sind. Sie beruht auch auf der Tatsache, daß 
es sich dabei um sehr verschiedenartige Maßnahmen handelt, die von einzel betrieblichen 
Maßnahmen wie Althofsanierung und Aussiedlung über überbetriebliche Maßnahmen wie 
F lurberein igung und Wasserversorgung bis hin zum Küstenschutz und forstwirtschaftl ichen 
Maßnahmen reichen. 

Der Rahmenplan eines Jahres stell t in seinem Tabellenteil die jeweil ige zahlenmlißige Kon
kretisierung der agrarstrukturellen Ziele in sachl icher und rliuml icher Hinsicht von Bund und 

1) Einschließlich Programm für Zukunftsinvestitionen 1.385 Mill. DM. 
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Ltlndern dar. Hierauf wird im Abschnitt 5.3 Uber die sachl iche und rtluml iche Schwerpunkt
bildung noch ntlher eingegangen werden. 

Aus der Sicht des Bundes sollen fUr die Schwerpunktbildung bzw. durch eine Schwerpunkt
verlagerung von einer Maßnahmen bzw. Maßnahmengruppe zu einer anderen die in den drei 
Hauptzielen definierten agrarpolitischen Ziele entsprechend der Entwicklung der volkswirt
schaftlichen Rahmenbedingungen angestrebt werden. In regionaler Hinsicht ist der Bund be
strebt, auch mit dieser Gemeinschaftsaufgabe, dazu beizutragen, innerhalb des Bundesge
bietes gleiche Lebensverhtlltnisse herzustellen. 

Die Ziele und Zielvorstellungen der Ltlnder weichen untereinander und von denen des Bun
des aus mancherlei GrUnden mehr oder weniger ab. Die unterschiedlichen Ziele resultieren 
aus den Gegebenheiten ihrer natUrlichen, agrarstrukturellen wie auch allgemeinwirtschaft
I ichen Situation. Untersch iedl iche Zielvorstellungen und Zielgewichtungen ergeben sich 
aber auch aus Abweichungen in der ZielerfUllung. 

Der Einsatz der Maßnahmen in den einzelnen Bundesltlndern, ihre Dosierung und ihre jewei
lige Zusammensetzung ist aber nicht zwingende Folge bestimmter objektiv feststell barer na
tUrl icher oder agrarstruktureller Tatbesttlnde. Entscheidend ist, wel ches Gewicht den fest
gestellten Mtlngeln oder angestrebten Wohlfahrtswirkungen - dabei ist vor allem an die Viel
falt der nicht zahlenmtlßig erfaßbaren Wirkungen gedacht - beigemessen wird. Das ist der 
Bereich pol itischer Entscheidungen. Da Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur nicht 
nur fUr Landwirte, sondern fUr alle im Itlndlichen Raum Lebenden und Erholung Suchenden 
wirksam werden können, und da mit den Maßnahmen nicht nur agrarpolitische, sondern auch 
konjunktur-, sozial- und gesellschaftspolitische Ziele angestrebt werden, fallen diese Ent
scheidungen je nach der Konstellation der die jeweilige Landesregierung tragenden Parteien 
anders aus. 

5 Plan'illS. der Gemeinschaftsaufgabe 

Bei der Planung der Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe sind folgende wesentliche Auf
gaben zu unterscheiden: 

- Auswahl jener Maßnahmen, die in den Maßnahmekatalog aufgenommen bzw. wieder ge-
strichen werden sollen. 

- Erarbe itung und laufende Überprufung der Förderungsgrundstltze. 
- Bestimmung des Mitteleinsatzes fUr die einzelnen Maßnahmen. 
- Auf teilung der je Maßnahme vorgesehenen Mittel auf die Ltlnder. 

5.1 Planungsunterlagen 

Dem Bund dienen als Unterlagen fUr seine Planungen wissenschaftliche Veröffentlichungen, 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen, die Sachberichte der Ltlnder Uber die einzelnen Maßnah
men, betriebswirtschaftliehe Auswertungen der Betriebsentwicklungspltlne und der Buchfuh
rungsunterlagen geförderter Betriebe sowie die statistischen Erhebungen fUr die Zwecke des 
Agrarstrukturberichtes. Hinzu kommen die Anregungen und Vorschltlge von Einzelpersonen 
oder VerbtInden, die vielfach unmittelbar dem BML oder auch einem anderen Ressort vorge
tragen werden. Um nicht nur qual itative, sondern auch quantitative Wertungen und Ver
gleiche der verschiedenen Maßnahmen vornehmen zu können, wurden in den letzten Jahren 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen fUr insgesamt 11 verschiedene Maßnahmen der Gemein
schaftsaufgabe aus Mitteln des BML in Auftrag gegeben 1) . 

1) MEYER zu DREWER, H.: Erfahrungen mit Nutzen-Kosten-Untersuchungen in der Ver
waltungspraxis des BML, siehe diesen Tagungsband, Seite 343. 
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5 . 2 Planungsspiel raum 

Am Beginn der Planung der Gemeinschaftsaufgabe steht zunl:lchst die Frage, Uber welchen 
Planungsspielraum - ausgedrUckt in Mill. DM - man bei realistischer Betrachtung verfUgt. 
Die Obergrenze dieses Planungsspielraums wird durch zwei Gegebenheiten beeinflußt, eine 
politische und eine zeitliche. Auf die politische Gegebenheit wurde bereits im Zusammen
hang mit der Verringerung des Entscheidungsspielraums der Parlamente (vgl. Abschn. 3) hin
gewiesen. Zwar wurden vom BML bzw. der Regierung fUr die Gemeinschaftsaufgabe in den 
einzelnen Jahren Erhöhungen gegenUber den Vorjahren angemeldet, aber sowohl vom BMF 
als auch vom Bundestag wurde die Gemeinschaftsaufgabe als "Restposten" behandelt: Um 
den Gesamtansatz des Ressorts nicht zu erhöhen, wurden politisch gewollte Erhöhungen an 
anderer Stelle bei der Gemeinschaftsaufgabe abgezogen. Das Ergebnis dieses Vorgehens ist, 
daß der Ansatz fUr die Gemeinschaftsaufgabe seit 1973 - bleiben in 1977 die Zukunftsinve
stitionen außer Betracht - praktisch gleichgeblieben ist. 

In zeitlicher Hinsicht ist folgendes festzustellen: Der Rahmenplan wird in der Regel zum Jah
resende, also zu einem Zeitpunkt beschlossen, in dem der Bundeshaushalt noch nicht verab
schiedet ist, der Ansatz fUr die Gemeinschaftsaufgabe mithin noch offen ist. Ein großes 
Handikap fUr die Planung der Gemeinschaftsaufgabe besteht also darin, daß zum Zeitpunkt 
der Beschlußfassung noch keine Klarheit Uber die endgUltige Obergrenze des Planungsspiel
raums besteht; Zeitablauf von Gemeinschaftsaufgabe und Bundeshaushalt sind nicht kon
gruent. Nach dem Willen des Gesetzgebers mUßte jedoch nicht nur der Bundeshaushalt frU
her verabschiedet werden, sondern es mUßte auch der Beschluß des PLANAK Uber den Rah
menplan eher erfolgen. 

Die Untergrenze des Planungsspielraums wird durch die rechtlichen Verpflichtungen festge
legt. Unter rechtlichen Verpflichtungen werden einmal jene Verpflichtungen der öffentli
chen Hand verstanden, die dann eingegangen werden, wenn ein Investitionsvorhaben nicht 
innerhalb eines Jahres durchgefUhrt werden kann, gleichwohl aber eine Finanzierungszu
sage fUr den gesamten Zeitraum gegeben wird. 

Ähnlich verhl:llt es sich mit dem Förderungsinstrument "Zinsverbilligung", mit dem Verpflich
tungen der öffentl ichen Hand zur Verb ill igung von Krediten fur die nächsten 10 bis zu 20 
Jahren eingegangen werden. Aus der Ubersicht 1 Uber die Entwicklung der Altverpflichtun
gen nach Maßnahmengruppen ergibt sich folgendes: 

- Der Anteil der Altverpflichtungen hat seit 1973 Jahr fUr Jahr zugenommen und nimmt 
1977 mit rd. 610 Mill. DM etwa die Hl:llfte des Ansatzes der Gemeinschaftsaufgabe ein. 

- Nach Maßnahmengruppen ist der Anteil der Altverpflichtungen mit rd. 2/3 in der Flur-
bereinigung am höchsten, mit rd. 30 % bei den sonstigen Maßnahmen am geringsten. 

Um diesem Zangengriff der AI tverpfl ichtungen zu entgehen bzw. um sich den politischen 
Entscheidungsspielraum nicht laufend einengen zu lassen, haben zwei Länder entsprechende 
Lösungen entwickelt. In Hessen wird der fUr den Verbill igungszeitraum abgezinste Zuschuß 
je Bewilligungsfall im Jahr der Bewilligung in einer Summe der Landesbank mit dem Auftrag 
zugewiesen, ihn fUr den Landwirt in eine ji:lhrliche Zinsverbilligung zu transformieren. Da
mit engt sich - das ist der Nachteil dieser Lösung - der Bewilligungsspielraum des Landes 
fUr das jeweilige Haushaltsjahr zwar ein. Dem steht aber der Vorteil gegenUber, daß der 
Spielraum uber die Jahre hin gleich hoch ist. Um die Einengung des Bewilligungsspielrau
mes etwas abzumildern, wird in Bayern der notwendige Betrag an die Bank anstatt in einer 
Summe in drei Jahresraten gel eistet. 
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Übersicht 1: Entwicklung der Altverpfl ichtungen nach Maßnahmengruppen von 
1973 - 1977 

in 1973 1974 1975 1976 1977 
EFP Mill. 82 122 184 194 

% 1) 39,4 38,4 55,6 58,6 
Flurbereinigung Mill. 89 194 168 195 

% 1) 27,0 58,4 60,6 68,4 
Wasserwirtschaft Mill. 70 101 136 143 

% 1) 19,3 25,0 39,1 39,2 
Küstenschutz Mill. 16 26 43 

%1) 10,2 18,7 35,8 
Sonstige Maßnahmen Mill. 36 26 32 

% 1) 22,4 22,6 29,4 
Ansatz insgesamt Mill. 241 469 540 607 

% 1) 20,1 34,2 44,6 50,2 

1) Prozentualer Anteil der Altverpfl ichtungen an der Maßnahme. 

Rechtliche Verpfl ichtungen ergeben sich ferner aufgrund von Verordnungen und Gesetzen; 
sie sind dadurch gekennzeichnet, daß der Antragsteller - im Gegensatz zu anderen Maßnah
l1'Ien der Gemeinschaftsaufgabe - immer dann einen quasi-rechtl ichen Anspruch auf die öf
fEmtlichen Mittel hat, wenn er die jeweils gesetzten Bedingungen erfullt. Dies trifft z.B. 
fUr die Startbeihilfen in verschiedenen Marktbereichen nach EG-Verordnungen oder Maß
nahmen gemöß Marktstrukturgesetz zu. 

Insgesamt gesehen ist hinsichtlich des Planungsspielraums abschl ießend festzustellen: Wäh
rend die Obergrenze des Planungsspielraums zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber die sach
liche und räumliche Schwerpunktbildung offen ist, verschiebt sich die Untergrenze durch 
Altverpflichtungen und rechtliche Verpflichtungen Jahr fUr Jahr nach oben; 1977 wurden 
rd. 610 Mill. DM zur Deckung der Altverpflichtungen und rechtlichen Verpflichtungen be
nötigt. Mit anderen Worten: Mehr als die Hölfte der Mittel stehen fUr eine sachl iche und 
räuml iche Schwerpunktbildung nicht bzw. nicht mehr zur VerfUgung . 

5.3 Planungsverfahren 

?;~;! __ ~~:~~i:~:_~:~~:!e~~~~~i!~~~~ 
Die Probleme des Maßnahmenkatalogs, der Förderungsgrundsötze und die Bestimmung des 
Mittelansatzes fUr die einzelnen Maßnahmen können zusammenfassend als sachl iche Schwer
punktbildung bezeichnet werden. 

Auf die rechtlichen und politischen Probleme bei der Auswahl von Maßnahmen fUr die Ge
meinschaftsaufgabe wurde bereits on fruherer Stelle eingegangen (vgl. Abschn. 1.2). 

Bei einem Mittelvolumen des Bundes, dos erfahrungsgemöß unter der Summe der Länderan
meldungen I iegt, ergibt sich die Frage, ob aus fochl icher Sicht im Sinne einer Maßnahmen
konzentration auf einen Teil der Maßnahmen, insbesondere auf Maßnahmen mit einem ge
ringen Mittelvolumen, verzichtet werden sollte. Rein zahlenmößig stellt sich die Ausstat
tung der Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe mit Bundesmitteln wie folgt dar: 
I 
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Übersicht 2: Zahl und Ausstattung der Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse
rung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" mit Bundesmitteln (Auswertung 
aus Rahmenplan 1977 - ohne Nachtragsrahmenplan) 

Ausstattung der Anzahl der Gesamtausstattung 
Einzelmaßnahmen Maßnahmen dieser Maßnahmen in 
Mill. DM Mill. DM ~ 
> 150 2 457,0 37,8 
100 - 150 1 135,4 11,2 

50 - 100 4 283,8 23,4 
10 - 50 12 276,9 23,0 

5 - 10 3 21,6 1,8 
<.5 25 35,3 2,8 

47 1.210,0 100,0 

Die Aufstellung zeigt, daß 72 % der Bundesmittel fUr die Gemeinschaftsaufgabe auf ledig
I ich 7 Maßnahmen entfallen, bzw. bei kompl ementClrer Betrachtung, daß 40 Maßnahmen 
nur 28 % des Mittelvolumens in Anspruch nehmen. Diese Erkenntnis veranlaßte den Ernäh
rungsausschuß des Deutschen Bundestages im Jahre 1975 die Bundesregierung um PrUfung zu 
ersuchen, "inwieweit die im Rahmenplan vorgesehenen Maßnahmen die Voraussetzungen 
des Art. 91 a Abs. 1 GG erfullen". Der von der Bundesregierung entwickelte Vorschlag 
zielte auf eine Streichung von 4 Maßnahmen. 

Im Ausgangspunkt der Diskussion hatten vor allem "kleine" Maßnahmen zur Diskussion ge
standen, insbesondere jene, die nur einen rCiuml ich begrenzten Einsatzbereich haben, d. h. 
von ein oder zwei Ländern angewendet werden. Die vom Bund erwartete Mehrheit von Sei
ten der Lc:inder, gerade in diesen Fällen, kam vor allem deshalb nicht zustande, weil sich 
die Länder solidarisierten. Zudem wird davon ausgegangen, daß der Streichung einer Maß
nahme aus dem Verzeichnis der Gemeinschaftsaufgabe eine entsprechende Reaktion des Fi
nanzministers des jeweiligen Landes folgen wUrde. 

Die Richtung der getroffenen Entscheidungen des PLANAK spiegelt ein Teil Verfassungswirk
lichkeit wider. Mit dieser Entscheidung ist zugleich auf die zuvor gestellte Frage eine Ant
wort gegeben: Der Maßnahmenkatalog der Gemeinschaftsaufgabe sollte nicht im Hinblick 
auf die Kriterien des Art. 91 0 GG 1) und das begrenzte Mittelvolumen des Bundes zusam
mengestrichen werden. Vielmehr soll die weit gefächerte Maßnahmenpalette der Gemein
schaftsaufgabe fUr die Länder ein Angebot darstellen, aus dem aufgrund der gegebenen S i
tuation und ihrer detaillierten Orts- und Sachkenntnis unter Mitwirkung des Bundes die je
weils angemessene Kombination von Maßnahmen ausgewählt werden kann. 

FUr die Erarbeitung und die laufende Überprufung der Förderungsgrundsätze des Rahmenplans 
sollte in besonderem Maße das von NIEHAUS geprägte Wort gelten, wonach Politik "die 
intell igente Dosierung des Mögl ichen ist". Hier ist näml ich zu entscheiden uber Regelungen 
zu folgenden Problemen: 

- Verwendungszweck, zu fördernde Vorhaben 
- Förderungsvoraussetzungen . 
- Kreis der Berechtigten, Förderungsbegrenzungen 
- Art der Förderungsinstrumente: Zinsverbill igung,ZuschUsse, öffentl iche Darlehen 

1) " ... wenn diese Aufgaben fUr die Gesamtheit bedeutsam sind und die Mitwirkung des 
Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erforderlich ist ..• " 
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- Höhe der Förderung, Höhe der Eigenleistung 
- RUckforderung und Sicherung der öffentlichen Mittel. 

In den fUnf Jahren, in denen die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur 
und des KUstenschutzes" durchgefuhrt wird, sind die Regelungen vielfl:lltig gel:lndert und 
modifiziert worden. Tendenziell war in den zuruckliegenden Jahren eine Verbesserung der 
Förderungsbedingungen fUr die Geförderten festzustellen: 

- Der Kreis der Förderungsberechtigten wurde verschiedentl ich ausgeweitet 
- Die zull:lssige Höhe der ZuschUsse und Darlehen wurde erhöht 
- GebuhrensHtze wurden aufgestockt 
- Zusl:ltzl iche FörderungstatbestHnde wurden aufgenommen. 

Der steigende Anteil der Altverpflichtungen aus den Vorjahren, der große Antragsstau bei 
den einzelbetrieblichen Maßnahmen und die mögliche Aufnahme einer 2 %igen Zinsverbil
I igung in den Maßnahmenkatalog bei gleichbleibendem Plafond der Gemeinschaftsaufgabe 
machen aber eine Uberprufung im Sinne einer tendenziellen Verschlechterung der bestehen
den Förderungsbedingungen fUr die Zukunft erforderlich. Zudem ist eine UberprUfung der 
FörderungsgrundsHtze im Hinbl ick auf die verHnderten gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen geboten. 

Bei der Auf teilung der Bundesmittel auf die einzelnen Maßnahmen der Gemeinschaftsauf
gabe können aus methodischer Sicht bisher drei Phasen der Planung unterschieden werden. 
Die erste Phase, sie umfaßt die Jahre 1973 und 1974, war durch ein pragmatisches Vorge
hen gekennzeichnet. In dieser Aufbauphase der Gemeinschaftsaufgabe, in der eine FUlie 
grundsl:ltzl icher Probleme geklHrt und erst die notwendigen Erfahrungen Uber den Bedarf und 
die Nachfrage bei den einzelnen Maßnahmen und damit Uber die Planung und den verfah
rensml:lßigen Vollzug gesammelt werden mußten, mußte man sich zwanglHufig damit begnU
gen, bei der Auf teilung der Bundesmittel auf die einzelnen Maßnahmen von den Anmeldun
gen der Ll:lnder auszugehen. 

In den Jahren 1972 und 1973 wurde im BML von einer Projektgruppe (13) unter Beteiligung 
der Wissenschaft (PAULUS, 11; KRULL, 8 und 9) ein Konzept der Programmplanung fUr die 
Gemeinschaftsaufgabe zur "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" entwik
kelt. 

Im Jahre 1973 wurde vom Unterausschuß eine Arbeitsgruppe "Planungsreferenten" von Bund 
und Ll:lndem eingesetzt mit den Aufgaben: 

- Diskussion und Abstimmung der Methoden einer Programmplanung 
- Uberprufung und Abstimmung der Kriterien fUr eine rHuml iche und sachl iche 

Schwerpunktbildung 
- darauf aufbauend Erarbeitung von Vorschll:lgen zur Mittelverteilung als Grundlage weiterer 

Beratungen in der Arbeitsgruppe der Haushalts- und Koordinierungsreferenten und im 
Unterausschuß. 

Zur sachl ichen Schwerpunktbildung - dem ersten Planungsschritt - war es erforderl ich, daß 
alle Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe auf ihre PrioritHt hin untersucht wurden. In einer 
argumentativen AbwHgung, der eine Aufstellung aller Vor- und Nachteile der einzelnen 
Maßnahmen vorausging, wurden die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgobe in vier Prioritl:l
ten eingestuft: 

++- sehr hohe PrioritHt 
+ = hohe PrioritHt 
Omittiere PrioritHt 

niedrige PrioritHt. 
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Es ist versttlndlich, daß diese priorittlte Einstufung der M.aßnahmen, insbesondere wenn es 
sich um die unteren Prioritöten handelte, einen hohen Entscheidungsbedarf erforderten. FUr 
den Planungsbeitrag des Bundes wurde diese Einstufung der Maßnahmen nach Priorittlten 
dann in der Weise zahlenmtlßig transformiert, daß die Anmeldungen der Ltlnder zu den ein
zelnen M.aßnahmen je nach Priorittlt unterschiedlich stark - insgesamt gesehen auf d.en Bun
desplafond - gekUrzt wurden. 

Der Einfluß, den der Bund mit seinem Planungsbeitrag auf die tatstlchl iche Mittelverteilung 
nach Maßnahmen ausubte, war verhtiltnismtlßig gering. Das war einmal dadurch begrUndet, 
daß der Planungsbeitrag des Bundes nicht von e·inem eigenen Ansatz, sondern von den Ltln
deranmeldungen ausging. Zum anderen schöpfte der Bund - wie schon in Abschn. 1.2 ausge
fUhrt - die rechtlich gesteckten Grenzen nicht aus. 

Vergleicht man die Anstltze der Rahmenpltlne von 1973 - 1977, aufgegliedert nach Maßnah
mengruppen, so stellt man im Laufe dieser fUnf Jahre erhebliche Verschiebungen in der sach
lichen Schwerpunktbildung fest. 

Übersicht 3: Entwicklung der Ans!:itze fUr einzelne M.aßnahmengruppen in % 

EFP 

Flurbereinigung 
Wasserwirtschaft 
Küstenschutz 
Sonstige Maßnahmen 
insgesamt 

1) ohne Nachtragsrahmenplan • 

Im Jahr 19n entfielen auf 

12Z~ 
12,8 
29,5 
33,0 
10,3 
14,4 

100 

- wasserwirtschaftliche Maßnahmen etwa 1/3, 

12Z4 
Rahmenplan 

12Z:2 
17,3 23,2 
27,5 24,1 
30,2 29,5 
10,7 11,5 
14,3 11,7 

100 100 

- einzel betriebliche Maßnahmen und Flurbereinigung jeweils etwa 1/4, 
- KUstenschutz und sonstige Maßnahmen jeweils 1/10. 

12Z6 
27,3 
22,9 
28,8 
11,5 
9,5 
100 

12ZZ1 ) 
27,3 
23,6 
30,2 
9,9 
9,0 
100 

Übersicht 4: Mittelanstltze fUr einzelne Maßnahmengruppen der Gemeinschaftsaufgabe 
"Verbesserung der Agrarstruktur und des Kustenschutzes" (1973 = 100) 

12Z~ 12Z4 12Z:2 12Z6 12ZZ1 ) 
Ansatz insgesamt 100 100 114 101 101 
EFP 100 136 208 216 216 
Flurbereinigung 100 9' 94 78 81 
Wasserwirtschaft 100 91 102 88 92 
Küstenschutz 100 105 128 113 98 
Sonstige MaBnahmen 100 98 93 66 63 

1) ohne Nachtragsrahmenplan . 
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Bei einem in 1977 gegenUber 1973 fast unvertlnderten Gesamtansatz blieben die Mittel fUr 
den KUstenschutz ungeftlhr gleich. 

Dagegen wurden - fUrwasserwirtschaftliche Maßnahmen ca. 10 %, 
- fUr Flurbereinigung ca. 20 %, 
- fUr sonstige Maßnahmen ca. 40 % weniger eingesetzt. 

Die Auf teilung der Bundesmittel je Maßnahme auf die einzelnen Ltlnder, die rtluml iche 
Schwerpunktbildung, vollzog sich in den Jahren 1973 und 1974 analog zur sachlichen 
Schwerpunktbildung; sie wurde aus der Mittelaufteilung nach Ltlndem entsprechend der Vor
,jahre abgel eitet. 

FUr die Rahmenpltlne 1975 und 1976 wurden von Seiten des Bundes die Ergebnisse aufgrund 
der Arbeiten der Planungsreferenten von Bund und Ltlndern herangezogen. Hier war man be
mUht, fUr möglichst viele Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe an hand von objektiven 
Thesen und Kriterien eine rtluml iche Schwerpunktbildung vorzunehmen. Dabei wurde ver
sucht, fUr die Bestimmungsfaktoren der einzelnen Maßnahmen entsprechende Thesen aufzu
stellen (z.B. die Priorittlt fUr die Maßnahme X ist umso höher, je größer die Zahl der ent
wicklungsftlhigen Betriebe ist). Den einzelnen Thesen wurden sodann entsprechende statisti
sche Kriterien zugeordnet. lber eine Gewichtung der verschiedenen Kriterien gelangte 
mon zu Verhtlltniszahlen, die die Mittelverteilung fUr die einzelnen Ltlnder wiedergaben. 

Bei jenen Maßnahmen, bei denen fUr die Kriterien keine entsprechenden statistischen Un
terlagen zur VerfUgung standen, mußten zwangsltlufig andere Methoden der rtluml ichen 
Schwerpunktbildung angewendet werden, ntlml ich 
- Bedarfserhebungen der Ltlnder, 
- Ist-Ergebnisse der letzten drei Jahre, 
- Anmeldungen der Ltlnder zum Rahmenplan . 

Diese Methoden konnten nur als Ersatzlösungen angesehen werden, da bei Ltlnderanmeldun
gen nicht erkennbar ist, inwieweit sie miteinander vergleichbar (teilweise Uberzogene An
meldungen) sind. Auch die Ist-Ergebnisse vermögen nicht voll zu befriedigen, da sie die 
Vergangenheit widerspiegeln und nicht die Notwendigkeiten der Gegenwart und Zukunft 
aufzeigen. 

Zur rtluml icheri und sachlichen Schwerpunktbildung wird als Planungsbeitrag des Bundes fUr 
den Rahmenplan 1978 ein neuer Weg gesucht. Die Auf teilung erfolgt aufgrund einer argu
mentativen Abwtlgung uber die Notwendigkeit und den Effekt der jeweil igen Maßnahmen. 

Das in den Jahren 1975 und 1976 angewandte Planungsverfahren stieß hinsichtl ich der sach
lichen Schwerpunktbildung besonders deshalb auf die Kritik der Ltlnder, weil fUr die einzel
nen Maßnahmen eine fUr alle Ltlnder geltende Priorittlt festgesetzt wurde. Den teilweise 
recht unterschiedlichen agrarstrukturellen Verhtlltnissen wurde damit nicht Rechnung getra
gen. 
Die Planung in zwei voneinander getrennten Schritten - zuntlchst die sachliche Schwerpunkt
bildung und danach die rtluml iche Schwerpunktbildung - soll daher in Zukunft durch eine 
integrierte sachliche und rtlumliche Schwerpunktbildung abgelöst werden. Die hierfUr not
wendigen wissenschaftlichen Vorarbeiten 1) werden gegenwtlrtig durchgefUhrt. 

1) BRUSE, R., KRULL, H. und STRUFF, R.: Sachliche und rtlumliche Schwerpunktbildung 
I fUr eine integrierte Programmplanung bei der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der 

Agrarstruktur und des KUstenschutzes". - BECKER, H., LAMPE, A. und MEINHOLD, K.: 
Ableitung und Beurteilung von sachl ich und regional orientierten Förderungsmaßnahmen • 
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Übersicht 5: Mittelverteilung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des KUstenschutzes" - in v. H. 

RPl 1973 RPl 1974 RPl 1975 RPl 1976 RPl 1977 
Land ~esc~UB ~~S~ll:l:UB t'l.anungs- 1~~S~~~UÖ Planungs- BeschlUB I Beschluß 

PLANAK PLANAK ergebnis PLANAK ergebnis PLANAK PLANAK 

SH 12,5 12,3 10,72 11,78 9,52 10,44 10,44 
HH 2,4 1,5 1,34 1,20 0,94 1,08 1,08 
HB 0,7 0,7 0,64 0,66 0,60 0,66 0,66 
NS 22,0 22,5 22,06 22,66 23,42 22,42 22,42 
NRW 11,3 11,4 11,19 10,68 10,94 11,11 11,11 
HE 7,0 6,8 6,80 6,52 6,63 6,76 6,76 
RP! 7,9 8,3 8,31 7,87 7,77 7,94 7,94 
SL 0,9 0,9 1,13 0,93 1,15 1,02 1,02 
BW 14,1 13,7 13,57 13,76 13,76 13,87 13,87 
BY 21,0 21,7 24,09 23,81 25,12 24,61 24,61 
Bln 0,2 0,2 0,15 0,13 0,15 0,09 0,09 

Sa. 100,0 100,0 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 

Der Länderschi Ussel stellt die zahlenmäßige Konkretisierung der sachl ichen und räuml ichen 
Schwerpunktbildung von Bund und Ländern dar, der in einem pol itischen Entscheidungspro
zeß von Unterausschuß/Planungsausschuß beschlossen wird. Dabei ist zu berUcksichtigen, 
daß die Beschl Usse in einigen Jahren ausschi ießI ich auf der Basis absoluter Zahlen erfolgte. 

In Übersicht 5 sind nicht nur die Länderschlussel fUr die fUnf Jahre der Gemeinschaftsauf
gabe, sondern auch die Planungsergebnisse des Bundes fUr die beiden Jahre 1975 und 1976 
aufgefUhrt. Der Übersicht ist zu entnehmen, daß sich vor allem fUr das Land Bayern der 
Schi Usselanteil um mehr als 3 %-Punkte erhöhte, wtihrend er sich fUr das Land Schleswig
Holstein um ungefähr 2 %-Punkte verminderte. Bei der Betrachtung der prozentualen Ver
schiebungen von Land zu Land muß berUcksichtigt werden, daß 1 %-Punkt rund 12 Mill. 
DM Bundesmittel darstellen. Es verwundert daher nicht, daß um Entscheidungen selbst Uber 
%-Anteile hinter dem Komma zwischen den Ländern hart gerungen wird. 

Jedes Land ist intensiv bemUht, seinen SchlUsselanteil zu erhöhen. Da dieses Streben ja nur 
auf Kosten eines oder mehrerer Ltinder möglich ist, wird die ganze Problematik und Schwie
rigkeit des Unterfangens deutlich. Damit besteht die Gefahr, daß das Institut der Gemein
schaftsaufgabe so gehandhabt wird, wie es einige Länder sehen, ntiml ich ausschi ießI ich als 
ein Vehikel fUr einen zustitzl ichen Finanzausgleich. 

6 DurchfUhlJ:m..9...der Gemeinschaftsaufgabe 

6.1 Bindungswirkung der Förderungsgrundstitze 

Das Institut der Gemeinschaftsaufgabe ist die verfassungsmtißige Fixierung und der Hand
lungsrahmen fur drei Pol itikbereiche - Agrarstrukturverbesserung, regionale Wirtschaftsför
derung, Hochschulbau - entsprechend der föderativen Grundstruktur unseres Gemeinwesens. 
Das Grundgesetz und die drei Gemeinschaftsaufgabengesetze legen den Entscheidungs- und 
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Handlungsspielraum aber nicht soweit fest, daß den politisch Verantwortlichen kein entspre
chender Spielraum verbl iebe. 

Bei der DurchfUhrung der Gemeinschaftsaufgabe stellt sich als ein besonderes Problem die 
Frage der Bindungswirkung der FörderungsgrundsCltze, d. h. inwieweit die Förderungsgrund
sCltze des Rahmenplans verbindlich sind. 

Einig sind sich Bund und LClnder, daß (PRUNS, 14, S. 54) 

". die LClnder Maßnahmen dann nach eigenen Vorstellungen und Richtlinien durchfUhren 
können, wenn der Planungsausschuß diese Maßnahmen nicht in den Rahmenplan aufge
nommen hat und daher hierfUr auch keine FörderungsgrundsCltze aufgestellt worden sind; 

• die LClnder Maßnahmen, die in den Rahmenplan aufgenommen worden sind und fUr die 
vom Planungsausschuß beschlossene FörderungsgrundsCltze bestehen, Uber den zum Rahmen
plan angemeldeten Umfang hinaus fördern können. In diesem Fall sind die Mittel allein' 
vom Land bereitzustellen. " 

Übersicht 6: Maßnahmen, die von einzelnen LClndern nicht im Rahmen der Gemeinschafts
aufgabe durchgefUhrt werden; - hier: Rahmenplan 1977 

Einzel- Markt-
Flurbereinigung betriebl. struktur weitere Maßnahmen 

Maßnahmen gesetz 
Be- ILand- Ver- Energieein- Mil-chlei- Anpas- iLand-

Lnnd schleu- tausch pachtg. sparung stungs- sungs- arbei-
nigte in der prüfungen hilfe terwoh-
Zusam- Flurbe- Kontroll- nungs-
menle- reini- ringe bau 
gung gung 

SH X 

NS 
NRW X X X X 

HE X X 

RP 

BI" X 

BY X 

-

Zwischen Bund und einigen LClndern bestehen aber Meinungsverschiedenheiten bei der Frage, 
ob sich die LClnder an die FörderungsgrundsCltze des Rahmenplans halten mUssen in den FClllen, 
in denen 
1. Das Land fUr diese Maßnahmen nichts zum Rahmenplan angemeldet hat, 
2. der Bund die Maßnahmen in dem angemeldeten Umfang nicht voll mitfinanzieren kann. 

Ziffer 8 des Rahmenplans 1977 lautet: "Der Planungsausschuß hat beschlossen, daß die von 
ihm verabschiedeten FörderungsgrundsCltze verbindl ich sind." Die LClnder praktizieren aber 
ihre abweichende Auffassung, indem sie Maßnahmen nicht oder zu besseren Konditionen 
durchfUhren (vgl. hierzu Übersicht 6) . Analog verfahren sie auch in der Gemeinschaftsauf
gabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" . Dies widerspricht nach Rechtsauf
fassung des Bundes der Gemeinschaftsaufgabe und damit den GrundsCltzen einer koordinier
ten Förderung. Demgegenuber weisen die Lönder darauf hin, daß der Bund zwar bei vielen 
Maßnahmen mitwirken will, ohne ihre Mittelanmeldungen - sie liegen jeweils um ungeföhr 
2~O Mill. DM höher - bedienen zu können. 
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6.2 Haushai tskürzungen und -erhöhungen 

Ein weiteres Problem der Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe sind Kürzungen oder Er
höhungen des Plafonds der Gemeinschaftsaufgabe, wenn sie nach dem Beschluß des PLANAK 
über den Rahmenplan erfolgen. So war 1973 vom PLANAK bereits ein Rahmenplan in Höhe 
von 1 .345 Mill. DM beschlossen. Der Deutsche Bundestag bewill igte aber für die Gemein
schaftsaufgabe nur 1.210 Mill. DM. Daraufhin mußte der PLANAK seinen ursprünglichen 
Beschluß wieder revidieren. 

Im Haushaltsjahr 1977 wurde der Plafond der Gemeinschaftsaufgabe nachtröglich um 7 Mill. 
DM erhöht. Die Mittel wurden im wesentl ichen entsprechend dem SchI üssel des Vorjahres 
auf die Lönder verteilt. Die Zustimmung der Lönder wurde im Umlaufverfahren eingeholt. 

6.3 Umschichtung von einer Maßnahme zu einer anderen Maßnahme 

Erfahrungsgemöß ergibt sich, insbesondere am Ende des Haushaltsjahres, von Seiten der Lön
der die Notwendigkeit, abweichend von den im Rahmenplan beschlossenen Ansötzen fUr die 
einzelnen Maßnahmen Mittel von einer Maßnahme zu einer oder mehreren anderen Maßnah
men umzuschichten. Aus pol itischer Sicht stellt sich die Frage, inwieweit solchen Umschich
tungen und damit Änderungen der sachlichen Schwerpunktbildung zugestimmt werden kann. 

Die geltende Regelung enthölt Ziffer 10 des Rahmenplans 1977; sie lautet: 

"Von den in diesem Rahmenplan beschlossenen Anscltzen kann nach vorheriger Abstimmung 
mit dem Bund dann abgewichen werden, wenn die Abweichung die im Rahmenplan fUr die 
einzelnen Maßnahmen festgelegten Ziele nicht wesentlich veröndert. Abweichungen Uber 
diesen Rahmen hinaus bedUrfen der Zustimmung des Planungsausschusses . Die vorherige 
Zustimmung des Bundes ist bis zu einer Abweichung von 20 % je Einzeimaßnahme nicht 
erforderlich, sofern der umzuschichtende Betrag 2 % des Landesanteils am Gesamtvolu
men des Rahmenplans nicht Ubersteigt. Abweichungen, die den KUstenschutz betreffen, 
sind in jedem Falle vorher mit dem Bund abzustimmen." 

In frUheren Jahren waren Umschichtungen nur mit Zustimmung des Bundes zulössig. Insoweit 
ist die neue Regelung eine verfahrensmößige Vereinfachung. Hinter diesem Problem verbirgt 
sich der mögl iche Verfall von Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe • Die Absicht des 
Bundes, Umschichtungen nur in Richtung zu einer Maßnahme mit gleich hoher oder höherer 
Prioritöt zuzulassen, konnte bisher nicht durchgesetzt werden. Wegen des ungeföhr gleich
gebl iebenen, real gesunkenen Plafonds der Gemeinschaftsaufgabe war dieses Problem in der 
Real itöt weniger akut. 

7 Lö~öglichkeiten und ihre Grenzen 

Die Mögl ichkeiten zur notwendigen Verbesserung des Vollzugs der Gemeinschaftsaufgabe 
I iegen in zwei Bereichen, in der Ausschöpfung der geltenden rechtl ichen Bestimmungen 
durch den Bund und in ihrer Änderung. Beide erfordern einen hohen pol itischen Entschei
dungsbedarf . 

Zunöchst soll auf zwei Lösungsmögl ichkeiten eingegangen werden - Bildung von Ausgaben
blöcken und Beschluß Uber Rahmenplan einschließlich Verteilung der Mittel Uber den Zeit
raum der mittelfristigen Finanzplanung -, die eine Ausschöpfung geltender rechtl icher Be
stimmungen darstellen. 

Die Analyse ergab, daß der Plafond der Gemeinschaftsaufgabe in den letzten Jahren ge
genUber 1973 praktisch gleichgeblieben ist, eine Tatsache, die weitgehend auf das gesunke
ne Interesse der Parlamentarier an der Gemeinschaftsaufgabe zurUckzuführen sein dürfte. Es 
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bleibt zu prUfen, ob das Budgetrecht des Parlaments als Einflußmögl ichkeit des Bundestages 
auf die Gestal tung der Agrarstrukturpol itik dadurch verfahrensmlißig praktikabel wahrgenom
men werden kann, indem vom Bundestag nicht nur der Globalansatz fUr die Gemeinschafts
aufgabe, sondern auch die Anslitze fUr Maßnahmenblöcke bzw. bestimmte Einzelrnaßnahmen 
beschlossen werden (LÖFFLER, 10). WUrden die Uinderporlamente das Budgetrecht - was 
dann zu erwarten ist - in gleichem Maße ausUben, wUrden bei der DurchfUhrung der Ge
meinschaftsaufgabe große Schwierigkeiten auftreten, wenn nicht die DurchfUhrung völlig 
blockiert ist. 

Mit einer Blockbildung könnte zugleich die gegenseitige Deckungsfähigkeit von Ansätzen 
aufgehoben werdeni was die bisher sehr flexible Handhabung durch die U:lnder wesentlich 
einschränken wUrde. Von Schleswig-Holstein wurde ein entsprechender Vorschlag, aller
dings beschränkt nur auf den Bereich der Maßnahme "KUstenschutz" unterbreitet. Diese Lö
sungsmCigI ichkeit erfordert eine pol itische Entscheidung, da sie - ob auf eine oder alle Maß
nahmen bezogen - unter gleichzeitiger Einschränkung der gegenseitigen Deckungsflihigkeit 
die Möglichkeit des Mittelverfalls einschließt und daher auf den massiven Widerstand der 
Betroffenen stoßen durfte. 

LÖFFLER (10, S. 99) unterbreitet ferner folgende beiden Vorschläge: 

- Gespräche mit den Llindern Uber die sachliche Schwerpunktbildung, insbesondere Uber 
jene Maßnahmen, Uber die unterschiedliche Meinungen bestehen. LÖFFLER bezweifelt 
aber, ob das notwendige Maß an Kooperationsbereitschaft im Hinbl ick auf die Geldver
teilung aufgebracht wird. 

- Zuweisung der Bundesmittel an die Llinder nach dem bisherigen LänderschlUssel zunächst 
nicht in voller Höhe, sondern in einem um 10 - 20 % gekurzten Ansatz. Ein gesonderter 
Beschluß des PLANAK wird Uber den KUrzungsbetrag unter dem Gesichtspunkt gefaßt, 
"welche agrarstrukturellen Maßnahmen vordringlich sind". Auch von LÖFFLER wird er
wogen, einen Teil der Mittel qual ifiziert zu sperren. 

Gemäß § 4 bis 6 des Gemeinschaftsaufgabengesetzes ist der Rahmenplan mit einer Vertei
lung der Mittel auf die Ländermaßnahmen fUr den Zeitraum der Finanzplanung aufzustellen. 
Im Gegensatz zu den bei den anderen Gemeinschaftsaufgaben hat der PLANAK bisher die
sen gesetzlichen Auftrag nicht erfullt. Der Bund sollte sich dafUr einsetzen, daß dies in 
Zukunft geschieht. Nach § 8 Gemeinschaftsaufgabengesetz sind Bund und Länder verpflich
tet, die beschlossenen Anslitze in ihren Haushaltsplänen aufzunehmen. Die ErfUllung der 
gesetzl ichen Vorschrift wUrde dazu fuhren, daß sich die gemeinsamen Planungen von Bund 
und Ländern in Zukunft besser an den in der mehrjöhrigen Finanzplanung enthaltenen An
sötzen orientieren könnten. 

FUr den Bereich der Lösungsmöglichkeiten, die in einer Änderung bestehender rechtlicher 
Regelungen I iegen, muß gleich vorweg gesagt werden, daß es keine Patentlösungen gibt. 
Erschwerend ist hierbei, daß es sich um Vorschlöge handelt, die zum Teil nur durch eine 
Verfassungsänderung zu verwirkl ichen sind. 

Es kann nicht Aufgabe dieses Beitrages sein, ausfuhrlich auf die verschiedenen Lösungsmög
I ichkeiten in rechtl icher Hinsicht einzugehen. Hierzu sei auf die Beitröge von PRUNS (14 
und 15) verwiesen. Der Vollständigkeit halber seien die verschiedenen bisher diskutierten 
Lösungsmögl ichkeiten kurz aufgezählt. 

Die Enqu@te-Kommission Verfassungsreform des Deutschen Bundestages schlägt vor, daß eine 
Rahmenplanung zwischen Bund und Ländern mögl ich sein soll fUr Aufgaben, die fUr die Ent
wicklung des Bundesgebietes von Bedeutung sind. Die Rahmenplanung soll eine integrierte 
Planung sein und nicht wie bisher jeweils nur die Planung einzelner Bereiche umfassen. Der 
V10rschlag bedeutet eine Schwächung der Stellung des Bundes. Die Förderungsmöglichkeiten 
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des Bundes werden nach dem Vorschlag der Enqu@te-Kommission auf besonders bedeutsame 
Investitionen der Uinder und Gemeinden gegenUber der bisherigen Rechtslage eingeschrl:inkt. 

Als Mögl ichkeiten durften aus verfassungs- und finanzpol itischen sowie organisatorischen 
GrUnden nicht in Frage kommen: 

- die Beseitigung der Gemeinschaftsaufgaben; 
- die Aufhebung der Mitfinanzierung durch den Bund und Beschrl:inkung der Koordinierung 

zwischen Bund und Ll:indem auf eine sehr einfache und unverbindliche Planung. 

Beide Lösungen wUrden voraussetzen, daß die Ll:inder einen höheren Anteil am Steuerauf
kommen erhalten wUrden. 

- die Umwandlung der Gemeinschaftsaufgaben in Bundesaufgaben auf der Basis des Art. 87 
Abs. 3 GG in Verbindung mit Art. 74 Nr. 17 GG. 

So sehr das Institut der Gemeinschaftsaufgabe verwaltungs- und verfassungsrechtliche Fragen 
beruhrt, so sehr bedarf doch eine mögliche Änderung des Bestehenden vor allem auch der 
politikwissenschaftlichen Mitwirkung. Dies hat die Untersuchung von SCHARPF, REISSERT 
und SCHNABEL uber die "Pol itikverflechtung" (18) verdeutl icht. Unter Pol itikverflechtung 
verstehen sie das vielschichtige Zusammen- und Gegeneinanderwirken von Bund, Ll:indern 
und Gemeinden im Föderalismus. Das Beharrungsvermögen dieses politischen Entscheidungs
systems ist groß, da jeder Beteiligte fUr erkennbare Negativa die jeweils anderen oder die 
gesetzten Sachzwl:inge verantwortlich machen kann. SCHARPF, REISSERT und SCHNABEL 
kommen zu dem Ergebnis, daß Alternativen zur Politikverflechtung derzeit kaum realisier
bar erscheinen. 

Trotz dieser erkennbaren Grenzen sind die Rechts- und Politikwissenschaft sowie die Wirt
schaftswissenschaft aufgerufen, zur Bewtiltigung der Fragen beizutragen (ZEH, 20): 

- Wie könnte ein integrales Planungssystem aussehen, das von Bund und Ll:indern getragen 
wird? 

- Hat der Bund mit der Gemeinschaftsaufgabe eine vertretbare effiziente Möglichkeit der 
gesamtstaatl ichen Planung und Steuerung gewonnen? 

Und aus europl:iischer und weltwirtschaftlicher Sicht: 

- Können wir die unbestreitbaren Vorteile der föderativen Ordnung unseres Gemeinwesens 
erhalten, ohne daß sie unsere politische Handlungsfl:ihigkeit unvertretbar stark ein
schrl:inkt? 
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1.1 Problemstellung des Korreferates 
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Die ständig steigenden Ausgaben der öffentl ichen Hand für Instrumente der Agrarpol itik 
deuten an, daß die agrarstrukturelle Entwicklung trotz hoher Abwanderungsraten und vor
genommener Kapitalsubstitutionen den Zielvorstellungen nicht entspricht. 

In einem dynamischen System ist fortwährend zu prüfen, ob, und inwieweit mit der durchge
führten - und mit der geplanten - Pol itik die Ziele erreicht werden bzw. ob der MitteIein
satz und die Mittelverteilung den sich ändernden Zielvorstellungen und Rahmenbedingungen 
angepaßt werden müssen. Eine derartige, entsprechend den sich wandelnden Rahmenbedin
gungen zu wiederholende Prüfung wird zwingend, wenn man berücksichtigt, daß 
1. die agrarpolitischen Ziele für unterschiedliche Wirtschaftssubjekte und Wirtschaftsregio

nen definiert werden und 
,2. der Einsatz agrarpol itischer Instrumente durch verschiedene administrative Ebenen ge-
I steuert bzw. beeinflußt wird. 
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Agrarpol itische Ziele sind fUr den Einzelbetrieb, fUr Regionen (Länder), fUr die Bundesre
publ ik Deutschland und fUr die Europäischen Gemeinschaften durch die Entscheidungsträger 
gesetzt worden. Dies hat zu einer mehrschichtigen und mehrdimensionalen Ziel struktur ge
fUhrt, so daß zu fragen ist, ob die Ziele miteinander vereinbar sind. 

Agrarpol itische Instrumente werden gleichfalls von unterschiedl ichen administrativen Ebenen 
eingesetzt: 

a) Preispolitik wird in nationaler Verantwortung auf EG-Ebene betrieben. Die Vereinigung 
unterschiedlicher nationaler Ziele und die Ausgestaltung der Finanzierung der gemein
samen Agrarpol itik bedingen, daß die Preispol itik gegenwärtig zu Konfl ikten zwischen 
agrarpolitischen und allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielen fuhrt (KOESTER, 10). 

b) Sozialpolitik wird von der Bundesregierung durchgefUhrt. 

c) Strukturpolitik ist weitgehend als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern gemein
sam zu verantworten und zu finanzieren. Wenn EG-Richtlinien (MULLER, 13) erfullt 
sind, gewährt die EG ZuschUsse. 

Schwierigkeiten fUr einen zielorientierten Instrumenteneinsatz in der Strukturpolitik sind 
unter solchen Bedingungen als systemimmanent zu bezeichnen. Sie werden unvertretbar 
groß, wenn die verschiedenen administrativen Ebenen - wie derzeit - offensichtlich auch 
noch divergierende Ziele anstreben. Welche Konsequenzen dies fUr die Konzeption der 
Agrarstrukturpolitik hat, soll stichwortartig in diesem Korreferat erörtert werden. 

1.2 Zielsetzung der GA "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 

Gegenwärtig wird allgemein akzeptiert, daß es das Ziel strukturpol itischer Eingriffe sein 
sollte, "durch eine Verbesserung der inter- und intrasektoralen Faktorallokation die Produk
tivität innerhalb des Agrarsektors (zu verbessern) und dadurch ... zu einer Erhöhung der 
Faktorentlohnung (beizutragen)" (5, S. 3). Eingriffe in die Produkt- und Faktormärkte die
nen derzeit vornehm I ich dazu, die Faktorentlohnung in abgegrenzten Betriebsgruppen lang
fristigen Wachstumserfordernissen anzupassen. 

Die Strukturpolitik steht demnach - unter den Nebenbedingungen der sektoralen Verteilungs
politik - vorrangig im Dienst der sektoralen Anpassung zur Förderung des gesamtwirtschaft
lichen Wachstums. Das bedeutet im einzelnen 
- eine Anpossung und Integration des Agrarsektors an Wettbewerbsformen zwischen Sektoren 

und Regionen, 
- eine Stärkung der Wettbewerbsstellung innerhalb der EG und 
- einen Ausgleich unterschiedlicher räumlicher Entwicklungsniveaus. 

Zur Bewältigung dieser Aufgaben können preis-, sozial- und strukturpolitische Maßnahmen 
beisteuern, die 
- die Zahl der im Agrarsektor beschäftigten Personen verringern, 
- die Entwicklung von landwirtschaftlichen Betriebseinheiten fördern, die in ihrer Faktor-

ausstattung und Produktionsintensität den zielorientierten Produkt- und Faktorpreisen ent
sprechen und dadurch Einkommen ermögl ichen, die zu einem Abbau sektoraler Einkom
mensdifferenzen fuhren. 

Welchen Beitrag einzelne Instrumente der Strukturpolitik dazu leisten, wird von den sekto
ralen und gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen mitbestimmt. Daneben kann eine zu 
starke bzw. einseitige BerUcksichtigung der unterschiedlichen Anspruche der einzelnen 
Ebenen an die Agrarstrukturpol itik zu einer suboptimalen Förderungsstrategie fuhren. 
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a) Die in der Produktion bleibenden Einzelbetriebe erwarten von der GAK eine Vergröße
rung ihres Wachstumspotentials 
- über einen Ausbau der Veredlungskapozitöt und/oder 
- über eine Ausdehnung der Flöchenkapazitöt 
mit der Konsequenz, daß das verfügbare Einkommen steigt. 

b) Die Lönder als Tröger von Verwaltungs- und Finanzierungszustöndigkeit beanspruchen 
Mittel, um die regionale Wirtschaftskraft zu störken. Je nachdem, ob sie in der Lage 
sind, die verfügbaren Mittel 
- sektorintern bzw. 
- sektorübergreifend einzusetzen, 
ergibt sich, wie zu zeigen sein wird, ein unterschiedlicher Effekt auf die Zielverwirk
I ichung. 

c) Der Bund als Tröger von Gesetzgebungs- und Finanzierungszustöndigkeit sollte diejeni
gen Förderungsstrategien anwenden, die zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten die 
Nebenbedingungen erfüllen. Er allein ist in der Lage, die Strukturpol itik in Abhöngig
keit von der gesamtwirtschaftlichen Situation mit den Instrumenten der Preis- und Sozial
pol itik abzustimmen. 

Deswegen sind die Maßnahmen unter Beachtung der Rahmenbedingungen anhand eines Refe
renzsystems zu bewerten und diejenigen auszuwöhlen, die das Wachstumsziel und vertei
lungspolitisch motivierte Nebenbedingungen zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten er
füllen (KOESTER und TANGERMANN, 11, S. 63 ff). 

~~AK i~nnungsfeld von Wachstums- und Verteilungspolitik 

Die Anerkennung der PrioritCit des Wachstumsziels für die Maßnahmen der Strukturpol itik 
zwingt die Tröger der GAK keineswegs, von vornherein verteilungspol itische Interessen zu
rückzustellen. WC:Ihrend der Bund bevorzugt wachstumspol itische Aspekte verfolgen möchte, 
betrachten die meisten Lönder die GAK aus verteilungspol itischer Sicht. Bund und Lönder 
sollen sie gemeinsam konzipieren und finanzieren (3). Dem Bund obi iegt dabei die Aufgabe, 
auf übergeordnete gesamtwirtschaftliche und sektorale Ziele zu achten. Insbesondere wird 
er dabei zu berücksichtigen haben, daß die agrarstrukturellen Entwicklungen in den Löndern 
sich einander anni:lhern und nicht weiter auseinanderstreben und dementsprechend versuchen, 
den Mitteleinsatz für die Instrumente zu lenken. Dem steht entgegen, daß diese Aufgabe 
vom Bund bisher nicht wahrgenommen wurde, denn die Aufwendungen zugunsten einzelner 
agrarstruktureller Maßnahmen sind historisch gewachsen. Auch die Fortschreibung des Rah
menplanes hat bisher nicht das Förderungsvolumen den regionalen Erfordernissen angepaßt. 
Dieser Forderung des Gesetzgebers, die Mittel nach röuml ichen und sachl ichen Schwerpunk
ten zu verteilen bzw. eine Begründung für die gegenwörtige Verteilung der Mittel zu geben, 
ist die Exekutive bisher nicht nachgekommen (MÜLLER, 13, dieser Band S. 313). 

An der Finanzierung der Maßnahmen der GAK sind die Lönder mit 40 v.H. der Mittel (beim 
Küstenschutz nur 30 v. H.) beteil igt. Bei der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regio.
nolen Wirtschaftsstruktur" finanziert der Bund "nur" 50 v. H. des Förderungsvolumens (18) . 
Nach den Ausführungen von Herrn MÜLLER ist der Bund unzureichend an der Planung und 
Durchführung der regionalen Agrarstrukturpol itik beteil igt. Die Lönder verfügen demzufol
ge im Rahmen der Finanzübertragungen über einen eigenen Etat für ihre Förderungspolitik. 
Unterschiedliche Förderungskonditionen und Förderungsschwerpunkte in den Li:lndern bele
gen, daß landespolitische Ziele und nicht der Ausgleich unterschiedlicher regionaler Ent
wjicklungsniveaus zwischen den Löndern im Vordergrund stehen. Je nachdem, ob in den 
L~ndern mit den Instrumenten der GAK eine isol ierte sektorspezifische oder eine integrierte 
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sektorubergreifende Förderungsstrategie durchgefUhrt wird, ergeben sich unterschiedl iche 
Auswirkungen auf das Wachstum und die verteilungspol itischen Ziele. 

Die Beurteilung der Konsistenz der Maßnahmen der GAK wird erleichtert, wenn man den 
sektorinternen produktivitätssteigernden die sektorUbergreifenden mobil itl:ltsfördemden Instru
mente gegenUberstellt und miteinander vergleicht. Letztere induzieren im allgemeinen eben
falls Produktivitl:ltssteigerungen. Dabei gehen wir von folgenden Hypothesen aus: 

a) Produktivitl:ltssteigerung und Mobil itl:ltsförderung tragen zur besseren Faktorallokation bei 
und sind daher mit dem Wachstumsziel vereinbar. 

b) Produktivitätssteigerung und Mobilitätsförderung tragen dazu bei, daß administrativ fest
gesetzte Agrarpreise nicht in dem Umfang angehoben werden mUssen, wie es ohne die 
Instrumente der GAK unter Berücksichtigung sektoraler Einkommensziele erforderlich 
wäre. Die volkswirtschaftlichen Kosten der Agrarproduktion können sinken, was zu einer 
Stimul ierung des Wachstums fuhren kann. 

2.1 Der Beitrag sektorinterner Förderungsstrategien zum Wachstumsziel 

Da gröbere Tests für die aus der Produktionstheorie ableitbare Hypothese sprechen, "daß die 
Grenzproduktivität (der Wachstumsbeitrag) des Kapitals in einem Sektor in Gebieten mit 
einer geringen Kapital intensitl:lt - "bei vergleichbarer Produktionsstruktur" - am höchsten 
ist, und daß diese Regionen zugleich diejenigen sind, in denen auch das Einkommensniveau 
niedrig ist, erscheint ein relativ niedriges Einkommensniveau ein Indiz dafür zu sein, daß 
in einer Region der Wachstumsbeitrag des Kapitals in dem jeweils betrachteten Sektor rela
tiv groß ist" (THOSS u.a., 17, S. 2). Aufgrund dieser produktionstheoretischen Hypothese 
wurden in bezug auf die GA "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" Fördergebie
te abgegrenzt mit der Zielsetzung, "die privaten Investitionen durch die Gewährung von 
Beihilfen und den Ausbau der Infrastruktur in jenen Gebieten zu fördern, in denen 
a) das Einkommensniveau unter einem als tolerierbar betrachteten Schwellenwert liegt, 
b) die Grenzproduktivität einer zusätzlichen privaten Investition über einem vereinbarten 

Mindestwert liegt und/oder 
c) die Branchenstruktur eine Unstabil ität der Arbeitsplätze befürchten läßt, die das zumut-

bare Ausmaß überschreitet" (THOSS u.a., 17, S. 3). 

Wenn man wie bei der Festlegung der Fördergebiete die Berechtigten in bezug auf die GA 
"Verbesserung der Agrarstruktur" anhand produktionstheoretischer Überlegungen ermittelt 
hl:ltte, könnte man diejenigen Betriebe in einzelnen Regionen verstärkt fördern, die z. Zt. 
mit einer vergleichsweise geringen Kapitalintensität produzieren. Wie man anhand der 
Agrarberichtsdaten zeigen kann, produzieren kleinere Betriebe und Futter- und Gemischt
betriebe tendenziell mit geringerer Kapital intensität als größere Betriebe und Marktfrucht
bau- und Veredlungsbetriebe (BECKER u.a., 1). Unter der Annahme, daß die Betriebe 
identische Produktionsfunktionen realisieren können, wäre eine Förderung kleinerer Betriebs
einheiten mit einer größeren Grenzproduktivität des Kapitaleinsatzes verbunden, als wenn 
Betriebe gefördert werden, die bereits eine relativ hohe Kapital intensität verwirklicht ha
ben, es sei denn, es bestUnden zwischen Kapitalerhöhung und dem Produktionsfaktor Boden 
komplementäre Beziehungen (wie z. B. in Ackerbaubetrieben) . Aus der Sicht der meisten 
Länder scheint aufgrund dieser Überlegungen eine Förderschwelle nicht erforderlich zu sein, 
denn marginale Kapitalsubventionen in kleineren Betrieben versprechen größere aggregierte 
Kapazitätseffekte als vergleichbare Kapitalsubventionen in größeren Betrieben. Demzufolge 
könnte eine "Förderung" fUr kleinere Betriebe aus Ländersicht als eine "sinnvolle" wirt
schaftspol itische Maßnahme betrachtet werden, bei der das begrenzte sektorinterne Agrar
budget auf kleinere Betriebseinheiten bzw. Grünlandbetriebe verteilt wird. Der aggregierte 
sektorale Produktionseffekt kann größer sein als derjenige, der sich ergeben wUrde, wenn 
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das begrenzte Budget auf größere Betriebseinheiten verteilt wUrde, die bereits eine höhere 
Kapital intensittlt haben. Dieser Sachverhalt ist aber, wie sptlter noch gezeigt wird, vor 
allem als Konsequenz einer mit der regionalen Wirtschaftspolitik nicht koordinierten Agrar
s~rukturpol itik zu betrachten, bei der die intersektoralen Faktorwanderungen nur bedingt ge
fördert werden. 

Den Beitrag, den sektorinteme Maßnahmen fUr die Erreichung der Ziele leisten können, 
hi:ingt also u.a. davon ab, 
- mit welcher Intensiti:it produziert werden kann und 
- ob die zustltzl ich geschaffenen Produktionseinheiten zu einer Ausdehnung der Produktion 

mit und ohne Interventionsmögl ichkeiten führen. 

Dementsprechend ist der Ziel beitrag der sektorintemen investiven Förderung um so nachhal
tiger (HESSE und LINDE, 8, S. 178), 
- je kleiner der Homogenittltsgrad der Produktionsfunktion, 
- je kleiner die Kapital intensittlt in der Ausgangssituation, 
- je größer die Grenzrate der Substitution zwischen Arbeit und Kapital in den 

geförderten Betrieben, 
- je größer das Potential an ertragssteigemden und faktorsporenden technischen 

Fortschritten und 
- je größer das Volumen komplementtlrer Investition ist. 

2.2 Der Beitrag sektorUbergreifender Förderungsstrategien zum Wachstumsziel 

Die gegenwtlrtig praktizierte und im Ausbau befindl iche sektorinteme Förderungsstrategie 
der Ltlnder, die intersektorale Faktorwanderungen kaum begUnstigt und ungeachtet der Ent
wicklung auf den Produktmtlrkten durchgefUhrt wird, mag aus verteilungspol itischen Ge
sichtspunkten gerechtfertigt sein, zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum trligt eine derartige 
Strategie unseres Erachtens kaum etwas bei. 

DemgegenUber fuhren sektorübergreifende Förderungsstrategien dazu, daß die volkswirt
schaftliche Unterbeschliftigung im Agrarsektor und die regionale Arbeitslosigkeit abgebaut 
werden können (HARRIS and TODARO, 7, S. 137 f). Da jedoch gegenwtlrtig Agrarstruktur
politik und regionale Wirtschaftsförderung weitgehend getrennt voneinander durch unter
schiedl iche regionale Planungsbehörden konzipiert werden und Llinder nicht an den sektora
len Kosten der Unterbeschäftigung und regionalen Arbeitslosigkeit beteiligt sind, gibt es 
keine gemeinsamen Effizienzüberlegungen zur Gestaltung llindlicher Rtlume. Es existieren 
für das Budget der regionalen Wirtschaftsförderung und der Agrarstrukturpol itik in der Regel 
unterschiedliche regionale Schattenpreise (MARGLlN, 12, S. 79 ff). Ob der Schattenpreis 
des Budgets der regionalen Wirtschaftsförderung oder der regionalen Agrarstrukturpolitik fUr 
die Länder größer ist, htlngt von der Art der jeweiligen Objekte in Verbindung mit den je
weiligen Produktionsstrukturen und den Finanzierungsmechanismen ab. Die Differenz der 
Schattenpreise drUckt dabei aus, ob Wohlfahrtsverluste in einer Region durch isolierte Poli
tik eintreten, die unter anderem durch die Finanzierungsmechanismen der Agrarstrukturpoli
tik und der regionalen Wirtschaftsförderung verstlirkt werden können. Die durch isol ierte 
Förderungsstrategien ausgelösten Wohlfahrtseinbußen können abgebaut werden, wenn fUr 
beide Maßnahmengruppen ein gemeinsames regionales Budget zur Verfügung stunde. 

Um zu analysieren, welchen Zielbeitrag sektorUbergreifende Maßnahmen haben, sind die 
jeweil igen sektoralen Produktionsmögl ichkeiten anhand der regionalen Produktionsstruktu
ren zu beurteilen (vgl. BECKER und KOESTER, 2, S. 584 ff; THOSS, 16, S. 496 ff, und 
1HOSS u.a., 17). Der Beitrag sektorübergreifender Instrumente zum Wachstumsziel durfte 
um so größer sein, je größer die sektoralen Unterschiede im Niveau der sektoralen Wert
grenzproduktivitäten sind, wobei diese nicht anhand der gegenwlirtigen, sondem anhand 
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der zielorientierten Agrarpreise abzuleiten sind. Der Effekt einer sektorUbergreifenden Maß
nahme in bezug auf das Wachstumsziel kann demzufolge nur dann quantifiziert werden, wenn 
einerseits zielorientierte Agrarpreise und andererseits Vel'Önderungen der Faktorproduktivittl
ten ermittelt werden, die sich durch die Arbeitskrtlftemobil ittlt und die Aufstockung des Ka
pitalstockes in verbleibenden landwirtschaftl ichen Betrieben und in Ubrigen Wirtschaftsbe
reichen ergeben. Dazu ist es notwendig, die Wertgrenzprodukte der Faktoren auf regiona
ler Ebene mit Hilfe von Produktionsfunktionen·abzuleiten. Sind sie bekannt und werden sie 
fortgeschrieben, dann können sektorUbergreifende Förderungsstrategien unter BerUcksichti
gung des Finanzierungsvolumens entwickelt sowie Schwerpunkte der Förderung abgeleitet 
werden (THOSS u. a., 17). 

3 Überlegungen zur relativen VorzUglichkeit sektors~zifischer Förderungsstrategien 

In den vorausgegangenen Ausfuhrungen wurde gezeigt, daß bei bevorzugter Verfolgung ver
teilungspolitischer Ziele - wie es vor allem durch die U:lnder praktiziert wird - andere För
derungsstrategien in den Vordergrund treten, als im Falle einer bevorzugten Verfolgung des 
Wachstumszieles. 

Abschl ießend ist noch kurz zu diskutieren, ob aus einzelbetrieblicher, regionaler und ge
samtwirtschaftlicher Sicht eine mehr sektorinterne oder eine versttlrkt sektorUbergreifende 
Förderungsstrategie vorzunehmen ist (BECKER u. a., 1). 

3.1 Förderungsstrategien aus der Sicht wachstumsorientierter Betriebe 

Die zur Entwicklung von Einzelbetrieben konzipierten Förderungsmaßnahmen können sowohl 
sektorintern an den sich entwickelnden als auch sektorUbergreifend an den abstockenden Be
trieben ansetzen. Dabei sind investive und fltlchenmobilisierende Maßnahmen zu unterschei
den. 

Die an dem Einkommensbeitrag je 1 000 DM Kapital gemessene relative VorzUglichkeit der 
einzelnen Maßnahmen fUhrt zu dem Ergebnis, daß diejenigen Förderungsmaßnahmen die 
größte Bedeutung bekommen, die die Fltlchenaufstockung der wachstumswilligen Betriebe 
begUnstigen. Die uber Fltlchenzupocht ablaufenden Betriebsaufstockungen können in der 
Regel ohne größeren Kapitalaufwand realisiert werden und fuhren darUber hinaus zu einer 
vergleichsweise geringeren Einschrtlnkung der betriebi ichen Anpassungsftlhigkeit. Auch dem 
Staat entstehen bei dieser Art der Förderung die geringsten Kosten. 

Die investiven Maßnahmen gewinnen aufgrund der verteilungspolitischen Nebenbedingung 
erst dann an Bedeutung, wenn die natUrlichen Ertragsverhtlltnisse ungUnstig sind, die be
triebliche Aufstockung aufgrund mangelnder Produktionsalternativen an eine fltlchenabhtln
gige Veredlung gebunden ist und/oder das regionale Fltlchenangebot unzureichend ist. Un
ter diesen Umsttlnden erhtllt die Althofsanierung eine hohe Priorittlt. Sie ist geeignet, nicht 
nur den betriebl ichen Gewinn spUrbar zu erhöhen, sondern ermögl icht durch das vergleichs
weise hohe förderungsftlhige Investitionsvolumen darUber hinaus eine 
- Anpassung an eine angemessene Produktionskapazittlt und -technik, 
- eine durchgreifende Verbesserung der Liquidittlt und damit eine 
- Senkung des mit größeren EntwicklungssprUngen verbundenen Unternehmerrisikos. 

Aus der Sicht der Einzelbetriebe bleibt eine mit kleinen Förderungsbetrtlgen breitgestreute 
Förderungsstrategie wirkungslos. 
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3.2 Förderungsstrategien aus der Sicht der Ll:lnder 

Das Streben der Länder mit Hilfe der Maßnahmen der GAK, den verteilungspolitischen 
Aspekten Vorrang vor dem Wachstumsziel der Strukturpolitik einzuräumen, wird derzeit er
leichtert bzw. gestutzt, weil 
1. die Maßnahmen der GAK von den Instrumenten der allgemeinen regionalen Wirtschafts

förderung isol iert sind und sektorintern eingesetzt werden und 
2. die im Rahmen der GAK mögl ichen sektorinternen Maßnahmen nicht 

- wie notwendig - als mittel- und langfristig orientierte Instrumente zum Einsatz ge
langen, sondern bevorzugt unter kurzfristigen verte ilungspol itischen Aspekten angewen
det werden. 

Diese Sachverhal te ermögl ichen es den Ll:lndern, die keine Verantwortung fUr die Folgen 
dieser Pol itik Ubernehmen, die sektorinterne Förderung mögl ichst "breit zu streuen" und da
bei auch Betriebe einzubeziehen, die langfristig eine Dauersubventionierung benötigen, da 
das Einkommenspotential dieser Betriebe aufgrund zu kleiner Kapazitl:lten sich nur unzurei
chend der volkswirtschaftlichen Entwicklung anpassen kann. Insgesamt gesehen fUhrt daher 
di,e kurzfristige Orientierung der Ll:lnderpoI itik bei der Anwendung der sektorinternen Maß
nahmen zu langfristigen Konflikten mit den Ubergeordneten Zielen. 

Es ist daher unerll:lßlich, die oben unter 1. und 2. genannten Schwl:lchen der GAK zu besei
tigen, damit sichergestellt wird, daß die Maßnahmen der Agrarstruktur- und der regionalen 
Wirtschaftspol itik in Abhängigkeit von der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung aufein
ander abgestimmt und damit die größtmögliche Steigerung des regionalen Bruttoinlandspro
duktes erreicht werden kann. 

Ob, und wenn ja, in welchem Maße dann eine investive Förderung des Agrarsektors bzw. 
der ubrigen Wirtschaftsbereiche anzustreben ist, hl:lngt von folgenden regionalen Kriterien 
ab: 
1. dem Mobil itätsverhalten 
2. den Faktorproduktivitäten in den Sektoren 
3. der Erweiterung der Kapitalstöcke • 

WUrde die Verteilung sektorspezifischer Förderungsmaßnahmen in Regionen anhand der je
weiligen sektoralen Produktionsmögl ichkeiten vorgenommen, so wl:lre folgendermaßen zu 
verfahren: 
- Eine Förderung des Agrarsektors durch investive Maßnahme ist dann sinnvoll, wenn sich 

das Bruttoinlandsprodukt in der Region dadurch stl:lrker erhöhen wUrde als dies der Fall 
wäre, wenn der industrielle Sektor seine Kapazitl:lten erhöht. Bei ausschi ießI icher Ll:ln
derbetrachtung sind Produktionsalternativen anhand der gegenwl:lrtigen Produktpreise und 
deren Veränderungen zu bewerten und nicht anhand der zielorientierten Preisrelationen 
und deren Entwicklung. 

- Da die Produktionselastizitäten der Arbeit und des Kapitals vornehml ich in Futterbaube
trieben groß sind und diese sich größtenteils in schwach entwickelten Wirtschaftsregionen 
konzentrieren, die aufgrund fehlender Agglomerationseffekte (im interregionalen Ver
gleich) niedrige Produktionselastizitäten im industriellen Bereich haben, scheint nur eine 
investive einzelbetriebl iche Förderung eben dieser Betriebe aus der Sicht der Länder eine 
angemessene wirtschaftspol itische Maßnahme zu sein. 

- Die investive Förderung der Ackerbauregionen sollte zugunsten einer Förderung Ubriger 
Wirtschaftsbereiche eingestellt werden. Die dadurch ermögl ichten Abwanderungseffekte 
aus dem Agrarsektor lassen ein bedeutend stärkeres regionales Wachstum erwarten als eine 
Förderung innerhalb des Agrarsektors . Es ist sogar davon auszugehen, daß aufgrund der 
verfugbaren arbeitssparenden technischen Fortschritte eine Abwanderung von Arbeitskrl:lf-
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ten aus dem Agrarsektor auch dann nicht zu einer Minderung des regionalen BIP zu fUhren 
braucht, wenn die Wertschöpfung der Abwandernden in Ubrigen Wirtschaftsbereichen klei
ner als im Agrarsektor ist. 

3.3 Förderungsstrategien aus der Sicht des Bundes 

Aus der Sicht des Bundes ist die Förderung der Abwanderung in denjenigen Regionen eine 
optimal e Pol itik, in denen zusCitzl iche Arbeitspl Citze aufgrund von Agglomerationsvorteil en 
(GIERSCH, 4, S. 283 ff, und OECD, 14, S. 204 ff) zu niedrigen Investitionskosten geschaf
fen werden können und eine Umschulung der Betriebsleiter aufgrund der Altersstruktur erfolg
versprechend ist. Derartige Regionen sollten aus gesamtwirtschaftlicher Sicht von einer in
vestiven Förderung I andw i rtschaf tl icher Betriebe generell ausgeschlossen werden. Investive 
Förderungsmaßnahmen sollten auf die Regionen und Produktionsbereiche beschrCinkt werden, 
in denen 
1. die Schaffung industrieller ArbeitsplCitze und interregionale Faktorwanderungen unver

tretbar hohe volkswirtschaftl iche Kosten verursachen, und wo erwartet werden kann, daß 
industrielle Wirtschaftsbereiche langfristig Wettbewerbsnachteile haben und 

2. die gegenwCirtige Agrarstruktur durch vergleichsweise hohe ArbeitsintensitCiten und nie
drige Kapitalkoeffizienten gekennzeichnet ist, 

3. durch die Förderung die Angebots- und NachfrageverhCiI tnisse auf den Produkt- und Fak-
tormCirkten nicht ins Ungleichgewicht gebracht werden. 

DarUber hinaus obi iegt dem Bund die Aufgabe, die Maßnahmen der Preis-, Sozial- und 
Strukturpolitik zu synchronisieren mit dem Ziel, eine harmonische Entwicklung des Faktor
einsatzes sicherzustellen. Eine Notwendigkeit der wachstumsorientierten Agrarpol itik ist es, 
den Arbeitseinsatz in den Agrarregionen zu verringern. Wenn dieser um einen Exponential
pfad aufgrund konjunktureller Einflusse schwankt (v. WEIZSÄCKER, 19, S. 719), 

(1) L(t) = [1 + m(t) sin ntJ 

mit L = Arbeitseinsatz 

gt 
e 

9 = effektive langfristige Verminderungsrate des Arbeitseinsatzes 

n = ZykluslCinge (Konjunkturzyklus) 

m = Ampl itude 

und diese Schwankungen verhindert werden sollen, so sind die agrarpolitischen Instrumente 
in ihrer ze itl ichen IntensitCit aufeinander abzustimmen, 
wobei 

die SchwingungsintensitCit, die eine Funktion der allgemeinen gesamtw i rtschaftl ichen Rah
menbedingungen (K), der Förderung durch die GAK (I) und der Preispolitik (P) ist, den 
Wert Null annehmen sollte. Da, wie zu Beginn unseres Korreferates ausgesprochen, die 
Preispolitik und die konjunkturellen Einflusse "sektorexogen" sind, sind die Maßnahmen 
der GAK derart einzusetzen, daß sie den EinflUssen sektorexogener Faktoren entgegenwir
ken. GegenwCirtig hemmen Preispolitik und konjunkturelle Einflusse die regionale Abwan
derung. Um trotzdem das Wachstumsziel anzustreben, sind die Maß,nahmen der GAK derart 
umzufunktionieren, daß sie verstCirkt sektorubergreifend wirken können und nicht wie in der 
Vergangenheit sektorintern zur Erhöhung des Kapitalstocks eingesetzt werden und die Ab-
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wanderung einschränken. Ein nach sachl ichen und räuml ichen Gesichtspunkten zu steuern
der Mitteleinsatz wird aufgrund der Konstruktion der GAK nur zu erreichen sein, wenn 
zwischen Bund und ländern ein Kompromiß gefunden werden könnte. (HAMADA, 6, und 
OlSON and ZECKHAUSER, 15). Um einen solchen zu erreichen, ist es notwendig, daß 
der Bund die ihm zukommende gestaltende Funktion in der Agrarstrukturpolitik endlich über
nimmt und den ländern gleichzeitig im Sinne einer sektorübergreifenden Förderungsstrategie 
einen größeren Handlungsspielraum gewährt. Eine derartig konzipierte Strukturpolitik würde 
die Mobil ität und Anpossungsfähigkeit der Produktionsfaktoren fördern. Wenn dagegen - wie 
gegenwärtig - die öffentlichen Mittel der Agrarstrukturpolitik vorwiegend die Kapitalinten
sität bei unveränderter Betriebsgrößenstruktur erhöhen, trägt die Strukturpol itik überwie
gend "dirigistische und konservierende Züge. . •. Die Mehrheit (der Maßnahmen) verfolgt 
das Ziel, die Einkommensniveaus und die Beschäftigung in Bereichen zu verteidigen, die 
durch die Marktkräfte gefährdet sind". (Vgl. 9, S. 133). Dies scheint leider uneinge
schränkt für die im Ausbau begriffene landwirtschaftl iche Strukturpol itik zuzutreffen. 
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Vorschriften fUr die Erfolgskontrolle und die sparsame VelWendung öffentlicher Mittel gibt 
es seit langem 1). Sicherlich hat schon immer die zusti:lndige Behörde, die öffentliche Mit
te,1 bewilligt, auch Überlegungen uber die Wirkung ihrer Maßnahmen angestellt, insbeson
dere seitdem das Volumen der Förderungsmittel in der Agrarpolitik in den letzten 20 Jahren 
stark angestiegen ist. Eine neue und elWeiterte Dimension haben vorausschauende Bewertung 
und Erfolgskontrolle bekommen, nachdem in der Haushalts- und Finanzreform sowohl vom 
Bund wie von den Li:lndem eine einschli:lgige gesetzliche Vorschrift erlassen wurde, wonach 
unter bestimmten Voraussetzungen Nutzen-Kosten-Untersuchungen (NKU) anzustellen sind 
(Bundeshaushaltsordnung, 3). 1973 sind ausfuhrl iche VelWaltungsvorschriften und Erli:lute
rungen (20) zur Durchfuhrung von NKU erlassen worden, die z. T. gleichlautend auch im 
Ge I tungsbere ich der Landeshaushaltsordnungen anzuwenden sind. Eine mehrji:lhrige Praxis, 

1)1 Siehe z.B. Reichshaushaltsordnung von 1923. 
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die im Bundesernährungsministerium (BML) immerhin schon im Jahre 1971 (Ubersicht im An
hang, 1) beginnt, zeigt, daß die Vorläufigen Verwaltungsvorschriften genügend Spiel raum 
für die Durchführung von Effizienzanalysen der verschiedensten Art lassen, seien es 
Kostenrechnungen, Nutzwertanalysen, Kostenwirksamkeitsanalysen, vor allem auch 
Analysen im klassischen Sinne der Kosten-Nutzen- bzw. Kostenertragsanalyse. Das BML hat 
sich im übrigen nicht auf die einseitige Anwendung bestimmter Methoden festgelegt; wesent
lich ist lediglich die gesamtwirtschaftliche Beurteilung, die in der Regel durch eine Politik
analyse ergänzt wird. Zur Anwendbarkeit der verschiedenen analytischen Methoden gibt es 
gerade auch im Zusammenhang mit den Verwaltungsvorschriften inzwischen wissenschaftliche 
Außerungen mit zum Teil äußerst gegensätzlichen Auffassungen (HESSE, 8, S. 79 f.; 
FISCHER, 5, S. 78 f., ARNOLD, 2, S. 418 f.). 

Bei der Durchführung von NKU ergeben sich zahlreiche theoretische und praktische Fragen. 
Im folgenden sollen nur einige wenige behandelt werden, die sich in der Verwaltungspraxis 
des BML als wichtig erwiesen haben. 

2 Auswahl von Untersuchungsob~ten nach Eignung und finanzieller Bedeutun.a... 

Die gesetzl iche Bestimmung, NKU "anzustellen", gilt für "geeignete Maßnahmen von erheb
licher finanzieller Bedeutung" (a.a.O.). Für die Agrarpolitik des Bundes gibt es eine inter
ministerielle Vereinbarung, wonach bei einem gesamten finanziellen Volumen einer neuen 
Maßnahme von über 100 Millionen DM eine NKU anzustellen ist. Es hat sich gezeigt, daß 
diese sogenannte "Wertgrenze" nur in Ausnahmefällen praktikabel ist. Im BML werden grund
sätzl ich alle Maßnahmen einer EffizienzprUfung im weitesten Sinne unterworfen, sofern sie 
Uberhaupt nur den Anal ysemethoden, die gegenwärtig zur Verfügung stehen, zugängl ich 
sind. 

Zunächst sind grundsätzlich alle Maßnahmen zu untersuchen, für die der Bundeshaushalt di
rekt Mittel bereitstellt, insbesondere für Investitionszwecke . Davon kann nur abgesehen wer
den, wenn sich Maßnahmen von vornherein für eine Analyse als unzugänglich erweisen oder 
wenn sie in Kürze auslaufen. 
Zweitens existieren zu analysierende Maßnahmen, bei denen der Bund nur ordnungspolitisch 
tätig wird, gleichwohl aber Mittel aus anderen öffentlichen Haushalten in Bewegung gesetzt 
werden. Als Beispiel ist der Veterinärbereich zu nennen, aus dem eine Untersuchung zum 
Impfzwang gegen die Maul- und Klauenseuche der Rinder vorliegt (Ubersicht 4). 
Drittens schließlich wird der Bund tätig, ohne daß öffentliche Mittel direkt tangiert sind 
("nichtfinanzwirksame Maßnahmen"). Beispiele aus dem Agrarsektor sind etwa Vorschriften, 
die den Außenhandel berUhren, seien es Qualitäts- oder Zollvorschriften, Präferenzabkom
men . Es liegt nahe, die EG-Agrarmarktpol itik in wesentl ichen Teilen unter diese Rubrik 
zu subsumieren, weil die e igentl iche staatliche Aktivität zunächst in der Festsetzung von 
Daten mit bestimmten volkswirtschaftlichen Auswirkungen besteht, wobei neuerdings erheb-
I iche Rückwirkungen auf die öffentl ichen Haushai te zu beobachten sind (zur Systematik der 
wirtschaftl ichen Mittel siehe PUTZ, 17, S. 80). In diese Gruppe gehören aber auch ord
nungspolitische Maßnahmen, die keine öffentlichen Haushalte, weder direkt noch indirekt, 
betreffen. Sie könnten ebenfalls Gegenstand einer NKU sein. Beispiele sind Umweltverord
nungen mit Auswirkungen auf die private Kostenrechnung und den privaten Nutzen, etwa 
in der tierischen Intensivhaltung. 

An ordnungspolitischen Maßnahmen mangelt es zweifellos nicht. Es seien aus der Rechtset
zung nur die Stichworte Bodenrecht, Erbrecht und Steuerrecht genannt. Wenn dennoch die 
Verwaltung bisher kaum einschlägige Analysen durchfuhren konnte, so dürfte das vor allem 
an der eindeutig finanzpol itisch ausgerichteten Bestimmung der Bundeshaushaltsordnung 
(a.a. 0.) I iegen, ferner daran, daß die öffentl iche Diskussion gerade in der Agrarpol itik 
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einseitig auf die finanzpolitisch relevanten Auswirkungen konzentriert ist, dagegen volks
wirtschaftliche Kosten allzuleicht übersieht. So überrascht es denn auch nicht, daß in einer 
Zusammenstellung der EG-Kommission (ETUDES COUTS/AVANTAGES, 4) unter hunderten 
von aufgefuhrten Analysen allenfalls vier oder fünf Arbeiten ordnungspol itische Maßnahmen 
untersuchen, und zwar zwei Impfvorschriften und solche zum Verursacherprinzip im Umwelt
schutz. Nicht anders verhält es sich bei den Untersuchungen der verschiedenen Bundesmini
sterien . Unter rund 50 abgeschlossenen Arbeiten waren nach dem Stand vom März 1976 allen
falls zwei, die ordnungspolitische Maßnahmen im engeren Sinne behandelten (12). Es durften 
dieser Enthaltsamkeit zum Teil auch methodische Schwierigkeiten zugrunde I iegen, nachdem 
gerade hier die Wirkungszusammenhänge häufig noch schwerer zu analysieren und die intan
giblen Faktoren zahlreich sind (siehe auch PÜTZ, 17, S. 126). 

Der Nutzen-Kosten-Untersuchung - vor allem in der Form der klassischen KNA - liegt eine 
gesamtgesellschaftl iche Nutzenfunktion zugrunde; es sollen die Wirkungen von agrarpol i
tischen Maßnahmen auf die Wohlfahrt festgestellt werden. Dabei wird unterstellt, daß bei 
gesamtwirtschaftl ichen Untersuchungen die Wohlfahrtsänderung hinreichend genau an der 
Entwicklung des Sozialprodukts gemessen werden kann. Es mag dahin gestellt bleiben, ob 
dieses Postulat gerade für Untersuchungen der hier beschriebenen Art auf die Dauer ausrei
chend ist. 

Es braucht nicht betont zu werden, daß Maßnahmen pol itischer Entscheidungsträger nicht 
allein auf ein Ziel ausgerichtet sind; ihre Zielfunktion ist in aller Regel mehrdimensional 
(MAAS, l~S. 415 f.). Diese Tatsache wirft in vielen Untersuchungen eine Reihe von 
methodischen Problemen auf, die sich einmal aus der mangelnden OperationalitClt von Zie
len, der Konkurrenzen in einer Ziel struktur u.a. ergeben, die aber auch aus der Zusammen
fUhrung mehrerer Ziele folgen. Es scheint, daß die Festsetzung von Haupt- und Nebenzie
len der gangbarste Weg ist, also die Erarbeitung einer Kosten-Nutzen-Analyse mit dem 
Hauptziel "Maximierung des Sozialprodukts" unter Nebenbedingungen (KOESTER und TAN
GERMANN, Übersicht 6, S. 18 ff.) . 

Solche Nebenbedingungen können u.a. aus amtl ichen Zielkatalogen (z. B. Agrarbericht 
1977, S. 94 - 97) gewonnen werden. Eine in den meisten FClllen nicht zu vernachlCissigende 
Nebenbedingung sind die finanziellen Mittel, die aus dem öffentlichen Haushalt für diese 
Maßnahme oder den Sektor zur Verfügung gestellt werden. In agrarpolitischen Zielkatalo
gen sind auch zumeist Umverteilungsziele enthalten, in bestimmten FClllen - etwa der So
zialpolitik - werden sie zum Hauptziel. Problematisch bleibt die Festsetzung des Niveaus 
der Nebenbedingung • 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß Analysen ohne eine Auseinandersetzung mit den Zielen des 
EntscheidungstrClgers dem Anspruch an eine NKU nicht genügen. Deshalb muß in jeder 
Nutzen-Kosten-Untersuchung, die Chance auf Einspielung in den Entscheidungsprozeß ha
ben soll, die Zieldiskussion eine erhebliche Rolle spielen und die jeweilige Zielsetzung 
e;iner Maßnahme untersucht werden. Dabe i ist vielen Analytikern nach der bisherigen Er
fahrung eine kritischere Überprüfung der Ziele der EntscheidungstrClger anzuraten. Es ergibt 
sich von selbst, daß nicht nur Nebenziele, sondern auch (unbeabsichtigte) Nebenwirkungen 
zu analysieren sind. 

Es bedarf jeweils eingehender Diskussionen zwischen Analytikern und Entscheidungsträger, 
um von Fall zu Fall einen brauchbaren Analyseansatz zu finden. Aber der Analytiker sollte 
a:uch nicht Ubersehen, daß Allokationswirkungen in aller Regel - ob vom Entscheidungsträ
g~r als Ziel deklariert oder nicht - in einer Kosten-Nutzen-Analyse zu untersuchen sind 
($iehe aber Agrarsozial pol itik). Beschränkt sich der Analytiker auf die Klärung nur der 
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agrarpolitischen Ziele und Wirkungen - dafUr gibt es Beispiele - so liegt eine agrarpoli
tische Wirkungsanalyse, aber keine NKU vor. Der Wert einer solchen Wirkungsanalyse muß 
nicht gering sein. Es kann Fälle geben, in denen man sich bewußt damit begnUgt, z.B. aus 
GrUnden der geringen Analysekapozität, des Datenmaterials oder kaum zu quantifizierender 
"n icht-agrarpol itischer" Ziel e. 

4 Methodische Probleme 

4.1 Reichweite der Analysetechnik 

Laut Bundeshaushaltsordnung (a.a.O.) sind "Maßnahmen" zu beurteilen. Ob sie der Analyse
technik zugänglich sind, ist von Fall zu Fall verschieden. Es ist zwar ubl ich, Investitions
projekte als besonders geeignet für die Anwendung von klassischen Kosten-Nutzen-Analysen 
anzusehen. Das stimmt sicher fUr Einzel projekte; es gilt eingeschrClnkt etwa auch fUr Flurbe
reinigungsverfahren. Jedoch lößt sich aus der Analyse von einer, zwei oder zehn Flurberei
nigungen nicht unmittelbar ein Urteil Uber eine bundesweite Maßnahme fällen, - worin die 
eigentliche Fragestellung des BML besteht -, eine Maßnahme, die jClhrlich 250 neue Flurbe
reinigungsverfahren mit einem Förderungsvolumen von rund 450 Millionen DM einleitet. 
Vielmehr mUßte eigentlich fUr jedes Vorhaben eine NKU durchgefuhrt werden, was natUr-
I ich völl ig unpraktikabel ist. Selbst eine repräsentative Auswahl erscheint kaum denkbar 
angesichts mancher regionaler Besonderheiten und- bestimmter Wunsche, die im pol itischen 
Raum oder auf Länderebene geäußert werden. Das BML ist dennoch der Meinung, daß trotz 
mancher Bedenken der Schluß erlaubt ist, in vergleichbaren Verfahren seien öhnliche Ergeb
nisse zu erwarten. 

Das Entscheidungsproblem ist in der pol itischen Praxis tatsöchl ich noch komplexer. Die Maß
nahme "Flurbereinigung" - ohnehin schon eine Integralmaßnahme mit verschiedenartigen 
Zielsetzungen - konkurriert nöml ich mindestens mit anderen Agrarstrukturmaßnahmen um die 
knappen finanziellen Mittel. Ein nutzen-kosten-analytischer Vergleich selbst von Maßnah
men aus dem gleichen agrarpol itischen Bereich stößt aber auf große methodische Schwierig
keiten, insbesondere wegen der höufig unterschiedlichen Zielsetzungen, die im politischen 
Raum formuliert werden und die ökonomischen Quantifizierungen nur zum Teil zugänglich 
sind. Hier stoßen wir an die Grenzen des derzeitig verfUgbaren Instrumentariums (vgl. MAAS, 
13, S. 415 ff.). 

Bei den hier anzustellenden gesamtwirtschaftl ichen Analysen ist zudem darauf hinzuweisen, 
daß die agrarpolitischen Förderungsmaßnahmen hClufig beim einzelnen Wirtschaftssubjekt an
setzen. Demzufolge sind Planungs- und Erfolgskriterien ebenfalls höufig auf den Mikrobe
reich beschrönkt. Dabei besteht immer die Gefahr, daß auch Auswirkungen z. B. auf die 
nicht gefBrderten Betriebe Ubersehen werden. Gerade nach der Diskussion um die Molkerei
strukturverbesserung stellt sich die Frage, ob nicht viel störker als bisher bei staatl icher FBr
derung auch von Einzelbetrieben von vornherein gesamtwirtschaftliche und gesamtgesell
schaftliche Beurteilungskriterien anzuwenden sind (MEYER ZU DREWER und POLLEHN, 14). 

4.2 Wahl zwischen ex-post- und ex-ante-Untersuchungen 

Die Vorlöufigen Verwaltungsvorschriften sehen Nutzen-Kosten-Untersuchungen fUr die Pla
nung staat I icher Maßnahmen vor. Diese seinerzeit aus guten GrUnden getroffene Festlegung 
auf ex-ante-Untersuchungen hat sich als nicht praktikabel erwiesen. Selbstverstöndlich kBn
nen Nutzen-Kosten-Untersuchungen grundsötzl ich in gleicher Weise für die Planung und 
die Kontrolle staatlicher Maßnahmen eingesetzt werden. Diese beiden Bereiche kBnnenaber 
in der Praxis aus mehreren GrUnden nicht immer klar getrennt werden. 

Zunöchst ist festzuhol ten, daß die Erstellung einer NKU einen relativ hohen Zeitaufwand 
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erfordert, wenn man den Weg von der Verwaltungsvorbereitung über die praktische Durch
führung durch in der Regel außenstehende Analytiker bis hin zur Einspielung der Ergebnisse 
in die Entscheidung betrachtet. Es erscheint deshalb bisweilen richtig, den Entscheidungs
prozeß parallel zur Analyse laufen zu lassen. Folgende weitere Gründe sprechen gegen eine 
alleinige Festlegung der Effizienzanalysen auf ex-ante-Untersuchungen: Abgesehen vom Pro
blem, zukünftige Entwicklungen zu prognostizieren, kann der Analytiker Maßnahmen kaum 
bewerten, deren Ausgestal tung im einzelnen noch gar nicht feststeht (AN DEL, I, S. 483). 
Da es sich zudem bei Maßnahmen im Agrarbereich in der Mehrzahl der Fälle nicht um ein
malige Maßnahmen handelt, sondern um solche, die über mehrere und viele Jahre laufen, 
hat es sich als brauchbar erwiesen, die Auswirkung einer bereits laufenden Maßnahme zu 
analysieren und das Ergebn is in eine weiterführende Planung einzubeziehen. 

Selbst wenn das klassischen Vorstellungen der ex-post- und ex-ante-Untersuchung nicht ent
spricht, so können die Ergebnisse solcher Untersuchungen doch dazu herangezogen werden, 
die Maßnahmen zu korrigieren oder nach einer gewissen Übergangszeit auslaufen zu lassen. 
So gesehen, verliert die Diskussion über den ex-past- oder ex-ante-Ansatz an Relevanz. 
Tatsächlich fällt die Entscheidung über den Ansatz vor allem danach, ob ausreichendes sta
tistisches Material zur Verfügung steht, um das zusätzl iche Prognoseproblem bei ex-ante
Untersuchungen zu verringern. Es gibt auch Versuche, dieses Problem durch normative Me
thoden in Form von Optimierungsmodellen teilweise zu umgehen. Dieser Ansatz hat sich 
nicht voll bewährt, weil dadurch immer wieder die Gefahr entstanden ist, daß maximal er
reichbare Erfolge als tatsächlicher Nutzen einer Maßnahme gewertet wurden. Im Gegensatz 
zU KROES (9, S. 65) sind wir der Meinung, daß es nicht darauf ankommt festzustellen, was 
maximal mögl ich wäre, sondern darauf, was tatsächl ich an Auswirkungen pasitiver und nega
tiver Art unter vernünftigen Annahmen eintritt. Diese Feststellung hat durchaus praktische 
Relevanz angesichts der Tatsache, daß z. B. die Wirkungen einer Flurbereinigung erst all
mählich eintreten, weil die begünstigten Landwirte die Vorteile der Flurbereinigung erst 
nach und nach akzeptieren und in ihrer Betriebsorganisation verwerten. Der verzögert ein
tretende Nutzen hat auf das Gesamtergebnis selbstverständlich eine durchschlagende Wir
kung. Wenn dennoch in Einzelfällen auf normative Verfahren zurückgegangen werden muß, 
so sind Abschläge von Optimalwerten auf jeden Fall richtig. 

4.3 Berücksichtigung der Zeitkomponente 

Nutzen-Kosten-Untersuchungen erfassen in aller Regel einen Zeitraum von mehreren Jahren. 
Die Nutzen- und Kostenströme fallen nicht nur über längere Zeiträume, sondern häufig auch 
zu unterschiedl ichen Zeitpunkten an. Das hat für die praktische Anwendung von Analysen 
mehrere wichtige Folgen. 

Zunächst ist die positive Zeitpräferenz zu erfassen, die die Betroffenen haben. Hierzu 
liegt eine umfangreiche wissenschaftl iche Literatur vor (für viele andere LlTTLE und 
MIRRLEES, 11, S. 154 f.). In praktischen Analysen werden im allgemeinen die Nutzen-
und Kostenströme auf einen bestimmten Zeitpunkt diskontiert. Das schwierige Problem, die 
richtige Diskontierungsrate zu wählen, wird in BML-Analysen umgangen, indem in einer 
Sensivitätsanalyse drei verschiedene Raten angewendet werden. Der Diskontierungszeitpunkt 
(tJ ist grundsätzl ich mit dem Zeitpunkt der planerischen Entscheidung über eine Maßnahme 
identisch; praktisch bedeutet das, daß z. B. das Jahr der erstmal igen Einstell ung von Mittel n 
in einen öffentl ichen Haushai t entscheidend ist. Nur ausnahmsweise - z. B. bei der nach
träg I ichen Erfolgskontrolle der Verbesserung der Malkereistruktur (Übersicht 2) - wurde 
anders verfahren, indem der Kontrollzeitpunkt zu to wurde, immerhin mit der Folge der 
Verschiebung der Nutzen-Kosten-Differenz um mehrere Mill ionen DM. (Siehe demgegen
Qber SCHMIDTKE, 18, der die Inbetriebnahme eines Bauwerkes als to ansieht.) Wenn auch 
eHe Diskussion um die Diskontierungsrate neuerdings zurückgedrängt wurde, so spielen doch 
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andere dynamische Faktoren eine zunehmende Rolle, etwa bei der Berücksichtigung der In
flationsrate. Im allgemeinen ist in der NKU mit konstanten Preisen zu rechnen (ANDEL, 1, 
S. 99, FISCHER, 5, S. 99). Wenn sich im Planungszeitraum die Struktur der Kosten und Er
träge verändert, bedingt durch technischen Fortschritt, sich ändernde Elastizitäten u.a., 
muß das berUcksichtigt werden. In einer NKU zum forstwirtschaftlichen Wegebau (Übersicht 
21) wird z. B. mit einer Steigerung der Arbeitsproduktivität von 3 - 6 % gerechnet (je nach 
Mechanisierungsstufe). Schwierig ist die Festlegung des Planungshorizonts. Bei Investitions
projekten ist zu unterscheiden zwischen technischer, wirtschaftlicher und kalkulatorischer 
Lebensdauer; dabei unterscheiden sich Teil projekte gelegentl ich vom Gesamtprojekt • Das 
alles fuhrt dazu, daß eine allgemein brauchbare Richtl inie nicht gegeben werden kann. 
Das BML empfiehlt deshalb, verschiedene Zeiträume zugrunde zu legen; auch bei langlebi
ger Investition sollte z.B. alternativ mit Zeiträumen von fünf, zehn oder fünfzehn Jahren 
gerechnet werden (10). Bei anderen Maßnahmen ergibt sich der Zeitraum aus Zielsetzung 
und Laufzeit, aber auch aus der Struktur der Datenbasis (vgl. BIELER, Übers,icht 11). 

Häufig wird auch die Dynamisierung der Referenzsituation vernachll:lssigt, mit anderen Wor
ten: es wird nicht geprüft, ob auch ohne die zu analysierende Maßnahme eine bestimmte Ent
wicklung abgelaufen wäre. 

4.4 Der räumliche Bezugsrahmen einer Untersuchung 

Die Kosten-Nutzen-Analyse ist methodisch eindeutig auf das Gebiet einer Volkswirtschaft 
festgelegt. Die Notwendigkeit, Wohlfahrtseffekte agrarpolitischer Maßnahmen fUr das Ge
biet der Bundesrepubl ik zu analysieren, ergibt sich zudem auch aus dem gesetzl ichen Auf
trag, der in der Bundeshaushaltsordnung formuliert ist. 

Obwohl es also zwingend ist, Maßnahmen bundesweit zu beurteilen, stellt sich gerade in 
der Agrarpolitik ständig die Frage, ob eine derartige Betrachtungsweise ausreicht. Agrar
marktpolitik z.B. wird im wesentlichen Ubernational entschieden, die Maßnahmen gelten 
für den gesamten EG-Bereich. Daher wäre es sicherl ich von Interesse, die EG als räuml i
chen Bezugsrahmen für NKUs marktpol itischer Maßnahmen zu wl:lhlen, um so eine fundierte 
Abstützung der deutschen Verhandlungsposition in den übernationalen Gremien zu ermögli
chen (vgl. KOESTER, BIELER, Übersicht 11 und 14). 

Bei einem solchen Vorgehen wl:lre jedoch sorgfl:lltig zu unterscheiden zwischen den Wohl
fahrtseffekten für die Bundesrepubl ik Deutschland, fUr die anderen Mitgl iedstaaten und für 
die Gesamt-EG, da natürlich gewisse Saldierungen von Wohlfahrtseffekten einiger Mit-
gl iedstaaten mögl ich sind. Dennoch ist eine Beschrl:lnkung der Untersuchung von EG-weiten 
Maßnahmen auf den Bereich der Bundesrepubl ik Deutschland aus den eingangs genannten 
Gründen durchaus korrekt, wenn bei der Wirkungsanalyse Deutschland als Teilregion der 
EG verstanden wird und die daraus resultierenden Allokations- und Umverteilungseffekte be
rücksichtigt werden. Die Untersuchungspraxis hat zudem gezeigt, daß durchweg Zeit- und 
Finanzaufwand sowie die außerordentl ich differierende Datengrundlage der Mitgl iedstaaten 
es nahezu unmögi ich machen, EG-weite Untersuchungen anzustellen. Durch die seit eini
gen Jahren vorangetriebene Harmonisierung der nationalen Agrarstatistiken mag diese tech
nische Restriktion zukünftig vielleicht wegfallen. 

Weiter stellt sich die Frage nach dem räuml ichen Bezugsrahmen der Untersuchung auch bei 
agrarpolitischen Maßnahmen, die im einzelbetriebl ichen oder regionalen Bereich ansetzen. 
Hier neigen Analytiker manchmal dazu, den Untersuchungsraum relativ eng zu ziehen mit 
der Begründung, daß die agrarpolitische Zielsetzung weniger auf eine Maximierung der 
Wohlfahrt der gesamten Volkswirtschaft, als vielmehr auf gezielte Hilfen für bestimmte 
Gruppen oder eng umgrenzte Gebiete gerichtet ist. Dennoch sollte auch bei diesen Vor
gehen der gesamtwirtschaftliche Ansatz einer NKU nicht außer acht gelassen werden: 
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Im Unterschied zu einzelbetrieblichen Investitionsrechnungen muß auch fUr Maßnahmen im 
Mikro-Bereich bei einer NKU mit gesellschaftlichen Schattenpreisen, einer sozialen Dis
kontierungsrate, intangiblen Nutzen usw. gerechnet werden. Eine regionale Betrachtung 
ist im Ubrigen mit großen Schwierigkeiten verbunden, weil unter anderem eine Analyse des 
in- und outputs der Region und dafUr ausreichende Daten notwendig sind (PLANCO, 16, 
S.23-40). 

4.5 Fragen der Umverteilung 

Fragen der Umverteilung spielen aus mehreren GrUnden in NKU eine immer größere Rolle. 
Elnmal wird der neoklassische Ansatz des effizienten Faktoreinsatzes seit langem als zu eng 
kritisiert (ANDEL, 1, S. 483). Zum anderen sind Verteilungswirkungen - nicht zuletzt in 
der Agrarpolitik - das Ziel vieler Maßnahmen. Analysen wurden zu unrealistischen Ergeb
nissen fUhren, wenn sie diesen Aspekt außer acht lassen. Wenn dennoch in der theoretischen 
Literatur und in der Analysepraxis Verteilungswirkungen stiefmUtterl ich behandelt werden, 
so durfte das auch auf der Schwierigkeit, geeignete Verteilungsgewichte zu finden, beruhen 
(ANDEL, 1, S. 510). In Analysen agrarpolitischer Maßnahmen wurde neuerdings diesen Fra
gen erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt (BIELER, Übersicht 11, S. 74 f., S. 11 0 L, GROSS
KOPF und SCHMIDT, Übersicht 19, z.B. S. 92, 80/81, HÜLSEMEYER und BUNNIES, 
Übersicht 20). Ein noch nicht befriedigend gelBstes Problem ist die Einbeziehung des Ver
teilungsaspektes in die Allokationsrechnung . In der Regel wird es bei der getrennten Be
schreibung der Verteilungswirkungen bleiben können. Jedoch existiert eine Untersuchung, 
die gewichtet (ALTKRÜGER, Übersicht 3, S. 39 f.). Denkbar wöre auch, die Allokations
optimierung einer verteilungspol itischen Nebenbedingung zu unterwerfen. Ob allerdings 
Maßnahmen mit Uberwiegendem Umverteilungscharakter noch sinnvoll mit Analysenmetho
d.n "klassischer" Art beurteilt werden können, darf bezweifelt werden. Hier verlieren Allo
kdtionseffekte wesentlich an Relevanz. 

Im einzelnen können bei der Berechnung große praktische Schwierigkeiten auftreten und 
Doppelzöhlungen unterlaufen. Beispielsweise mischen sich Allokationseffekte und Umver
teilungen, wenn Hochwasserschutz (BILLlB, Übersicht 8) und Flurbereinigungen (EBINGER, 
Übersicht 5, S. 79) eine Bodenwertsteigerung (Boulandpreise) bewirken. 

4.6 Bewertung von Nutzen und Kosten im Agrarbereich 

In den letzten Jahren durchgefuhrte Nutzen-Kosten-Untersuchungen haben sich zum Teil 
intensiv mit den Problemen auseinandergesetzt, die sich durch die zum Teil weitgehende 
Ausschaltung des Wettbewerbs bei Agrarpreisen ergeben (z.B. KOESTER und TANGER
MANN, Übersicht 6; KROES, 9), so daß heute praktikable Verfahren fUr die Behandlung 
dieser Problematik existieren. Es soll deshalb an dieser Stelle nur festgehalten werden, daß 
landwirtschaftliche Produkte mit Schattenpreisen zu bewerten sind, die zumeist unterhalb 
des Inlands-Niveaus liegen. Besondere Überlegungen sind anzustellen, wenn die Nebenbe
dingung eines bestimmten inlöndischen Versorgungsniveaus gesetzt wird (BIELER, Übersicht 
11, S. 47). Es ist einleuchtend, daß zu dieser Frage das Votum des pol itischen Entschei
d"ngströgers erwartet wird. Industrielle Vorleistungen werden in aller Regel mit Marktprei
sen eingesetzt, meist unter bewußtem Verzicht auf die Bewertung mit Opportunitötskosten. 
Problematisch wöre es, ein derart vereinfachtes Verfahren auf landwirtschaftl iche Arbeits
kröfte anzuwenden. 

Deshalb haben KOESTER und TANGERMANN (Übersicht. 6, S. 182, 183) den Faktor Ar
beit in der Landwirtschaft nach ihrer anderweitigen Verwendungsmögl ichkeit bewertet und 
dqbei Opportunitötskosten erhalten, die erheblich unter dem gewerblichen Vergleichslohn 
I ifgen. Andere Untersuchungen setzen fUr freigesetzte Arbeitskröfte zum Teil den "Markt-
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preis" ein (BOKELMANN, Übersicht 9, S. 50), dabei unterstellend, daß ein ausscheiden
der Landwirt sofort eine durchschnittl iche gewerbl iche Verdienstmögl ichkeit findet. Ob die
se Annahme gegenwtlrtig angesichts der Arbeitsmarktlage zutrifft, darf wohl bezweifelt wer
den. Wenn dennoch gezögert wird, in Untersuchungen entsprechende Schlußfolgerungen zu 
ziehen, so deshalb, weil das Ausmaß der Unterbeschäftigung in der alternativen Verwendung 
nicht eindeutig ermittelt werden kann (ANDEL, 1, S. 492), schon gar nicht fUr einen länge
ren Planungszeitraum . 

Ein gewichtiges Problem hat sich neuerdings ergeben, als einige Teilmärkte analysiert wur
den. Am deutl ichsten wohl bei SCHRADER (Übersicht 13, S. 2, ähnl ich BIELER, Übersicht 
11; GROSSKOPF und SCHMIDT, Übersicht 19) zeigte sich, daß anders als eine sektorale 
Betrachtung (KOESTER und TANGERMANN, Übersicht 6) die Untersuchung eines bestimm
ten Produktmarktes die Bedingungen anderer Märkte einbeziehen muß. Es wäre jedenfalls 
unrealistisch, bei der Analyse des Rindermarktes Freihandelsbedingungen im Milchsektor zu 
unterstellen. FUr diese Analyse sind demnach die - protektionistischen - Preise des Milch
marktes ein festes Datum. Eine Anal yse des Rindermarktes kommt unter diesen Bedingungen 
zu einer ganz anderen - gUnstigeren - Effizienzaussage. 

Man könnte daraus schi ießen, daß Teilanalysen solcher Art nutzlos sind. Diese Meinung 
wird hier nicht geteilt: FUr erste Informationen sind sie unentbehrlich; umfassendere Analy
sen wUrden sehr schnell mindestens auf zeitliche Restriktionen stoßen. Es ist allerdings zu 
Uberlegen, kUnftig stärker mit Sektormodellen zu arbeiten; denkbar wäre auch, Analysen 
von Teilmärkten auf mehreren Ebenen anzusetzen: einmal unter Freihandelsbedingungen -
auch unter bedingtem Freihandel -, zum anderen unter der Prämisse der gUltigen EG-Markt
ordnungen. Einen solchen Versuch haben GROSSKOPF und SCHMIDT (Übersicht 19) unter
nommen. Die eigentliche Brisanz des Problems liegt aber mehr beim Adressaten der Analysen; 
die "zu gUnstig" ausgewiesene Effizienz könnte ihn uber die tatsächlichen Allokationskosten 
eines Marktes täuschen (siehe auch T ANGERMAN N, 19, dieser Band, S. 137). 

5 Auswertung der Untersuchunru.~bnisse 

Nutzen-Kosten-Untersuchungen sind Entscheidungshilfen fUr die Politik. Es ist deshalb zu 
fragen, wie Untersuchungsergebnisse schließI ich in die pol itische Praxis einwirken. Dabei 
durften Nutzen-Kosten-Untersuchungen wie andere Entscheidungshilfen zu beurteilen sein; 
sie sind einer unter mehreren Faktoren, die auf die Entscheidung einwirken. Die Übernahme 
von Analyseergebnissen ist im einzelnen häufig ein sehr schwieriger Prozeß, hauptsächl rch 
aus folgenden Grunden' 

- nicht alle Analysen können von höchster Qualität sein; dabei ist fUr die Beurteilung wich
tig, ob Quantifizierungen möglich sind. Der Wert der Analysen fUr den Entscheidungs
träger steigt mit dem Grad der Quantifizierung der Aussagen; 

- Wissenschaftler wollen ihre Ergebnisse nicht immer mit der eindeutigen Aussage formul ie
ren, wie sie vor allem der Politiker fUr seine Entscheidung verlangt. Umgekehrt - das sei 
eingertlumt - äußert sich der Entscheidungsträger Uber seine Absichten auch nicht immer 
mit der wUnschenswerten Klarheit; 

- vor allem aber ist entscheidend, welchen Stellenwert der Entscheidungsträger ökonomi
schen Aussagen beimißt und ob er bereit ist, sein Urteil Uber eine Maßnahme gegebenen
falls zu revidieren, wobei ohnehin vorausgesetzt wird, daß Anal yseergebn isse zeitge
recht vorl iegen (ANDEL, 1, S. 478 ff., WEISS, 21, S. 148 - 151) . 

Das Verfahren wird dadurch erleichtert, daß in aller Regel eine Untersuchung in enger Zu
sammenarbeit von außenstehenden Analytikern und Verwaltung entsteht und auch dadurch, 
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daß zumindest in der Praxis des BML Untersuchungsergebnisse im allgemeinen veröffentlicht 
werden. Die Fachverwaltung hat sich also der häufig nicht gerade zahmen Kritik der Öffent
lichkeit zu stellen. Es ist auch wichtig zu wissen, daß die Ergebnisse von Untersuchungen 
zumeist der pol itischen Leitung des Hauses vorgelegt und durchweg von anderen Ressorts und 
dem Bundesrechnungshof angefordert werden. 

Um die Einspielung von Untersuchungsergebnissen in den Entscheidungsprozeß zu verdeutl i
ehen, muß nochmals an die eigentl iche Zielsetzung einer Nutzen-Kasten-Untersuchung er
innert werden. Ziel der Untersuchung ist es, die volkswirtschaftl ichen Auswirkungen staat
licher Maßnahmen in Form von Kosten- und Nutzenströmen festzustellen; sie soll es erlau
ben, ein mögl ichst günstiges Verhältnis zwischen den Zielen staatlicher Maßnahmen und 
den verfügbaren Mitteln herzustellen. Die Betrachtung muß aber zwangslClufig auf einen 
häufig sehr begrenzten Teilbereich beschrClnkt bleiben und erlaubt deshalb nur eine Aussage 
darüber, welche Alternative unter bestimmten Maßnahmen den Zielen des EntscheidungstrCl
gers am besten entspricht. Offen bleibt die Frage, wie Maßnahmen, die auf verschiedene 
Ziele wirken, miteinander verglichen werden können. Die bisherige Erfahrung zeigt, daß 
eine vergleichende Analyse nur unter großen Einschränkungen denkbar ist. Deshalb wird 
die Verteilung der knappen Haushaltsmittel auf große Blöcke, hClufig zum Bedauern der 
Wissenschaft (vgl. HESSE, 8, S. 84), auch nicht nach Nutzen-Kasten-Gesichtspunkten 
durchgeführt, sondern nach Maßstäben, die aus dem sogenannten politischen Raum kommen. 

Das BML hat stets praktisch verwertbare Vorschläge erbeten mit dem eindeutigen Vorteil, 
daß der Analytiker sich mit der Verwal tung und der Pol itik auseinanderzusetzen hat. Dabei 
werden die theoretischen Überlegungen schon im Entstehen auf ihre pol itische Relevanz und 
Machbarkeit überprüft. Dieses Verfahren ist nicht unumstritten, auch theoretisch nicht, weil 
hier wissenschaftl iche Entsche idungsvorbereitung und pol itischer Beschluß mögl icherweise 
nicht sauber getrennt sind; es kann zudem für den Analytiker deprimierend wirken, wenn 
seine - gut gemeinten, manchmal unrealistischen - Vorschläge nicht in Politik umgesetzt 
werden. Alles in allem scheinen aber die Vorteile zu überwiegen, weil die Chancen, daß 
die Ergebnisse von NKU tatsClchl ich im Entscheidungsprozeß verwertet werden, größer sind. 

Im Laufe der letzten Jahre sind im Auftrage des BML über 20 zum Teil aufwendige NKU ver
geben worden. Damit liegen über eine Reihe sehr wichtiger Maßnahmen umfangreiche Ana
lysen vor, die nach dem derzeitigen Stand der Analysetechnik kaum weiter getrieben wer
den können. Es sind auch Arbeiten angefertigt worden, die das Instrumentarium vor allem 
in Richtung der Kostenwirksamkeits-, auch Nutzwertanalyse weiterentwickelt haben (z. B. 
LÖFFLER, TIMINGER, Übersicht 21; BISCHOFF, GEKLE, v. BARDELEBEN, Übersicht. 
23). Einige Analysen sind direkt in die politische Entscheidung eingeflossen (z.B. GROSS
KOPF, SCHMIDT, Übersicht 19; v. ALVENSLEBEN, LÜCKEMEYER, Übersicht 7; BIELER, 
Übersicht 11). 

Wenn dennoch die Anwendung von NKU hinter den - möglicherweise übertriebenen - ur
sprungl ichen Erwartungen zurückgebl ieben ist (HESSE, 8, S. 88), so ist das auch darauf zu
rückzuführen, daß sie dem hohen Anspruch an ein umfassendes Planungsinstrument für staat-
I iche Aktiv itClten bisher nicht gerecht werden konnte, vor allem hinsichtl ich der vergleichen
den Bewertung unterschied I icher Maßnahmen. Es I iegt aber natür! ich auch daran, daß es der 
Agrarpolitik - wie der Politik überhaupt - bisher nicht gelingen konnte, langfristig zu pla
nen. Gerade in der Agrarpolitik gibt es zahlreiche Beispiele dafür, daß Clußere Zwänge eine 
nur auf die Bedürfnisse dieses Bereiches ausgerichtete Planung zum Scheitern verurteilen. 
Das gilt z.B. für Investitionspläne in der Hochseefischerei, die durch die Entwicklung des 
internationalen Seerechts ständig revidiert werden mußten. Es findet sich auch bei der Er-
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weiterung der Europäischen Gemeinschaften wieder. Hier dUrfte feststehen, daß die Agrar
politik der EG mit den zu erwartenden Agrarproblemen nach der Erweiterung allein nicht 
fertig werden kann; sie wird vielmehr mögl icherweise als Tauschobjekt fUr andere pol itische 
Ziele benutzt. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, daß gerade aus dem pol itisch-parlamentarischen Raum 
vielfach rationale Entscheidungshilfen (vgl. Forschungsdiskussion) bei vielen wichtigen 
staatl ichen Aktivittiten NKU verlangt werden. Bedenkt man dieses in Verbindung mit der 
Vielzahl von praktischen und theoretischen Problemen bei der DurchfUhrung von NKU, so 
ist verständlich, daß die Beurteilung dieses Instrumentariums von der weitgehenden Zustim
mung (HESSE, 8, S. 79 ff.) bis zu äußerst kritischer Beurteilung (MEYKE, 15, S. 44) reicht. 

Faßt man die mehrjtihrigen Erfahrungen im BML zusammen, so ist festzustellen, daß keines 
dieser einseitigen Urteile dem Instrumentarium der NKU voll gerecht wird. Sowohl bei der 
Kontrolle wie bei der Planung agrarpolitischer Maßnahmen hat es sich unter bestimmten 
Voraussetzungen bewährt. 

Selbst wenn - aus zumeist methodischen GrUnden oder wegen mangelnder Datenbasis - eine 
Quantifizierung nicht vollständig möglich ist, erhöhen NKU die Transparenz der wirtschaft
I ichen (und gegebenenfalls der pol itischen) Zusammenhtinge wesen tl ich, so daß Entschei
dungsträger und vorbereitende Administration mehr und mehr Analysen anfordern. 

7 KUnftige~ichkeiten der praktischen Anwendung 

Die verwaltungsrechtlichen Voraussetzungen fUr Einleitung und DurchfUhrung von NKU sind 
gUnstig, nachdem in Bund und Ländern gleichlautende Bestimmungen gel ten. Inzwischen I ie
gen zahl reiche Untersuchungsergebn isse und genUgend Erfahrungen staatl icher Verwal tungen 
mit N KU vor (vgl. z. B. 12). Im internationalen Bereich ist ein Meinungsaustausch erfolgt, 
nachdem sich eine Arbeitsgruppe der OECD intensiv mit der Frage der Anwendung von NKU 
im Agrarbereich befaßt hat (GUTH, 6). 

In den nächsten Jahren könnten sich die Anstrengungen vor allem auf folgende Gebiete kon
zentrieren: 

- weitere Entwicklung und Standardisierung von NKU im Bereich der Strukturverbesserung 
mit dem Ziel, sie in der Praxis durchfuhrender Behörden anzuwenden; die diesbezUgl ichen 
Arbeiten im Bereich der Wasserwirtschaft sind glUcklicherweise bereits weit vorangetrie
ben und gehen bis zu schematischen Anweisungen (BILLlB, Übersicht 8; BOKELMANN, 
Übersicht 9); die Umsetzung in EDV-geeignete Formen muß eingeleitet werden; 

- systematische nutzen-kosten-anal ytische Aufarbeitung von Agrarmärkten unter stärkerer 
Beachtung der Interdependenzen zwischen den Märkten; ferner stärkere Ausdehnung die
ser Analysen auf den international en Bereich; 

- Bearbeitung bestimmter bisher vernachlässigter Bereiche wie z. B. der Agrarsozial pol itik, 
wobei zu prufen ist, ob das methodische RUstzeug schon ausreicht; 

- stärkere Berucksichtigung sogenannter nichtfinanzwirksamer Maßnahmen; 

- Entwicklung von Methoden, die den Ubergreifenden Maßnahmenvergleich besser als bisher 
erlauben und die Evaluierung komplexer Programme gestatten. Dazu gehört auch die stär
kere anal ytische BerUcksichtigung bisher intangibler Ziele und Bedingungen. Anstitze vor 
allem in der Wirkungsforschung liegen vor (WEISS, 21; HELLSTERN und WOLLMANN, 7, 
S. 2ff.). 
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Übersicht zu NKU im Auftrage des BML 

Lfd. 
Nr. 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

Thema (Kurztitel) 

Landw i rtschaftl icher Wi rtschaftswegebau 

Verbesserung der Molkereistruktur 

Landabgabenrente 

Impfzwang 

Integrierte Agrarstrukturmaßnahme 

Alternativen der Agrarpol itik 

EG-Getreidepol itik 

Sonderplan Abfluß Mangfall 

Mel iorationsmaßnahmen 

Außeriandw irtschaftl icher Erwerb 

EG-Milchmarktpol itik 

Aussetzung der Intervention bei Milchpro
dukten 
EG-Rindfleischmarktpol itik 

Divergierende Interessen der EG-Agrarpol itik 

Messen und Ausstellungen 

Maschinenringe 

Hybridzuchtprogramm bei Schweinen 

Marktfonds 

EG-Süßmittelmarkt 

Erzeugergeme i nschaften 

Waldwegebau 

Fertig
stellung 

1971 

1974 

1974 

1974 

1974 

1975 

1974 

1975 

1976 

1975 

1976 

1977 

1976 

1976 

1976 

1977 

1977 

1976 

1977 

1977 

1977 

22 Weinbergsflurbereinigung Herbst 1977 

23 Brache Herbst 1977 

24 Einzelbetriebl iche Förderungs- Herbst 1977 
maßnahmen 

25 Wasserversorgung und Abwasser 1978 

26 Ländl icher Raum (Vorstudie) Herbst 1977 

27 Landw i rtschaftl icher Wohnungsbau 1978 

Verfasser 

Dornier System GmbH 
Friedrichshafen 
Bülow, H., Kohn, L. 
(Prognos, Basel) 
Altkrüger, W. u.a. 

divo inmar GmbH 

Ebinger, R., Schierenbeck, 
B. (GfL, Bremen) 
Koester, U., 
T angermann, S. 
Alvensleben, R. v. 
Lückemeyer, M. 
Billib, H. 

Bokelmann, P. 
(LK -Weser-Ems) 
Zepf, E., Ammer, U. 

Bieler, H. -U. 

Becker, H. 

Schrader, J.-V. 

Koester, U. 

BML 

BML 

BML 

Wolffram, R., et al. 

Großkopf, W., Schmidt, E. 

Hülsemeyer, F. 
Bunnies, H., Schmidt, G. 
Löffler, H., Timminger, J. 

Kai inke, H., Stumm, G. 

Bischoff, Th., Gekle, R. 
Bardeleben, R. v. 
Peters, W. 

Rincke, G., Klaus, J. 

Klemmer, P., Thoss, R. 

Mrohs, E., Mußgay, B. 
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Einl~ 

Die Diskussionen Uber das "Einzelbetriebliche Förderungsprogramm" sind seit Anwendung 
der Förderungsgrundsi:.ltze im Jahr 1971 in wissenschaftlichen und agrarpolitischen Kreisen 
kontrovers. Ohne auf die vielschichtigen Probleme einer Erfolgskontrolle des Programms ein
zugehen, sollen im vorl iegenden Beitrag Informationen vermittelt werden, die den Analysen 
von Betriebsentwicklungspli:.lnen und AuflagenbuchfUhrungen niedersi:.Ichsischer Förderbetrie
be zu entnehmen sind. 

Die Untersuchungen beschrönken sich hierbei auf die "entwicklungsföhigen Haupterwerbsbe
triebe", deren Förderung das Kernstuck des Investitionshilfenangebots darstellt; sie lassen 
sich folgenden drei Bereichen zuordnen: 

1. Verteilung der Förderfi:.llle und -mittel auf die verschiedenen Regionen und Betriebs
typen des Landes; 

2. Charakterisierung geförderter Betriebe und ihrer Investitionsplöne; 
3. Entwicklung der wirtschaftlichen Situation von Betrieben nach DurchfUhrung der geför-

derten Investitionsprojekte • 

Anhand der ermittelten Ergebnisse sollen einige Schlußfolgerungen im Hinbl ick auf die Aus
gestaltung des Programms diskutiert werden, die teilweise bereits in den niedersi:.lchsischen 
Durchfuhrungsbestimmungen ihren Niederschlag gefunden haben. 
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2 Zur Datengrundlage und Methodik 

In die Analysen wurden etwa 7.500 genehmigte Betriebsentwicklungspli:!ne aus den Antrags
jahren 1971 bis 1976 und etwa 5.700 AuflagenbuchfUhrungen aus den Wirtschaftsperioden 
1972/73 bis 1975/76 einbezogen. 

Die Speicherung des Datenmaterials wurde so systematisiert, daß einerseits Einblicke in den 
Entwicklungsverlauf und in die Realiti:!t der Entwicklungsplanungen identischer Betriebs
und Investitionsgruppen eines Antragsjahres vermittelt werden können und andererseits Ver
gleiche zwischen den verschiedenen Antragsjahren oder den einzel nen Wirtschaftsperioden 
der AuflagenbuchfUhrung ermöglicht werden. Zu diesem Zweck wurde der jeweilige Daten
bestand eines Einzelbetriebes folgenden Kategorien zugeordnet: 

- Ausgangsjahr der Betriebsentwicklung 
- Entwickl ungsziel 
- BuchfUhrungsergebnis nach Förderung. 

FUr jede Kategorie wurden maximal 50 Kennziffern je Betrieb erfaßt, die Informationen Uber 
Faktorausstattung, Einkommenssituation und wesentl iche Bilanzkriterien vermitteln. DarUber 
hinaus wurde der Datensatz des Ausgangsjahres der Betriebsentwicklung um die Angaben des 
Investitions- und Finanzierungsplans erweitert. 

Der Gruppierung der Daten dienen regionale Abgrenzungskriterien (Bezirke, Kreise) und be
triebstypische Merkmale (Fli:!chenausstattung, Betriebssystem, Investitionsvorhaben) . Die 
Durchschnittsergebnisse einer Gruppe können i:!hnlich wie bei den Einkommensanalysen des 
Agrarberichts in drei Teilgruppen zerlegt werden. Neben dem Gesamtdurchschnitt einer 
Gruppe werden Ergebnisse fUr die einkommensstarken und einkommensschwachen Betriebe 
ausgewiesen. 

3 R~onale und betriebsspezifische Verteilung der Fördermittel und -antri:!ge 

Insgesamt wurden im Untersuchungszeitraum in Niedersachsen etwa 10.000 Betriebsentwick
lungspli:!ne genehmigt. In Verbindung mit Angaben uber die Betriebsgrößenstruktur bedeutet 
dies, daß etwa jeder vierte Betrieb mit einer Fli:!chenausstattung von Uber 25 ha LF Förder
mittel im Rahmen eines Betriebsentwicklungsplans erhalten hat. Dabei wurden 75 Mill. DM 
öffentliche Zuschusse, 235 MiI!. DM öffentliche Darlehen (1 % Zinsen, Laufzeit Uber 
37 Jahre) und ZinszuschUsse fUr ein Kreditvolumen von 460 Mill. DM bewill igt. 

Bei einer regionalen Abgrenzung Niedersachsens anhand der Wirtschaftsgebiete des Agrar
berichts ergibt sich fUr die regionale Verteilung der Förderantri:!ge ein etwa gleiches Bild 
wie bei der Verteilung der Vollerwerbsbetriebe, obwohl keine Kontingentierung des Förder
volumens fUr die verschiedenen Regionen vorgenommen wurde. 

Analysen zur Verteilung der Fördermittel, denen eine Berechnung der Subventionswerte 
(Summe aus kapital isierten ZinsvergUnstigungen und Zuschussen) der verschiedenen Investi
tionshilfen vorausging, zeigen jedoch eine versti:!rkte BegUnstigung schwachstrukturierter 
Gebiete. So entfallen beispielsweise nahezu 45 v. H. des Gesamtsubventionswertes auf die 
Gebiete des Emslandes und der Nordseemarschen und -geesten. Die besonders intensive 
Förderung dieser Regionen im Gegensatz zu Standorten mit besseren natUrl ichen und wirt
schaftl ichen Bedingungen I i:!ßt sich auch aus den ermittel ten Subventionswerten je Betriebs
entwicklungspion entnehmen. 

Wi:!hrend der höchste Durchschnittswert in der Emsland-Region mit etwa 63.000 DM je Be
trieb zu verzeichnen ist, I iegt dieser Wert im Bereich der Braunschweig-Hildesheimer-Löß
börden mit etwa 13.000 DM am niedrigsten. 
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Übersicht 1: Verteilung der in den Jahren 1971 bis 1975 bewilligten Investitionshilfen und 
Subventionswerte fUr HauptelWerbsbetriebe in Niedersachsen. - GI iederung 
anhand der Regionenabgrenzung des Agrarberichts 

Region Zahl der Subventions- Subventions-I Zahl der 
BEP'e wertl) wert je BEP VE-Betriebe 
(v. H. ) (v. H.) (DM) 1971 (v. H. ) 

Nordseemarschen 
und -geesten 20,6 28,S 50.896 20,6 

Emsland 8,2 13,8 62.894 10,3 

01denburg-
Mittelweser 23,2 24,3 39.149 28,8 

Flußauen und 
Heidegeb. 21,S 19,3 33.475 20,4 

Ostheide 7,1 4,1 21. 975 4,9 

Braunschw. -
Hildesheimer 
Löß börden 8.1 2,8 13.324 6,1 

Leinebergland 11,3 7,2 24.116 8,9 

1) Reprtlsentativzinssatz: 8 % 
öffentl iche Darlehen: Laufzeit 37 Jahre, Faktor 0,736 
zinsverbilJigte Kapitalmarktdarlehen: Laufzeit 14,5 Jahre, Faktor 0,236. 

Wird berUcksichtigt, daß mit den Investitionshilfen der "Einzelbetriebl ichen Förderung" ins
besondere der Anpassungsprozeß von Betrieben in ungUnstig strukturierten Gebieten an die 
gesamtwirtschaftl iche Entwicklung unterstUtzt werden soll - die relativ gUnstigen Förderungs
konditionen fUr die sogenannten "benachteiligten Gebiete" rechtfertigen diese Annahme -
ist die dargestellte Verteilung der Mittel ziel konform (vgl. hierzu Übersicht 1) . 

Die Programmziele und die Verteilung der Mittel geraten jedoch in einen Konflikt mit den 
Zielen einer langfristig sinnvollen Agrarstrukturpol itik, wenn von einer versttlrkten Investi
tionsfl:Srderung agrarstrukturell schwl:lcherer Regionen Mobil ittltshemmn isse in den Betrieben 
hervorgerufen werden, deren langfristige Entwicklungsftlhigkeit nicht gesichert ist. Die zu
kUnftige Verteilung der Mittel sollte daher kritisch analysiert werden. Hierbei bleibt zu be
rucksichtigen, daß Mittel der Agrarstrukturpalitik allein nur einen geringen Beitrag zur 
Entwicklung ungUnstig strukturierter Gebiete leisten können. 

Die Verteilung der Förderftille und -mittel (Subventionswerte) auf die verschiedenen Be
triebssysteme ist beispielsweise fUr das Jahr 1974 in Übersicht 2 ausgewiesen. 

Das hohe Bewilligungsvolumen fUr Futterbaubetriebe wird einerseits durch ihren relativ um
fangreichen Kapitalbedarf zur Wachstumsfinanzierung und andererseits durch vergleichs
weise gUnstige Förderungskonditionen verursacht. 

Da die Investitionsförderung fUr Milcherzeugerbetriebe angesichts der Situation auf dem 
Milchmarkt erhebl icher Kritik ausgesetzt ist, wurden die Änderungen der Produktionsstruk
twr in diesen Betrieben bei den Untersuchungen der Entwicklungspll:lne erfaßt. Hierbei 

357 



Übersicht 2: Verteilung der Subventionswerte und Förderfölle in Niedersachsen 
im Jahr 1974 - GI iederung nach Betriebssystem 

Betriebs- ~ahl der Zahl der Be- Subventions- Summe der 
system ßEP'e triebe (LZ wert/Betrieb Subventions-

1971 ) ·werte 
(v. H. ) (v. H. ) (DM) (v. H. ) 

Marktfruchtbetr. 22.6 24.4 25.761 13 

F utterbaubetr. 35.9 39.1 56.074 47 

Veredelungsbetr. 13.1 6,7 33.967 11 

Dauerkulturbetr. 0,8 1.0 34.233 1 

Gemischtbetr. 26.7 28.5 41.009 27 

Gartenbaubetr. 0.9 0.3 42.542 1 

zeigte sich, daß etwa jeder zweite Förderbetrieb eine Aufstockung seiner Milchviehherde 
plant. Demgegenüber ist eine Bestandsabstockung in jedem zehnten Betrieb vorgesehen. 
Die Aufstockungen wurden in erster Linie in Betrieben mit hohem Grünlandanteil gef<:irdert, 
deren Standorte fast ausnahmslos im Grünlandgürtel des Küstenraumes und in den Niede
rungsregionen der niedersHchsischen Flußgebiete liegen. Hieraus kann gefolgert werden, 
daß die Investitionshilfen für Milchviehbetriebe Niedersachsens zur Produktionsverlagerung 
auf Grünlandstandorte beitragen, die von einer zunehmenden Produktionsspezial isierung in 
diesen Regionen begleitet wird. 

Aus der angedeuteten regionalen und betriebsspezifischen Verteilung der F<:irdermittel für 
. Haupterwerbsbetriebe geht hervor, daß die Investitionshilfen vorrangig in Gebiete mit un
günstigeren wirtschaftl ichen und naturl ichen Bedingungen fl ießen und nicht in die guten 
AgrarrHume wie dies hClufig bei Diskussionen über die Ausgestaltung des F<:irderprogramms 
vermutet wird. Bei dieser Aussage ist zu berücksichtigen, daß in Niedersachsen die F<:irder
schwelle nicht regionalisiert wurde. 

4 Kennzeichnung gef<:irderter Betriebe und ihrer InvestitiQ!llP-IHne 

Aus Raumgründen kann eine breitere Darstellung des vorl iegenden Datenmaterials im Rahmen 
dieses Beitrages nicht erfolgen. Zu einer groben Charakterisierung sollen folgende Kennzif
fern (1) genügen (vgl. auch Übersicht 3). 

Die gef<:irderten Betriebe bewirtschaften in der Ausgangssituation der Betriebsentwicklung 
im Landesdurchschnitt etwa 50 ha LF. In Marktfruchtbetrieben I iegt dieser Wert um 10 ha 
h<:iher, in den übrigen Betriebssystemen wird er im Gruppenmittel um 10 ha bis 15 ha unter
schritten. 

Im Verlauf der Betriebsentwicklung soll der durchschnittl iche NutzflHchenumfang um etwa 
10 v. H. aufgestockt werden. Für die Betriebsgr<:ißenstruktur der antragstellenden Betri ebe 
sind für die verschiedenen Antragsjahre keine wesentl ichen Verschiebungen zu erkennen, 
so daß ein Einfluß der angehobenen Förderschwellenwerte nicht zu erkennen ist. Diese 
schlagen sich allerdings in den ermittelten Einkommen der jeweiligen Zielkalkulationen 
nieder. Beispielsweise sind für den durchschnittl ichen Gewinn des Ziel jahres der AntrClge 
des Jahres 1973 DM 42.700 je Betrieb ausgewiesen, gegenüber DM 59.800 im Jahr 1975. 
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Unrealistische Werte für die Ertrags-Aufwandsbeziehungen der Zielkalkulationen lassen 
sich für den Landesdurchschnitt nicht nachweisen, vielmehr beruhen die geplanten Einkom
menssteigerungen auf Kapazitätsaufstockungen und/oder Rational isierungseffekten. In weI
chem Umfang die Zielkalkulationen realisiert wurden, werden die Ergebnisse aus Auflagen
buchführungen erkennen lassen. 

Bei den geförderten Investitionsprojekten bilden Wirtschaftsgebäude mit etwa 60 v. H. des 
ausgewiesenen Bruttoinvestitionsvolumens von 1,3 Mrd. DM (ohne Wohnteil investitionen 
und Umlaufkapital) einen eindeutigen Schwerpunkt. Auf Maschineninvestitionen entfallen 
etwa 20 v. H., auf Landkäufe 7 v . H., während für Viehzukäufe ca. 10 v . H. des Gesamt
volumens ausgewiesen sind. Analysen zur Verteilung der Fördermittel zeigen, daß rund 
85 v . H. der Subventionswerte auf Gebäudeinvestitionen entfallen, gegenüber einem An
teil von 8 v.H. für Moschineninvestitionen und 5 v.H. fUr Landkäufe. 

Übersicht 3: Kennzeichnung investitionshilfengeförderter Betriebe und ihrer Investitions
pläne in Niedersachsen (Antragsjahre 1971 bis 1976) 

1972 1973 1974 1975 1976 

ha LF / Betrieb I 
1 Ist 51 46 46 49 48 

Ziel 55 51 51 53 i 52 I 

AK / Betrieb I 

Ziel 2,2 2,1 2,0 2,1 2,1 
Gewinn / Betrieb (DM) 
Ist 29.200 33.400 36.500 38.200 44.000 
Ziel 42.700 51.600 59.800 64.100 
Gewinn / Familien-AK (DM) 
Ist 19.500 21.200 22.500 24.500 27.400 
Ziel 32.400 37.400 40.000 
lebenshaltungsaufwand inkl. 
privater Steuern (DM) 
Ist 23.900 23.800 26.400 30.400 32.700 
Ziel 26.700 27.100 30.800 35.500 39.100 
Eigenkapitalbildung (DM) 
Ist 7.700 10.500 13.300 15.600 15.300 
Ziel 15.500 16.500 16.500 22.900 25.100 
Bruttoinvestitionen (ohne 
Umlaufkapital und Wohnteil) 
Landkauf v. H. 9,5 4,9 6,4 7,2 5,9 
Bodenverbesserung v. H. 1,3 0,9 0,8 0,9 1,3 
Wirtschaftsgebäude v. H. 54,0 57,8 64,8 59,9 65,0 
Maschinen v. H. 21,0 19,1 20,3 24,6 19,0 
Vieh v. H. 14,2 17,3 7,7+ 7,4+ 8,8+ 

+ ab 1974 konnten nur noch die geplanten Viehzukäufe erfaßt werden. 

359 



5 Entwicklung der Betriebe nach Förderung 

Die Untersuchungen (2) von 5.700 Auflagenbuchfuhrungen der Wirtschaftsjahre 1972/73 
bis 1975/76 weisen durchschnittliche Einkommen aus, die zunächst auf langfristige Entwick
lungschancen der geförderten Betriebe schließen lassen. Bei einer stärkeren Gruppierung 
der Jahresabschi Usse zeigen sich jedoch fUr eine bedeutende Zahl geförderter Betriebe so 
ungünstige Wirtschaftsergebnisse, daß ihre langfristige Existenz gefährdet erscheint. Mit 
Ausnahme des Wirtschaftsjahres 1975/76 waren in allen untersuchten Buchfuhrungsjahrgän
gen in nahezu 30 v. H. der untersuchten Fälle Eigenkapitalverluste ausgewiesen, die aller
dings vielfach durch eine mangelnde Anpassung des LebenshaltungsaiJfwandes an die Ertrags
lage des Betriebes hervorgerufen wurden. Die deutl iche Unterschätzung dieser Position in 
den Zielkalkulationen der Entwicklungspläne ist besonders auffällig. 

Hinsichtlich des Einkommensniveaus werden im Landesdurchschnitt die Zielkalkulationen 
zwar erhebl ich uberschritten, jedoch bleibt zu berucksichtigen, daß diese Entwicklungs
tendenz in erster Linie durch die Entwicklung besonders erfolgreicher Betriebe bedingt ist, 
fUr die im Regelfall vorsichtige Einkommensprojektionen vorgenommen wurden. 

In der Teilgruppe der weniger erfolgreichen Betriebe (25 v. H. der Betriebe mit dem nie
drigsten Gewinn) war beispielsweise im Wirtschaftsjahr 1974/75 ein durchschnittlicher Ei
genkapitalverlust von annähernd DM 8.000 zu verzeichnen, während der Gewinn je Fami
I ienarbeitskraft bei etwa DM 11.600 lag. Selbst im äußerst gUnstigen Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 konnte diese Teilgruppe keine Eigenkapitalvermehrung erzielen. 

Wenn auch zwischen Einkommenssituation und Faktorausstattung sowie Förderintensität deut
I iche Beziehungen nachzuweisen sind, bleibt festzustellen, daß der unbefriedigende Ent
wicklungsverlauf von Betrieben in allen Teilgruppen nachzuweisen ist, wenn das Datenma
terial nach betriebsspezifischen Kriterien oder Kriterien der Förderungsintensität klassifi
ziert wird. 

Die ungUnstige Situation der weniger erfolgreichen Betriebe stellt sich bei einer Gliede
rung der Betriebe anhand der Fletchenausstattung fUr das Wirtschaftsjahr 1974/75 wie folgt 
dar: 

Fläche (ha LF) Gewinn je Fam-AK (DM) Eigenkapitalbildung ( D~l) 

unter 20 7.795 - 5.356 
20 - 30 7.860 - 9.946 
30 - 50 11. 582 - 6.307 
50 - 70 12.006 - 9.369 
70 - 100 13.619 - 13.380 

Obwohl zu berUcksichtigen ist, daß sich ein Teil der untersuchten Betriebe in der Über
gangsphase zur Ziel planung befindet, lassen sich fUr die unbefriedigende Situation vieler 
Betriebe folgende Kennzeichen auffuhren: 

- unzureichendes Ertrags- und Leistungsniveau in den verschiedenen Betriebszweigen; 
- unw i rtschaft I icher Einsatz von Vorleistungen; 
- vergleichsweise niedrige Erzeugerpreise aufgrund geringerer Qualitäten; 
- fehlerhafte Investitionspläne aufgrund Uberschätzter Eigenfinanzierungsmögl ichkeiten; 
- unzureichende Anpassung des Lebenshaltungsaufwandes an die Ertragslage des Betriebes. 

Partielle Fördereffekte sind ohne Ausschaltung exogener Einflusse auf den Einzelbetrieb aus 
einem Einkommensvergleich vor und nach Förderung nicht zu ermitteln. Die vorliegenden 
Ergebnisse lassen allerdings folgende Tendenzen erkennen: 
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Buchführungsdaten aus Betrieben, die Investitionshilfen für Gebäudeinvestitionen erhalten 
haben, zeigen für den Durchschnittsbetrieb einen positiven Entwicklungsverlauf . Dieser 
Weg kann für qual ifizierte Betriebsleiter auch flächenärmerer Betriebe zur langfristigen 
Existenzsicherung beitragen. Die Ergebnisse demonstrieren jedoch auch, welche Risiken 
auftreten, wenn im Rahmen von Kapazitätserweiterungen Viehaufstockungen ohne beglei
tende Flächenausdehnungen vorgenommen werden. In Fällen mit ungenügender Produktions
technik in der Ausgangssituation erwies sich der öffentlich geförderte "Wachstumsschub" für 
eine Einkommenssicherung vielfach als ungeeignet. Hier hätte zunächst die Produktions
technik verbessert werden müssen, um die organisatorischen und finanziellen Voraussetzun
gen für einen solchen Schritt zu schaffen. 

Aus diesen verschiedenen Entwicklungsverläufen ist zu erkennen, welche Bedeutung ein se
lektiv ausgerichtetes Förderungsprinzip erlangt, wenn verhindert werden soll, daß Betriebe 
nach Förderung mit unzureichendem Einkommen und Substanzverlusten bewirtschaftet wer
den. Sie zeigen ebenfalls die Bedeutung der realistischen Erfassung des Leistungsniveaus 
der Betriebe in der Ausgangsphase der Betriebsentwicklung . 

Daten aus Betrieben, denen Investitionshilfen für Landkäufe gewährt wurden, deuten an, 
daß die Kaufpreise häufig über den Ertragswerten liegen. Die Durchschnittseinkommen die
ser Gruppe zeigen vergleichsweise hohe Werte. Sie sind allerdings auf die äußerst günstige 
Entwicklung gutorganisierter Betriebe zurückzuführen, die in ihrer Richtung auch ohne oder 
mit geringerem Einsatz öffentl icher Mittel verlaufen wäre. In flächenärmeren Betrieben 
sind positive Einflüsse dieser Förderungsmaßnahmen nicht zu erkennen, wenn durch liquidi
tätsengpässe die Entwicklungsaltemativen der Betriebe eingeschränkt wurden. 

Zukünftig soll te die Förderung des Landkaufs daher auf Ausnahmefälle beschränkt werden. 

In Betrieben, deren Betriebsentwicklungspläne vorrangig Maschineninvestitionen vorsahen, 
ist das kalkulierte Einkommenswachstum vielfach nicht zu erkennen. Geförderte Überkapa
zitäten oder Ersatzinvestitionen sind hierfür häufigste Ursache. Ohne begleitende Kapazi
tätsaufstockungen können die Hilfen zwar zur Arbeitserleichterung beitragen, ihr einkom
menssteigender Effekt ist jedoch im Regelfall gering zu bewerten und wurde in den Betriebs
entwicklungsplanungen häufig überschätzt. Die positive Entwicklung der erfolgreichsten 
Betriebe dieser Gruppe wäre in ihrer Tendenz auch bei einem geringeren Einsatz öffentl i
cher Investitionshilfen verlaufen, da sie maßgeblich auf anderen Einflußgrößen (z. B. Flä
chenaufstockungen) beruht. 

Die verringerte Förderungsintensität für Maschineninvestitionen - die in den heute gültigen 
Richtl inien vorgesehen sind - müssen daher als sachgerecht bezeichnet werden. 

Demgegenüber muß eine Überführung dieser Fördermaßnahmen in den Bereich eines allge
meinen Agrarkreditprogramms für die Landwirtschaft, das von den Merkmalen eines selekti
ven Programms entkleidet ist, skeptisch beurteilt werden. Diese Forderungen, die in jüng
ster Zeit häufig vorgetragen wurden, beinhalten die Gefahr zusätzlicher Fehlentscheidun
gen bei Maschineninvestitionen. 

6_ Kons~enzen für die Gestaltu~nd Durchführl!!!9 der Einzelbetrieblichen Förderung 

Aus der erkennbaren ungünstigen Entwicklung in einer zu großen Zahl von Förderbetrieben, 
wurden in Niedersachsen Schlußfolgerungen gezogen. Insbesondere wurden die Anforderun
gen an die Sicherheit der vorzulegenden Betriebsdaten, auf deren Grundlogen Entscheidun
gen über die Entwicklungsfähigkeit der Betriebe getroffen werden, geändert. Im Regelfall 
können seit dem Jahr 1976 nur noch Investitionsprojekte von Betrieben gefördert werden, in 
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denen zwei BuchabschlUsse der Stufe III vorliegen. Dieser Schritt, dem Übergangsregelun
gen vorausgingen, die z. B. mindestens die Vorlage einer Erl:iffnungsbilanz vorsahen, wurde 
vorzeitig angekUndigt. Er stellt eine Verschl:irfung des Selektionsverfahrens gegenUber an
deren Bundesll:indern dar und soll Fehlurteile zur Frage der Entwicklungschancen investi
tionshilfenbeanspruchender Betriebe auf ein ml:iglichst niedriges Maß beschrl:inken. 

Diese Änderung war mit einer erhebl ichen Vereinfachung des Betriebsentwicklungsplans 
verbunden, so daß der ursprUngl ich umfangreiche Verfahrensaufwand in Beratung und Ver
waltung erhebl ich reduziert werden konnte. Zur Zeit werden weitere Vereinfachungsschritte 
fUr Betriebe untersucht, deren positiver Entwicklungsverlauf in der Vergangenheit durch 
BuchfUhrungsergebnisse belegt wird, und in denen Investitionen geringeren Umfangs vorge
sehen sind. 

Die vorliegenden Vorschll:ige zur Vereinfachung des Fl:irderverfahrens entwicklungsfl:ihiger 
Betriebe, die portielle WirtschaftlichkeitsUberlegungen fUr die geplanten Investitionen stt:lr
ker in den Vordergrund stellen ml:ichten, erscheinen dagegen weniger sachgerecht, da hier
bei die Gesamtsituation des Betriebs nicht ausreichend beachtet wird. 

Die Frage des sachgerechten Beurteilungsmaßstabes fUr die Entwicklungsft:lhigkeit ist seit 
EinfUhrung der Einzelbetriebl ichen Fl:irderung vielfach diskutiert worden. Hierbei wurden 
die zentralen Fragen der Ausgestaltung des Programms hl:iufig in den Hintergrund gedrt:lngt. 
Dies gilt besonders fUr den Zeitraum nach EinfUhrung des Maßstabs "vergleichbares Arbeits
einkommen". Die bekannten Probleme seiner Ermittlung und seine geringe Aussagefl:ihigkeit 
uber die langfristigen Entwicklungschancen haben dazu gefUhrt, daß diesem Maßstab in 
Niedersachsen nur die Funktion einer Nebenbedingung eingert:lumt wird. 

Im Mittelpunkt der Beurteilung der Entwicklungsfl:ihigkeit stehen hier der Gewinn und die 
Eigenkapitalbildung des Betriebes. Da fUr die Eigenkapitalvert:lnderung des Ziel jahres den 
Lebenshaltungsentnahmen eine besondere Bedeutung zukommt, wird der Analyse dieser Po
sition eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die AuflagenbuchfUhrungen lassen zwar 
erkennen, daß eine ausreichende Eigenkapitalbildung in Einzelfl:illen auch bei geringeren 
Gewinnen und sporsamen Entnahmen fUr die Lebenshaltung zu erzielen ist, jedoch zeigen 
die Durchschnittswerte - auch aus wirtschaftsschwl:icheren Gebieten - daß diese Verhaltens
weise fUr den Uberwiegenden Teil der Betriebe nicht charakteristisch ist. 

Sollten die Vorschlt:lge, die auf eine Abgrenzung der entwicklungsft:lhigen Betriebe anhand 
der zukUnftigen Eigenkapitalbildung ausgerichtet sind, Eingang in das Fl:irderprogramm fin
den, sollten hierbei Untergrenzen fUr das erforderliche Mindestkonsumniveau entwicklungs
fl:ihiger Betriebe formul iert werden. Hiermit kl:innte den Zielen einer langfristig ausgerich
teten Strukturpol itik entsprochen werden, die nicht darauf gerichtet sein dUrfen, Betriebe 
zu fördern, deren Existenzfl:ihigkeit nur aufgrund eines permanenten Konsumverzichts er
mögl icht wird. 

In den Diskussionen uber das geeignete Selektionsverfahren im Rahmen der Einzelbetrieb-
I ichen Förderung wird vielfach nur ungenUgend berucksichtigt, daß die Entscheidungen auf 
zukunftsgerichteten Daten beruhen und wohl auch beruhen mUssen, da es sich bei den ge
förderten Projekten um Wachstums- und/oder Rational isierungsinvestitionen handel t. Unbe
kannte Ertrags-Aufwandsrelationen, aber auch Manipulationsmöglichkeiten können hierbei 
die Planungen entscheidend beeinflussen. Der Erfolg der Förderungsmaßnahmen wird daher 
auch in erhebl ichem Umfang vom Informationsstand der Beratung und der bewill igenden In
stitutionen abhl:ingig sein. Ihre sachl iche Information uber zukUnftige Entwicklungsperspek
tiven des Agrarsektors dUrfte ein sehr wirksamer Weg zur langfristigen Effizienzsteigerung 
von Investitionshilfen sein. 
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Das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm (EF~ und seine Ausgestaltung werden in jüngster 
Zeit wieder verstörkt diskutiert. Als besonderes Problem erweist sich dabei stets die Beurtei
lung der Entwicklungsföhigkeit und der Entwicklungsmögl ichkeiten der zu fördernden Be
triebe. Diese Problematik kann nicht losgelöst gesehen werden vom Einfluß der Investitions
förderung selbst sowie der übrigen - aus der Sicht des Einzelbetriebes überwiegend externen -
Einflußgrößen auf die Betriebsentwicklung, wie sie etwa Geldwertönderungen, Realpreis
entwicklungen, technische Fortschritte und anderes mehr darstellen. 

Aufgabe dieser Studie ist es daher, beispielhaft die Entwicklung geförderter Betriebe unter 
dem Einfluß der oben genannten Größen aufzuzeigen, um so einen Beitrag zur Beurteilung 
des EFP zu leisten. Unter bewußtem Verzicht auf eine umfassende Diskussion der vielfölti
gen Aspekte der agrarstrukturellen Zielsetzungen und Auswirkungen des EFP, die in der li
teratur ausführlich behandelt sind (vgl. u.a. KÖSTER, 8; MEINHOLD et al., 11; PETERS, 13, 
dieser Band, S. 379), beschrönkt sich der Beitrag auf die einzelwirtschaftliche Problematik 
und die daraus resultierenden Konsequenzen fUr die Investitionsförderung . 

~ Ziele und Möglichkeiten der Betriebsentwicklun..s... 

Betrachtet man die Betriebsentwicklung allgemein als Beitrag zur ErfUllung der gesetzten 
Ziele, so verlangt die Beurteilung der Entwicklungsmöglichkeiten zunöchst eine exakte 
Ziel definition . 
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Ohne zu verkennen, daß eine Re ihe weiterer Ziele fUr unternehmerische Entscheidungen 
von Bedeutung ist, wird hier die Schaffung eines ausreichenden Konsumeinkommens sowie 
eine angemessene Steigerung desselben als privatwirtschaftliches Entwicklungsziel definiert. 

Was als ausreichendes Einkommen anzusehen ist, richtet sich weitgehend nach den indivi
duellen Vorstellungen und Erwartungen der Betriebsleiter (KÖHNE, 7, S. 286). Daraus 
folgt, daß die Beurteilung der Existenz- und Entwicklungsfähigkeit eines Betriebes nicht 
zwangsläufig - wie es das EFP vorsieht (1, S. 21) - anhand des Vergleichs zwischen dem im 
Betrieb erziel baren Einkommen und dem Einkommen vergleichbarer Berufsgruppen zu erfol
gen hat. Mit der gleichen Berechtigung können vielmehr auch die individuellen Einkommens
anspruche der jeweiligen Betriebsinhaber herangezogen werden (WEINSCHENCK, 16, 
S. 228). 

Letzteres erscheint insbesondere deshalb angebracht, weil die tatsächl ichen Konsumentnah
men stärker an diesen individuellen Vorstellungen orientiert sein dUrften als am tatsächlich 
im Betrieb erziel ten Einkommen, was verschiedenen Untersuchungen zu entnehmen ist 
(HÜLSEN, 3; JOCHIMSEN, 4). Daher wird in den folgenden Modellrechnungen die Höhe 
der Konsumentnahmen an den tatsächlichen Entnahmen der Betriebe orientiert, um dem ent
scheidenden Einfluß dieser Größe auf die kUnftige Betriebsentwicklung gerecht zu werden. 

Steigerungen des Gewinns und damit des konsumfähigen Einkommens können - außer durch 
Preisänderungen bei Betriebsmitteln und Produkten - zum einen durch die Nutzung techni
scher Fortschritte und zum anderen durch Kapazitätserweiterungen erzielt werden. 

Technische Fortschritte lassen sich grundsätzlich unterscheiden in autonome, d.h. ohne In
vestitionsmaßnahmen nutzbare und kapital gebundene, die Investitionen in dauerhafte Pro
duktionsmittel erfordern (HINRICHS und BRANDES, 2, S. 368). 

Die erstgenannte Gruppe betrifft im wesentlichen den biologisch-technischen Fortschritt, 
der sich in höheren Erträgen der pflanzl ichen und tierischen Produktion niederschi ägt und 
im allgemeinen die optimale spezielle Intensität in Richtung eines verstärkten Betriebsmit
teleinsatzes verschiebt. Investitionen in dauerhafte Produktionsmittel sind in der Regel zur 
Nutzung dieser Fortschritte nicht erforderlich. 

Im Gegensatz zu den biologisch-technischen sind mechanisch-technische Fortschritte meist 
kapital gebunden . Ihre Nutzung durch entsprechende Investitionen fUhrt durch den Einsatz 
arbeitssparender Techniken zu einer Verschiebung der Faktorrelationen zwischen Arbeit und 
Kapital und damit zu einer Erhöhung der Arbeitsproduktivität. DarUber hinaus können tech
nische Fortschritte kapitalsparend wirken, was eine Steigerung auch der Kapitalproduktivi
tät zur Folge hat (vgl. KUHLMANN, 9, S. 114). 

Neben diesen Rational isierungsinvestitionen können auch reine Erweiterungsinvestitionen, 
bei denen die Wertschöpfung des Betriebes und der Arbeitseinsatz proportional ansteigen, 
zu einer Erhöhung des Einkommens fuhren. 

Da in vielen Familienbetrieben eine weitere Freisetzung von Arbeitskräften nicht mtiglich 
ist, ist eine Erhtihung der Arbeitsproduktivitcit oft nur durch eine Steigerung der Produktion 
bei unverändertem (oder unterproportional ansteigendem) Arbeitseinsatz zu real isieren. Da
her haben Investitionen in familienbäuerlichen Betrieben meist den Charakter von "Erweite
rungsinvestitionen mit Rationalisierungseffekt". Dies gilt auch fUr die Investitionen, die 
von de~ im Rahmen dieser Studie untersuchten Beispielsbetrieben vorg~nommen wurden. 
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3 Einfluß der Investitionsförder\m9. auf die BetriebsentwickllillQ 

Die Maßnahmen der einzelbetriebl ichen Investitionsförderung (Zinsverbili igungen, öffent
liche Darlehen, Beihilfen) beeinflussen sowohl den Kapitaldienst (Zins und Tilgung) als 
auch die Kapitalkosten (Zins und Abschreibung) von Investitionen. Da der Kapitaldienst 
als effektiv zu leistende Zahlung eine liquiditCltswirksame, die Kapitalkosten dagegen eine 
rentabil itätswirksame Größe darstellen, werden von der Förderung die Wirtschaftl ichkeit 
der Investition und die Liquiditätslage des Betriebes gleichermaßen beeinflußt. 

Die quantitativen Auswirkungen verschiedener Förderungsmaßnahmen auf Kapitaldienst und 
-kosten von Investitionen sind in der Literatur eingehend dargestellt (vgl. u.a. KÖHNE, 
6; KLARE, 5; PAULUS, 12) und bedUrfen daher hier keiner näheren Erläuterung. Vielmehr 
sollen in der vorl iegenden Studie an hand von Daten geförderter Betriebe die gesamtbetrieb
I ichen Einflusse der Förderung auf die kUnftige finanzwirtschaftl iche Entwicklung darge
stellt werden. 

Im folgenden wird zunächst das hierfUr herangezogene Modell kurz beschrieben, bevor auf 
die Daten der Beispielsbetriebe näher eingegangen wird. 

3.1 Modell zur Darstellung der Betriebsentwicklung 

Die zu behandelnde Fragestellung erfordert ein dynamisches Modell, in welchem die bei 
dauerhaften InvestitionsgUtern anfallenden Zahlungsströme sowie die Beziehungen zwischen 
Konsumausgaben und Kapitalbildung in ihrem Einfluß auf die Betriebsentwicklung erfaßt 
werden können. 

Das nachfolgend beschriebene Modell entspricht in seinem Grundaufbau dem von HINRICHS 
und BRANDES (2) entwickelten Wachstumsmodell, das allerdings fUr die speziellen Belange 
dieser Untersuchung erweitert und teilweise modifiziert wurde. Bei vorgegebenen Investi
tions- und Finanzierungsregeln beschreibt es die zeitl iche Entwicklung der Ein- und Aus
zahlungen und in Zusammenhang damit das Wachstum und die Eigenkapitalbildung . 

Das Modell lößt sich in drei Bereiche untergliedern, nämlich in 

- die Einzahlungs- und Auszahlungsrechnung, 
- die Bestimmung der notwendigen Ersatz- und in Zusammenhang damit 

der Nettoinvestitionen und 
- die Abschlußrechnungen zur Erstellung der Schlußbilanzen in den einzelnen Jahren. 

Im einzelnen werden folgende Ein- und Auszahlungen erfaßt: 

Auszahlungen fUr .•• 

VerbrauchsgUter (Vorleistungen) 
Fremdlöhne 
Pachten 
F remdkapitalz insen 
Fremdkapitaltilgung 
Gebrauchsguter (Bruttoinvestitionen) 
Einkommensteuer 
Konsumentnahmen 
Finanzvermögen zum Ende des Jahres 

Einzahlungen aus ... 

Produktion (Betriebsertrag) 

Zinsen fUr Finanzvermögen 
Neuaufnahme von Krediten 

Finanzvermögen zu Beginn des Jahres 

Die Berechnung dieser Größen ist im einzelnen der mathematischen Darstellung im Anhang 
zu entnehmen. Einige GrundzUge ihrer Ermittlung seien im folgenden kurz wiedergegeben. 
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So veröndern sich Betriebsertrag und Vorleistungen durch autonome technische Fortschritte, 
Realpreisentwicklung und Inflation einerseits sowie andererseits durch die im Vorjahr getö
tigten Nettoinvestitionen (siehe Gleichungen 1.1 und 2.1) . 

Die Bruttoinvestitionssumme wird bestimmt durch die Investitionsregel, nach der sie ein durch 
die Selbstfinanzierungsquote bestimmtes Vielfaches der verfUgbaren Finanzmittel betragen 
soll (siehe Gleichungen 2.6 und 2.61). Sie muß jedoch mindestens die Höhe der notwendi
gen Ersatzinvestitionen haben. Ledigl ich im Ausgangsjahr (Jahr der Förderung) wird der Um
fang der Bruttoinvestitionen wie auch deren Finanzierung fest vorgegeben. 

Bei der Bestimmung der notwendigen Ersatzinvestitionen wird von zwei unterschiedlichen 
Konzepten bei GebCiuden und Maschinen ausgegangen. WCihrend bei Geböuden angenommen 
wird, daß deren Leistungsabgabe uber die gesamte unterstellte Nutzungsdauer von 20 Jahren 
konstant bleibt, sinkt bei Maschinen die Leistung uber die 10-jCihrige Nutzungsdauer hinweg 
I inear ab 1). Bei Gebtluden werden die Ersatzinvestitionen des Jahres t somit ausschi ießlich 
durch die in t-20 gettltigten Bruttoinvestitionen bestimmt (s. Gleichung 3.11), wöhrend bei 
Maschinen der reale Leistungsverlust aller in den Vorjahren (bis t-10) getötigten Bruttoin
vestitionen ersetzt werden muß (s. Gleichung 3.12). Die Preise fUr InvestitionsgUter steigen 
im vorl iegenden Modell entsprechend der Inflationsrate. 

Die Nettoinvestitionen ergeben sich als Differenz zwischen Bruttoinvestitionen und Ersatz
investitionen . Sie werden gemöß vorgegebener Anteilswerte auf Geböude, Maschinen und 
sonstiges Sachvermögen verteilt. Aus der Bruttoinvestitionssumme und dem FinanzUberschuß 
ergibt sich die Neuaufnahme von Krediten (s. Gleichung 1.3) bzw. - falls keine Kredit
aufnahme erforderl ich ist - das FinanzvermCigen zum Ende des Jahres (s. Gleichung 2.9) . 
Bei Fremdfinanzierung werden - sofern diese nicht entsprechend der Förderungsmaßnahme 
vorgegeben ist - fUr Geböude Kredite mit einer Laufzeit von 20 Jahren, ansonsten solche 
mit einer Laufzeit von 10 Jahren aufgenommen, wobei generell eine progressive Tilgung 
unterstellt ist (s. Gleichungen 2.5 und 2.51). 

Zur Erstellung der Schlußbilanzen in den einzelnen Jahren ist die wertmtlßige Vertlnderung 
der Vermögenspositionen zu erfassen. Bei Inflation ist das Sachvermögen hierbei nach Wie
derbeschaffungswerten anzusetzen, d. h., es mUssen geldwertbedingte Korrekturen ange
bracht werden. Der Wert des Sachvermögens zum Ende eines Jahres ergibt sich danach aus 
dem mit der Inflationsrate korrigierten Wert des Vorjahres, zuzUgl ich der Bruttoinvestitio
nen und abzuglich der Abschreibungen, die ebenfalls nach dem Wiederbeschaffungswert zu 
bemessen sind (Nöheres s. SKOMROCH, 15, dieser Band, S. 409). 

Bei dem fUr Maschinen unterstellten Leistungsabgabekonzept entsprechen die Ersatzinvesti
tionen den so zu ermittelnden Abschreibungen, so daß das Maschinenvermögen um die In
flationsrate und die getötigten Nettoinvestitionen ansteigt (s. Gleichung 4.13). FUr Ge
böude hingegen sind Abschreibungen auf den Wiederbeschaffungswert (des jeweiligen Jah
res) anzusetzen, so daß sich der Wert der Geböude zum Ende eines jeden Jahres nach Glei
chung 4. 12 errechnet. 

Das dargestellte Modell ermöglicht es, die finanzwirtschaftliche Entwicklung eines Betrie
bes anhand eines Investitionsaggregates und entsprechend dem vorgegebenen Investitions
verhalten zu verfolgen. Es erlaubt nicht die Kalkulation eines optimalen Investitions- und 
Finanzierungsprogrammes. In bezug auf die Fragestellung dieser Studie wird damit unter
stellt, daß die im Rahmen der Förderungsmaßnahme durchgefuhrte Investition fUr den jewei
I igen Betrieb die optimale oder aber die einzig mögl iche Alternative darstellt und eine 

1) Zu den verschiedenen Leistungsabgabekonzepten vgl. HINRICHS und BRANDES (2, 
S. 363). 
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Weiterentwicklung nur in der damit eingeschlagenen Produktionsrichtung möglich oder ge
wollt ist. Detaillierte Aussagen zur Entwicklung der Produktionsstruktur sind aufgrund des 
hohen Aggregationsgrades nicht möglich. 

3.2 Daten der Beispielsbetriebe 

Zur exemplarischen Darstellung der Auswirkungen der Investitionsförderung wurden drei 
Grünlandbetriebe aus NRW herangezogen, die in den Jahren 1973/74 Förderungsmittel er
halten haben und bereits vor der Förderung Bücher führten. Die wichtigsten Kennwerte die
ser Betriebe im Ausgangsjahr sind in Tabelle 1 wiedergegeben. Die Betriebe I und 11 hai ten 
in der Ausgangssituation 27 bzw. 28 Kühe mit Nachzucht, der größere dritte Betrieb hat 
einen Bestand von 45 Kühen mit Nachzucht und erzeugt daneben 12 Bullen ie Jahr. 

Tabelle 1: Betriebsdaten im Ausgangsjahr 1) 

Betrieb I Betrieb II Betrieb III 

Landw. genutzte Fläche ha 30,0 31,0 41,5 
Pachtfläche " 23,0 13,5 25,5 
Grünlandanteil v.H. 100,0 90,3 79,5 

Vermögen insgesamt 
(real) 2) DM 164 200 132 500 228 700 

Gebäude v.H. 30,6 4,4 31,3 
Maschinen v.H. 13,0 27,7 28,9 
sonst. Sachvermögen v.H. 30,5 35,5 30,6 
Finanzvermögen v.H. 25,9 32,4 9,2 

Fremdkapital insges. DM 42 200 50 000 181 000 

Fremdkapital in v.H. 
des Vermögens v.H. 25,7 37,8 79,1 

Betriebsertrag DM 70 000 95 000 132 000 

Zinseinkünfte " 1 700 1 720 840 

Vorleistungen " 34 000 51 000 65 000 

Fremdlöhne " - 5 500 -
Fremdkapitalzinsen " 1 940 1 300 7 760 
Pacht " 2 300 1 350 2 550 

Tilgung n 5 250 7 210 12 630 
Konsumentnahmen " 23 000 28 000 35 000 

1) DM-Werte gerundet; 
2) ohne Boden. 
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Die Vermögens- und Fremdkapitalwerte kennzeichnen die Anfangsbilanz im Jahr der Förde
rung. Die AnsCltze für das abnutzbare Anlagevermögen wurden entsprechend der für die Ver
gangenheit unterstellten Inflationsrate korrigiert I}, so daß die Vermögenswerte Realwerte 
wiedergeben. 

Die in den Betrieben getCltigten Investitionsmaßnahmen und deren Finanzierung sind in Ta
belle 2 dargestellt. Die BetrClge für die Nettoinvestitionen geben die Differenz zwischen 
den Bruttoinvestitionen und den notwendigen Ersatzinvestitionen wieder. Wtlhrend durch 
den unterstellten einjClhrigen Reinvestitionsturnus bei Maschinen in jedem Jahr Ersatzinvesti
tionen zu tCltigen sind, hClngt dies bei den GebCluden von deren Altersstruktur ab. 

Tabelle 2: GetCltigte Investitionen und deren Finanzierung 

Betrieb I Betrieb II Betrieb III 

TDM v.H. TDM v.H. TDM v.H. 

Bruttoinv. insgesamt 108,0 100,0 263,0 100,0 170,0 100,0 
davon Nettoinvest. 103,7 96,0 135,1 51,4 131,7 77.5 

Eigenmittel (geplant) 48,0 44,4 48,0 18,3 35,0 20,6 
Beihilfen - 29,0 11,0 33,0 19.4 
öffentl. Darlehen 1) - 186,0 70,7 102,0 60,0 
ZV-Darlehen 20 J. 2) 42,0 38,9 - - - -
ZV-Darlehen 10 J. 2) 18,0 16,7 - - - -

I} 1 v.H. Zins, 2,25 v.H. Tilgung 
2) Zinssatz fUr den Landwirt 3,0 v. H. 

Die Finanzierung entspricht den zum Förderungszeitpunkt gültigen Landesprogrammen des 
Landes NRW. Lediglich bei den öffentlichen Darlehen wurde aus Vergleichsgründen ein 
Zinssatz von 1 v. H. (statt 1,5 v . H.) entsprechend dem EF P angesetzt. Falls aus dem vor
handenen Finanzvermögen und dem Oberschuß des laufenden Jahres die in Tabelle 3 ange
gebenen Eigenmittel nicht zur Verfügung stehen, wird ein kurzfristiger Kredit (1 Jahr Lauf
zeit) zu einem Zinssatz von 8,5 v.H. aufgenommen. Für nicht zinsverbilligte Kredite mit 
einer Laufzeit von 10 bzw. 20 Jahren wird ein Zinssatz von 7 v.H. unterstellt. 

Tabelle 3: Kennwerte der InvestitionsaktivitClten (DM je 1 000 DM Nettoinvestition) 

09 09 09 auqQtpwa.xt!l 

1r~'9 g'9 L9'9 ~q:)'ed .. 

6«;t ~8t °9t ua~un~S'Fat.xoA 

6~~ B6~ Irkk SiI'B.x~.xasqaT.x~ag 

IrI qaT.x~aa Ir qaT.x~aa I qaT.x~aa 

1) NClheres dazu bei SKOMROCH (14) . 
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Die Kennwerte der Investitionsaktivitäten, die die Effekte der Nettoinvestitionen auf die 
Ein- und Auszahlungen beschreiben, sind aus Tabelle 3 zu entnehmen. Sie wurden aus den 
Betriebsentwicklungsplänen abgeleitet und nach Vergleichen mit den BuchfUhrungsergebnis
sen der Folgejahre gegebenenfalls korrigiert. Im Zeitablauf verHndem sich diese Werte ent
sprechend dem autonomen technischen Fortschritt und der Real preis- bzw. -lohnentwicklung . 

Der Kennwert "Fremdlähne" wird erst wirksam, wenn die Familienarbeitskapazität der Be
triebe voll ausgeschäpft ist. Diese Grenze wurde als maximal mögliche Nettoinvestitions
summe aus der AK-Kapazität der Betriebe und der zum Investitionszeitpunkt verfUgbaren 
Technik abgeleitet und - entsprechend einer unterstellten Abnahmerate des Arbeitszeitbe
darfs - um 2 v. H. jHhrl ich fortgeschrieben. 

3.3 Modellvarianten 

Das Modell soll die Effekte der Färderung auf die finanzwirtschaftliche Entwicklung der Be
triebe unter dem Einfluß sich Hndernder Rahmenbedingungen aufzeigen. Als Rahmenbedin
gUlllgen werden verschiedene Konstellationen der Modell parameter verstanden, die im ein
zelnen die Entwicklung der realen Agrarpreise sowie der Konsumentnahmen, die autonomen 
technischen Fortschritte und schi ießI ich die Art der Einkommensbesteuerung betreffen. Es 
wurden insgesamt 6 unterschiedl iche Parameterkonstellationen UberprUft, die im einzelnen 
in Tabelle 4 wiedergegeben sind. 

Tabelle 4: Merkmale der Modellvarianten 1) 

Modell- Fortschr'ittsrate Reales Wachs- Reales Wachs- Ein-
varian- tum der 2) tum von Kon- kommen 
te Nr. Betriebs- Vorlei- Agrarpreise sum u. Fremd- steuer 

ertrag stungen löhnen 
v.H. v.H. v.H. v.H. 

1 1,5 1,25 - 1,5 ! 0 nein 

2 1,5 1,25 - 1,5 2,0 nein 

3 1,5 1,25 - 1,5 2,0 ja 

4 1,0 0,8 - 1,5 2,0 nein 

5 1,5 1,25 - 3,0 :!: 0 nein 

6 1,0 1,25 - 3,0 2,0 nein 

1) Inflationsrate 3,5 v.H. fUr die Vorperioden und 4,5 v.H. fUr den Kalkulationszeitraum; 
Vorleistungspreise bleiben real konstant. 

2) FUr die ersten 5 Jahre bleiben die Agrarpreise real konstant. 

Innerhalb dieser Modellvarianten war jeweils die Situation "mit" und "ohne" Förderung dar
zustellen. Dabei hHngen die Ergebnisse der Varianten "ohne Förderung" in starkem Maß ab 
vom Investitionsanreiz, den man der Förderung zubill igt. Es war im Rahmen dieser Studie 
nicht mögl ich, derartige Investitionsanreize empirisch zu ermitteln. Daher wurde von zwei 
unterschiedlichen Annahmen fUr die Situation "ohne Förderung" ausgegangen: Im ersten 
Fall wird unterstellt, daß die getHtigte Investition auch ohne Fördermittel im selben Umfang 
durchgefuhrt worden wHre; dagegen wird im zweiten Fall von einer eingeschränkten Investi
tionsbereitschaft ausgegangen. Der Investitionsumfang im Ausgangsjahr ergibt sich dann 
(wie auch bei allen Investitionen ab dem zweiten Jahr) aus den verfUgbaren Geldmitteln 
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entsprechend einer Selbstfinanzierungsquote, die in Anlehnung an die von den Betriebslei
tern getlußerten Vorstellungen auf 60 v. H. festgelegt wurde. 

Um den Effekt des Ersatzes der im Ausgangsjahr erstell ten Anlagen ohne Förderungsmittel 
einzufangen, muß der Kalkulationszeitraum die Nutzungsdauer der InvestitionsgUter uber
schreiten. Da diese bei Gebtluden 20 Jahre betrtlgt (d.h., die im ersten Jahr erstellten An
lagen sind im 21. Jahr zu ersetzen), wurde für die Modellrechnungen ein Betrachtungszeit
raum von 25 Jahren zugrunde gelegt. 

3.4 Ergebnisse der Modellrechnungen 

Aus den vorgenannten Bedingungen ergeben si ch insgesamt 18 Modellvarianten je Betrieb, 
deren Ergebnisse im folgenden dargestell t sind. Aus RaumgrUnden können dabei nicht alle 
Informationen verarbeitet werden, die das Modell I iefert. Da sich stlmtl iche Einflußgrößen 
sowohl von seiten der Förderung als auch von seiten der übrigen Modellparameter - damit 
letztl ich auch der Konsumentnahmen - im Umfang der (realen) Eigenkapitalbildung nieder
schlagen, wird die finanzwirtschaftliche Entwicklung der Betriebe im folgenden anhand die
ses Kennwertes interpretiert. 

Die in den Modellrechnungen im Umfang fest vorgegebenen Konsumentnahmen charakteri
sieren das privatwirtschaftliche Entwicklungsziel (vgl. Kap. 2). Dieses kann solange als 
erreicht angesehen werden, wie die Eigenkapitalvertlnderungen pasitiv sind. Vermindert 
sich das Eigenkapital dagegen, so bedeutet dies, daß Itlngerfristig nicht nur kein Betrag 
zur Finanzierung von Wachstumsinvestitionen zur VerfUgung steht, sondern darUber hinaus 
auch die Ersatzinvestitionen nur bei wachsendem Fremdmitteleinsatz getätigt werden können. 

Von Interesse bei der Entwicklung des (realen) Eigenkapitals ist somit in erster Linie die 
Frage, ob eine Steigerung desselben Uber den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg mög-
I ich ist bzw. in welchem Jahr das Maximum erreicht wird. In Tabelle 5 sind diese Informa
tionen für die verschiedenen Modellvarianten zusammengestellt. Die Spaltenbezeichnungen 
kennzeichnen dabei jeweils die Situation "mit Investitionsförderung" (A) sowie "ohne För
derung" be i unvertlndertem (B) bzw. eingeschränktem (q Investi tionsumfang (vgl. Kap. 3.3). 
Der linke Teil der Tabelle enthölt jeweils die Jahre, in denen das Eigenkapital negativ 
wird - also eine Unterbilanz auftritt - sowie die Jahre, in denen es seinen höchsten Stand 
erreicht. Im rechten Teil ist dann der Umfang der kumul ierten Eigenkapitalbildung jewei Is 
vom Ausgangszeitpunkt bis zum Maximum sowie bis zum Ende des Kalkulationszeitraumes 
wiedergegeben. 

Die Ergebnisse zeigen, daß bei einer jöhrlichen realen Agrarpreissenkung um 1,5 v.H. und 
(real) konstanten Entnahmen (Vor. 1) mit Förderung (A) in allen Betrieben eine Eigenkapi
talbildung Uber den gesamten Kalkulationszeitraum hinweg mögl ich ist. Dies ist - wenn
gleich in wesentlich geringerem Umfang - auch dann der Fall, wenn die selben Investitions
maßnahmen ohne Inanspruchnahme von Förderungsmitteln vorgenommen werden (B). Geht 
man dagegen ohne Förderung von einem eingeschrönkten Investitionsumfang aus (q, so 
zeigt sich, daß bei einer Selbstfinanzierungsquote von 60 v. H. in Betrieb 11 die zur Errei
chung des vorgegebenen Konsumeinkommens notwendigen Wachstumsschritte nicht zu reali
sieren sind, was bei allen Modellvarianten zu Eigenkapitalverlusten in jedem Jahr des Kal
kulationszeitraumes führt. Die beiden anderen Betriebe weisen dagegen auch bei dieser Si
tuation noch eine Eigenkapitalbildung über den gesamten Zeitraum hinweg auf. 

Real steigende Entll"ahmen (Vor. 2) fuhren in Betrieb I dazu, daß mit Förderung (A) die 
Eigenkapitalbildung vom 24. Jahr an, ohne Förderung (B bzw. q vom 23. bzw. 22. Jahr 
an negativ wird. Der maximal mögliche Eigenkapitalzuwachs liegt etwa um die Hölfte nie
driger als in Variante 1. Auch in den beiden anderen Betrieben hat die E"tnahmesteigerung 
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Tabelle 5: Eigenkapitalentwicklung der Betriebe bei verschiedenen Modellvarianten 

Modell- Eigenkapital ~ Eigenkapital kumulierte reale Eigenkapitalbildung bis zum •.. 
variante o ab '" ( Jahr) Jl'lax. ( Jahr) (TDM) 1) 

Nr. 

I I 
----

I 
Maximum 25. Jahr 

A B C A B C A I B I c A I B I c 
---- '-. 

Betrieb I 

1 - - - 25 25 25 594 524 438 594 524 438 
2 - - - 23 22 21 ,344 282 210 334 265 182 
3 - - - 12 10 9 64 52 34 - 47 - 66 - 110 
4 - - - 16 16 15 193 158 119 92 48 - 5 
5 23 23 23 11 11 11 151 129 108 - 240 - 242 - 244 
6 21 21 20 10 10 9 122 102 82 - 380 - 389 - 395 

Betrieb 11 

1 - - 18 25 25 ( 1 ) 2 288 1 355 (- 4) 2 288 1 355 - 206 
2 - - 12 25 25 (1) 1 533 806 (- 4) 1 533 806 - 476 
3 - 22 11 23 9 (1 ) 276 41 (- 7) 270 - 185 - 514 
4 - - 11 21 21 (1) 935 237 (- 4) 850 184 - 553 
5 - 23 13 15 12 (1 ) 492 165 (- 4) - 39 - 237 - 534 
6 24 19 11 14 10 (1) 391 108 (- 4) - 253 - 498 - 805 

Betrieb II! 

1 - - - 25 25 25 1 327 1 129 732 1 327 1 129 732 
2 - - - 25 25 21 956 795 282 956 795 251 
3 - 23 16 14 10 7 171 81 18 45 - 103 - 280 
4 - - - 20 20 14 699 442 163 571 394 - 17 
5 25 24 21 13 13 11 446 295 166 - 122 - 193 - 280 
6 23 21 18 12 11 10 378 237 117 - 348 - 441 - 534 I 

Co) 
1) Werte auf to deflationiert. 
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erhebl ichen Einfluß auf den Umfang der Eigenkapitalbildung, die hier iedoch in den S itua
tionen A und B noch Uber den gesamten Kalkulationszeitraum hinweg positiv ist. 

Dies ist nicht mehr gewährleistet, wenn zusätzl ich Einkommensteuer zu entrichten ist (Var. 3) 
und diese zu einer entsprechenden Erhöhung der Entnahmen fuhrt und nicht zumindest teil
weise durch Konsumverzicht aufgebracht wird. In den Betrieben 11 und 111 fuhrt dies sogar 
dazu, daß in den Situationen ohne Förderung das Eigenkapital bis zum Ende der Kalkula
tionsperiode negativ wird. 

Eine Senkung der autonomen Fortschrittsraten entsprechend Variante 4 bewirkt ebenfalls eine 
Verringerung der Eigenkapitalbildung . Dieser Effekt ist iedoch von geringerem Ausmaß als 
der der Einkommensbesteuerung oder der in den Varianten 5 und 6 unterstellten Preisentwick
lung. 

Bei einer 3 %igen realen Agrarpreissenkung (Var. 5 und 6) sind die Betriebe weder mit noch 
ohne Förderung als entwicklungsfähig zu bezeichnen. Vielmehr kommt es zu Eigenkapital
verlusten in einem Umfang, der noch innerhalb des Kalkulationszeitraumes zu Unterbilanzen 
fuhrt. Dies unterstreicht den starken Einfluß des Agrarpreisniveaus auf die Entwicklungsmög
I ichkeiten der Betriebe. 

Vergleicht man die Betriebe hinsichtlich ihrer Eigenkapitalbildung miteinander, so ist fest
zustellen, daß diese in Betrieb I, der die wenigsten Investitionen im Ausgangsjahr tätigt 
(siehe Tabelle 2), am niedrigsten liegt. Der höchste Eigenkapitalzuwachs findet sich in 
Betrieb 11, während Betrieb III trotz der höheren Kapozitäten in der Ausgangssituation (vgl. 
Kap. 3.2) deutlich niedrigere Werte aufweist. Letzteres ist in der Hauptsache auf die we
sentl ich höheren Entnahmen zurUckzufuhren (siehe Tabelle 1), was die zentrale Bedeutung 
dieser Größe unterstreicht. 

Insgesamt zeigen die Ergebnisse in Tabelle 5 erhebl iche Entwicklungsunterschiede zwischen 
den einzelnen Modellvarianten. Der ieweilige Förderungseffekt hängt dabei in starkem 
Maße davon ab, welchen Investitionsanreiz man der Förderung zubill igt. Daneben ist fest
zustellen, daß der Förderungseffekt bei ungUnstiger werdenden Rahmenbedingungen tenden
ziell sinkt. 

4 Schi ußfolgerungen 

Wenngleich noch einmal darauf hinzuweisen ist, daß die vorliegende Studie exemplarischen 
Charakter hat, so daß die absoluten Ergebnisse ledigl ich fUr die speziellen Bedingungen der 
untersuchten Betriebe Gultigkeit haben, sind einige Schlußfolgerungen allgemeiner Art 
mögl ich, die in mancher Hinsicht die Aussagen anderer Autoren bestätigen bzw. ergänzen 1) . 
Die wesentlichsten Aspekte lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

Zunächst wird aus den Ergebnissen der Modell rechnung deutlich, daß die Entwicklung der 
Betriebe im Zeitablauf in hohem Maße beeinflußt wird von fUr den Einzelbetrieb exogenen 
Datenre ihen, wie sie etwa Inflation, Real preisentwicklung und letztl ich auch autonome 
technische Fortschritte darstellen. Neben diesen rentabil itätsbestimmenden Größen ist die 
Liquiditätssituation von entscheidender Bedeutung, die wiederum beeinflußt wird durch den 
Umfang und die zeitl iche Entwicklung der Entnahmen fUr Konsum und persönl iche Steuern. 

FUr eine in die Zukunft gerichtete Beurteilung der Entwicklungsmöglichkeiten folgt daraus 
die Notwendigkeit einer längerfristigen, d.h. mindestens den Zeitraum der Nutzungsdauer 
des Investitionsobjekts umfassenden Betrachtung unter Vorgabe der zu erwartenden Entwick-

1) Vgl. dazu u.a. KOEHNE (7), MEINHOLD und LAMPE (10), JO~HIMSEN (4), 
WEINSCHENCK (16). 
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lung betriebsexogener Datenreihen, wobei die endogenen Daten - darunter insbesondere die 
Entnahmen - nach der individuellen Situation im Einzelfall anzusetzen sind. Da das Liqui
ditCltsproblem ein gesamtbetriebliches Problem darstellt, müssen darüber hinaus die Kalkula
tionen auf gesamtbetriebl icher Basis durchgeführt werden. 

Die starke AbhClngigkeit der Ergebnisse von der künftigen - und damit mehr oder minder un
sicheren - Entwicklung exogener Daten zeigt, daß eine fehlerfreie Trennung "entwicklungs
fClhiger" und "nicht entwicklungsfClhiger" Betriebe kaum möglich ist. Dennoch ist eine zu
kunftsorientierte Betrachtung schon im Interesse des Landwirts, der letztlich das Risiko der 
Investition trClgt, unverzichtbar, da sie wesentlich dazu beitragen kann, das Spektrum mög
I icher Entwicklungen transparent zu machen und damit die Gefahr von Fehl investitionen zu 
reduzieren. Es erscheint daher sinnvoll, zu prüfen, inwieweit finanztheoretische AnsCltze 
- etwa eine vereinfachte Form des hier vorgestellten - im Rahmen des EFP hierfür Verwen
dung finden können. 

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß in Anbetracht der derzeitigen und in naher 
Zukunft zu erwartenden Arbeitsmarktlage eine mangelnde Flächenmobilität in vielen Ge
bieten die Entwicklungsmögl ichkeiten wachstumswill iger Betriebe zusCltzl ich einschrClnkt. 
Dieses Problem konnte im Rahmen der vorl iegenden Studie keine Berücksichtigung finden, 
es darf jedoch bei Diskussionen über die Investitionsförderung nicht unbeachtet bleiben, 
da es den erstrebten betriebswirtschaftl ichen Erfolg der Förderung unter UmstClnden grund
sätzl ich in Frage ste lien kann. 
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ANHANG 

Mathematische Darstellung des Wachstumsmodells 

A. Einzahlungs-/Auszahlungsrechnung 

1. Einzahlungen 
3 

(1.1 ) BE(t) = BE(t-l)'(l+wr)'(l+wp)'(l+wi) + ~ Nli (t-1).kri • 
i=l 

(1. 2) 

(1. 3) 

FVZ(t) = FVa(t)·zv 

3 
NFKG(t) = ~ BI.(t)-BE(t)-FVZ(t)-FVa(t) + VL(t) + LO(t) + 

i=l ~ 

FKZ(t) + Ti(t) + St(t) + C(t) 
falls NFKG(t) ~ 0 -NFKG(t) = 0; 
die Verteilung der gesamten Neuverschuldung auf die einzel
nen Kreditarten geschieht entspreChend den Anteilen der 
Gebäude-, Maschinen- und Viehinvestitionen an der gesamten 
Bruttoinvestitionssumme. 

(1.4) FVa(t) = FVe(t-1) 

2. Auszahlungen 

(2.1) VL(t) = VL(t-l)'(l+wv)'(l+wq)'(l+wi) + 

(1+wv)t-1.(1+wq)t-1 

(2.2) 
3 

LO(t) = LO(t-1)'(1+wl)'(1+wi) + ~ NI.(t-l)·kl,·(1-wz)t-1 • 
i=l ~ ~ 

(1+wl)t-1 

die Nettoinvestitionen erhöhen die Fremdlöhne erst nach 
Überschreiten der Familienarbeitskapazität 

3 
(2.3) PA(t) = PA(t-1)'(1+wi) + ~ Nl i (t-1)' kP i 

i=l 

m 
(2.4) FKZ(t) = ~ FKJ.(t-1)·ZfJ• 

j =1 

(2.5) TI(t) 

1. 
m (l+zf.) J. zf . 

= ~ NWFK. (t-1)' J J 
. 1 J 1. 
J = (1+zf.) Li 

J 

- FKZ(t) 

wie aus den GleiChungen 2.4 und 2.5 ersichtlich, werden 
Kredite, die im Jahr t aufgenommen wurden, erst ab dem 
folgenden Jahr verzinst und getilgt. 
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(2.51) NWFKj(t) = NWFKj (t-l) + NFKj(t) - NFKj (t-I j -l) 

3 
(2.6) BIG(t) = ~ BIi(t) 

i=l 

(2.61) BIG(t) = [BE(t) + FVZ(t) - VL(t) - LO(t) - FKZ(t) - TI(t) 
- St(t) - C(t)] Is 

(2.7) 

(2.71) 

(2.71.1) 

falls BIG(t) ~ EIG(t) -BIG(t) = EIG(t); 
damit wird gewährleistet. daß einmal aufgebaute Kapazi
täten in jedem Fall erhalten bleiben. 

St(t) = [GB(t) - SO] -Splittingtabelle 

GB(t) = BE(t) + FVZ(t) - VL(t) - LO(t) - FKZ(t) - AA(t) 

AA(t) = NWG(t)/20 + NWM(t)/l0 

(2.71.11) NWG(t) = NWG(t-l) + BI1(t-l) - BI 1(t-21) 

(2.71.12) NWM(t) = NWM(t-l) + BI2(t-l) - BI2(t-11) 

(2.8) 

(2.9) 

C(t) = C(t-l)'(l+wc)'(l+wi) 

FVe(t) = 0 ~falls NFKG(t) ~ 0 

FVe(t) = I NFKG(t)1 -falls NFKG <0 

B. Bestimmung von Ersatz- und Nettoinvestitionen 

0.0) NIG(t) = BIG(t) - EIG(t) 
die Verteilung der Nettoinvestitionen auf Gebäude, Maschi
nen und sonstiges Sachvermögen (hier im wesentlichen Vieh) 
geschieht mit Hilfe vorgegebener Anteilswerte. 

(3.1) EIG(t) = EI1(t) + EI 2(t) 
1 = Gebäude, 2 = Maschinen. beim sonstigen Sachvermögen 
wird davon ausgegangen. daß Bestandsergänzungen in den 
Vorleistungen enthalten sind. 

(3.11) EI 1(t) = BI 1(t-20)'(1+wi)20 

[
10 ,] 

0.12) EI2(t) = ,~ BI2(t-j)'(1+wi)J 110 
J =1 

C. Abschlußrechnungen zur Erstellung der (Schluß-)Bilanzen 

(4.1) VM(t) = SSA(t) + SAGet) + SAM(t) + FVe(t) 

(4.11) SSA(t) = SSA(t-l)'(l+wi) + NI 3(t) 
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(4.12) SAGet) = SAG(t-l)'(l+wi) + BI1(t) [ 20 "] - ~ BI1(t-j)'(1+wi)J /20 
J=l 

(4.13) SAM(t) = SAM(t-l)'(l+wi) + NI 2(t) 

(4.2) EK( t) = VM(t) - FKG(t) 

m 
(4.21) FKG(t) = 1: FK" (t-l) + NFKG(t) - TI(t) 

j=l J 

(4.3) VMo(t) = VM(t). (1+wi)-t 

(4.4) EKo(t) = EK(t)'(l+wi)-t 

Erläuterungen der Symbole 

AA 

BE 
BIi (i=l, 

BIG 
c 
EIi' (i=l, 

EIG 
EK 
EKo 
FKj (j=l, 

FKG 
FKZ 
FVa 
FVe 
FVZ 
GB 
LO 

... 3) 

... 2) 

... m) 

NFKj (j =1, m) 
NFKG 
NIi' (i=l, ••• 3) 

NIG 

Abschreibungen vom Anschaffungswert 
Betriebsertrag 

Bruttoinvestitionen in Gebäude (i=l), Maschinen 
(i=2) und sonstiges Sachvermögen (i=3) 
Bruttoinvestitionen insgesamt 
Entnahmen für Konsum 
Ersatzinvestitionen für Gebäude (i=l) und 
Maschinen (i=2) 
Ersatzinvestitionen insgesamt 
Eigenkapital 
Eigenkapital deflationiert auf t=o 
Zeitwert der 1 bis m Kreditarten (zum Ende 
des Wirtschaftsjahres) 
Fremdkapital insgesamt 
Zinsen für Fremdkapital 
Finanzvermögen zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
Finanzvermögen zum Ende des WirtSChaftsjahres 
Guthabenzinsen 

buchmäßiger Gewinn 
Fremdlöhne 
Neuaufnahme von Krediten 
Neuaufnahme von Krediten insgesamt 
Nettoinvestitionen in Gebäude (i=l), Maschinen 
(i=2) und sonstiges Sachvermögen (i=3) 
Nettoinvestitionen insgesamt 
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NWG 
NWM 

Neuwert der Gebäude 
Neuwert der Maschinen 

NWFKj , (j=l, ••• m) Nennwert der Kredite 
PA Pacht zah lungen 
SAG 
SAM 
SSA 
SO 
St 
TI 
VL 

VM 

VMo 

kl i (i=l, 

kPi (i=l, 

kri (i=l, 

kVi (i=l, 

3) 

3) 

3) 

3) 

lj (j=l, ... m) 

s 

(t) 

wc 
wl 
wi 
wp 
wq 
wr 

wv 

wz 

zf j (j = 1, •.. m) 

zv 
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Zeitwert der Gebäude 
Zeitwert der Maschinen 
Zeitwert des sonstigen Sachvermögens 
Sonderausgabenpauschale 
Einkommensteuer 
Tilgung 
Vorleistungen 

Vermögen 
Vermögen deflationiert auf t=O 

Effekt der Nettoinvestitionen auf die Fremd
löhne 
Effekt der Nettoinvestitionen auf die Pacht
zahlungen 
Effekt der Nettoinvestitionen auf den Betriebs
ertrag 
Effekt der Nettoinvestitionen auf die Vorlei
stungen 

Laufzeit der Kredite 

Selbstfinanzierungsquote 

Zeitindex 

Wachstumsrate des realen Konsums 
Wachstumsrate der realen Löhne 
Inflationsrate 
Wachstumsrate der realen Agrarpreise 
Wachstumsrate der realen Vorleistungspreise 
Wachstumsrate des Betriebsertrages durch 
(biologisCh-) technischen Fortschritt (physisch) 
Wachstumsrate der Vorleistungen durch (biolo
gisch-) technischen Fortschritt (physisch) 
Relative Verminderung der Arbeitszeit durch 
Nutzung (mechanisch-) technischer Fortschritte 
(in Dezimalen) 

Zinssatz der Kredite (in Dezimalen) 
Sparzinssatz (in Dezimalen) 
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Die Maßnahmen der in der Landwirtschaft zur Anwendung kommenden einzelbetrieblichen 
Förderung werden in jUngster Zeit wieder in zunehmendem Maße-diskutiert 1). Wie bei vor
herigen Diskussionen ftliit auch jetzt wieder auf, daß im Mittel punkt vorwiegend Probleme 
der Ausgestaltung investiver Maßnahmen wie beispielsweise die der zielgerechten Auswahl 
und Abgrenzung von Fördermittelempftlngern stehen und daß Alternativen zur Investitions-

1) Siehe dazu u. a. die jUngsttm Anfragen der CDU/CSU im Bundestag zur Agrarstrukturpol i
tik. "Agrarstrukturpol itik im Kreuzfeuer der Kritik" (AGRAR-EUROPE, 1, S. 8 - 10). 
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ftirderung kaum behandelt werden. Mit der folgenden Analyse soll der Versuch unternommen 
werden, Kosten und Nutzen von zwei Gruppen einzelbetrieblicher Maßnahmen aufzuzeigen, 
um einerseits Aussagen zur Effizienz bestehender Maßnahmen machen und andererseits auf 
Alternativen zu bestehenden Maßnahmen hinweisen zu ktinnen. Aus diesem Grund wird zu
nClchst die Zielsetzung der einzelbetriebl ichen Ftirderung umrissen, und in einem zweiten 
Schritt werden die zu diskutierenden Maßnahmen beschrieben und abgegrenzt. Dem schließt 
sich eine Erli:iuterung mtigl icher Kosten- und Nutzenelemente dieser Maßnahmen an. Schi ieß
lich werden die zu erwartenden Wirkungen der Maßnahmen analysiert und im Hinblick auf 
eine effiziente Ausgestaltung der einzelbetriebl ichen Ftirderung zu interpretieren versucht. 

2 Zielsetzung der einzelbetrieblichen Förderung 

Aus hinreichend bekannten sachlichen ZwClngen in einer nach wirtschaftlichem Wachstum, 
GeldwertstabilitClt, außenwirtschaftlichem Gleichgewicht und VollbeschClftigung strebenden 
Wirtschaft resultiert ein stClndig auf den Agrarsektor einwirkender Sog und Druck zur struk
turellen Anpassung (vgl. hierzu: HANAU, 6, S. 1 - 27). Bekannt ist auch, daß diese Wir
kungen, zusammen mit denen markt- und preispolitischer Maßnahmen fUr Agrarprodukte 
einerseits sowie verschiedener wirtschafts- (arbeitsmarkt-, regional- und infrastrukturpol i
tischer Art) und sozialpolitischer Maßnahmen andererseits nicht in dem gewUnschten Ausmaß 
zum Abbau bestehender Ungleichgewichte im Faktoreinsatz fUhren. Es sind insbesondere die 
bei der Entlohnung des Faktors Arbeit nach wie vor zu beobachtenden Unterschiede sowohl 
innerhalb des Agrarsektors als auch zwischen weiten Teilen der Landwirtschaft und außer
landwirtschaftlichen Bereichen (siehe dazu: Deutscher Bundestag, 4) sowie deren Ursachen 
(siehe dazu: SCHMITT, 14, S. 329 - 350), die zur BegrUndung des Einsatzes gezielter, auf 
einzelne Betriebe gerichteter Maßnahmen beitragen. 

Als ErklClrung fUr die angedeuteten Unterschiede bei den Einkommen des Faktors Arbeit gei
ten neben den in anderen Wirtschaftsbereichen ebenfalls zu beobachtenden Qual ifikations
unterschieden spezifische Faktoren, die einerseits die intersektorale Mobiliti:it zahlreicher 
in der Landwirtschaft ti:itiger Arbeitskri:ifte und andererseits die Mtiglichkeiten zur EinfUhrung 
größen- und verfahrensbedingter Produktiviti:itssteigerungen in den Betrieben hemmen (siehe 
dazu: HERLEMANN, 8, S. 116 f). 

Ausgehend von diesen Erkli:irungen sind zwei Ansatzpunkte fUr die DurchfUhrung der einzel
betriebl ichen Förderung zu unterscheiden, ni:iml ich 
1. die Erhtihung der intersektoralen Arbeitsmobil iti:it und 
2. die Erhtihung der intrasektoralen Investitionsti:itigkeit. 

Von diesen AnsCltzen jeweils ausgehende Maßnahmen stehen im Dienste der Wachstumspoli
tik, denn ihre Anwendung soll eine Verbesserung der inter- und introsektorolen Faktorallo
kation und damit eine Erhtihung der ProduktivitClt des Faktoreinsatzes inner- und außerhalb 
des Agrarsektors bewirken. Mittelbar soll das zu einer Erhtihung und Angleichung der Faktor
entlohnung und damit li:ingerfristig auch zu einer Verbesserung der personellen Einkommen 
fuhren (zur Zielsetzung vgl.: Deutscher Bundestag, 4 und 5) • 

FUr die weitere Untersuchung von Kosten und Nutzen der einzelbetriebl ichen Ftirderung 
wird unterstellt, daß dem Wachstumsziel höchste Prioriti:it zukommt 1). Weitere hi:iufig im 
Zusammenhang mit der einzelbetriebl ichen Ftirderung genannte und in der Praxis teilweise 
auch verfolgte Ziele im Bereich 
1. der Verbesserung der Lebensverhi:iltnisse 
2. der sozialen Sicherung und 
3. der Landschaftsgestal tung 
nehmen hier ledigl ich den Charakter von Nebenzielen (-bedingungen) ein. 

1) Zu einer solchen Zielgewichtung kommt auch der Wiss. Beirat beim BMELF. 
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3 Beschre ibun9.J!..nd AbgrenzunlL der ei nze Ibetri ebl ichen Förderung 

Die in der agrarpolitischen Praxis anzutreffenden Maßnahmen zur einzelbetrieblichen För
derung sind hinsichtlich Wirkungsrichtung und Ausgestaltung sehr stark differenziert (siehe 
z.B. die Zusammenstellung von: KLARE, 9, S. 990-1004und 1046-1049). 

Solche Besonderheiten und Details können und sollen hier nicht erörtert werden. Im folgen
den wird vielmehr von bestimmten Grundformen der einzelbetrieblichen Förderung ausgegan
gen, deren Merkmale vor allem darin bestehen, daß sie nicht allen landwirtschaftlichen Be
trieben bzw. in der Landwirtschaft tötigen Personen 1), sondern nur einer speziellen Aus
wahl gewClhrt werden, und daß an die Vergabe bestimmte Auflagen zur Verwendung der För
dermittel bzw. zum Verhai ten der FördermittelempfClnger geknüpft sind. 

3.1 Förderung der Faktormobil itClt 

Es wird davon ausgegangen, daß eine Fördermittelvergabe dieser Kategorie sich auf den im 
folgenden mit k gekennzeichneten Kreis landwirtschaftlicher Betriebe beschränkt und für die 
fördermittelempfangenden Personen die Auflage enthCllt, daß sie nach Inanspruchnahme die
ser einzelbetriebl ichen Förderung einer TCltigkeit außerhalb der Landwirtschaft a nachgehen. 
Die Gruppe der nicht berUcksichtigten landwirtschaftlichen Betriebe wird mit k' bezeich
net 2) . 

3.2 Förderung der Investitionstätigkeit 

Hinsichtlich dieser Maßnahme wird angenommen, daß sie sich an einen anderen im folgen
den mit I gekennzeichneten Kreis landwirtschaftl icher Betriebe wendet und mit der Auflage 
zur Durchführung bestimmter Investitionen versehen ist. Die Fördermittel werden in Form 
einer Kapitalsubvention vergeben, und die aus dieser Förderung ausgeschlossene Gruppe 
landwirtschaftlicher Betriebe wird mit I' gekennzeichnet 3). 

4 Kosten- und Nutzenelemente der einzelbetrieblichen FörderuQ9.. 

Ohne hier nClher auf die Methodik der Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) eingehen zu können 
(siehe dazu z.B.: DASGUPTA and PEARCE, 3), werden lediglich die wichtigsten BeitrClge 
der zur Diskussion stehenden Maßnahmen zu gesamtwirtschaftl ichen Kosten und Nutzen auf
gezeigt. 

4.1 Förderung der Faktormobilität 

Die Mabil itCltsförderung (MF) fUhrt definitionsgemClß zu einem intersektoralen Transfer von 
Arbeit und kann darüber hinaus zu einem intrasektoralen Transfer von Boden beitragen. Die
se Entwicklung mit Förderung (1) ist folgenden zu im vergleichen mit einer unter sonst glei
chen Bedingungen zu erwartenden Entwicklung ohne Förderung (O) 4) . 

1) Dabei wird das Abgrenzungsproblem bewußt ausgeklammert. 

2) Zu dieser Kategorie gehören bspw. zur Anwendung kommende Einzeimaßnahmen wie 
Nachentrichtung von BeitrClgen zur gesetzlichen Rentenversicherung, Umschulungshilfen, 
Beratung zur beruflichen Neuorientierung, VerpachtungsprClmie etc .. 

3) Zu dieser Kategorie gehören bspw. zur Anwendung kommende Einzeimaßnahmen wie ein
zelbetriebliche Investitionsförderung in entwicklungsfClhigen Betrieben, ICindliche Sied
lung, Überbrückungshilfe, Aufstiegshilfe, Nebenerwerbsförderung, allgemeine Zinsver
bill igung fUr landwirtschaftl iche Investitionen etc .. 

4) In Kosten-Nutzen-Analysen geläufig als "with-and-without"-Prinzip. (Siehe z.B.: 
STOLBER, 16, S. 48 t) . 
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Der Wert der Produktion abzUglich des Wertes dafUr eingesetzter Produktionsfaktoren bei der 
Entwicklung 0 stellen somit das Referenzsystem und die davon abweichenden Größen bei der 
Entwicklung 1 stellen die Kosten und die Nutzen der Maßnahme dar. Nimmt man an, daß 
der angedeutete Faktortransfer auch ohne Förderung, dann jedoch erst zu einem späteren 
Zeitpunkt eintritt, so ist diese zeitliche Differenz der Betrachtungszeitraum (t = 1, ... , m) 
fUr die Ermittl ung von Kosten und Nutzen einer MF. 

Die Fördermittelaufwendungen dieser Maßnahme, mit Hilfe einer gesamtwirtschaftlich rele
vanten Zeitpräferenzrate auf diesen Zeitraum verteilt, sind Bestandteil der sozialen Kosten. 
Eine weitere Kostenkomponente resultiert aus den Aufwendungen, die mit dem Faktortransfer 
selbst verbunden sind und den Fördermittelempfängem einerseits und der Öffentl ichkeit an
dererseits entstehen. Dabei kann es sich sowohl um einmal ig zu Beginn des Betrachtungszeit
raumes anfallende Beträge wie Umschulungs- und Umzugsaufwendungen, Infrastrukturinvesti
tionen u.ä. als auch um laufend anfallende Größen wie bspw. Pendlerkosten handeln. Nut
zenbeiträge sind von einer MF evtl. auf dreierlei Weise zu erwarten, und zwar 
1. durch einen im Vergleich zur Entwicklung ohne Förderung produktiveren Einsatz der mit 

Hilfe der MF aus dem Bereich k freigesetzten und dann im außerlandwirtschaftlichen Be
reich a eingesetzten Arbeitskröfte Uber den Zeitraum t = 1, ... , m, 

2. durch einen mit der oben beschriebenen induzierten Arbeitskröftefreisetzung einhergehen
den Bodentransfer von k nach k' und einer daraus resultierenden Verbesserung der Produk
tivität des Faktoreinsatzes in k' und 

3. einer Produktivitätssteigerung des in k verbleibenden Faktoreinsatzes 1). 

Da sich die angedeuteten Auswirkungen einer MF jedoch nicht in einem System konstanter 
Produkt- und Faktorpreise vollziehen, sondern ihrerseits Einfluß auf diese Preise nehmen, 
sind bei einer Analyse der Kosten und Nutzen die zu erwartenden Preistinderungen mit zu 
berUcksichtigen. Zum anderen spiegeln die von den einzelnen Wirtschaftssubjekten real isier
ten Preise nicht immer die gesamtwirtschaftlich relevanten Knappheitsrelationen wider, so 
daß bei der Beurteilung der verschiedenen Wirkungen einer MF hier entsprechende Korrek
turen (Schattenpreise, Opportunitätskosten) vorzunehmen sind (siehe dazu die einschlägige 
Literatur zur Kosten-Nutzen-Analyse wie z.B.: RECKTENWALD, 13). 

4.2 Förderung der Investitionstätigkeit 

Die einzelbetriebl iche Investitionsförderung (IF) bewirkt definitionsgemäß, daß in I bestimm
te Investitionen zur DurchfUhrung gelangen, die ohne diese Maßnahme nicht oder nicht in 
dem gleichen Ausmaß vorgenommen werden. Eine Analyse von Kosten und Nutzen der IF 
wäre demzufolge im Unterschied zu oben Uber den Zeitraum t = 1, ..• , n anzustellen, der 
der Nutzungsdauer der durch die IF induzierten Investitionen entspricht. Ansonsten kann die 
Abgrenzung von Kosten und Nutzen in analoger Weise zu 4.1 erfolgen. 

Die Fördermittel, die einzelnen Betrieben zufließen, sind Bestandteil des durch sie induzier
ten zusätzl ichen Kapitaleinsatzes in 1. gegenUber 0 und gehen auch als solche (Kosten) in 
eine Wirtschaftlichkeitsrechnung fUr die IF ein. 

Nutzenbeiträge sind mögl icherweise Uber eine Einsparung von anderen Produktionsfaktoren 
(nicht Kapital) und/oder eine Produktionsausdehnung in 1 zu erwarten. Dabei tritt wiederum 
das Problem der gesamtwirtschaftlich relevanten Bewertung solcher Auswirkungen auf. Wei
tere Beiträge zu den Kosten und Nutzen einer IF ergeben sich neben den unmittelbaren Un
terschieden zwischen den Entwicklungen 0 und 1 im Bereich I auch aus den Uber I hinaus
gehenden Wirkungen. Dies wird im folgenden Abschnitt noch nöher zu untersuchen sein. 

1) Z.B. durch die Freisetzung von Arbeitnehmern, Familienarbeitskräften oder die Freiset
zung von Teilarbeitskräften; nicht allerdings dann, wenn mit der MF eine Betriebsauf
gabe verbunden ist. 
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5 Wirkungsweise der beschriebenen Maßnahmen 

Mit den bisher erörterten definitorischen Abgrenzungen allein ist es nicht mögl ich, Aussagen 
über Ausmaß und Bedeutung einzelner Kosten- und Nutzenkomponenten der zur Diskussion 
stehenden Maßnahmen zu liefern. Zwingende Voraussetzung hierfür ist einer,;eits die Kennt
nis der verschiedenen inter- und intrasektoralen Wechselbeziehungen zwischen Faktoreinsatz 
und Produktion bzw. zwischen Faktoreinsatzi:lnderungen und Produktionsi:lnderungen infolge 
einer MF oder IF und andererseits die der gesamtwirtschaftlich relevanten Preise und Preis
relationen • Unter verschiedenen Annahmen, insbesondere zur Situation auf den Agrarmi:lrkten, 
werden im folgenden die wesentlichen einzel- und gesamtwirtschaftlichen Wirkungen aufzu
zeigen versucht. 

5.1 Wirkungen einer Mobiliti:ltsförderung 

Es ist davon auszugehen, daß die Reaktion einzelner Wirtschaftssubjekte auf eine MF einer
seits von den einzelwirtschaftlichen Vor- und Nachteilen eines Wechsels der Erwefbsti:ltig
keit von k nach a gegenüber den Vor- und Nachteilen einer Beibehaltung der landwirtschaft
I ichen Erwerbsti:ltigkeit und andererseits von der Höhe der Förderung abhi:lngt. Für die Beur
teilung von sozialen Kosten und Nutzen der Maßnahme sind jedoch die damit einhergehen
den und als Folge davon auftretenden gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von Bedeutung. 

Die Einführung einer MF bewirkt für bestimmte Arbe i tskri:lf te in k, daß die Alternative I, 
außerhalb der Landwirtschaft erwerbsti:ltig zu werden, an Attraktiviti:lt fUr sie gewinnt. Je 
geringer für die betreffenden Personen unter sonst gleichen Bedingungen ihre in der Land
wirtschaft real isierbaren Einkommen (einschi ießI ich des Restwertes aus der Veri:lußerung von 
Anlagevermögen am Ende des Betrachtungszeitraumes und abzüglich der erforderlichen Net
toinvestitionen in t = I, ... , m), je höher die Einkommenserwartungen aus der außerland
wirtschaftl ichen Erwerbsti:ltigkeit {einschi ießI ich des derzeitigen Wertes aus Veri:lußerung 
von Anlagevermögen und zusi:ltzl icher Pachteinnahmen und abzügl ich der evtl. mit dem 
Transfer verbundenen Ausgaben (siehe auch: HEDTKE, 7, S. 86 ft) und je höher die MF 
je Arbeitskraft ist, desto eher ist zu erwarten, daß die betreffenden Arbeitskri:lfte tatsi:lch-
~ ich einen Wechsel der Erwerbsti:ltigkeit vornehmen werden. FUr den Kreis dieser Personen 
stellt die MF in jedem Fall eine Verbesserung ihrer Einkommenssituation dar, wenn die auf
gezeigten Einkommenserwartungen real isiert werden. 

Gesamtwirtschaftl ich interessant ist zuni:lchst die Frage nach der induktiven Wirkung einer 
MF, das heißt, die Frage nach dem Umfang der zu erwartenden Freisetzung von Arbeits
kri:lften aus k mit einem gegebenen Mittelvolumen. Dieser Effekt hi:lngt mit aller Wahrschein
lichkeit einerseits von dem Alter und der Ausbildung der betreffenden Personen sowie dem 
quanti- und qual itativen Angebot außerlandwirtschaftl icher Erwerbsal ternativen und anderer
seits von betriebl ichen Einkommensmögl ichkeiten und den Fi:lhigkeiten sowie Neigungen der 
betreffenden Personen zur landwirtschaftl ichen Erwerbsti:ltigkeit ab. Durch eine mögl ichst 
sachgerechte Ausgestaltung der Maßnahme hinsichtlich der Abgrenzung des Empfi:lngerkreises, 
der Staffelung des Förderbetrages und i:lhnl iches kann dieser" Induktionseffekt" erhöht wer
den. Allerdings Ii:lßt die isolierte Betrachtung des Induktianseffektes allein noch keine 
Schlußfolgerungen hinsichtl ich der gesamtwirtschaftl ichen Bedeutung des induzierten Arbeits
kri:lftetransfers zu. Dazu erforderl iche weitere Überlegungen werden im folgenden anhand 
eines einfachen preistheoretischen Modells {zu den Möglichkeiten und Voraussetzungen für 
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eine solche Vorgehensweise vgl.: PLATE, 12, S. 132 ft) zu erltlutern versucht. In den 
Schaubildern 1 und 2 ist dieses Modell dargestellt. 

Infolge eines (durch MF induzierten) Arbeitskrtlftetransfers von k nach a ist unter der Voraus
setzung, daß die Grenzproduktivittlt der Arbeit größer Null ist, mit einer (Links-) Verschie
bung der Angebotskurve in k (~ A~) zu rechnen. Je größer der oben erl tluterte Induktions
effekt ist, desto größer wird c.p. auch diese Verschiebung sein. DarUber hinaus wird das 
Ausmaß der Verschiebung von Ak aber auch davon abhtlngen, ob und, wenn ja, wie elastisch 
Arbeit durch andere Produktionsfaktoren in k substituiert werden kann. Je geringer diese 
Substitutionselastizittlt ist, umso größer wird c.p. dann die zu erwartende Verschiebung und 
eine damit einhergehende Produktionseinschrtlnkung in k sein. 

Ober k hinausgehende Wirkungen einer MF ergeben sich vornehmlich uber den Transfer der 
zuvor in keingesetzten Arbeitskrtlfte nach a. Je mehr das Wertgrenzprodukt der Arbeit in a 
(bei einer Bewertung mit Schattenpreisen) von dem in k abweicht, umso höher ist damit c. p. 
der Beitrag des "Mobilisierungseffektes" zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum. 

Von einer MF sind darUber hinaus aber auch Auswirkungen auf den Bereich k' und die Agrar
produktion schlechthin ("Produktionseffekt") zu erwarten. Dies geschieht infolge eines mit 
der Produktionseinschrtlnkung in k zu erwartenden Angebotes an Boden. Als Folge davon ist, 
zumindest partiell, mit einer Preissenkung fUr landwirtschaftlich nutzbaren Boden zu rech
nen. Diese Preissenkung wird neben den bisher genannten GrUnden dann vor allem von der 
Nachfrage nach Baden bzw. deren Preisflexibil ittlt abhtlngen. 

Da Nachfrager nach landwirtschaftlich nutzbarem Boden vor allem in k' auftreten, wird als 
weitere Folge einer MF mit einer Bodenaufstockung der Betriebe in k' gerechnet werden 
können. Damit erhöht sich die Produktionskapazittlt in k' und es kommt zu einer (Rechts-) 
Verschiebung der A~, nach A~,. Es ist jedoch anzunehmen, daß diese geringer ausftliit als 
die (Links-) Verschiebung von Ae nach A~ , denn die Verbilligung des Bodens Itlßt eine 
extensivere Nutzung der zustltzlich in k' eingesetzten Fltlchen erwarten. Infolgedessen wird 
auch fUr die aggregierte Angebotsfunktion AO mit einer (Links-) Verschiebung nach Al zu 
rechnen sein. 

Die daraus abzuleitenden Auswirkungen lassen sich in vereinfachter Weise fUr einen Agrar
markt ohne Intervention in Schaubild 1 und fUr einen Agrarmarkt mit staatlicher Intervention 
in Schaubild 2 nachvollziehen. 

5.1.2.1 Markt ohne staatliche Intervention --------------------------------------
Wenn damit zu rechnen ist, daß als Folge der MF die Produktionseinschrl:inkung in k c.p. 
größer ist als die Produktionsausdehnung in k' , kommt es infolge einer MF insgesamt zu 
einer Produktionseinschrtlnkung im Agrarbereich . Unterstellt man weiterhin einen Markt 
ohne staatl iche Intervention, so wird eine solche Produktionseinschrtlnkung aufg~nd einer 
damit eirhergehenden PreIssteigerung kein sehr großes Ausmaß annehmen (Qe Qk minus 
Qe, Qk' gleich QO Q ). FUr die Konsumenten wUrde eine Einschrtlnkung aer Konsumen
tenrente (Zur Definition und Problematik siehe: MISHAN( 11, S. 22 ff, und KOESTER, 10, 
S. 171) einerseits durch die Preissteigerung (pO Tl SI P) und andererseits durch die redu
zierte Nachfrage (T 1 SO SI) eintreten. Aber auch die Produktionskosten werden sich ver
ringern, und zwar um den Betrag QO SO T 2 Q 1 . Als Kosten kommt dann allerdings wieder 
der zur DurchfUhrung der MF geleistete Finanztransfer, bewertet mit seinen Opportunitl:its
kosten, hinzu. 

Die Differenz aus verringerter Konsumentenrente und eingesparten Kosten infolge einer MF 
ist c. p. umso größer, je unelastischer N und AO sind. 
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5.1.2.2 Markt mit staatlicher Intervention --------------------------------------
Nimmt man an, daß der Produktpreis aufgrund staatlicher Interventionen nicht unter ein be
stimmtes Niveau (Pint) absinken kann, so ist die Nachfrage in einem Teilbereich der Nach
fragefunktion völlig elastisch. Schneiden sich N und AO im elastischen Bereich von N, so 
ergeben sich im Vergleich zu oben modifizierte Wirkungen einer MF. 

Da der Produktpreis unter diesen Annahmen als konstant anzusehen ist, bewirkt eine Ver
schiebung der A~ nach ~ eine vergleichsweise sttlrkere Produktionseinschrtlnkung in k, 
eine vergleichsweise geringere Produktionsausdehnung in k' und damit insgesamt eine sttlr
kere Einschrtlnkung der Produktion als im Fall ohne interventionistische Markteingriffe . 

Die inltlndischen Konsumenten erleiden jedoch von der Produktionseinschrtlnkung keinen un
mittelbaren Nachteil, denn sie werden nach wie vor die Menge QN zum Preis von Pint nach
fragen. Volkswirtschaftliche Kosten entstehen nur durch die verringerte Produktion, bewertet 
mit dem Weltmarktpreis (als Anhaltswert fUr einen Schattenpreis) . Allerdings wird auch der 
Faktoreinsatz reduziert. Damit werden Kosten in Höhe des mit Opportunittltskosten bewer
teten verringerten Faktoreinsatzes eingespart. Netto entstehen somit nur dann Kosten, wenn 
die zustltzl ichen Kosten (als Folge der verringerten Produktion) die eingesparten Kosten (als 
Folge des verringerten Faktoreinsatzes) Uberschreiten. 

1. Umverteilungswirkungen einer MF htlngen unmittelbar vom Erfolg hinsichtlich der Errei
chung des Wachstumszieles ab. Je weniger im Interventionsfall damit zu rechnen ist, daß 
mit der Produktionseinschrtlnkung Beitrtlge zum Nutzen (durch Einsparungen bei den Ko
sten einer durch strukturelle ÜberschUsse gekennzeichneten Produktion) und bei der Mo
bilisierung der Arbeitskrtlfte Produktivitätsfortschritte zu erzielen sind, umso eher besteht 
die Wirkung einer MF lediglich in einer Einkommensumverteilung zu Lasten der Steuer
zahler und zugunsten der Fördermittelempfänger und zum Teil auch zugunsten der Produ
zenten in k' • 

2. Die Auswirkungen einer MF auf den Bodenmarkt bestehen nicht allein darin, daß land
wirtschaftl ich nutzbare Flächen teilweise bill iger werden. Da anzunehmen ist, daß ein 
Teil derjenigen Personen, die eine MF in Anspruch nehmen, Produzenten auf sogenann
ten Grenzertragsfltlchen sind, wird sicherlich ein Teil des als Folge davon auftretenden 
zustltzl ichen Bodenangebotes mögl icherweise keine Nachfrage finden. Somit wird als 
Folge einer MF unter anderem auch mit einem zustltzl ichen Brachfallen zuvor landwirt
schaftlich genutzter Fltlchen zu rechnen sein. 

3. Die DurchfUhrung einer MF schließlich ist nur mit einem gewissen administrativen Auf
wand zu bewerkstelligen, so daß bei einer Gesamtbetrachtung zustltzliche Kosten der 
Administration zu berUcksichtigen sind. 

5.2 Wirkungen einer Investitionsförderung 

Die Reaktion einzelner Wirtschaftssubjekte auf eine Investitionsförderung (IF) hängt ebenso 
wie bei einer MF von den einzelwirtschaftl ichen Rentabil ittltsuberlegungen ab. FUr die Beur
teilung der Maßnahme unter Kosten-Nutzen-Aspekten sind aber die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen von Bedeutung, die allerdings von Art und Umfang der einzelwirtschaftlichen 
Reaktion beeinfl ußt werden. 
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~~~!! __ ~~~~.!!.i!!s:~!!ll~~!_~!:!~Lr!<!I!,g=!,_ 
Die IF besteht darin, daß zustltzl ich in I eingesetztes Kapital subventioniert wird (Entwick
lung 1). Dadurch kommt es im Vergleich zur Entwicklung 0 zu einer Verbill igung des Fak
tors Kapital und damit c. p. zu einer Verschiebung der Faktor-Faktor- und Produkt-Faktor
Preisrelationen . Es ist zu elWarten, daß aufgrund dessen andere Faktoren, vor allem Arbeit, 
durch Kapital substituiert werden oder sich bei gleichbleibendem Einsatz von Arbeit der Ka
pital- und evtl. auch Bodeneinsatz erhöht oder daß sich beide Wirkungen gleichzeitig erge
ben. Die Folge ist, daß in I bei konstanten einzelwirtschaftlichen Kosten eine vergleichs
weise höhere Produktmenge bzw. eine gleichbleibende Produktmenge zu vergleichsweise ge
ringeren Kosten hergestellt werden kann (Substitutions- und Intensittltseffekt). 

Die Zusammenhtlnge sind in den Schaubildern 3 und 4 dargestellt. In einem Gleichgewichts
modell eines Ein-Produkt-A8rarma~tes seien die aggregierten Angebotskurven der Produzen
ten in I und I' , ntlml ich A I und Al, , bekannt. Aufgrund der oben erltluterten Zusammen
h,nge ist infolge einer IF in , mit einer (Rechts-) Verschiebung der Angebotskurve A? nach 
A I zu rechnen, wenn die oben aufgezeigten Effekte ewtreten. Unter sonst gleichen Bedin
gungen kann dann die Menge Q? statt zum Preis von P zum Preis von p2 hergestellt werden. 
Bei gleichbleibendem Preis pO wUrde in I die Menge Q~ und nach entsprecrenden Reaktio
nen auf den Produkt- und Faktormtlrkten getlndertem Preis p1 die Menge Q I produziert wer
den. 

Geht man davon aus, daß durch AI die Grenzkostenkurven in I wiedergegeben werden, 
dann ergeben sich fUr die Produzenten in I Erlös-Kosten-Differenzen zwischen den Entwick
lungen 1 und 0 in Höhe von 

a) bei konstantem Preis pO 
o 0 2 

QI SI T2 QI ' 

zusammengesetzt aus der Erlöstlnderung in 1 
o pO T Q2 _ 0 pO 50 QO 

2 I I I 
und der Kostentlnderung in I 

U 1 T Q2 _ uO 50 QO = 0 
2 I I I 

b) bei getlndertem Preis P 1 

(0 p1 S~ Q~ _U1 S~ Q~) _ (0 pO S~ Q~ - UO S~ Q~), 
zusammengesetzt aus der Erlöstlnderung in I 
Q 0 T 51 Q 1 _ pO 50 T P 1 

I 4 I I I 4 
und der Kostentlnderung in I 

U1 51 Q1 _UO 50 QO 
I I I I· 

Bei gleichbleibendem Preis erhöht sich damit fUr die Produzenten in I auf jeden Fall die 
Erlös-Kosten-Differenz und dies umso mehr, je größer die Verschiebung von AI und je 
elastischer AI ist. 

~!~!~ __ ~~~~~i~:~~!~l~~!_~!:!~~Lr!<!I!,g=!,_ 
Die Wirkuneen eine~ IF beschrtlnken sich jedoch nicht auf den Sektor I. Mit einer Verschie
bung der A I nach A I ist neben dem zustltzl ich eingesetzten Kapital in I auch mit einem zu
stltzl ichen Einsatz anderer Produktionsfaktoren zu rechnen. Geht man davon aus, daß in-
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folge der IF vorwiegend arbeitssparende Techniken eingefUhrt werden, so wird der zus!jtz-
I iche Faktoreinsatz neben dem subventionierten und dem durch die Subvention induzierten 
Kapital 1) vor allem Boden umfassen. Das Ausmaß des zusl:ltzlichen Bodeneinsatzes hl:lngt da
bei von der Substitutionselastizitl:lt zwischen den Faktoren und dem Produktpreis ebenso ab, 
wie von dem Angebot an und daraus resultierenden Preisen fUr Boden (in I). Je elastischer 
die Faktoren in I gegeneinander ausgetauscht werden können und je unelastischer Boden in 
I' angeboten wird, umso geringer sind dabei c. p. die Uber I hinausgehenden Wirkungen einer 
IF 2) • 

Eine auf diesem Wege hervorgerufene Bodennachfrage in I' fUhrt c. p. zu einer Einschr!j~kung 
der Produktionskapazitl:lt in I' und damit zu einer (Links-) Verschiebung der A~, nach AI" 

5.2.2.1 Markt ohne staatliche Intervention 

Wenn damit zu rechnen ist, daß c. p. als Folge der IF die Produktionsausdehnung in I größer 
als die Produktionseinschr!jnkung in I' ist, kommt es insgesamt zu einer Ausdehnung der 
Agrarproduktion. Unterstellt man, wie in Schaubild 3 dargestellt, einen Markt ohne staat
liche Intervention, so wird sich diese Produktionszunahme infoigeleiner d8mit einhergehen
den Produktpreissenkung pO pI in engen Grenzen hai ten (Q? Q I _ Q I' Q ~, = QO Q 1) . 

FUr die Konsumenten wurde dann eine zusl:ltzliche Rente durch die Preissenkung pO SO T5 pI 
und durch die erweiterte Nachfrage sO SI T 5 entstehen. 

Zusätzl iche Kosten entstehen der Gesellsch~t durch den fUr die Produktion QO Q 1 erforder
lichen Faktoreinsatz. Nimmt man an, daß Ader gesamtw i rtschaftl ich relava8ten Grenz
kostenkurve entspricht, entstehen durch die IF also Kosten in Höhe von Q S TI Q . 

Die Differenz aus zusl:ltzl icher Konsumentenrente und zus!jtzl ichen Kosten ist c. p. umso 
größer, je unelastischer N und AO sind. 

5.2.2.2 Markt mit staatlicher Intervention 

Nimmt man an, daß der Produktpreis aufgrund staatl icher Interventionen nicht unter ein be
stimmtes Niveau (P. ~ absinken kann, so ist die Nachfrage in einem Teilbereich völlig 
elastisch. Schneide'~ sich N und AO im elastischen Bereich von N, so ergeben sich im Ver
gleich zu oben modifizierte Wirkungen einer IF. Die entsprechenden Zusammenhänge gehen 
aus Schaubild 4 hervor. 

Da der Produkt~eis unter diesen Annahmen als konstant anzusehen ist, bewirkt eine Ver
schiebung der A? nach A ~ eine vergleichsweise stl:lrkere Ausdehnung der Produktion in I, 
eine vergleichsweise geringere Produktionseinschränkung in I' und damit insgesamt eine 
stl:lrkere Ausdehnung der Produktion als im Fall ohne interventionistische Markteingriffe . FUr 
die Produzenten in I ergeben sich dabei die bereits in 5.2.1 erl!juterten Auswirkungen. Die 
inländischen Konsumenten haben von der zusätzlichen Produktion QO Ql keinen unmittel
baren Nutzen, denn sie werden nach wie vor die Menge QN zum Preis Pint nachfragen. 
Wird bei einem AbsaJ'z auf dem Weltmarkt der Preis Pw (hier als Anhaltswert fUr einen 
Schattenpreis) fUr QO Q 1 erzielt, dann ergeben sich Außenhandelserträge fUr das Inland 
in Höhe von QO TI T 2 Q 1• Denen sind die Kosten, bestehend aus dem mit Opportunitäts-

1) Der Einsatz des durch die IF bedingten zus/Uzlichen Kapitals in I wird in Anlehnung an 
die Wortwahl in 5.1 im folgenden auch als" Induktionseffekt" bezeichnet. 

2) Interessant wl:lren in diesem Zusammenhang auch, hier allerdings nicht angestellte, Über
legungen zu den Auswirkungen einer IF bei Differenzierung des Kapitaleinsatzes nach 
Vorleistungen und Anlagekapital. 
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kosten bewerteten zustltzlichen Faktoreinsatz, entgegenzusetzen. Letztere Jassen sich aus 
dem Schaubild nicht ablesen, da die Angebotskurven nur die privatwirtschaftlichen Grenz
kostenkurven wiedergeben. Je mehr aber die Schattenpre ise von Pint abweichen und je 
höher die Opportunittltskosten sind, desto weniger kann c. p. die infolge einer IF zu erwar
tende Zunahme der Produktion in der Landwirtschaft zu der angestrebten besseren Faktorallo
kation beitragen. 

Die skizzierten Wirkungen hinsichtl ich der Agrarproduktion (Produktionseffekt) sind noch um 
diejenigen zu ergl:lnzen, die sich uber den Faktormarkt auf den außerlandwirtschaftlichen Be
reich ergeben (Mobil ittltseffekt). Geht man wiederum davon aus, daß die IF einen vermehr
ten Einsatz arbeitssparender Techniken in I induziert, so ist die Bilanz des Produktionsfaktors 
Arbeit zwischen den Entwicklungen 0 und 1 innerhalb des Agrarsektors nicht ausgeglichen. 
Aus I" und/oder auch aus I freigesetzte Arbeitskrl:lfte infolge des Übergangs von 0 zu 1 sind 
noch zu berucksichtigen. Ihr Beitrag zu gesamtwirtschaftl ichen Kosten und Nutzen hl:lngt 
vom Umfang der Mobil isierung landwirtschaftl icher Aibeitskrl:lfte und von der Relation zwi
schen dem gesamtwirtschaftlichen Wertgrenzprodukt der Arbeit außerhalb und innerhalb der 
Landwirtschaft ab. 

~.:~.:.~ __ ~~~~tl!l!:_A~s~i_~~~!l!:~ 
1. Wie bei einer MF htlngen auch die Verteilungswirkungen einer IF unter anderem von den 

allokativen Folgen dieser Förderung ab. Wird das Investitionsverhalten der Produzenten 
in I durch eine IF nicht beeinflußt, d. h. werden die ohnehin geplanten Investitionen nur 
zu geringeren einzelwirtschaftlichen Kosten realisiert, so handelt es sich eindeutig um 
eine Umverteilung zugunsten dieser Gruppe und zu Lasten der Steuerzahler. Werden mit 
der IF-Produktions- und Mobil itl:ltseffekte erzielt, kann in Abhl:lngigkeit von der gesamt
wirtschaftl ichen Bewertung dieser Effekte die Belastung des Steuerzahlers bzw. auch des 
Konsumenten verringert oder auch erhöht werden. 

2. Die Auswirkungen einer IF auf den Bodenmarkt sind zu differenzieren. Einerseits kann 
(Uber eine induzierte Nachfrage) der Bodenpreis fUr intensiv bewirtschaftbare Fltlchen 
steigen, andererseits können Grenzertragsfltlchen aus der landwirtschaftl ichen Produk
tion herausfallen. 

3. Die infolge einer IF zu erwartende intensivere Bewirtschaftung der Fll:lchen in I kann Uber 
einen verstl:lrkten DUnge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz sowie Uber eine stl:lrkere Kon
zentration in der Tierhaltung (Geruch, Kotbeseitigung) Umweltprobleme verursachen. 

4. Wie bei einer MF entstehen auch bei der Durchfuhrung einer IF administrative Kosten. 

6 Diskussion von Kosten und Nutzen der einzelbetriebl ichen Förderung 

Die bisherige Untersuchung erstreckte sich auf den Vergleich der Entwicklungen ohne und 
mit einer der zwei mögl ichen Formen einzelbetriebl icher Förderung. Im folgenden wird ver
sucht, einen Vergleich zwischen den zwei verschiedenen Förderungsansl:ltzen zu ziehen. Zu 
diesem Zweck wird vereinfachend angenommen, daß die Wirkungen sich auf 
1. den Induktionseffekt 
2. den Produktionseffekt und 
3. den Mobil ittltseffekt beschrtlnken. 

Bei gegebenem Induktionseffekt ergeben Produktions- und Mobil itl:ltseffekt zusammen den 
Nettonutzen einer einzeibetriebi ichen Förderung. Ist dieser positiv, so ist die Wirtschaft
lichkeit der Maßnahme insgesamt umso höher, je größer der Induktionseffekt ist. 

Weiterhin wird angenommen, daß die zuvor skizzierten ~edingungen eines Marktes mit 
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staat I icher Intervention gegeben sind und Nachfrage- und aggregierte Angebotsfunktion sich 
im unendlich elastischen Bereich der Nachfragefunktion schneiden. Unter diesen Vorausset
zungen ist der Produktionseffekt einer IF nur dann als positiver Zielbeitrag zu betrachten, 
wenn einerseits die Schattenpreise fUr Agrarprodukte die Interventionspreise nicht wesent
lich unterschreiten und/oder andererseits die Opportunitötskosten der fUr die zusötzliche 
Produktion eingesetzten Produktionsfaktoren relativ gering sind. 

Hinreichend bekannt ist, daß das inlöndische Niveau der Agrarpreise dasjenige des Welt
marktes deutl ich Uberschreiteti insbesondere bei einigen Marktordnungsprodukten trifft diese 
Konstellation zu (siehe dazu: Statistisches Amt der Europöischen Gemeinschaften, 15, S. 239) . 
Eine Änderung dieser Situation ist auch fUr die Zukunft nicht zu erwarten (vgl. z. B.: BUCH
HOLZ, 2, S. 'Ol - 106). Sicherlich sind auch die Opportunitötskosten der Arbeit zahlreicher 
in der Landwirtschaft tötiger Personen kurz- bis mittelfristig, insbesondere in Anbetracht der 
gegenwörtigen Situation auf dem Arbeitsmarkt, relativ niedrig. Löngerfristig ist jedoch davon 
auszugehen, daß die Opportunitötskosten auch fUr in der Landwirtschaft eingesetzte Arbeit 
nicht wesentlich von denen vergleichbarer Kategorien außerlandwirtschaftlicher Arbeits
kröfte (unter BerUcksichtigung von Alter, Ausbildung etc.) abweichen werden. Mag fUr eini
ge wenige Fölle der Produktionseffekt einer IF tatsöchl ich positive Zielbetröge liefem, so 
muß insgesamt das Risiko einer Fehl lenkung des Faktoreinsatzes durch diesen Effekt einer 
IF als sehr groß bezeichnet werden. 

Sehr viel wahrscheinlicher ist es, daß die skizzierten Mobilitötseffekte und der von einer 
MF zu erwartende Produktionseffekt eher zu einer zieladöquaten Faktorallokation beitragen. 
Da schi ießI ich Erfahrungen mit Maßnahmen der IF darauf hinweisen, daß deren Mabil itöts
effekt sehr gering ist, ist unter den getroffenen doch keineswegs abwegigen Annahmen das 
Schwergewicht einer effizienten einzelbetrieblichen Förderung auf die Erhöhung der Faktor
mobil itöt zu legen. 

l Zusammenfassung 

1. Das vorrangige Ziel der einzelbetriebl ichen Förderung besteht darin, den Strukturwandel 
in der Landwirtschaft so zu unterstUtzen, daß bei Einhaltung verschiedener Nebenziele 
ein möglichst hoher Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum erzielt wird. 

2. Die Ursachen fUr eine als unzureichend erachtete agrarstrukturelle Anpassung fuhren zu 
verschiedenen Ansötzen bei der Anwendung von Maßnahmen zur einzelbetrieblichen För
derung. Zu unterscheiden ist die Förderung der Faktormobil iti:lt von einer Förderung der 
Investitionsti:ltigkeit. 

3. Die Reaktionen auf derartige Maßnahmen hi:lngen von einzelwirtschaftl ichen Rentabil i
tötsUberlegungen ab. In eine gesamtwirtschaftl iche Effizienzbetrachtung gehen jedoch 
die weiterreichenden Auswirkungen unter BerUcksichtigung der gesamtwirtschaftlich 
relevanten Preise fUr Produkte und Produktionsfaktoren ein. 

4. Die Gesamtheit der Auswirkungen der zur Diskussion stehenden Maßnahmen lassen sich 
vereinfachend auf die drei Bereiche Induktions-, Produktions- und Mobil iti:ltseffekt re
duzieren. 

5. Von einer Mobil iti:ltsförderung ist im Vergleich zur Investitionsförderung ein größerer Mo
bil iti:ltseffekt zu erwarten. Wtlhrend als Folge einer IF mit einer Zunahme der Produktion 
zu rechnen ist, so bewirkt eine MF voraussichtlich, wenn auch in kleinerem Umfang, 
eine Verringerung der Produktion. Ist infolge einer IF zumindest partiell mit einer Inten
sivierung, der Flöchenbewirtschaftung zu rechnen, so geht von einer MF eher die umge
kehrte Wi rkung aus. 
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6. Unter den getroffenen Annahmen zur Situation und Entwickl ung auf den Märkten fUr 
Agrarprodukte einerseits und zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung andererseits ist 
einer Mobilitätsförderung höhere Präferenz beizumessen als einer Investitionsförderung . 
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EinfUhru!!Q 

Die Kosten-Nutzen-Analyse wurde entwickelt, um den Nutzen staatl icher Maßnahmen fUr 
eine Volkswirtschaft quantitativ zu ermitteln (vgl. DUPUIT, 7; RECKTENWALD, 43), i .e. 
um beurteilen zu können, ob es aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sinnvoll ist, eine Maßnahme 
anzuwenden oder nicht, um aus einem BUndel alternativer Instrumente dasjenige auszuwählen, 
das im Licht gesamtw i rtschaftl icher Betrachtungsweise den höchsten Nutzenzuwachs ver
spricht und/oder um laufende bzw. ausgelaufene staat I iche Maßnahmen einer Kontrolle zu 
unterziehen. Dieser von DUPU IT (7) bereits vor mehr als 130 Jahren vorgeschlagene und 
zwischenzeitlich wieder in Vergessenheit geratene Ansatz fand seine ersten und wohl auch 
erfolgreichsten Anwendungen bei der Beurteilung und Auswahl staatl icher Investitionsobjekte, 
wie z.B. wasserwirtschaftliche Maßnahmen (ECKSTEIN, 8), oder der Bau von U-Bahnen 
(HESSE und ARNOLD, 31). 
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Obwohl die Zielfunktion staatlicher Entscheidungsträger in aller Regel mehr als eine Dimen
sion aufweist, beschrtlnken sich die meisten Kosten-Nutzen-Analysen auf die Analyse der 
Auswirkungen staatlicher Maßnahmen auf die Wertschöpfung einer Volkswirtschaft (MAASS, 
35). Auswirkungen auf andere Ziele werden - wenn uberhaupt - dem Bereich der intangib
len Werte 1) zugewiesen. 

Bei Instrumenten, die im wesentl ichen auf die gesamtwi rtschaftl iche Erhöhung der Effizienz 
des Faktoreinsatzes abzielen, wie dies bei Investitionsvorhaben der oben genannten Art der 
Fall ist, erscheint eine Beschränkung auf das Ziel der Erhöhung der Allokationseffizienz 
durchaus vertretbar und auch sinnvoll, wenn wesentl iche (unerwunschte) Wirkungen auf an
dere Ziele nicht zu erwarten sind. Problematischer wird dies schon, wenn Maßnahmen struk
turpolitischer Art, die ja auch auf die Verbesserung der Faktorallokation abzielen, einer 
Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden, weil diese meist auch erhebliche (unter Um
sti:inden auch seitens des Staates gewollte) Verteilungswirkungen aufweisen (vgl. hierzu 
auch HEDTKE, 29). Aber staatliche Aktiviti:iten zielen bekanntl ich nicht nur auf die Ver
besserung der Faktorallokation ab. Htlufig und gerade auch im Bereich der Agrarpolitik ste
hen sozial- oder verteilungspolitische Ziele im Vordergrund. - Seitens des Staates ist in der 
Bundeshaushaltsordnung denn auch deutlich das Bedurfnis formuliert worden, Uber alle Maß
nahmen von größerer finanzieller Bedeutung, also auch solchen, die in erster Linie auf an
dere Ziele als das der Verbesserung der Faktorallokation abzielen, Informationen uber deren 
Wirkung zu erlangen (Bundeshaushaltsordnung, 5). Eine Beschri:inkung der Analyse auf die 
Allokationseffizienz scheint daher bei den Maßnahmen der letztgenannten Art ganz und gar 
nicht ausreichend zu sein. 

Ziel dieser Arbeit ist es daher zu untersuchen, ob und - wenn ja - wie Maßnahmen mit auch 
sozial- bzw. verteilungspolitischer Zielsetzung in Kosten-Nutzen-Analysen behandelt wer
den können und welche Zielbeitri:ige die wichtigsten sozial- oder verteilungspolitisch moti
vierten Maßnahmen der Agrarpolitik zu leisten vermögen. Der Schwerpunkt der Überlegun
gen I iegt dabei nicht in einer auf die Detaill ierung der Maßnahmeneffekte ausgerichteten 
Wirkungsanalyse, sondern in der Zielanalyse als unverzichtbare Voraussetzung für eine ziel
orientierte Bewertung der betrachteten Pol itikwirkungen. Hierzu wird zuntlchst zu diskutie
ren sein, auf welche Weise sozial- und verteilungspol itische Zielbeitrtlge in geeigneter 
Weise in Kosten-Nutzen-Analysen berucksichtigt werden können und wie die relative Vor
zUg' ichkeit der Verfahren bestimmt werden kann. 

2 Die BerUcksichtigung mehrerer Ziele in Kosten-Nutzen-Anal~n 

Wir wollen uns nun der Frage zuwenden, auf welche Weise mehrere Ziele in Kosten-Nutzen
Analysen berucksichtigt werden können. FUr eine sachgerechte Analyse der Nutzen und Ko
sten einer staatlichen Maßnahme wi:ire es am einfachsten, wenn die staatl ichen Entschei
dungstri:iger dem Analytiker eine Zielfunktion vorlegen könnten, deren Ziele quantifizier
bar sind, in derselben Einheit (z. B. Geldeinheiten) gemessen werden können und deren 
Zielgewichtung gegeben ist. Die Arbeit des Analytikers könnte sich dann, wie in der klas
sischen Kosten-Nutzen-Analyse, auf die Ermittlung der jeweiligen Nutzen-Kosten-Elemente, 
deren Quantifizierung, der Festlegung des (der) Betrachtungszeitraums(ri:iume) und des (der) 
Diskontierungsfaktors(en) beschri:inken und wUrde den politischen Entscheidungstri:igern eine 
eindeutige und damit im politischen Raum lei cht handhabbare Aussage Uber den Nettonutzen 
einzelner Maßnahmen(bUndel) bzw. uber die relative Vorzüglichkeit alternativer Instrumente 
I iefern können. (Zu Versuchen, neben dem Effizienzziel auch Verteilungsziele in Kosten
Nutzen-Analysen zu berUcksichtigen, in denen explizit eine Zielfunktion verwendet wird, 
vgi. z. B. Me. GU IRE und GARN, 37). 

1) Unter "intangible Werte" werden im allgemeinen oll dieienigen Nutzen- und Kostenele
mente subsumiert, die nicht monetC:!r bewertet werden können.(Vgl.z.B. PREST und 
TURVEY, 41). 



Im allgemeinen werden die pol itischen Entscheidungstrtiger jedoch nicht willens und/oder in 
der Lage sein, dem Analytiker eine fUr die Analyse brauchbare Zielfunktion zu liefern, weil 
die Ziele der Pol itik nicht immer hinreichend operational sind, der offizielle Ziel katalog 
nicht immer vollsttindig ist und/oder Uber die Gewichtung der Ziele keine konkreten Vorstel
lungen bestehen, so daß der Verwendung expl izit formul ierter Ziel funktionen in Kosten
Nutzen-Analysen schon von daher Grenzen gesetzt sind. Die Verwendung nur eines Erfolgs
kriteriums - darauf läuft ja die Verwendung einer explizit formulierten Ziel funktion hinaus -
Itißt allerdings die Beitrtige einer Maßnahme zu den verschiedenen Zielen nicht mehr erken
nen. Dies wtire dann nicht sonderlich problematisch, wenn die zur Quantifizierung der ver
schiedenen Zielbeitrtige einer staat I ichen Maßnahme erforderlichen Informationen alle be
kannt wtiren und wenn die Ziel gewichtung intertemporal invariant wtire. Beides ist sicher 
nicht der Fall. 

Zur Quantifizierung der Zielbeitrtige einer Maßnahme sind in der Regel nicht alle notwen
digen Informationen bekannt, so daß mit Annahmen Uber bestimmte ökonomische Sachverhalte 
oder Zusammenhtinge gearbeitet werden muß. Nicht immer wird es dem Analytiker gel ingen, 
Annahmen, die zur Quantifizierung einzelner Zielbeitrtige notwendig sind, derart zu tref
fen, daß sie die Realittit hinreichend genau widerspiegeln, oder die fUr die Fragestellung an
gebrachte Methode zu wtihlen. Die Verwendung nur eines aggregierten Erfolgskriteriums 
birgt die Gefahr in sich, daß der BI ick der pol itischen Entscheidungstrtiger allzu sehr auf 
das Erfolgskriterium gelenkt wird und die Probleme der Quantifizierung der einzelnen Ziel
beitrtige Ubersehen werden. DarUber hinaus können sich Fehleinschätzungen durch den Tat.,. 
bestand ergeben, daß das Gewicht, das die politischen Entscheidungstrtiger den einzelnen 
Zielen zumessen, sich im Zeitablauf vertindert und Maßnahmen noch nach einer zum Zeit
punkt der Erstellung der Analyse gul tigen Zielfunktion beurteilt werden. 

Wegen der Schwierigkeiten bei der Aufstellung einer Zielfunktion und den Gefahren der 
Fehl interpretation seitens der Pol itiker oder der Verwaltung dUrfte die Verwendung expl izit 
formulierter mehrdimensionaler Zielfunktionen fUr Kosten-Nutzen-Analysen im allgemeinen 
kein gangbarer Weg sein. 

Eine andere Möglichkeit, mehrere Ziele in Kosten-Nutzen-Analysen zu berUcksichtigen, 
besteht darin, daß das Ziel der Maximierung der sozialen Wohlfahrt durch Nebenbedingun
gen eingeschrtinkt wird (MARGLlN, 36, S. 19 ff.). Auch hier wird nur ein Kriterium zur 
Beurteilung einer Maßnahme bzw. zur Beurteilung der relativen VorzUg I ichkeit mehrerer 
alternativer Maßnahmen ausgewiesen, so daß die politischen Entscheidungstrtiger seitens des 
Analytikers eindeutige Handlungsvorschltige erhalten. 

Die mit der Verwendung von expl izit formul ierten Zielfunktionen in Kosten-Nutzen-Analy
sen verbundenen Schwierigkeiten, wie insbesondere der Zielgewichtung und deren Verände
rung im Zeitablauf, werden durch dieses Verfahren zwar nicht vermieden, aber doch abge
schwöcht. Statt der Zielgewichtung muß jetzt eine Entscheidung uber das Niveau der ein
zelnen Nebenbedingungen getroffen werden. Hiervon htingt entscheidend ab, welche Maß
nahmen Uberhaupt in die Analyse einbezogen werden; eine auch nur sehr knappe N ichter
fUllung einer Nebenbedingung kann eine Maßnahme dann aus der Anal yse ausschi ießen, auch 
wenn alle anderen Nebenbedingungen erfullt sind und ein ho her Wohlfahrtsgewinn damit zu 
erzielen wtire, so daß eine Parametrisierung der Nebenbedingungen in jedem Fall notwendig 
erscheint. Hierdurch kann allerdings auch wieder die Eindeutigkeit der Empfehlung des Ana
lytikers eingeschrtinkt werden. 

Die Maximierung des Wohlfahrtsgewinns unter Nebenbedingungen erscheint allerdings nur 
dann angebracht, wenn die politischen Maßnahmen in erster Linie auf dieses Ziel hin ausge
richtet sind. Bei Maßnahmen der Sozial- oder Verteilungspol itik erscheint eine solche Vor
gehensweise nicht sachgerecht, da die Wirkung einer bzw. alternativer Maßnahmen nicht an 
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dem durch sie angestrebten Hauptziel gemessen werden wurde. Der Erfolg von sozial- oder 
verteilungspolitischen Instrumenten sollte, wenn das Verfahren der Maximierung eines Ziels 
unter Nebenbedingungen angewendet wird, in der Tat an den konkreten Zielen der Sozial
oder Verteilungspolitik gemessen werden, wobei die anderen Ziele, wie insbesondere das 
Wohlfahrtsziel, als Nebenbedingungen zu berUcksichtigen wl:iren. 

Eine dritte prinzipielle Möglichkeit der Berucksichtigung mehrerer Ziele in Kosten-Nutzen
Analysen besteht darin, die Auswirkungen einzelner Maßnahmen bzw. alternativer Instrumen
te getrennt nach den einzelnen Zielen vorzunehmen (vgi. z.B. BILLERBECK, 3, S. 32 ff.) 
und die Bewertung damit den pol itischen Entscheidungstrtlgern zu Uberlassen. Dies hat zwar 
den Nachteil, daß seitens des Analytikers keine eindeutigen Handlungsvorschltlge mehr un
terbreitet werden. Es ist jedoch bereits diskutiert worden, daß auch bei den beiden vorste
henden Verfahren zu einer sachgerechten Beurteilung einer Maßnahme bzw. der relativen 
VorzUgl ichkeit alternativer Instrumente auch bei Verwendung nur eines (gegebenenfalls ag
gregierten) Erfolgskriteriums zustltzl iche Angaben uber die Wirkungen der Maßnahmen auf 
einzelne Ziele oder eine Paramentrisierung der Nebenbedingungen notwendfg sind, so daß 
die Eindeutigkeit der Handlungsvorschltlge auch bei diesen Verfahren verloren gehen kann. 

Die Vorteile der nach Zielen getrennten Ausweisung der Nettonutzen staatl icher Maßnahmen 
I iegen auf der Hand. Die Auswirkungen von Maßnahmen werden direkt an den jeweil igen 
Zielen gemessen. Den politischen Entscheidungstrtlgern werden die unterschiedlichen Beitrtl
ge einer Maßnahme fUr die verschiedenen Ziele verdeutlicht; sie werden dadurch auch ge
zwungen, sich der relativen Bedeutung ihrer Ziele bewußt zu werden, und sie können die 
Ergebnisse einer Kosten-Nutzen-Analyse bei verl:inderter Zielgewichtung entsprechend modi
fizieren. Gleichzeitig kann den pol itischen Entsche idungstrtlgern gezeigt werden, ob eine 
auf ein Ziel hin ausgerichtete Maßnahme in der Tat in der Lage ist, einen wesentlichen Bei
trag zu seiner Erreichung zu leisten, oder ob die Wirkungen auf andere Ziele nicht sogar 
größer sind. Das zu~etzt genannte Verfahren erscheint aus den genannten GrUnden am ehe
sten geeignet, in einer Kosten-Nutzen-Analyse, die Auswirkungen von Maßnahmen auf mehr 
als ein Ziel untersucht, angewendet zu werden. 

3 Die Ziele der AgrarsozialpQlitik 

Die Zielstrukturen des Landwirtschaftsgesetzes (32) und des EWG-Vertrags (24) verdeutlichen 
ebenso wie vielfl:iltige agrarpolitische Erkltlrungen (vgl. z. B. ERn, 23, S. 7), daß das Ziel 
einer "gleichrangigen Teilnahme der Landwirtschaft an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung" die herausragende Position eines Zentralziels der Agrarpolitik ein
nimmt (vgl. dazu auch ERn, 13, S. 1589; 15, S. 235; 16, S. 830; 17, S. 87; 18, S. 301; 
19, S. 576; 20, S. 999; 22, S. 1058; 23, S. 8; Agrarberichte, 1; MÜLLER-HEINE, 40; 
HEIDHUES, 30; MEHLER, 38). Die sozialen Sicherungs-, Einkommens- und Strukturziele der 
Ag ra rsoz ial pol itik, denen die folgenden Überlegungen gel ten, stellen Unterziele dieses agrar
politischen Zentralziels dar (vgl. dazu ERn, 13, S. 1589). 

3.1 Das agrarsoziale Alterssicherungsziel als agrarpol itisches Ziel sozialer Sicherung 

Die Positio{1ierung des agrarsozialen Sicherungszieles, eine "sozial rechtl iche Gleichstell ung 
der landwirtschaftl ichen Bevölkerung" herbeizufUhren, als Unterziel des zentralen agrarpol i
tischen Einkommens- und Wohlstandszieles charakterisiert einen mit dem Regierungswechsel 
im Jahr 1969 verbundenen Wandel zur stl:irkeren Betonung der Agrarsozialpolitik (vgl. dazu 
ERn, 21, S. 1017; 16, S. 826; 11, S. 15; 9, S. 1690; 14, S. 63). Im Hinblick auf das 
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agrarsoziale Alterssicherungsziel 1) beruhte dieses Umdenken sicherlich auch auf der Ein
sicht, daß der bisherige Grundsatz der landwirtschaftlichen Altershilfe, den Landwirten 
einen "Bargeldzuschuß zum privatrechtlichen Altenteil zu gewHhren" (WANGLER, 47), 
nicht mehr der gegebenen agrarsozialen Situation gerecht wurde und "eine Ablösung der 
Teilaltersversorgung durch eine versicherungsrechtliche Vollversorgung" notwendig war 
(LOGEMANN, 33, S. 1368; vgl. dazu auch ERTL, 10, S. 4). Dieses auf eine soziale 
Gleichstellung abzielende Alterssicherungsziel entspricht zwar vollkommen dem Gleichheits
postulat als dominierendem gesellschaftspolitischem Leitgedanken (vgl. MOLITOR, 39, 
S. 9 ft), hinsichtl ich der zu seiner Verwirkl ichung geeigneten pol itischen Konzeption 2) feh
len jedoch die erforderl ichen Hinweise. Diese soll GrundsHtze enthalten, deren KonformitHt 
und Konsistenz hinsichtl ich des genannten Alterssicherungsziels und deren gemeinsame Ko
hHrenz gesichert ist und die daher als sehr verbindl iche Vorschriften fUr die konkrete Aus
richtung der agrarsozialen Alterssicherungsmaßnahmen gelten können 3). Im einzelnen ist 
zuntlchst zu klHren, welcher nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerungsgruppe die landwirt
schaftliche Bevölkerung gleichzustellen ist. Als BezugsgrupPEl können nur die nicht im öffent
lichen Dienst beschtlftigten und in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherten Arbeit
nehmer herangezogen werden. Dabei ist davon auszugehen, daß in der Landwirtschaft unter
schiedliche soziale Gruppen - selbsttlndige Landwirte und mitarbeitende Famil ienangehörige 
bzw. Arbeitnehmer - und gleichzeitig unterschiedliche Institutionen der Altersvorsorge -
das traditionelle Altenteil und die gesetzliche Sozialversicherung - gegeben sind. Dieser 
Sachverhalt ist maßgebend fUr den Umfang desjenigen individuellen sozialen Sicherungsbe
darfs, der durch eine gesetz I iche Sozialversicherung gedeckt werden muß. Auf der Grund
lage dieser Prtlmissen muß die Aufstellung von Kriterien zur Ausgestaltung der Versicherungs
leistungen und der entsprechenden Leistungsvoraussetzungen erfolgen: Regeln zur Bemessung 
der Renten, Rentenanpossungsgrundstltze, Merkmale einer Mindestrente, das Prinzip der fle
xiblen Altersgrenze, Kriterien und Voraussetzungen zur Gewtlhrung von Invalidittltsrenten, 
der Einbezug von Ausfall-, Ersatz- und Zurechnungszeiten in der Berechnung der Zahl an
rechnungsftlhiger Versicherungsjahre, Leitstltze zur Gestal tung der Hinterbi iebenenrenten 
und zur sozialrechtlichen Behandlung der Frau. Ebenso sind GrundsHtze zur Finanzierung 
- Merkmale der Beitragserhebung, Regelungen des Wanderversicherungs- und Wanderungs
ausgleichs und Prinzipien fUr die Gewtlhrung von Bundeszuschussen - und zur Frage der ad
ministrativ-organisatorischen Zuordnung der landwirtschaftlichen Alterssicherung zu formu
lieren. 

3.2 Einkommenspolitische Ziele der Agrarsozialpolitik 

Das sektorale Einkommensziel ist als unmittelbares und wichtigstes Unterziel des agrarpoliti
schen Zentralziels einer "gleichrangigen Teilnahme der Agrarbevölkerung an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung" anzusehen. Eine traditionell auf die intersektorale 

1) Der Begriff "Alterssicherungsziel" stellt eine verkUrzte Ausdrucksform des Zieles von der 
Absicherung gegen die Risiken des "Alters", der "Invalidittlt" und des "Todes des Emtlh
rers" dar. Die willkUrliehe Zuweisung dieser Funktionen an die Institutionen der gesetz
lichen Alterssicherung ist aus der historischen Entwicklung der gese tz I ichen Rentenversi
cherung in Deutschland erkltlrbar. 

2) Eine politische Konzeption ist der "Entwurf von Grundlinien, Grundrissen, Leitgedanken, 
Prinzipien, die ein Ganzes in allen seinen Einzelteilen und in seinem Aufbau bestimmen 
sollen." (PÜTZ, 42, S. 11). 

3) Zum Inhalt einer solchen agrarsozialpolitischen Alterssicherungs-Konzeption ist hier nur 
ein kurzer Überblick .gegeben. AusfUhrl iche konzeptionelle Betrachtungen zum agrarso
zialen Alterssicherungsziel wurden bereits vorgelegt und sollen an dieser Stelle nicht er
neut ausgebreitet werden (vgl. dazu HAGEDORN, 28). 
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Einkommensdisparitöt fixierte agrar pol itische Betrachtungsweise, die ausdruck' iche gesetz' i
ehe Dokumentation eines dieser Disparitöt entgegengerichteten Agrareinkommensziels (vgl. 
Landwirtschaftsgesetz, 32), und die all jöhrlichen intersektoral vergleichenden Einkommens
rechnungen als zentraler Gegenstand der Agrarberichte sowie der dazu sich bildenden öffent
I ichen Diskussion verdeutl ichen den unverruckbaren agrarpol itischen Stellenwert der land
wirtschaftlichen Einkommen. Anhaltspunkte fUr die Operationalisierung dieses Ziels bietet die 
in der praktischen Agrarpalitik Ubliche Methodik zur Darstellung der einkommenspolitischen 
Situation: Sowohl in den jtlhrlichen Vergleichsrechnungen (vgl. Agrarberichte, 1) als auch 
in anderen offiziellen Veröffentlichungen (vgl. z.B. ERTL, 20, S. 997) werden zu diesem 
Zweck jeweils Einkommensdurchschnitte aus der Landwirtschaft (Reineinkommen je Famil ien
arbeitskraft) und der Nichtlandwirtschaft (gewerblicher Vergleichslohn) gegenUbergestellt, 
und das Ausmaß ihrer Parittlt oder auch der Uberwundenen Disparittlt wird dann als Indikator 
der einkommenspolitischen Zielerreichung gewertet. Die Unzultlnglichkeit dieses einseitigen 
Ziel- und Erfolgskriteriums mögen folgende Überlegungen veranschaulichen: 

1. Die Ursache intersektoraler Einkommensunterschiede zu Ungunsten des Agrarsektors liegt 
bekanntlich in zu geringen Opportunittltskosten landwirtschaftlicher Erwerbsttltiger und 
ist letztl ich auf Mobil ittltskosten im Falle einer Abwanderung zuruckzufuhren, die grund
stltzl ich zwei unterschiedlichen Kategorien zugeordnet werden können: Zum einen können 
sie Nutzenkomponenten darstellen, auf die im Falle einer Abwanderung verzichtet werden 
muß (z. B. die selbsttlndige Ttltigkeit als Landwirt), zum anderen können sie aber auch 
Kostenkomponenten sein, die durch die Abwanderung verursacht werden (z.B. Umschu
lungs- und Umzugskosten) . 

2. Sicherlich kann man davon ausgehen, daß ein betrtlchtlicher Anteil des Defizits sektora
ler Opportunittltskosten auf spezielle landwirtschaftliche Nutzenkomponenten, also Mo
bilittltskosten der erstgenannten Art, zuruckzufuhren ist. Dann ist fUr eine Vielzahl land
wirtschaftl icher Erwerbsttltiger möglicherweise zwar nicht ein parittltisches Einkommen, 
aber doch eine mit Nichtlandwirten vergleichbare und fUr sie auch zufriedenstellende 
sozialökonomische Situation dadurch gegeben, daß das Einkommensdefizit durch die nicht 
in den meßbaren EinkommensgfÖßen erfaßten Nutzenfaktoren kompensiert wird. Die Her
stellung intersektoraler Einkommensparittlt durch eine staatl ich geförderte Mobil ittlt wurde 
hier ledigl ich einen Ersatz dieser Nutzenkomponenten durch einen Einkommenszuwachs 
bewirken. Die Schaffung eines parittltischen Agrareinkommensniveaus durch mittelbare 
oder unmittelbare Einkommenszuweisungen wurde möglicherweise aufgrund der Existenz 
spezieller landwirtschaftlicher Nutzenkomponenten zu einer Situation der Ungleichheit 
zu Ungunsten der Nichtlandwirte fUhren. Angesichts dieser unvermeidbaren Konflikte ist 
der Sinn eines Einkommensparittltsziels zumindest frag I ich. 

3. Die Mobilittltskosten der zweitgenannten Kategorie - tatstlchlich wtlhrend der Abwande
rung entstehende Kosten und Aufwendungen - verursachen intersektorale Einkommensun
terschiede, die nicht durch sektorspezifische Nutzenkomponenten ausgeglichen werden 
und daher unmittelbar eine Situationsverbesserung verlangen. Diesem Zweck können zwei 
grundstltzlich unterschiedliche agrarpalitische Vorgehensweisen dienen: Besonders empfeh
lenswert sind solche Aktivitöten, die den einzelnen in die Lage versetzen, aus eigener 
Kraft langfristig ein ausreichendes Einkommen zu erwerben. Weil jedoch ein solches Ziel 
nur durch Investitionen verschiedenster Art erreichbar ist und die dazu erforderl ichen 
Ressourcen immer knapp sind, mUssen fUr ihre Vergabe Produktivittitsmaßsttibe zugrunde
gelegt werden. Eine Ausrichtung dieser allokationspol itischen Moßnahmen nach dem Ein
kommensparittltsziel wtlre ineffizient. Wenn oder solange mit diesen Mitteln die Herstel
lung eines ausreichenden Einkommensniveaus nicht oder noch nicht mögl ich ist, bedarf es 
staatlicher Transferzahlungen, die nach sozialen Kriterien zu bewilligen sind. Auch hier 
kann das Einkommensparittltsziel nicht die Richtschnur fUr die Bemessung des Einkommens-
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transfers sein, denn die Verfolgung dieser Maxime, durchgehend für eine gesamte Volks
wirtschaft, würde die totale Egalisierung der Einkommen bedeuten. Ein solcher Zustand 
entspräche zwar vollkommen dem Gleichheitspostulat, hätte aber unübersehbare alloka
tionspolitische Konsequenzen. Für staatliche Transferzahlungen ist es daher notwendig, 
von dem sozialpolitisch motivierten Leitbild eines bedarfsorientierten Mindesteinkommens 
auszugehen. 

4. Das agrarpolitische EinkommensparitHtsziel beruht letztlich auf der Vorstellung von einer 
Gleichverteilung der Einkommen; ein Zustand, der unerreichbar, und eine Vorstellung, 
die deshalb wirkl ichkeitsfem ist. Der permanente Versuch, dieses Unerreichbare doch er
reichbar erscheinen zu lassen, findet Ausdruck in der Konzentration auf den Vergleich 
sektoraler Durchschnittseinkommen. Nicht nur durch die Aggregation der Einkommen zu 
solchen globalen Größen, sondern auch durch die von diesem einsam herausragenden 
Ziel- und Erfolgskriterium scheinbar ausgehende Faszination entsteht die Gefahr, daß die 
eigentl ich betrachtungswürdigen sozialen und strukturellen MißstHnde im BI ickfeld des 
Pol itikers keinen Platz finden, sondern im Hintergrund verborgen bleiben. Seine Aufmerk
samkeit gelangt so nicht zu den wirklich wahrzunehmenden Ansatzstellen staatlicher 
Agrarpol itik: den Bereichen ökonomischer Ineffizienz einerseits sowie den Erscheinungs
formen sozialer Unterprivilegierung andererseits. 

Diese Überlegungen mögen verdeutl ichen, wie sehr ein Ersatz des wen ig sinnvollen Einkom
mensparitHtsziels durch ein Leitbild bedarfsorientierter Mindesteinkommen zu begrüßen wöre. 
Die Frage, ob denn dieser Grundsatz zumindest in der Agrarsozial pol itik befolgt wird, muß 
zunöchst unbeantwortet bleiben, weil eine inhaltliche Beschreibung des agrarsozialpoliti
schen Einkommensziels durch die Bundesregierung nicht vorliegt. Vielföltig dagegen sind 
die offiziellen Begründungen für die absolute Notwendigkeit agrarsozial pol itischer Einkom
menszuschüsse: 

1. Infolge des Strukturwandels und der daraus sich ergebenden ungünstigen Altersstruktur 
weise die landwirtschaftl iche Sozialversicherung hohe, von der Allgemeinheit mitzutra
gende al te Lasten auf (vgl. ERTL, 16, S. 64). 

2. Die Einengung nationaler agrarpol itischer Kompetenzen durch den EWG-Vertrag erfordere 
eine verstHrkte Nutzung der einkommenspolitischen Möglichkeiten der in nationaler Ha!'ld 
verbliebenen Agrarsozialpolitik (vgl. ERTL, 9, S. 1689). 

3. Die Bundeszuschüsse seien als Kostenentlastung für landwirtschaftliche Betriebe gedacht 
und zur Aufrechterhaltung der betrieb I ichen Entwicklungsfähigkeit notwendig (vgl. ERTL, 
18, S. 299). 

4. Die Landwirte seien nicht in der Lage, hohe Rentenversicherungsbeiträge zu entrichten. 
Die Landwirte werden in ihrer Gesamtheit als hilfsbedürftig dargestellt. Eine Unterschei
dung nach sozial Bedürftigen und ausreichend Versorgten erfolgt nicht (vgl. ERTL, 16, 
S. 1690). 

Obwohl in diesen verschiedenartigen Argumenten zunächst kein durchgehender Grundsatz er
kennbar ist, liegen hier trotzdem wohl recht ungewöhnliche, aber dennoch dominierende 
Leitgedanken vor: Zum einen scheint es von den Pol itikern gewollt und für sie wichtig zu 
sein, daß überhaupt Einkommensübertragungen an die Landwirte getätigt werden, und nicht, 
daß sie nach bestimmten sinnvollen Kriterien ausgestaltet werden. Die oben dargelegte Ar
gumentation hat dementsprechend die Aufgabe, die Wichtigkeit solcher Einkommensübertra
gungen anhand verschiedener Ursachen herauszustellen, und nicht, die Art ihrer Ausgestal
tung und Verteilung zu begründen. Zum anderen ist sicherlich beabsichtigt, kein Mitglied 
des Berufsstandes von den einkommenspol itischen Zuwendungen auszuschl ießen. Daher müs
sen zwangsläufig intrasektoral selektive soziale Bedarfsgrundsätze gemieden werden. 
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3.3 Strukturpolitische Ziele der Agrarsozialpolitik 

Da die im Verlaufe des Agrarstrukturwandels erforderlichen inter- und intrasektoraleo Faktor
wanderungen nur unzureichend erfolgen, ergibt sich für die Agrarpolitik die Notwendigkeit, 
diese Mobil itCltsprozesse zu unterstutzen . Sie hat daher die Aufgabe, sowohl die Entwicklung 
ausgewClhlter wachstumsfClhiger landwirtschaftlicher Betriebe als auch die erforderlichen Be
triebsabstockungen und -auflösungen und die Aufnahme außerlandwirtschaftl icher TCltigkelten 
zu fördern. Bedenkt man, daß langfristig mögl icherweise die Uberwiegende Anzahl landwirt
schaftlicher Betriebe mit der letztgenannten Notwendigkeit konfrontiert werden wird und 
diese AbstockungsvorgCinge erst die Voraussetzungen fUr die Aufstockung wachsender Betriebe 
schaffen, dann ist es gewiß zulCissig, diesem Teilbereich des Agrarstrukturwandels die größere 
Bedeutung zuzumessen. Der UnterstUtzung entsprechender intersektoraler ArbeitskrClftebewe
gungen und intrasektoraler Bodenmobilitöt muß daher - im offensichtlichen Gegensatz zur ge
genwCirtigen Verteilung agrarstrukturpol itischer AktivitCiten - die Hauptaufmerksamkeit der 
landwirtschaftl ichen Strukturpol itik gewidmet werden. 

Die gegenwCirtige Agrarsozialpolitik enthCilt als mobilitCltsfördernde Maßnahmen 1) die Land
abgaberente und den Nachentrichtungszuschuß 2). Offensichtl ich sollen sie zur Verfolgung 
sowohl strukturpolitischer als auch verteilungspolitischer Zielsetzungen dienen (vgl. ERTL, 
13, S. 1592). Der Versuch, diesen beiden Zielen mit denselben Maßnahmen gerecht zu wer
den, fUhrt jedoch erfahr.ungsgemCiß zu betrClchtlichen Effizienzverlusten (vgl. SCHMITT und 
von WITZKE, 45, S. 38 - 72). Vorzuziehen ist daher eine Agrarsozialpolitik, die den Erfor
dernissen der sozialen Sicherung durch einen entsprechenden Ausbau der sozialen Sicherungs
maßnahmen nachkommt und sich damit die Mögl ichkeit eröffnet, agrarstrukturelle Maßnah
men allein in den Dienst der MobilitCltsförderung zu stellen. 

Wesentlich für die Effizienz einer solchen an abstockende landwirtschaftliche Betriebe ge
richteten Mobil itCitsförderung ist die Kompatibil itClt ihrer Ziele mit den Zielen der einzelbe
triebl ichen Investitionsförderung fUr aufstockende landwirtschaftl iche Betriebe. Notwendig 
ist ebenso eine KohClrenz der entsprechenden Maßnahmen. Die einzel betrieb! iche Investi
tionsförderung sollte nur solche Betriebe in ihrer Entwicklung unterstutzen, die aufgrund 
ihres voraussichtl ichen Reineinkommens, ihrer kUnftigen KapitalbildungsfCihigkeit und der 
Effizienz des Faktoreinsatzes eine langfristige EntwicklungsfCihigkeit mit ausreichender Si
cherheit vermuten lassen (zur Beurteilung der einzelnen Förderungskriterien vgl. im einzel
nen: BLOCK, 4; LUTHGE, 34). Bietet sie jedoch auch nicht entwicklungsfClhigen Betrieben 
Investitionshilfen an, dann dringt sie in eine der Mobil itCltsförderung vorbehaltenen Ziel
gruppe ein und kompensiert hier die seitens der Agrarsozial pol itik geschaffenen Mobil itClts
anreize. Der geforderte Grundsatz der SelektivitClt in der einzelbetriebl ichen Investitions
förderung ist zwar durchaus in der agrarstrukturpolitischen Konzeption der Bundesregierung 
enthalten (vgl. dazu ERTL, 13, S. 1592; 12, S. 1784), wird jedoch durch die Schaffung 
modifizierter Förderungsvoraussetzungen und komplementClrer Förderungsmaßnahmen mehrfach 
durchbrochen. 

FUr die Effizienz der agrarstrukturpol itischen Mobil itCltsförderung (und auch der einzelbetrieb
lichen Investitionsförderung) wichtig ist schi ießI ich auch eine allokationspol itisch sinnvolle 

1) Weitere mobilitCitsfördernde Maßnahmen fUr Landwirte, deren Durchfuhrung jedoch nicht 
in der Hand der landwirtschaftlichen SozialversicherungstrCiger liegt, sind die Förderung 
der Umschulung und der Arbeitsaufnahme durch die Bundesanstalt fUr Arbeit sowie die so
zial(Skonomische Beratung fUr landwirte. 

2) Als "Nachentrichtungszuschuß" wird ein "Zuschuß zur Nachentrichtung von BeitrClgen an 
die gesetz I iche Rentenversicherung" beze ichnet, der insbesondere abwandernden Landwir
ten gewClhrt wird (§§ 47 bis 50 GAl) . 
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Handhabung der finanziellen Förderungsmittel. Werden diese nach Maßgabe von Verteilungs
kriterien in einer Weise vergeben, daß sie in betröchtl ichem Ausmaß und vielleicht sogar 
über lange Zeitröume selbst zur Entlohnung der investierten Faktoren beitragen, dann ermög
I ichen sie den Einsatz solcher Faktoren, die durch den Produktionsprozeß nicht ausreichend 
entlohnt werden. Auf diese Weise wird die Entwicklung solcher landwirtschaftlicher Betriebe 
gefördert, die ohne diese permanenten Einkommensübertragungen nicht wachstumsföhig wö
ren und daher besser mit Hilfe von Mobilitötsanreizen zur Betriebsabstockung oder -auflösung 
bewegt werden sollten. Es ist deshalb notwendig, daß die vergebenen Förderungsmittel den 
Charakter strukturpol itischerAnreize (vgl . SCHMITT, 46, S. 6) erhal ten und nicht selbst zu 
umfangreichen Komponenten der Faktorentlohnung werden. 

4 Die Verteilungs- und Allokationswirkungen agrarsozial pol itischer Instrumente im Lichte 

der sozial-, einkommens- und strukturpolitischen Ziele der Agrarsozialpolitik 

In diesem Abschnitt soll das Verhöltnis zwischen den aufgezeigten sozial-, einkommens- und 
strukturpol itischen Zielen und einigen Instrumenten der Agrarsozial pol itik anhand wichtiger 
erzeugter Effekte charakterisiert und hinsichtl ich der maßgebl ichen pol itischen Hintergründe 
an,alysiert werden. Nicht beabsichtigt ist eine weitgehende Detaill ierung oder eine Quanti
fizierung der aufgezeigten Politikwirkungen. 

4.1 Effekte im Hinblick auf das agrarsoziale Alterssicherungsziel 

Zur Beurteilung der landwirtschaftlichen Alterssicherung auf der Grundlage des agrarsozialen 
Alterssicherungsziels, eine "soziale Gleichstellung" der Agrarbevölkerung zu gewöhrleisten, 
ist von einer Gegenüberstellung der landwirtschaftlichen Versicherten mit den Mitgliedern 
der Arbeiter- und Angestelltenrentenversicherungen als Bezugsgruppe 1) auszugehen. Dieser 
Vergleich fuhrt sowohl zu positiven als auch zu negativen Aussagen über den gegebenen 
Grad der Zielerreichung: Zwarsind die landwirtschaftlichen Altersgelder wie die Arbeitneh
merrenten dynamisiert worden, die Altersgeldgrundbetröge gewöhrleisten ein stabiles Mindest
rentenniveau und sie werden dem gesellschaftspolitischen Postulat der Gleichstellung von 
Mann und Frau infolge ihrer Differenzierung nach Verheirateten und Alleinstehenden sicher 
eher gerecht als die Arbeitnehmerrenten 2). Unübersehbar bleiben dennoch zahlreiche schwer
wiegende Inkonsistenzen (vgl. hierzu auch SCHMITT und von WITZKE, 45): So sind in der 
landwirtschaftl ichen Alterskasse ledigl ich selbstöndige Landwirte, nicht jedoch auch die mit
arbeitenden Familienangehörigen pflichtversichert, obwohl diese sicherlich der sozialen Vor-

1) In einem solchen Vergleich sind jedoch nicht die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
einzubeziehen, da diese infolge ihrer Mitgliedschaft in einer überwiegend staatlich finan
zierten Zusatzaltersversorgung gegenüber den privat beschöftigten Arbeitnehmern erheb-
I ich privilegiert sind (vgl. HAGEDORN, 2ff). 

2) In den Rentenversicherungen der Arbeitnehmer betrögt die Witwenrente nur 60 v. H. der 
Versichertenrente. Die landwirtschaftliche Alterskasse gewöhrt sowohl der hinterbliebe
nen Witwe als auch dem alleinstehenden Versicherten zwei Drittel des Altersgeldes für 
Verheiratete. Einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 12.3.1975 zufolge 
ist bis 1984 die Hinterbliebenenversorgung im Sinne der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau zu regeln. Zur Vorbereitung entsprechender Reformen hat die Bundesregierung 
am 17.8.1977 eine "Kommission für die soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebe
nen" eingesetzt (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 6). 
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sorge besonders bedurfen 1). Da keine einkommensabhöngige Renten- und Beitragsbemessung 
wie in der Rentenversicherung der Arbeiter bzw. Angestellten erfolgt, ist nicht grundsötz
lich gewöhrleistet, daß die Beitröge der individuellen Leistungsföhigkeit und die Renten dem 
gewohnten Lebensstandard des Alterskassenmitgl iedes entsprechen. Die Relation von Beitrö
gen zu Leistungen dagegen ist infolge umfangreicher Bundeszuschusse in der landwirtschaft-
I ichen Alterskasse gUnstiger als in den Rentenversicherungen der Arbeitnehmer. Auch die 
Staffelung der landwirtschaftlichen Altersgelder nach der Zahl der Beitragsjahre unterschei
det sich von der beitragsabhöngigen Berechnung der Arbeitnehmerrenten 2). 

Ferner sieht das landwirtschaftliche Alterssicherungssystem keine flexible Altersgrenze, keine 
Berufsunföhigkeitsrente und keinen Einbezug von Ersatz-, Ausfall- und Zurechnungszeiten in 
die Zahl der anrechnungsföhigen Versicherungsjahre vor (vgl. dazu im einzelnen SCHEWE, 
44). Das Fehlen von Wanderversicherungsvereinbarungen zwischen den hier verglichenen 
Versicherungsorganisationen schließI ich fUhrt zu erhebl ichen Versicherungsnachteilen und 
Mobilitötshemmnissen fUr abwanderungswillige Landwirte. 

Dieser Überblick zeigt, daß die gegenwörtige landwirtschaftliche Alterssicherung dem Ziel 
einer "sozialrechtlichen Gleichstellung der Agrarbevölkerung" nicht gerecht wird. Die Bun
desregierung versucht die aufgezeigten intersektoralen Abweichungen auf die Existenz be
rufsstöndischer und sozialer Eigenheiten der Landwirte zurUckzufuhren. "Ihre soziale StelTung 
unterscheidet sich tatsöchl ich und grundsötzl ich von der des Arbeitnehmers. FUr die Sozial
pol itik I iegen daher in der Landwirtschaft andere Voraussetzungen vor als in anderen Berei
chen" (ERTL, 21, S. 1017; 14, S. 63 und 64). Trifft der hier vermittel te Eindruck einer 
gönzl ichen Unvergleichbarkeit landwirtschaftl icher und nichtlandwirtschaftl icher Bevölke
rungsgruppen hinsichtlich sozialpolitisch relevanter Merkmale zu, dann erscheint auch eine 
Realisierung des Prinzips sozialer Gleichstellung in der Ausgestaltung der agrarsozialen Si
cherung aussichtslos. Insofern ist diese auf agrarsektorale Besonderheiten gestUtzte Argumen
tation der Bundesregierung geeignet, die durch die Zieldeklaration eingegangene Verpflich
tung zur Verwirklichung sozialrechtl icher Gleichstellung zu lösen. 

Es stellt sich unmittelbar in diesem Zusammenhang die Frage, warum Uberhaupt ein doch so 
anspruchsvolles Ziel der Agrarsozialpolitik zunöchst vorangestellt wird, wenn man spöter 
wieder von seiner instrumentellen Verwirklichung Abstand nimmt. Möglicherweise ist ein sol
ches Vorgehen erklörbar durch die außerordentliche Attraktivitöt der "sozialrechtlichen 
Gleichstellung" als politischer Leitsatz, der ja bereits aufgrund seiner ethischen Qual itöt 
die Vorstellung einer sehr sinnvollen Politik vermittelt. Vermutlich ist aber nicht hinreichend 
bedacht worden, daß die tatsöchliche Verwirklichung eines solchen Vorsatzes ein betröcht-
I iches Anwachsen der agrarsozial pol itisch bedingten Umverteilungsströme bedeutet, deren 
Finanzierung aus öffentl ichen Mitteln gegenwörtig offensichtl ich durch die begrenzte Belast-

1) Lediglich diejenigen mitarbeitenden Familienangehörigen, die 1965 mindestens 50 Jahre 
alt waren, erhielten danach das Recht zur freiwilligen Mitgliedschaft in der landwirt
schaftlichen Alterskasse (§ 38 GAL). Die ihnen gewöhrte Rente ist jedoch um die Hölfte 
niedriger als die eines alleinstehenden ehemals selbstöndigen Landwirts und wird auch 
nicht durch einen Verheiratetenzuschlag aufgestockt. Auch eine Hinterbliebenenversor
gung wurde fUr sie nicht eingerichtet. Die Gesetzesregelung ist mit dem Gedanken der 
Gleichbehandlung von Personen aus unterschiedlichen sozialen Positionen nicht verein
bar. 

2) Die Steigerungsrate der Arbeitnehmerrenten betrögt 1,5 v. H. je anrechnungsföhiges Ver
sicherungsjahr. Die landwirtschaftlichen Altersgelder werden nach Maßgabe der 15 (Jahre) 
Uberschreitenden Zahl der Beitragsjahre mit einem Steigerungssatz von 3,0 v.H. gestaf
feit. 
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barkeit des Agrarhaushalts Einhalt geboten wird 1). Eine Fortsetzung des Ausbaus der agrar
sozialen Sicherung kann daher nur uber eine erhöhte finanzielle Inanspruchnahme der land
wirtschaftlichen Versicherten erfolgen. Ein solches Vorgehen, nömlich finanzielle Mittel von 
allen Landwirten zu fordern, ist nicht kompatibel mit dem sektoralen Einkommensziel, das ja 
eine Verteilung von Mitteln an möglichst alle Landwirte vorsieht. Infolge dieses Zielkonflik
tes wird offensichtlich auf eine weitergehende Verfolgung des agrarsozialpalitischen Gleich
stellungsziels verzichtet zugunsten des mit höherer Prioritöt angestrebten sektoralen Einkom
mensziels. 

4.2 Einkommenspolitische Effekte der Agrarsozialpolitik 

Die umfangreichen Bundeszuschusse zur landwirtschaftl ichen Soz'ialversicherung rufen erheb
liche einkommenspolitische Wirkungen hervor. Die landwirtschaftliche Alterssicherung ver
teilt die gewtlhrten BundeszuschUsse 2) mittels einer einheitlichen Beitragsermößigung gleich
mößig an alle Alterskassenmitglieder. In der landwirtschaftlichen Kranken- und Unfallver
sicherung werden die zugeteilten BundeszuschUsse in tlhnl icher Weise weitergegeben. Weil 
hier jedoch der Einheitswert oder Arbeitswert der Beitragsberechnung zugrunde liegt und diese 
Bemessungsgrundlagen im allgemeinen positiv mit dem Einkommen des Versicherten korreliert 
sind, steigen die so gewöhrten EinkommensUbertragungen mit zunehmendem Einkommen des 
Landwirts. Auf diese Weise werden mittels sozialpolitischer Maßnahmen gönzlich unsoziale 
Effekte erzeugt. Diese Verteilungstechniken folgen weder dem Leitziel bedarfsorientierter 
Mindesteinkommen noch der Forderung nach einer Verbesserung der intrasektoralen Einkom
mensverteilung • Vielmehr besttltigen sie die bereits getlußerte Vermutung uber den Charakter 
des sektoralen Einkommensziels: Nicht die Art der intrasektoralen Verteilung, sondern allein 
die Tatsache der intersektoralen Umverteilung scheint wichtig zu sein. Außerdem soll offen
sichtl ich kein Mitglied des Agrarsektors von den einkommenspol itischen Zuwendungen ausge
schlossen werden. 

Die Ursachen fUr die Anwendung solcher Verteilungskriterien liegen möglicherweise in der 
Vorstellung, daß Verteilungsmaßnahmen das einer Regierung entgegengebrachte und fUr sie 
lebenswichtige Ausmaß an Ansehen und Sympothie bestimmen. Eine intrasektoral selektive 
Vergabe von EinkommensUbertragungen wUrde vielleicht eine ablehnende Haltung der infolge 
dieser Auswahl nicht begUnstigten Landwirte hervorrufen, insbesondere, wenn bereits beste
hende Anspruche eingeschrtlnkt wUrden. Wenn auch die Vermeidung solcher konflikttrtlchti
ger Verönderungen durchaus versttlndl ich erscheint, so muß sie schi ießI ich doch durch einen 
Verlust an Verteilungseffizienz erkauft werden. 

4.3 Strukturpolitische Effekte der Agrarsozialpolitik 

Obwohl sozialrechtl iche Maßnahmen zur Strukturverbesserung sinnvoll erweise der Mabil itöts
förderung dienen sollten, Ubernehmen sie in der gegenwtlrtigen Agrarsozialpolitik vorwiegend 
Verteilungsaufgaben . Der Nachentrichtungszuschuß soll diejenigen Versicherungsnachteile 
ausgleichen, die abwandernden Landwirten infolge der sektorspezifischen Ausgestaltung des 

1) Die Bundeszuschusse zur Agrarsozialpol itik nehmen gegenwtlrtig ca. 54 v. H. des Agrar
haushalts in Anspruch und zeigen eine zunehmende Tendenz (vgl. dazu HAGEDORN, 
26; 27) . 

2) Nach der in § 13 GAL niedergelegten Gesetzesgarantie sind die BundeszuschUsse zur 
landwirtschaftlichen Alterskasse auf 87,5 v.H. der Alters- und Waisengeldausgaben fest
gelegt. Sie steigen demnach ji:lhrl ich mit gleichen Raten wie die genannten Leistungsauf

, wendungen. Die Landabgaberente und der Nachentrichtungszuschuß werden allein aus 
Bundesmitteln finanziert. 
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agrarsozialen Alterssicherungssystems entstehen 1). Ein mobilitätsfördernder Effekt ist dage
gen kaum zu erwarten, weil der Verbleib in der landwirtschaftl ichen Alterskasse fUr die 
Landwirte vorteilhafter ist als die Inanspruchnahme des Nachentrichtungszuschusses (vgl. 
SCHMITT und von WITZKE, 45). Durch die Landabgabenrente sollen die ehemal igen Inhaber 
ausgelaufener landw i rtschaftl icher Betriebe eine ausreichende Altersversorgung erhal ten. 
Nach den bisherigen Erfahrungen ist der Mobil ittltseffekt dieser Maßnahme gering (vgl. Wis
senschaftlicher Beirat, 48; SCHMITT und von WITZKE, 45). Im Grunde mUssen die von der 
Landabgaberente und dem Nachentrichtungszuschuß erfullten Sicherungsfunktionen durch 
einen entsprechenden Ausbau der landwirtschaftlichen Alterssicherung wahrgenommen wer
den. Solange sie dem mobilittltsfördernden Instrumentarium aufgebUrdet werden, bleibt des
sen strukturpol itischer Förderungseffekt gering, denn auch hier wird das in der praktischen 
Agrarpolitik offenbar gUltige Prinzip der Vorrangigkeit verteilungspolitischer vor allokations
pol itischen Zielsetzungen wirksam. 

Der in der Zielanalyse erhobenen Forderung nach Kompatibil ittlt der in der Mobil itäts- und 
Investitionsförderung verfolgten Ziele entspricht das Verlangen nach Kohtlrenz der in den 
Dienst dieser Ziel e gestellten Maßnahmen. Diese Bedingung ist im vorl iegenden Fall offen
sichtlich nicht erfullt: Die einzelbetriebliche Investitionsförderung beschränkt sich nicht auf 
die Auswahl entwicklungsfähiger landwirtschaftl icher Betriebe, sondern bezieht auch die 
Zielgruppe der Mobilitätsförderung dadurch ein, daß sie ihnen im Rahmen komplementärer 
Färderungsmaßnahmen - Bergbauernprogramm, ländliche Siedlung, Nebenerwerbsförderung, 
Aufstiegshilfe, Wohnhausfärderung - Investitionshilfen offeriert. Ferner ermöglicht die lang
fristig einkommenswirksame Vergabe von Investitionsbeihilfen, Zinsverbilligungen und öf
fentl ichen Darlehen ein einzelbetriebl iches Wachstum auch dort, wo eine ausreichende Ren
tabil ität und somit eine echte Entwicklungsftlhigkeit im Grunde nicht vorl iegen. Diese Ex
pansion und verteilungsorientierte Gestaltung der strukturpolitischen Instrumente ist sicher-
I ich ein Ausdruck des pol itisch motiv ier'ten Bestrebens, allen innerlandwi rtschaftl ichen Grup
pen Mögl ichkeiten zur Inanspruchnahme der Investitionsmittel zu verschaffen. Offensichtl ich 
ist in der Agrarstrukturpolitik eine intrasektorale Selektivität nach allokationspolitischen Ef
fizienzgrundstltzen ebensowenig aufrecht zu erhalten wie in der Agrarsozialpolitik eine intra
sektorale Selektivittlt nach sozialpolitischen Bedarfsgrundstltzen gegeben ist. --

Ein auffäll iges Charakteristikum der betrachteten ag ra rsoz ial pol itischen Aktivittlten ist di e 
mangelnde ziel orientierte Selektivittlt der Maßnahmen im Hinbl ick auf die jeweils einbezo
genen Personenkreise oder Betriebsgruppen . Dies zeigt sich nicht nur in den dargestell ten 
Überlegungen uber die einkommenspol itischen Effekte der Agrarsozial pol itik, die eine Selek
tivität der gettltigten EinkommensUbertragungen nach dem sozial pol itisch motivierten Leit
bild bedarfsorientierter Mindesteinkommen vermissen lassen. Auch die aus Erwtlgungen der 
Maßnahmenkohtlrenz am Rande betrachteten Instrumente der einzelbetrieblichen Investitions
förderung erfullen nicht die Voraussetzung einer genUgenden Selektivität nach allokations
pol itischen Effizienzkriterien . Ursache dieser Inkonsistenzen mag vielleicht die Vorstell ung 

1) Die Versicherungszeiten aus der landwirtschaftl ichen Alterskasse und aus der Rentenver
sicherung der Arbeiter bzw. Angestellten werden nicht zu einem gemeinsamen Rentenan
spruch zusammengefaßt. Ein Anspruch auf Altersruhegeld wird jedoch in beiden Versiche
rungen erst durch eine 15-jährige Beitragszeit begrUndet. Die aus diesen GrUnden fUr ab
wandernde Landwirte entstehenden Versicherungsnachteile sollen durch eine staatl iche Be
zuschussung der Beitragsnachentrichtung zur Arbeiter- bzw. Angestell tenrentenversiche
rung kompensi ert werden. 
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sein, die GroßzUgigkeit verteilungswirksamer Maßnahmen beeinflusse das politische Ansehen 
der Regierung. Denn eine Anwendung selektiv wirkender Effizienz- oder Bedarfsgrundsötze 
wUrde zwangslöufig zum Ausschluß bestimmter Gruppen des Agrarsektors von den offenbar 
recht begehrten Sozial- und Strukturmaßnahmen fuhren und möglicherweise eine Antipathie 
der Betroffenen hervorrufen. Eine solche Reaktion ist insbesondere dann zu erwarten, wenn 
einmal gewöhrte Maßnahmen wieder zurUckgezogen werden. Sicherlich ist man geneigt, sol
che Konfl ikte zu vermeiden. 

Die Folge dieses politischen Vorgehens ist, daß einzelne Maßnahmen zwar einem großen Per
sonenkreis gewöhrt werden, jedoch nur eine begrenzte Anzahl von Personen einen an sinn
vollen Zielen orientierten Grund fUr die Anwendung dieses politischen Instruments bietet. 
Beispielsweise werden die EinkommenszuschUsse in der Agrarsozialpolitik an alle Landwirte 
verteilt, obwohl sicherlich nur eine vergleichsweise geringe Zahl von Landwirten nach so
zialen Bedarfsgrundsötzen einen Anspruch auf diese UnterstUtzung hötte. Solche und öhnliche 
Maßnahmen sind wenig effizient, weil die verteilten Mittel nur zum Teil zur zielkonformen 
Verwendung gelangen und hier möglicherweise dann nicht ausreichend zur VerfUgung stehen, 
da hohe Betröge ineffizient verteilt werden. 

Gleichzeitig ergibt sich aus der dargestellten Ausrichtung der Agrarpolitik die Tatsache, daß 
mehrere unterschiedl iche agrarpol itische Instrumente auf eine bestimmte Gruppe der Agrar
bevölkerung abzielen. Sind die jeweils verfolgten Ziele nicht kompatibel oder die Maßnah
men selbst nicht kohörent, kommt es zu einer Kompensation der erzeugten gegenlöufigen Ef
fekte und so zu politischen Effizienzverlusten . Beispielhaft fUr eine solche Situation ist das 
oben beschriebene gleichzeitige Angebot von Mobil itöts- und Investitionsanreizen fUr nicht 
entwicklungsföhige Betriebe. 

Die Verwendung agrarpolitischer Maßnahmen fUr einen zu groß bemessenen landwirtschaftli
chen Personenkreis hat aber vielfach noch weitergehende Konsequenzen: FUr unterschiedliche 
in diesem Personenkreis enthaltene soziale Gruppen ist höufig auch die Verfolgung unter
schiedlicher agrarpolitischer Ziele sinnvoll, wie zum Beispiel die bereits erlöuterte Abgren
zung von Zielgruppen fUr die Mobilitöts- und Investitionsförderung zeigt. Daruber hinaus ha
ben solche intrasektoralen Gruppen oft auch unterschiedl iche an die Agrarpolitik gerichtete 
WUnsche und Interessen. Der Versuch, diesen unterschiedl ichen Zielen und Erwartungen mit 
ein und derselben Maßnahme gerecht zu werden, fuhrt höufig dazu, daß agrarpolitische Mit
tel in den Dienst mehrerer verschiedenartiger Zielsetzungen gestellt werden. Der agrarpoli
tische Mitteleinsatz ist im allgemeinen jedoch erheblich effizienter, wenn einzelne Maßnah
men konsequent und eindeutig auf ein einziges Ziel hin ausgestaltet werden können. Als 
Beispiel mag hierfUr die sowohl auf verteilungs- als auch auf strukturpol itische Ziele ausge
richtete Landabgaberente gelten. 

Die vorliegende Betrachtung zeigt weitere Beispiele fUr derartige Zielkombinationen. So 
werden mit dem Instrumentarium der landwirtschaftlichen Alterssicherung nicht nur soziale 
Sicherungs-, sondern auch sektorale Einkommensziele angestrebt. Die Investitionsförderung 
dagegen verfolgt sowohl Einkommens- als auch Allokationsziele . In beiden Föllen ist eine 
eindeutige Prioritöt des Agrareinkommensziels erkennbar. Diese Beobachtung bestötigt die 
Erkenntnis, daß kurzfristig erreichbare pol itische Effekte den langfristig aufzubauenden, 
aber nachhaltigen Wirkungen vielfach vorgezogen werden: Der weitere Ausbau der agrarso
zialen Alterssicherung im Sinne einer langfristig wirksamen individuellen Vorsorge und eine 
langfristige sektorale Effizienzsteigerung mit der Folge nachhaltiger Einkommensverbesserun
gen stehen offenbar hinter den kurzfristigen Erfolgen sofort wirksamer Umverteilungsmaßnah
men zurUck. 

405 



Literatur 

Agrarberichte der Bundesregierung der Jahrgänge 1974, 1975 und 1976. 

2 ALTKRÜGER, W. et 01.: Die Landabgaberente als struktur- und sozialpolitisches Instru
ment. Materialsammlung der ASG, Nr. 121. Göttingen 1974. 

3 BILLERBECK, H.: Kosten-Ertrogs-Analyse, ein Instrument zur Rational isierung der ad
ministrativen Allokation bei Bildungs- und Gesundheitsinvestitionen . Berl in 1969, 
S. 32 H. 

4 BLOCK, H.-J.: Analyse und Beurteilung der Investitionshilfen des einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms für die Landwirtschaft. "Berichte über Landwirtschaft", Nr. 2 
(1977), S. 214 - 232. 

5 Bundeshaushaltsordnung vom 19. Aug. 1969. "Bundesgesetzblatt" 1(1969), S. 1284. 

6 Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung: Kommission fUr die soziale Sicherung 
der Frau und der Hinterbliebenen. "Bulletin" der Bundesregierung Nr. 79 (1977). 

7 DUPUIT, J.: De la mesure de I utilite de travaux public. "Annales des ponts et des 
chaussees", Vol. 8 (1844). Wiederabgedruckt in: On the Measurement of the Util ity of 
Public Works. "International Economic Papers", Vol. 2 (1952), S. 83 - 110. 

8 ECKSTEIN, 0.: Water Ressource Development. Cambridge/Mass. 1958. 

9 ERTL, J.: Sozial ordnung der Landwirtschaft in beiden Teilen Deutschlands. "Bulletin" 
der Bundesregierung Nr. 159 (1971). 

10 ERTL, J.: Probleme an der Jahreswende 1971/72. "Bulletin" der Bundesregierung Nr. 
(1972) . 

11 ERTL, J.: Soziale Aufgaben einer verontwortungsvollen Agrarpolitik. "Bulletin" der 
Bundesreg i erung N r. 2 (1972) . 

12 ERTL, J.: Überprüfung und Fortentwicklung der EWG-Agrarpolitik. "Bulletin" der Bun
desregierung Nr. 150 (1972). 

13 ERTL, J.: Die Landwirtschaft in der Industriegesellschaft. "Bulletin" der Bundesregie
rung Nr. 159 (1973). 

14 ERTL, J.: Zwischenbilanz der Agrarsozialpolitik. "Bulletin" der Bundesregierung Nr. 7 
(1974) . 

15 ERTL, J.: Der Agrarbericht 1974 der Bundesregierung. "Bulletin" der Bundesregierung 
Nr. 25 (1974). 

16 ERTL, J.: Stärkung der Eigenverontwortung in der Landwirtschaft. "Bulletin" der Bun
desregierung Nr. 87 (1975). 

17 ERTL, J.: Internationale Grüne Woche Berlin 1976. "Bulletin" der Bundesregierung 
Nr. 8 (1976). 

18 ERTL, J.: Der Agrarbericht 1976 vor dem Deutschen Bundestag. "Bulletin" der Bundes
regierung Nr. 32 (1976). 

19 ERTL, J.: Industriestaat mit moderner Landwirtschaft. "Bullet·in" der Bundesregierung 
Nr. 61 (1976). 

20 ERTL, J.: Bilanz der Agrar- und Ernährungspolitik 1969 bis 1976. "Bulletin" der Bundes
regierung Nr. 99 (1976). 

406 



21 ERTL, J.: Die Agrarsozialpolitik 1969 bis 1976. "Bulletin" der Bundesregierung Nr. 101 
(1976) . 

22 ERTL, J.: Erntedank 1976. "Bulletin" der Bundesregierung Nr. 106 (1976). 

23 ERTL, J.: Verantwortung fUr eine menschenwUrdige Gesellschaft. "Bulletin" der Bundes
regierung Nr. 1 (1977). 

24 EWG-Vertrag (Vertrag zur Grundung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft) vom 
25.3. 1957. Bundesgesetzblatt 11, S. 766 ff. 

25 Gesetz Uber die Altershilfe fUr Landwirte. Abgedruckt in: S. SICHTERMANN: Die AI
tershilfe fUr Landwirte. (Standardgesetze fUr Landwirtschaft, Bd. 1). Stuttgart o.J. 

26 HAGEDORN, K.: Die zukUnftige Finanzierung sozialrechtl icher Maßnahmen zum 
Zwecke der Alterssicherung und Strukturverbesserung im Rahmen der landwirtschaftl ichen 
Sozial pol itik. Überlegungen zur Methodik und Durchfuhrbarkeit einer vorausschauenden 
Betrachtung. Working paper No. 33 des Instituts fUr Agrarökonomie der Universität Göt
tingen • Göttingen 1976. 

27 HAGEDORN, K.: Die kUnftige Finanzierung agrarsozialer Maßnahmen zur Alterssiche
rung und Strukturverbesserung. "Agrarwirtschaft", H. 2 (1977), S. 56 - 66. 

28 HAGEDORN, K.: Konzeptionelle Agrarsozialpolitik. Grundsätzliche Überlegungen 
zum agrarsozialen Alterssicherungsziel. "Vierteljahresschrift fUr Sozialrecht", Nr. 2/3 
(1977) . 

29 HEDTKE, R.: Mögl ichkeiten und Grenzen einer Anwendung der Kosten-Ertrags-Analyse 
in der Strukturpolitik. (Schriftenreihe zur Industrie- und Entwicklungspolitik, Bd. 12). 
Berlin 1973. 

30 HEIDHUES, T.: Ziel-Mittel-Systeme in der Agrarpol itik. "Zeitschrift fUr die gesamte 
Staatswissenschaft", Bd. 122 (1966). 

31 HESSE, H. und V. ARNOLD: Nutzen-Kosten-Analyse fUr städtische Verkehrsprojekte 
- dargestellt am Beispiel der Unterpflasterstraßenbahn in Hannover. "Kyklos", Vol.23 
(1970), S. 520 - 557. 

32 Landwirtschaftsgesetz von 1955. Bundesgesetzblatt I, S. 565 H. 

33 LOGEMANN, F.: Soziale Sicherung in der Landwirtschaft. "Bulletin" der Bundesre
gierung Nr. 105 (1972). 

34 LÜTHGE, J.: Einzelbetriebl iche Investitionsförderung fUr Haupterwerbsbetriebe in Nie
dersachsen. "Berichte Uber Landwirtschaft" Nr. 2 (1977), S. 233 - 245. 

35 MAASS, A.: Nutzen-Kosten-Analyse: Hilfe fUr staatliche Entscheidungen? In: H.C. 
Recktenwald (Hrsg.): Nutzen-Kosten-Analyse und Programmbudget . TUbingen 1970, 
S 415 f. 

36 MARGLlN, S.A.: Public Investment Criteria. London 1967, S. 19 f. 

37 Mc. GUIRE, M.C. und H.A. GARN: The Integration of Equity and EHiciency Criteria 
in Public Project Selection. "Economic Journal", Vol. 79 (1969), S. 882 - 893. 

38 MEHLER, F.: Ziel-Mittel-Konflikte als Problem der Wirtschaftspolitik. Ein Beitrag zur 
Theorie der Wirtschaftspal itik, exempl ifiziert an der praktischen Agrarpol itik. Berl in 
1970. 

39 MOLITOR, B.: Ursachen der sozialen Ungleichheit. "Hamburger Jahrbuch fUr Wirt
schafts- und Gesellschaftspolitik", 20. Jahr (1975), S. 9 - 25. 

407 



40 MÜLLER-HEINE, K.: Agrarpolitische Ziele und ihre Einordnung in den gesamtwirt
schaftlichen Zielkomplex. Göttingen 1972. 

41 PREST, A.-R. und R. TURVEY: Kosten-Nutzen-Analyse: Ein Überblick. In: H.C. 
Recktenwald (Hrsg.): Nutzen-Kosten-Analyse und Programmbudget . TUbingen 1970, 
S. 117. 

42 PÜTZ, T.: Die wirtschaftspol itische Konzeption. In: H. -j. Seraphim (Hrsg.): Zur 
Grundlegung wirtschaftspol itischer Konzeptionen. (Schriften des Vereins fUr Social pol i
tik, Neue Folge, Band 18). Berlin 1960. 

43 RECKTEN WALD, H.C.: Die ökonomische Analyse: Hilfe fUr rationale Entscheidungen 
der Staatswirtschaft. In: H. C. Recktenwald (Hrsg.): Nutzen-Kosten-Analyse und Pro
grammbudget. TUbingen 1970, S. 1 - 21 . 

44 SCHEWE, D. u.a.: Übersicht uberdie soziale Sicherung. Bonn 1974. 

45 SCHMITT, G. und H. v. WITZKE: Ziel- und Mittelkonflikte sektorspezifischer Systeme 
sozialer Sicherung. Das Beispiel der landwirtschaftlichen Sozialpolitik in der Bundesre
publik Deutschland. (Sozialpolitische Schriften, H. 37). Berlin 1975. 

46 SCHMITT, G.: Das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm als strukturpolitische Maß
nahme im Rahmen der deutschen und europöischen Agrar- und Wirtschaftspol itik. Refe
rat, gehalten am 11.2.1977 in der Evangelischen Akademie Loccum. 

47 WANGLER, W.: Landwirtschaftliche Sozialpolitik und soziale Sicherheit in der Land
wirtschaft. EntstehungsgrUnde, Entstehungsgeschichte, Ausmaß und Auswirkungen agrar
sozialer Sicherungsmaßnahmen der Gegenwart. Materialsammlung der ASG GCSttingen 
Nr.77, Göttingen 1969. 

48 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium fUr Ernährung, Landwirtschaft und For
sten: Zu aktuellen Problemen der Agrarstrukturpol itik, Gutachten. "Landwirtschaft -
Angewandte Wissenschaft", H. 183 (1976). 

408 



1 

2 

2.1 
2.2 
2.2.1 
2.2.2 
2.3 

3 

4 

ZUR ERMITTLUNG DER KAPITALHÖHE UND 

ZUORDNUNG VON KAPITALVERÄNDERUNGEN 1) 

von 

Wer n e r S kom r 0 c h , Bonn 

Problem- und AufgabensteIlung 

Vergleich und Analyse einiger Kapitalerhaltungskonzeptionen 
bei der ... 
... Situation "ohne Inflation ohne Realpreistlnderung" 
... Situation "mit Inflation ohne Realpreistlnderung" 
FUr den Fall diskontinuierl icher Reinvestition 
Im Falle kontinuierl icher Reinvestition 
... Situation "ohne Inflation mit Realpreistlnderung" 

Feststellungen und Folgerungen 

Vorschlag fUr eine Erweiterung der gegenwtlrtig Ublichen 
Abschlußrechnung 

l= Problem- und AufgabensteIlung 

409 

410 
410 
411 
412 
414 
417 

418 

420 

Es bedarf keiner weiteren Herleitung fUr die Feststellung, daß bei Inflation und zum Teil auch 
bei Realpreisi:lnderungen der BuchfUhrungsabschluß nicht mehr das aussagt, was wir von ihm 
erwarten. Und zwar sind es die Teile der Abschlußrechnung, die nicht nur pagatorische son
dern auch kalkulatorische Größen verwenden - also die Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
die Verml:Sgens- und Kapitalwerte der Bilanz - bei denen nicht mehr dieselben Schlußfolge
rungen erlaubt sind wie bei Geldwert- und Preiskonstanz. 

Seit den 20er Jahren ist bekannt, daß man die Abschlußrechnung daher korrigieren mUsse. 
EUGEN SCHMALEN BACH (2) und FRITZ SCHMIDT (3) haben von unterschied I ichen Grund
positionen ausgehend zwei verschiedene Konzeptionen (die Konzeption der Realen Kapitaler
haltung und die der Substantiellen Kapitalerhaltung) entwickelt, die zu zum Teil sehr unter
schiedlichen Korrekturen der Abschlußrechnung fuhren. Beide Konzeptionen sind in vielen 
Punkten uberzeugend, in einigen jedoch nicht. 

Im folgenden wird aufgrund einer vergleichenden GegenUberstellung versucht, die Frage zu 
beantworten, wie die Ubliche Abschlußrechnung zu korrigieren ist, damit Bilanz und Gewinn 

1) i Bei den Uberlegungen und Berechnungen zu dieser Untersuchung haben mich meine Mit
arbeiter Herr A. van der BEEK und Herr Dr. R. SCHULTE-GEERS mit wertvollen Hinwei
sen und konstruktiver Kritik unterstUtzt . 
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dieselben Aussagen - speziell bezUglich der Kapitalseite (I) - zulassen wie bei Geldwert
und Preiskonstanz . D. h. f es wird versucht, die Kapitalhöhe zu ermitteln, die den Geldwert
und Preisverhöltnissen des jeweiligen Abschlußjahres entspricht, und es werden die verschie
denen Mögl ichkeiten der Zuordnung von Kapitalverönderungen (Überschussen) diskutiert. 

2 Vergleich und Analyse ein~J2i.talerhaltungs-Konz~.E!.ionen bei der ..• 

Vergleich und Analyse sollen anhand von Beispielen demonstriert werden. In Anbetracht der 
Unterschiede, die von den KapitalerhaI tungskonzeptionen in Voraussetzungen, Anwendungs
mögl ichkeiten, Bezugsbasen etc. gemacht werden, sind die Beispiele wie folgt differenziert: 

1. Da einige Konzeptionen die Komponenten zur Gewinnkorrektur von der Zusammensetzung 
der Kapitalseite herleiten, wird zwischen jeweils einem zu Beginn des Betrachtungszeit
raums 
- voll mit Eigenkapital (kurz: EF-Betrieb) 
- voll mit Fremdkapital (kurz: FF-Betrieb) 
- teils mit Eigen- und teils mit Fremdkapital (kurz: GF-Betrieb) 
finanzierten Betrieb unterschieden. 

2. Da einige Konzeptionen einen kontinuierlichen Reinvestitionsturnus unterstellen, wird 
(bei stets S-jöhriger Nutzungsdauer und linearer Abschreibung) zwischen 
- S-jöhrigem Reinvestitionsturnus (kurz: Sn als diskontinuierlicher Reinvestition und 
- l-jöhrigem Reinvestitionsturnus (kurz: 1 n als kontinuierl icher Reinvestition unterschie-

den. 

3. Da einige Konzeptionen die Korrekturen nur bei Geldwertönderungen, andere dagegen 
auch bei Real preisönderungen zulassen, wird zwischen den Situationen 
- ohne Inflation, ohne Realpreisönderung (kurz: 01, oR) 
- mit Inflation, ohne Real preisönderung (kurz: ml, oR) 
- ohne Inflation, mit Real preisönderung (kurz: 01, mR) 
- mit Inflation, mit Realpreisönderung (kurz: ml, mR) 
untersch ieden. 

4. a) Um die Zusammenhönge der Abschlußrechnung in den Beispielen zu gewöhrleisten, 
werden stets 

- Auszahlungs-Einzahlungs-Rechnung 
- Gewinn- und Verlust-Rechnung (kurz: GuV-Rechnung) 
- Bilanz 
aufgefUhrt. 

b) Der Uberschaubarkeit wegen beschrönken sich die Abschlußrechnungen auf die fUr 
die vorl iegende Problembetrachtung wesen tl ichen Positionen. 

2.1 .•. Situation "ohne Inflation, ohne Real preisönderungen" 

Auf Blatt I sind die Abschlußrechnungen fUr einen EF-Betrieb und auf Blatt" fUr einen FF
Betrieb zusammengestell t, wobe i unterstell t ist, daß weder Gel dwert- noch Real preisönde
rungen auftreten. 

1. Im oberen Teil beider Blötter wird von einem S-jöhrigen Reinvestitionsturnus des Sachan
lagevermögens ausgegangen. Da die Entnahmen in jedem Jahr dem Gewinn entsprechen, 
wiederholen sich die Abschlußrechnungen im Zyklus von S Jahren; z.B. entspricht der 
Abschluß des 1. Jahres dem des 6. Jahres in allen Positionen. 
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und Tilgung, sowie in Zinsen (es ist ein Soll-Zinssatz von 7 % p.a. und ein Haben
Zinssatz von 5 % p.a. zugrunde gelegt) und Entnahmen nieder. 

2. Im unteren Teil von Blatt I und II wird ein l-'tlhriger Reinvestitionsturnus, also konti
nuierliche Reinvestition unterstellt; d.h. in jedem Jahr werden 1 5 der abzuschreibenden 
GebrauchsgUter reinvestiert. Infolge des Lohmann-Ruchti-Effekts wird dadurch bekannt-
I ich für dieselbe Produktionskapazität weniger Kapital benötigt (statt 20 000 DM nur 
(1+1/5) ·1/2·20000 = 12000 DM); allerdings ist der Betrag dann sttlndig festgelegt, es 
gibt keine so großen Frequenzen zwischen (in Sachvermögen) gebundenem und (in Finanz
vermögen) freigesetztem Kapital. In solch einem Fall (5-jährige Nutzungsdauer, lineare 
Abschreibung, I-jährige Reinvestition) beläuft sich die Abschreibungsquote auf genau 
33 % des festgelegten Sachanlagevermögens. 
In den vorliegenden Modellrechnungen wurde die Kapazitätshöhe so angesetzt, daß beim 
EF-Betrieb innerhalb der 5-jtlhrigen Zeitspanne ein gleichhoher Gewinn erzielt wird wie 
bei 20000 DM Sachvermögen und 5-jährigem Reinvestitionstumus 1) . 
Wie ein Blick auf Blatt Ib und IIb zeigt, sind bei kontinuierlicher Reinvestition alle Ab
schi üsse gleich, die jeweil igen Positionen wiederholen sich in allen Jahren in derselben 
Höhe. 
Ein Unterschied zwischen EF- und FF-Betrieb besteht nur noch bei Eigen-jFremdkapital
Verhältnis sowie Zinsauszahlungen und Entnahmen. 

Wie man bei allen vier Beispielen sehen kann, läßt sich über den aufgrund der übl ichen Ab
schlußrechnung ermittelten Gewinn - bei Geldwert- und Realpreiskonstanz - im Bezug auf 
die Kapitalseite der Bilanz folgende Aussage machen: 

Gewinn ist der Betrag, der entnommen werden kann, ohne daß sich bei Fortführung des Be
triebes mit gleicher Kapazität 
- an der (realen = nominalen) Eigenkapitalhöhe 
- an der (realen = nominalen) Fremdkapitalhöhe 
- am Eigen-/Fremdkapital-Verhtlltnis 
etwas ändert. Dabei ist der jeweil ige Jahresgewinn stets in voller Höhe real isiert (Real isa
tionsprinzip) . 
Das gilt für eigen-, fremd- und gemischt-finanzierte Betriebe bei diskontinuierlicher wie 
kontinuierl icher Reinvestition. 

In den folgenden Abschnitten soll untersucht werden, ob und wieweit diese Aussage zultlssig 
ist, wenn Geldwert- und/oder Realpreisänderungen vorliegen. 

Auf andere - zweifellos mögliche - Aussagen des Gewinns kann aus PlatzgrUnden hier nicht 
eingegangen werden. Auch kann hier nicht untersucht werden, wie die o.a. Aussage zu mo
difizieren ist, wenn bei Fortführung des Betriebes die Kapazittlt verändert werden soll. 

2.2 ... Situation "mit Inflation, ohne Realpreissteigerung" 

Im Unterschied zur Situation ohne Inflation werden bei den Situationen mit Inflation vom 
1. Jahr ab alle Preise für Ge- und VerbrauchsgUter und Produkte sowie die Entnahmen um 
10 % p. a. erhöht; und zwar wird der Überschaubarkeit wegen unterstellt, daß die Geldwert
tlnderung immer sprungartig zu Beginn des Jahres in voller Höhe von 10 % eintritt und der 
Geldwert dann das ganze Jahr über konstant bleibt. 

5 
1) ~ (Gewinn bei Sn 

i=j 

5' 5 
1,05 -I =~ (Gewinn bei In 

i=j 

1 055-i , 
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zeigt die Schlußbilanz des 5. Jahres (siehe Blatt 111), daß der EF-Betrieb 5875 DM Fremdka
pital aufnehmen muß, um die Reinvestition des Sa'!fanlageguts vom O. Jahr durchzufUhren; 
denn dessen Preis ist von 20 000 auf (20 000 . 1,1 =) 32 210 DM gestiegen, an Finanzver
mögen hat sich aber nur ein Betrag von 26335 DM angesammelt. Der Vergleich mit der Situa
tion ohne Inflation (Blatt la) zeigt, daß der Verlust allein auf die Inflation zurUckzufuhren 
ist. Wie wir wissen, liegt das am zwischenzeitlich zur Bank gegebenen Finanzvermögen. Der 
Verlust wtlre nicht eingetreten, wenn die Bank jtihrlich 

nicht nur 5 % Zinsen auf den Finanzvermögensbetrag 
sondern auch 10 % Inflations-Ausgleich auf den Finanzvermögensbetrag 

und 10 % Inflations-Ausgleich auf den Zinsbetrag 
(d.h. also zustitzlich 10,5 % auf den Finanzvermögensbetrag) 
gezahl t htltte. 

Dann ergäbe sich (aufgezinst auf das 5. Jahr und ausgedruckt im Geldwert des 5. Jahres) 
zustltzl ich 

vom 1. Jahr 
" 2." 
" 3." 
" 4." 
" 5." 

o DM . 0,105 . 
4 400 DM . 0,105 . 
9218 DM '0,105' 

14 471 DM . 0,105 . 
20173 DM '0,105' 

insgesamt also der Fehlbetrag von 5 875 DM. 

o DM 
711 DM 
291 DM 

1 755 DM 
2 118 DM 

5 875 DM 

In der vorliegenden Abhandlung werden Inflationsverluste wie auch die weiter unten zu regi
strierenden Inflationsgewinne als Faktum konstatiert; es wird nicht untersucht, wie man sie 
vermeiden kann oder dergleichen mehr. 

Die folgenden Überlegungen haben unter anderem die Ermittlung von Scheingewinnen (-ver
lusten) zum Gegenstand. Sie dUrfen nicht mit Inflationsgewinnen (-verlusten) gleichgesetzt 
werden, auch wenn beide häufig zusammen auftreten. Im Unterschied zu Inflationsgewinnen 
(-verlusten), deren Erzielung bzw. Vermeidung besonderer betriebswirtschaftlicher Maßnah
men bedarf, sind Scheingewinne (-verluste) lediglich ein Problem der Rechnungslegung, der 
Abschlußform. 

Abschluß nach dem Konzept der Nominalen Kapitalerhaltung (kurz: NK) 

Die gegenwtirtig Ubliche Form des Rechnungsabschlusses geht vom Nominalwertprinzip aus. 
Dabei sind u.a. Sachvermögen (in der Bilanz) und Abschreibungen (in der GuV-Rechnung) 
nach dem Anschaffungswert anzusetzen. Das fUhrt bei der in diesem Abschnitt unterstellten 
Inflations-S ituation zu folgenden "Stol perstufen" . 

1. Wir wissen, daß der Betrieb einen Inflationsverlust erleidet, und unterstellen, daß an der 
Tatsache, daß am Ende des 5. Jahres nur 26 335 DM Eigenkapital vorhanden sind, nichts 
geändert werden kann. 
Was stört, ist die auf den ersten Blick irrefuhrende Gewinnhöhe: 
Obgleich die Entnahmen z.B. in den ersten fUnf Jahren um (18677 - 12342 =) 6335 DM 
unter dem Gewinn liegen und mithin eine beachtliche Eigenkapitalbildung erfolgt, ist 
die kapitalmtlßige Situation des Betriebes wesentlich schlechter geworden: Die nach dem 
NK-Konzept ermittelten Gewinne sind im Falle von Geldwerttinderungen nicht mehr als 
Indikator dafUr geeignet, daß Beträge in Gewinnhöhe entnommen werden können, ohne 
daß sich bei der FortfUhrung des Betriebes mit gleicher Kapazittlt - wie beim Falle Geld-
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wertkonstanz - an der gesamten Kapitalsituation etwas Clndert. Der nach dem NK-Konzept 
ermittelte Gewinn gibt vielmehr nur an, was entnommen werden kann, ohne daß sich an der 
nominalen EigenkapitalhClhe etwas Clndert. Wenn aber alle Residuen "oberhalb" des nomina
len Eigenkapitals zum Gewinn gerechnet werden, dann hat es zur Folge, daß Teile des vor 
dem 1. Jahr (also vor der Inflationsperiode) real gebildeten oder eingelegten Eigenkapitals 
noch einmal als Gewinn ausgewiesen werden 1). 

2. Auch die in der Bilanz ausgewiesene Höhe des Sachvermögens und damit die Höhe des Ei
genkapitals stimmen zwischenzeitlich nicht mit den realen Werten Uberein. So betrClgt sein 
Wert am Ende des 1. Jahres (gemessen im Geldwert des 1. Jahres, wie ja auch das Finanz
vermögen im Geldwert des 1. Jahres zu Buche steht) 17600 DM und nicht 16000 DM. 
Erst am Ende des 5. Jahres ist wieder der reale Sachvermögenswert in der Bilanz zu finden, 
nClml ich 32 210 DM, die in diesem Zeitpunkt zur Beschaffung der Reinvestition ausgegeben 
werden. 

Abschluß nach dem Konzept der Realen Kapitalerhaltung (kurz: RK) 

1. Bei dieser Vorgehensweise werden Sachvermögen und Abschreibungen nach dem Wiederbe
schaffungswert (zum Zeitpunkt des jeweiligen Abschlusses) angesetzt. Um die Doppik des 
Abschlusses zu erhalten, ist die geldwertbedingte Korrektur von Sachvermögen und Ab
schreibung auch auf der Ertrags- bzw. Aufwandsseite der GuV-Rechnung angesetzt (siehe 
Blatt 111, RK). Damit sind alle Positionen der drei Abschlußrechnungen im Geldwert des je
weiligen Abschlußjahres registriert; die Bilanz weist die realen Vermögens- und (Eigen-) 
Kapitalwerte aus. 

2. Um bei der Gewinnermittlung bereits im Vorjahr gebildetes Eigenkapital dem Gewinn des 
Abschlußjahres nicht abermals zuzurechnen, muß fUr das in der jeweiligen Anfangsbilanz 
stehende Eigenkapital ein Korrekturbetrag entsprechend der Inflationsrate auf der Aufwands
seite angesetzt werden. 
Die Differenz zwischen dem NK-Gewinn und dem RK-Gewinn wird Scheingewinn genannt 
(im 1. Jahrz.B. 1940 -1540=400). 
Wie aus Blatt III zu ersehen ist, liegen die nach dem RK-Konzept ermittelten Gewinne bis 
auf das 1. Jahr unter den Entnahmen. Im Gegensatz zum NK-Abschluß deutet sich mithin 
zwischenzeitlich bereits an, daß die im 5. Jahr notwendige Reinvestition nicht mehr im 
vollen Umfang eigenfinanziert werden kann. 
Um trotz Inflationsverlust die Reinvestition voll mit Eigenmitteln finanzieren zu können, 
mUßten die Entnahmen auf die Höhe der RK-Gewinne reduziert werden. Wenn z. B. im 
2. Jahr nur der (Gewinn-) Betrag von 1 474 DM entnommen worden wi:lre, statt der 
1 936 DM, dann könnte der Betrieb uber (9 218 + 462 =) 9 680 DM Finanzvermögen ver
fUgen und wUrde ein Eigenkapital von (23 738 + 462 =) 24 200 DM registrieren, was der 
vollen Substa~z von 20 000 DM nach zwei InflationsschUben von 10% entspricht 
(20000 . 1,1 = 24 200). Die Zwischen jahre akkumul iert ergClbe sich auf diese Weise am 
Ende des 5. Jahres e in Finanzvermögen von 32 210 DM und zwar voll als Eigenkapital. 

Wir können mithin feststellen, daß bei Inflation ein nach dem RK-Konzept ermittelter Ge
winn den Betrag angibt, der entnommen werden kann, ohne daß sich bei Fortfuhrung des 
Betriebes mit gleicher KapazitClt an der realen Eigenkapitalhöhe etwas Clndert. 

Abschluß nach dem Konzept der Substantiellen Kapitalerhaltung (kurz: SK) 

1. Sachvermögen und Abschreibungen werden - wie beim RK-Konzept - nach dem Wiederbe
schaffungswert (zum Zeitpunkt des jeweil igen Abschlusses) angesetzt. So stimmen denn 

1) Damit wird der Betrag wiederholt der Einkommensbesteuerung unterworfen. 
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auch die Bilanzen beider Konzepte in allen Jahren Uberein (siehe die Bilanzen von RK 
und SK auf Blatt 111) . 

2. Die Ermittlung des Betrages, der nicht zum Gewinn gerechnet werden darf, - um den also 
das Eigenkapital zu korrigieren ist - basiert jedoch auf einer wesentl ich anderen Überle
gung als beim RK-Konzept: Der durch Preissteigerungen des Sachvermögens verursachte 
Vermögenszuwachs - ganz gleich ob durch Inflations- oder Realpreissteigerung bedingt -
darf nicht zum Gewinn gerechnet werden; denn - und das ist das entscheidende Argument -
die durch Preissteigerung notwendige Erhöhung der Kapitalseite ist - bei FortfUhrung des 
Betriebes mit gleicher Kapazittit - mit Eigenmitteln zu finanzieren. 
In unserem Beispiel bedeutet das, daß die ganze Wertberichtigung (die wir mit "Korrek
tur des Sachvermögens" bezeichnen) als "Korrektur des Eigenkapitals" anzusetzen ist. 
Wie aus Blatt 111 Teil SK zu ersehen ist, wiederholen sich mithin die Beträge der "Kor
rektur des Sachvermägens" auf der Aufwandseite unter der Bezeichnung "Korrektur des 
Eigenkapitals". Wenn man nur eine Berichtigung des Gewinns anstrebt, dann kann man 
beide saldieren, d.h. von vornherein weglassen, und sich auf die "Korrektur der Abschrei
bung" beschränken. Will man dagegen auch die Bilanz berichtigen, so muß man wie bei 
der RK auch hier alle drei Korrekturpasitionen berucksichtigen. 
Nach der SK-Konzeption muß die "Korrektur des Eigenkapitals" im Falle diskontinuier
licher Reinvestitionen allerdings noch um die Nachholabschreibungen ergtinzt werden, 
was auf Blatt 111 nicht geschehen ist. Im 2. Jahr wtire der Inflationsbetrag der Abschrei
bung des 1. Jahres - das sind 10 % von (4000 + 400 =) 4400 DM, also 440 DM - zu der 
bereits angesetzten "Korrektur des Eigenkapitals" von 1 760 DM hinzu zu addieren, und 
es ergäben sich insgesamt 2 200 DM. Wie ein Vergleich zeigt, ist genau dieser Betrag 
auch bei der RK anzusetzen. 
Da derlei Nachholabschreibungen bei kontinuierlicher Reinvestition nicht notwendig 
sind, soll die SK-Konzeption hier nicht weiter behandelt werden. Wir kommen auf sie 
bei der Behandlung der Beispiele mit 1-jährigem (d.h. kontinuierlichem) Reinvestitions
turnus im folgenden Abschnitt zurUck. 

2.2.2 Im Falle kontinuierlicher Reinvestition 

wird, wie auf Seite 411 beschrieben, von jtihrlich wiederkehrenden Reinvestitionen ausge
gangen. Folgl ich sind Mengen der Produktionsmittel und Höhe des Sachvermögens in allen 
Jahren gleich. 

2.2.2.1 FUr den EF-Betrieb 

bedeutet das, daß er zwischenzeitlich kein Finanzvermögen zu akkumulieren braucht und 
mithin auch keinen Inflationsverlust erleidet. Wie wir aus Blatt IV ersehen, kann er die 
jährlichen Reinvestitionen stets und sttindig mit Eigenmitteln finanzieren. 
Die drei Abschluß-Konzeptionen zeigen das nach den AusfUhrungen des vorigen Abschnitts 
erwartete Bild. 
NK: Der bei der Abschlußrechnung in ubl icher Form ermittelte Gewinn gibt die Höhe des 
Betrages an, der entnommen werden kann, wenn das Eigenkapital in der nominalen Höhe er
halten werden soll. Da jedoch die Entnahmen in allen Jahren niedriger als der ausgewiesene 
Gewinn sind (in den 8 Jahren bleiben sie um (36 136 - 22 393 =) 13743 DM niedriger), er
höht sich das Eigenkapital auf (15 257 + 13 743 =) 29000 DM. 

Die Bilanzwerte entsprechen nicht der tatsächlichen Situation, weil die Fortschreibung zum 
Wiederbeschaffungswert fehlt. Die Abschreibungsbetrtige sind in allen Jahren dementspre
chend zu niedrig. Wir ersehen daraus, daß bei Geldwertänderungen die Korrekturen immer 
notwendig sind, nicht nur wenn Inflationsverluste vorliegen. 
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RK und SK fuhren in allen Jahren zu deckungsgleichen AbschlUssen. Das muß so se in, denn 
wenn nur Sachvermögen (und kein Finanzvermögen) vorhanden und dieses voll mit Eigenka
pital (und nicht mit Fremdkapital) gedeckt ist, dann sind die Korrekturen bei beiden Kapi
talerhaltungskonzeptionen gleich und mithin darf es keine Unterschiede geben. Der ausge
wiesene Gewinn gibt den Betrag an, der entnommen werden kann, ohne daß sich bei der 
FortfUhrung des Betriebes mit gleicher KapazitClt 
- weder an der realen Eigenkapitalhöhe 
- noch an der Fremdkapitalhöhe 
etwas Clndert. 
Die Korrekturen fuhren zur Aufdeckung des Scheingewinns. Wie aus Blatt IV zu ersehen ist, 
Hegen die NK-Gewinne in allen Jahren Uber den korrigierten (RK = SK) Gewinnen. 
Obgleich der EF-Betrieb bei kontinuierlicher Reinvestition keinen Inflationsverlust erleidet, 
enthCllt die Abschlußrechnung in der ubl ichen Form (NK) doch einen Scheingewinn I 

2.2.2.2 Bei einem FF-Betrieb 

sieht es wesentlich anders aus. ZunClchst einmal ist festzuhalten, daß er einen allein auf die 
Inflation zurUckzufuhrenden Gewinn erzielt. Wie ein Vergleich der Situationen "mit Infla
tion, ohne Realpreissteigerung" auf Blatt V und "ohne Inflation, ohne Realpreissteigerung" 
auf Blatt Ilb zeigt, verfUgt der Betrieb - bei real gleichen Entnahmen - am Ende des 8. Jah
res uber 23 151 DM Eigenkapital, d. h., das substantiell voll erhol tene Sachvermögen 
(15 257 . 1,1 8 = 32 705 DM) ist zu 70 % mit Eigenmitteln finanziert. Das wClre nicht mög
lich, wenn der FF-Betrieb als Kapitalnehmer (in Analogie zur Bank beim EF-Betrieb mit 
5- jClhrigem Reinvestitionsturnus) jClhrl ich 
nicht nur 7 % Zinsen auf den Fremdkapitalbetrag 
sondern auch 10 % Inflations-Ausgleich auf den Fremdkapitalbetrag 
und 10 % Inflations-Ausgleich auf den Zinsbetrag 
(d.h. also zusCltzlich 10,7 % auf den Fremdkapitalbetrag) 
gezahlt hCltte. Da er das nicht getan hat, bleiben ihm (aufgezinst auf das 8. Jahr und ausge
druckt im Geldwert des 8. Jahres) 
vom 1. Jahr 15 257 DM 0,107 
" 2." 15 510 DM 0, 107 

" 8. " 11 068 DM . 0, 1 07 . 1, 070 

insgesamt 23 151 DM als Inflationsgewinn . 

5 108 DM 
4 310 DM 

1 10 = 1 184 DM , 
23 151 DM 

Wie schon der Inflationsverlust beim EF-Betrieb in Abschnitt 2.2.1, so soll auch der Infla
tionsgewinn beim FF-Betrieb als Faktum konstatiert werden. In vorliegender Abhandlung inter
essiert nur die Frage, wieweit der "angefallene" Gewinn die Aussagen zulClßt, die von einem 
bei Geldwert- und Preiskonstanz ermittelten Gewinn möglich sind. 

1. Wie beim EF-Betrieb entsprechen die Vermögens- und Kapitalwerte des NK-Abschlusses 
nicht der Real itClt. Daher wird beim RK- und SK-Abschluß dieselbe Korrektur des Sach
vermögens und der Abschreibungen wie beim EF-Betrieb durchgefUhrt; es ergeben sich 
dieselben Sachvermögenswerte (vgl. Blatt IV und V). Die Unterschiede zwischen den Bi
lanzen beschrClnken sich mithin auf die Kapitalseitej analog der unterschiedlichen Finan
zierung liegt eine andere Aufteilung in Eigen- und Fremdkapital vor. 

2. Die Gewinne des NK-Abschlusses werden nur zum Teil entnommen. Die Differenz der 
Summe der NK-Gewinne vom 1. - 8. Jahr (28402 DM) abzUg I ich der Summe der Entnah
men vom 1. - 8. Jahr (8 956 DM) macht den angesammelten Eigenkapitalbetrag von 
19 446 DM (in der Bilanz, der Anschaffungspreise zugrunde I iegen) aus. Wenn der Betrieb 
keine Verbesserung der Kapitalsituation angestrebt und die Entnahmen immer auf NK-
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Gewinnhtshe (gegebenenfalls unter Abzug zusötzlicher Fremdkapitalzinsen) heraufgesetzt 
hl:ltte, dann hl:ltte sein Eigenkapital am Ende des 8. Jahres dieselbe Htshe wie am Anfang 
des 1. Jahres, nl:lmlich (19446 - 19446 =) 0 DM; d.h. es Il:Ige nominale Eigenkapitaler
haltung vor (die beim FF-Betrieb fl:llschlicherweise auch als reale Eigenkapitalerhaltung 
ausgelegt werden kann) . 

RK- und SK-Konzept verlangen beim FF-Betrieb - im Gegensatz zum EF-Betrieb - htschst 
unterschiedliche "Korrekturen des Eigenkapitals". Entsprechend der unterstellten Infla
tionsrate sind es in jedem Jahr 
bei der RK 10 % vom Eigenkapital 
bei der SK 10 % vom Sachvennl:Sgen 
der jeweils vorjl:lhrigen Schlußbilanz . 

Dementsprechend ergeben sich fUr die Gewinne höchst unterschiedliche Betrl:lge: 
- Die RK-Gewinne liegen im 1. bis 3. Jahr Uber (I) den NK-Gewinnen; d.h. bei der ub

lichen Abschlußfonn werden in diesem Zeitabschnitt Scheinverluste ausgewiesen. Vom 
4. bis 8. Jahr sind auch hier Scheingewinne zu verzeichnen. Die Summe der RK-Gewinne 
vom 1. bis 8. Jahr (das sind 35 357 DM) abzUglich Summe der Entnahmen vom 1. bis 8. 
Jahr (das sind 12206 DM) (beide Summen im Geldwert des 8. Jahres) macht den ange
sammelten Eigenkapitalbetrag von 23 151 DM (in der Bilanz, der Wi8derbeschaffungs
preise zugrunde liegen) aus. Wenn der Betrieb keine Verbesserung der Kapitalsituation 
angestrebt und die Entnahmen immer auf RK-Gewinnhtshe (gegebenenfalls unter Abzug 
zusl:ltzlicher Fremdkapitalzinsen) heraufgesetzt hl:ltte, dann hötte sein Eigenkapital am 
Ende des 8. Jahres dieselbe Htshe wie am Anfang des 1. Jahres, nömHch 
(23151 - 23151 =) 0 DM; d.h. es löge reale Eigenkapitalerhaltung vor (die beim FF
Betrieb fölschl icherweise auch als nominale Eigenkapitalerhaltung ausgelegt werden 
kann) • 

- Die SK-Gewinne liegen immer unter den NK-Gewinnen; hiernach weist also die Ubliche 
Abschlußfonn immer enonne Scheingewinne aus. 
Das ist verstöndlich, denn nach dem SK-Konzept dUrfen Werterhöhungen des Sachvermö
gens nicht zum Gewinn gerechnet werden. Sie sollen nicht entnommen werden, sondern 
zur Finanzierung der Preiserhöhungen (mit Eigenmitteln) dienen. Gewinn ist hiernach 
immer nur der Betrag, der entnommen werden kann, ohne daß sich - bei FortfUhrung des 
Betriebes mit gleicher Kapazitt.it - an der nominalen Fremdkapitalhöhe etwas öndert. Die 
Summe der SK-Gewinne vom 1. bis 8. Jahr (14 659 DM) abzUglich der Summe der Ent
nahmen vom 1. bis 8. Jahr (8 956 DM) (beide Summen wie auch bei ÜberprUfungen der 
NK-Gewinne immer im jeweiligen Geldwert der verschiedenen Jahre) ergibt die Summe 
der FK-Tilgungen (5 703 DM). Wenn der Betrieb keine - noch störkere - Verbesserung 
der Kapitalsituation angestrebt und die Entnahmen immer auf die SK-Gewinnhöhe herauf
gesetzt hötte, dann hötte sein Fremdkapital am Ende des 8. Jahres dieselbe Höhe wie am 
Anfang des 1. Jahres, nömlich (9554 + 5703 =) 15257 DM, d.h. es löge nominale 
Fremdkapitalerhaltung vor. 

Wir stellen mithin eine fUr das Verstöndnis der Kapitalerhaltungskonzeptionen wichtige Ana
logie fest: 

Bei der NK wird der Betrag als Gewinn ausgewiesen, der entnommen werden kann, ohne 
daß sich - bei FortfUhrung des Betriebes mit gleicher Kapaziti:it - an der nominalen Ei
genkapital höhe etwas öndert. 

- Bei der SK wird der Betrag als Gewinn ausgewiesen, der entnommen werden kann, ohne 
daß sich - bei Fortfuhrung des Betriebes mit gleicher Kapazitöt - an der nominalen 
F remdkapi tal höhe etwas I:Indert. 

Es sei noch auf ein zweites Analogon zwischen NK und SK hingewiesen: 
Bei der Betrachtung des NK-Gewinns beim EF-Betrieb mit 5-jöhriger Reinvestition 
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(auf Seite 413) wurde festgestellt, daß Teile des vor der Investitionsperiode gebildeten 
Eigenkapitals noch einmal als Gewinn deklariert werden. 
Bei der SK ist es umgekehrt. Teile des Überschusses werden direkt dem Eigenkapital zuge
schlagen, ohne uberhaupt einmal zum Gewinn gerechnet worden zu sein 1). 

2.3 ... Situation "ohne Inflation, mit Realpreissteigerung" 

Fall mit kontinuierlicher Reinvestition 

In den Beispielen mit Realpreisänderung wird nur der Fall mit 1- jährigem Reinvestitionsturnus 
behandelt und angenommen, daß zu Beginn des 2. Jahres die Preise der SachvermögensgUter 
um 5 % ansteigen. 
Da hierbei alle drei Abschlußformen ohne Bezug auf die Kapitalstruktur des Betriebes vorge
hen, kann die Untergliederung nach EF-Betrieb und FF-Betrieb entfallen. 

NK und RK: Ein Vergleich der Abschlusse zeigt, daß es auch bei dieser Situation zum Teil 
deckungsgleiche AbschlUsse gibt. Und zwar entsprechen sich die NK- und RK-Abschlusse in 
allen Jahren (siehe Blatt V 1), da es bei Geldwertkonstanz keinen Unterschied zwischen no
minal und real gibt. 
Dem Nominalwertprinzip entsprechend werden bei der gegenwärtig Ublichen Abschlußform 
Sachvermögen und Abschreibungen zum Anschaffungswert angesetzt. Die RK hat sich diesem 
Vorgehen angeschlossen. 

1. Was die Gewinnermittlung anbetrifft, ist das auch notwendig. Nach der (Nominal- wie 
Real-) Kapitalerhol tungskonzeption wird der Betrag als Gewinn ausgewiesen, der entnom
men werden kann, ohne daß sich am (Nominal- = Real-) Eigenkapital etwas /:Indert; die 
durch die Preissteigerung - bei FortfUhrung des Betriebes mit gleicher Kapazität - notwen
dig werdende Verl/:lngerung der Kapitalseite der Bilanz soll mittels Fremdkapital erfolgen. 
Also ist eine "Korrektur des Eigenkapitals" nicht notwendig. 

2. Weder bei der NK- noch bei der RK-Konzeption spricht jedoch etwas dagegen, eine 
"Korrektur des Sachvermögens" mit der ihr entsprechenden "Korrektur der Abschreibung
gen" vorzunehmen. Da beim RK-Konzept im Falle von Realpreisänderungen eine Anpas
sung an Wiederbeschaffungspreise nicht vorgesehen ist, entsprechen die RK-Bilanzen -
im Unterschied zur Situation mit Geldwertänderungen - nicht den tatsächl ichen Werten. 

SK: Die Korrekturen zum SK-Abschluß erfolgten auf Blatt VI - wie schon bei der Situation 
mit Inflation - in einer Form, die die Doppik des Abschlusses gewährleistet. 

1. Die Bilanz I iefert in jedem Jahr die der Real ität entsprechenden Sachvermögens- und Ei
genkapitalwerte. Falls man keine korrigierte Bilanz benötigt, kann man sich auf die 
"Korrektur der Abschreibungen" beschränken, d. h. auf eine Berechnung der Korrektur
beträge des Sachvermögens und der des Eigenkapitals verzichten. 

2. Der Gewinn ist - im Unterschied zu den beiden anderen Abschlußkonzeptionen - um die 
Preiserhöhung gekUrzt. Denn die SK-Konzeption sieht, wie bereits gesagt, vor, daß nur 
der Betrag als Gewinn auszuweisen ist, der entnommen werden kann, ohne daß sich bei 
FortfUhrung des Betriebes mit gleicher Kapazit/:lt an der Fremdkapitalhöhe etwas /:Indert. 

1) Mithin wUrde der Betrag auch nicht zur Einkommensbesteuerung herangezogen werden. 
Der FF-Betrieb hätte bei Inflation und SK-Abschluß einen doppelten Vorteil: er erzielt 
einen Inflationsgewinn und wUrde Teile dieses Gewinns (näml ich die Differenz zwischen 
RK-Gewinn und SK-Gewinn) nicht zu versteuern brauchen. 
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Scheingewinne sind mithin nur bei der SK zu registrieren. Sie sind sehr einfach zu ermitteln, 
da sie der "Korrektur der Abschreibung" entsprechen. 
Bezugl ich der Überschußzuordnung geschieht hierbei dasselbe wie bei der Situation mit Infla
tion beim FF-Betrieb mit SK-Abschluß. Ein Teil des Überschusses (und zwar in Höhe der "Kor
rektur des Eigenkapitals'~ wird beim EF- genauso wie beim FF-Betrieb direkt dem Eigenkapi
tal zugeschlagen, ohne uberhaupt einmal dem Gewinn zugerechnet worden zu sein 1). 

3 Feststel/ungen und F..9lgerungen 

Wir stellen fest, daß Geldwertl:lnderungen und Realpreistlnderungen beim gegenwtlrtig Ubli
chen Buchfuhrungsabschluß zwei Fehler entstehen lassen: 

1. Die Bilanz weist prinzipiel/ nicht die der Realittlt entsprechende Sachvermögens- und Ei
genkapital höhe aus. Der Fehler Itlßt sich beheben, wenn die SachvermögensgUter mit dem 
(am Bilanzstichtag geltenden) Wiederbeschaffungspreis bewertet werden. 

2. Der Gewinn gibt prinzipiel/ nicht den Betrag an, der entnommen werden kann, ohne daß 
sich bei FortfUhrung des Betriebes mit gleicher KapazitHt an der Eigenkapital- und Fremd
kapitalhöhe sowie am Eigenkapital/Fremdkapitalverhtlltnis etwas tlndert. Der Fehler IHßt 
sich meist nur mit verschiedenen "Korrekturen des Eigenkapitals" beheben, die im aI/ge
meinen Fal/ immer nur einer der mögl ichen Gewinndefinitionen genUgen. 

0) Der bei der gegenwärtig Ubl ichen Abschlußform ermittelte Gewinn gibt den Betrag an, 
der entnommen werden kann, ohne daß sich an der Höhe des nominalen Eigenkapitals 
(vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraums) etwas ändert. Das NK-Konzept sol/te 
daher besser Nominales-Eigenkapital-Erhaltungs-Konzept (NEK) genannt werden. 
Diese Aussage des Gewinns bleibt erhalten, wenn man die - aus der Bewertung zu Wie
derbeschaffungspreisen resultierende - "Korrektur des Sachvermögens" und die dement
sprechende "Korrektur der Abschreibungen" in GuV-Rechnungen berUcksichtigt. (Aller
dings kommt es dann zu einer zeitlichen Verschiebung des GewinnanfaJls.) Eine "Korrek
tur des Eigenkapitals" ist in beiden Fällen nicht notwendig. 

b) Wir stellen fest, daß die Konzeption der Substantiellen Kapitalerhaltung (SK) das Ana
logon der NEK-Konzeption ist. Während die Gewinnhöhe sich bei der NEK am Absolutbe
trag des nominalen Eigenkapitals orientiert, orientiert sich die Gewinnhöhe bei der SK am 
nominalen Absolutbetrag des Fremd-Kapitals. Als Gewinn wird der Betrag ausgewiesen, 
der entnommen werden kann, ohne daß sich an der nominalen Fremdkapitalhöhe (vom Ende 
des vorhergehenden Abschlußzeitraums) etwas Hndert. Die SK sol/te daher besser Nomi
nale-Fremdkapital-Erhaltung (NFK) genannt werden. Ihre "Korrektur des Eigenkapitals" 
berechnet sich wie folgt: 

SV • i + SV . r . {1 + i} 

Sie ist auf 

(SV . i + FV . i) + SV . r . {1 + i} 

zu erweitern, wenn man bei FortfUhrung des Betriebes auch das zur laufenden Bewirtschaf
tung notwendige Finanzvermögen (wie Barkasse, Giro- und Postscheckkonto) nach demsel-

1) BezUglich der Einkommensbesteuerung ergibt sich dabei dasselbe Bild. Bei Realpreissteigerung 
werden Teile des Überschusses nicht versteuert; bei Realpreissenkung wUrden Teile von fruher 
gebildetem oder eingelegtem Eigenkapital wiederholt zur Besteuerung herangezogen werden. 
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ben Prinzip erhalten will 1) und 2). (Insofern besteht dann ein Unterschied zur SK, bei der 
bekanntlich nur Sachvermtsgen als Substanz erhalten wird.) 

c) Wir stellen fest, daß die Konzeption der RK eine Variante der NEK ist. Bei ihr wird 
als Gewinn der Betrag ausgewiesen, der entnommen werden kann, ohne daß sich an der 
realen Eigenkapitalhtshe (vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraums) etwas Hndert. 
Das RK-Konzept sollte daher besser Reales-Eigenkapital-Erhaltungs-Konzept (REK) ge
nannt werden. Seine "Korrektur des Eigenkapitals" berechnet sich wie folgt 1): 

EK . i = EK . i . SV + FV = (SV . i + FV . n. EK 
EK + FK EK + FK 

cl) In Anbetracht der Tatsache, daß es eine zur NEK analoge NFK gibt, muß auch eine 
zur REK analoge Reale-Fremdkapital-Erhaltung (RFK) möglich sein. Bei ihr wird als Ge
winn der Betrag ausgewiesen, der entnommen werden kann, ohne daß sich an der realen 
Fremdkapitalhtshe (vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraumes) etwas Hndert. Seine 
"Korrektur des Eigenkapitals" berechnet sich wie folgt 1) 2): 

EK . i + SV • r . {1 + i} = (SV . i + FV . i)' EK + SV . r • {1 + i} 
EK + FK 

e) Wenn es Konzeptionen gibt, deren Gewinnhtshe sich an der Konstanz der ab so I u te n 
(nominalen oder realen) Eigen- bzw. Fremdkapitalhtshe orientiert, dann muß auch eine 
Kapitalerhaltungskonzeption möglich sein, deren Gewinnhtshe sich an der Konstanz des 
re I a t iv e n Eigenkapital/Fremdkapital-VerhHltnisses orientiert. Bei solch einer VerhHlt
nisgleichen-Eigen-Fremdkapital-Erhaltung (VEFK) wird als Gewinn der Betrag ausgewie
sen, der entnommen werden kann, ohne daß sich am Eigenkapital/Fremdkapital-VerhHlt
nis (vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraums) etwas Hndert. Seine "Korrektur des 
Eigenkapitals" berechnet sich wie folgt 1) 2): 

(SV· i +FV' i) . EKE~FK +SV· r· {1 +i}. E/:FK 

Sie gilt fUr reale und nominale Werte. 

Die Definitionen der oben angefUhrten fUnf Kapitalerhaltungs-Konzeptionen besagen, daß 
- falls der jeweils ermittelte Gewinn entnommen und der Betrieb mit gleicher KapazitHt fort
gefUhrt wird - die fUr die betreffende Konzeption spezifische Teilkapitalhtshe (bei a - cl) bzw. 
die EK/FK-Relation (bei e) erhal ten bleibt. Die durch die Infaltion und/oder Real preissteige
rungen eingetretenen FehlbetrHge mUssen dann immer 

bei NEK und REK durch Fremdkapitalaufnahme 
" NFK " RFK " Eigenkapitalbildung 
" VEFK durch Fremd- und Eigenkapital im bisherigen VerhHltnis 

ausgeglichen werden. 

Wird dagegen weniger oder aber mehr entnommen als der Gewinnbetrag (wie es in den ange-

1) Dabei bedeuten: 
SV Sachvermögen vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraumes 
FV Finanzvermögen vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraumes 
EK Eigenkapital vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraumes 
FK Fremdkapital vom Ende des vorhergehenden Abschlußzeitraumes 

Inflationsrate im jeweil igen Abschlußzeitraum in Dezimalen 
Realpreissteigerungsrate im jeweiligen Abschlußzeitraum in Dezimalen 

2) Die Formeln gelten nur bei kontinuierlicher Reinvestition. Bei diskontinuierlicher Rein
vestition kann eine Erweiterung um TilgungsbetrHge notwendig werden. 
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fuhrten Beispielen zum Teil der Fall ist), dann braucht weniger oder muß mehr durch die je
weils andere Kapitalart ausgeglichen werden. 

Die Formel n fUr"die "Korrektur des Eigenkapitals" lassen auf folgende Gleicheiten bzw. Un
terschiede in der Gewinnhöhe schließen: 

- Bei der Situation "ohne Inflation, ohne Realpreissteigerung" ist i = 0 und r = 0 und mithin 

sind die Gewinne von NEK=REK=VEFK=RFK=NFK 

Bei der Situation "mit Inflation, ohne Realpreissteigerung" ist i >0 und r =0 und mithin 

sind die Gewinne von NEK>REK=VEFK=RFK>NFK 

Bei der Situation "ohne Inflation, mit Realpreissteigerung" ist i = 0 und r > 0 und mithin 

sind die Gewinne von NEK=REK>VEFK>RFK=NFK 

Bei der Situation "mit Inflation, mit Realpreissteigerung" ist i > 0 und r > 0 und mithin 

sind die Gewinne von NEK>REK>VEFK>RFK>NFK 

Die Ungleichheitszeichen gelten fur den allgemeinen Fal', d.h., wenn unter anderem 
o <EK/(EK + FK) < 1. In Sonderföllen, z. B. wenn nur Eigen- oder Fremdkapital vorhanden 
ist, gehen sie zu Gleichheitszeichen uber. 

Wie von der Definition her nicht anders zu erwarten, fUhren die beiden Nominal-Kapital
Erhal tungskonzeptionen (NEK und NFK) zu entgegengesetzten Extremwerten, wöhrend die 
Werte der Verhöl tnisgleichen-Eigen-Fremdkapital-Erhaltung (VEFK) immer in der Mitte I ie
gen. 
Situationen mit Deflation oder/und Realpreissenkung fuhren zur umgekehrten Größenfolge der 
Gewinne. 
Das Real isationsprinzip wird - zumindest in seiner strengen Form - einzig und allein von der 
NFK erfullt. 
Die in Abschnitt 2 analysierten Konzeptionen lassen sich wie folgt einordnen: 
- Die Nominale Kapitalerhaltung (NK) entspricht voll und ganz der NEK. 
- Die Reale Kapitalerhaltung (RK) ist der REK zuzuordnen mit dem Unterschied, daß Real-

preisönderungen bei der "Korrektur des Sachvermögens" und der "Korrektur der Abschrei
bung" unberUcksichtigt bleiben. 

- Die Substantielle Kapitalerhaltung (SK) ist eine Kombination von NFK (bezUgl ich des 
Sachvermögens) und RFK (bezUg I ich des Finanzvermögens, soweit es fremdfinanziert ist) . 

4 Vorschlag fUr eine Erweiteru~~nwörtig Ublichen Abschlußrechnung 

1. In Anbetracht der defin itorischen Aussage, die der Gewinnbegriff bei konstantem Geld
wert und Produktionsmittel preis zulößt, kann wohl keiner der bei veröndertem Geldwert 
und/oder Produktionsmittel preisen relevanten Kapitalerhai tungskonzeptionen ein absolu
ter Vorzug eingeröumt werden. Die mannigfal tigen Kontroll- und Planungszwecke, denen 
die Abschlußrechnung dienen soll, erfordern - wenn auch in unterschiedlicher Intensitöt -
jede der fUnf Gewinnableitungen . 

2. Die DurchfUhrung solch einer geföcherten Bilanz- und Gewinn-Berechnung ist fUr einen 
gemischtfinanzierten Betrieb (GF) mit kontinuierlicher Reinvestition (1n bei Inflation 
(10% p.a.) und Realpreissteigerung der SachvermögensgUter (5 % im 2. Jah~ fUr mehrere 
Abschlußzeitröume (8 Jahre) auf Blatt VII zusammengestellt. 
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- Im oberen Teil stehen die Auszahlungs-Einzahlungs-Rechnungen, GuV-Rechnungen so
wie die Bilanzen in der ubl ichen Form. Es ist also das fUr die Einkommensteuer maßgeb-



liche Nominalwertprinzip beibehalten. D.h. der Wert des Sachvermögens steht mit An
schaffungspreisen zu Buche und ist realiter mithin z.B. im 2. Jahr höher als 15766 bzw. 
17040 DM. Die Abschreibungen (5 187 DM) sind dementsprechend zu niedrig. 

- Daran anschi ießend folgen die Korrekturen, die zur Aktual isierung der Bilanz notwen
dig sind; sie sind an die GuV-Rechnung angeschlossen und erweitern auf diese Weise 
das in sich geschlossene Abschlußsystem. (Der Überschaubarkeit wegen wurden die 
geldwertbedingten Korrekturen des Sachvermögens und der Abschreibung getrennt von 
den realpreisbedingten Korrekturen aufgefuhrt; in praxi wird man sie selbstverständlich 
wie bei Wertberichtigungen ubl ich zusammen lassen.) 

So sind z. B. im 2. Jahr der Wert des Sachvermögens um (1 678 + 923 =) 2 601 DM und 
die Abschreibungen um (966 + 308 =) 1 274 DM zu erhöhen. 
- Es bleibt ein Gewinn von 3 753 DM; wenn er voll entnommen wUrde, dann bliebe das 

Eigenkapital in der nominalen Höhe von 6 853 DM erhalten (NEK) . 
- Wollte der Landwirt das Eigenkapital in der realen (Kaufkraft-)Höhe erhalten, so dUrfte 

er nur 3 068 DM entnehmen (REK) . 
- Will er das Eigen-/Fremdkapitalverhtlltnis vom Jahresbeginn erhalten, dann dUrfte er 

gar nur 2 691 DM entnehmen (VEFK) . 
- Soll das Fremdkapital real nicht erhöht werden, so darf die Entnahme nur 2 145 DM be

tragen, alles Ubrige, also (3753 - 2 145 =) 1 608 DM mUssen zur Eigenkapitalerhöhung 
im Betrieb bleiben (RFK) . 

- Wollte man sogar das Fremdkapital nominal nicht erhöhen, dann mUßten 2 601 DM zur 
Eigenkapitalbildung verwandt und nur 1 152 DM entnommen werden (NFK). 

Wie wir aus der Auszahlungs-Einzahlungs-Rechnung ersehen, sind im 2. Jahr 1 307 DM 
entnommen worden. Der Betrieb hat seine kapitalmtlßige Situation also wesentlich verbes
sern können. 

Die vier unteren Doppelzeilen auf Blatt VII lassen deutlich erkennen, daß der Unterschied 
zwischen den Kapitalerhaltungskonzeptionen auf die Differenzen in der "Korrektur des Eigen
kapitals" und dem dazu komplementtlren Gewinnbetrag hinausltluft. Und auch dabei sind nur 
im 2. Jahr (dem Jahr mit Inflation ~~~ Realpreissteigerung) alle fUnf Gewinne verschieden. 
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I. Abschlußrechnungen eines eigenfinanzierten Betriebes (EF) ohne Inflation (01) ohne Real pre issteigerung (oR) 

a) bei S-jöhrigem Reinvestitionstumus (Sn 

Auszahl 0025- Einzahl W12s- Rechn unS! 
~ ~ ~ ~ 5.J ahr ~ ~ 

Auszahlun2tm Einzah110lßszen 
1 

3000 i 8400 Auszahl. f. Verbrauchsg. i Einzahl. a .Produkten 3000: 8400 3000 8400 3000' 8400 3000 8400 3000 8400 3000 1 8400 
f. FK-Zinsen a.FV-Zinsen 0 200 400 600 800 I 0 200 

f. FK-Ti 19ung a. FK-Aufn. I 
f. Gebrauchsg. 0' Oi 0' 0' 20000: oi 0' 
f. Entnahmen 1400 1 1600! 1800' 2000 1 2200 I 14001 1600' 

Fin.-Verm.a.Ende d.J. Fin. -Verm. a .Anf. d.J. 4000' 0 8000' 4000 12000' 8000 16000112000 0: 16000 4000 i 0 8000 1 4000 

8400 1 8400 126oo! 12600 16800! IbBOO 21000!21000 25200125200 8400 I 6400 12600 112600 
Gewinn- und Verlust-Rechnuns 

Aufwand Ertrasz 
Aufwand f. Verbrauchsg. ' Ertrag a.Produkten 3000 1 8400 3000 ' 8400 3000 I b400 3000' 8400 3000 1 8400 3000: 8400 3000' 8400 

f. FK-Zinsen a.FV-Zinsen 0 200 400 600 I 800 1 0 I 200 
A. f.Abschr. v.Gebrauchsg. 1 4000 1 4000' 4000' 4000" 40001 40oo! 4000 1 

'/V\I\'·\/\ .. '\,'\,'V\IVV\,'\/v\''\,'\,'\,'\,~v'\,'\,'\,1I\..'\,'''VVv'\..·\I'V\./\i'VV\l\,·V\ .... v~v'V\ .. '\,'\,'\,'\,'\,{~vvv'\,"~ '\,'\ .... \,'\,'\,{~,,'\,'\,'\,' ..... '\,'V·v'\,r,,1..'\,\,'\,'I.o'\, '\,'\,'v'\,'\,{,'\,·v'\..~d'v '\/\.~v'\..~vi.'\,'\,"\/\.'\, 'V\o'\,'V\o.{.V\,'\.'\,'\, '\,'\,'\/"Vv1..'\f\,'V'v'\, 

Gewinn 1400' 1600 1800 2000 1 2200 1400i 1600 
8400j 8400 8600, 8600 8800, 8800 90001 9000 9200. 9200 8400 1 8400 8600! 8600 

~ 

3000 1 1;3400 
400 

oi 
1800 ' 

12000' BODO 

16800\ 16800 

3000 1 8400 

! 400 
4000 1 

'\,'\,'\,'\,'\,1.,'\I\,'\,'\,'\, 

1800, 
8800, 8800 

Schluß-Bilanz 
~ ~ 2.Jahr ~ ~ ~ ~ ~ ~ 

Aktiva Passiva 
Sach-Vermögen I Eigen-Kapi.tal 20000 I 20000 16000 i 20000 12000' 20000 8000'20000 4000 1 20000 20000 : 20000 16000 ' 20000 12000 ' 20000 BOoo ! 20000 

! 
Fin.-VerInÖ2en 1 Fremd-Ka,eital 0' 4000 1 8000' 12000 16000 i 0' 4000' 8000 1 12000; 

20000 120000 20000 120000 20000 ! 20000 20000 120000 20000 120000 20000 120000 20000 120000 20000 120000 20000 120000 

b) bei I-jährigem Reinvestitionsturnus (In 

A uszabl ung s-Einzahl ungs- Rechnung 
~ 2.Jahr 3.Jahr 4. Jahr ~ 6.Jahr 7. Jahr ~ 

Auszahl ungen Einzahlun2en 
AU!:izahl. f. Verbrauchsg. Einzahl. a. Produkten 3814 10680 3814 10(,80 3814 10680 3814 10680 3814' 10680 3814' 10680 3814' 10680 3814' 10680 

LFK-Zinsen a. FV-Zinsen 
f. FK-Tilgung a.FK-Aufn. 
f. Gebrauchsg. 5086 5086 5086 5086 50UE) 50861 5086 , 5086 ' 
f • .i:.ntnahmen 1780' 1780 1780 1780' 1780; 1780' 1780, 1 780 ~ 

Fin.-Verm.a.C;nde d.J. I Fin.-Verm.a.Anf.d.J. 0' 0 0 0 0, 0 0' 0 0 0 0 0 0' 0 0' 0 

10680! 10680 10(;80 110680 10(,80 110680 10680: 10680 10f.J~jQ f laG8ü 10680110680 10680! 1068ü 10680! 10680 

Gewinn- und Verlust-Hechnuns 

Aufwand Ertra9. 
3814 1 10b80 Aufwand f. Verbrauchst). ' Ertrag a. Produkten 3B14 lOb80 3814 10680 3814 '10680 3814 10680 3814' 10680 3814' 10680 3814 I 10680 

f. FK-Zinsen ! " a. FV-Zinsen 
A.f.J\bschr.v.Gebrauchsg. ' 5086 5086 5086 5086 ! 50861 50861 50861 5086 
~,/V\"\/V\,'\,'\,'\.'\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,·\.'\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,r ... '\"v\.,\,'\,""\,'\,'\,'\,'\,'\,'Vv\.'\,'\",~'\,'1.0 1 '\,'\.I'\,'VV',~,,'\,'\,'\,'\, ~~'V·"'\f\..'t'\" VC'_'\,~. '\,'\,~w'\,'\,'t,ru~,,'\.'\,'~ nv,v'\,'\,'\,'"\.,\·~,'\,~,,'\, ~"'\,'\,,,~'\,"''\,'\,~V\,~~ ~~~~'\,'\,~~'\/'L '\,'\,r,,'\, '\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,'~'\,'\,'\, 

Gewinn 1780' 1760 1780 1780 1780 1780' 1780 1780' 

10680 10G80 10bBO 10680 10680 10680 106BO,10(JOO 10('80~ 10680 10680! 10680 10680.10680 1 ()() 80 110680 

Schl uß- Bi lanz 
~ I.Jahr ~ 3. Jahr 4.Jahr 5.Jahr ~ 7.Jahr B.Jahr 

sach~~~~~~gen I E1.9:~s~~;~tal 15257 1 15257 
I 

15257115257 15257115257 = 15257115257 15257 115257 15257 ' 15257 15257 15257 1525~115257 

Fin.-Vermögen I Fremd-Ka~1tal I 0 1 0 
1 1 i 

01 0 01 0 0, 0 0 0 01 0 o 0 o 0 
I 15257 15257 15257[15257 15257:15257 15257[15257 15257 15257 15257'15257 15257,15257 15257115257 15257,15257 
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11. Abschlußrechnungen eines fremdfinanzierten Betriebes (FF) ohne Inflation (01) ohne Realpreissteigerung (oR) 

a) bei 5-jährigem Reinvestitionsturnus (5T) 

Auszahlungs-Einzahlun2s-Rechnung 
~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ 

Auszahl ungen Einzahlungen 
3000 i 8400 AuszahL f. Verbrauchsg. Einzahl. a. Produkten 

3:1 8400 3:1 8400 
3000 8400 3000 8400 3000 8400 3000 8400 3000 8400 

f. FK-Zinsen " a. FV-Zinsen 1400 0 11201 c 840 0 560 0 280 0 1400 0 1120 0 840 0 ., f.FK-Tilgung " a.FK-Aufn. 

4~1 0 
4~1 0 4~1 0 

4000 0 4000 20000 4000 0 4000 0 4000 0 
" f. Gebrauchsg. 0 20000 0 0 0 

f. Entnahmen 28~1 0 56~1 0 
840 1120 0 280 560 

Fin.-Verm.a.Ende d.J. Fin. -Verm. a .Anf. d. J. o 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
84001 8400 84001 8400 84001 8400 8400, 8400 28400 28400 8400 8400 8400 8400 8400 8400 

Gewinn- und Verlust-Rechnun9 

Aufwand Ertra9_ 
30001 8400 30001 8400 Aufwand f, Verbrauchsg. 1 Ertrag a.Produkten I;1,84°O 3~1 8400 

3lr
4oo 3000 8400 E18400 

3000 8400 
" f.FK-Zinsen 1 "a.FV-Zinsen 1400 0 1120 0 8401 0 560 0 1400 0 1120 0 840 0 280 0 

A.f,Abschr.v.Gebrauchsg. 4000 40001 4~ 4000 = 4000 4000 4000 
'VVVVVVVVVVVVVV\NVVVVVV\A 'VV\o,\/VVV\lVVV"V\lVVV\lV\A I 'V\o 'V\o'V\o'\o "VVV\I\<.t'\l\/\.'\.'\.. ''\I\,o\l\, '\/"v'V\,'\" 'vvvv\, '\1\1'1.'\, ,\/\ .. \I\.,,", '\0 'V\o'VV\o '\0 

Gewinn I °1 280 1 560' 
840

1 

11201 
01 280 1 560

1 8400 8400 84001 8400 84001 8400 8400 8400 84001 8400 8400 8400 8400 8400 8400 8400 
Schluß-Bilanz 

Qd!!!!. ~ ~ ~ 4,Jahr S.Jahr ~ ~ B.Jahr 
Aktiva Passl.va , 

80001 0 120001 Sach-VernlÖgen "~"-b,,~, I ,= 0 16000 0 12000 I 0 4000 0 20000 0 16000 0 0 8000 0 

F in. -Vermögen Fremd-Kapl. tal 0 20000 o 16000 0 , 12000 oi 8000 0 4000 o 20000 o 16000 
0

1
12000 

0 8000 
20000 20000 16000 16000 120001 12000 80001 8000 4000 4000 20000 20000 16000 16000 12000' 12000 8000 8000 

b) bei l-jährigem Reinvestitionsturnus (lT) 

Aus zahl un~s-Einzahl un25-Rechnung 
~ ~ ~ 4.Jahr ~ ~ ~ ~ 

Auszahlun en Einzahlun en 
3814110680 Auszahl. f. Verbrauchsq. Einzahl. a. Produkten 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 

f. FK-Zinsen a. FV-zinsen 1068 0 1068 0 1068
1 

0 1068 0 1068 0 1068 0 1068 0 1068 0 
f. FK-Tilgung a.FK-Aufn. 
f. Gebrauchsq. 5086 5086 

5086
1 

5086 5086 5086 5086 5086 
f. Entnahmen 712 712 712 712 712 712 712 712 

Fin. -Verm. a. Ende d. J. Fin.-Verm.a.Anf.d.J. 01 0 0 0 o 0 0 0 o 0 0 0 0 0 0 0 
10680 10680 10680 10680 10680110680 10680 10680 10680 /10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 

Gewinn- und verlust-Rechnung 

Aufwand Ertra 
Aufwand f. Verbrauchsq. Ertrag a. Produkten 10680 

f.FK-Zinsen a. FV-Zinsen 
A. f.Abschr. v.Gebrauchsq. 
'VVVVVVVVVVVVVV'V\o'V\o'\o'\o '\f\,'\IVVV\I'VVVVV\'\f\,'V'It'V'lt'V 

Gewinn I 10680 10680 
Schluß-Bilanz 

Qd!!!!. ~ ~ 4.Jahr 6.Jahr ~ ~ ~ 
Aktiva Passiva 

Sach-VerIllÖgen Eigen-Kapital 0 15257 0 15257 0 15257 0 15257 0 

Fin.-Vermösen Fremd-Ka,Eital 15257 o 15257 o 15257 o 15257 o 15257 
15257 15257 15257 15257 15257 15257 15257 15257 15257 

1 
1 

1 
, 

, 



~ "I. Zusammenstellung der Abschlußrechnungen eines eigenfinanzierten Betriebes (EF) 
bei 5-jöhrigem Reinvestitionstumus (5T) 
mit Inflation (mI) von 10 % p.a. - ohne Realpreissteigerung (oR) 

AuszahlWlis-Einaahlun5ls-Rechnung: 
~ ~ ~ ~ ~ ~ !:::!!!!!: .!!d!!!!. Basis 'Auezahlunven Einzahlungen 

der Auszahl. f. Verbrauchsg. Einzahl .•. Produkten 
33:1.

9240 36:110164 3993 11180 4392 12298 4832 13528 5315 14881 5846 16369 6431 18006 
f.FK-Zinsen •• FV-Zinsen O. 0 o 220 0 461 0 724 0 1009 411 0 0 40 0 412 

folgend. · f.FK-TUgunq . a.FIt-Aufn. o 0 ~I 0 
0 0 0 0 0 5875 5875 0 Q 0 0 0 

Abschl.- · f. Gebrauchsg. 0' 0 0 32210 0 0 0 · f.Entnahmen 154~1 193~1 2395 2928 3543 2480 3118 3858 
Rechng. Fin. -Verlll. a. Ende d. J. Fln.-Verm.a.Anf.d.J. 4400 0 9218 4400 14471 9218 20173 14471 o 20173 800 0 8245 800 16374 8245 

92401 9240 14784114784 20859 20859 27493 27493 40585 40585 14881 14881 17209 17209 26663 26663 
Gew1nn- und Verlust-Rechn!:!!9. 

Aufwand ErtrAQ 

3993111180 . 439~.112298 Aufwand f. Verbrauchsg. Ert~aq a.Produkten 
33:1

9240 363:.110164 48311'3528 531!J14881 584~r6369 6431f8006 f. FJt-Zinsen a.FV-Zinsen o 0 . 0 220 01 461 0 724 o 1009 411 0 o 40 o 412 
A. f.Abschr. v.Gebrauchsq. 4000 4000 4000 4000 4000 6442 6442 6442 

'VVVVVVVVVII\. 'VV'NVIIVVVVI. 'VVVVIIIN\N\I>. 'VVINV\NVVIII. 

~ 
'W\NIN\IIIVV\. 'VVV\IVVVVV>A. 

~ Forts. Gewinn I 19401 
27541 36481 46301 27131 

4121 1 bei 9240 9240 10384110384 11641111641 13022113022 14537114537 14881J 14881 16409 16409 18418J18418 
Schluß-Bilanz 

Nomin. Aktiva Pa •• iva O.Jahr .6liI!!. ~ 1d!Il!: ~ 5.Jahr ~ 7.Jahr !d!!!!. 

Kap.- Sach-Vena69en Eiqen-Kapital 20000 20000 16~r04oo 12000121218 8000122471 4~124173 3221~126335 '~/b:126568 1932:127571 1288:r9258 

Erhaltg. Fin. -VermOqen Fromd-lCapital 0 0 4400 0 2~~:: i 2121~ ~~:~: 12247~ 
20173 0 o 5875 800 0 8245 0 16374 0 

(NK) 20000 20000 20400 1 20400 24173124173 32210132210 26568126568 27571127571 29258129258 

"vvvvvvvv'", '1NVVVVVVV'''' '1NVVVVVVvv" 'INVVVVIIVIIIA. 'INVVVI/VIIVIA. 'IIVV\NVVVIIVI. 'VVVIIVVIIVVVI. 'INVVINIIVIIVI. 

e' 1s.1IleZ'I'.a,Aisael • = b,Mez1.a.8eeh Vena. I I Forts. i:~:.~~!:.~:.!!!!~!:. ______ _i:!!'!.~!!!.~.:!!~!!:!!!1!· __ !29 -~29Q __ ~!e _me _H~!r!~~ _m~ _!~~ _~m --~~ --~!! _m! _HH -~~~~ _m~ -~~~~ 
bei IB,"':_,d.~ 

q-b.Xorr .d.EiqenJtap. 2000 2200 2374 2512 2603 2634 2915 3163 
Real. Gewinn 1540 1474 

1402
1 

1327 1245 2656 2688 2589 

Kap.- 11240 11240 12144 12144 13093 13093 14087 14087 15123 15123 18102 18102 19244 19244 20757 20757 
Schluß-Bilanz 

Erhaltg. Aktiva Passiva ~ 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr ~ ~ ~ !:::!!!!!: .!!d!!!!. 
(RK) sech-Vermögen Eigen-Kapital 20000 20000 176001 22000 14520;23738 10648125119 

585:1 26030 3221~126335 2834:r9145 2338~13163O 171~r3524 
Fin. -VermOQen Fremd-kapital 0 0 4400 0 92181 0 144711 0 20173 0 o 5875 800 0 8245 0 16374 0 

20000 20000 22000 122000 23738123738 25119125119 26030126030 32210132210 29145129145 31630131630 33524133524 

I 'VVVVIIVII\I\N\ 'llIIIIVI/VVIIV'''' 'IIVVVIIVIIVII'''' 'IIIIVIIVVVVINI 'IIVVVVVIIVVVI. 'IIWII\IIIV\NVI 'INIIV\IVINIIIA 'V\IVIIVVIIVVII 

r-b.1<orr.d.Abschr. t r-b.1<orr.d.Sach-Verm. 

__ ~tE~e _m!t_!m Forts. i:~:.~!!:.~:.~!:!!!!. _______ 2:~!.~!!!.~.!!!!:!!:Y!!!- __ !22 _~QQQ _m~ _!~~ _~m --~~~ --~!! _~m _!m -~~~~ _m~ _m~ 
bei r-b.lCorr .. d.E1qenkap. 

q-b.1<orr. d.Eiqenkap. (Wlvollatlndig 11) 2000 1760 1452 1065 586 3221 2835 233!1 
Subst. Gewinn I 1540 1914 2324 • 2774 3262 2069 2768 3413 

11240 11240 12144112144 13093 h 3093 14087 14087 15123 15123 18102 18102 19244 19244 20757 20757 Kap.-
Schluß-BU""" 

Erhaltg. Aktiva Pas8iva 
O.Jahr I.Jahr 2.Jahr ~ !d!!!!: ~ ~ !:::!!!!!: .!!d!!!!. 

(SK) Sach-Ver:aOqen Eigen-Kapital 2~12~ 176~122ooo 14520123738 
1064: 125119 585:1 26030 3221~126335 2834:129145 2338~13163O 1715:133524 I 

Fin. -VenaOgan Fremd-Kapital 4400 0 9218 1 0 14471 0 20173 0 o 5875 800 0 8245 0 16374 0 
20000 120000 2.000 122000 23738!23738 2~119125119 2603012b03O J2210132210 2.145129145 316301316~ 3352413352". 
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W;-:lusammenstellung der Abschlußrechnungen eines eigenfinanzierten Betriebes (Ef) 
bei 1-jöhrigem Reinvestitionstumus (lT) 
mit Inflation (mi) von 10 % p.a. - ohne Realpreissteigerung (oR) 

Aus zahl ung s-EI nz ahl un2s-Rechn unsz 
1. Jahr 2. Jahr 3.Janr 4.Jahr S.Jahr ~ 7.Jahr ~ Basis Auszahlun en El.nzahlun en 

der Auszahl. f. Verbrauchsg. Einzahl. a. Produkten 4195111748 4615112923 5076114215 5584115637 6142117200 6757 18920 7432120812 8176122893 
f. FK-Zl.nsen a.FV-Zinsen I 

fo I gend. f.FK-Tl.lyung a.FK-Aufn. i 
7446 1 8191 : 9911 i 10902 i Abschl.- f.Gebrauchsg. 5595 6154, 6769 9010 1 

f. E.ntnahmen 1958 2154 2370 2607 1 
2867 315~, 0 3469 3815 1 

Rechng. Fl.n.-Verm.a,Ende d.J. Fl.!!...- -Verm~~.Al}f. d.~ 0 0 0' 0 ° 0 01 0 0' 0 0 0 01 0 
11748,11748 12923 12923 14215,14215 15637;15637 17200 i 17200 18920118920 20812,20812 22893122893 

Gewinn- und Verlust-Rechnung 
Aufwand I Ertrag 

4195:11748 4615j 12923 5076 1421S 5584115637 6142 117200 -6757118920 7432120812 """8i76[22 893 
I I 

82661 5086 1 5188 1 5402 i 5738 i 6210: 68301 75151 

Aufwand f. Verbrauchsg. Ertrag a.Produkten 
" f. FK-Zinsen "a. FV-Z~nsen 

A. f. Abschr. v. GeLrauchsg. 
'V\/\ .. o~'V\..~"rvv\, 0,,'\/\/\11..'\/ .... \/\/\,' ...... ~J\/ .... ',,'\/ .... ~,,'\/\,,"~' " '\/v·vv .... '\/ .... 'I"'\/\,'I,, '1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1,,'1.. '\,'\,'\,'\,'\,'\,'\f\,'\,'\,'\, 

Forts. 

bei 

Nom; n. 

Kap. -

Erhaltg. 

~:~~~W 
Forts. 

bei 

Real. 

Kap. -

Erha ltg. 

(RK) 

~ 
Forts. 

bei 

Subst. 

Kap.-

Erha ltg. 

(SK) 

2467 3120 3737 4315 I 4048 5333 1 
2~:7~120812 6451 

11748;11748 12923 12923 14215 14215 15637 15637 17200 17200 18920! 18920 22893 22893 

'VV\.'V\IVV\.o'\f\, ...... 

_~§~+~~n 
;:~; I 

25866125866 

~~ 

Gew~nn 

Schluß-Bi lanz 
Aktiva Passi va 

O. Jahr I.Jahr 2. Jahr 3.Jahr ~ 5. Jahr ~ ~ ~ 
152~ 15766 i 15766 16732 16732 18099 I 18099 19801119807 217881 21788 23968123968 26364! 26364 29000129000 

I 
1 

0 1 01 0 0' 0 0 ' 0 0 0 0' 0 0 01 0 0 
15257 i 15257 157(,6 1 15766 16732! 16732 18099 118099 19007! 19807 21788!21788 23968123968 

Sach-Vermögen \ Eigen-Kap~ tal 

Fin.-Vermogen I Fremd-Kap~tal 

'VV\.'\f\,'\IV\.'\,'\,'\,'\f\,'V\I\.'\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,~,,'\,'\,"V'VV\,'\,'\,'\,'\,'\,'\,'V\,'\I\.'\,'\,'V\,'V\, 'I..~"'\/""~,,'\,'V\,'V\.'\. 'I,,'V\,'V\,'\,'\,'V'~'V\. ~~~~'I"'\I\.'\,~.~y'\,n~'I,, v .... 'I,,'I,,'I,,'\I\.'\.'I,,'\.'\.. 'I..~~'\.."o'l..'\/'/I,,'V\.'\, 'I,,'\I\.'VV\.'VV\.'V\, 

I ;:~;~~~~;i;~;:~~;p~----l-~:;; ~~~;;;~~~~:':~~: 
, I 

_!~~~~_!~~§ 
, _~!~~I 2457 __ ~~~._!~3§ --~§~-_!§~§ _!Z~~t-~~}! _!~§! -~~~~ 

1 526 ~ I 
2031 i g-b. Korr .d. E~genkap. 1678 1 ~~~~ : 2234 2457 

GeWl.nn 1958 2154 
1 ~:~~ 11 7668 

2867 3153 
13274 113274 14601,14601 16061 16061 19434 19434 21377121377 

v .. v'V\. ...... '\I\.'V\/\,. ...... 

_n~§t~]Q~ 
;:~~I 

23515123515 

32705132705 

o 0 
3270ST32705 

Schluß-Bl.lanz 
O.Jahr I.Jahr 2. Jahr 3.Jahr 4.Jahr 5.Jahr 

Akti va Passi va 
16783116783 24512!24572 Sach-Vermögen Eigen-Kapital 15257/15257 18461118461 20307 I 20307 2233B122338 

oi 
I i 

Fin. -Verm~~ F_r~El?~~~ 0 ' 0 0 0' 0 01 0 0' 0 0 0 
152 57 115257 16793116783 18461 i 18461 20307/20307 22338 122 338 24572 24572 

~ ~ 
27029 r27029 29732 29732 

01 0 0 0 
27029"/27029 29732 29732 

r-b. Korr. d. Abschr. 
'\.'\,~~".,,'I..'I,,'I,,'\f\,.'V\. '\I\.'\f\.,'\,~y'\.""""'\,~. ~v'l,,""~~'\,'\f\.,'\,'\,'\.."~ vvvvvv\,'\,'V .... '\.. '\..'\,'I,,'V\.. ...... ""'\I\.'\f\., '\IV\,.'I..'VVVVV\.'\, '\,'\f\.,'V\..'VV\I\,'V\. 'V\o'V\.'\lVV'II\I'V'\, 

-_?Q~+_!?~§ --~§~~_!~]§ _!~§zl_!§~§ _!'9§L9~! -!~§d-~~~~ _~!§9tl_~~?, -~~~§t-~]9~ _~~~§L~,~ 
1 

' I I I 
1526 1678, 1846 2031

1 
22341 2457 2703 2973 

1958 2154 23701 2607 2867 3153 3469 3815 
13274 113274 14601,14601 16061,16061 17668117668 1943<19434 2137721317 23515]23515 25866125866 

r-b. Korr. d. Sach-Verm. 

2:~: ~~~ ~ :9!.~~~~~:!. ______ 1_ 2: e.:. ~5?~:.:. 9-: ~~~!::: y!:~. 
r-b. Korr. d.l::igenkap. 
g-l..l. Knrr. d. Eigenkap. 
Gewinn 

Schluß-Bilanz 
Akt.lva Passiva 

18461 i 18461 20307 1 "v.,)v I 

1 I 
01 0 o! 0 

18461 ! 18461 20307 /20307 

~ ~ 4.Jahr 5. Jahr 

22330i22338 24572124572 
1 

2233~! 2233~ 01 0 0 
24572 124572 

~ 1. Jahr 

152~ 16783116783 

I 
0 0 0' 0 

15257 15257 16183 i 16783 

Sach-Vermögen \ E~gen-Kap~ tal 

Fin.-Vermogen Fremd-Kapital 

~ 
32705 32705 

o 0 
32705 32705 

-----_. 



it; V. Zusammenstellung der Abschlußrechnungen eines fremdfinanzierten Betriebes (FF) 
0- bei l-jtlhrigem Reinvestitionstumus (1 n 

mit Inflation (mQ von 10 % p.a. - ohne Realpreissteigerung (oR) 

basis AU:::~~::s-EinZahlWlgS;:~::~~9~n !d.!h!. ~ 3. Jahr 4.Jahr 5.Jahr 6.Jahr ?Jahr ~ 
d r Auszahl.f.Verbrauch.g. Einzahl. •• Produkten 4195111748 4615'12923 5076'14215 55841115637 6142:117200 6757 18920 7432~r20812 8176122893 

e "f.FK-Z1nsen .. a.N-Zinsen 1068, 10611 1044 1 1018 900 928 860 775 
folgend. "f.FK-Tilgung "a.FK-Aufn. 107: 231, 378: 547 1

1 
740, 964 1222 1514 

Abschl.- " f.Gebrauch.g. 5595: 6154, 6769, 7446 L191 , 9010 99111 10902 
" f.Entnahmen 783, 862, 948, 10421 1147 1261 1387 15261 

Rechng. Fin.-Verm.a.Ende d.J. Fin.-Venn.a.Anf.d.J. 0 0 0 0 0' 0 01 0 0 0 0 0 01 0 01 0 
11748,11748 12923,12923 1421514215 15637115637 17200,17200 1892018920 2081220812 2289322893 

Gewinn- und Verlust-Rechnung 

Aufwand Ertr~g_ 1 1 I 
Aufwand f.Verbrauchsg. Ertrag •• Produkten 4195111748 4615:12923 5076 1 14215 sS84 1is637 614217200 675:118920 7432"20812 817611'22893 

.. f.FK-Zinsen .. a.N-Zinsen 1068; 1061: 1044· 1018 980'1 928 8601 775 
A.f.Abschr.v.GeLrauchsg. S086! 518a l 5402! 57381 6210 6830 7515 8266 

tvv"""NV~ 'VVIIV\.'\IVV'V\IVVVVV\ 'V'VV\, "V\I\I\.V\.V\.'\.'\.'\. '\ .. VVV"'\.'\.'\,'\."'/\' 'V\."V\,V\ .. " .... 'V\,'\, 'VVV'VV'VV\.'VV\. '\I'VV\.VV"'VV\/\. 'V\I\IVVVV'V\IV 'VV\IVVV.""lV\A.. "VV'V\IVVV\IV\ 

F~rts. Gewinn 1399; 2059 2693 32971' 3868 1 44051 50051 56761 
bei 11748,11748 1292312923 1421514215 1563715637 17200,17200 18920118920 20812,20812 22893122893 

l~m1n. Akti!:hlu8-Bila;:ss!va ~ !.:.i!h!: l:.:!!!!!. ~ !:..!!!!!!: ~ §.d!!!!: ~ ~ 
","p._ Sach-Vermöqen Eigen-Kapital 15257 0 15766~ 616 16732; 1813 180991 3558 1980715813 2170818534 23968111678 26364115296 290001194461' 

Erhaltg. Fin.-Ve11llÖgen Fremd-Kapital 015257 0'15150 0 114919 0;14541 0113994 013254 0112290 0111068 0 ~554 
.lHK) 15257,15257 15766!15766 16732'16732 18099 118099 19807119807 21788121788 23968123968 26364126364 29000129000' 

·v"'vvvvvvvv"'VVVVVVVV"VVI,/V"'''''''''''''VVVVVV\ .. VVV\/\,VI. .......... '\. 'I..'vvv" .......... '\1\,'\..'\o 'V\,'V\,'\I\,'V\.r,,'\..'\. '\,'V'I.V\.~'/\''V\.'\'''' '\IVVV\,o'\l\lVVl".... "\IV'VVVV\..'V'VV\, 'VV\IVVV\I'VV'V 'VVVVV'\IVV'\IV- 'VVVVVVV'VVV\. 

• b .... "".Abach.. • b.""",,,. 8ach ... w. 1 I 1 
Forts. i:!!~~H~!!~~!~h!~ _______ 1I:!!~~~H~!h~!~~:Y!!'!!- n~Q2._!.g2 n222._!.2Z~ _n§2._!.~12 -!.2Q~r~<,m _!.2~!.rUH -~!'!!Q _~1E _n2§ _EQl _~H2 _~2n 
ue1 l' b.lle:l'i".S~g&.kap·.! I • 

9-b.Korr.d.El.qenkap. 0, 163 354, 577 834 1132 14741 1866 
Real. Gewinn 24161 26081 28181 3043 3287 3550 3838 4147 
","p._ 13274 13274 14601 14601 16061 '16061 1766817668 1943419434 21377 21377 23515 23515 "'2~58:::6'"'6,j2=586==-6 
Erhaltg. Akti!:hluß-Bila;:ss!va 2.:.:~ !.:.i!h!: ~ ~ ~ ~ !d!!!!. ~ ~ 
(RK) Sech-Vermögen Eigen-Kapital 15257 0 16783! 1633 18461: 3542 20307; 5766 223381 8344 24572111318 27029114739 29 32116.64 3. 0, 12J1,1 

Fin.-VerDlÖst,n Fremd-Kaoital 015257 0'15150 0:14919 0 1 14541 0 113994 0"3254 °112290 0111068 01 9554 
1525715257 16783'16783 18461'1e461 20307'20307 22338!22338 24572!24572 27029.27029 2 ".,2~fJ2 ,3.05j"'0, 

tvv"",,,,,,.v.I'vVV\."V\lVVVVVvvvvvvvvv,,,v,,,,,,vvvvvvvvVVVVVV\lV'I,,'\IVVV\, '\IVV\.'\.'V\,'V\,'V\o '\I\o'V\.'\..'",',,'\,v,,'\, ~~~~·VV,,'\I\I\,",,"I,,'\.. 'VV\IVV\.o'\lVV\o'\, 'VV\.'V\I\,'\..'V'\I\I\, "VV\lVV"'VV, .. V\, "VV\IVV\IVV\I\'\, 'V\IV\IV\IVV\I' 

r-b.Korr.d.Ab&chr. r-b.Korr.d.Sach-Verm. I I 
Forts. 'l:!!~~~~~~~~!~h~~ ______ _ '11:!!!~!!!~!~!S!!:Y!!'!'· __ ~Q2._m§ __ 2§L!m _m2~_!21§ _!29~+_~9n _12~l+_~m _mQ _~!~2 _m~ _~29~ _~2~~ _~m 
b • r-b.Xorr.d.E1genkap. 1 I I 
el g-b.Korr.d.Eigenkap. 1526, 1678 1846 20311 2234 2457 2703 2973 

Subst. Gewinn 890, 1093, 1326 1589 1887/ 2225 2609 3040 
Kap _ 13274,13274 14601,14601 16061 16061 17668!17668 1943419434 21377 21377 23515 23515 :;2f58;;6~6+'2~58;;;6~6 

• Schluß-Bilanz 
Erhaltg. Aktiva Passiva ~ .!.:l!h!. ~ _ ~ !:.:!!h!. ~ §.d!!!!: ~ ~ 
(SK) Sach-Ve11llÖgen Eigen-Kapital 15257 0 16783; 1633 18461, 3542 20)071 5766 2233818344 24572111318 27029114739 29732118664 J27051"151 1 

Fin.-Ve11llÖgen Fremd-Kapital 015257 0'15150 0!l4919 0!14541 0113994 0113254 0112290 0111068 01 9554 
1525715257 1676316783 18461 18461 20307,20307 22338,22338 24572124572 27029127029 2973Z,29732 J~7051J<'0'1 



~ 
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VI. Zusammenstellung der Abschlußrechnungen eines gemischtfinanzierten Betriebes (GF) 
bei l-jHhrigem Reinvestitionsturnus (1T) 
ohne Inflation (oQ 
mit Realpreissteigerung (mR) der SV-GUter von 5 % im 2. Jahr 

Auszahl!:!!!2s-Einzahlun5!s-Rechnun5! 
.!..d!!!!. 2.Jahr 3.Jahr 4.Jahr ?.d!!!!. ~ ~ ~ Basis Auszahlungen Einzahl ungen 

der Auszahl. f. Verbrauchsg. I Einzahl. a • Produkten 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 3814 10680 '3814 10680 
" f.FK-Zinsen I " a. FV-Zinsen 700 0 700 0 718 0 732 0 743 0 750 0 753 0 753 0 

folgend. "f.FK-Tilgung .. a.FK-Aufn. 0 0 0 254 0 203 0 153 0 102 0 51 0 0 0 0 

Abschl.- " f .Gebrauchsg. 5086 5340 5340 5340 5340 5340 5340 5340 
.. f • En tnahrnen 1080 1080 1011 947 885 827 773 773 

Rechng. Fin. -Verm.a.Ende d.J. I Fin.-Verm.a.Anf.d.J. 0 0 01 0 0 0 0 0 01 Q 0 0 0 0 0 0 
10680 10680 10934 10934 10883 10883 10833 loB33 10782 10782 10731 10731 10680 10680 10680 1068Ci 

Gewinn- und Verlust-Rechnung 
Aufwand Ertrag 

Aufwand f. Verbrauchsg. .I. Ertrag a. Produkten 3811110680 381:J 10680 381W0680 3811.110680 38IW0680 381:f06B0 381~! 10680 3811f0680 
N f.FK-Zinsen "a.FV-Zinsen 700 0 700 0 718 0 732 0 743 0 750 0 753 0 753 0 

A. f.Abschr. v.Gebrauchsg. 50861 5086 5137 5187 5238 5289 53401 5340 
'vvVVVVV\lVVV\lVVVV\I\/V'VV'V\/\I\,o'VV\lV\lVVVVVV\'\.'\.'\.'V\,.'V\l'\' 

~~~'\. 
'\.'V\IV\I\.'\.'\.'V'\..'\. 'VVVVVVVVVV' 'VVVV\.'\.'VV'\..'\I\. 'V\,.'\..'\,'\.'V\.'V'\,'V\. ~~ '\I\.'\.'V\/\,'\.'V\/\/\, 'V\,'\."I,I'VI..'\.'\.'\.'\.'\.. 

Forts. Gewinn I 10801 1011 1 947
1 

885
1 

827 [ 
773

1 
773

1 bei 10680110680 10680 110680 10680 10680 10690 10680 10680 10680 10680110680 10680 10680 10680 10680 
Schluß-Bilanz 1 

~ .!..d!!!!. ~ ~ 4.Jahr ?.d!!!!. ~ ~ 8.Jahr Nomin. 
sach~:!:gen ! Li9::~;!;~tal 1586715257 Kap.- 1525] 5257 1525] 5257 155111 5257 1571~15257 1596~15257 1602~1 5257 1602~1: 5257 1602~1: 5257 

Erhaltg. Fin. -Ver~en 1 Fr.md-Ka~ital o 10000 0 10000 0110254 o 10457 o 10610 o 10712 o 10763 o 1076 o 10763 

(NK) 15257[15257 15257115257 15511[15511 15714[15714 1586711g867 15969[15969 16020116020 16020116020 1(,020116020 

!"VVVVVVVV, 'VVVV\IV\IVVVV\'V\I\,'VVVVVV\,"I,I'VI..'VVII'V\.'\I'VV\..'V\,'V\,'\IV\I\,'\.'V\I\, 'V\,'V\,'\.'V\I\,'\.'V'V 'VVV\/'\,'\.'\.'V\,'\.'\. 'V\I\,'V\,'V\,VV\,'\. "V\;'\.'\.'\.'\.'\.'V\,'\.'I,. 'VV\,'\.'\.'\.'\.'VV\,'\. ""-'VVVVVVV'-~ '\.'\.'\/\,'\.'\.'\,'VV\..'\. 'V\,'\/,VVV\I\,'\.'\."" 

b.Uc::. d.kbschl. 1 b.IEca.d.Sach "clm. I 
-----t-----Forts. 2:~.:.~!!.:.~.:.~!~h!!. ______ _ 2:~ .:.~!!.:. ~.:. ~~~~:Y~f1!I' -:::t----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- -----

bei l b.noa.d.Bigcnltap. 
g-b. Ko·rr. d.Eigenkap. 

10111 Real. Gewinn 10BO 947 885 827 773 773 

Kap.- 10680 110680 10b80 10680 10680 110680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 
Schluß-Bilanz 

Erhaltg. Akti va Passiva ~ ~ 2.Jahr 3.Jahr ~ ?.d!!!!. ~ ~ ~ 

(RK) Sach-Vermögen Eigen-Kapital 
1525J 5257 I~J; 1551~15257 1571~15257 1586:1 5257 1596~1 5257 1602~1 5257 1602~15257 1602:1 5257 

Fin. -VermöQen Fremd-Ka..J?j.tal o 10000 0 I 0 1025~ o 10457 010610 o 10712 o 10763 o 10763 o 10763 
15257115257 1525715257 15511115511 15714115714 15867115867 15969115969 16020! 16020 16020116020 16020116020 

""""""-'VVVI '\.'VV\IV\..'\IVV\I'V\,'\/'V\A.VV\''V'!..'\.'\.'VV\..'\/V\.'V\,.'VV\.o''I,I'VI..'V'!..'\.'\.'V\.'V\.'\. '\."\I\I\,'\IVVl,/\,,'V\. '\.'\."V\,'\.'I,.'\.'V\,'\.'\. '\.'\.'V\,'\.'\.'V\,'\.'\.'\. 'V\,'\.'V\,"I,I'VI..'\.'V\, 'V\.'\.'\.'\.'\.'\.'\.'\.'\.'\. '\I\I\.'V\,'\I\I\.I\.'\.'\. '\.'\IV\II..'V\,'V\,'V\, '\.'\.V\/\,'VVI.I\..'\.'\. 

r-b. Korr. d.Abschr. r-b.Korr. d.Sach-Venn. 

----+----
254 763 

--~~l---- --~~l----
102 51 

Forts. 9:~.:.~2!!.:.2.:.~!~!!!! ______ _2:~.:.~~!!.:.2!.§~~~:y~!:!!! . ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- ----- -----
bei r-b. Korr. d. Eigenkap . 763 

g-b. Korr. d. Eigenkap. 

8081 Subst. Gewinn 080i 826 
794

1 
783 776 773 773 

Kap. - 10680110680 11443 11443 10680110600 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 10680 
Schluß-Bilanz 

Erhal tg. Aktiva Passiva ~ ~ ~ 3.Jahr ~ ?.d!!!!. ~ ~ ~ 

(SK) 
Sach-Vermögen Eigen-Kapital 

1525:1 5257 1525:1 5257 1602:1: 5766 1551 ~15054 1571:1 5104 1586:1 5155 1596~1 5206 1602~1 5257 1602~1: 5257 

Fin. -Vermögen Fremd-Kapital o 10000 o 10000 o 10254 o 10457 o 10610 o 107 2 o 1076] 0 10763 o 10763 

_. 
~ ~ ---_._---- - -

15257115257 15257[15257 16020116020 15511115511 15714115714 15867115867 15969115969 16020116020 1602011602"-. 



~ 

'" CIO 
VII. Vorschlag fUr die Abschlußrechnungen eines gemischtfinanzierten Betriebes (GF) 

bei 1-jl:lhrigem Reinvestitionsturnus (lT) 
(Die Entnahmen sind bei mit Inflation (mQ von 10 % p.a. 
allen Abschlußformen gleich) mit Realpreissteigerung der SV-GUter von 5 % im 2. Jahr 

Abschluß-

Rechnung 

in 

üblicher 

Farn> 

d.h. 

Auszahlungs-Einzahlungs-Rechnung 
Auszahlunien Einzahlun2en 

Auszahl. f. Verbrauchsg. Einzahl. Cl. Produkten 
f. FK-zinsen a.FV-Zinsen 
f. FK-Tilgung a. FK-Aufn. 
f. Gebrauchsg. 
f. I:.ntnahmen 

Fin.-Ve~a.En_de d.J. Fin. -Ver1Jl.a.!_~f. d.J. 

Gewinn- und Verlust-Rechnung 
Aufwand Ertrag 

Aufwand f.Verbrauchsg. I Ertrag a.Produkten 
Bilanz "LFK-Zinsen I .. a.FV-Zinsen 
mit An- A.f.Abschr.v.Gebrauchsg.! 

1.Jahr 

4i 9'5:Ti74ä 
700 0 

70: 0 

5595 i 
11881 

1l74~! 1l74~ 

4195: 11748 
700 1 0 

5086 1 

2.Jahr --
4615 j 12923 

695: 0 
0' 155 

6461 1 

1307-
0' 0 

13076! 1)076 

4615 i 12923 
695 

5187 1 

- "\I\IV'VVV\,·V\/vv·vvVVV\"V\i·\I\,'\,·\/V~'\,'\,'V\/\I\"vvVVV"'VI."V\.~..'\,V,,'\, 'I ·vvV\,o' .. ·"·,,"\,V\,~,, f '\I\.·\lI .. ",,·,,',/' .. -~""',, 
schaffungs- l3ewinn 1767 2426 ' 

prel.Sen ~ 1174811748 12923 12923 

3.Jahr 

~15 
706 1 0 

0 21 
7106 
1346 

0 0 
14236 114236 

5076 14215 
706 

5463 ! 

2970 
14215 '14215 

4.Jahr 

5584! 15b37 
707 

141 : 
7818 
1387' 

0' 0 
15637115637 

- 5564115637 

5~~; I 0 
.\I\I\ .. \ .. \I\I .... '\o'\o.;.~~ 

3479 ! 
15637 115637 

~ 
6142117200 

698! ·0 
335 

8600 1 
,.251 

01 0 
17200 ' 17200 

6142 117200 
698 1 0 

64141 
'\o'\o' .... '\o'\o'\o'\o'\,'\o'\o'\. 

l;;~i 17200 

und Schluß-Bilanz! O.Jahr ~'Jahr 
Aktiva Passiva I -- --

Sach-vermögen Eigen-Kapital; 152571 5257 157661 5836 

I i 
Fl.n.-Vermögen I Fremd-Kapital 11525~: !~ 

Ge",inn 

It. NEK 

2.Jahr I 3.Jahr ~ 
170401 6955 1866S~ 8579 20636 r 10671 

o 10085 0 10106 0' 9965 
17040 17040 18685 18685 20636120636 

~ 
15766,15766 

~ ~ 

6~;~ 11892~ 7432120812 
635 0 

56. 833 0 
9460 10406' 
1465 15061 

0 0 01 0 
18920 18920 20812'20812 

67. 
7116 

'\I\o'V\ll,.'V\I\I\o'\o-~ ..... '\,,\O'V\l\l\o'V\ll,.,\O 

1::~~! 18920 
4856 1 

20812 120812 

8.Jahr 

8176122893 
576' 0 

1037
1 

0 
11447 

1657 
0 0 

22893 22893 

817612i1fgj 

5761 0 
8678 

'VVV\IVVVI.I" .. -,,'\o 

5463 
22893 22093 

8.Jahr 

30452123256 

3045~13~!~~ 
'\,'\,'\o .................. '\o'V .... '\,'VI,.'\o'VVV\,'\I\oV\/VV .... 'VV\IV'\o'\f\.,'V\II,.'VII\I\,'V\II,.'VI,. ..... '\o'\o '\,'\o .... '\1\0 ........... '\o'\o'\o'\. 'VI,. ........... -.. "~ ...... "~'V\,...... '\I\o·VI,l·VI.'VV .......... ,\O '\I\o'\lVl,,'\,'V'I.'V'I....... 'VVVV'V\.'\o'\,'\., .......... 
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Aufgrund der hohen Eigenkapitalquote stehen die meisten landwirtschaftlichen Unternehmen 
im Bundesgebiet gegenwörtig nicht vor existenzbedrohenden Finanzierungsproblemen. Im 
Durchschnitt betrögt die Eigenkapitalquote nach den Zahlen des Agrarberichtes gegenwärtig 
etwa 73 %. Setzt man Boden - entgegen der Bewertung im Agrarbericht zu Ertragswerten -
mit dem Verkehrswert an, so ergibt sich gar eine durchschnittl iche Eigenkapitalquote von 
feilst 90 %. Nach den Zahlen des Agrarberichts hat sich die Eigenkapitalquote in den vergan
genen 10 Jahren nicht wesentlich verschlechtert. 
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Die Eigenkapitalquote im gewerblichen Bereich betrClgt im Bundesdurchschnitt nur etwa 24 %. 
Die hohe Eigenkapitalquote in der Landwirtschaft verdeutlicht schon, daß die Mehrheit der 
landwirtschaftlichen Unternehmen nicht vor unlösbaren Kapitalbeschaffungsproblemen steht; 
und das, obwohl der Arbeitsplatz landwirtschaftlicher Unternehmen im Durchschnitt mit weit 
höherem Kapitaleinsatz ausgestattet ist als ein gewerbi icher Arbeitsplatz. 

Mit dem gestiegenen Kapitalbedarf in der Landwirtschaft ist auch der Fremdkapitaleinsatz 
- absolut gesehen - gestiegen. Diese Entwicklung hat Finanzierungsfragen in landwirtschaftl i
chen Unternehmen zunehmend in den Vordergrund geruckt. Zunehmend hClngt der Erfolg land
wirtschaftlicher Unternehmen erheblich vom richtigen Kapitaleinsatz und von der richtigen 
Kapitalbeschaffung ab. 

Oberbl ick uber aktuelle Finanzierungsprobleme 

Im folgenden werden die wichtigsten gegenwClrtigen Finanzierungsprobleme landwirtschaftl i
cher Unternehmen dargestellt und LösungsvorschlClge gemacht. Ausgehend von den finanz
wirtschaftlichen Zielen kann man die Finanzierungsprobleme in drei Grup.pen aufteilen: 
a) Probleme der finanzwirtschaftl ichen Stabil itClt 
b) LiquiditCltsprobleme 
c) Probleme der Finanzierungskosten. 

Am hClufigsten bereitet die Erhaltung der finanzwirtschaftlichen StabilitClt Probleme. Nicht 
wenige landwirtschaftliche Unternehmen sind durch mangelnde Eigenkapitalbildung auf die 
Dauer in ihrer ExistenzfClhigkeit gefClhrdet, obwohl sie gegenwClrtig noch eine gesunde Eigen
kapitalausstattung haben. Zu dieser Gruppe der aufgrund mangelnder Eigenkapitalbildung 
existenzgefClhrdeten Unternehmen durfte etwa jedes vierte landw irtschaftl iche Unternehmen 
in der Bundesrepubl ik gehören. Etwa 25 % der landwirtschaftl ichen Unternehmen haben nach
haltige Eigenkapitalverluste zu verzE!lichnen. 

Probleme bezugl ich der finanzwirtschaftlichen Stabil itClt können auch bei Unternehmen mit 
guter Eigenkapitalbildung auftreten. Gerade in ertragsstarken, expansiven Unternehmen tau
chen oft StabilitCltsprobleme auf, wenn das betriebliche Wachstum schwerpunktmClßig uber 
Fremdkapital finanziert wird. Auch erfolgreiche Pachtbetriebe stehen oftmals vor StabilitClts
problemen. 

LiquiditCltsprobleme im Sinne der GefClhrdung der ZahlungsfClhigkeit sind gegenwClrtig in der 
Praxis noch selten, da den Landwirten aufgrund des vorhandenen Grundbesitzes weitreichen
de Kreditmögl ichkeiten zur Verfugung stehen und sie ihren Kreditspiel raum nicht ausgeschöpft 
haben. 

Allerdings haben LiquiditCltsprobleme bereits in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. 
Dieser Trend wird sich in den kommenden Jahren fortsetzen, und zwar aus folgenden GrUn
den: 
a) Der Kapitalbedarf der meisten intensiv bewirtschafteten Unternehmen wClchst schneller als 

der am Bodenwert orientierte Verkehrswert und damit auch die Beleihungsgrenze . 
b) Bei den Banken geht die Tendenz dahin, neben der dinglichen Sicherheit die Kapital

dienstfähigkeit als zentralen Beurteilungsmaßstab fUr landwirtschaftliche Kredite heranzu
ziehen. 

c) Der Pachtlandanteil dUrfte weiter zunehmen. 

Das Teilziel nach mögl ichst kostengUnstiger Finanzierung stellt die landwirtschaftl iche Praxis 
immer wieder vor schwierige Entscheidungen. Das gilt insbesondere fUr Unternehmen, die mit 
hohem Fremdkapitalanteil wirtschaften. Die Vielzahl der Finanzierungsmögl ichkeiten ist fUr 
den Laien nur noch schwer Uberschaubar. Es ist deshalb nicht erstaunlich, daß die hClufigsten 
Finanzierungsfehler der Praxis den Bereich der Finanzierungskosten betreffen. 
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2 Finanzierungsprobleme von Unternehmen mit hohem Fremdkapitalanteil 

- eine Beispielsanal~ -

Finanzierungsprobleme nehmen mit wachsendem Fremdkapital zu. Die typischen Finanzierungs
probleme von landwirtschaftlichen Unternehmen, die mit hohem Fremdkapitalanteil wirtschaf
ten, sollen am Beispiel von etwa 500 Unternehmen in Westfalen-Li ppe cIorgestell t werden. Es 
handelt sich um Unternehmen, die von der Landwirtschaftlichen Unternehmensberatung West
falen-Lippe GmbH (LUB) in den Jahren 1969 bis 1976 analysiert worden sind. Die LUB ist 
eine Gemeinschaftseinrichtung der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe, der Westdeut
schen Genossenschafts-Zentralbank eG und der Westdeutschen Landesbank. Die LUB ist auf 
die Analyse und Beratung von Unternehmen, die mit hohem Fremdkapitaleinsatz wirtschaften, 
spezial isiert. 

Typisch fUr die von der LUB untersuchten Unternehmen sind nicht nur hohe Verbindlichkeiten, 
sondern me istens auch gleichzeitig nachhaltige Eigenkapitalverl uste. Es handel t sich also um 
eine negative Auswahl. Die nachfolgenden Kennzahlen sind nicht repr1:lsentativ fUr Unterneh
men mit hohem Fremdkapitalanteil. Die Praxis beweist, daß Unternehmen mit hohem Fremd
kapital durchaus erfolgreich sein können. 

Einen Überbi ick uber Anzahl, Größe und Fremdkapital der erstmal ig durch die LUB analysier
ten Unternehmen gibt Übersicht 1 . 

Die Übersicht zeigt, daß die untersuchten Unternehmen ihren Kreditspielraum, gemessen an 
der Beleihungsgrenze, bereits weitgehend ausgeschöpft haben. Die Verbindlichkeiten pro ha 
sind nahezu dreimal so hoch wie im Durchschnitt der bundesdeutschen landwirtschaftlichen 
Unternehmen. Die Uberwiegende Zahl der analysierten Unternehmen hatte bereits akute Li
quidit1:ltsprobleme. Solche Liquidit1:ltsengp1:lsse und mangelnde Kreditbereitschaft der Banken 
waren zumeist auch der Anlaß fUr die Unternehmensanalyse durch die LUB. 

Auff1:lllig ist der hohe Anteil der kurzfristigen Verbindlichkeiten, der z.B. bei den im Jahre 
1976 analysierten Unternehmen 49 % der Gesamtverbindlichkeiten ausmachte. Damit ist der 
Anteil der kurzfristigen Verbindlichkeiten doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt. Etwa 
50 % der kurzfristigen Verbindl ichkeiten sind Lieferantenkredite . 

Die hohen kurzfristigen Kredite - und insbesondere die Lieferantenkredite - sind ein Indiz da
fur, daß bei knapper Liquidit1:lt oftmals sehr teuer finanziert wird. Typisch ist das Ausweichen 
vom Bankkredit auf den teureren Lieferantenkredit, wobei zur Erweiterung des Kreditspiel
raums oft mit vielen Handelsportnern gearbeitet wird. Ein Vergleich der Finanzstruktur der 
von der LUB analysierten Unternehmen mit der Finanzstruktur des landwirtschaftlichen Bundes
durchschnitts-Unternehmens verdeutl icht die anstehenden Finanzierungsprobleme hochbelaste
ter Unternehmen (siehe Übersicht 2) . 

Die Erfahrungen der LUB zeigen, daß Unternehmen mit hohem Fremdkapitalanteil saniert wer
den können. Die LUB konnte die Entwicklung vieler Unternehmen anhand von Verm!:igensuber
sichten, die im Anschluß an die erstmalige Analyse in den Folgejahren aufgestellt wurden, 
verfolgen. 

Von den 44 Unternehmen, die sich nach der Erstanalyse im Jahr 1972 zu j1:lhrlichen Vennö
gensUbersichten entschlossen hatten, haben 19 bis heute eine positive Entwicklung gehabt. 
Ein Vergleich der zusammengefaßten Bilanzen dieser 19 Unternehmen fUr 1972 und 1976 zeigt 
die positive Entwicklung der Finanzstruktur (siehe Übersicht 3) . 

Die Eigenkapitalquote konnte von 50 % auf 66 % verbessert werden. Allerdings muß fUr die 
Interpretation der Zahlen darauf hingewiesen werden, daß teilweise Boden, der zum niedri
gen Ertragswert bewertet ist, verkauft wurde. Bei 11 der 19 Unternehmen trugen Landverk1:lufe 
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Übersicht 1: Fremdkapitaleinsatz in den von der LUB analysierten Unternehmen 

Anzahl der (J Betriebsgrö6e Verbindlichkeiten (in DM) Verbindlichkeiten Zinsbelastung 
Jahr Unternehmen ha insges. davon kurzfr. je ha LF (in DM) je ha LF (in DM) 

1969 116 31 151.590,-- 71.610,-- 4.890,-- 362,--

1970 136 34 187.000,-- 76.500,-- 5.500,-- 540,--

1971 93 42 212.100,-- 92.360,-- 5.050,-- 493,--

1972 90 40 208.800,-- 106.600,-- 5.220,-- 430,--

1973 94 39 220.120,-- 69.239,-- 5.658,-- 542,--

1974 115 40 256.400,-- 99.467,-- 6.410,-- 615,--

1975 8011 41 300.940,-- 157.030,-- 7.340,-- 710,--
i) 

1976 52 41 318.980,-- 154.980,-- 7.780,-- 640,--

1) Der Rückgang gegenüber den Vorjahren ist auf die Einführung einer Gebührenpflicht zurückzuführen 

Quelle: Landwirtschaftl iche Unternehmensberatung Westfalen-Lippe GmbH. 

Eigenkapitalver-
lust je ha LF (in DM) 

476,--

664,--

534,--

647,--

639,--

786,--

no,--
765,--



Übersicht 2: Horizontaler Bilanzvergleich von Unternehmen mit hoher Fremdkapitalquote 
mit Durchschn i ttsunternehmen 

Zusammengefaßte Bilanz der LUB-Unternehmen fUr 1976 1) 

Aktiva 
DM/ha LF in % 

Passiva 
DM/ha LF in % 

Boden und Gebäude 4.501 47 Ei genkapi ta 1 7.057 73 
Vieh 2.166 22 Fremdkapital 2.558 27 
Maschinen 1.353 14 davon lang-
Umlaufvermögen 1.595 17 und mittelfr. 2.039 

kurzfr. 519 

9.615 100 9.615 100 

Zusammengefaßte Bilanz des landw. Bundesdurchschnitts-Unternehmens fUr 1975/16 2) 

Aktiva Passiva 
DM/ha LF in % DM/ha LF in % 

Boden und Gebäude 4.714 42 Eigenkapital 3.435 31 

Vieh 2.655 24 Fremdkapital 7.780 69 

Maschinen 1.475 13 davon lang-
Umlaufvermögen 2.371 21 und mittelfr. 4.000 

kurzfr. 3.780 

11. 215 100 11. 215 100 

1) Quelle: Landwirtschaftliche Unternehmensberatung Westfalen-Lippe GmbH. Die Be
wertung erfolgte entsprechend den Wertansl:itzen des Agrarberichtes 1977. 

2) Quelle: Agrarbericht 1977. 

zur Sanierung bei. Im Durchschnitt der 19 Unternehmen wurden 4 ha je Unternehmen ver
kauft. Erfreul ich war der starke RUckgang der kurzfristigen Verbindl ichkeiten, der auch als 
Beratungserfolg gewertet werden kann. 

3 Probleme der Erhal tu'l9..ger finanzw i rtschaft I ichen Stab iI itl:it 

3.1 Unzureichende Eigenkapitalbildung 

Zentrale Stabil itl:itsprobleme landwirtschaftl icher Unternehmen sind heute eine angemessene 
Eigenkapitalbildung und die Aufrechterhaltung bzw. Wiedererlangung einer gesunden Eigen
kapital quote. 

Die gleichen Probleme haben in verschl:irfter Form gewerbliche Unternehmen. Im gewerbl i
chen Bereich ist die durchschnittl iche Eigenkapitalquote von 42 % im Jahre 1956 auf 24 % 
im Jahre 1974 zurUckgegangen. 
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Übersicht 3: Vertikaler Bilanzvergleich erfolgreicher Unternehmen mit hoher 
Fremdkapitalquote 

Zusammengefaßte Bilanz von 19 LUB-Unternehmen fUr 1972 und 1976 

Aktiva Pass i va 

DM/Unternehmern DM/Unternehmen 
1972 1976 1972 1976 

Boden 106 304 92 646 Eigenkapita 1 174 075 242 627 

Gebäude und 
Maschi nen 144 388 158 205 Fremdkapita 1 174 069 126 046 
Vieh 72 112 83 781 davon 

mitte 1- und langfr. 
Umlaufvermögen 25 340 34 041 kurzfr. 

348 144 368 673 348 144 368 673 

Quelle: Landwirtschaftliche Unternehmensberatung Westfalen-Lippe GmbH. Die Bewertung 
erfolgte - mit Ausnahme des Bodens, der mit dem 2, 65-fachen des Hektarwertes be
wertet wurde - zu Zeitwerten. Die durchschnittl iche Eigentumsfltlche betrug im 
Jahr 1972 32 ha und im Jahr 1976 28 ha. 

Die Gefahr eines Rückgangs der Eigenkapitalquote besteht auch im landwirtschaftlichen Be
reich. FUr Unternehmen mit derzeitig noch geringem Fremdkapitalanteil ist eine Verschlech
terung der Relation von Eigenkapital zu Fremdkapital zugunsten eines Wachstums uber Fremd
kapital unbedenkl ich. Bereits höher belastete Unternehmen soll ten eine nachhai tige Ver
schlechterung des Eigenkapitalanteils nicht hinnehmen. Bei Unternehmen mit hohem Fremd
kapitalanteil werden die Wachstumsmögl ichkeiten uber Investitionen durch die Höhe der Ei
genkapitalbildung begrenzt. 

In Zeiten schleichender Geldentwertung ist zur Erhaltung der Stabil ittlt eine Aufstockung 
des Eigenkapitals um die Preissteigerungsrate wUnschenswert, und zwar aus folgenden GrUn
den: 
a) zur Sicherung der realen Eigenkapitalerhaltung und 
b) zur Aufrechterhaltung einer gegebenen Eigenkapitalquote trotz teurer werdender Ersatz-

beschaffungen . 

Wenn bei Wtlhrungsstabil ittlt eine Eigenkapitalbildung von 0 schon nicht befriedigen kann, 
so gil t das erst recht bei schleichender Geldentwertung. 

Die Eigenkapitalbildung landwirtschaftlicher Unternehmen mUßte heute im Bundesdurchschnitt 
etwa 300 DM/ha LF betragen, wenn man von dem im Agrarbericht ausgewiesenen Eigenkapi
tal von etwa 7 000 DM/ha LF und einer Preissteigerungsrate von 4 % ausgeht. Auch bei Aus
klammerung des in dieser Zahl enthaltenen Bodenwertes durfte - sofern die Ubrigen Vermö
genswerte zu angemessenen Zeitwerten bewertet werden - ein Eigenkapital von 7 000 DM/ha 
LF der Größenordnung nach real istisch fUr den Bundesdurchschnitt sein. Die Tatsache, daß 
die im Agrarbericht ausgewiesene Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3 Jahre 
auch nur bei ca. 300 DM/ha I iegt, deutet auf die bestehenden Stabil ittltsprobleme hin. 

Die Notwendigkeit zur Eigenkapitalbildung ist besonders in Unternehmen mit hohen Dauer
schulden (= Kreditvolumen zum Zeitpunkt der niedrigsten Kapitalbindung) zwingend; denn 
ein Abbau von Dauerschulden Uber Eigenkapitalbildung erfordert eine Eigenkapitalbildung 
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von etwa 2 % der Dauerschul den. Bei einer Tilgung von 2 % zum Zeitpunkt der höchsten 
Verschuldung und bei Steigerung der Tilgung um die ersparten Zinsen in den Folgejahren 
kann eine Dauerschuld in einem Zeitraum von etwa 20 Jahren abgebaut werden. 

Vermehrte Gefahren fUr die StabilitHt landwirtschaftlicher Unternehmen sind zukunftig durch 
steigende Erbabfindungen zu erwarten. Die Anspruche der sogenannten weichenden Erben 
sind in den norddeutschen LHndern durch die neue Höfeordnung erhebl ich größer geworden. 
Aber auch das neue Ehe- und Famil ienrecht durfte neue Belastungen fUr landwirtschaftliche 
Unternehmen bringen. 

3.2 Mangelnde Kenntnis der ExistenzgefHhrdung 

BezUgl ich der finanzwirtschaftl ichen Stabil itHt I iegt ein Hauptproblem darin, daß eine Exi
stenzgefHhrdung durch ungesunde Finanzstruktur hHufig nicht oder nicht rechtzeitig erkannt 
wird. Die Ursache liegt meistens in der fehlenden BuchfUhrung. Nicht einmal 10 % aller 
landwirtschaftlichen Unternehmen fuhren BUcher. Ohne Buchfuhrung werden Eigenkapital
verluste oftmals nicht erkannt. Hierbei ist besonders auf verdeckte Eigenkapitalverluste 
durch Verbrauch der Abschreibungen hinzuweisen. Typisch fUr diese Unternehmen sind 
schlechte GebHude und Maschinen bei fehlenden RUcklagen fUr Ersatzbeschaffungen oder 
gar Verbindlichkeiten. Hochverschuldete Unternehmen ohne Buchfuhrung haben nicht selten 
den Uberbl ick Uber die Verbindl ichkeiten und die Zinsbelastung verloren. Das gil t insbeson
dere dann, wenn hohe Kredite bei einer Vielzahl von Lieferanten bestehen. HHufig besteht 
auch Unkenntn is Uber die Höhe der Privatentnahmen . Es muß jedem Landwirt die Buchfuh
rung oder zumindest die Aufstellung einer jHhrlichen VermögensUbersicht empfohlen werden. 
Landwirten, die offenkundig mit nachhaltigen Eigenkapitalverlusten wirtschaften, sollte 
- sofern sie keine BUcher fuhren - nahegelegt werden, eine einmal ige Betriebsanal yse durch 
die Wirtschaftsberatung durchfuhren zu lassen. In Westfalen wurde im Jahr 1969 fUr derarti
ge Betriebsanalysen eigens ein Spezialberatungsdienst in Form der oben erwHhnten Landwirt
schaftlichen Unternehmensberatung Westfalen-Lippe GmbH (LUB) geschaffen. Zweck der 
Grundung war die Schaffung einer spezial isierten, anonym arbe itenden Beratungsgruppe jen
seits des Bankenwettbewerbs und jenseits der örtl ichen Wirtschaftsberatung . Der Beratungs
dienst hat seit seiner GrUndung etwa 800 Unternehmen analysiert. Uber das Ergebnis der Ana
lyse und Uber die Empfehlungen bekommt der Landwirt und - sofern der Landwirt seine Zu
stimmung gibt - die Bank einen schriftl ichen Bericht. Auch im Rheinland arbeitet seit eini
gen Jahren ein Hhnl icher Spezialberatungsdienst wie in Westfalen mit bestem Erfolg. 

Selbst bei vorliegenden JahresabschlUssen ist die Gefahr noch groß, daß Eigenkapitalverluste 
nicht erkannt werden. Ein Großteil der aufgeste 11 ten Jahresabschi Usse wandert nHml ich I eider 
ohne Bilanzanalyse in die Schublade. Die Hauptschuld dafUr liegt sicherlich beim Landwirt 
selbst. Aber oftmals interessieren sich auch Wirtschaftsberater und Banken noch zu wenig fUr 
die Jahresabschlusse. Zum Beispiel fordern nur wenige Banken vorliegende JahresabschlUsse 
von landwirtschaftlichen Kreditnehmern an. Sinnvoll wHre es zum Beispiel, daß - wie bereits 
in einigen BundeslHndern praktiziert - die Jahresabschi Usse im Rahmen der AuflagenbuchfUh
rung der kreditgebenden Bank zugeleitet werden. Wenn die Berater der Landwirte mehr Inte
resse an Jahresabschi Ussen zeigen, wird auch der Landwirt mehr Interesse daran haben. Die 
Buchfuhrungsauflage im Rahmen des einzelbetrieblichen Fl:)rderungsprogrammes wird von vie
len Landwirten als so nachteil ig angesehen, daß allein aus diesem Grund auf die Inanspruch
nahme staatlicher Mittel verzichtet wird. Die zustHndigen Stellen sollten allerdings dem 
DrHngen der Praxis nicht nachgeben und an der BuchfUhrungsauflage festhalten. 
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3.3 Probleme der Bilanzanalyse 

Die Analyse landwirtschaftlicher Bilanzen wird gegenwi:lrtig aus folgenden GrUnden erschwert: 
a) Bewertungsprobleme und 
b) Mangel an aussagefl:ihigen Kennzahlen zur Finanzstruktur . 

Bilanzanalysen und Bilanzvergleiche haben nur dann Aussagekraft, wenn die Wertansl:itze be
kannt sind. Besonders starke Bewertungsunterschiede gibt es heute bei Boden und Gebl:iuden. 
Die Verkehrswerte des Bodens Ubersteigen ein Vielfaches der in den meisten betriebswirt
schaftl ichen Bilanzen angesetzten Ertragswerte. Bei den Steuerb ilanzen hingegen I iegen die 
Wertansl:itze (= 8-faches der Ertragsmeßzahl) meistens Uber den tatsl:ichl ichen Verkehrswerten. 

Anzustreben ist ein einheitliches Bewertungsverfahren. FUr die Beurteilung der Stabilitl:it und 
Liquiditl:it ist der Verkehrswert am aussagefl:ihigsten; denn der Grad der Existenzgefl:ihrdung 
eines Unternehmens hl:ingt entscheidend vom Verhl:iltnis des Eigenkapitals bzw. Fremdkapitals 
zum Gesamtvermögen zu Verkehrswerten ab. Solange ein Unternehmen noch uber hohe freie 
dingliche Sicherheiten verfUgt, wird es ihm - auch wenn man das in manchen Fl:illen bedauern 
mag - gel ingen, Kredit zu bekommen. Eine Bodenbewertung mit Ertragswerten, Einheitswer
ten oder hypothetischen Werten ist fUr Finanzanalysen wenig hilfreich - ja, sie kann zu fal
schen Schlußfolgerungen verleiten. 

Es erhebt sich die Frage, ob man den zu vorsichtigen Verkehrswerten bewerteten Boden in 
die Bilanz aufnehmen oder aber nur in einer Nebenrechnung erfassen soll. Bislang stößt eine 
Bilanzierung des Bodens zu Verkehrswerten meistens auf Ablehnung. Der Hauptgrund liegt 
wahrscheinlich darin, daß eine Scheu vor dem Ausweis eines hohen Vermögenswertes besteht. 
Aber der hohe Vermögenswert ist die Realitl:it. Es soll naturlieh nicht verkannt werden, daß 
der Ausweis eines hohen Vermögenswertes und demzufolge eines hohen Eigenkapitals auch 
Gefahren in sich birgt. Betriebsleiter (und die Öffentl ichkeit) könnten ein zu optimistisches 
Bild Uber die Vermögenslage erhalten. Auf der anderen Seite wurde ein "ehrlicher" Vermö
gensausweis manchem Landwirt klarmachen, welche Vermögenswerte er durch nachhaltige 
Eigenkapitalverluste oder leichtfertige Kreditaufnahme aufs Spiel setzt. Eine Bewertung zu 
Verkehrswerten wUrde im Ubrigen eine weitere wUnschenswerte Harmonisierung mit der Be
wertung im gewerbi ichen Sektor bedeuten. Die Wertansl:itze mUssen an dem Prinzip der Vor
sicht orientiert sein. Richtschnur sollte der nachhaltig erzielbare Verkehrswert unter Außer
achtlassung kurzfristiger Wertschwankungen sein. Auch fUr die Ubrigen Aktivpositionen ist 
eine Bewertung zu Zeitwerten notwendig. In inflationl:iren Zeiten wl:ire es korrekt, die Zeit
werte fUr Gebl:iude und Maschinen von Wiederbeschaffungswerten abzuleiten. Schon bei 
einer geml:ißigten Preissteigerungsrate wird bei Bewertung zu historischen Anschaffungswer
ten die Vermögenslage falsch dargestellt. Dadurch wird ein Bilanzvergleich erschwert. FUr 
die Beurteilung der Finanzsituation benötigt die Praxis aussagefl:ihige Kennzahlen. Der Praxis 
werden eine FUlle von Kennzahlen angeboten, die oftmals wenig zusl:itzlichen Erkenntnis
wert haben. Man sollte sich auf wenige Kennzahlen beschrl:inken und fUr diese den Landwir
ten Erfahrungswerte vergl eichbarer Betriebsgruppen an die Hand geben. 

Die zentralen Beurteilungsmaßstl:ibe fUr die finanzwirtschaftliehe Stabilitl:it sind die Eigen
kapitalquote (= Relation zwischen Eigenkapital und Bilanzsumme) und die Höhe der Eigen
kapitalbildung . Analysiert werden sollte die Entwicklung der Eigenkapitalquote im Zeitver
lauf (vertikaler Bilanzvergleich) und die Eigenkapitalquote im Verhl:iltnis zu vergleichbaren 
Unternehmen (horizontaler Bilanzvergleich) . FUr einen horizontalen Vergleich der Finanz
struktur I iegen zur Zeit noch zu wenig aussagefl:ihige Erfahrungswerte vor. Kennzahlen zur 
Eigenkapitalquote im Vergleich zu anderen Unternehmen sind aufschlußreich. Ebenso aus
sagefl:ihig wie die Eigenkapitalquote selbst ist ihre nachhaltige Entwicklung im Zeitverlauf. 
Brauchbare Kennzahlen fUr eine optimale Eigenkapitalquote wird es nie geben - weder im 
gewerbi ichen noch im landwirtschaftlichen Bereich. Vom Standpunkt der Stabil itl:it her ge-
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sehen wCire eine 100 %ige Eigenfinanzierung ideal. Die Untergrenze fUr die Höhe des Eigen
kapitals I iegt bei Eigentumsbetrieben bei etwa 50 % des vorsichtig geschCitzten Verkehrswer
tes des Betriebes, weil bei Unterschreiten dieser Grenze die Gefahr von 111 iquidittlt wtlchst. 
FUr Pachtbetriebe Itlßt sich eine Untergrenze fUr die Eigenkapitalquote kaum markieren. 

3.4 Beratung existenzgeftlhrdeter Unternehmen 

Das Beratungsangebot fUr Landwirte ist vielftlltig. Existenzgeftlhrdete Unternehmen sollten 
eigentl ich den intensivsten Kontakt zur Beratung haben. Um so erstaunl icher ist es, daß oft
mals finanziell labile Unternehmen den geringsten Kontakt zur Offizialberatung und zur 
l}ank haben. Dafur gibt es mehrere GrUnde. Es besteht gerade im landwirtschaftl ichen Bereich 
eine Scheu, seine VermögensverhCiltnisse vor der Beratung und der Bank offenzulegen, auch 
wenn man deren Verpfl ichtung zur Verschwiegenheit kennt. Nicht selten wird sogar bewußt 
eine schlechte Finanzsituation verschleiert. Insbesondere Uber die Höhe der Lieferantenkre
dite werden der Berater und die Bank oft im unklaren gelassen. Typisch ist die Erfahrung der 
LUB, nach der etwa 70 % der analysierten Unternehmen sich nicht damit einverstanden er
kltlrt haben, daß das Ergebnis der Analyse der Wirtschaftsberatung mitgeteil t wird. 

Die GrUnde fUr den mangelnden Kontakt sind zum Teil auch bei der Offizial beratung zu su
ehen. Viele Berater beschCiftigen sich mehr mit erfolgreichen Unternehmen auf Expansions
kurs als mit den "schlechten". Diese Tendenz wird durch die starke Arbeitsbelastung der Be
rater mit Antrtlgen nach dem einzelbetrieblichen Förderungsprogramm verstCirkt. Die Antrag
steller sind wiederum meistens der Gruppe der erfolgreichen Unternehmen zuzuordnen. Hin
zu kommt noch, daß eine Investitionsberatung eine angenehmere BeratungstCitigkeit als eine 
Sanierungsberatung ist. Eine von der Rentabil itCit her gesehen mögl iche Sanierung über In
vestitionen verbietet sich meistens, weil die Verschuldung noch höher würde. Zudem fehlt 
oft die für eine "Flucht nach vorn" notwendige Betriebsleiterqualifikation. 

Wünschenswert wtlre eine verstCirkte und rechtzeitige Beratung der existenzgefCihrdeten Be
triebe. Dadurch könnten zahlreiche Unternehmen wieder auf eine gesunde Basis gestellt wer
den. Wünschenswert wCire auch eine systematische Anwendung der" Planung unter Unsicher
heit" in der Praxis; denn Stabil itätsprobleme sind die Folge von unsicheren Zukunftserwar
tungen. Theoretische AnsCitze zur Behandlung des Unsicherheitsproblems liegen vor. Die 
Übertragung auf die Praxis steht noch aus. In der heutigen Beratungspraxis wird die Unter
nehmensplanung mehr an Rentabilitäts- als an Stabilitätsgesichtspunkten orientiert. 

3.5 Stabil itCitsgefahren des Fam iI ienunternehmens 

Die finanzwirtschaftliehe StabilitCit von Familienunternehmen hängt oft von der Arbeitsfähig
keit einer Arbeitskraft, nämlich des Betriebsleiters ab. Am höchsten ist dieses Risiko in Be
trieben mit hohem Wirtschaftsgebäudebesatz - also vor allem in Futterbau- und Veredelungs
betrieben. Mit zunehmendem Investitions- und Kreditbedarf wird das Stabilitätsrisiko größer. 
Dieses Risiko muß in Investitionsentscheidungen - insbesondere auf Kreditbasis - einbezogen 
werden. Es muß verstärkt auf die Mögl ichkeiten zur Verminderung des Kreditrisikos durch 
Lebens-, Unfall- und Berufsunfähigkeitsversicherung hingewiesen werden. 

3.6 Weitreichende Kreditmöglichkeiten 

Die weitreichenden Kreditmögl ichkeiten der Landwirte sind grundsCitzl ich vorteilhaft. Sie 
bringen aber auch die Gefahr leichtfertiger Kreditaufnahme mit sich. Die Verantwortung 
für die leichtfertige Aufnahme von Konsum- und Substanzkrediten liegt in erster Linie beim 
Kreditnehmer, aber die Kreditgeber sollten leichtfertige Kreditaufnahme nicht unterstützen. 
Das gleiche gi! t für Kredite, die aus mangelnder Kenntnis ökonomischer Zusammenhänge be
antragt werden. Leider nutzen immer noch einige Kreditgeber Leichtfertigkeit und Unkennt
nis von Kreditnehmern aus. 
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4 Aktuelle liguiditätsprobleme 

IIliquiditöt droht einem Unternehmen erst dann, wenn alle Kreditmöglichkeiten ausgeschöpft 
sind. Die meisten Eigentumsunternehmen haben aufgrund der hohen dinglichen Sicherheiten 
gegenwörtig noch einen ausreichenden Kreditspielraum . 

Allerdings wird die Zahl der Unternehmen mit Liquiditötsproblemen sttindig größer werden, 
weil der Beleihungswert nicht proportional mit dem in einem Unternehmen investierten Ka
pital, dem Kreditbedarf und dem Kapitaldienst wächst. 

Der Verkehrswert und der davon abzuleitende Beleihungswert werden in der Landwirtschaft 
vor allem vom Bodenwert bestimmt. Hohe Investitionen in Geböuden und Maschinen erhöhen 
den Beleihungswert nicht entsprechend. Auch die Erhöhung des Viehbestandes und des Um
laufvermögens schiebt die Beleihungsgrenze nicht wesentlich hinaus. Deshalb werden Unter
nehmen mit hoher Veredelungsintensittit am ehesten Liquiditlitsprobleme zu erwarten haben. 

In Pachtbetrieben und Betrieben mit hohem Pachtlandanteil war schon immer die Erhaltung 
der Liquidittit ein besonderes Problem. Der Liquidittit mUSsen ebenso Eigentumsbetriebe mit 
bereits hoher Fremdkapitalquote besondere Beachtung schenken. Das gilt insbesondere fUr 
offenkundig mit Eigenkapitalverlust wirtschaftende Unternehmen; denn diese Unternehmen 
können nicht damit rechnen, Kredite in Höhe der Beleihungsgrenze zu bekommen. Die im 
Agrarkredit tätigen Banken sind immer weniger bereit, den Vermögensverzehr zu finanzie
ren - und das nicht nur im Interesse des Landwirts, sondern auch im eigenen Interesse -; 
denn am Ende solcher Substanzkredite stehen Not- und Zwangsverköufe, die gleichermaßen 
unerfreul ich fUr beide Seiten sind. 

4.1 Unsichere Einnahmen und Ausgaben 

Die Liquidittitsplanung wird dadurch erschwert, daß Einnahmen und Ausgaben in landwirt
schaftl ichen Unternehmen sehr hohen und unvorhersehbaren Schwankungen unterl iegen kön
nen. Deshalb ist eine Planung anhand von Durchschnittswerten oder gar optimistischen An
nahmen fUr liquiditötsknappe Unternehmen liußerst geflihrlich. Ein Unternehmen darf eher 
1 Jahr unrentabel als einen Tag illiquide sein! 

Liquiditötsknappe Unternehmen mUssen unbedingt einen detail I ierten monatl ichen oder zu
mindest viertel jlihrl ichen Finanzplan aufstellen. 

Ein solcher Finanzplan ist sehr arbeitsaufwendig. Zudem bleibt auch bei sorgftiltiger Erfas
sung aller Einnahme- und Ausgabepositionen der Aussagewert aufgrund unsicherer Erwartun
gen begrenzt. Das ist sicherlich ein Hauptgrund dafUr, daß laufende Finanzpläne nur von 
wenigen Unternehmen aufgestellt werden. Aber die Unsicherheit der Planung darf fUr liqui
ditötsbeengte Unternehmen kein Grund sein, auf eine Liquiditätsplanung gänzl ich zu ver
zichten. 

Unternehmen mit beruhigendem Kreditspielraum kommen mit einer groben Vorplanung anhand 
eines Geldvoranschlages oder anhand einer Berechnung der kurzfristigen Kapitaldienstgrenze 
und ihrer Ausschöpfung aus. 

Empfehlenswert ist immer eine Liquiditätsreserve. Sofern diese nicht in indirekter Form eines 
Kreditspielraumes besteht, sollten entsprechende Bankguthaben angestrebt werden. Die Un
terhaltung einer Liquiditötsreserve bedeutet zwar einen Verzicht auf Nutzung von Rendite
chancen längerfristiger Anlagen, aber die Liquidität hat Priorität vor der Rentabilität. 
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4.2 Höhe der kurzfristigen Kredite 

Probleme bereitet es in der Praxis, den optimalen Umfang der kurzfristigen Kredite zu be
stimmen. Nach der sogenannten goldenen Bilanzregel wäre es vertretbar, das gesamte Um
laufvermögen kurzfristig zu finanzieren. Für das landwirtschaftl iche Unternehmen ist es 
nicht ratsam, das gesamte Umlaufvermögen kurzfristig zu finanzieren. Bewöhrt hat sich die 
Faustregel, daß die kurzfristigen Kredite nur einen solchen Umfang haben sollten, daß sie 
wenigstens einmal im Jahr annöhernd abgebaut werden können. Diese Regel einzuhalten, 
bereitet den meisten landwirtschaftlichen Unternehmen keine Schwierigkeiten. Bei vorhan
denen Sicherheiten steht ein vielföltiges Angebot an mittel- und langfristigen Darlehen zur 
Auswahl. 

Engpösse bezügl ich der Versorgung mit genügend langfristigem Fremdkapital bestehen zuwei
len in Unternehmen mit geringem Kreditspielraum. Sie sind oft aufgrund mangelnder Kredit
bereitschaft der Banken gezwungen, auf kurzfristige Warenkredite auszuweichen. Die be
troffenen landwirte wünschten sich oft ein größeres Entgegenkommen der Banken gegenüber 
ihren Kreditwünschen . Solchen WUnschen zur Vergabe von Personal krediten werden die im 
Agrarkredit tötigen Banken eher entsprechen, wenn der landwirt seine Kapitaldienstföhig
keit durch Vorlage von Jahresabschlüssen nachweisen kann. Eine Umschuldung von kurzfri
stigen Krediten in langfristige hat nur dann dauerhaften Erfolg, wenn nach der Umfinanzie
rung der Kapitaldienst tatsöchl ich erbracht werden kann. Vor Umfinanzierung soll te das ge
prüft werden. 

Eine zu kurzfristige Finanzierung ist oftmals bei Investitionen in der Viehhaltung zu beobach
ten. Nicht selten wird nur das Geböude langfristig finanziert, wöhrend das zugehörige 
Vieh- und Umlaufvermögen ausschi ießI ich kurzfristig finanziert wird. 

Auch bei landköufen ist zuweilen eine zu kurzfristige Finanzierung zu beobachten. 

4.3 liquiditötserweiterung durch leasing und Bürgschaft 

In der Praxis sind Sonderformen der Finanzierung wie leasing und Bürgschaftskredit noch zu 
wenig verbreitet. Von den Möglichkeiten des leasing macht die landwirtschaft derzeit noch 
kaum Gebrauch. Es ist sehr begrüßenswert, daß die landwirtschaftliche Rentenbank zur Zeit 
die Einsatzmöglichkeiten des leasing in der landwirtschaft eingehend prüft. 

Wenig bekannt sind in der landwirtschaft offensichtl ich die Möglichkeiten der Kreditbesiche
rung über staatl iche Bürgschaften. Beze ichnend ist, daß das seit dem Jahr 1956 laufende 
Bürgschaftsprogramm des Bundes nur wenig in Anspruch genommen wurde. Aus dem Bereich 
der genossenschaftlichen Bankengruppe wurden in den 20 Jahren seit Einführung des Bürg
schaftsprogrammes nur 1 050 Antröge gestellt. 

4.4 Interpretation der Kapitaldienstgrenze 

Nicht selten wird in der Praxis die Kapitaldienstgrenze in der Weise falsch interpretiert, daß 
sie als Maßstab für die Festsetzung der Tilgungshöhe und damit der Kreditlaufzeit herange
zogen wird. Die kurzfristige Kapitaldienstgrenze gibt die maximale Kapitaldienstföhigkeit 
an. Der tatsöchl iche Kapitaldienst sollte mögl ichst niedriger sein, um eine liquiditötsreserve 
zu ermögl ichen. 

Für die Bemessung der Tilgungshöhe für Investitionskredite sollte von einer bewöhrten Finan
zierungsregel ausgegangen werden, die besagt, daß die Kreditlaufzeit der betriebsgewöhn
lichen Nutzungsdauer entsprechen soll te. Die nachhai tige Kapitaldi enstgrenze (Eigenkapital
bildung + Kreditzinsen) ist als Maßstab für die tatsöchl ichen Tilgungsmögl ichkeiten ebenfalls 
ungeeignet, denn sie unterschötzt die Kapitaldienstföhigkeit. Zusötzl ich zur Höhe der nach-
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haItigen Kapitaldienstgrenze stehen nHml ich die Abschreibungen fUr den Kapitaldienst zur 
VerfUgung, soweit sie nicht fUr Investitionen verwendet werden. Die nachhaltige Kapital
grenze ist als Maßstab fUr die maximale Belastung mit Zinsen und Tilgungen fUr Dauerschul
den anzusehen. Unter Dauerschulden sind Kredite zum Zeitpunkt niedriger Kapitalbindung 
in Gebtluden und Maschinen zu verstehen. Die nachhaltige Kapitaldienstgrenze ist weniger 
ein Liquiditöts- als ein Stabil ittitsmaßstab. 

4.5 Höhe und Ftilligkeit des Kapitaldienstes 

Darlehen an landwirtschaftliche Untemehmen werden gegenwtlrtig uberwiegend in Form von 
Abzahlungsdarlehen (Darlehen mit gleichen Tilgungsraten und abnehmender Zinsbelastung) 
gegeben. Es wtlre bei beengter Liquidittlt Uberlegenswert, anstelle von Tilgungsdarlehen ver
mehrt AnnuitHtendarlehen aufzunehmen, um in den Anfangsjahren einen geringeren Kapital
dienst zu erreichen. Diese Oberlegung sollte insbesondere bei langfristigen Darlehen fUr Ge
bHudeinvestitionen und fUr BodenkHufe angestellt werden. Solche Großinvestitionen stellen 
oft eine starke Liquidittltsbelastung in den Anfangsjahren dar. Die Tilgungsraten sollten bei 
GebHudekrediten allerdings so hoch sein, daß die Darlehnslaufzeit die Nutzungsdauer nicht 
Uberschreitet. Eine Tilgung von etwa 2 % im ersten Jahr zuzUg I ich ersparter Zinsen in den 
Folgejahren ist die Untergrenze. Eine positive LiquiditHtswirkung kann auch dadurch er
reicht werden, daß die FHlligkeitstermine fUr Zins und Tilgung auf den LiquiditHtsfluß des 
einzelnen landwirtschaftlichen Untemehmens im Jahresverlauf abgestimmt werden. 

4.6 AußerplanmHßige Tilgungen 

Bei guter LiquiditHtslage werden hHufig Darlehen außerplanmHßig getilgt. Eine vorzeitige 
Ruckzahlung von zinsgUnstigen Krediten (z.B. zinsverbilligte Darlehen) ist schon aus Renta
bilitHtsgrUnden nicht empfehlenswert. Aber auch bei normalverzinsl ichen Darlehen sollten 
außerplanmtlßige Tilgungen nicht voreilig erfolgen. Insbesondere Unternehmen mit begrenz
tem Kreditspielraum sollten anstelle außerplanmHßiger Tilgungen eine LiquiditHtsreserve auf
bauen. Das gilt insbesondere, wenn in absehbarer Zeit mit erneutem Darlehnsbedarf gerech
net werden muß, der eventuell mit der Zahlung eines emeuten Disagios verbunden wtlre. 

5 Probleme einer kostengUnstigen Finanzierung 

Kreditaufnahme ist von der RentabilitHt her gesehen dann sinnvoll, wenn der Kreditzins 
(nach Steuem) niedriger ist als die Rendite (nach Steuem) der mit dem Kredit finanzierten 
Investitionen und sonstigen Verwendungszwecke. Die Höhe des Kreditzinses bestimmt folg
lich die ZweckmHßigkeit von Investitionen, die WachstumsmtSglichkeiten und den Gewinn. 

5.1 Die Vielfalt der Finanzierungsmöglichkeiten 

Dem Landwirt stehen heute eine FUlle von Finanzierungsmöglichkeiten zurVerfUgung. Auf
grund des gegenwtlrtig niedrigen Zinsniveaus und des scharfen Bankenwettbewerbs sind die 
Chancen fUr eine kostengUnstige Finanzierung gut. 

Zunehmende Probleme bereitet es, aus der Fulle der Finanzierungsmöglichkeiten die richti
ge Alternative auszuwHhlen. BezUgl ich der staat I ichen Finanzierungsh ilfen beklagen Land
wirte immer wieder das komplizierte, bUrokratische Antrags- und Bewilligungsverfahren. 
Ebenfalls bedauert man vielfach die unUbersehbare Vielfalt der Förderungspragramme. Oft
mals wird aus Unkenntnis auf staatliche Finanzierungshilfen verzichtet. 

Um alle Ml:sgl ichkeiten staatl icher Förderungsmögl ichkeiten ausschöpfen zu können, mUßten 
der Landwirt bzw. seine Berater nicht nur die landwirtschaftlichen F6rderungsprogramme, 
sondem auch die wohnwirtschaftl ichen und gewerbi ichen kennen. Ein Uberbl ick ist nur noch 
dem Finanzierungsspezial isten mögl ich. 
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Auf die Inanspruchnahme von Förderungsmitteln verzichten Landwirte oftmals ganz bewußt, 
weil sie die damit verbundenen Arbeiten, Verpfl ichtungen 2iur Auskunftserteilung und Auf
lagen vermeiden wollen. Eine Vereinfachung der Antrags- und Bewilligungsverfahren wUrde 
seitens der Landwirte sehr begrUßt werden. Nicht nur bezUgl ich der staatl ichen Finanzie
rungshilfen ist die Übersicht schwieriger geworden. Denn neben den traditionellen Kredit
arten werden immer neue Finanzierungsalternativen angeboten, deren Beurteilung zum Teil 
sehr kompl iziert ist. Hierzu einige Beispiele: 

a) Kombination von ~etriebl ichen Darlehen mit einer privaten Lebensversicherung 
b) Bausparfinanzierungsmodelle mit Vor- und Zwischenfinanzierung und Tilgungsstreckung 
c) Kombination von Darlehen mit Geldanlagen 
cl) Leasing. 

Probleme bereitet der Landwirtschaft immer noch die richtige Einordnung der Wechselfinan
zierung . Die Praxis steht dem Wechsel meistens reserviert gegenUber. FUr eine preiswerte 
Finanzierung Uber rediskontföhige Handelswechsel bestehen in der Landwirtschaft noch unge
nutzte Möglichkeiten. 

5.2 Ermittlung von Effektivzinsstltzen 

Ein Kostenvergleich zwischen Finanzierungsformen wird durch die Vielfalt unterschiedlicher 
Kreditkonditionen erschwert. Bei Darlehen kann der Effektivzins erheblich von dem Nomi
nalzins abweichen. Der Unterschied ist besonders groß bei Anschaffungsdarlehen • Da die 
Berechnung des Effektivzinses oftmals kompl iziert ist, soll ten sich die Kreditnehmer von 
ihren Kreditgebern den Effektivzins nennen lassen. 

5.3 Hohe Kreditkosten bei niedrigem Eigenkapital 

Die Höhe der Kreditkosten ist unter anderem von den Kreditsicherheiten abhtlngig. Unter
nehmen mit geringem Eigenkapital haben deshalb oft relativ teure Kredite. Typisch ist ein 
hoher Anteil an kurzfristigen Bankkrediten und Lieferantenkrediten. 

Eine Umfinanzierung von Lieferantenkrediten und kurzfristigen Bankkrediten in Darlehen 
kann erheblich zur Senkung der Kreditkosten und zur Wiedererlangung einer Eigenkapital
bildung beitragen. Voraussetzung ist allerdings - wie oben bereits betont -, daß der Kapi
tal dienst fUr die Darlehen nicht durch neue kurzfristige Kredite erbracht werden muß, weil 
es an Eigenkapitalbildung mangel t. 

5.4 Fester oder variabler Zins 

Probleme bereitet oft die Entscheidung zwischen Darlehen mit festem oder variablem Zins. 
Darlehen mit festem Zins sind in Zeiten steigender Zinserwartungen teurer als solche mit 
variablem Zins. Ob eine feste Zinsvereinbarung vorteilhaft ist, höngt von der zukUnftigen 
Zinsentwicklung ab. Das Zinskostenrisiko ist - obwohl das zunöchst widersprUchl ich erschei
nen mag - bei variablem Zins niedriger. Denn ein variabler Zins paßt sich dem allgemeinen 
KostengefUge an. Das ist fUr den Landwirt bei sinkendem Zinstrend wichtig, denn bei sin
kendem Zins vermindern sich wahrscheini ich tendenziell auch die Renditen fUr die mit Kre
dit finanzierten Investitionen. Feste niedrige Zinsstltze unter Marktniveau (z. B. fUr öffent-
I iche Darlehen und Bauspardarlehen) sind selbstversttlndl ich immer vorteil haft. 
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6 Integrierte Investitions- und Finanzberatung 

FUr die Lösung von komplizierten Finanzierungsfragen braucht der Landwirt gleichermaßen 
den Rat von Fachberatern auf dem Gebiet der Betriebswirtschaft und der Finanzierung. Bei 
schwierigen Investitions- und Finanzfragen sind GemeinschaftsgesprClche zwischen Land
wirt, Wirtschaftsberater und Bankfachmann anzustreben. 

Die Beratung muß darauf abgestellt sein, dem Landwirt integrierte Problemlösungen anzu
bieten. Dazu gehört eine auf die betrieblichen Belange abgestellte Finanzberatung. Die im 
Agrarkredit tCltigen Banken sind aufgerufen, durch fachkundige Beratung zu einer betriebs
gerechten Finanz ierung landw irtschaftl icher Unternehmen beizutragen. 
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"Wir wollen nun überhaupt nicht auf die handelnden 
Menschen sehen, sondern nur auf die Gutermengen in 
deren Besitze: Wir wollen deren Veränderungen oder 
richtiger, eine gewisse Art ihrer Veränderungen be
schreiben, wie wenn sie sich automatisch vollzögen, 
ohne die Menschen, die dieselben tatsächl ich bewirken, 
weiter zu beachten." (SCHUMPETER, 1 Er) 
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Einleitung 

"Die Wendung der Theorie vom mechanisch-statischen 
System weg, dem eine unberechtigte Anwendung tech
nischer Gedankengtinge auf wirtschaftliches Geschehen 
zugrunde liegt, zur Dynamik hin wird eine Revolution 
des wirtschaftswissenschaftl ichen Denkens bedeuten. 

Wirtschaftswissenschaft wird eine Wissenschaft 
vom Menschen und von menschlichen Entscheidungen im 
gesellschaftlichen Raum werden, statt eine Wissenschaft 
von Gütern, Preisen und anderen objektiven Größen und 
ihren mechanischen Beziehungen." (PAULSEN, 14) 

Die Mehrzahl der heutigen Ökonomen wird die vorangestellten Zitate als die beiden Extrem
standpunkte wirtschaftswissenschaftlichen Forschens verstehen, zu denen das eigene Forscher
versttindnis mehr oder weniger tendiert. Die ökonomisch orientierten Vertreter sehen gerade 
in der durch Abstraktion von mensch I ichen Verhaltensweisen gewonnenen Klarheit der ökono
mischen Modelle den besonderen Erkenntniswert ihrer Theorien, wodurch sie allgemeingültige 
Aussagen über kompl iz i erte wi rtschaftl iche T atbesttlnde machen können. 

Den Nationalökonomen steht das Ziel einer allgemeingUltigen volkswirtschaftlichen Theorie 
vor Augen; die Betriebswirtschaft kann nicht auf die rationale Verhaltensweise des "homo 
oeconomicus" in den Programmplanungs- und Investitionsmodellen verzichten, wenn sie um 
optimale Lösungen betriebswirtschaftlicher Probleme bemuht ist. Die "reinen" Ökonomen neh
men einen geringeren Grad an Wirkl ichkeitsntihe zugunsten der dadurch erst mögl ichen Ein
fachheit und Allgemeingültigkeit ihrer Theorien in Kauf. 

DemgegenUber vertritt ein wachsender Teil der Wirtschaftswissenschaftler die Auffassung, daß 
das Verhalten der im Wirtschaftsbereich lebenden Menschen eine nicht zu vernachltissigende 
Größe ist. Die Erkenntnis, daß die Erweiterung der ökonomischen Modelle um die soziale und 
psychische Dimension notwendig ist, ist das Ergebnis einerseits theoretisch~r BemUhungen, die 
die Fiktion des "homo oeconomicus" in Frage stellen, andererseits empirischer Arbeiten, die 
dem nichtrationalen 1) Verhalten von Wirtschaftssubjekten eine große Bedeutung in der Praxis 
beschein igen. 

Die Auffassung von der Wirtschaftswissenschaft als Disziplin vom Menschen und seinen Ent
scheidungen führte und führt zu unterschiedlichen Konsequenzen in der Theoriebildung und 
im Methodeneinsatz der Wirtschaftswissenschaften. 

In Kapitel 1 wird in der Entwicklung vom faktororientierten zum verhaltensorientierten Denken 
die Unterschiedlichkeit und Leistungsftihigkeit der Verhaltenstheorie dargestellt. 

Meines Erachtens ermöglicht die sozialökonomische Verhaltensforschung eine Erweiterung, 
Änderung oder ZurUckweisung bisheriger ökonomischer Theorien bzw. eine Neuentwicklung 
einer "empirischen" Theorie. Dadurch kann es besser gelingen, Wirtschaftsphtlnomene zu be
schre iben, zu erkltiren und vorauszusagen. Dabei tritt aber die Gefahr auf, bestechend ein
fache und aligemeingUI tige Modelle aufgeben oder vertIndern zu mUssen und dafür eine zu
ntichst unUberschaubare Anzahl einzelner empirischer Aussagen zu erhalten, die gar nicht 
oder nur schwer zu einem meist komplizierten Modell zusammenzufügen sind. Deshalb wird 
in Kapitel 2 der Entwicklung eines Verhai tensmodells der Finanzierung große Bedeutung bei-

1) Nicht-rationales Verhalten kann sich als außerökonomische Zielsetzung oder als nicht dem 
ökonomischen Prinzip entsprechender Mitteleinsatz tlußern. 
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gemessen. Die nachfolgenden empirischen Befunde können in keiner Weise den differenzier
ten ModellUberlegungen entsprechen. Sie sollen im wesentlichen nur zeigen, daß es möglich 
ist, die Verhaltenselemente des Modells an der Wirklichkeit zu prufen und welche Bedeutung 
ihnen zukommt. Insofern haben die empirischen Ergebnisse nur exemplarischen Charakter. 

Die Einbeziehung von Verhaltensdaten in den "Datenkranz" einer Disziplin ist umso dringli
cher, je gewichtiger die Verhaltensweisen und die menschlichen Faktoren im Forschungsge
genstand zum Tragen kommen. Das dUrfte fUr betriebswirtschaftl iche Fragestellungen eher zu
treffen als fUr volkswirtschaftl iche, fUr agrarökonomische Probleme eher als fUr allgemein be
triebswirtschaftliche, fUr Finanzierungsfragen eher als fUr Investitionsprobleme. 

Weiterhin soll gezeigt werden, daß ForschungsbemUhungen im theoretischen und methodischen 
Fahrwasser der sozial ökonomischen Verhaltensforschung zu einer weitaus größeren Anntlherung 
von Agrartlkonomie und Agrarsoziologie fuhren und Ansatzpunkte fUr interdiszipl intlre Arbei
ten in Richtung auf wirklichkeitsnahe sozial ökonomische Betriebs- und Markttheorien bieten 
können. 

Letztlich ist die VerknUpfung von sozialökonomischer Verhaltensforschung als Handwerkszeug 
und dem Finanzierungsverhalten in Gartenbauunternehmen als Objektbereich deshalb vorge
nommen worden, weil in diesem Bereich die wirklichkeitsabstrahierende Theoriebildung nicht 
recht Fuß fassen konnte und eine gewisse Skepsis bei allen Ökonomen hervorruft. Dies durfte 
fUr eine Aufnahme sozialökonomischer Forschungsanstltze und ihrer Ergebnisse von Vorteil 
sein. 

2 Von der faktororientierten zur verhaltensorientierten Ökonomie n. 
Obwohl Nationalökonomie und Betriebswirtschaftslehre sich in der Vergangenheit in Bezug 
auf Forschungsversttlndnis, Theoriebildung und Methodik gegenseitig stark befruchtet haben, 
soll in den weiteren Betrachtungen die volkswirtschaftl iche Diszipl in ausgespart bleiben, da 
das Finanzierungsverhalten ein mikroökonomisches Objekt ist. Wirtschaftstheorie wird hier 
zuntlchst als mikroökonomische Investitionstheorie verstanden. Ihre Annahmen Uber die wirt
schaftl ichen Verhaltensweisen der Unternehmer werden besonders interessieren. 

Die neoklassisehe Wirtschaftstheorie geht vom "homo oeconomicus" als handelndem Wirtschafts
subjekt aus. Der ausschließlich ökonomisch rational handelnde Mensch hat dementsprechend 
vollkommene Einsicht und Voraussicht. Er handelt aufgrund einer eindeutigen Zielsetzung 
- in den meisten Ftillen nach dem Prinzip der Gewinnmaximierung -, er kennt die Gesamt
heit der Handlungsmi:lglichkeiten, um sein Ziel zu erreichen, und aufgrund der Kenntnis der 
Zukunftslagen deren Zielerreichungsbeitrtlge, so daß er eine optimale Entscheidung treffen 
kann. 

Welche Annahmen Uber das Investitionsverhalten von Seiten der Investitionstheorien getroffen 
werden, arbeiten KREIKEBAUM und RINSCHE (9, S. 19) heraus: 

1. Jeder Investor verhtllt sich entsprechend der Grenznutzentheorie . 
2. FUr diese Berechnungen besitzt er Informationen Uber die zukUnftigen Mengen und Preise 

seiner Produkte und die Kosten des Produktionsfaktoreneinsatzes . 
3. Er berucksichtigt nicht definitiv die Einwirkungen des technischen Fortschritts. 
4. Er berucksichtigt nicht die Kapitalbeschaffungsseite der Investition und wenn, dann nur 

als Zinskosten . 

1) Me GU IRE (11) unterscheidet tlhnl icherweise in "holistic concepts" und "behavioral 
concepts of the firm". 
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Die Prömisse der vollkommenen Voraussicht ist frUhzeitig als unhaltbar erkannt worden. Das 
Problem der unvollstöndigen Information ist bis heute ein wichtiger Forschungsbereich. Neue
re Theorien - Erwartungstheorie, Spieltheorie, Entscheidungstheorie - berucksichtigen dieses 
Wirtschaftsphönomen und entwickeln problemadöquate Verhaltensvorstellungen • Hinsichtl ich 
der Verhaltensannahmen lassen sie sich folgendermaßen kennzeichnen: 

1. Dem Wirtschaftsverhalten liegt eine Vielzahl von Zielen zugrunde, die teilweise als Ex
tremwert, teilweise in Form des Anspruchsniveaus vorl iegen. 

2. ZukUnftige Daten sind ungewiß und können nur als subjektive Erwartungen erfaßt oder als 
statistische Wahrscheinlichkeitsgrößen berechnet werden. 

3. Das Wirtschaftsverhalten im Einzelfall orientiert sich an dem Verhalten anderer Personen, 
Institutionen oder Wirtschaftseinheiten . 

4. Wirtschaftsverhalten folgt auch bei unvollkommener Voraussicht und Mehrfachzielsetzung 
rationalen oder formal rationalen Entscheidungsregeln . 

Das zweite Kriterium einer rationalen Verhaltensweise, die vollkommene Einsicht, ist bislang 
weniger kritisch einer Revision unterzogen worden. Es mag daran liegen, daß dafUr eine in
tensive Beschöftigung mit den psychischen Faktoren der sich verhaltenden Personen Voraus
setzung ist, was nicht zum Objektbereich der Ökonomie gehört und von Ökonomen aufgrund 
ihrer Ausbildung schwer zu leisten ist. Unvollkommene Voraussicht wird heute in ökonomi
schen Modellen als Risiko- bzw. Unsicherheitsproblem berUcksichtigt und berUhrt im Mikro
modell allenfalls die kognitive Dimension in der Person des Entscheidungstrl:Sgers z. B. als In
formationsaufnahme -, -selektions- und -verarbeitungsansatz 1). 

Die Kritik an der vollkommenen Einsicht fUhrt zu weiteren psych ischen Dimensionen (Motiv, 
Einstellung, Instinkt, Gewohnheit), die eine Person kennzeichnen und als verhaltensbestim
mend in ökonomische Modelle eingehen mUßten. 

Dieser Aufgabe stellen sich verhaltensorientierte Vertreter verschiedener ökonomischer Spe
zialdisziplinen. Verhaltensorientierte Ökonomie ist bislang die konsequenteste Weiterentwick
lung im ökonomischen Denken, da sie die "Annahme ausschließlich rationalen Verhaltens 
fallen lößt" (17, S. 188). Ihr Forschungsziel ist es, das Verhalten der Wirtschaftssubjekte auf 
empirischem Wege zu analysieren. Im Gegensatz zur deduktiven, spekulativen Ableitung des 
Wirtschaftsverhaltens in stark ökonomisch orientierten Wirtschaftsmodellen 2) beschreitet die 
verhaltensorientierte Ökonomie den induktiven, empirisch geleiteten Weg zur Einbeziehung 
von Verhaltensphönomenen in die ökonomische Theorie. 

Objektbereich ist nicht das Verhalten von ökonomischen Größen wie z.B. Angebot und Nach
frage, Diskontzins oder Morktanteil, nicht das normative Verhaltensmuster z.B. der Entschei
dungsregel nunter Unsicherhe it, sondern das wirtschaftsbezogene Verhal ten einzel ner Personen 
und Institutionen, wie es in der Wirklichkeit zu beobachten ist. Damit erweitert sich die Skala 
der Verhaltensweisen Uber das Rationalverhalten hinaus in Bereiche, in denen das Verhalten 
von Affekten, Motiven und Gewohnheiten gesteuert wird und durch diese Wirkkröfte zu er
klören ist. 

1) Z.B. KLEIN (8). 

2) OE HAEN (4, S. 413) z.B. fuhrt Annahmen Uber das Investitions- und Konsumverhalten 
von Landviirten bei unsicheren Einkommenserwartungen auf ein nutzentheoretisches Modell 
zurUck. Am Ende der theoretischen Überlegungen sagt er: "Eine umfassende UberprUfung 
alternativer Verhaltenshypothesen im Rahmen dieses nutzentheoretischen Modells wUrde 
einzelbetriebliche Befragungen . • •. voraussetzen. Darauf sall •... verzichtet wer
den". 



3 _ Sozialökonomische Verhaltensforschung im Finanzierungsbereich gartenbaulicher 

Unternehmen 

Sozialökonomische Verhaltensforschung 1) hat sich in Theorie und Methodik fUr eine Reihe 
von Forschungsgebieten der Wirtschaftswissenschaften als fruchtbar erwiesen. Durch Erweite
rung der Fragestellung um psychische und soziale Gegebenheiten konnten im Bereich des Kon
sumentenverhaltens, des Sparens und des Arbeitsverhaltens Erkenntnisfortschritte erzielt wer
den. 

Aus den Beispielen wird deutl ich, daß Ansatzpunkte fUr eine sozialökonomische Verhaltens
forschung immer dort bestehen, wo die objektiven ökonomischen Daten an Erkltlrungskraft ver
lieren, wo dem individuellen Verhalten des Wirtschaftssubjektes und seiner Disposition die 
Schi Ussel rolle zuftlll t. 

1) Der Begriff "ökonomische Verhaltensforschung" wurde von SCHMÖLDERS (17) erstmals zur 
Beschreibung einer neuen Fachdiszipl in gebraucht, die von den "behavioral sciences" in 
Amerika als interdiszipl intlre ForschungsbemUhungen aller Sozialwissenschaften angeregt 
wurde. Sie versteht sich als empirische Erfahrungswissenschaft, deren Ziel darin besteht, 
"die Bedingungen und den Verlauf ökonomischer Entscheidungen und Handlungen systema
tisch zu erforschen, um zu einer brauchbaren Verhaltenstheorie zu gelangen, die die von 
der Real ittlt abstrahierenden Denkmodelle empirisch kontroll iert, neu fundiert und vielfäl
tig ergtlnzt" (17, S. 188 ff). 

Zum Objektbereich gehören ökonomische und außeräkonomische Sachverhalte, die zum 
Teil direkt, zum Teil nur indirekt zugtlnglich sind. 

Die wirtschaftlichen Verhaltensweisen bilden die grundlegenden Elemente zum Aufbau einer 
Verhaltenstheorie. Interessante Verhaltensweisen sind z.B. das Sparen, der Umgang mit 
Geld, das Konsumieren, das Investieren der Unternehmer, das Steuerzahlen oder die Kre
ditaufnahme. 

Die Vielfalt der Verhaltensweisen festzustellen und zu typisieren, ist eine erste Aufgabe. 
Um die Unterschiedlichkeit in den Verhaltensweisen zu erklären, werden die individuellen 
Verhaltensdispositionen - Einstellungen, Motive -, die persönl ichen Eigenschaften und 
Ftlhigkeiten sowie die Situationsbedingungen als Elemente in das Verhaltensmodell einge
fuhrt und empirisch erhoben. 

Durch die Analyse der Einstellungen wird die soziale Einbindung des Verhaltens erfaßt. In 
den Einstellungen haben sich soziale Normen als Denk- und Verhaltensregeln individuell 
niedergeschlagen. Sie ordnen die Fulle der einströmenden Informationen zu einem Mei
nungsbild uber das Wirtschaftssystem, sie geben an, welche Verhaltensweisen in bestimm
ten Situationen richtig oder falsch sind, sie erzeugen optimistische oder pessimistische Er
wartungshaltungen fUr die Zukunft. 

Motive stellen die inneren BeweggrUnde eines Verhaltens dar. Dadurch lassen sich rational 
nicht erklärbare Verhaltensweisen verstehen. RINSCHE (9) konnte fUr den aufwendigen 
Konsum und KREIKEBAUM (9) fUr die demonstrative Investition nachweisen, daß den ra
tional nicht zu erklärenden Investitions- und Verhaltensweisen das Prestigemotiv zugrunde 
liegt. 
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Diese Aussage gilt besonders im Bereich der kleinen und mittleren landwirtschaftlichen und 
gartnerischen Betriebe und insbesondere im Finanzierungsbereich. Denn hier durften die Ent
scheidungen durch die enge Verbundenheit von Betrieb und Haushalt, von Produktions- und 
Konsuminteressen nicht allein nach dem wirtschaftlichen Prinzip gefallt werden, sondern eine 
Kompromißlösung zwischen betrieblichen, persönlichen und familiaren Anspruchen darstellen. 
Inwieweit diese Aussage zutreffend ist, soll auf zweifache Weise gezeigt werden. Zum einen 
können empirische Ergebnisse die Aussage stUtzen. Zum anderen wird versucht, aus der Unzu
längl ichkeit finanztheoretischer Erwägungen, die in der Agrarbetriebslehre entwickelt wurden, 
den Beweis zu erbringen. 

3.1 Zur Relevanz finanztheoretischer Forschung in der Agrarbetriebslehre 

Wenn man sich einen ÜberbI ick Uber die Literatur zum Finanzierungsbereich des landwirt
schaftl ichen Unternehmens verschafft, stößt man auf eine quantitative und qual itative Beson
derheit. Zum einen ist die Anzahl der Arbeiten, die sich mit Finanzierungsproblemen des 
landwirtschaftl ichen Betriebes befassen, im Vergleich zu produktionstechnischen, kosten
oder investitionstheoretischen Untersuchungen gering. Zum anderen haben finanzierungstheo
retische Überlegungen im Rahmen der Arbeiten zur Finanzierungsproblematik ein deutl ich ge
ringes Gewicht. 

Die fehlende "Theorie-Lastigkeit" im Forschungsbereich der Finanzierung des Einzelbetriebes 
wird besonders deutlich, wenn man die starke modell theoretische Durchdringung z.B. im Be
reich der Investitionsplanung berUcksichtigt. Hier stellen Finanzierungsgrößen keine zu opti
mierenden Faktoren sondern nur Nebenbedingungen dar, die ein optimales Investitionsbudget 
oder Produktionsprogramm begrenzen. 

Auch im Vergleich zur allgemeinen Betriebswirtschaftslehre, die eine model/theoretische Ver
knUpfung von Finanzierungs-, Investitions- und Produktionsvorgangen anstrebt, haben bislang 
entsprechende agrarökonomische Bemuhungen zu keiner, der Investitionstheorie entsprechen
den Finanzierungstheorie des landwirtschaftlichen Betriebes gefuhrt (3, S. 276 ff). Neben der 
Beschreibung der Finanzstruktur landwirtschaftlicher Betriebe sind lediglich Überlegungen zu 
Teilproblemen der Finanzierung angestellt worden (z.B. Liquiditat, Kapitalverzinsung, Lea
sing) . 

Eine erste finanztheoretische Untersuchung hat WEYRICH (21) zur Bestimmung des optimalen 
Verschuldungsgrades in landwirtschaftlichen Betrieben durchgefuhrt. Dabei stellt er sich die 
Aufgabe, die Übertragbarkeit der in der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre gebräuchI ichen 
Theorien zum optimalen Verschuldungsgrad auf die Verhältnisse des landwirtschaftlichen Be
triebes zu prUfen, um daraus eine optimale Kapitalstruktur abzuleiten. Sowohl die These der 
Traditional isten, "der optimale Verschuldungsgrad ist erreicht, wenn die durchschnittl ichen 
Gesamtkapitalkosten ihr Minimum erreicht haben" (21, S. 35), als auch das MODIGLIANI/ 
MILLER-Theorem werden von WEYRICH als nicht praktikabel zur Bestimmung des optimalen 
Verschuldungsgrades bezeichnet, da die Modelle insbesondere die Unsicherheit zukUnftiger 
Daten (Marktzins, Ertragswert des Unternehmens) nicht berUcksichtigen. Weder finanztheore
tische Modelle noch eine auf den finanzwirtschaftl ichen Bereich angewandte Produktionstheo
rie, noch Entscheidungsmodelle unter unvollkommener Information sind nach WEYRICH fUr 
Entscheidungsprobleme im Finanzierungsbereich ausreichend anwendbar. Sie scheitern einer
seits an der Unsicherheit zukUnftiger Datenkonstellationen, andererseits an der Aufstellung 
einer subjektiven Risikonutzenfunktion . 

Damit läßt sich ein "optimales", aus finanztheoretischen Erwägungen ableitbares Finanzie
rungsverhai ten nicht angeben. Dieses läßt die Relevanz finanztheoretischer Forschung in 
Zweifel ziehen und dUrfte der Grund fUr die vorab festgestell ten Bes9nderheiten der Litera
turanalyse sein. 
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Daß nach SEUSTER (19, S. 5) "die Bewältigung von Finanzierungsproblemen .... an hervor
ragender Stelle im Aufgabenkatalog des Unternehmers einer freien Verkehrswirtschaft" steht, 
durfte fUr die Mehrzahl der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Unternehmer in dieser 
Schärfe nicht zutreffen, wie ein Überbl ick Uber aktuelle Beiträge zu Problemen der Finan
zierung zeigt. 

Dennoch lassen sich eine Reihe von Problemen der Finanzierung von landwirtschaftlichen und 
gartenbaul ichen Betrieben ausmachen, die aber Uberwiegend in den besonderen persänl ichen, 
famil itlren und betriebl ichen Bedingungen des Unternehmers ihre tieferen Ursachen haben. 

Ein wichtiger Problembereich ist die zu geringe Eigenkapitalbildung . Eine ausreichende Ei
genkapitalbildung ist notwendig, um die Investitionen fUr ein notwendiges Wachstum des Be
triebes Unigen zu können, wodurch die langfristige Existenz des Betriebes als Einkommens
quelle fUr die Unternehmerfamil ie gesichert ist. BECKER (1, S. 27 ff) zeigt fUr größere Be
triebe anschaulich die Folgen einer meist zu beobachtenden Kreditaufnahme, mit der die Er
weiterungs- und Rational isierungsinvestitionen bezahlt werden. 

BECKER fuhrt die zunehmende Fremdkapitalaufnahme auf die sorglose unternehmerische Ver
haltensweise gegenUber schleichenden Vermögensverlusten und auf die an hohen Vermögens
werten des Landwirts orientierte Kreditgewtlhrung der Banken zu rUck . 

Daß fUr den Unternehmer gUnstige Wirtschaftsbedingungen auf dem Finanzsektor zu einem 
nicht nach ökonomischen Zielen ausgerichteten und wenig rationalen Verhalten der Landwirte 
und Gärtner fUhren, wird als weiteres Problem von einigen Autoren gesehen. 

SEUSTER (19, S. 319) meint aufgrund praktischer Erfahrungen, daß die Zinsverbill igung oft 
das entscheidende Motiv zur Fremdkapitalaufnahme ist. BECKER (1, S. 24 ff) sieht in der Be
leihungspraxis der Kreditinstitute eine fUr den Landwirt verfuhrerisch leichte Mögl ichkeit, 
Zugang zu Fremdkapital zu erhal ten. HÜLSEN (7, S. 54) stellte in einer Untersuchung Uber 
die Reaktionen der Landwirte auf das Einzelbetriebl iche Förderungsprogramm fest, daß 28 % 
der Befragten, die ihren Betrieb verändern wollen, nur wegen der öffentl ichen Mittel inve
stieren. 

Entspringt das vorgenannte Problem einer sorglosen, unkritischen Einstellung und Verhaltens
weise des Unternehmers zu seiner Finanzierungsoufgabe, so sehen andere ein Problem in psy
chischen Hemmnissen und traditionellen Einstellungen der Landwirte und GHrtner gegenUber 
allem, was mit dem "Schulden machen" zu tun hat. 

So rechnet OELSCHLÄGER (12, S. 16) gerade bei Klein- und Mittelbetrieben mit einer ge
ringen Bereitschaft zur Beteil igungskapitalaufnahme. 

WESTPHAL (20, S. 174 ff) stellte in einer Arbeit Uber die Probleme der Fremdfinanzierung 
des Zierpflanzengartenbaus fest, daß das Kreditvolumen von Kreditgarantiegemeinschaften 
bei weitem nicht ausgenutzt wurde. Neben der Aussage der Gärtner, KreditgarantiebUrg-
sc haften seien zu teuer, fand WESTPHAL heraus, daß die "Gärtner gegen eine allzu inten
sive Durchleuchtung ihrer Betriebe •... durch die BUrgschaftsausschusse der KGG, in denen 
ja eigene Kollegen die Antragsunterlagen prUfen", abgeneigt waren. 

Die exemplarisch vorgestellten Problembereiche zur Finanzierung in landwirtschaftlichen und 
gartenbaulichen Betrieben zeigen, daß den Einstellungen und Verhaltensweisen der Unterneh
mer eine große Bedeutung zukommt. Eine Theorie, die letztl ich von praktischem Nutzen sein 
will, indem sie situationsgerechte Handlungsanweisungen gibt, muß diese Elemente in ihr 
Modell einbeziehen. 
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3.2 Entwicklung eines verhaltensorientierten Modells zur Finanzierung in Gartenbau-

betrieben 

Im Unterschied zur ubl ichen Vorgehensweise empirischer Arbeiten der Agrarsoziologie, die 
der Vielfalt der einzelnen empirischen Befunde einen breiten Raum geben, sollen in diesem 
Referat die Probleme der Modellbildung mehr im Vordergrund stehen. Die zahlreich vorhan
denen empirischen Ergebnisse eigener und anderer Untersuchungen werden nur sparsam vorge
fUhrt . Sie sollen in erster Linie das theoretische Denken korrigieren und beispielhaft zeigen, 
daß Verhaltensphönomene fUr die Agrarökonomie relevante Tatbestände sind, die Modelle 
erst mit hinreichender Erklöru.ngs- und Prognosekraft ausstatten. 

Zur Entwicklung eines Modells zum Finanzierungsverhalten werden zunöchst die speziellen 
AnsprUche an ein solches Modell diskutiert; daraus ergeben sich die zu berucksichtigenden 
Elemente zur Beschreibung des Untersuchungsgegenstandes. Schi ießI ich werden die Determi
nanten zur Erklörung des Finanzierungsverhai tens beschrieben. 

Die Bedingungen, denen unser Finanzierungsmodell genUgen muß, lassen sich einerseits aus 
verhaltensorientiertem, andererseits aus agrarökonomischem Modellverstöndnis ableiten. Ein 
empirisches Modell zum Finanzierungsverhalten muß 

- umfassend, 
- entscheidungsbezogen, 
- interdisziplinör, 
- nachprufbar sein. 

Finanzierungsprobleme beruhren in der Regel das ganze Unternehmen. Steht bei produktions
technischen Fragen der Betrieb im Vordergrund, so ist die Finanzierung eine Angelegenheit 
des Unternehmens. Dabei ist es wichtig, daß die Wechselbeziehungen zwischen Unternehmen 
und Haushalt in das Modell miteinzubeziehen sind 1). Betrieb, Unternehmen und Haushalt 
sind somit als die institutionellen Elemente des Modells zu betrachten, die im Wirkungsbe
reich des Unternehmers liegen. DarUber hinaus gehören ebenfalls verschiedene Institutionen 
und Gegebenheiten des Umfeldes (Kreditinstitute, Steuergesetze, Zinskonditionen, usw.) 
in ein umfassendes Verhaltensmodell der Finanzierung. 

Entscheidungen sind die markanten Punkte des mensch I ichen Verhai tens. Die Elemente eines 
Verhaltensmodells sind deshalb in erster Linie Entscheidungstatbestönde. Das bedeutet nicht, 
daß Routine- oder instinktive Finanzierungsverhaltensweisen, die ohne ein bewußtes Entschei
dungserlebnis ablaufen, außer Acht gelassen werden durfen. Vielmehr soll dadurch deutlich 
werden, daß im Mittelpunkt eines Verhaltensmodells die sich entscheidende Person steht. Fol
gerichtig gehören zum Katalog entscheidungsbezogener Verhaltensweisen im Finanzierungsbe
reich z. B. das Investieren, Sparen, Konsumieren, Kreditaufnehmen, Tilgen. Der Anspruch 
einer Entscheidungsbezogenheit des Modells erfordert darUber hinaus die Berucksichtigung 
spezieller, in der Realittit anzutreffender Finanzierungsproblemsituationen im Modell. Es ist 
leicht denkbar, daß das Finanzieruntlsverhalten in Art und Umfang unterschiedlich ist, daß 
andere Verhaltensmuster gewöhlt werden, je nachdem, ob es sich z.B. um eine BetriebsgrUn
dungsfinanzierung handelt, ein Liquiditätsengpaß zu beheben ist oder der Gewinn außerbe
trieb I ich angelegt werden soll. 

Die Forderung eines interdiszipl inören Modells soll sicherstellen, daß die Modellentwicklung 
auf vorhandene Theoriegeböude der Agrarbetriebslehre und Verhai tensforschung zuruckgreift 

1) Siehe DE HAEN (4, S. 405 ff) . 
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und nach Mögl ichkeit einen Syntheseansatz liefert. Es ist der Agrarökonomie wie den Agrar
sozialwissenschaften wenig gedient, wenn ein neues Verhaltensmodell entwickelt wird, das 
keine AnknUpfungspunkte zu mikrolSkonomischen und soziologischen bzw. sozialpsychologi
schen Modellvorstellungen bietet. Um der Forderung zu genUgen, bezieht das aufzustellende 
Verhaltensmodell investitions- und finanzierungstheoretische Überlegungen von ökonomischer 
Seite sowie handlungs- und entscheidungsorientierte Überlegungen der sozialwissenschaftli
chen Diszipl inen mit ein. 

Eine NachprUfbarkeit am empirischen Material soll fUr jede Theorie - insbesondere fUr jede 
empirische Theorie - mlSgl ich sein. Dieser Forderung sind in der Vergangenheit nicht alle 
ökonomischen Theorieentwurfe nachgekommen. Der vorzustellende Model I ansatz hat neben 
den Theorieelementen auch entsprechende Operational isierungen insbesondere dann anzuge
ben, wenn nur indirekt erhebbare Sachverhalte empirisch analysiert werden sollen. 

Die relevanten Elemente des Finanzierungsverhaltens ergeben sich aus dem Objektbereich, 
den das Modell abbildet. Ein ausreichend umfassender Modellentwurf ist von BORN (3, 
S. 65 ft) erarbeitet worden, der sich um einen entscheidungsorientierten Ansatz zur Unter
nehmensfuhrung in landwirtschaftl ichen Betrieben be muht . 

Dieses Modell (A) hat wesentliche Vorteile: 
- Es erweitert den Objektbereich Uber die Unternehmung hinaus um die Funktionseinheit 

Haushalt. 
- Es stellt die untemehmerische Entscheidung in den Mittelpunkt des Modells. 
- Es ordnet dem bekannten Geld-Kapital-Vermögens-Fluß die drei grundlegenden Entschei-

dungsbereiche zu: Geldbeschaffung, Geldverwendung, Wirtschaften (siehe Abbildung 1). 

Abbildung 1: Entscheidungsbereiche des Haushalt-Untemehmen-Modells 
(nach BORN, 3, S. 69) 
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Dieses Modell zur entscheidungsorientierten UnternehmensfUhrung schafft fUr unseren Ansatz 
die notwendigen theoretischen Grundlagen. 

Die BemUhungen um ein Verhaltensmodell machen folgende Verfeinerungen und Änderungen 
notwendig: 

1. Zur Beschreibung der Verhaltenselemente zur Finanzierung werden nur die Entscheidungs
bereiche der Geldbeschaffung und Geldverwendung weiter analysiert. Der Produktions
bereich (Wirtschaften) wird als Determinante betrachtet. 

Unter Finanzierung wird der Bereich der Geldbeschaffung und dort schwerpunktmCißig die in
terne Finanzierung aus dem Erlös und die externe Finanzierung durch Fremdkapital (HAX, 
zitiert in BORN, 3, S. 73) verstanden, gleichzeitig aber auch die enge Wechselbeziehung 
zur Geldverwendung berUcksichtigt 1). Das Modell erlaubt gerade in der formalen Trennung 
von Geldbeschaffung und -verwendung eine fUr die FinanzierungsverhaltenserklCirung nutz
liche Unterscheidung in Verhaltensweisen, die auf einer Geldverwendungsproblematik be
ruhen (Wahl der außerbetrieblichen Anlage fUr betrieblichen Überschuß, Kredittilgung oder 
Neuinvestition im Betrieb) und andererseits in Entscheidungen, denen das Problem der Geld
beschaffung zugrunde I iegt (Beispiel: kurzfristige Kreditaufnahme bei LiquiditCitsengpaß) . 

Weiterhin hat das Modell zusCitzl iche Mögl ichkeiten der Geldbeschaffung als Verhaltenswei
sen aufzunehmen, ohne die das Finanzierungsverhalten nicht umfassend zu beschreiben wCire. 

In Abbildung 2 ist das Modell A dargestellt, das die wichtigsten selbstCindigen Verhaltensele
mente im Bereich der Geldbeschaffung und -verwendung auffUhrt. Sie sollen kurz erlCiutert 
werden, wobei es uns weniger auf eine ökonomische als auf eine verhaltensorientierte Be
schre ibung ankommt. 

Die Geldbeschaffung durch Desinvestitionen ist in den meisten Betrieben die wichtigste Geld
quelle. Nach BORN (3, S. 67) soll darunter jede VerflUssigung von VermögensgegenstCinden 
in Geld verstanden werden. Den gleichen Charakter haben auch die Geldströme, die durch 
den Absatz der Produkte freigesetzt werden. BORN rechnet auch Naturallöhne und Nutzungs
rechte dazu. Das Geld aus der Desinvestition verlCißt den betrieblichen Bereich und steht fUr 
die Verwendungsentscheidung zur Verfugung. Diese Finanzierungsmöglichkeit ist stark ab
hCingig von der Ertragsentwicklung des Betriebes. 

Die folgenden Geldbeschaffungsquellen sind vom Betriebsprozeß weitgehend unabhCingig und 
werden oft als Kompensation bei unzureichend fl ießender, betri ebl icher Geldquell e benutzt. 

Zum einen kann der Unternehmer fremdes Eigenkapital in Form stiller Teilhaberschaft zulas
sen. Das hat in der Regel eine EinschrCinkung seiner Entscheidungsfreiheit hinsichtl ich der 
Geldverwendung, teilweise auch hinsichtlich seiner WirtschaftstCitigkeit zur Folge, falls es 
nicht das Modell als Ein-Unternehmen-Ein-Haushal t-Modell sprengt. 

Ohne EntscheidungseinschrCinkung ist die Aufnahme von Fremdkapital, sowohl beim Hypathe
kenkredit als auch bedingt beim Waren- oder Personal kredit. 

Wie die Desinvestition auf den Betrieb als Geldquelle zuruckgreift, so ist eine Geldbeschaf
fung aus dem Haushalt ebenso möglich. 

Ein verwendungsfCihiges Geldpolster stellt das zusCitzliche Einkommen der Haushol tsmitgl ieder 
dar. Dazu gehören die Einkommen der berufstCitigen Famil ienmitgl ieder (Kinder, Ehefrau) so
wie Renten (z.B. der Großeltern). 

1) Auch DE HAEN (4, S 410 ff) berUcksichtigt die Interdependenzen zwischen Konsum-, 
Investitions- und Finanzentscheidungen im nutzentheoretischen Modell. 
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Abbildung 2: Modell A zum Finanzierungsverhai ten 
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Eine nicht unbedeutende Größe sind die Einkommen aus außerbetrieblichem Vermögen (Zinsen 
von Sparguthaben, Miet- oder PachtertrCige von Grundstocken oder HCiusern) . 

Im Bereich der Geldverwendung 1) lassen sich Verhaltenselemente, die mit dem betrieblichen 
Produktionsprozeß verbunden sind, von Geldverwendungsarten im Haushaltsbereich unter
scheiden. 

Unter der Investition sollen die betriebsbezogenen Geldverwendungsentscheidungen subsum
miert werden, die zu zusätzl ichem Sach-, Finanz- oder Sachumlaufvermögen des Betriebes 
führen. 

Eine andere, nichtbetriebliche (Überschuß-)Geldverwendung ist die Geldanlage in außerbe
trieb I ichen Vermögensarten (Sparbuch, Wertpapiere, Beteil igungen, Immobil ien). Diese 
Spartätigkeit wird in verhai tensorientierten Untersuchungen differenzierter erfaßt als Angst
sparverhalten und als Zwecksparen (FRICKE, 5, S. 41 ff). 

Tilgungsleistungen für Kredite stellen auch einen Spezialfall der Vermögensbildung dar; sie 
sind insofern hier gesondert zu behandeln, da sich der Unternehmer bei der Kreditaufnahme 
zu dieser Geldverwendung verpflichtet hat. 

Einen ähnl ichen, von Ciußeren Gegebenheiten abhängigen Charakter tragen auch die Leistun
gen für Steuern, Zinsen, Mieten, Pachten, Sozialabgaben und Versicherungen, sofern sie 

1) Die hier angesprochene Geldverwendung geht über die Verwendung des Gewinns hinaus. 
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der Unternehmer in Höhe der gesetzl ichen oder vertrag I ichen Vorschriften erbringt. DarUber 
hinausgehende Zahlungen sind Verhaltensweisen, die anderen Motiven entspringen. 

Schließlich stellt das Konsumieren eine Geldverwendungsmöglichkeit dar, die in Höhe und 
Art nicht allein von sachl ichen Notwendigkeiten sondern in starkem Maße von gruppenspezi
fischen Normen geprHgt ist. Wir haben demnach Verhaltensweisen und Geldausgaben fUr 
eine notwendige Lebenshaltung von GeldverwendungsaktivitHten zu unterscheiden, die in 
erster Linie ein GeltungsbedUrfnis befriedigen (KREIKEBAUM und RINSCHE, 9). 

Daß die Geldbeschaffung und Geldverwendung eigenstHndige Verhaltenselemente sind, ist 
eine Annahme des Modells, fUr die einige Beobachtungen sprechen. So steht oft bei einer 
kurzfristigen Fremdkapitalaufnahme (Personalkredit) noch nicht fest, wofUr das Geld ver
wandt wird. Ein Kredit wird spHter teils zu Konsum-, teils zu Tilgungs- oder Investitions
zwecken verwendet. 

Die Verhaltenselemente der Geldbeschaffung und -verwendung sind in Abbildung 2 auch in 
Beziehung zu wichtigen Faktoren der Umwelt dargestellt. Auf diese kann hier nicht weiter 
eingegangen werden. 

2. Der funktionale Charakter der Elemente des Entscheidungsmodells (Entscheidungsaufgaben 
im Sinne der Unternehmerfunktion), ist durch eine Analyse der Verhaltenskomponenten 
zu ersetzen. Damit ist das Entscheidungsverhalten in der Regel nur ein Sonderfall unter 
allen Verhaltensmustern. Ein real itHtsnahes Verhai tensmodell muß zusHtzliche Angaben 
zu habituellen und instinktiven Finanzierungsverhaltensmustern machen. 

Modellvorstellungen zur Beschreibung und ErklHrung von Verhaltensmustern sind in sozialwis
senschaftl ichen Diszipl inen vielfach entwickelt worden. In der Mehrzahl haben sie den Nach
teil zu hoher Abstraktheit, so daß sie zur Analyse konkreter Verhaltensweisen wenig anwend
bar sind. Ein in den Sozialwissenschaften gebrHuchl iches, wenig abstraktes Verhaltensmodell 
ist das entscheidungsorientierte Handlungsmodell (Modell B, siehe Abbildung 3) . 

Es beschreibt 3 verschiedene Verhaltensweisen: das gewohnheitsmHßige, das instinktive und 
das entscheidungsbestimmte Verhalten. Das Entscheidungsverhalten wird als reflektiertes 
Handeln erlebt, das mit einer neuartigen, Unsicherheit auslösenden Problemsituation einge
leitet wird. Nach einer rational gesteuerten Informationssuc~- und OrientierungsaktivitHt 
wird eine der Zielsetzung entsprechende Entscheidung gefHllt, die in einer Handlung sichtbar 
wird. Art und Umfang der AktivitHten werden im konkreten Fall von in der Person und in der 
5 ituation I iegenden speziellen Gegebenheiten gesteuert. Diese Faktoren sind ebenfalls dafUr 
verantwortl ich, in welchem Maße die Situation als eigentliches Entscheidungsproblem empfun
den wird. Andernfalls wird die Schwierigkeit nach instinktiven oder gewohnheitsmHßigen Ver
haltensmustern beseitigt. 50 stellt z. B. eine fUr das Betriebswachstum notwendige Investition 
ein Problem dar, daß ein entscheidungsbestimmtes Verhalten der Fremdmittelaufnahme zur 
Folge hat. Im Vergleich dazu werden die Privatentnahmen fUr den Konsum normalerweise ge
wohnheitsmHßig getHtigt. Die Vielfalt der Verhaltensweisen, auf FinanzierungsanlHsse zu 
reagieren, kann unmögl ich im Verhaltensmodell ausdrUck I ich als Elemente berucksichtigt 
werden. Man muß sich darauf beschrHnken, in den Bereichen der Geldbeschaffung und Geld
verwendung typische Verhaltensmuster zu beschreiben, wobei der Bewußtseinsgrad des Han
delns ein zunHchst einfaches Einteilungskriterium bleiben muß. 

Das Verhaltensmodell besteht aus einer VerknUpfung der beiden Modelle, indem sich das kon
krete, persönl ichkeitsbestimmte Verhalten nach Modell B im Modell A als internen, ökono
mischen Bedingungsrahmen abspielt. VerknUpft sind die Modelle durch die Problemsituation, 
die an irgendeiner Stelle in den Funktionsbereichen des Modells A auftreten kann, die im 
Modell B als Problem erkannt wird und die eine untemehmerische Reaktion auslöst. DarUber
hinaus stellen die in Modell A aufgefUhrten Verhaltensweisen des Geldbeschaffungs- und -ver
wendungsbereiches die konkreten Lösungsmögl ichkeiten fUr das Modell B dar. 
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Abbildung 3: Modell B des Finanzierungsverhaltens 
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Madell A beschreibt die internen und externen sozialökonomischen Bedingungen, in denen 
sich finanzierungsrelevantes Verhalten abspielt; durch Modell B kann das Verhalten selbst in 
seiner Art und seinem Ablauf beschrieben und durch BerUcksichtigung personaler und situatio
naler Variablen erklörbar werden. 

3.2.3 Die Determinanten des Madells 

Bedingungen, die in der Person des Unternehmers und in der Situation seiner Entscheidung 
liegen, stellen die Determinanten des Finanzierungsverhal tens dar. Finanzierungsverhai tens
weisen werden erklörbar, wenn man die Einstellungen, Ziele und Eigenschaften des Unter
nehmers sowie die spezielle Situation kennt. 

Das Verhaltensmodell ist also dreidimensional. Verhaltensarten, Verhaltensverlauf und -ergeb
nis sind Elemente der zu erklörenden MadeIlebene. Persönlichkeitsfaktoren bilden eine zweite 
und Situationsvariablen eine dritte erkltlrende MadeIlebene. 

Die wichtigsten Persönl ichkeitsfaktoren, die Einfluß auf das Finanzierungsverhalten haben, 
sind: 
- die Risikobereitschaft 
- die Kreditmental ittlt 
- die Zielvorstellung (Unabhtlngigkeits-, Freizeit-, Rentabil ittltsziel) 
- die allgemeine Unternehmerqualifikation 
- das Alter. 
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Von den Faktoren der Situationsebene bedingen folgende das Finanzierungsverhalten: 
- die Betriebsgrtsße und das Produktionsprogramm 
- die Beteiligung von Finanzexperten 
- die finanzielle Situation des Untemehmens (Gewinn, Verlust, Liquiditöt) 
- die Haushai tsgrtsße und -ausstattung 
- der Kapitalmarkt (Zinsniveau, altemative Anlagen fUr das Eigenkapital) 
- die Ftsrderungsmaßnahmen des Staates. 

4 Em.2irische ~bnisse zum Finanzierungsverhalten 

Verhaltensorientierte Untersuchungen sind in der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre wie in 
der Agrarbetriebslehre selten zu finden. Meistens wird das Verhalten als Ergebnis, wie es 
sich in Buchfuhrungsaufzeichnungen niederschlögt, erfaßt, woraus dann RUckschlUsse auf das 
Verhalten selbst und auf die Ziele des Unternehmers gezogen werden (10, S. 425 ft). 

Eine modell gerechte Untersuchung muß das Finanzierungsverhalten und seine Bestimmungs
faktoren mit Hilfe sozialwissenschaftlicher Methoden direkt erheben. Vergleichbare Arbei
ten sind fUr das Investitionsverhalten bei Gartenbauunternehmen und das Sparverhalten durch
gefUhrt worden (15, S. 96 ff; 5). 

Die folgenden Ergebnisse stammen hauptsöchl ich aus zwei verhaltensorientierten Studien: 
der Studie von OELSCHLÄGER (12) Uber das Finanzierungsverhalten in der Klein- und MitteI
industrie und der Untersuchung des Verfassers bei 100 Gartenbauunternehmern. 

Es muß betont werden, daß die vorgetragenen Ergebnisse eine Auswahl aus dem umfangreichen 
Material mit dem Ziel darstellen, beispielhaft zu zeigen, in welchem Iv\aße das Finanzie
rungsverhalten von persönlichen und situativen Bedingungen abhlingig ist und welche Verhal
tensweisen in praxi vorl iegen . 

4.1 Verhaltensweisen der Kreditfinanzierung 

Es interessierte zunlichst die Frage, welcher Verhaltenstyp bei der Fremdfinanzierung von 
den Untemehmern angewandt wurde. Dazu dienten als Indizien Fragen nach der Informations
aktivitöt bei der Kreditaufnahme und nach der GrUndlichkeit der Alternativenauswahl. 

Die Untemehmer antworteten folgendermaßen: 

Tabelle 1: 

Auf die Frage, "wie sind Sie bei der Kreditaufnahme vorgegangen", 
antworteten die Unternehmer mit 1): 

ich habe bei mehreren Kreditinstituten die Bedingungen 
untersucht und die gunstigste ausgewlihlt 

ich habe mich von meiner Hausbank beraten lassen 

ich habe meinen Berater/Steuerberater gefragt 

1) Mehrfachnennungen möglich 
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N =94 

7,4 % 

50,9 % 

60,2 % 



Tabelle 2: 

Auf die Frage, "wie gehen Sie vor, wenn Sie fUr Ihre Vorhaben 
eine Finanzierung aufstellen" antworteten die Unternehmer mit 1): 

gedankl icher Plan 

Notizen 

schriftl iche Liquidittltsrechnung 

schriftl iche Rentabil ittltsrechnung 

nichts 

1) Mehrfachnennungen mögl ich N =94 

23,1 % 

20,4 % 

43,S % 

53,7 % 

0,9 % 

Aus Tabelle 1 wird deutlich, daß die Mehrzahl der Unternehmer das Problem des gUnstigen 
Kredits gewohnheitsmtlßig löst bzw. sich von Experten die Problemlösung vorbereiten Itlßt. 
Dagegen deuten die Ergebnisse von Tabelle 2 an, daß die internen Konsequenzen der Finan
zierung hinsichtl ich Liquidittlt und Rentabil ittlt genauer analysiert werden. 

Aufgrund der allgemeinen Beobachtungen beim Interview muß aber gesagt werden, daß die 
Kenntnis der Unternehmer Uber ihren aktuellen Schuldenstand, Art und Anzahl der langfri
stigen Kredite sowie Zins- und Tilgungsleistungen oft relativ gering ist. Damit dUrften die 
Antworten zur Rentabil ittlts- und Liquidittltsrechnung ein zu gUnstiges Bild der Wirkl ichkeit 
darstellen. 

Zum großen Teil kann das Verhalten durch den relativ niedrigen Zins fUr langfristige Kredite 
erkltlrt werden, mit denen die Mehrzahl der Unternehmer die Grundausstattung ihrer Betriebe 
(teilweise Siedlungsbetriebe) finanzieren konnten. Wie die Ergebnisse zeigen, I iegt der 
Durchschnittszins fUr die langfristigen Kredite unter 3 %. Die Kredite wurden uberwiegend 
fUr die BetriebsgrUndung, Erweiterung, Heizungsumstellung oder tlhnl iches von speziellen 
Bankinstituten zur VerfUgung gestellt. 

FUr die Aufnahme kurzfristiger Fremdmittel gelten andere Bedingungen. Hier konnten wir 
eine wesentl ich bessere Information Uber den augenbl icklichen Stand feststellen. Wie schon 
OELSCHLÄGER (12) fUr die Betriebe der Klein- und Mittelindustrie zeigen konnte, so wer
den in den Gartenbaubetrieben uberwiegend der Kontokorrent- und der Lieferantenkredit in 
Anspruch genommen. 

4.2 Einstellungen und Finanzierung 

In welchem Maße die persönl ichen Einstellungen der Unternehmer zu Finanzierungsangelegen
heiten das Verhol ten beeinflussen, soll am Beispiel der Kreditmental ittlt der Unternehmer ge
zeigt werden. OELSCHLÄGER hat die grundstltzl iche Einstellung zum Kredit in eine vorindu
strielle, d. h. keine Kreditaufnahme, und eine industrielle Kreditmental ittlt unterschieden 
und festgestellt, daß 21 % der befragten Handwerksbetriebe (13) und 20 % der Unternehmer 
in der K lein-. und Mittel industrie es ablehnen, mit Fremdgeld zu arbeiten, und dementspre
chende Finanzierungsverhaltensweisen zeigen. In der eigenen Untersuchung wurde zur Kenn
zeichnung der Einstellung zum Kredit die Frage gestellt, welchen Anteil die eigenen Mittel 
am Gesamtkapital haben soll ten. 

In Tabelle 3 ist die Einstellung zum Kredit und das Ergebnis des tatstlchl ichen Finanzierungs
verhaltens g.egenUbergestellt. Die Höhe des Fremdkapitals muß dabei nicht unbedingt das 
Spiegelbild der Finanzierungsgepflogenheiten der letzten Jahre sein; aus Mangel an einem 
geeigneteren Kriterium war in dieser Untersuchung aber das Fremdkapital heranzuziehen. 
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Tabelle 3: Kreditmentalitöt und Fremclkapital 

Frage: In welchem Verhtlltnis muß das Eigenkapital zum Gesamtkapital stehen? 

insgesamt Fremdkapitalhöhe 
Antwortmöglichkeiten in % gering 1) hoch 

im ausgewogenen Verhöltnis 26 18 8 

eigene Mittel am Gesamtkapital 
kleiner 25 % 4 3 1 
25 % bis unter 50 % 16 3 13 
50 % bis unter 75 % 51 24 27 
größer 75 % 3 3 0 

N =93 100 51 49 

1) gering = alle Betriebe mit Fremclkapital kleiner als der Mittelwert. 

FUr fast 26 % der antwortenden Unternehmer muß das Verhöltnis von Eigenkapital zu Gesamt
kapital ausgewogen sein, ohne genauere Angaben machen zu können. Eine ausgesprochen 
kreditfeindliche Haltung haben nur 3 % der Untemehmer; ebenso selten (4 %) ist die extrem 
gegensötzl iche Einstell ung hoher Verschuldungsbereitschaft . Die Mehrzahl der Unternehmer 
htllt einen Eigenkapitalanteil zwischen 50 und 75 % fUr richtig. 

Bei der AufschlUsselung der Htlufigkeiten nach dem in den Betrieben tatstlchlich aufgenomme
nen Fremdkapital lößt sich zum Teil zeigen, daß die Kreditmentalitöt die Fremdkapitalhöhe 
des Betriebes bestimmt. Besonders deutl ich ist das bei den Betrieben, deren Betriebsleiter eine 
deutl ich kreditfeindl iche Haltung haben. Diese Betriebe haben alle eine unter dem Mittel 
liegende Fremdkapitalausstattung. Daß im Bereich der mittleren Einstellung zur Kreditfinan
zierung kein fester Zusammenhang zur Fremdkapitalhöhe besteht, kann man dadurch erklören, 
daß situative Bedingungen den Einfluß der Kreditmentalitöt Uberlagem. So zeigen die Ergeb
nisse zu einer Frage nach den GrUnden der Kreditaufnahme, daß fUr die Kreditaufnahme ne
ben dem Mangel an notwendigem Eigenkapital der Einfluß der staatlichen ZuschUsse bestim
mend ist. 

4.3 Ziele und Finanzierung 

Die Zielvorstellungen der Untemehmer gehören zu den interessantesten Persönlichkeitsmerk
malen. Aussagen Uber ihre Art und Störke werden sowohl von der Betriebslehre als auch von 
Sozialwissenschaftlem benötigt. OELSCHLÄGER (12) konnte bei Untemehmem der Klein
und Mittelindustrie deutlich feststellen, daß zwischen den Zielvorstellungen und der Kapital
struktur ein enger Zusammenhang besteht (Tabelle 4) • 

Wie OELSCHLÄGER vermutete, zeigt sich ein enger Zusammenhang zwischen dem Ziel der 
Autonomie und der Kapitalstruktur. Ein Unternehmer mit einem starken Selbsttlndigkeitsstre
ben ist bemuht, möglichst wenig Fremdmittel aufzunehmen. Nicht nur auf lange Sicht, son
dern auch im ttlglichen Finanzierungsverhalten konnte er den Einfluß des Autonomiestrebens 
empirisch aufzeigen. 44 % der Untemehmer mit dem Ziel "Unabhtlngigkeit" (fast doppelt so 
viele wie in der Vergleichsgruppe) benutzten keine anderen Finanzmittel zur Deckung ihres 
betriebl ichen Finanzbedarfs . 

Ein fUr das Kreditfinanzierungsverhalten gleichfalls bedeutendes Ziel ist das Streben nach 
Sicherheit. Nach Sicherheit strebende Unternehmer scheuen Risiken, fur den Finanzierungs
bereich speziell das Risiko des Kapitalverlustes. Das Kapital risiko steigt mit dem Fremdkapital-
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Tabelle 4: Unternehmerziel und Kapitalstruktur (nach OELSCHLÄGER, 12, S. 143) 

wichtigstes Ziel 
Eigenkapitalanteil le istungsföh iger hoher hoher Selbstöndigkeit und 
am Gesamtkapital Betrieb Gewinn Umsatz Unabhöngigkeit 

in% in% in% in% 

unter 25 % 11 11 11 7 
25 % bis unter 50 % 32 26 33 17 

.50 % bis unter 75 % 32 32 33 27 
75 % und mehr 25 31 22 49 

N = 100 % 198 38 9 75 

anteil. OELSCHLÄGER' s Untersuchung konnte zeigen, daß risikofreudige Unternehmer in 
störkerem Maße zu einer Fremdfinanzierung bereit sind als risikoscheue. 

4.4 Unternehmerqualifikation und Finanzierung 

In Madell B wird eine Beziehung zwischen den Föhigkeiten und Fertigkeiten des Unterneh
mers und dem Finanzierungsverhalten unterstellt. Dieser Zusammenhang kann in der eigenen 
Untersuchung geprUft werden, da durch zahlreiche Fragen die Föhigkeiten des Unternehmers 
zur BetriebsfUhrung erhoben wurden. 

FUr die Managementbereiche der unternehmerischen Zielsetzung, Planung, Informationsbe
schaffung, Entscheidung sowie Arbeitserledigung kann die Qualifikation in einem Indexwert 
angegeben werden 1) . 

Alle Unternehmer wurden in zwei Gruppen mit niedrigem und hohem Indexwert eingeteilt 
und weiterhin nach der Höhe des Fremdkapitals je Quadratmeter Hochglasflöche geschichtet, 
wobei die Mittelwerte die Klassengrenzen bestimmten (Tabelle 5). 

Das Ergebnis zeigt, daß Unternehmer mit höherer Qualifikation höufiger Betriebe mit größe
rer Verschuldung fuhren. Der Umkehrschluß, Unternehmer mit unterdurchschnittl ichen Be
triebsfUhrungsföhigkeiten haben Betriebe mit weniger Fremdkapital, lößt sich durch die Er
gebnisse nicht in allen Föllen stUtzen. Es ist wohl so, daß eine Mindestverschuldung weniger 
von der Unternehmerqualifikation als von situativen Betriebsbedingungen abhöngt; ein hoher 
Fremdkapitalbesatz je Einheit Produktivvermögen korreliert dagegen in starkem Maße mit der 
Unternehmerqualifikation. Zum einen kann das mit einer kreditpositiven Einstellung dieser 
Unternehmergruppe zusammenhöngen, zum anderen kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
diese Unternehmergruppe ein sttlrkeres Betriebswachstum aufgrund mangelnden Eigenkapitals 
nur Uber vermehrte Kreditaufnahme real isieren konnte. 

1) FUr jede Managementfunktion wurde ein auf Gultigkeit und Zuverlössigkeit geprufter 
Fragebogen entwickelt, der eine Bewertung der Unternehmerqualifikation erlaubt; 
siehe dazu HINKEN (6). 
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Tabelle 5: Untemehmerfl:lhigkeiten und Finanzierungsverhalten 

Managementqualifikation alle Fremdkapital/qm 
im Bereich Ausprägung Unternehmer niedrig hoch 

Zielsetzung niedrig 50 31 18 
hoch 50 27 24 

Planung niedrig 50 32 18 
hoch 50 26 24 

Information niedrig 45 27 17 
hoch 55 31 25 

Entscheidung niedrig 43 25 18 
hoch 57 34 23 

Ausführung niedrig 50 31 17 
hoch 50 26 24 

Gesamtbewertung niedrig 43 27 16 
hoch 57 31 26 

5 Schi ußfolgeru~n 

Das Referat stellt den Versuch dar, Wirtschaftstheorie als Verhaltenstheorie zu verstehen und 
unter dieser Zielsetzung ein Modell zum Finanzierungsverhalten zu entwickeln. Dabei stehen 
die Bemühungen um ein für betriebswirtschaftliehe Zwecke brauchbares Modell am Anfang 
eines längeren Forschungsweges. Daß die Mikroökonomie den Verhaltensaspekt einbeziehen 
muß, ist wohl unbestritten. Fragl ich ist nur, welche theoretischen Überlegungen und metho
dischen Verfahren geeignet sind, diese Aufgabe zu bewl:lltigen. 

Mit dem vorgestellten drei-dimensionalen Modell soll ein Forschungsprozeß initiiert werden, 
der in der Wechselwirkung zwischen Theorieentwurf und empirischer Prüfung letztlich zu 
einem empirisch gehaltvollen Modell führt, das in der Lage ist, Finanzierungsverhalten zu 
beschreiben und zu erkll:lren. Dabei treten eine Reihe von Problemen auf, die gelöst werden 
müssen. 

Für das primäre Forschungsziel "Beschreiben" liegt die Schwierigkeit in der Vielfalt verschie
dener Finanzierungsverhai tensweisen, die eine dynamische Entscheidungsanalyse für Finan
zierungsanll:lsse erfordert. Hier sind Modellvarianten zu entwickeln, die in Fallstudien an der 
Wirkl ichkeit getestet werden müssen. Es ist fragl ich, ob als Ergebnis ein Verhal tensmodell ge
funden wird, das dem Ökonomen Hinweise auf optimales Verhalten geben kann. 

Will man über die Beschreibung hinaus ein Erkll:lrungsmodell erstellen, tritt in besonderem 
Maße das Problem der Dynamik des Verhaltens hervor. Verhalten wird bestimmt durch die 
Umwelt und die Person. Einstellungen z. B. als Teile der personalen Ausstattung sind aber 
selbst keine festen Größen, sondern abhl:lngig von den Erfahrungen mit der Umwelt und dem 
Erfolg des eigenen Verhaltens. Statische Erkll:lrungsmodelle und Augenblickserhebungen kön
nen nur in seltenen Fl:lllen Einsicht in die interdependenten Beziehungen verschaffen. Die 
Berücksichtigung der Dynamik stellt besonders die empirische Forschung vor umfangreiche 
und schwierige Probleme. Methoden der Einzelfall- und Langzeitanalyse werden eher als 
massenstatistische Befragungsmethoden diese neuen Aufgaben bewl:ll tigen können. 

Ein weiteres Problem, dem der Ökonom und der Sozialwissenschaftler sich gleichfalls stellen 
muß, ist das der Datenerfassung. Wie es sich in der eigenen Untersuchung zeigte, ist es zur 
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Zeit unmöglich, die in der MocIeliebene erstrebte umfassende Betrachtung aller möglichen 
Aspekte des Finanzierungsbereiches in der empirischen Uberprufung aufrecht zu halten. Dazu 
fehlt einerseits auf Seiten der Ökonomie zuverlössiges Datenmaterial Uber die Finanzbewe
gungen zwischen Haushalt und Unternehmen. Andererseits ist es fUr den Sozialwissenschaftler 
schwer, in den Ublichen Befragungsaktionen zuverlössige Sozialdaten in der geforderten Breite 
zu beschaffen. Um im Bereich der Finanzierung von Gartenbaubetrieben zu Aussagen zu kom
men, ist eine gemeinsame Arbeit von Ökonomen und Sozialwissenschaftlern in der Theorie
entwicklung und in der Methodik der Datenerhebung nötig. 

SchließI ich ist zu fragen, welchen Beitrag eine Verhaltenstheorie zum Ziel betriebswirtschaft
licher Forschung leisten kann, dem Unternehmer Entscheidungshilfen zu geben. Zum einen 
durfte dieser Ansatz grundsötzlich die Gefahr verringern, Problemlösungen zu entwickeln, 
die eher dem theoretischen Modell als dem Entscheidungsproblem der Praxis genUgen. Zum 
anderen kann ein Beitrag darin liegen, daß der Ökonom neben den betriebswirtschaftlichen 
Bedingungen die soziale und psychische Dimension des Problems erkennt und in seiner Lö
sungsempfehlung berUcksichtigt. Verhaltensorientierte Ökonomie kann somit eher zu Hand
lungsanweisungen fUhren, die die Ziele und Verhaltensweisen der Unternehmer berUcksich
tigen. 
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Die Uberbetriebliche Maschinenverwendung kann als wirksames Mittel zur Senkung der Pro
duktionskosten in der Landwirtschaft angesehen werden. Neben dem Kostensenkungseffekt be
wirkt ein Übergang von einzelbetrieblicher zu kooperativer Wirtschaftsweise jedoch auch we
sentl iche Vertlnderungen der Rahmenbedingungen, woraus sich eine Reihe spezifischer Proble
me ergeben. Der vorliegende Aufsatz beschtlftigt sich ausschließlich mit denjenigen Verän
derungen, die die Finanzierungssituation beeinflussen und mit den aus diesen veränderten Be
dingungen resultierenden Problemen. 

Diese Probleme sind zum Teil spezifisch fUr bestimmte Formen der uberbetrieblichen Zusam
menarbeit. Um eine entsprechend differenzierte Darstellung zu ermögl ichen, werden daher 
einleitend in Abschnitt 1.2 einige "Prototypen" Uberbetrieblicher Maschinenverwendung ab
gegrenzt. 
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Zur Kennzeichnung der jeweiligen Finanzierungssituation bei der DurchfUhrung von Investi
tionen werden fUr die verschiedenen Formen Uberbetrieblicher Maschinenverwendung dann in 
Abschnitt 2 die Mögl ichkeiten der Beschaffung von Fremdkapital und in Abschnitt 3 die Höhe 
des Kapitalbedarfs, dessen Verteilung auf die einzelnen Betriebe sowie die damit in Bezie
hung stehende Verteilung des Finanzierungsrisikos einander vergleichend gegenUbergestel/t. 

1.2 Abgrenzung der untersuchten Formen Uberbetrieblicher Maschinenverwendung 

In der landwirtschaftlichen Praxis hat sich eine Vielzahl von Typen Uberbetriebl icher Nutzung 
von Landmaschinen herausgebildet. In den folgenden Erörterungen wol/en wir uns auf vier 
"Prototypen" beschränken, die wir in Anlehnung an HAGE et al. (4) wie folgt beschreiben 
und voneinander abgrenzen 1): 

a) Maschinengemeinschaft (M-gem): Eine M-gem bezieht sich auf eine einzige Maschine 
und ist durch anteilmäßigen Besitz an dieser gekennzeichnet. Die Besitzanteile entspre
chen etwa dem (erwarteten) Nutzungsanteil. Die M-gem umfaßt nur wenige Mitgl ieder 
und besitzt keine geschäftsfuhrende Institution. Die Maschine steht den Mitgl iedern zur 
Benutzung zur Verfügung. 

b) Maschinengesellschaft (M-ges): Die M-ges kann sich auf eine oder mehrere Maschinen 
beziehen. Die Maschinen sind Besitz der M-ges (nicht deren Mitglieder). Die Mitglieder 
sind kapitalmäßig an der Gesel/schaft beteiligt, wobei die Kapitalbeteiligung nicht an 
die Nutzung der Maschine(n) gekoppelt ist. Die M-ges hat eine Geschäftsfuhrung. Die 
Mitgl ieder (u. U. auch Nichtmitgl ieder) können die Maschine gegen eine Gebuhr entlei
hen' wobei mit der Maschine evtl. ein von der Gesellschaft bezahlter Maschinenführer 
zur VerfUgung gestel/t wird. -

c) Maschinenring (MR): Der MR verfügt Uber eine Geschäftsfuhrung, die ausschi ießI ich ver
mittelnde Funktionen ausübt. Die Maschinen sind im Besitz der Mitglieder. Es wird grund
sätzlich Maschine plus Arbeit vermittelt. 

d) Lohnuntemehmer (LU): Der LU fungiert als Dienstleistungsbetrieb, der stets Arbeit plus 
Maschine anbietet. Die GeschäftsfUhrung (Vermittlung) wird vom LU selbst durchgefuhrt. 
Im Regelfall ist der LU Landwirt im Haupt- oder Nebenerwerb. 

Zur Finanzierung einer Masch ineninvestition stehen Kooperationen im wesen tl ichen die glei
chen Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung offen wie dem einzelnen Landwirt, also Eigenka
pital, Kapitalmarktdarlehen und öffentliche Finanzierungshilfen Z). Soweit Unterschiede be
stehen, beziehen sie sich auf die Konditionen zu denen Fremdkapital zur VerfUgung geste 1/ t 
wird. 

2.1 Kapitalmarktdarlehen 

Bei der Aufnahme von Kapitalmarktdarlehen werden Organisationen Uberbetrieblicher Zusam
menarbeit bzw. den ihnen angehörenden Landwirten in der Regel keine Sonderkonditionen 

1) Im Unterschied dazu grenzt etwa ZUREK (14) die Kooperationsformen nach (a) dem wirt
schaftl ichen Integrationsgrad und (b) der Bindungsintensität gegeneinander ab. 

2) Weitere, darüber hinaus bestehende Möglichkeiten der Finanzierung von Maschinenin
vestitionen (z. B. Leasing (Z)) werden wegen ihrer geringen praktischen Bedeutung nicht 
berUcksichtigt. 
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bei der Festlegung der maximalen Kredithöhe oder den Kreditkonditionen gewtihrt 1). FUr 
die Festlegung der maximalen Kredithöhe ist entscheidend, inwieweit eine Absicherung des 
Kreditvolumens bei den Einzellandwirten möglich ist. Bei entsprechenden Absicherungsmög
Iichkeiten kann ein Investitionsobjekt bis zu 100 % Uber Kapitalmarktdarlehen finanziert 
werden. Durch die Beteiligung mehrerer Landwirte an einer Investition wird die Absicherung 
größerer Darlehen erleichtert. 

Bei Kooperationen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft (KG a.A., GmbH, AG) bei 
der die Haftung der beteiligten Mitglieder beschrtinkt ist, ist Ublicherweise eine Beleihung 
des Investitionsobjektes bis zu 60 % der Investitionssumme mögl ich. 

Kooperationen in der Rechtsform einer Genossenschaft werden allerdings von den Genossen
schaftsbanken auch ohne Absicherung bei den Einzel landwirten bis zu 80 - 90 % der erforder
lichen Investitionssumme zur VerfUgung gestellt, sofern eine entsprechende Rentabilittit der 
Investition nachgewiesen werden kann. DarUber hinaus werden die Kredite zu Konditionen 
angeboten, die sich an der unteren Grenze der ubl ichen Darlehenskonditionen bewegen. Ge
genUber den einem Einzellandwirt gewtihrten Konditionen bedeutet dies z.Zt. etwa eine 
Zinsverbilligung von ca. 0,5 %. 

2.2 Öffentliche Finanzierungshilfen fUr Kooperationen 

Eine Kooperation kann öffentl iche Hilfen erhalten fUr 
a) die Finanzierung der Maschineninvestition sowie 
b) die Abdeckung der GrUndungs- und Verwal tungskosten. 

Die Förderung erfolgt bundesweit Uber das einzelbetriebliche Förderungsprogramm (EFP) im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 
(15, 17). Daneben existieren ltinderspezifische Programme zur Förderung des uberbetriebli
ehen Maschineneinsatzes. 

Bei der Förderung nach dem einzeibetriebi ichen Förderungsprogramm ist die Rechtsform der 
uberbetriebl ichen Zusammenarbeit ohne prinzipielle Bedeutung sofem der Gesellschaftsver
trag bestimmten Bedingungen genUgt hinsichtl ich 
- Erwerb und Verlust der Mitgl iedschaft, 
- Möglichkeit der Übertragung von Aktien oder Geschtiftsanteilen, 
- den Organen der Gesellschaft, deren Aufgaben und die Art der Beschlußfassung sowie 
- die Dauer des Bestehens der Kooperation. 

Die Förderung im Rahmen einer Kooperation ist allerdings auf Kooperationen beschrtinkt, bei 
denen alle Beteil igten Haupterwerbslandwirte (auch Ptichter, Verptichter oder juristische Per
sonen) sind oder bei denen die Kooperation auf eine unmittelbare Fltichenbewirtschaftung ge
richtet ist und die geplante Investition im Interesse der Kooperation vorgenommen wird. Ge
fördert werden dabei die an der Kooperation beteil igten Landwirte, nicht die Kooperation 
selbst. Bei Maschinengemeinschaften ohne Gesellschaftsvertrag entspricht die Förderung stets 
der Förderung der Einzelbetriebe . 

Jedem an einer Kooperation beteiligten Haupterwerbslandwirt, dessen Betrieb den Kriterien 2) 

1) Die AusfUhrungen dieses Abschnitts beruhen im wesentlichen auf AuskUnften von Landes
bank, Landkreditbank und Landesgenossenschaftsbank in Schleswig-Holstein. 

2) Vergleiche (15) . 

465 



eines "entwicklungsftlhigen" Betriebs genUgt, bleibt es freigestellt, die Förderung im Rahmen 
der Kooperation oder als Einzeluntemehmer wahrzunehmen. In "nichtentwicklungsftlhigen" 
Haupterwerbsbetrieben werden Maschineninvestitionen einzelbetrieblich nicht gefördert, wenn 
eine Beteiligung an einer uberbetrieblichen Maschinennutzung möglich und zumutbar ist. FUr 
Nebenerwerbslandwirte ist eine Förderung nur im Rahmen einer Kooperation möglich. Die För
derung von nichtentwicklungsftlhigen Haupterwerbs- oder Nebenerwerbsbetrieben ist bei Uber
betriebl icher Maschinennutzung auf Kooperationen beschrtlnkt, die auf eine unmittelbare 
Fltlchenbewirtschaftung gerichtet sind und soweit eine geplante Investition im Interesse der 
Kooperation vorgenommen wird. Sie können in diesem Fall einmalig in einem Zeitraum von 
4 Jahren fUr ein förderungsfl:!higes Investitionsvolumen bis zu 12.000, -- DM einen Zuschuß 
von 15 % erhalten. 

Nehmen entwicklungsfl:!hige Betriebe öffentliche Finanzierungshilfen nach dem EFP im Rahmen 
einer Kooperation wahr, muß das förderungsfl:!hige Investitionsvolumen mindestens 20.000 DM 
je Vorhaben fUr einen Zeitraum von höchstens 4 Jahren betragen und darf 1 Mill ion DM nicht 
ubersteigen. Der einzelne Landwirt kann fUr den auf ihn entfallenden Anteil an der förderungs
fl:!higen Investitionssumme Förderung nach dem EFP erhalten. 

Die Höhe des förderungsfl:!higen Investitionsvolumens sowie die Förderungssumme werden durch 
die Auf teilung der Investitionssumme auf mehrere Landwirte insgesamt nicht beeinflußt, sofem 
jeder Anteil mindestens 20.000, -- DM betrl:!gt. 

In Übersicht 1 sind die wesentlichsten Förderungsmöglichkeiten nach dem EFP fUr entwick
lungsfl:!h ige Haupterwerbsbetriebe zusammengestell t. 

Als Beispiel fUr Il:!nderspezifische Förderungsprogramme sind in Übersicht 1 daruber hinaus die 
Förderungsrichtlinien Schleswig-Holsteins angefUhrt. Danach können Landwirte in Personen
vereinigungen ZuschUsse in Höhe von bis zu 15 % des förderungsfahigen Investitionsvolumens 
(max. 3.000, -- DM/Jahr) erhalten, sofem die Summe der beihilfefahigen Investitionen in 
einem 12-monatigen Zeitraum mindestens 10.000,-- DM betragt (18). 

An einer Kooperation beteiligte Landwirte können neben diesen direkten Hilfen zur Finanzie
rung ihrer Investitionen auch ZuschUsse zu den GrUndungs- und Verwaltungskosten der Koope
ration erhalten. FUr Maschinengemeinschaften im hier definierten Sinne kommt diese Förde
rung nicht in Betracht, da definitionsgemaß keine Verwaltungskosten entstehen. 

Die wichtigsten Förderungsmögl ichkeiten sind in Übersicht 1 fUr Masch inengesellschaften und 
in Übersicht 2 fUr Maschinenringe zusammengestellt. In Übersicht 2 fallt auf, daß zwei Lan
der (Bayem, Niedersachsen) die Förderung auf MR mit hauptberuflichem GeschaftsfUhrer be
schranken, in den Ubrigen Landem werden in der Regel auch MR mit nebenberuflichem Ge
schaftsfUhrer gefördert. Erhebliche Unterschiede ergeben sich in der Höhe und den Madali
taten der gewahrten ZuschUsse. So unterscheiden die Lander Schleswig-Holstein, Nieder
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland zwischen einer etwas höheren 
Start- und der Grundförderung, die Ubrigen Lander gewahren eine von Anfang an konstante 
Förderung. 

Da zum Teil prozentuale Angaben, ergl:!nzt durch Höchstbestimmungen, zum Teil nur absolute 
Betrage, ausgewiesen werden, ist es nur bedingt mögl ich, zwischen den U:lndern zu verglei
chen. Nimmt man einen Personal- und Sachaufwand von 60.000,-- DM/Jahr (fUr 1974) an, 
so kommt man in den einzelnen Bundeslandem zu folgenden Förderungsbetrl:!gen (Grundförde
rung) bei hauptberuflicher Geschl:!ftsfuhrung: SH (35 v.H.), N (15 v.H.), NW (17 v.H.), 
H (15v.H.), RP(42v.H.), BW(60v.H.), Boy (ca. 75v.H.). . 
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Übersicht 1: Staatliche Finanzhilfen für Maschineninvestitionen 

Maschinen-
Einzel- gemein- Maschinen- Maschinen- 1 
betrieb schaft 1 ) ring 1) gesellschaft ) 

Förderung des 2 - Zinsverbilligung bis 4 % für max. 50 % des förderungs fähigen Investitions-
Einzelbetrie~rs ) volumens (fI) 
nach dem EFP - Förderungsfähig max. 145.000,-- DM/AK bzw. 600.000,-- DM/Unternehmer 

- Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM 
- Mindesthöhe der zu verbilligenden Kredite: 10.000,-- DM/Jahr 

------------------ ----------------------------------------------------------------------------------
Ergänzende - Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM je Vorhaben für einen 
Bestimmungen Zeitraum von max. 4 Jahren 
f. Kooperationen - Förderungsfähig: max. 1 Million DM 

I 

Länderspezifische Zuschuß an Landwirte in Personenvereinigungen mit mind. 5 Mit-
Förderung von In- gliedern (Inh. landw. Betriebe): 
vestitionen in - Zuschuß bis 15 % des fI, maximal 3.000,-- DM je Empfänger 
Kooperationen und Jahr 
(Beispiel: S.-H.) - Mindesthöhe des fI 'je Betrieb: 10.000,-- DM 

Zuschüsse zu Länderspezifische Erste 3 Jahre nach Grü~fung 
Gründungs- und Regelungen für Zuschüsse nach dem EFP 
Verwaltungskosten - Startförderung (max. 5.000,-- DM/Mitglied 
einer Kooperation und max.15.000,-- DM insgesamt) 

- fortlaufende 1. Jahr bis 60 % der angemessenen 
Grundförderung 2. Jahr bis 40 % Gründungs- u. 

3. Jahr bis 20 % Verwaltungs-
kosten 

1) Siehe Definition Abschnitt 1 .2 
2) Entwicklungsfähige HauptelWerbsbetriebe 
3) EFP = Einzelbetriebliches Förderungsprogramm im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

9uellen: (15), (17) und (18). 



Übersicht 2: Maßnahmen der Bundesländer zu Artikel 12 der Richtlinien Nr. 72/1 59/EWG: 

L a n d 

Schleswi~r 
Holstein 

Nieder-
sachsen 

Nordrhein-
~'lestfalen 

iie&sen 

Rheinland
Pfalz 

Förderung von Maschinenringen 

Bezeichnung der Begünstigte Maßnahme 

Förderung von MR 1 ) mit haupt-
Maschinenringen amtlichen oder 

nebenamtlichen 
GF3 ) 

Förderung von MR mi t haupt-
Maschinenringen beruflichen GF 
mi t hauptberuf-
lichem GF 

Förderung von MR mi t hauptbe 
Maschinenringen ruflichem GF 

mit nebenbe-
rufliehem GF 

mi t ehrenamt-
liehem GF 

Landesbe.ihilfen MR,ldw. KOop. , 
an landtechni - Idw. Verände, 
sehe Förderge- Vereine zur 
meinschaften Landschafts-

pflege etc. 

Förderung der Ma- -Maschinen-u. 
schinen-u. Be- Betriebshilfs
triebshilfsringe ringe mindest. 
(MBR) 150 Mitglieder 

Modal! täten und Höhe der 
Förderung 

1. Startförderung nur bei hauptbe-
ruf!. GF: 550,-- DM je Mitglied 
bis zu 27.450,-- DM je MR 

2. Grundförderung 
a) hauptberufl. GF: 1.-5. Jahr bis 
zu 50 % der nachgew. Pers.-u.Sach-
kosten max. 15.000 DM/Jahr, ab 6. 
Jahr bis zu 50 % max. 20.500 DM/ 
Jahr 

b) f.MRrnit nebenberufl. GF: bis z 
50 % d.nachgew• Pers.-u. Sachkoste 
max. 4.000 DM/Jahr 

a) Grundf5rderung 
25 % Beihilfe bis zu max. 9000 DM 

b) zusätzliche Startf5rderung 
(Beihilfe) 
1. Jahr 7500 DM/Jahr 
2. Jahr 5000 DM/Jahr 
3. Jahr 2500 DM/Jahr 

50 % der Personal- u. Sachkosten ,max. 
1. Jahr 15.500,-- DM, 
2. Jahr 11.000,-- DM, 
ab 3. Jahr 10.000,-- DM/Jahr 

50 % , rnax. 1. Jahr 5.000,-- DM, 
2. Jahr 4.000,-- DM, 

ab 3. Jahr 3.000,-- DM/Jahr 

max. 1.000,-- DM/Jahr 

Ji 50 ~ der Sach- u. 0rgö.nisacions-
kosten bis zu 4.000,-- DM/Jahr 

2) bis zu 4.200,-- DM/Jahr für die 
Kosten der Geschäftsführung 

3) ZuschUsse zu den Aus- u. Fortbil-
dungskosten von Betriebshelfern 

MBR mit hauptberuflichem GF: 1. Jahr 
75 % der Personal- u. Saehkosten bis 
max. DM 25.000,--
2. Jahr 60% bis max. DM 25.000,-
ab 3. Jahr 50% bis max. DM 25.000,--

MBR mi t nebenberuf 1. GF für die Dauer 
v. 5 Jahren 40% bis max. DM 4.000,--/ 
Jahr 
MBR mit hauptberuf!. GF degressive 
Beihilfe für die An1aufzei t 

Baden- Förderung von MR,deren Ge- 60 % pro Jahr zu den Personal- u. 
~mberg Maschinenringen schäftsfUhrung Sachkosten der Geschäftsführung 

von den Mit-

1) 
2) 
3) 

MR: 
MBR: 
GF: 

Förderung von 
hauptberuflich 
geführten Ma
schinen-u. Be
triebshilfsringen 

Maschinenring 

gliedern getra-
gen wird 

Kuratorium 
bayerischer 
Maschinenringe 

Das Kuratorium bayerischer Maschinen
u. Betriebshilfsringe stellt die 
hauptberuflichen Geschäftsführer für 
die einzelnen Maschinen- u. Betriebs
hilfsringe an. 
80% zu den Personalkosten 
50 % zu den Sachkosten 

Maschinen- und Betriebshilfsringe 
GeschäftsfUhrer 

Rechts-
grundlage 

Richtlinien 
6.4.1974 

~ichtlinien 
om 

11.12.1974 

Richtlinien 
. 4.2.1975 

RiciH_l.inien 
8.3.1975 

ähr1iche 
Zuwendungs
bescheide 
(18.4.1974) 

Jährliche 
Zuwendungs
bescheide 

Haushai tsrn! ttel 

1972:0,13 Mio D 
1973:0,14 Mio D 
1974:0,15 Mio D 
1975:0,175 Mio D 

1972:0,348 Mio DJ 
1973:0,356 Mio DJ 
1974: 0,299 Mio DJ 
1975:0,329 Mio DJ 

1973:0,058 Mio Dl 
1974:0,078 Mio Dl 
1975: 0,150 Mio Dl 

19;5:0,08 ivilu ÜL' 

1975:0,015 Mio m 

1974:0,395 Mio Df. 
1975:0,350 Mio Dl-

1973:0,025 Mio D> 
1974:0,02 Mio D~ 
1975:0,02 Mio DfJ 

Richtlinien 1972:0,04 Mio DM 
v. 10.7.1973 1973:0,08 Mio DM 

1974:0,12 Mio DM 

Gesetz zur 
Förderung d. 
bayerischen 
Landwirtseh. 

.27.10.1970 
Richtlinien 
v. 20. 3.1973 

1972: 2,0 Mio DM 
1973: 2,3 Mio DM 
1974: 2,3 Mio DM 
1975: 3,0 Mio DM 

Quelle: Bundesministerium fUr Ernöhrung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei, BML 521-1261. 
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Übersicht 3: Staatliche Finanzhilfen fUr Maschineninvestitionen in lohnuntemehmen 

L a n d F ö r der u n g 

Baden-Württemberg - Zuschuß bis zu 30 % des förderungs fähigen Investitions-
volumens (max. 25.000,-- DM je Betrieb und Jahr) 

- Einzelbetrieb erhält höchstens 100.000,-- DM insgesamt 
- Mindesthöhe des fI: 20.000,-- DM 

Hessen (bestimmte Gebiete - - Zinsverbilligung bis 4 - 5 % 
Höhen-Gemeinden, usw.) - Mindesthöhe des fI: 8.000,-- DM 

- Für Sondermaßnahmen zusätzlich Zuschüsse von bis 
zu 10 - 15 % (einzelne Maschinen höher). Höchstbe-
trag 6.000,-- DM/Gerät. 

Rheinland-Pfalz - Zuschüsse bis zu 30 % des fI 

SChleswig-Holstein - Zuschuß bis zu 15 % des fI 
- Höchstbetrag 3.000,-- DM je Empfänger und Jahr 
- Mindesthöhe des fI: 10.000,-- DM 

-- _._.~-

Quellen: (16), (18), eigene Erhebungen. 
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Landw i rtschaftl iche gewerbi iche Lohnunternehmer sind von der landwirtschaftlichen öffentl i
chen Förderung im allgemeinen ausgeschlossen. Eine Ausnahme bilden zur Zeit die U::inder 
Baden-WUrttemberg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Hessen. Diese Lönder fördern 
Maschineninvestitionen in Lohnunternehmen uber Zinsverbill igung oder ZuschUsse zum Investi
tionsvolumen, die beispielsweise in Baden-Wurttemberg und Rheinland-Pfalz bis zu 30 % des 
förderungsföhigen Investitionsvolumens betragen können (vgl. Übersicht 3) . 

Daneben können Lohnunternehmer als Gewerbebetriebe auch Fördermittel in Anspruch nehmen, 
die zur Förderung der gewerbi ichen Wirtschaft vergeben werden. Es sind dies vor allem zins
gUnstige Kredite im Rahmen der Mittelstandsstrukturprogramme der Wirtschaftsministerien, 
deren Zinssatz zur Zeit etwa 1 - 2 % unter dem vergle ichbaren Kapitalmarktdarlehen liegt 
(19) . 

2.3 Zusammenfassung 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß bei einer Investition in uberbetriebl ich genutzte 
Maschinen trotz der bestehenden länderspezifischen Sonderregelungen bei der Beschaffung 
von Fremdkapital mit Konditionen gerechnet werden kann, die im wesentlichen denjenigen 
beim Kauf ausschließlich einzelbetrieblich genutzter Maschinen entsprechen. 

Zu ergänzen ist, daß es bei bestimmten Formen der uberbetriebl ichen Maschinenverwendung 
(Lohnunternehmen, Maschinengesellschaften) theoretisch mögl ich ist, sektorfremdes Kapital 
zur Finanzierung des Eigenkapitalanteils einzusetzen. Dabei ist jedoch zu berUcksichtigen, 
daß eine evtl. zur Verbreiterung der Kapitalbasis gewUnschte Einbeziehung sektorfremder Be
teiligungen zum Ausschluß staatlicher Finanzierungshilfen fuhren und dann unwirtschaftlich 
werden kann. 

~~~~~s..: Steuerliche Behandlung von Organisationen uberbetrieblicher Zusammenarbeit 

Wie bereits ausgefUhrt, hat die Form der uberbetrieblichen Maschinenverwendung einen ge
wissen Einfluß auf die Finanzierungsbedingungen. Von größerer Bedeutung in der Praxis er
weist sich jedoch die umgekehrte Beziehung, daß die Form der Kooperation von den Finan
zierungsmögl ichkeiten der einzelnen landwirtschaftl ichen Betriebe abhängt. 

In diesem Fall ergibt sich eine Interdependenz zwischen den Finanzierungsmtsgl ichkeiten der 
Betriebe und der, durch den daraus abgeleiteten Kooperationstyp bestimmten, steuerlichen 
Behandlung der Aktivitäten im einzelnen Mitgl iedsbetrieb sowie im Geschäftsbetrieb der Ko
operation. Auf die steuerl iche Behandlung von Kooperationen soll hier kurz eingegangen 
werden, wobei zu berucksichtigen ist, daß gerade die Frage der Besteuerung im Agrarsektor 
in der politischen Diskussion ist und sich hier relativ kurzfristig Änderungen ergeben kön
nen I}. 

In verschiedenen Steuergesetzen gibt es fUr die Besteuerung der Landwirtschaft eine Reihe 
von Bestimmungen, die sich fUr die von diesen Vorschriften betroffenen Unternehmer vorteil
haft auswirken. Hierzu gehören als wichtigste 
a} bei der Einkommenssteuer die Gewinnermittlung der nicht zur Buchfuhrung verpflichteten 

Landwirte nach Durchschnittssätzen, 
b} Pauscha I regel ungen be i der Umsatzsteuer und 
c} die Befreiung von der Gewerbesteuer. 

I} Zum Problem der steuerl ichen Behandlung von Kooperationen vgl. u a. HAGE und 
KROESCHELL (3) und JOSTEN (6), der die seit 1971 eingetretenen Änderungen im 
Steuerrecht darstell t. 
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Übersicht 4: Steuerliche Behandlung verschiedener Formen uberbetrieblicher Maschinenverwendung 

Tätigkeitsbe
reich des 
Einzelbetriebs 

Geschäftsbe
trieb der 
Kooperation 

Landwirtsch. 
Einzelbetrieb 
(z. Vg1.) 

Zusammenarbeit v. Einzelbetrieben 
in der Rechtsform einer 

Genossenschaft 
bzw. eines Vereins 

1) Keine Gewerbesteuer 

Kapitalgesellschaft1) 

2) Sonderregelungen bei der Einkommenssteuer (z. B. Gewinn
ermittlung für nicht buchführungspflichtige Landwirte 
nach Durchschnittssätzen) 

3) Sonderregelungen bei der Umsatzsteuer 

1) Keine Gewerbesteuer 
2) Keine Körperschafts-

steuer 
3) Keine Vermögenssteuer 

~~g!!!gy!!g~!H. 
-Beschränkung des Ge-
schäftsbetriebs auf 
steuerbegünstigte Tätig
keiten2) 

-Zweckgeschäfte ausschl. 
m. Mitgliedern, die Land 
wirte i.S. des Steuer
rechts 

Ikeine Sonder
Iregelungen 

1) Sowie Genossenschaften, deren THtigkeit nicht den formul ierten besonderen Bedingungen genUgt. 
2) hier: gemeinschaftliche Nutzung von Maschinen, VermittlungstHtigkeit von Maschinenringen. 

~ Quellen: JOSTEN (6), eigene Erhebungen. 

Lohnunternehmer 

keine Sonder
regelungen 



Diese vorteilhaften Besonderheiten in der Besteuerung bleiben fUr landwirtschaftliche Betriebe, 
die sich an uberbetrieblicher Nutzung von Landmaschinen beteiligen, unabhöngig von der ge
wöhlten Rechtsform der Zusammenarbeit, erhalten, soweit es den Tötigkeitsbereich des Ein
zelbetriebs betrifft. 

Bei einer Reihe von Rechtsformen wird jedoch der Geschöftsbetrieb der Kooperation selbst 
einer Besteuerung untelWorfen. Solche steuerl ichen Hemmnisse der uberbetri ebl ichen Zusam
menarbeit sind insbesondere auf dem debiet der Körperschafts-, Vermögens- und Gewerbe
steuer fUr ZusammenschlUsse in der Rechtsform einer Genossenschaft bzw. eines Vereins be
seitigt worden. Voraussetzung ist allerdings, daß (vgl. auch Ubersicht 4) 
0) sich der Geschöftsbetrieb auf steuerbegUnstigte Tlitigkeiten (d. h. etwa die gemeinschaft

liche Nutzung von Maschinen oder die Vermittlungstötigkeit von Maschinenringen) be
schrönkt und 

b) Zweckgeschöfte nur mit Mitgl iedern abgeschlossen werden, die Landwirte im Sinne des 
Steuerrechts sind. 

Dieser letztere Aspekt schI ießt beispielsweise die Anwendung der steuerLichen Sonderrege
lungen auf Maschinenringe aus, in denen ein gewerb I icher Lohnunternehmer Mitgl ied ist. 
FUr ZusammenschlUsse in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft gelten demgegenUber keine 
steuerl ichen Sonderregel ungen. Dasselbe trifft auf .gewerbl iche Lohnunternehmen zu. 

3 Form der Uberbetrieblichen Zusammenarbeit und Finanzmittelbedarf 

Von entscheidender Bedeutung fUr die Finanzierung von Investitionen ist die Höhe des Kapi
talbedarfs. Bei der vergleichenden Betrachtung Uberbetrieblicher Aktivitöten ist dabei jedoch 
nicht nur der Kapitalbedarf insgesamt zu berucksichtigen, sondern daneben auch die Vertei
lung dieses Kapitalbedarfs auf die kooperierenden Betriebe. 

3.1 Höhe des Kapitalbedarfs 

Mit der Uberbetrieblichen MaschinenvelWendung wird eine Verringerung des Kapitalbedarfs 
dadurch elWartet, daß 
a) die einzelnen Maschinen in der Kooperation einen höheren Auslastungsgrad erreichen als 

im Einzelbetrieb, und 
b) bei Uberbetriebl ichem Einsatz evtl. Maschinen eingesetzt werden können, die bei voller 

Auslastung einen geringeren Kapitalbedarf je ha bzw. je Einsatzeinheit haben als entspre
chende, in ihrer Kapazitöt den einzelbetrieblichen Erfordernissen angepaßte Maschinen 1). 

FUr die Analyse der Möglichkeiten durch Uberbetriebliche Zusammenarbeit eine verbesserte 
Auslastung von Maschinen zu erreichen, elWeist es sich als zweckmößig zwischen 
a) Uberkapazitöten aufgrund der Unteilbarkeit von Maschinen und 
b) Überkapazitöten, die zur Abdeckung des Einsatzrisikos mehr oder minder bewußt bereit-

gestellt werden 
zu unterscheiden. 

Überkapazitöten, die aus der Unteilbarkeit von Maschinen resultieren, lassen sich mit den 
hier betrachteten Formen der Uberbetrieblichen MaschinenvelWendung (M-gem, MR, M-ges, 
LU) mehr oder weniger vollstöndig abbauen. Eine gewisse Einschrönkung ist bei den Maschi
nengemeinschaften zu machen, da die Zahl der notwendigen Betriebe zur vollstöndigen Aus-

1) Vgl. dazu unter anderem SECKER (1) und KÖBKE (7). 
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schöpfung der Uberkapazitäten von Maschine zu Maschine schwankt und zudem auch wesent-
I ich durch die Anbauorganisation bestimmt wird. Will ein Betrieb durch Beteiligung an 1Vv:J
schinengemeinschaften alle Uberkapazitäten vermeiden, müßte er mit jeder IVv:Jschine an einer 
Maschinengemeinschaft mit unterschiedlicher personeller Zusammensetzung beteiligt sein, 
was sicher erhebliche organisatorische Probleme mit sich bringen würde. 

Ein völl ig anderes Bild ergibt sich bezUg I ich des Abbaus von Uberkapazitäten, die zur Redu
zierung des Einsatzrisikos bereitgestellt werden. Dieses Risiko resul tiert aus Unsicherheiten 
über 
bl) die effektiven Ausfallzeiten, 
b2) die verfügbare Einsatzzeit und 
b3) die notwendige Zahl von Einsatzeinheiten. 

Bezügl ich des Ausmaßes dieser Unsicherheiten bestehen zwischen Einzelbetrieb und Maschi
nengemeinschaft keine Unterschiede. Die zur Abdeckung des Risikos notwendigen Kapazi
tätsreserven werden im Einzelbetrieb allerdings häufig bereits durch die Uberkapazitäten er
reicht, die aus der beschränkten Teilbarkeit von Maschinen resultieren, während in Maschi
nengemeinschaften mit in der Regel höherem durchschnittlichem Ausl(lstungsgrad diese Unsi
cherheiten kapazitätswirksam werden. Weiterhin ist zu beachten, daß zu geringe Kapazitäts
reserven in extremen Jahren zu zusätzl ichen Kosten oder zu Nutzenentgang fuhren können, 
die (der) in M-gem auf die beteil igten Betriebe "aufgeteilt" werden mUssen (muß). Zur Ver
meidung dieses Verteilungsproblems wird man in der M-gem tendentiell etwas größere Kapa
zitätsreserven zur Abdeckung des Einsatzrisikos einplanen als im Einzelbetrieb . 

Betrachtet man die Gesamtheit aller zu einem Maschinenring gehörenden Betriebe, so ergibt 
sich gegenUber dem Einzelbetrieb eine etwas geringere Schwankung der jährl ichen Relation 
zwischen Kapazität und Bedarf, da zumindest bezügl ich der Ausfallzeiten ein zwischenbe
trieblicher Ausgleich stattfindet. In Einzelfällen ist auch eine Verringerung der Variation 
der verfUgbaren Einsatzzeit und der Zahl der notwendigen Einsatzeinheiten denkbar, sofern 
nicht alle Betriebe der gleichen Witterung ausgesetzt sind. 

Bei der Betrachtung der Situation bei den beteil igten Einzelbetrieben ist zwischen "leistungs
nachfragenden" und "leistungsanbietenden" Betrieben zu differenzieren, wenn man beruck
sichtigt, daß zumindest ein Teil der nachfragenden Betriebe fUr bestimmte Arbeiten sowohl 
eigene Maschinen einsetzt als auch solche des Maschinenrings. Alle Betriebe mit gemischter 
Einsatzweise werden Engpässe, die sich gelegentl ich ergeben, durch eine Erhöhung der Nach
frage nach Leistungen des MR auszugleichen versuchen. Dadurch werden Risiken der nachfra-o, 

genden Betriebe auf die Anbieterbetriebe ubertragen, was bei diesen zu einer erheblichen 
Zunahme der Unsicherheit uber die notwendige Zahl von Einsatzstunden fuhrt. Eine RUckver
weisung dieses Risikos an die einzelnen Nachfrager ist in den meisten Maschinenringen prak
tisch nicht mägl ich, da die Nachfrager zur Zeit in der Regel in der wirtschaftl ich stärkeren 
Position sind. 

In Maschinengesellschaften läßt sich im allgemeinen die zu erwartende Nachfrage nach Lei
stungen besser als in MR quantifizieren, da bei ihnen im Unterschied zu MR in der Regel eine 
bestimmte Abnehmergruppe fest einer Maschine zugeordnet werden kann. Witterungsbedingte 
Schwankungen treffen Maschinengesellschaften in gleichem Maße wie Einzelbetriebe. Zu 
ihrem Ausgleich werden M-ges allerdings im Vergleich zum Einzelbetrieb tendentiell größere 
Kapazitätsreserven bereitstellen, um das bei Maschinengemeinschaften diskutierte "Vertei
lungsproblem" zu umgehen. Andererseits ist in Maschinengesellschaften (sofern mehrere 
gleichartige Aggregate existieren) mit einem etwas geringeren Ausfall risiko zu rechnen. 
Faßt man diese verschiedenen Aspekte zusammen, wird man davon ausgehen können, daß 
M-gesellschaften zur Abdeckung des Einsatzrisikos in etwa dieselben Kapazitätsreserven be
reitstellen müssen wie Einzelbetriebe. 
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Da Lohnunternehmer nicht nur mit anderen Formen uberbetrieblicher Maschinennutzung kon
kurrieren, sondern auch untereinander in starker Konkurrenz stehen, ist davon auszugehen, 
daß diese es sich nicht leisten können, diejenigen Nachfrager nicht zu bedienen, die nur 
gelegentlich an sie herantreten. Da im Nonnalfall den Lohnunternehmern darUber hinaus 
keine Organisation zur VerfUgung steht, die die anfallende Nachfrage zu kanal isieren ver
sucht 1), sind sie im allgemeinen gezwungen, aus WettbewerbsgrUnden relativ große Kapa
ziUltsreserven zu halten. 

In Obersicht 5 sind die fUr die verschiedenen Fonnen der uberbetrieblichen Maschinenverwen
dung diskutierten Beziehungen zusammengestellt. Die Zeile "Einzelbetrieb" dient dabei als 
Vergleichsgröße. In der letzten Spalte werden die subjektiven Schötzungen der Verfasser be
zUgIich des Umfanges der notwendigen Kapazitötsreserven in Relation zum Einzelbetrieb wie
dergegeben . 

Bei Uberbetrieblicher Maschinenverwendung kann evtl. durch den Einsatz "großer" Maschi
nen eine zusötzliche Senkung des notwendigen Kapitalbedarfs je Einsatzeinheit erreicht wer
den. Eine vollstöndige Ausschöpfung dieser Degressionseffekte ist beim heutigen Stand der 
Technik nicht (mehr) in allen Formen des uberbetrieblichen Maschineneinsatzes möglich 2). 

So ist beispielsweise in Maschinengemeinschaften mit klein- und mittelböuerlicher Mitglie
derstruktur die zur vollstöndigen Auslastung der jeweils kapitalsparendsten Maschinengrtsße 
bei einer Reihe von Maschinen notwendige Zahl von Mitgliedern so groß, daß erhebliche 
organisatorische Probleme entstehen. 

In Maschinenringen werden mögl iche Degressionseffekte höufig deshalb nicht voll genutzt, 
weil die leistungsanbietenden Betriebe nicht gewillt bzw. in der Lage sind, die Finanzierung 
dieser Maschinen zu Ubernehmen. 

Relativ unproblematisch ist die Anschaffung von Maschinen mit sehr hohem Gesamtkapitalbe
darf demgegenUber in Maschinengesellschaften, da hier eine beliebige StUckelung der Finan
zierung möglich ist. Sofern die Maschine in diesem Fall nicht von allen an der Finanzierung 
beteiligten Mitgliedern genutzt wird, entstehen auch keine größeren organisatorischen Pro
bleme. 

Bei Lohnunternehmern sind der Ausnutzung von Verfahrensdegressionen evtl. in öhnlicher 
Weise wie bei Maschinenringbetrieben finanzielle Grenzen gesetzt. 

Die im Vergleich zu anderen Formen der Uberbetrieblichen Maschinenverwendung gUnstige 
Bewertung von Maschinengesellschaften ist allerdings nur von beschrönkter Bedeutung fUr die 
Praxis, da 
a) die Zahl der Maschinen, die einen so hohen Finanzmittelbedarf aufweisen, daß sie von 

Maschinenringbetrieben oder Lohnunternehmern in der Regel nicht getragen werden können, 
noch relativ gering ist und 

b) die bezuglieh des Kapitalbedarfs je Einsatzeinheit bei vielen Maschinentypen existierende 
Verfahrensdegression höufig mit zunehmender Maschinengröße abnimmt. 

1) Von Lohnunternehmern, die gleichzeitig Mitglieder eines MR sind, abgesehen. 

2) Vgl. auch BECKER (1) . 
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Ubersicht 5: Notwendige KapazitHtsreserven von größeren landwirtschaftlichen Maschinen sowie Höhe 
des Kapitalbedarfs bei verschiedenen Formen uberbetrieblicher Maschinenverwendung 
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Faßt man die Ausführungen über die Mögl ichkeiten der Kapazitl:ltsauslastung sowie der 
Nutzung von Verfahrensdegressionen im Rahmen verschiedener Formen überbetrieblicher 
Maschinenverwendung zusammen, so ergibt sich bezügl ich der Höhe des Kapitalbedarfs je 
Einsatzeinheit in etwa folgendes Bild: 

a) Maschinengesellschaften können die Degressionsvorteile im Kapitalbedarf am besten 
nutzen, insbesondere bei sehr teuren Maschinen. 

b) Ähnl ich günstige Bedingungen sind in Maschinenringen mögl ich, wobei allerdings hl:lufig 
wegen 
- der Unsicherheit bezügl ich der zu erwartenden Nachfrage relativ hohe Kapazitl:lts

reserven angelegt werden und unter Umstl:lnden 
- auf die Ausschöpfung aller Degressionseffekte bei sehr teuren Maschinen verzichtet 

werden muß, sofern sie die Finanzierungsmöglichkeiten der anbietenden Einzelbetriebe 
übersteigen. 

c) Maschinengemeinschaften bieten nur begrenzte Möglichkeiten der Nutzung von Verfah
rensdegressionen . Dennoch I iegt der Kapitalbedarf je Einsatzeinheit wegen der Reduzie
rung von Überkapazitl:lten, die aus der begrenzten Teilbarkeit von Wlaschinen resultieren, 
hl:lufig wesentl ich unter dem von Einzel betrieben. 

cl) In Lohnunternehmen ist der Kapitalbedarf je Einsatzeinheit (von speziellen Bedingungen 
abgesehen) höher als in den betrachteten kooperativen Formen überbetrieblicher Maschi
nenverwendung. 

3.2 Verteilung des Kapitalbedarfs auf die Betriebe 

Bei manchen Formen überbetriebl icher Zusammenarbeit weicht der auf die beteil igten EinzeI
betriebe entfallende Anteil am zu finanzierenden Investitionsvolumen erhebl ich gegenüber 
der Verteilung bei einzelbetriebl icher Investition ab. Durch die Verteilung des Kapitalbe
darfs und damit durch die Form der überbetriebl ichen Zusammenarbeit wird auch bestimmt, 
inwieweit ei~e durch überbetriebliche Maschinenverwendung ermöglichte Reduzierung des 
Investitionsvolumens den beteil igten Einzelbetrieben zugute kommt. 

Unterstellt man, daß in Maschinengemeinschaften die Einzelbetriebe am Finanzierungsauf
kommen jeweils proportional zum Umfang der Nutzung einer Wlaschine herangezogen werden, 
ergibt sich eine geringfügige Verlagerung des Investitionsaufkommens zu Betrieben mit höhe
rem Leistungsanspruch. Bei ihnen ist die Einsparung von Überkapazitl:lten, die aus der be
grenzten Teilbarkeit von Maschinen resultieren geringer. Insgesamt dürften die Auswirkungen 
einer M-gem auf die Verteilung des Kapitalbedarfs allerdings von vergleichsweise geringer 
Bedeutung sein. 

Im Unterschied zu Maschinengemeinschaften besteht in Maschinenringen eine starke Tendenz 
zur Verl:lnderung der Verteilung des Kapitalbedarfes . Aus der Koppelung von Arbeits- und 
Maschinenangebot folgt zunl:lchst zwangsll:lufig, daß das notwendige Maschinenkapital voll
stl:lndig in den "anbietenden" Betrieben konzentriert wird. Dies führt dann auch zu einer 
betrieb I ichen Konzentration an Maschinenkapital, wenn es eine Differenzierung zwischen 
"anbietenden" und "nachfragenden" Betrieben gibt. Empirische Untersuchungen an existen
ten Maschinenringen zeigen, daß eine solche Differenzierung stattfindet (vgl. NAGEL, 8, 
WACHHORST, 12). 

Durch die Koppelung von Arbeits- und Masch inenangebot konzentriert sich der Kapitalbe
darf in Betrieben mit einer vergleichsweise günstigen Ausstattung mit Arbeitskrl:lften, also 
vor allem in fll:lchenarmen Haupterwerbsbetrieben ohne intensive Veredelungsproduktion. 
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Diese Betriebe sind - von Ausnahmen abgesehen - relativ kapital arm und verfügen höufig auch 
nur über sehr beschrönkte Finanzierungsmöglichkeiten. Sie sind daher zum Teil nicht in der 
Lage, Maschinen in der Größenordnung zu finanzieren, die aus der Sicht der Gesamtheit der 
Betriebe optimal wäre. 

In Betrieben mit relativ knapper Arbeitskraft, d.h. vor allem in größeren und mittleren Voll
und Nebenerwerbsbetrieben, nimmt demgegenüber der Bedarf an Finanzierungsmitteln für die 
Anschaffung von Maschinen entsprechend ab. Da diese Betriebe im allgemeinen keine sehr 
intensive Veredelungsproduktion betreiben, weisen sie im Rahmen des M-ringes einen relati
ven Kapitalüberschuß auf. 

Durch die Koppelung von Arbeit und Kapital besteht in Maschinenringen daher eine Tendenz 
zur Fehlallokation des eingesetzten Maschinenkapitals. 

Diese Koppelung von Arbeit und Kapital existiert in Maschinengesellschaften nicht. Die Ka
pitalbeteiligung an Maschinengesellschaften erfolgt häufig proportional zur Inanspruchnahme, 
wobei sich die Kapitalgeber im allgemeinen auf diejenigen Betriebe beschränken, die als 
Nachfrager auftreten. Diese Bindung ist jedoch keineswegs zwingend. Wird in Einzelfällen, 
insbesondere bei der Beschaffung von Großmaschinen, von dieser Regelung abgewichen, orien
tiert sich die Höhe der Kapitaleinlage primär an der Kapitalverfügbarkeit. Der überbetriebl iche 
Maschinenbesitz in Form einer Maschinengesellschaft führt also tendentiell dazu, daß die Fi
nanzierung des notwendigen Maschinenparks vorrangig von Betrieben durchgeführt wird, die 
über entsprechendes Eigenkapital verfügen. Die Maschinengesellschaft bietet demnach die 
Mögl ichkeit, neben Arbeit auch Kapital zwischen den Betrieben auszutauschen. 

3.3 Auswirkungen der Veränderung von Höhe und Verteilung des Kapitalbedarfes auf die 

Relation zwischen Eigen- und Fremdkapital 

Zur Untersuchung der Auswirkungen des durch überbetriebl ichen Maschineneinsatz verönder
ten Niveaus und der veränderten Verteilung des Kapitalbedarfes auf die Relation zwischen 
Eigen- und Fremdfinanzierung gehen wir von folgenden Annahmen aus: 

a) Zur Finanzierung von Maschinen werden die Finanzierungsmöglichkeiten in der angege
benen Reihenfolge genutzt: "verbili igte Kredite" - Eigenkapital - Fremdkapital zu Markt
zinsen. 

b) Zumindest in einem Teil der Betriebe müssen zur Finanzierung Kredite mit normaler Zins-
belastung eingesetzt werden. 

Geht man davon aus, daß jede der genannten Formen der überbetriebl ichen Masch inenverwen
dung zu einer mehr oder weniger starken Reduzierung des Kapitalbedarfs für Maschineninvesti
tionen in der Gesamtheit der Betriebe führt, ergibt sich zunöchst unter der Annahme a) eine 
generelle Tendenz zur Verringerung der Finanzierung mit Fremdkapital. Die Reduzierung des 
eingesetzten Fremdkapitals entspricht jedoch nicht immer der Reduzierung des gesamten Ka
pitalbedarfs und zwar aus folgenden GrUnden: 

1. In Betrieben mit sehr knappem Eigenkapital, d.h. in Betrieben, in denen das eingesetzte 
Eigenkapital den Mindestforderungen entspricht, die zur Inanspruchnahme von Fremdkapi
tal erhoben werden, wird auch Eigenkapital entnommen und zur Finanzierung anderer in
nerbetrieblicher Investitionen herangezogen. Unterstellt man identische Finanzierungs
modalitäten (Mindestanteil von Eigenkapital) ergibt sich zumindest kurzfristig keine Ver
änderung des Fremdkapitalanteils . 

2. In Betrieben, die so reichlich mit Eigenkapital ausgestattet sind, daß sich die Fremdfinan
zierung auf den subventionierten Teil beschränkt, führt eine Reduzierung des Kapitalbe
darfs für Maschineninvestitionen ausschließlich zu einer Reduzierung der Eigenfinanzie-
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rung sofern die Gewöhrung "verbilligter Kredite" nicht an die Bereitstellung eines be
stimmten Eigenkapitalanteils gebunden ist der durch das investierte Eigenkapital gerade 
erreicht wird. 

3. Verschiedene Formen des Uberbetrieblichen Maschineneinsatzes fUhren zu einer Verlage
rung des Kapitalbedarfes zwischen den Betrieben. Daraus kann sich eine gewisse Zunahme 
der Fremdfinanzierung ergeben. 

Die Auswirkungen des Uberbetrieblichen Maschineneinsatzes auf die Relation zwischen Eigen
und Fremdkapital lassen sich in ihrer Tendenz fUr die verschiedenen Organisationsformen dann 
in etwa folgendermaßen spezifizieren: 

Da Maschinengemeinschaften nur zu einer sehr geringen Verönderung der Verteilung des Ka
pitalbedarfes fuhren, ist davon auszugehen, daß im wesentlichen die unter 1. und 2. genann
ten Beziehungen gelten. Dies bedeutet, daß Maschinengemeinschaften eine Verringerung des 
Fremdkapitaleinsatzes ermögl ichen, diese Verringerung jedoch nicht dem Ausmaß der gesamten 
Verringerung des Kapitalbedarfs entspricht. 

Maschinenringe zeigen eine deutliche Tendenz zur Verlagerung des Kapitalbedarfs fUr Ma
schineninvestitionen in relativ kapital schwache Betriebe (NAGEL, S). Die zwischenbetrieb
I ich verlagerten Maschinenkapazit/iten mUssen in diesem Fall zu einem nicht unerhebl ichen 
T eil mit Fremdkapital finanziert werden. Bei Konzentration auf wenige "anbietende" Betriebe 
kann dies unter Umst/inden dazu fuhren, daß der Fremdkapitaleinsatz in der betrachteten Ge
samtheit der Betriebe trotz sinkendem Gesamtkapitalbedarf steigt. 

Beteiligungen an Maschinengesellschaften erfolgen in der Regel mit Eigenkapital. Daraus er
gibt sich eine ausgeprögte Tendenz zur störkeren Eigenfinanzierung sofern es 
a) genUgend Betriebe gibt, in denen Eigenkapital nicht knapp· ist und die bereit sind, die 

Beteiligung an Maschinengesellschaften als Anlagemöglichkeit ihres Eigenkapitals anzu
nehmen und sofern unterstellt wird, daß 

b) bei einzeibetriebi icher Maschinennutzung zumindest ein Teil der Maschinen unter Ver-
wendung von Fremdkapital finanziert werden muß. 

Wird die Uberbetriebl iche Maschinenverwendung im wesentl ichen von Lohnunternehmen ge
tragen, so ist bezUglich des Fremdkapitaleinsatzes eine /ihnliche Situation wie bei Maschi
nenringen gegeben. Dabei ist jedoch zu berucksichtigen, daß bei Lohnunternehmen im all
gemeinen die Kapitalbedarfssenkung nicht in dem Maße möglich ist, wie in gut organisierten 
Maschinenringen . 

3.4 Höhe und Verteilung des Finanzierungsrisikos 

Mit der DurchfUhrung und Finanzierung einer Investition sind verschiedene Risiken verbunden. 
Wir wollen hier zwischen dem Rentabiliti:ltsrisiko und dem speziellen Liquidit/itsrisiko unter
scheiden. Der Begriff "Risiko" wird hier nicht im Sinne einer wahrscheinlichkeitstheoreti
schen Aussage gebraucht sondern (im ubl ichen Sinn des Wortes) zur Kennzeichnung der Ge
fahr des Eintreffens einer ungUnstigen, den Zielen abtri:lgl ichen Situation. 

Unter Rentabil it/itsrisiko soll die Möglichkeit verstanden werden, daß infolge einer Kombina
tion ungUnstiger Umst/inde die realisierte Rentabiliti:lt einer Investition geringer ist als die ur
sprUnglich erwartete Rentabilit/it. Die Rentabilitöt und damit auch das Rentabilit/itsrisiko 
sind prinzipiell objektspezifische Größen, wobei selbstversti:lndl ich die Gesamtsituation des 
investierenden Unternehmens eine nicht unerhebl iche Rolle spielt. Mißt man dieses Risiko 
als Varianz oder mit einem i:lhnl ichen Maßstab, ist zwischen absoluter und relativer Veri:lnde
rung des Rentabil it/itsrisikos zu unterscheiden, wenn sich die Rentabil iti:lt ebenfalls i:lndert. 
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Unter speziellem Liquiditötsrisiko einer Investition soll die Mögl ichkeit verstanden werden, 
daß infolge einer Verkettung ungUnstiger Umstönde die aus einer solchen Investition resultie
renden Zahl ungsverpfl ichtungen das Unternehmen an den Rand der bzw. zur Insolvenz fUhren. 
Das Liquiditötsrisiko einer Investition ist demnach nur im Zusammenhang mit der Gesamtliqui
ditöt der Unternehmung zu definieren. Man kann das spezielle Liquiditötsrisiko einer Investi
tion deswegen als "partielle Ableitung des Gesamtliquiditätsrisikos nach dem untersuchten 
Investitionsvorhaben" bezeichnen. 

Die spezifischen Auswirkungen der verschiedenen Organisationsformen Uberbetrieblicher Ma
schinenverwendung auf die Finanzierungsrisiken ergeben unter Berucksichtigung der in den 
vorhergehenden Abschnitten diskutierten Tendenzen ein heterogenes Bild. 

Die Zusammenarbeit in Form einer Maschinengemeinschaft fuhrt zu einer Verringerung des 
Kapitalbedarfs und zu einer verringerung des Fremdkapitalanteils am Finanzierungsvolumen. 
Damit wird die Rentabil itöt einer Maschineninvestition in der Regel gegenUber einzelbetrieb
I icher Maschinenverwendung erhöht. Das Rentabil itötsrisiko wird jedoch nur marginal beein
flußt. Es wird einerseits wegen des sinkenden Anteils der Fremdfinanzierung geringfUgig re
duziert, erhöht sich andererseits aber in geringem Umfang als Folge zusötzl icher Impondera
bilien (z.B. Verhalten der Mitglieder usw.). GegenUber einzelbetrieblicher Maschinenver
wendung ist in Maschinengemeinschaften das Liquiditötsrisiko demgegenUber wegen des ver
ringerten Fremdkapitaleinsatzes deutl ich geringer. 

In Maschinenringen hat die Konzentration des Maschinenkapitals in den "anbietenden" Be
trieben eine Verlagerung der Risiken zwischen den Betrieben zur Folge. Wöhrend "leistungs
nachfragende" Betriebe kein Rentabil itötsrisiko und auch nur ein deutl ich verringertes Liqui
ditötsrisiko zu tragen haben, mUssen sich "leistungsanbietende" Betriebe mit entsprechend 
höheren Risiken auseinandersetzen . 

So ist in diesen Betrieben das Rentabilitötsrisiko gegenUber einzelbetrieblicher Maschinen
verwendung entscheidend höher. Sie mUssen einmal mit witterungsabhöngigen Bedarfs- und 
Kapazitötsschwankungen rechnen und sind zum anderen nur ungenUgend Uber die zu erwar
tende Nachfrage informiert, weil ihnen 

a) Informationen Uber den Bedarf an Leistungen in den einzelnen Nachfragebetrieben 
fehlen 1) und 

b) die Madalitöten der Verteilung der Gesamtnachfrage auf die einzelnen Anbieter durch 
die zentrale Instanz nicht mit Sicherheit bekannt sind. 

Der letztere Aspekt wird in manchen MR auch zur Investitionslenkung herangezogen, indem 
von der GeschöftsfUhrung Betrieben, die eine erwUnschte Investition durchfUhren, Zuteilungs
pröferenzen eingeröumt werden. Dies deutet darauf hin, welche Bedeutung die Betriebe 
selbst diesem Risiko beimessen. 

Auch das Liquiditötsrisiko anbietender Betriebe ist wesentlich höher als bei einzelbetrieb
I icher Maschinenverwendung . Dies beruht vor allem darauf, daß 
a) der Anteil der Maschineninvestitionen am gesamten Investitionsvolumen, sowie 
b) Anteil und Umfang der Fremdfinanzierung zunehmen und darUber hinaus 
c) das Rentabil itötsrisiko dieser Investitionen relativ hoch ist. 

~n Maschinengesellschaften ist das Rentabilitötsrisiko höher als im Einzelbetrieb, da auch 
MaschinengeseIlschaften in der Regel nur Uber begrenzte Information Uber die zu erwartende 
"Leistungsinanspruchnahme" verfUgen. Das liquiditötsrisiko wird aber insgesamt deutl ich ge-

1) Vgl. dazu auch die Vorschlöge von SCHULZE und DLUGOSCH (10) zur Verbesserung 
des Informationsstandes in M-gem und MR. 
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senkt, wenn man unterstellt, daß die Finanzierung der Maschineninvestitionen durch diese 
Form der uberbetriebl ichen Maschinenverwendung von kapitalschwachen und damit regelmi:i
ßig mit hohem Liquiditi:itsrisiko behafteten Betrieben in Betriebe verlagert wird, die Uber aus
reichende Finanzierungsmittel verfUgen. 

4 Zusammenfassung 

Finanzierungsprobleme in Untemehmungen der uberbetrieblichen Maschinenverwendung be
treffen 
a) die Finanzierung von Maschineninvestitionen und 
b) die Finanzierung einer evtl. fUr die Organisation erforderlichen Geschi:iftsfUhrung. 

Die Realisierung einer Maschineninvestition erfordert die Bereitstellung bestimmter Finanzie
rungsmittel. Mit ihrer Festlegung sind Risiken verbunden. Zur Diskussion dieser Probleme 
wird zwischen 

Maschinengemeinschaften, 
Maschinenringen, 
Maschinengesellschaften und 
Lohnuntemehmungen 

als Organisationsformen uberbetriebl icher Maschinenverwendung unterschieden. Für diese 
Formen werden vergleichend untersucht: 
a) die Konditionen, zu denen Finanzmittel beschafft werden können, 
b) die Höhe des für Landmaschinen je Einsatzeinheit bzw. je Betrieb aufzubringenden Inve-

stitionskapitals und 
c) das mit der Real isierung der Investition verbundene Rentabil iti:its- und Liquiditi:itsrisiko. 

Dazu Ii:ißt sich zusammenfassend folgendes feststellen: 
a) Fremdkapital (Kapitalmarktdarlehen, öffentliche Finanzierungshilfen) kann im wesentli

chen zu Konditionen beschafft werden, die denjenigen bei einzelbetriebl icher Maschi
nennutzung entsprechen. Gewisse Nachteile ergeben sich fUr Lohnuntemehmen, denen 
die landwirtschaftliche Förderung nicht gewi:ihrt wird. 

b) In Bezug auf Kapitalbedarf und Risiko sind die Unterschiede, die zwischen den verschie
denen Organisationsformen bestehen, von geringerer Bedeutung. Entscheidender sind die 
Unterschiede, die bei den einzelnen Formen überbetrieblicher Maschinenverwendung 
zwischen den beteil igten Einzelbetrieben durch zwischenbetriebl iche Verlagerung von 
Kapitalaufwand und Risiko entstehen. Diese Differenzierung ist insbesondere in Maschi
nenringen sowie bei der Realisierung von Investitionen durch Lohnuntemehmen zu beob
achten. 

480 



Literatur 

BECKER, H.: Ökonomischer Umfang und Struktur des mehrbetrieblichen Maschinenbe
darfs in den verschiedenen Betriebsgrößen und Betriebssystemen. KTBL-Berichte Uber 
Landtechnik 132, Frankfurt 1969. 

2 BILSTE IN, U.: Die Beurteilung von Leasing bei Investitionen in der pflanzl ichen und 
tierischen Produktion. KTBL-Berichte Uber Landtechnik 134, Frankfurt 1970. 

3 HAGE, K. und KROESCHELL, K.: Beispiele der Zusammenarbeit landwirtschaftlicher 
Betriebe in der Veredlungsproduktion . Ihre rechtl ichen und steuerl ichen Probleme. 
Schriftenreihe fUr Flurberein igung, Heft 49, Lengerich 1968. 

4 HAGE, K., DIECKMANN, E. und SUDEN, W.: Untersuchungen Uber die mehrbe
triebl iche Maschinenverwendung in der Landwirtschaft. Ländl iches Genossenschafts
wesen, H. 9, Gießen 1969. 

5 HANF, C.H.: Investitionsprobleme in Maschinenringen. Unveröffentlichtes Manuskript, 
Kiel 1974. 

6 JOSTEN, J.: Steuererleichterungen fUr ZusammenschlUsse der Land- und Forstwirtschaft 
in der Rechtsform einer Genossenschaft oder eines Vereins. Information Uber Steuern und 
Wirtschaft, Reihe L (1976), S. 241 - 248. 

7 KÖBKE, U.: Landwirtschaftl iche Kooperation in Theorie und Praxis. Stuttgart 1972. 

8 NAGEL, F.: Zur Bedeutung von Maschinenringen . KTBL-Schrift 193, Darmstadt 1975. 

9 NAGEL, F.: Mögl ichkeiten der Entwicklung entscheidungsorientierter Planungsansätze 
in landwirtschaftl ichen Maschinenringen . Eine empirische Analyse. Bericht 77/4 des 
Instituts fUr landwirtsch. Betriebs- und Arbeitslehre der Un iversität Kiel, 1977. 

10 SCHULZE, K. F. und DLUGOSCH, B.: Struktur, Funktionen und Verbesserungsmögl ich
keiten des Managements in Maschinengemeinschaften und Maschinenringen. Forschungs
bericht des Instituts fUr landw. Betriebslehre der Universität Gießen, 1975. 

11 V ASTHOFF , J.: Kooperation im Produktionsbereich der Landwirtschaft. Formen, theo
retische Grundlagen und Bereiche. Agrarwirtschaft SH 20, Hannover 1966. 

12 WACHHORST, H.: Die Entwicklung landwirtschaftl icher Betriebe unter dem Einfluß 
der Uberbetrieblichen Maschinenverwendung. Diss. Göttingen 1970. 

13 WESCHE, R.: Empirische Analyse der Organisationsformen sowie der ökonomischen 
Voraussetzungen und Auswirkungen kapitalverflechtender Kooperation landwirtschaft
I icher Betriebe. Agrarwirtschaft SH 50, Hannover 1973. 

14 ZUREK, E.: Zukunftsorientierte Unternehmensformen in der Landwirtschaft der Bundes
republ ik Deutschland. Real itäten und Notwendigkeiten. Forschungsgesellschaft fUr 
Agrarpolitik und Agrarsoziologie e.V., Bonn, H. 226, Bonn 1975. 

15 ZUREK, E.: Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur 
und des KUstenschutzes" fUr den Zeitraum 1977 bis 1980. Agra -Europe 18 (1977), 
H. 30, Dokumentation. 

16 ZUREK, E.: Richtlinien fUr die Förderung des Uberbetrieblichen Maschineneinsatzes 
durch Lohnunternehmer vom 1 .1 .77, MELU Baden-Wttbg. 

481 



17 ZUREK, E.: Richtlinien VIII 30/37-54.11.1 fUr die F~rderung von einzelbetrieblichen 
Investitionen in der Landwirtschaft, MELF Schleswig-Holstein. 

18 ZUREK, E.: Richtlinien VIII 40/31.56 fUr die Gewtihrung von ZuschUssen zur Ftsrde
rung des uberbetrieblichen Maschineneinsatzes, MELF Schleswig-Holstein. 

19 ZUREK, E.: Die Finanzierungshilfen des Bundes und der Ltinder an die gewerbliche 
Wirtschaft. Sonderausgabe der Zeitschrift fUr das gesamte Kreditwesen, Frankfurt/M. 
1976. 

482 



1 

2 
2.1 
2.1.1 
2.1.2 
2.2 
2.3 
2.4 
2.5 

3 
3.1 

3.2 
3.3 
3.4 

4 

OPERATJONS RESEARCH ALS HilFSMITTEL FUR DIE FINANZ

WIRTSCHAFTLICHE PLANUNG DER UNTERNEHMENSENTWICKLUNG 

von 

Ehr h art Ha n fund Ha n n e s We i nd I mai er, Hohenhe im 

Einleitung und Abgrenzung 

Kurzfristige F i nanzpl anungsmode II e 
Kassenhaltungsmodelle auf der Basis der lagerhaltungstheorie 
Deterministisches Kassenhaltungsmodell 
Anwendungsprobleme und Model I erweiterungen 
Optimale Finanzplanung mit Hilfe linearer Optimierung 
Kurzfristige Finanzplanung mittels Netzplantechnik 
Simulationsmodelle 
Formen und Probleme kurzfristiger Finanzplanung im Agrarbereich 

Simultane Finanz-, Investitions- und Produktionsplanung 
Deterministische Planung mit Hilfe mehrperiodischer linearer 
Optimierungsmodelle 
Stochastische Programm ierung 
Flexible Planung 
Simulationsmodelle 

Schi ußbemerkungen 

483 

484 
484 
484 
486 
487 
488 
489 
489 

490 

491 
492 
494 
495 

497 

Einleitung und Abgrenzu!!9 

Die Finanzierung eines Unternehmens ist die auf eine gegebene Zielsetzung ausgerichtete 
Gestaltung aller betrieblicher Zahlungsströme, d.h. der gesamten Zahlungsmitteleingänge 
(Einzahlungen) und -ausgänge (Auszahlungen) im Zeitablauf 1) . 

Die Aufgaben der Finanzierung erstrecken sich zum einen auf die laufende BetriebsfUhrung 
(Erhaltung der Liquidität). Zum anderen umfaßt sie die Aufgabe, Kapital fUr Investitionen, 
d.h. fUr die Gestaltung und Veränderung der Vermögensbestandteile des Unternehmens (z.B. 
Betriebswachstum) zu beschaffen und zur VerfUgung zu stellen. 

Da die Kapitalbeschaffung im allgemeinen Grenzen unterliegt und auch die Kapitalkosten 
häufig vom Investitionsvolumen abhängig sind, ergibt sich die Notwendigkeit, Finanzierung 
und Investitionen simul tan zu betrachten 2) . 

1) Definition in Anlehnung an KOHlER (34, S. 447) und ROSEN BERG (52, S. 281). 
2} Vgl. dazu auch HAX und lAUX (19, S. 14) und REISCH und ZEDDIES (49, S. 48 ff). 
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Die bestmögliche Erfüllung der genannten Aufgaben der Finanzierung ist Gegenstand der Fi
nanzplanung. Diese wollen wir in Anlehnung an ROSENBERG (52, Sp. 582) verstehen als die 
im Hinblick auf eine gegebene Zielsetzung für einen bestimmten Zeitraum erfolgenden art-, 
mengen- und zeitmäßigen Festlegungen der auf Ein- und Auszahlungen gerichteten Aktivitä
ten im Finanzbereich in Abstimmung mit den übrigen Bereichen des Unternehmens. 

In der vorliegenden Studie wird untersucht, inwieweit Methoden des Operations Research als 
Hilfsmittel der Finanzplanung eingesetzt werden können bzw. wie die Eignung dieser Metho
den für die Finanzplanung in Unternehmen des Agrarbereiches zu beurteilen ist. Die dabei 
untersuchten Finanzplanungsmodelle differenzieren wir in Abhängigkeit von dem Zeitraum, 
für den die Finanzplanung durchgeführt werden soll 1) in 

0) kurzfristige Finanzplanungsmodelle: Diese sind dadurch charakterisiert, daß die Entschei
dungen in den übrigen Bereichen des Unternehmens (Beschaffung von Produktionsmitteln, In
vestitionen, Produktion, Absatz) als Konstanten der Planung angesehen werden. Dementspre
chend beschränkt sich der Zeithorizont eines kurzfristigen Finanzplanungsmodells auf einen 
Zeitraum, für den von Konstanz der übrigen Bereiche ausgegangen werden kann (meist bis zu 
einem Jahr). Desgleichen werden die Ergebnisse früherer finanzwirtschaftlicher Entscheidun
gen des Unternehmens als gegeben unterstellt. 

b)langfristige Finanzplanungsmodelle: In diesen wird die Finanzierung in Abstimmung mit den 
übrigen Unternehmensbereichen, insbesondere mit den Investitionen, simultan geplant. Da 
die mit Investitionen verbundenen Ein- und Auszahlungen meist über mehrere Jahre verteilt 
sind, ist die Berücksichtigung größerer Zeiträume nötig. Die Teil perioden beziehen sich zu
me ist auf Jahre. 

2 Kurzfristige Finan~anunm.modelle 

2.1 Kassenhaltungsmodelle auf der Basis der Lagerhaltungstheorie 2) 

Die Analogie zwischen dem Problem der Lagerhaltung und der Haltung liquider Mittel wurde 
erstmals von BAUMOL (4) und etwas später von TOBIN (63) modell mäßig erfaßt. Die Grund
überlegung dieser Modellansätze besteht darin, daß es bei der Haltung liquider Mittel wie 
bei der Lagerhaltung darum geht, einen Vorrat zu halten. Dabei entstehen einerseits Zins
verluste wegen Barbestandshaltung, andererseits Transaktionskosten für die Überführung von 
Geldanlagen in Barbestand sowie Kreditkosten für die Überbrückung fehlender Barbestände. 
Das Ziel der Kassenhaltung läßt sich dann so formulieren, daß jener Bestand liquider Mittel 
zu ermitteln ist, bei welchem der Zinsgewinn maximal wird, bzw. die Kosten, bestehend 
aus Zinsverlust und Transaktionskosten, minimal werden. 

Die Modellformulierung geht von folgenden Prämissen aus: 
Liquide Mittel werden in Form von Barbestand (B) 3) bzw. Geldanlage (G) gehalten. Zah
lungen können nur aus B geti:ltigt werden. Für eine Planungsperiode T stehen Mittel M 
(M = B + G) zur Verfügung. Die Auszahlungen erfolgen mit konstanter Rate r (M = rT) . 
Der Zinsgewinn der Geldanlage betri:lgt cZ DM/Zeiteinheit, jede Transaktion verursacht 
Kosten cT DM/Transaktion. Unter deterministischen Annahmen werden keine Vorsichtskasse 

1) Vgl. dazu auch HIELSCHER und LEHNER (22, S. 414) sowie ROSEN BERG (52, Sp.581). 

2) Vgl. dazu STRAU B (61, S. 166 ff) und die dort angegebene Literatur. 

3) Anstelle von Barbestand kann alternativ von Sichtguthaben S ausgegangen werden. 
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und kein Mindestbestand gehalten. Am Anfang der Periode wird unter der Zielsetzung Ko
stenminimierung die Politik bezUglich B festgelegt und die Anzahl der Transaktionen be
stimmt. 

Abbildung 1: Schematische Darstellung der Kassenhaltung 

DM 

I----~----~---~"'r--.. Zeit 
~I.~-----------T 

Es resul tiert die Kostenfunktion 

(1) K (B) = (rTcT/B) + (TcZB/2) 

aus der sich der optimale Kassenbestand 

(2) B opt = (2rcT/ cZ) 1/2 und 

(3) h = M/B 
opt v opt' 

die optimale Transaktionshöufigkeit ableiten. 

I .. 

Aufgrund von (2) höngt die optimale Auf teilung der flUssigen Mittel von der Höhe der tög
lichen Nettoauszahlungen, von den Transaktionskosten sowie von den Zinsgewinnmögl ich
keiten durch Geldanlage ab. 

TSCHUMI (65) hat diesen Modellansatz dahingehend erweitert, daß zusötzlich die Kredit
aufnahme zugelassen wird, um dadurch die Haltung von Barbestand bzw. Sichtguthaben ent
sprechend zu reduzieren. Das Modell wird um folgende Prömisse erweitert: Der verfUgbare 
Bestand an flussigen Mitteln M wird in die kurzfristige Geldanlage G und in Sichtguthaben 
Saufgeteilt (M = S + G). Sobald die Auszahlungen das Sichtguthaben Uberschreiten, werden 
kurzfristige Kredite aufgenommen, die am Ende von t durch Auflösen des Guthabens getilgt 
werden. Je Geldeinheit des Guthabens betrögt der Zinsgewinn cs, je Einheit des Kredits 
die Kreditkosten cK. 

Abbildung 2: Kassenhai tungsmodell mit Kreditaufnahme 

DM 

M 
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Als ZielgrBße fungiert der Zinsgewinn GZ, der gleich ist der Summe aus Guthabenzinsen, 
Zinsen des Sichtguthabens und Kosten des Kontokorrentkredits. 

Wenn p gleich ist dem Prozentsatz der flüssigen Mittel M die in Sichtguthaben Sangelegt 
sind, ergibt sich fUr den Zinsgewinn 

(4) GZ = cz (l-p) M + Cs p2 M/2 - cK (1-p)2 M/2 

Daraus leitet sich folgender optimale Anteil des Sichtguthabens ab: 

(5) Popt = (cK - cZ) / (cK - cS) 

Der optimale Anteil des Sichtguthabens an den fl Ussigen Mitteln ist somit von der Relation 
der Zinssötze abhöngig - c.p. nimmt er mit steigenden Kreditzinsen (cK) sowie zunehmen
den Zinsen für Sichtguthaben (cS) zu, wl:lhrend er bei steigenden Guthabenzinsen (cz) fl:lllt. 

Kassenhaltungsmodelle der beschriebenen Art haben den großen Vorteil, daß ihre LBsung zu 
einfachen Entscheidungsregeln führt. Wenn wir allerdings die praktische Eignung des Modells 
an den gemachten Prl:lmissen beurteilen, werden wesentliche Einschrl:lnkungen sichtbar 1) . 

1. Das Modell unterstellt vollkommene Sicherheit über die Zahlungsdifferenzen, d.h. es 
wird nur das sogenannte Transaktionsmotiv als Ursache der Kassenhaltung berücksichtigt 2) . 
Generell wird aber Unsicherheit über die zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erwartenden 
oder zu leistenden Zahlungen herrschen. Diese Tatsache fUhrt zu Modellansl:ltzen, in de
nen die zukünftigen Zahlungsdifferenzen in einen deterministischen Anteil (Transaktions
kasse) und stochastische Abweichungen mit bekannter diskreter oder kontinuierlicher Ver
teilung mit Erwartungswert 0 zerlegt werden (Vorsichtskasse) 3). 

Für den deterministischen Anteil wird - bei Auftreten fixer und proportionaler Tronsak
tionskosten für Beschaffung und Anlage von Geld mittels eines Dynamic-Programming
Ansatzes eine optimale Transaktionskasse bestimmt. 
Unterstellt man z.B. für die Zufallsabweichungen seine N(O,a)-Verteilung, dann erhl:llt 
man, falls ledigl ich Zinsverlust für Barkasse (c~ bzw. Verzugszinsen für fehlende Kasse 
(Cl, cl:> c~ berücksichtigt werden, eine einfache Regel für einen optimalen positiven 
Vorsichtskassenbestand ropt, nl:lmlich aus der Bedingung 

c2 
Prob (s ~ -r opt) = + 

Cl c2 

Durch geeignete Berücksichtigung der Vorsichtskasse als durch Transaktionen abzudecken
der Betrag lassen sich beide Modelle konsistent verknüpfen 4) . 

1) Vgl. dazu auch HINZEN (26, S. 3 - 9). 

2) In der Geldtheorie werden vor allem drei Gründe für die Haltung von Kassenbestl:lnden ge
nannt, nl:lmlich das Transaktionsmotiv wegen betragsml:lßiger und zeitlicher Differenzen 
von Ein- und Auszahlungen, das Vorsichtsmotiv wegen der Unsicherheit zukünftiger Zah
lungen und das Spekulationsmotiv im Hinblick auf zukünftige Gewinnchancen durch Preis
und Zinsl:lnderungen. Vgl. KEYNES (31, S. 170 und 194) und JARCHOW (28, S. 57 ff). 

3) Vgl. dazu HINZEN (26). Stochastische Einflüsse werden desweiteren u.a .bei WAGNER 
(66), MILLER und ORR (45), GIRGIS (14) und NEAVE (46) berücksichtigt. 

4) Vgl. HINZEN (26). 
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2. Die Modellansätze der bislang besprochenen Art ermitteln ledigl ich die Auf teilung der 
I iquiden Mittel in Geldanlage und Kassenbestand sowie die Höhe kurzfristiger Kredite. 
Ihr primClrer Anwendungsbereich I iegt dementsprechend bei der Bestimmung der optimalen 
Kassenhai tung fUr sehr kurze Zeitperioden • 

Das fUr die laufende Finanzierung bedeutsame Problem des Ausgleichs der autonomen Zah
lungssalden durch dispositive Finanzierungsmaßnahmen wird durch die oben beschriebenen 
ModellansCitze nicht gelöst. FUr die Lösung solcher Probleme werden vorzugsweise Opti
mierungsmodelle, etwa die I ineare Programmierung, eingesetzt. 

3. Wie es fUr die kurzfristigen Finanzplanungsmodelle im allgemeinen typisch ist, unterstel
len die Modellansätze eine rein passive Anpassung der Finanzierungsaktivitliten an Ein
und Auszahlungsströme, die durch die langfristige Produktions- und Finanzplanung vorge
geben werden. Auch innerhalb bestehender Produktionsprogramme bestehen jedoch gewisse 
Anpassungsmöglichkeiten in der Höhe und Terminierung von Zahlungen. 

Die Handlungsalternativen des Unternehmens zur Sicherung der Liquiditlit lassen sich 
durch die Berucksichtigung solcher im Leistungsbereich begrUndeter Aktivitäten erheb I ich 
ausdehnen. Ob sowohl der Gesamtbetrag oder nur der zeitl iche Anfall dieser Ein- und 
Auszahlungen bei fester Gesamtsumme disponibel ist, ist von Fall zu Fall verschieden. 
Da es sich bei solchen Veränderungen jedoch auf jeden Fall um Abweichungen von den 
langfristigen Optimalpllinen handelt, sind entsprechende Opportunitlitskosten zu berUck
sichtigen. 

2.2 Optimale Finanzplanung mit Hilfe linearer Optimierung 

Formul ierungen und Anwendungen I inearer Programme zur kurz- bis mittelfristigen Finanz
planung liegen in der Literatur in grBßerer Zahl vor. Im Vordergrund dieser Modellanslitze 
steht die reine Finanzdisposition, etwa bei ROBICHEK u.a. (51), STEIMANN (59), ORGLER 
(47), POGUE und BUSSARD (48) und ROSEN BERG (52). 

Die Ein- bzw. Auszahl ungsUberschusse der versch iedenen Tei I perioden des Untersuchungsze it
raumes werden in diesen Anslitzen vorgegeben. Im Modell werden dann unter Berucksichti
gung der Transaktionskosten sowie der Kredit- und Anlagezinsen der verschiedenen berUck
sichtigten Finanzierungsaktivitäten die finanziellen Gleichgewichte fUr die einzelnen Perio
den ermittelt. 

FUr den Ausgleich von AuszahlungsUberschussen kBnnen z. B. folgende Finanzierungsprozesse 
in jeder Periode formul iert werden: 
- Einzahlungen durch die Aufnahme von Kontokorrent-, Lieferanten- oder Wechselkrediten 
- Einzahlungen durch den Abbau von Kontokorrent- oder Sparguthaben 
- Einzahlungen durch Verkauf von Wertpapieren 
- Einzahlungen durch fClllige Festgelder . 

Entsprechend können zum Ausgleich von EinzahlungsUberschussen folgende Finanzierungs
aktivitliten berUcksichtigt werden: 
- Auszahlungen fUr den Aufbau von Kontokorrent- und Sparguthaben 
- Auszahlungen fUr den Abbau von Kontokorrent-, Lieferanten- und Wechselkrediten 
- Auszahlungen durch den Kauf von Wertpapieren 
- Auszahlungen durch die Aufnahme von Festgeldern. 

FUr die Aufnahme von Krediten wird in diesen Modellen meist ein Kreditlimit exogen vorge
geben. Desweiteren wird teilweise zur Überbruckung unvorhergesehenen Zahlungsmittelmehr
bedarfs das Vorhandensein einer Liquiditlitsreserve formul iert. Ein Modellansatz mit zusätz-
I icher BerUcksichtigung zeitl icher Verschiebungen von Ein- und Auszahlungen wurde von 
HINZEN (26) vorgelegt - eine empirische Anwendung dieses Ansatzes ist den Autoren aller
dings nicht bekannt. 

487 



Anwendungsprobleme: 

Lineare Programmierungsmodelle erlauben es, verschiedene spezifische Finanzierungsarten 
und -bedingungen zu formul ieren. Eine realittltsgerechte Abbildung der kurzfristigen Finan
zierungsprobleme mit Hilfe linearer Programmierungsmodelle fUhrt jedoch zu Mode 11 größen, 
die sowohl hinsichtl ich Erstellungsaufwand als auch bezug I ich der Rechenzeit einen wesent
I ichen Kostenfaktor darstellen können 1). 

Der Kompromiß, als Teilperioden grl:Sßere Zeitrtlume (z. B. 1 Monat) zu verwenden, fuhrt an
dererseits schnell zu Ungenauigkeiten (etwa bezUgl ich der Festlegung der Liquiditötsreserven) . 
ORGLER (47, S. 51) schlögt als Alternative deshalb vor, den Planungshorizont in Perioden 
ungleicher Dauer zu unterteilen, wobei die Periodenltlnge von 1 Tag am Anfang zu 1 Monat 
gegen Ende des Planungshorizontes schwanken könnte. 

Eine erhebliche Verschtlrfung der rechentechnischen Probleme ist dann zu verzeichnen, wenn 
stochastische Einflusse oder Ganzzahl igkeitsbedingungen berucksichtigt werden sollen. Letz
tere wören etwa erforderl ich, wenn fUr Festgeldanlagen bestimmte Mindestbetrtlge vorausge-
setzt werden. . 

Durch die spezifische Struktur linearer Modelle fUr die optimale FinanzdispOsition ist es je
doch ml:Sglich, unter bestimmten Umsttlnden die Modelle als Flußdigraph (HINZEN, 26, 
S. 55 ff) oder als Transshipment- bzw. Transportproblem (SRINIVASAN, 57) zu formulieren. 

Diese Interpretation des linearen Optimierungsproblems als spezielle Optimierungsprobleme 
sind insofern von Bedeutung, als es fUr sie speziell zugeschnittene Algorithmen gibt, die 
effizienter rechnen als der Simplex-Algorithmus. SRINNASAN (57) erzielte z. B. durch For
mulierung eines mehrperiodischen linearen Kassenhaltungsmodells von ORGLER (47) als Trans
pOrtmodell eine VerkUrzung der Rechenzeit im Verhöltnis 30: 1. Allerdings werden dadurch 
verschiedene Ml:Sglichkeiten des linearen Optimierungsmodells, zustltzliche Probleme im Mo
dell zu erfassen, ausgeschlossen, da dadurch htlufig die speziellen Eigenschaften der Fluß
netze bzw. Transportprobleme verletzt werden. Mon erkauft hier also hl:Shere Effizienz in be
zug auf die Rechenzeit mit geringer Flexibilitöt in bezug auf die Problemformulierung. 

2.3 Kurzfristige Finanzplanung mittels Netzplantechnik 2) 

Kurzfristige Finanzplanung wird in der Regel unternehmensbezogen durchgefuhrt. Demgegen
Ober sind die Verfahren der Netzplantechnik projektbezogene Methoden. Sinnvoll können 
netzplantechnische Verfahren nur dann in die Finanzplanung integriert werden, wenn 
1. entweder das Unternehmen sich in eine Anzahl von Projekten zerlegen Itlßt, deren Finan

z ierung kurzfristig Uberwacht werden soll, 0 der 
2. wenn die kurzfristige Finanzierung eines Projektes weitestgehend durch die projektbezo

genen Zahlungsstrl:Sme gesichert werden und nur im Grenzfall die "Kasse" der Unterneh
mung zum kurzfristigen Ausgleich von AuszahlungsUberschUssen herangezogen werden soll. 

Die Ublichen Verfahren und Programme der Netzplantechnik (z.B. PERT/COST) beruhen auf 
der Terminplanung des Projektes. Kl:Snnen den einzelnen Vorgöngen Einzahlungen bzw. Aus
zahlungen zugeordnet werden, dann erzeugen diese Programme die zeitliche Abhöngigkeit 
der kumulierten Ein- bzw. Auszahlungen, die mit der DurchfUhrung des Projektes verbunden 
sind. Ein Vergleich dieser kumul ierten Zahlungen erlaubt die Feststellung d.erjenigen Zeit-

1) Bei BerUcksichtigung von 12 Zeitperioden, je 5 Arten von verschiebbaren Ein- und Aus
zahlungen und je 5 alternativen Kredit- und Anlagemögl ichkeiten fuhrt ein entsprechen
der Ansatz bereits zu einem Modell mit etwas Ober 1 000 Variablen und Restriktionen. 

2) Vgl. dazu GEWALD, KASPER und SCHELLE (13), BUTTLER (8) und KERN (30). 
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abschnitte, in denen die Auszahlungen die Einzahlungen Ubertreffen, die Zahlungsdifferen
zen also durch finanzwirtschaftliche Maßnahmen abgedeckt werden mUssen. 

In der Regel können diese kumul ierten Zahlungen unter verschiedenen Annahmen bezugl ich 
der Terminierung der Vorgangsbeginnzeitpunkte ermittelt werden: 

1. Alle Vorgänge beginnen zum frUhestmögl ichen Termin (siehe Terminplanung) , 
2. alle Vorgänge beginnen zum spötesterlaubten Termin (bezogen auf die Einhaltung des 

durch den kritischen Weg definierten Endtermins), 
3. eine Glättung der Zahlungsspitzen wird durch eine Verschiebung geeigneter zahlungs-

verursachender Vorgänge innerhalb der Pufferzeiten erreicht. 

Diese kurze Charakteristik - die allerdings nicht alle Möglichkeiten der Programme be
schreibt - macht deutlich, daß die Netzplantechnik in erster Linie als ein Instrument der 
Kontrolle der mit einem Projekt verbundenen Zahlungsströme geeignet ist. DarUber hinaus 
wird im wesentlichen passive Finanzplanung ermöglicht, d.h. die Bereitstellung von Kasse 
zur Abdeckung gewisser Zahlungsdefizite der Projekte kann auf diese Weise vorbereitet wer
den. 

2.4 Simulationsmodelle 

Die bislang besprochenen Modellansätze fUhren bei einer realitätsnahen Abbildung der Auf
gaben kurzfristiger Finanzplanung zu relativ komplexen Modellen. Dies fUhrte zur Entwick
lung von Simulationsmodellen, die in bezug auf Felxibilität der Formulierung und Rechen
aufwand erhebliche Vorteile besitzen 1) . 

FUr die Finanzdisposition hat STRAUB (61, S. 180 f~ ein in der Computersprache FORTRAN 
geschriebenes Simulationsmodell vorgelegt. Dieses besteht im wesentl ichen aus zwei Teilen. 
Im ersten Programmteil wird versucht, die Tätigkeit des Disponenten bei der Schreibtisch
Finanzplanung nachzuvollziehen. FUr die Aufteilung des Dispositionsbestandes und die Er
mittlung der Liquiditätsreserve werden relativ einfachen Steuerungsgrößen zugrundegelegt , 
die auf empirisch beobachteten Regeln und Ergebnissen von Modell rechnungen 2) basieren. 
In einem weiteren Programmteil werden schi ießI ich diese Steuerungsgrößen sowie die unter
stellten Verhaltensweisen bei der Disposition variiert. Auf diese Weise wird ermittelt, durch 
welche Finanzierungsmaßnahmen fUr den Beobachtungszeitraum ein mögl ichst hoher Zinsge
winn bzw. niedrigerer Zinsverlust erreicht wird. 

2.5 Formen und Probleme der kurzfristigen Finanzplanung im Agrarbereich 

Wie aus den vorigen Abschnitten deutlich wurde, hängt die Wahl der Methode im wesent-
I ichen von der Differenziertheit des jeweil igen Finanzierungsproblems und vom Umfang und 
der Art von Finanzierungsaktivitäten des Unternehmens ab. Im Agrarbereich ist der Einsatz 
kurzfristiger Finanzplanungsmodelle in folgenden Formen denkbar: 

a) FUr Einzelunternehmen wird auf der Basis eines langfristigen Finanz- und Investitionspla
nungsmodells bzw. bei gegebenem Produktionsprogramm ein Finanzplanungsmodell fUr die 
optimale Gestaltung der kurzfristigen Finanzierungsaktivitäten erstellt. 

b) Kurzfristige Finanzplanungsmodelle bilden einen Teil von Management-Informations
systemen bei Beratungsstellen, BuchfUhrungsservices etc. Das kurzfristige Finanzplanungs-

1) Vgl. dazu u.a MERTENS (44) und KUHLMANN (35). 

2) Z.B. wird das Ergebnis des TSCHUMI-Modells (vgl. Abschnitt 2.1.1) herangezogen, 
nach dem das Verhältnis von durchschn ittl icher Geldanlage zu durchschn ittl icher Konto
korrentkreditaufnahme von den Zinssatzrelationen abhängig ist. 
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modell wird dort erstellt, installiert und als Service leistung angeboten. Dies setzt voraus, 
daß es in bezug auf die aktuellen Finanzierungsmodal i taten und die relevanten Bedingungen 
der Finanzmarkte auf dem laufenden gehalten wird Spezielle Finanzplanungen werden so
wohl fUr einzelne Unternehmen als auch fUr die Beratung zur Ermittlung generelle Finanzie
rungsempfehlungen erstell t. 

c) Finanzplanungsmodelle bilden ein Teilmodell sogenannter betriebswirtschaftlicher Labora
torien, wie KUHLMANN (35) diese fUr den Test von Schatzverfahren und Entscheidungsrou
tinen in landwirtschaftlichen Unternehmen vorschlagt 1). Diese VerknUpfung hatte zudem 
den Vorteil, daß ein wesentlicher Teil der Ein- und Auszahlungen durch diese Modellteile 
generiert wUrde und die Notwendigkeit exogener Vorausschatzung entfall t. 

Aufgrund der Kosten, die die Erstellung kurzfristiger Finanzplanungsmodelle verursacht sowie 
der Notwendigkeit, einen Zugriff zu elektronischen Rechenanlagen zu haben, kommt die Er
stellung kurzfristiger Finanzplanungsmodelle fUr landwirtschaftl iche Einzelbetriebe, aber auch 
fUr kleinere Unternehmen des der Landwirtschaft vor- und nachgelager.ten Bereichs kaum in 
Frage. Nach den bisherigen empirischen Erfahrungen halten sich die Zinsgewinne durch reine 
Finanzdispositionen selbst in industriellen Mittelbetrieben in Grenzen. 

Nach den Berechnungen, die STRAUB (61, S. 216) fUr ein Unternehmen mit 20 - 25 Mio. 
Umsatz durchfUhrte, betrugen diese im gUnstigsten Fall etwa 0,05 % vom Umsatz. SPÄHT, 
GUTGESELL und GRÜN (56, S.B. 201) berichten uber eine Zinseinsparung durch LP-Pla
nung in Höhe von 6,6 % der Zinsbelastung eines Versandunternehmens. 

Erfahrungen Uber empirische Anwendungen im Agrarbereich I iegen unseres Wissens nicht vor. 
Die Einbeziehung kurzfristiger Finanzplanungsmodelle in das Serviceangebot von BuchfUhrungs
stellen oder auch in Management-Informationssysteme scheint jedoch durchaus interessant zu 
sein und sollte naher gepruft werden. 

3 Simultane Finanz-, Investitions- und Produktion,mLanung 

Aufgrund der eingangs erwahnten Abhangigkeit zwischen Investitionen und der Finanzierung 
werden in langfristigen Finanzplanungsmodellen beide Aspekte Uberwiegend simultan betrach
tet. Die bei einer Investitionsentscheidung zu beurteilenden alternativen Investitionsobjekte 
weisen darUber hinaus in den meisten Fallen vielerlei Interdependenzen sowohl in der gleichen 
als zwischen verschiedenen Perioden auf. Dieser Tatbestand macht in der Regel eine isol ierte 
Bewertung einzelner Investitionsobjekte außerst problematisch. Die Konsequenz sind daher 
Modellansatze, in denen die simultane Planung der Art, des Umfangs und der zeitlichen Ent
wicklung der Finanzierung, der Investitionen und der Produktion erfolgt. 

Die zu diesem Zweck eingesetzten OR-Methoden stellen zum Teil Adoptionen bzw. Erwei
terungen der bei den kurzfristigen Finanzplanungsmodellen diskutierten Ansätze dar, zum 
Teil werden andere Methoden eingesetzt. Durch den Langfristcharakter dieser Planungen 
wird dem Unsicherheitsaspekt besondere Bedeutung gewidmet. 

1) Die Ergänzung des Simulationsmodells von KURZ (36) fUr die Steuerung der Schweinepro
duktion um eine Finanzplanungskomponente erscheint bei den dort zu Tage tretenden 
Liquiditätsprobleme grundsatzl ich sinnvoll. 
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3.1 Deterministische Planung mit Hilfe mehrperiodischer linearer Optimierungsmodelle 

Deterministische Anstltze der mehrperiodischen I inearen Optimierung als Hilfsmittel der simul
tanen Produktions-, Investitions- und Finanzierungsplanung finden seit Itlngerer Zeit Verwen
dung 1). In der BR-Deutschland wurden diese Anstltze fUr Planungen im Agrarbereich insbe
sondere von KÖHNE (33) ausfuhrlich diskutiert und erweitert. Aufbauend auf diese Arbeiten 
wurde dieser Ansatz in einer größeren Zahl empirischer Betriebsplanungen eingesetzt 2) • 

Die Anstltze mehrperiodischer linearer Optimierungsmodelle zur Finanz-, Investitions- und 
Produktionsplanung sind charakterisiert durch die Verkoppelung einer blockdiagonalen Pro
duktionsmatrix mit Investitions- und Desinvestitionsprozessen sowie den entsprechenden Fi
nanzierungsaktivittlten. Der Finanzierungsteil sollte zur sachgerechten Abbildung des Finanz
bereichs eines Unternehmens bei langfristigen Planungen folgende Prozesse umfassen 3): 

1. Alternative Finanzierungsml:iglichkeiten, insbesondere BerUcksichtigung von 
- kurz-, mittel- und langfristigen Krediten, die ohne oder mit staatlicher Förderung ge

wtlhrt werden 
- direkten Investitionszuschussen, die me ist an bestimmte Investitionsprojekte gekoppei t 

sind, und 
- Finanzierung mit Eigenmitteln, Bausparvertrtlgen und dergleichen. 

2. Alternative Finanzanlagemöglichkeiten, etwa durch die BerUcksichtigung von Konto
korrentguthaben, Sparguthaben mit verschiedener KUndigungsfrist, Festgeldem, Wert
papieren, Bausparvertrtlgen u.a .. Die htlufig erfolgende Berucksichtigung von lediglich 
einer Sparaktivittlt mit jtlhrlicher Liquidierung entspricht weder dem bei diesen Anstltzen 
grundstltzl ich unterstellten rationalen Investitionsverhal ten noch fuhrt dies dann zu sach
gerechten Ergebnissen, wenn an und fUr sich Itlngerfristig angelegtes Kapitalaufgrund 
der Model Iformul ierung jederzeit in liquider Form fUr Auszahlungen und Sachinvestitio
nen verfUgbar ist. 

3. Abschlußbuchungen und Bilanzierungsprozesse zur jtlhrlichen Ermittlung des Gewinns und 
der Einkommenssteuerzahlungen . Nur auf dieser Basis ist es mögl ich, die fUr Investitionen 
verfUgbaren Eigenmittel exakt zu erfassen. 

Bei der empirischen Anwendung mehrperiodischer linearer Programmierungsmodelle ergeben 
sich vor allem folgende Einschrtlnkungen: 

1. Eine realistische Abbildung des gesamten Produktions-, Investitions- und Finanzierungs
bereichs Uber einen Planungshorizont, der der Nutzungsdauer langlebiger Investitions
gUter entspricht, fUhrt zu Modellgrößen, die selbst beim heutigen Stand der Lösbarkeit 
linearer Optimierungsmodelle erhebl iche Rechenzeiten bedingen. Vereinfachungen be
ziehen sich vor allem auf folgende Bereiche: 
- Verzicht auf weniger wichtige Prozesse und Restriktionen in allen drei Teilbereichen 

(Produktion, Investition und Finanzierung) . 
- VerkUrzung des Planungshorizonts und/oder Zusammenfassung zu aggregierten, mehrere 

Jahre umfassenden Planungsperioden . Neben Schwierigkeiten bei der Formul ierung 
Ubergreifender Produktionsprozesse bei aggregierten Perioden ergeben sich dabei Fehler-

1) Vgl. etwa LOFTSGARD und HEADY (38), ALBACH (1) und JACOB (27). 

2) Vgl. z.B. RIEBE und PETERS (50), STEFFEN und HOGEFORSTER (58), LANGBEHN (37), 
WEINDLMAIER und PIEN ING (67) sowie SKOMROCH und V AN DER BEEK (55) . 

3) FUr eine detail I ierte Erfassung des Finanzbereichs vgl. insbesondere SKOMROCH und 
VAN DER BEEK (55, S. 128). 
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mögl ichkeiten vor allem durch den bei Verkürzung des Planungshorizonts zunehmenden 
Einfluß der Restwerte auf das Planungsergebnis. 

2. Sowohl bei einem Großteil der Investitionsprozesse als auch bei einigen Produktions- und 
Finanzierungsaktivitöten ist die Annahme der unbegrenzten Teilbarkeit unrealistisch. Bei
spiele aus dem Finanzbereich sind etwa die Aufnahme öffentl icher Darlehen mit bestimm
ten Mindestbeträgen sofern real isiert sowie das ähnl ich geartete Problem der Festgeldan
lage. Die Software der meisten Rechenanlagen enthält zwar mittlerweile gemischt-ganz
zahl ige Lösungsalgorithmen . Die Einbeziehung der bei Investitions- und Finanzierungs
problemen erforderlichen Anzahl ganzzahliger Variaoien führt jedoch zu kostenmäßig 
meist nicht vertretbaren Rechenzeiten, sofern überhaupt eine Lösung mögl ich ist. 

3. Die Modellansätze gehen von der Prämisse vollkommener Voraussicht über die entschei
dungsrelevanten Daten während des Planungshorizonts aus und führen nur dann zu optima
len Ergebnissen. Betriebswirtschaftliehe Entscheidungen basieren jedoch fast immer auf 
unvollkommenen Informationen über zukünftige Entwicklungen 1). 
Dieser Tatbestand führt zu einer Vielzahl von Modellansätzen, bei denen Risiko bzw. 
Unsicherheit oezügl ich ihres Einflusses auf die Entscheidungen expl izit berücksichtigt 
werden. Eine Reihe dieser Ansätze werden in folgendem Abschn itt diskutiert. 

3.2 Stochastische Programm ierung 

Ausgangspunkte der hier diskutierten Ansätze bilden die oben beschriebenen mehrperiodi
sehen, linearen Optimierungsmodelle sowie der Tatbestand, daß insbesondere die zukünfti
gen Ein- und Auszahlungen nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden können. 

Der Formul ierung mehrperiodischer Optimierungsprobleme für die Produktions-, Investitions
und Finanzierungsplanung I iegt überwiegend die Zielfunktion "Vermögensendwertmaximie
rungOI zugrunde. Die Ziel funktion enthält von Null versch iedene Koeffizienten übl icher
weise lediglich in der Transferaktivität für Kassenbestände am Planungsende sowie für die 
Restwerte bei den Finanzierungs- und Investitionsprozessen . Aus diesem Grund sind solche 
Ansätze stochastische Programmierung von besonderer Bedeutung, die Unsicherheit in der 
Koeffizientenmatrix (z. B. bei den Liquiditätsrestriktionen) berücksichtigen. Allerdings gibt 
es auch Mögl ichkeiten, Unsicherhe iten der Koeffizientenmatrix in die Ziel funktion zu trans
ferieren 2) . 

Einem Vorschlag BOUSSARDS (6) folgend, lassen sich vier Arten von Ansätzen der stochasti
schen Programmierung unterscheiden: 

1. chance-constrained-Ansätze; 2. spiel theoretische Ansätze; 3. quadratische Portfol io
selection-Modelle und 4. andersartige Verfahren. 

1. Chance-constrained-Ansätze: Diese auf CHARNES und COOPER (9) zurückgehenden An
sätze sind dadurch gekennzeichnet, daß sie zusätzl ich zu den normalen deterministischen 
Nebenbedingungen einen Satz von Restriktionen formul ieren, der garantiert, daß die 
Wahrscheinlichkeit, die stochastischen Restriktionen einzuhalten, eine gewisse Grenze 
nicht unterschreitet (KATAOKA, 27 und TELSER, 62) . 

. Die Problematik der chance-constrained-Ansätze I iegt in der Nichtl inearität der resul
tierenden Nebenbedingungen, in der zur Lösung solcher PrObleme erforderlichen Rechen
zeit, in der Schätzung der Varianzen und Covarianzen und in der Festlegung der Sicher
heitswahrscheini ichkei t. 

1) Vgl. zu diesem Problembereich u.a. WEINSCHENCK (68), STORCK (60) und C.H.HANF 
(16) . 

2) Vgl. dazu SCHIEFER (54) . 
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Eine Mögl ichkeit, einen Teil dieser Probleme zu umgehen, besteht im Ersatz der Wahr
scheinlichkeitsrestriktionen durch die Einführung von penalty costs für die Verletzung 
von Restriktionen 1). 

2. Spiel theoretische Ansätze: Diese beruhen auf der Mögl ichkeit, die Konfl iktsituation des 
Zwei-Personen-Nullsummenspiels als lineares Optimierungsproblem zu formul ieren. Als 
Umweltsituationen werden dabei höufig beobachtete Datenkombinationen gewöhlt 
(McINERNEY, 43; HAZELL, 20; und MARUYAMA und KAWAGUCHI, 42). 
Vorteile dieser Art Ansötze sind die Linearität der Modelle, die Verfügbarkeit der Daten, 
die zwangslose Berücksichtigung der Korrelationen und die Anpassungsföhigkeit des Mo
dells an andere Zielfunktionen als das Maximin-Kriterium der Spiel theorie (z.B. die 
Hurwicz-Regel) • 
Nachteil ig wirken sich die spiel theoretische Konzeption und die Beschrönkung auf Varia
bilitöt in der Zielfunktion aus. Praktische Erfahrungen mit diesem Ansatz liegen nur be
schrönkt vor. 

3. Quadratische Portfol io-selection-Modelle: Die Ansötze nach der Portfol io-selection
Theorie beruhen auf Modellen von MARKOWITZ (41) und FREUND (12). Sie berücksich
tigen das Risiko durch die Einführung einer Varianz-Covarianz-Matrix der stochastischen 
Werte des Zielfunktionsvektors. Probleme ergeben sich bei der Anwendung durch den Man
gel an effizienten Algorithmen für quadratische Optimierungsprobleme 2), durch die 
Schwierigkeiten der Bestimmung der Varianz-Covarianz-Matrix und durch die Normal
verteilungshypothese 3), ferner durch das Problem der Wichtung von Erwartungswert und 
Varianz in der Zielfunktion und wegen der Frage, inwieweit das Prinzip der Berücksich
tigung von Erwartungswert und Varianz als Entscheidungsgrundlage bei Risiko tatsöchl ich 
relevant ist 4) . 

Einige der Schwierigkeiten können dadurch umgangen werden, daß man anstelle einer 
einzigen Optimallösung effiziente Plöne bezügl ich der Paare Erwartungswert und Varianz 
bzw. Zielfunktionswert und Risikoaversionsparameter ermittelt. Dabei bleibt jedoch das 
Auswahlproblem bezüglich der zu realisierenden Lösung ungeklört. Zum Zweck der Um
gehung des quadratischen Optimierungsansatzes wurde außerdem eine Reihe linearer Er
satzmodelle abgeleitet 5) . 

4. Andersartige Verfahren: Im folgenden seien einige Modellansötze erwöhnt, die mit den 
vorhergehenden und untereinander nur in beschrönktem Maße Gemeinsamkeiten aufweisen. 
a) Einführung von Verhaltensrestriktionen (flexibility-constraints) in die deterministischen 
Modelle, 
b) Planung mitSicherheitsöquivalenten 6) (vgl. LÜCKE, 39, Sp. 577), 
c) Berücksichtigung von Liquiditötsreserven 7), 

1) Vgl. dazu MADANSKY (40), EVERS (11) und E. HANF (17). 
2) Vgl. dazu den Beitrag von KÖGL (32) zu dieser Tagung. 
3) Diese Tatsache führte zu Vorschlögen, alternativ die Semivarianz, d.h. nur den positi-

ven oder negativen Te il der Varianz zu unterstellen (BOUSSARD, 6, S. 5). 
4) Vgl. dazu BAKER (2, S. 693) und BOUSSARD (6, S. 29). 
5) Vgl. z. B. KATAOKA (29), BOUSSARD und PETIT (7) und CHEN und BAKER (10). 
6) Ein Sicherheitsöquivalent zu einer Entscheidungssituation bei Unsicherheit ist ein sicheres 

Ergebnis, das für den Risikotröger den gleichen Nutzen wie die Unsicherheitssituation hat 
(vgl. SCHNEEWE ISS, 53, S. 42). 

7) Vgl. Restriktionen des Modells in Abschnitt 2.2 und BARRY und BAKER (3, S. 223 ff). 
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cl) Das MOTAD-Modell (Minimum of total absolute deviations) von HAZELL (21) erlaubt 
die Verwendung linearer Optimierungsalgorithmen. Hierbei wird die Summe der absolu
ten Abweichungen vom Mittelwert der Ziel funktion minimiert. 
e) Ähnlich gehen BOUSSARD und PETIT (7) nach dem focus-Ioss-Konzept vor. Sie defi
nieren einen erwarteten Zielfunktionsvektor und einen (mit einer gewissen Wahrschein-
I ichkeit) schlechtesten und maximieren den erwarteten Zielwert unter den normalen Ne
benbedingungen und unter den Bedingungen, daß fUr den schlechtesten Fall jedes einzel
nen Verfahrens die dadurch verursachte Abweichung vom Erwartungswert eine vorgegebe
ne Grenze nicht unterschreitet. Dadurch wird sichergestellt, daß der schlechteste Wert 
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit Ubertroffen wird. 

Problematisch sind bei diesen Ansätzen generell die Festlegung der Verhal tensrestriktionen. 
Im focus-Ioss-Modell macht zusätzl ich die Festlegung der normal erwarteten bzw. schlech
testen Zielfunktionsvektoren und die Bestimmung der Sicherheitswahrscheinlichkeit Schwie
rigkeiten. 

Geht man von der Maximierung des Endvermögens als der häufigsten Zielvorstellung des Fi
nanzierungs-Investitions-Problems aus, so ergibt sich, daß von vornherein nur der chance
constrained-Ansatz sinnvoll ist. Die anderen Ansätze sind nur insoweit brauchbar, als sich 
Verletzungen von Nebenbedingungen in die Zielfunktion hochrechnen lassen. Von dieser 
Möglichkeit kann man jedoch zumindest bei Liquiditäts-Restriktionen sowie bei Beschränkun
gen der Finanzierung und Geldanlage im allgemeinen ausgehen. 

3.3 Flexible Planung 

Investitions- und Finanzierungsentscheidungen finden in einer zukUnftigen Zeit und in einer 
unsicheren Umwel t statt. Adäquate Entscheidungsmodelle mUssen daher in der Regel dyna
misch, d.h. mehrperiodisch und stochastisch sein, d.h. sie mUssen Unsicherheit berUcksich
tigen. Die bisher beschriebenen Ansätze stochastischer Programm ierung haben aus der Sicht 
ihrer ~ritiker u.a. folgende Nachteile: 

1. Sie setzen in der Regel die Kenntnis der Risiko-Nutzenfunktion des Entscheidenden 
voraus. 

2. Es sind simultane Modelle, d. h. sie berucksichtigen die Zukunft aus der Sicht des Ent
scheidungszeitpunktes. Ihre Lösungen sind also optimal aus der Sicht dieses Zeitpunktes, 
dann aber festgeschrieben fUr die Zukunft. Dabei wird in diesen Modellen nicht berUck
sichtigt, daß der Entscheidende von Zeit zu Zeit nach dem jeweiligen neuen Informa
tionsstand Reaktionen einleitet, die vom jeweiligen Ist-Zustand ausgehen I}. 

Diesem Umstand versucht die "flexible" Planung (HAX und LAUX, 18) gerecht zu werden. 
Modelle dieser Art benutzen das Bellmann-Prinzip und sind Dynamic-Programming-Ansätze. 
Der Entscheidungsprozeß wird als dynamisches System mit in der Zeit aufeinander folgenden 
Entscheidungszeitpunkten aufgefaßt. 
FUr jeden Entscheidungspunkt wird fUr jeden Alternativzustand der Umwelt ein unter gege
benen Zukunftserwartungen optimaler Eventual plan ermittelt 2). 

Eine ermittelte Folge von Entscheidungen ist unter drei Voraussetzungen die beste: Zu jedem 
Zeitpunkt sind 1 . alle denkbaren Umweltzustände bekannt, sind 2. alle denkbaren Aktionen 
und Anpassungsreaktionen bekannt und wird 3. die vorl iegende Unsicherheitssituation der zu
kunftigen Umwel t-Entw ickl ung richtig beschrieben. 

1) Vgl. dazu WEYRICH (69), S. 115 - 116. 

2) Vgl. dazu HINRICHS (24) . 
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Folgende kritischen Anmerkungen sind zum Ansatz der flexiblen Planung zu machen: 

1. Bei einer großen Zahl von Zustandsvariablen steigt der Rechenaufwand des Dynamic
Programming-Modells restriktiv an. 

2. Sofern in einem Dynamic-Programming-Modell die Mögl ichkeit besteht, die Zukunft 
folgerichtig zu berucksichtigen, dann besteht sie grundsätzlich auch fUr das Simul tan
modell 1). Im letzteren ist es ledigl ich in bezug auf den Rechenaufwand im allgemeinen 
nicht mögl ich, eine größere Zahl zukUnftiger Alternativen zu berechnen. 

3. Flexible Planung berUcksichtigt, wie jede andere Methode auch, zwei wichtige Aspekte 
der zeitlichen Entscheidungsfolgen nicht: 
a) Im Laufe der Zeit können sich aufgrund neuer Informationen unvorhersehbare, neue 
Handlungsal ternativen ergeben. 
b) Das Eintreffen gewisser Ereignisse beeinflußt die Unsicherheitsstruktur der zukUnftigen 
Entwicklung in all jenen Fällen, in denen die Zukunft nicht einem a-priori gegebenen 
stochastischen Prozeß folgt, sondern geschätzt wird. 

Diesen Anmerkungen folgend, ergeben sich andere Möglichkeiten des Vorgehens: 

1. Planung und Entscheidung werden als ein sich in der Zeit ständig fortsetzender Regelungs
prozeß der Informationsverarbeitung und Anpassungsentscheidung aufgefaßt. 

2. Übergang zur Evaluierung einer hinreichend großen Zahl alternativer Folgen optimaler 
Anpassungsentscheidungen und DurchfUhrung von Risikoanalysen, wie diese SKOMROCH 
und VAN DER BEEK (55) vorschlagen. 

3. Verwendung einfacherer, aber jederzeit und mit geringen Kosten anwendbarer Simula
tionsmodelle, wie diese in den letzten Jahren zunehmend entwickelt werden. 

3.4 Simulationsmodelle 

Der Einsatz von Verfahren der mathematischen Programmierung fUr die Planung langfristiger 
Finanzierungs-, Investitions-, und Produktionsprogramme ist bezUgl ich folgender Prämissen 
dieser Modelle problematisch 2) • 

1. Sie erfordern eine vollständige Definition des Entscheidungsproblems. Dies ist jedoch ins
besondere bezUg I ich des Ziel kriteriums bei praktischen Entscheidungen problematisch, da 
die Reduzierung auf ein eindimensionales Entscheidungskriterium der Komplexität realer 
Entscheidungsprobleme häufig nicht gerecht wird. 

2. Die Verwendung von Momenten (Varianzen, Kovarianzen) als Risikoparameter entspricht 
kaum den Bedingungen der praktischen Planung, da es sich dabei um ökonomisch schwer 
interpretierbare Größen handelt 3). Die Berucksichtigung einfacher Risikomaße ist ande
rerseits eine ziemlich willkurliche Maßnahme. 

3. Eine korrekte Abbildung der realen Wirklichkeit macht aus GrUnden der Operabilität der 
Modelle Schwierigkeiten, etwa bezUglich der Berucksichtigung von Ganzzahligkeit, 
Nichtlinearitäten und Unsicherheit. 

1) Vgl. dazu auch BORN (5, S. 85). 

2) Vgl. dazu auch HIELSCHER und LEHNER (23, S. 455) und BORN (5, S. 115 ft). 

3) Diese lassen sich zwar in Wahrscheinlichkeitsaussagen Ubersetzen - u.U. werden diese 
aber ebensowenig verstanden. 
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Diese GrUnde fUhrten zur Entwicklung von Simulationsmodellen, die nach Meinung ihrer 
Autoren diese Nachteile weitgehend umgehen. Diese Modelle gehen meist von einem system
theoretischen Ansatz des Unternehmens aus 1). Die Beziehungen, die zwischen verschiede
nen Teilbereichen des Untemehmens sowie im Zeitablauf bestehel'\owerden durch Definitions
gleichungen, durch Differenzengleichungen sowie durch Verhaltensgleichungen erfaßt und 
als Computermodell programmiert. Ausgehend von einer bestimmten Anfangssituation werden 
fUr verl:inderte Umweltzustl:lnde und Verhaltensweisen eine Reihe von L&ungsfolgen als 
Grundlage der Entscheidung ermittelt. 

Die Risikoanalyse wird hl:lufig auf der Basis subjektiver Wahrscheinlichkeiten durchgefuhrt, 
die als Grundlage fUr die Formul ierung einfacher Verteilungen (z. B. Rechtecks-, Dreiecks-, 
Trapezverteilung) verwendet werden. 

Die Auswertung der Rechenergebnisse erfolgt in einer Form, die eine Beurteilung des Investi
tions- und Finanzierungsprojekts unter verschiedenen Aspekten ermöglicht. TRAMPEDACH 
(64, S. 469) differenziert die Darstellung der durch das Modell ermittelten Informationen 
in solche, die insbesondere etwas Uber das mit der Entscheidung verbundene Risiko aussagen, 
wie 
- Dichte- und Verteilungsfunktionen wichtiger Rentabil itl:ltsgrößen, z. B. der Kapitalwerte, 
- Kapitalruckflußdauer 
- Sensitivitl:ltsanalysen bezuglich Preis-, Mengen- und Kostenl:lnderungen 
sowie in Zeitreihen wichtiger Variablen des Modells, etwa Größen der 
- Bilanz 
- Gewinn-und Verlustrechnung 
- Kapitalfl ußrechnung 
- Kennzahlen, z.B. Eigenkapitalrentabilitl:lt. 

Trotz ihrer Vorteile wirft auch die Verwendung von Simulationsmodellen als Entscheidungs
hilfe einige Probleme auf: 

1. Eine grUndliche Entscheidungsvorbereitung erfordert eine große Anzahl von Altemativ
rechnungen. KUHLMANN (35, S. 133) vertritt deshalb die Meinung, daß eine Planung 
mit Simulationsverfahren im allgemeinen zeitaufwendiger als mit Programmierungsverfah
ren ist. Desweiteren sind Simulationsmodelle jeweils untemehmensspezifisch neu zu pro
grammieren. 

2. Die Verhaltensfunktionen werden in Simulationsmodellen fix vorgegeben. Sie sind meist 
einfacher Struktur und basieren in der Regel auf Erfahrungsgrundsl:ltzen (z. B. EinfUhrung 
einer Regel Uber das Verhl:lltnis von Eigen- zu Fremdkapital) . Der Entscheidungsmechanis
mus ist daher ziemlich starr und erlaubt es nicht, die spezifischen Bedingungen zum Ent
scheidungszeitpunkt adHquat zu berUcksichtigen. Dieser Nachteil II:lßt sich zwar durch 
eine Parametrisierung von Verhaltensfunktionen begrenzen. Es verbleibt dennoch die 
Frage, ob solche einfache Entscheidungsregeln der Komplexitl:lt von Investitions- und 
Finanzierungsentscheidungen gerecht werden können. 

1) Vgl. z.B. KUHLMANN (35), HINRICHS und BRANDES (25), HIELSCHER und LEHNER 
(23) und TRAMPE DACH (64). 
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4 Schlußbemerk~ 

Im vorliegenden Beitrag wurde der Versuch unternommen, eine Übersicht Uber Modelle des 
Operations Research als Hilfsmittel fUr die Finanz- und Investitionsplanung zu geben sowie 
ihre Vor- und Nachteile kritisch zu UberprUfen. Folgende Schlußbemerkungen erscheinen 
angebracht: 

1. Der Versuch, die fUr Finanzierungs- und Investitionsentscheidungen bestimmenden Grö
ßen in Modellen sachgerecht zu erfassen, fUhrte zu einer verstärkten Einbeziehung des 
Unsicherheitsaspekts, zu Ansätzen der flexiblen Planung sowie zur Entwicklung von 
Simulationsmodellen . 

2. Keiner der diskutierten Modellansätze kann als generell "beste" Entscheidungsmethode 
angesehen werden. Vielmehr hängt die empirische Brauchbarkeit neben der theoretischen 
und verhaltensmäßigen Fundierung vor allem auch von der jeweiligen Fragestellung, den 
Datenanforderungen und den Schwierigkeiten und Kosten der Modellerstellung und -im
plementierung zusammen. 

3. Einfache Modelle sind gekennzeichnet durch geringen Informationsbedarf und hohe Trans
parenz, aber geringe Real itätsnähe. Komplexe Modelle andererseits erfordern umfang
reiche Informationen, sind weniger durchsichtig und verursachen hohe Kosten. Aus diesen 
Überlegungen erklärt sich, daß einer Vielzahl von Modellansätzen eine relativ geringe 
Anzahl von Anwendungen gegenUber steht. 

4. Obwohl Skepsis angebracht ist, haben OR-Ansätze zweifellos ihre Bedeutung. Unab
hängig davon, welcher Ansatz gewählt wird, gilt jedoch was BORN (5, S. 136) so formu
liert: "Jedes Modell rechnet letztlich nur die eigenen Vorurteile aus. Es erfaßt jedoch 
weit mehr Zusammenhänge als sich im Kopf durchspielen lassen, d.h. es macht das Den
ken effizienter" . 
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Bei der Anwendung abstrakter Modelle zur aktuellen FUhrung, Analyse und Planung von Un
ternehmen werden Personengruppen mit sehr unterschiedl ichen Voraussetzungen der Ausbil
dung und empirischen Erfahrung angesprochen. 

Den Mathematiker am Anfang der Modellentwicklung interessiert das Modell in abstrakten 
mathematischen Begriffen. Daten zur aktuellen RechnungsdurchfUhrung und Datensicherheit 
sind Hilfsgrößen von minderer Bedeutung. Einsatzfähigkeit des Modells bei umfangreichen 
Problemen und benutzerfreundl iche Routine stehen außerhalb des Betrachtungshorizonts . Da
tengewinnung und laufende Datenpflege werden nicht angesprochen. 

Der Ökonom sichtet sodann die Modelle, prUft ihre Anwendbarkeit bei verschiedenen ökono
mischen Problemen und fUhrt die Technik der Planungsmodelle weiter in Richtung aktueller 
Anwendung. Obwohl der Ökonom die mathematische Struktur der Modelle erfaßt, besteht 
seine Aufgabe primär in der Umgestaltung und Erweiterung mathematischer Grundmodelle zu 
flexiblen, benutzerfreundlichen Planungssystemen mit aktueller Verwendbarkeit (HINRICHS, 
9; SCHMIDT und JANOWSKI, 21). Nachteilig wird bei diesem Transformationsprozeß die 
laufende Beschäftigung mit immer neuen Modellen. Der Ökonom gelangt dadurch nicht zur 
ausgedehnten Anwendung des einzelnen Planungsmodells. Er sammelt kaum Erfahrungen im 
Hinbl ick auf die ermUdenden Begleitumstände wie Rechenroutine, Rechenaufwand, wechseln
de Datengrundlage und laufende Datenpflege. Und nicht zuletzt fehlt ihm die Zeit, die Ein
satzfähigkeit der Modelle und Systeme im Hinblick auf unterschiedliche Verständnisebenen 
bei Betriebsleitern, Beratern und Behörden ausre ichend zu testen. 

DarUber hinaus ist man in Bezug auf die Datenbeschaffung und Datenpflege insbesondere im 
produktionstechnischen Bereich auf einen Personenkreis mit rein naturwissenschaftlicher oder 
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ingenieurtechnischer Ausbildung angewiesen. Hier fehlt zwangsltlufig die notwendige Kennt
nis der ökonomischen Theorie, die jedem Planungsmodell zugrunde liegt. Physische Planungs
daten mUssen daher in der Regel muhsam aus zuftlll ig vorhandenem produktionstechn ischem 
Material entnommen werden, das unter nichtökonomischen Zielsetzungen erstellt wurde. 
Eine Abstimmung der Datensammlungen auf den spezifischen Datenbedarf von Planungssyste
men ist daher bei wechselndem Modellangebot und unkoordinierter, weil eigensttlndiger pro
duktionstechn ischer Forschung nur unvollkommen mögl ich. 

Der letztlich mit der eigentlichen Planung und Entscheidung befaßte Personenkreis der Be
triebsleitung, Beratung und Verwaltung wird nun mit den Modell- und Planungssystemen so
wie dem techn ischen Datenmaterial der vorgelagerten Stufen konfrontiert (BROCKHOFF, 1; 
SCHMIDT und JANOWSKI, 21). Seine Verständnisebene variiert erheblich mit dem indivi
duell untersch iedl ichen Ausbidlungsniveau, der sehr verschiedenen Ausbildungsrichtung 
und der inzwischen verflossenen Zeitspanne seit dem Abschluß der Ausbildung. Grob gesagt 
kann er Modell- und Datengrundlagen verstandesmlißig nur näherungsweise erfassen und 
sehr selten UberprUfen. 

Die Anwendungsbreite der Modelle der Unternehmensforschung auf der Entscheidungsebene 
hängt demnach weitgehend von der Benutzerfreundl ichkeit der Planungssysteme und dem Ver
trauen ab, welche die Ergebnisse der Modelle bei dem mit der Entscheidung befaßten Perso
nenkreis genießen. 

2 VerfiJ9.e..are Modelle der Unternehmensentwicklungsplanu..!29..ln der Landwirtschaft 

Sehr bald nach der EinfUhrung der Linearen Programmierung als Entscheidungshilfe bei ein
fachen Allokationsproblemen veranlaßten die Wachstumsprobleme der landwirtschaftlichen 
Unternehmung zur Beschäftigung mit Investitionsmodellen (ZAPF, 25). Bei Einbeziehung des 
Zeitfaktors und des optimalen Entwicklungspfades konnten statische Investitionsrechnungen 
fUr Teilbereiche eines Betriebes nicht genUgen (KEHRBERG und REISCH, 12; KÖHNE, 13). 
Ähnl iches gilt fUr kapitaltheoretische Modelle. Vielmehr wurden Modelle der simultanen 
Investitionsrechnung erprobt, die eine VerknUpfung der Bereiche von Produktion, Erweite
rungsinvestition und Finanzierung nach dem Prinzip der Marginalanalyse zuließen (HAX, 5; 
JACOB, 11; RIEBE und PETERS, 15). Dabei war der Zeitfaktor sowohl hinsichtlich der Kapi
tal theorie als auch des optimalen Investitionszeitpunktes zu berUcksichtigen. Mon gelangte 
zu den mehrperiodischen Anslitzen der komparativdynamischen I inearen Programmierung. 

Die Forderung nach ganzzahliger EinfUhrung der InvestitionsgUter fUhrte zu gemischt-ganz
zahl igen Modellen der I inearen Programmierung (GASCHÜTZ, 4; HÜNERSDORF, 10; 
SEUSTER, 23, 24). Außerdem veranlaßte das Entscheidungsverhalten der Unternehmer zur 
Beschäftigung mit rekursiven Entscheidungsmodellen. Hierzu wurde sowohl zur Regionalpla
nung das Modell der linearen Programmierung um rekursive Elemente erweitert (DAY, 3; 
HEIDHUES, 7), als auch der langfristige Entwicklungspfad eines einzelnen Unternehmens 
mit Hilfe periodenspezifischer Wiederholung eines Simulationsprogrammes dargestellt 
(HESSELBACH und EISGRUBER, 8). Die neuere Entwicklung strebt die kombinierte Anwen
dung der mehrperiodischen I inearen Programmierung, der Sequenzsimulation und der rekur
siven Planung an (CHIEN und BRADFORD, 2). 

3 Modellerfahrungen :2Y.stemanforderungen 

Die heute verfUgbaren Modelle und Rechenprogramme gestatten demnach die Berucksichti
gung der Interdependenzen zwischen Produktion, Investition und Finanzierung. Sie zwingen 
nicht zur isolierten Betrachtung der frUhen dynamischen kapital theoretischen Modelle 
(SCHNEIDER, 22). DarUber hinaus ist das Problem beliebiger Teilbarkeit aller Variablen der 
ersten Programme der I inearen Programmierung Uberwunden (GASCHÜTZ, 4; SEUSTER, 23,24). 
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Aber diese rechentechnischen Fortschritte wurden mit einer oft untragbaren Erhöhung des 
Vorbereitungsaufwandes und des Bedarfes an Computer-Zeit erkauft (HÜNERSDORF, 10; 
RIEBE und PETERS, 15). Insbesondere bei der unerltlßlichen Einbeziehung von Ganzzahlig
keitsbedingungen steigt die Rechenzeit erheblich. So fuhrt SEUSTER (24) bei einer 3-perio
dischen Matrix mit stark aggregierten Produktionsvariablen beim Übergang vom separable 
programming zur gemischt-ganzzahl igen Programmierung eine Steigerung der Rechenzeit 
von 1,28 Minuten auf 10,7 Minuten je Rechendurchlaufan. HÜNERSDORF (10) fand bei 
mehrperiodischem Ansatz im Vergleich zum einperiodischen Ansatz in Abhtlngigkeit von der 
MatrixgrtSße, der Anzahl ganzzahliger Variablen und vor allem bei vervielfachten Wettbe
werbsbeziehungen in Betrieben mit bodenabhtlngiger Viehhaltung oft eine unertrtlgl iche Ver
vielfachung des Rechenzeitbedarfes von ca. 0,5 bis 3, - Minuten je Rechendurchlauf auf 
das rund 10-fache. In kritischen Betriebsgrößen um 100 ha, die zwischen mehrseitiger Orga
nisation mit Famil ienarbeitsverfassung und straff spezial isierter Organisation mit Lohnarbeits
verfassung schwanken, trieben die zahlreichen Substitutions-Iterationen im mehrperiodischen 
Modell bei ca. 20 - 25 ganzzahligen Variablen die Rechenzeit auf 100 - 360 Minuten je 
Rechendurchgang. 

Wenn auch die Fortschritte in der Computertechnik das Problem des Rechenzeitbedarfes ver
mindern werden, bleibt stets der schwer quantifizierbare Mehrbedarf dynamischer Madelle 
fUr Vorbereitung und Datenbeschaffung (CHIEN und BRADFORD, 2; RIEBE und PETERS, 15). 
Dazu kommen die praktisch unUberwindbaren Schwierigkeiten der ex ante Datenprognosen 
fUr die hier diskutierten einzelbetrieblichen Entwicklungsprobleme. 

Die Probleme der Datenunsicherheit erscheinen als unUberwindliches Hindernis bei der Wei
terentwicklung der dynamischen Entwicklungsplanung von der wissenschaftlichen Demonstra
tion zur praktischen Anwendung in der breiten Landwirtschaft. 

Erscheinen relevante Formul ierung der Entwicklungsvariablen im Modell, Datenbeschaffung 
und Datenprognose sowie der Rechenaufwand lösbar, so verbleibt das Problem der Benutzer
freundl ichkeit. 

Dateneingabe, Rechenablauf und Ergebnisausdruck mUssen benutzerfreundl ich (HINRICHS,9), 
also fUr den Verbraucher versttlndlich sein, auch wenn dieser keine Spezialkenntnisse auf 
dem Gebiet der Untemehmensentwicklungsplanung besitzt. 

Fuhrende Praktiker sind sich sehr oft durchaus der beschrtlnkten Information und mangelhaften 
Entscheidungshilfe durch einfache Planungsverfahren wie etwa des Voranschlages bewußt. 
Industrielle Unternehmer (SCHMIDT und JANOWSKI, 21) aber auch landwirtschaftliche Be
triebsleiter halten den Einsatz höherentwickelter Modelle der Unternehmensforschung des
halb auch fUr nUtzlich. Es können mehr Alternativen betrachtet werden, wodurch sich die 
Entscheidungsqualittlt verbessert. Durch zweckmtlßig aufgebaute Informations- und Planungs
systeme (RIEBE, 19; ZILAHI-SZABO, 29) verlaufen Analyse und Planung effizienter und da
mit kostengUnstiger. Sind diese Systeme benutzerfreundlich den Arbeits- und Versttlndnis
möglichkeiten des Praktikers angepaßt, wird umgekehrt die Motivation zur vermehrten An
wendung mathematischer Modelle angeregt (SCHMIDT und JANOWSKI, 21). 

In diesem Zusammenhang muß der Benutzer langsam innerhalb eines Informationssystems von 
einfachen Methoden mit niedrigen AusbildungsansprUchen auf höhere Methoden Ubergehen 
können. Diese Methodenflexibilittlt sollte durch die Möglichkeit der Abwandlung und wahl
weisen Koppelung verschiedener Modelle des Systems ergtlnzt werden (Modellflexibil ittlt) . 
DarUber hinaus ist größter Wert auf erleichterte Dateneingabe zu legen. Wo immer nur sinn
voll, sollte die Eingabe betriebsspezifischer Daten durch den Abruf gespeicherter Normdaten 
ersetzt werden. Das gilt sowohl im technischen, wie auch im monettlren Datenbereich. Diese 
Datenflexibilittlt durch Wahlmöglichkeiten zwischen Normdaten und Betriebsdaten mindert 
je nach Problemstellung den Planungsaufwand erheblich. 
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Das benutzerfreundl iche Informationssystem ist durch Modellflexibil ittit, Methodenflexibil i
tät und Datenflexibil ität gekennzeichnet und beschränkt sich auf wenige, wichtige Schwer
punktinformationen . 

4 Die Realität der Entwicklullllw.lan~ 

Die zuvor geschilderten Begrenzungen fUr die ausgedehnte Anwendung höherer Modelle der 
Entwicklungsplanung führten, grob gesprochen, insgesamt zur Ablehnung oder sehr zögern
der Anwendung im landwirtschaftlichen Bereich. Wenn andererseits die höhere Entschei
dungsquai ität mathematischer Planungs- und Kontrollsysteme in der Praxis erkannt wird, dUr
fen die bisher wenig ergiebigen BemUhungen nicht zur Resignation fuhren. Vielmehr sollte 
aus einer gewissen Ernüchterung heraus erneut der Aufbau eines flexiblen und lösbaren Infor
mations- und Planungssystems erfolgen. 

Fordert man praktische "Lösbarkeit" .der Entwicklungsplanung, so ist es falsch, beim Aufbau 
des Systems den Informationsfluß von der Datenermittlung her stufenweise bis zu den Lösungs
modellen zu verfolgen (HINRICHS, 9; RIEBE, 14). Vielmehr muß zuerst Klarheit bestehen, 
welche Modelle der Unternehmensforschung "lösbar" im Sinne der praktischen Anwendung 
bei der Entwicklungsplanung sind. Kennt man die "Lösungen", lassen sich auch die modell
spezifischen Anforderungen an das Datenmaterial erarbeiten. So entgeht man der Gefahr 
von Fehlentwicklungen beim Aufbau von Datenkatalogen, Datenbanken, BuchfUhrungs- und 
Statistik programmen und landet nicht gegebenenfalls nach extensiven Forschungskosten in 
methodischen Sackgassen, die wegen umfangreicher Forschungsinvestitionen dann verständ-
I icherweise verschleiert wUrden. 

N Uchterne Beschränkung auf das praktisch Machbare sind erste Voraussetzung beim Einsatz 
der Modelle der Unternehmensforschung. 

In dieser Hinsicht sollte man für die nächste Zeit auf den Versuch der praktischen Verwen
dung von Entwicklungsmodellen mit langfristigem Planungshorizont verzichten. Die häufige, 
nicht abschätzbare Änderung von technischen und vor allem preisl ichen Parametern zwingt 
ohnehin zur Beschränkung auf einen mittelfristigen Planungshorizont (CHIEN und BRADFORD, 
2). Ferner sollte zu denken geben, daß um den mathematischen Optimal plan erfahrungsge
mäß ein Erfolgsplateau nahezu gleichwertiger Suboptima liegt, die sich untereinander und 
vom Optimalplan durch eine große Varianz der Produktionstechniken und Betriebszweige un
terscheiden (HESSELBACH und EISGRUBER, 8). Der produzierende Betrieb ist durch die fixen 
Resourcen aus früheren Investitionen zwangsweise in seinen Organisationsalternativen sehr 
beschränkt. Auch zusätzliche Entwicklungsinvestitionen und normale Preisänderungen wer
den daher an den Betriebsschwerpunkten kaum etwas ändern. 

Außerdem ist die Relevanz dynamischer Entwicklungsplanung über die Zeit abhängig von der 
Akkumulationsquote an Eigenkapital. Die Eigenkapitalakkumulation bleibt aber erfahrungs
gemäß in der Landwirtschaft in sehr engen Grenzen. Wachstumsfinanzierung kann in der 
Landwirtschaft im ausreichenden Tempo im wesentlichen nur durch Fremdfinanzierung gesi
chert werden. 

Aufgrund der geringen Flexibilität der Organisation eines Betriebes und der geringen Eigen
kapitalakkumulation ist es realistisch, die Investitionsprufung und Entwicklungsplanung durch 
die Sollanalyse nach Durchschnittswerten im statischen Ansatz eines simultanen Modells zum 
Beginn des Betrachtungszeitraumes zu ersetzen. Der Soll - Ist Vergleich zeigt die Entwick
lungsrichtung für einen überschaubaren Planungshorizont. Die Festlegung der Entwicklungs
sequenzen erfolgt jährl ich nach den Grundsätzen der Vorwärtsrekursion anhand der Ergeb
nisse des Vorjahres. Durch Wiederholung der Soll - Analyse für den nächsten Planungshori
zont entsteht ein kontinuierl ieher Strom von Informationen, der die Charakteristika eines 
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offenen Steuerungssystems trtlgt (RIEBE, 17). Durch standardisierte Datenspeicher, Ablauf
routinen, Rechenprogramme und Ergebnisousdrucke (SCHÄFERKORDT, 20; RIEBE, 18) wird 
die Voraussetzung fUr breite Anwendung geschaffen. Finanzierungsplanung, Planrevision 
sowie Liquidittlts- und allgemeine Nachkontrolle erfolgen außerhalb des Planungsmodells 
mit einfachen Verfahren (CHIEN und BRADFORD, 2). 
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Jede Planung muß sich aufgrund ihrer Zukunftsbezogenheit mit dem Problem der Ungewißheit 
Ober zukUnftige Ereignisse auseinandersetzen . Das ist um so mehr der Fall, je unstabiler sich 
in der Vergangenheit Daten gezeigt haben, die in die Planung eingehen, und je größer der 
Zeithorizont der Planung ist. 

In der landwirtschaftl ichen Betriebslehre wurde dem Phtinomen der Unsicherheit bereits in 
fruheren Arbeiten Rechnung getragen (RINTELEN, 33). Jedoch erst mit der Anwendung der 
elektronischen Datenverarbeitung, die die Abbildung von relativ komplexen Sachverhalten 
in numerischen Modellen ermögl icht, wurde der Schwerpunkt auf die quantitative Erfassung 
der Unsicherheit bei der betrieblichen Planung gelegt. Diese Arbeit befaßt sich deshalb auch 
ausschließlich mit solchen Methoden, deren Anwendung die VerfUgtxlrkeit eines leistungsfö
higen Elektronenrechners voraussetzt. 

1) Arbeit aus dem Institut fUr landwirtschaftl iche Betriebslehre (Lehrstuhl: 
Prof. Dr. G. Weinschenck). 
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In der Literatur 1) nehmen die Definitions- und Klassifikationsversuche zum Begriff der Nicht
Gewißheit einen breiten Raum ein. Die vorliegende Arbeit Ubernimmt weitgehend die Termi
nologie, die aus GrUnden der Zweckmäßigkeit, d.h. der rechnerischen Erfaßbarkeit, zwi
schen Sicherheit, Risiko, Unsicherheit und Ungewißheit unterscheidet (HANF, E., 10, 
S. 14 ffj KNIGHT, 17j WEINSCHENCK, 41, S. 42 - 58). Eine Klassifizierung der Formen 
der Unsicherheit, der die landwirtschaftliche Produktion unterl iegt, kann getroffen werden 
nach (HANF, C.H., 9, S. 73 ffj WEINSCHENCK, 41, S. 43 - 45) 
0) dem Sachverhalt, auf dem die Unsicherheit beruht, 
b) nach dem Grad der Unsicherheit. 

Der Sachverhalt, auf dem die Unsicherheit beruht, kann technisch oder wirtschaftl ich be
dingt sein. Der Grad der Unsicherheit richtet sich nach dem Informationsstand des Planenden, 
wobei mit vollkommener Information und vollständiger Ignoranz die beiden Extrempunkte des 
mögl ichen Informationsgrades beschrieben sind (WITTMANN, 47, S. 18 - 37). Im konkreten 
Planungsfall wird der anzustrebende Informationsgrad ein Kompromiß sein zwischen der For
derung, alle vorhandene Information auszuschöpfen, sowie der BerUcksichtigung von Kosten 
und Nutzen zusätzl icher Informationsgewinnung. 

Im folgenden Beitrag wird zunächst die Eignung verschiedener Lösungsansätze zur Einbezie
hung der Unsicherheit in die langfristige Betriebsplanung untersucht. 

Im Anschluß daran werden die Ergebnisse der jeweiligen Model I rechnungen miteinander ver
glichen und Fragen der praktischen Anwendbarkeit der vorgestellten Methoden diskutiert. 

2 Das emeldsche Problem 

Die vorl iegende Untersuchung beschäftigt sich mit dem Planungsproblem eines landwirtschaft
I ichen Betriebes, fUr den die Berucksichtigung der Unsicherheit von besonderer Bedeutung 
ist, da die eingangs erwähnten Merkmale, Variabil ität der Plandaten und großer Zeithori
zont, vorliegen. Es handelt sich um einen fUr die Region Östlicher Bodensee typischen Be
trieb, der neben der Verwertung von DauergrUnland durch Milchvieh in frostgefährdeten Tal
lagen und auf hängigem Gelände durch intensiven Tafelobst- und Hopfenbau charakterisiert 
ist. Die Märkte fUr diese Produkte wiesen in der Vergangenheit außerordentlich starke und 
ungerichtete Preisschwankungen auf (Abbildung 1 und 2). FUr den Obstbau - in diesem Fall 
Tafeläpfel - kommen noch Ertragsschwankungen hinzu, deren im Grundmuster regelmäßige 
Struktur (Alternanz) von stochastischen Einflussen durchbrochen und Uberlagert werden kann. 
Die Neuanlage der Dauerkulturen erfordert einen relativ hohen Kapitalaufwand, wobei aus 
dem Ertragsverlauf der Dauerkulturen eine ungleichmäßige Verteilung der Zahlungsströme 
der Investitionen folgt, die fUr die Sicherung der Liquidität von Bedeutung ist. Folgende 
Fragen stell en sich dem Betrieb 
0) Welches ist die optimale Produktionsstruktur, 
b) welches ist der optimale Zeitpunkt fUr Ersatz- und Neuinvestitionen . 

Erwogen wird: 
0) Betriebsvereinfachung durch Spezialisierung auf Rindviehhaltung oder Dauerkulturen mit 

den jeweil igen Wahlmögl ichkeiten 
- Ausdehnung der Milchviehhaltung, 
- Neuaufnahme der Bullenmast , 
- Obstbauspezialbetrieb, 
- Hopfenbauspez ialbetrieb, 

1) Einen ausfuhrlichen Überblick geben LEIBER, 24, S. 4 - 21, und STORCK, 37, S. 10-45. 
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Abbildung 1: Preis- und Ertragsschwankungen im Tafelobstbau 
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Abbildung 2: Preis- und Ertragsschwankungen im Hopfenbau 
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b) eine Beibehaltung der jetzigen Betriebszweigkombination mit der Möglichkeit, den 
Schwerpunkt auf den einen oder den anderen Betriebszweig zu legen. 

2.1 Der Planungszeitraum der Untersuchung 

Der Planungszeitraum beginnt 1968 und erstreckt sich uber 18 Jahre. Die Jahre 1960 - 1967 
dienen als Referenzperiode der Datenerhebung, insbesondere zur Messung der Variabil itöt 
der Daten. Die Lönge des Planungszeitraumes stellt sicher, daß der gri:Sßte Teil der Lebens
dauer der vorzunehmenden Investitionen im Modell enthalten ist. 

Durch die Verlegung des Planungsbeginns in die Vergangenheit sollte eine Vergleichsmi:Sgl ich
keit zwischen dem Betriebsplan, der ausschi ießI ich auf der Information uber die Jahre 1960 -
1967 aufbaut, und dem Plan, der sich bei Kenntnis der tatstlchlichen Entwicklung der Jahre 
1968 - 1975 ergibt, geschaffen werden. Aus ZeitgrUnden mußte in der vorl iegenden Arbeit 
dieser Teil der Untersuchung ausgelassen werden. 

2.2 Das Datenmateria I der Untersuchung 

Die Daten dieser Untersuchung stammen in Ermangelung einer geschlossenen Datengrundlage, 
wie es im Idealfall die langjtlhrigen Aufzeichnungen einer Reihe von existenten Betrieben 
darstellen, aus den verschiedensten Quellen. Dabei wurde, so weit es mi:Sglich war, zu ver
hindern versucht, daß durch rtlumliche und zeitliche Aggregation die Variabilittlt der Daten 
im Vergleich zur Situation des Einzelbetriebes eingeschrtlnkt wurde (STORCK, 37, S. 58 ff) . 
Da wegen der Ltlnge des Planungszeitraumes das Jahr als Zeiteinheit gewtlhlt wurde, handelt 
es sich bei allen Daten um Jahresdurchschnitte. Saisonale Preisschwankungen, die auf den 
Mtlrkten fUr Tafeltlpfel und Hopfen eine bedeutende Rolle spielen, ki:Snnen dadurch nicht be
rucksichtigt werden. 

Die Struktur des Beispielbetriebes, seine Ausstattung an Produktionskapazittlt sowie Preise 
und Ertrtlge der Rindviehhaltung wurden den BuchfUhrungsunterlagen des Ministeriums fUr 
Erntlhrung, Landwirtschaft und Umwelt von Baden-WUrttemberg (29) und den Unterlagen des 
Betriebswirtschaftl ichen Arbeitskreises am Landwirtschaftsamt in Tettnang (2) entnommen. 
Preise und Ertrtlge im Hopfenbau stammen ebenfalls von dort, aus den Hopfen-Berichten der 
Firma BARTH & SOHN (1) und von KOHLMANN und KASTNER (18). Preise und Ertrtlge im 
Tafelobstbau wurden vom Institut fUr Obstbau der Universittlt Hohenheim in Bavendorf zur 
VerfUgung gestellt 1) (JANSSEN, 16; WINTER, 43). Die Kalkulation der variablen Kosten 
und des Arbeitsaufwandes der Produktionsverfahren wurde mit Hilfe der einschltlgigen Daten
sammlungen vorgenommen (22, 23). 

Es war von vornherein klar, daß ein Modell zur Investitions- und Finanzplanung nicht von 
den Phtlnomenen der volkswirtschaftlichen Entwicklung wie dem technischen Fortschritt und 
dem Geldwertschwund abstrah ieren darf. Auf die Prognose aller naturalen und monettlren 
Gri:Sßen des Modells wurde deshalb besonderer Wert gelegt (Übersicht 1). Bei der hier ange
wendeten Prognosemethode handelt es sich um ein pragmatisches Verfahren, das versucht, 
aus der Verbindung von Plausibil ittltsUberiegungen, der Analyse von Kausalzusammenhtlngen 
und Trendextrapolationen Aufschluß uber die kUnftige Entwicklung der Modellvariablen zu 
erhalten. Diese Ergebnisse wurden durch die Arbeiten einer Reihe von Autoren 2) ergtlnzt, 

1) Auf die Problematik, die sich daraus ergibt, daß es sich hier zum gri:Sßten Teil um Ertrtlge 
von relativ kleinen Versuchsporzellen handelt, weist STORCK, 37, S. 58 ff, hin. 

2) Zur Entwicklung der Leistungen der Tier- und Pflanzenproduktion siehe GRAVERT, 8; 
HANUS und FISCHBECK, 12; LlTZKA, 25, S. 80 ff. Zur Prognose der wirtschaftlichen 
Entwicklung: Gutachten des wissenschaftlichen Beirates beim Bundesministerium fUr Er
ntlhrung, Landwirtschaft und Forsten, 44, 45, 46; PLATE und WOERMANN, 32. 
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deren Veröffentlichungen teilweise hinter dem Beginn des Planungszeitraumes liegen. Sie 
stellen demnach die Realisationen der Variablen dar, denen die größte Eintrittswahrschein
lichkeit zugeordnet wird. 

Da den Informationen Uber die kUnftige wirtschaftliche Entwicklung - dies gilt in besonderem 
Maße fUr die Preisprognose - in einem langfristigen Investitionsmodell eine zentrale Rolle zu
kommt, wäre es zur Erhöhung des Informationsgrades erstrebenswert, komplexere Prognose
methoden anzuwenden (vgl. KREllE, 21; WEINSCHENCK und WEINDlMAIER, 42, S .28 ff). 
Der Arbeitsaufwand, mit dem die Anwendung von derartigen Methoden verbunden ist, machte 
ihre Einbeziehung in die vor! iegende Untersuchung unmögi ich. 

3 Wahl der Planungsmethoden 

Integrierte Investitions- und Finanzplanung ist im landwirtschaftlichen Betrieb wegen der be
stehenden ökonomischen und technischen Interdependenzen nur in einer simultanen Planung 
von Produktion, Investition und Finanzierung mögl ich. Durch die Notwendigkeit, die liqui
dität und den Altersaufbau von vorhandenen Produktionskapazitäten zu berucksichtigen, er
hält das Planungsproblem eine zeitl iche Dimension. Die dynamische, simultane Programmie
rung stellt eine problemadäquate Planungsmethode fUr das deterministische Grundmodell dar. 

FUr die Einbeziehung des Problems der Unsicherheit in dieses Grundmodell stehen eine An
zahl von lösungsansätzen zur VerfUgung . Ein ausfuhrl icher Überbi ick und eine Beschreibung 
der lösungsansätze, die bisher in Optimierungsmodellen verwendet wurden, findet sich bei 
BOUSSARD (3) 1). 

Dazu gehören: 
- Portfolio Selection (MARKOWITZ, 26) 

Chance-Constrained-Programming (CHARNES und COOPER, 5) 
Spiel theoretische Methoden (Mc INERNEY, 28) 
Flexibility-Constraints (HENDERSON, 14) 
Minimization of Total Absolute Deviation (HAZEll, 13) 
Focus-loss-Constrained-Programming (BOUSSARD und PETIT, 4). 

FUr die vorliegende Arbeit wurden die Methode des Portfol io-Selection und die Methode der 
Minimization of Total Absolute Deviation ausgewählt. Als dritter hier vorzustellender lö
sungsansatz wurde ein Verfahren entwickelt, das durch Verbindung von Mehrperiodischer
linearer-Programmierung und Simulation von stochastischen Modellvariablen optimale Be
triebspläne erzeugt. 

3.1 Beschreibung des Grundmodells 

Auf eine ausfUhrliche Beschreibung des MlP-Ansatzes, auf dem das Grundmodell beruht, 
kann hier verzichtet werden. PrObleme, die bei der Formul ierung derartiger Modelle auftre
ten, wie etwa die Aggregation von mehreren Produktionsperioden oder die Bewertung von 
dauerhaften KapitalgUtem am Ende des Planungszeitraumes, sind in der literatur beschrie
ben 2) . Als Plandaten werden die prognostizierten Werte der Variablen eingesetzt 3). tv\axi
miert wird das Vermögen am Ende des Planungszeitraumes. 

1) Ein weiterer Überblick uber die Methoden findet sich bei: HANF, E., 11, S. 98 - 101. 

l) z.B.KÖHNE, 19, 20, S. 85 ff. 

3) vgr. Abschnitt 2.2. 
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Der 18-jClhrige Planungszeitraum ist gegliedert in 6 Produktionsperioden zu einem Jahr und 
in 3 Produktionsperioden, die jeweils 4 Jahre umfassen. Investitionen sind nur in den ersten 
6 Jahren formul iert, da es sich bei spCIteren Ersatzinvestitionen prinzipiell um das gleiche 
Problem wie in diesem 6-jClhrigen Zeitabschnitt handel t und der Modellumfang 1) beschrClnkt 
werden kann. Die AktivitClten und Restriktionen des Betriebes sind in Übersicht 2 zusammen
gefaßt. Um die Rechenzeit möglichst niedrig zu halten, mußte wegen der Modellgröße auf 
Ganzzahligkeit verzichtet werden. 

FUr die im Betrieb bei Planungsbeginn vorhandenen Obstanlagen und Spezialmaschinen des 
Hopfenbaus wird die Rest-Lebensdauer so vorgegeben, daß Ersatzinvestitionen wClhrend der 
Investitionsphase notwendig werden. Dieses Stadium des Ertragsverlaufes ist bei Obstanlagen 
durch fallende DurchschnittsertrClge charakterisiert. FUr die Spezialmaschinen des Hopfen
baues (Pfl Uckmaschine und Trocknungsanlage) werden bis zu ihrem endgUltigen Ausfall stei
gende Reparaturkosten angesetzt. Die Lebensdauer der vorhandenen Hopfenanlage wird im 
Planungszeitraum nicht begrenzt. Dem zunehmenden Alter wird durch steigende Reparatur
kosten fUr die Gerustanlage Rechnung getragen. 

In der vorl iegenden Arbeit konnte die Frage nach der optimalen Sortenkombination im Obst
bau aus ZeitgrUnden und wegen der ungenUgenden Datengrundlage nicht mit einbezogen 
werden. Die Struktur dieses Problems ist jedoch identisch mit der des hier behandelten Pla
nungsproblems mit dem Unterschied, daß es sich an Stelle der optimalen Mischung der Be
triebszweige um die optimale Sortenkombination handelt. Beide Fragestellungen können des
halb prinzipiell mit den gleichen LösungsansCltzen behandelt werden 2). Im Modell sind im 
Obstbau zwei Produktionsverfahren definiert, die sich hinsichtlich der Baumzahl pro ha und 
dem Typ der Unterlage unterscheiden. FUr den Ertragsverlauf dieser Produktionsverfahren 
wurde eine Funktion Ubernommen, die an Hand des Bavendorfer Materials geschCltzt wurde 
(MAY-JÄGER, 27) 3). 

Im Hopfenbau wurde aus den selben GrUnden das Problem des Hopfenkontraktes ausgeklam
mert 4). Im Modell wird der mit dem Anteil der Kontrakthopfen gewogene durchschnittliche 
Preis von Freihopfen und Kontrakthopfen als Erzeugerpreis verwendet. 

VariabilitClt wird in den drei gewClhlten LösungsansCltzen bei den Produktpreisen und - mit 
Ausnahme der Rindermast - bei den naturalen ErtrClgen der Betriebszweige untersucht. Varia
bil itClt auf der Aufwandsseite infolge von z. B. Witterungsschwankungen oder SchCldl ingsbe
fall und Schwankungen der FaktorkapazitClt wird nicht berucksichtigt, da ihre Bedeutung 
gegenUber dem Problem, das ,(Jus Preis- und Ertragsschwankungen resul tiert, in einem lang
fristigen Investitionsmodell nur zweitrangig ist 5) . 

1) Matrixgröße des Grundmodells: 649 Spalten, 614 Zeilen. 
2) Bei der Ermittlung der optimalen Sortenkombination durfte die Quantifizierung von zu

kUnftigen VerbraucherprClferenzen Schwierigkeiten bereiten. 
3) Die Schötzfunktion fUr den Ertragsverlauf der Sorte Golden Delicious lautet: 

y = ( a(x-2)e c(x-2)) (1!KA) (1+KST); y = Hektarertrag in dt; x = Standjahre der An
lage - 2 Jahre; a, c = von der Baumzahl/ha abhClngige Koeffiz ienten; KA = Alternanz
faktor; KST = Stochastische Kompanente . 

4) Die Wahl von Anzahl, Laufzeit und zeitl icher Staffelung der Kontrakte kann fUr die 
Wirtschaftlichkeit des Hopfenbaues von entscheidender Bedeutung sein. 

S) Ihre Einbeziehung ist jedoch zumindest im Ansatz des Portfol io-Selection (SCHIEFER, 35, 
S. 40 ff), und der MLP mit Simulation von stochastischen Madellvariablen möglich. 
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3.2 Mehrperiodische-lineare-Programmierung mit Simulation von stochastischen 

Modellvariablen 

Dieses Modell baut darauf auf, daß fUr die Realisationen der Zufallsvariablen - in diesem 
Fall Preise und ErtrCige der einzelnen Betriebszweige - aus dem vorhandenen Datenmaterial 
Wahrscheini ichkeitsverteilungen abgeleitet werden können. Ertragsschwankungen lassen sich 
relativ gut durch Normalverteilungen beschreiben, da sie durch das Zusammenwirken vieler 
voneinander unabhCingiger Faktoren zustande kommen (SACHS, 34, S. 49 - 55). FUr Schwan
kungen der Produktpreise kann diese Unterstellung nicht mehr aufrecht erhalten werden. 
Mangels genauerer Kenntnisse eines bestimmten Verteilungstyps wurde auch hier eine Normal
verteilung unterstellt. Aus Erwartungswert und Streuung der Wahrscheinlichkeitsverteilungen 
werden mit Hilfe von Zufallszahlen Realisationen der einzelnen Zufallsvariablen berechnet 
und in das Grundmodell an Stelle der prognostizierten Werte eingesetzt 1). Durch lineare 
Optimierung wird der dazugehörige Betriebsplan errechnet. Nach einer ausreichenden An
zahl von derartigen OptimierungslCiufen lassen sich fUr alle interessierenden Größen des Mo
dells HCiufigkeitsverteilungen ermitteln, die Aussagen Uber ihre Eintrittswahrscheinlichkeit 
erlauben. Der Typ der HCiufigkeitsverteilung braucht nicht notwendigerweise einer Normal
verteilung entsprechen, da nach der TSCHEBYSCHEFFschen Ungleichung Wahrscheini ichkeits
aussagen auch ohne Kenntnis des Verteilungstyps gemacht werden können 2) . 

In der vorl iegenden Untersuchung wurde nach 58 Optimierungsrechnungen abgebrochen, da 
Mittelwert und Standardabweichung der HCiufigke itsvertei lung der Zielfunktionswerte, die 
sich aus den ersten 10 Optimierungsltlufen ergab, nur geringfUgig von den Parametern der 
endgUltigen Htlufigkeitsverteilung abweichen 3). 

Die Ergebnisse der statistischen Auswertung sind in der Tabelle 1 dargestellt. Da ein Test auf 
Vorliegen einer Normalverteilung fUr den Zielfunktionswert positiv ausfiel 4), können Wahr
scheinl ichkeitsaussagen in Abhl:lngigkeit von der Standardabweichung gemacht werden. Die 
Wahrscheinl ichkeit dafUr, daß das Endvermögen zwischen 841 000, -- und 1 573000, -- DM 
liegt, betrl:lgt 95 %i die Wahrscheinlichkeit, ein geringeres Endvermögen als 685 390,- DM 
zu erhalten, ist kleiner als 0,03 %. 

Die unter einer unsicheren Zukunft optimale Betriebsorganisation stellt sich wesen tl ich stab i -
ler dar, als der daraus resultierende Wert des Endvermögens. Die 58 Optimal pläne unter
scheiden sich hinsichtlich des Umfanges der Betriebszweige nur wenig von der optimalen Or
ganisation der deterministischen Lösung. Die optimale Ausrichtung der Produktion besteht in 
einer Ausdehnung des Obstbaues um fast das dreifache des bei Planungsbeginn vorhandenen 
Bestandes, was durch EinschrCinkung des Hopfenbaues, den Umbruch von fUr diese Zwecke 
geeignetem GrUnland und der Bepflanzung der restlichen Ackerfll:lche ermlSgl icht wird. Die 
Schwankungsbreite des optimalen Umfangs des Obstbaues betrtlgt ungefCihr 4 % (Variations
koeffizient) . Das entspricht bei einem Mittelwert von 9,12 ha ca. 0,35 ha, die identisch 
sind mit der Standardabweichung des Umfanges des Hopfenbaues. Bei 58 Simulationsläufen 
kam insgesamt 134 Mal Neuanpflanzung von Obst in das Optimal programm, wovon 130 
(97 %) Dichtpflanzungen auf schwach wachsender Unterlage sind. Die darin zum Ausdruck 

1) Auf den Abbildungen 1 und 2 ist jeweils das Ergebnis eines einzigen Simulationslaufes 
den prognostizierten Werten gegenUbergestellt. 

2) SACHS, 34, S. 54. 

3) Hypothese auf Gleichheit der den beiden Stichproben zugrunde liegenden Mittelwerte 
der Grundgesamtheiten kann mit Irrtumswahrscheinl ichkeit <: 0, 1 % angenommen werden. 

4) Test auf NormalitCit von DAVID und Mitarb. in SACHS, 34, S. 253 - 255. 
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Tabelle 1: 

Statistische Auswertung von 58 Optimal pll:lnen mit simul ierten Preis- und Ertragsverll:lufen 

a) Umfang der Betriebszweige nach Abschluß der 6-jahrigen Investitionsphase 

-Halten von Bau von Anbau Anbau von Hopren Anbau von Obst 
KÜhen Bullen- von Ge- ha ha 

mast- 'treide 
alter Deuer plätzen u.Silo- alte neue alte neue alte + neue 
~tall Stall mais Anlagen 

ha 
Anlagen Anlagen Anlagen Anlagen 

a) Ausgangswerte 
bei Planungs- 15 - - 1,~ be"inn 2,5 - ~;2 - ~,2 

b) Optimdplan. 
, der determi.-

nistischen 15 - - - 1,64 - 0,7 8.2 8,9 
Lösun~ 

) Ergebnisse der 
0,681 Simulation: i: 15 - - - 1,~6 - 8,4_ 9,1, 

s ° - - - O,~5 - O,~5 O,~5 

95% Konfidenz-
intervall 

I 
- obere Schranke 2,06 9,1 9,8 
- un te re Schranke 0,66 7,7 8,4 

b) Finanzierung der Investitionen und Endvermögen (in 1 000 DM) 

Kapi tal bedarf Anzahl der Jahre Endvermögen mit positiver 
~igenkapi tal Fremdkapi tal Eigenkapi tal + Sparleistung im 

kurz!r. langfr; Fremdkapi tal Planungszeitraum 

a) Optimalplan 
der determi-
nistischen 17 81,7 98,7 18 1 112,000 
Lösung 

b) Ergebnisse der 
2,61 ) 17,62 ) 1 207,687 Simulation: i: 15,1 84,~ 101,9 

B 9,~ 7,8 15,7 183, 099 

95% Konfidenz-
intervall 

- obere Schrank ~~,7 - 99,9 1~~,~ - 1 573,000 

- untere 0,0 - 68,7 70,5 841,000 
Schranke 

1) In 56 Fallen 0,7 ha, in 1. Fall 0,4 hai in 1. Fall O. ha 
2) In 52 Fallen 0 DM, in 6 Fallen 1 - 30 000, -- DM 
3) In 46 Fallen 18 Jahre mit Sparleistung, in 12 Fallen mindestens 1. Jahr ohne Sparleistung. 
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kommende Vorteilhaftigkeit gegenUber den Pflanzungen mit weniger als 1 000 Böumen pro ha 
(Uberwiegend auf mittelstark wachsenden Unterlagen) dUrfte etwas Uberbewertet sein, da nicht 
alle Eigenschaften beider Anbausysteme im Modell formul iert sind 1). Im Durchschnitt der 
58 Plöne wird die Ausdehnung des Obstbaues durch 2 - 3 Neuanlagen in Abstönden von einem 
Jahr durchgefuhrt. Erweist sich eine fruhere Rodung der Altanlagen vorteilhafter als unmittel
bar in Zusammenhang mit Obstneuanlagen, so wird diese Fläche zwischenzeitlich durch An
bau von Getreide und Silomais genutzt. Die Milchviehhaltung bleibt in allen Plönen unver
öndert im alten Umfang bestehen. 

Die Finanzierung dieser Betriebsumstellung ist mit offensichtl ich geringer Gefahr fUr die Li
quiditöt mögl ich. Nimmt man dafUr als Kriterium das jährl iche Sparvermögen, die Aufnahme 
von Girokrediten zur Finanzierung der laufenden Betriebsausgaben sowie den vorhandenen 
Kreditspiel raum, so zeigt sich, daß in den 58 errechneten Optimal plönen 
a) nur in 12 Föllen fUr mindestens ein Jahr kein Überschuß erwirtschaftet wird, 
b) nur in 6 Föllen fUr mindestens ein Jahr ein Girokredit aufgenommen werden muß, 
c) der Kreditspielraum in keinem Fall ausgeschöpft wird. 
Girokredite werden jeweils dann aufgenommen, wenn die Ausdehnung des Obstbaues in einem 
Zug vorgenommen wird. Auf die Höhe des Endvermögens hat dies keinen Einfluß. 

3.3 Die Methode der "Minimization of Total Absolute Deviation" (MOTAD) 

In diesem Lösungsansatz von HAZELL (13) wird versucht, die Unsicherheit, die vom Vorhan
densein von Zufallsvariablen unter den Plandaten ausgeht, dadurch zu berUcksichtigen, daß 
die eindimensionale Zielstellung der linearen Optimierung (Maximierung der Erwartungswerte 
der Deckungsbeitröge) um den Aspekt der Sicherheit der Zielerreichung erweitert wird. Dies 
wird erreicht, indem ein lineares Streuungsmaß der Zufallsvariablen, und zwar ihre mittlere 
absolute Abweichung vom Erwartungswert (MAA), in das OptimumkalkUI einbezogen wird 
(Minimierung der MAA fUr vorgegebenen Erwartungswert des Endvermögens) . Dadurch bleibt 
die Verwendung der in Bezug auf rechnerische Anwendung und Modellumfang leistungsfähi-
gen linearen Optimierungsverfahren erhalten. Das Grundmodell muß lediglich um einige 
Spalten und Zeilen erweitert werden 2). Als Ergebnis erhält man Betriebspläne, die effizient 
sind in dem Sinne, daß sie fUr unterschiedliche Einkommensniveaus die Organisation bestim
men, deren mittlere absolute Abweichungen vom Erwartungswert jeweils am geringsten sind. Auf 
die statistischen Annahmen, die der Anwendung der MAA als Streuungsmaß zugrunde liegen, 
kann hier nicht näher eingegangen werden (HAZELL, 13; HERREY, 15; SACHS, 34, S. 199 -
201; THOMSON und HAZELL, 39). 

FUr die Anwendung des MOTAD-Modells mußte das Grundmodell dahingehend verändert wer
den, daß nun an Stelle der expl iziten Formul ierung von Kosten und Erträgen der Betriebs
zweige ihre Deckungsbeitröge eingesetzt werden. Da auch gleichzeitig im Bereich Futterbau/ 
Rindviehhaltung störker aggregiert wurde, ergab sich fUr diese Modellversion bei deterministi
scher Lösung ein maximales Endvermögen von 1 069716,-- DM. In der Formulierung des 
MOTAD-Modells erhält man fUr diesen Endvermögenswert die größte MAA. Betriebsplöne 
mit geringerer Streuung des Endvermögens sind deshalb durch Senkung des Endvermögenswertes 
zu erreichen. 
Die Ergebnisse des MOTAD-Modells sind in Tabelle 2 und Abbildung 3 dargestellt; 3). 

1) Z. B. größere Frostresistenz der mittelstark wachsenden Unterlagen. 

2) Bei 9 Produktionsperioden und 8 Beobachtungen werden 72 zusötzl iche Spalten und Zeilen 
benötigt. 

3) Der Endvermögenswert wurde in Schritten zu 50 000, -- DM gesenkt. Da sich die Betriebs
organisation relativ langsam und kontinuierlich ändert, sind nicht alle Ergebnisse einzeln 
aufgefUhrt . 
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Tabelle 2: 

Ergebnisse des MOTAD-Modells 

a) Optimal lösungen fUr unterschiedliche Erwartungswerte des Endvermögens 

Balten TOD. Anbau VOD Anbau TOll ][apitalbedart 1000 Ja EDdver,.ösell 1000 Ja 
BopteD/ba Obat/ha ][ü!utll 

Bau VOD Anbau TOD. 

Bull8ll- Getreide bpital- Eisen- I!relldkapital 

Plan alter neuer .. at alte neue alte neue _art ltaJ>ital 
Br. atall pliit.8Il Jabr ha blasan Ulosen lDaS. kursfr. langtr. 

1 15 - - - - 1,4 - 0.,7 8,4 98,4 - - 98,4 

2 15 - 28 - - 0,6 - 0,7 5,8 12',8 61,1 - 62,7 

, 15 - '1 71/72 1,6 0,4 - 0,7 5,' 127,0 66,5 - 60,5 

4 15 - '9,6 71-85 0,9 - - 0,7 ',8 125,7 84,1 - 41,6 

5 15 - '6 70-85 2,4 0,2 - 0,7 0,8 87,8 77,1 - 10,7 

6 14,5 - ",6 68-85 2,9 0,'" - 0,4 - 76,1 40,5 - '5,6 

b) Liquiditötsanalyse der Optimalplöne im Planungszeitraum 1968 - 1986 
dargestellt durch den Quotienten aus 

Summe der liquiden Mittel je Periode 
K . MAA des Gesamtdeckungsbe itrages je Periode 

1) 

Plan [6 

Erwartunse-
wert 

1 069,7 

869,7 

669,7 

469,7 

289,7 

69,7 

[6 

IIr. 1968 1969 1970 1971 .1972 1973 1974-77 1978-81 

1 3,4 2,9 2,1 2,2 2,8 3,6 6,9 

2 3,4 4,3 3,9 3,9 5,2 5,5 9,9 

3 6,6 10,6 12,8 11,1 12,7 5,6 7,6 

4 9,4 21,8 34,0 28,2 27,2 7,6 8,3 

5 10,3 25,0 37,7 27,9 31,2 34,1 23,5 

6 15,4 51,2 61,3 134,1 135,6 71,4 36,7 

1) K = eine Konstante, die von der Anzahl der Beobachtungen abhöngt 

(vgl. HERREY, 15, S. 267). 

13,1 

15,6 

12,6 

12,8 

28,1 

40,0 

lIittlere 
aba. 

Abweich""S 

'7'7,8 

288,9 

185,2 

116,2 

60,6 

28,' 

[6 

1982-85 

19,9 

23,0 

19,7 

19,8 

35,1 

50,7 

519 



Abbildung 3: 

Mittlere 
absolute 
Abweichung des 
Endvermögens 

in 
1000 DII 

400 

300 

200 

100 

100 

Endvermögen 
in 1000 DM 

1500 

1000 

- 50 

520 

a) Linie der effizienten PI/:ine des MOTAD-Modells 

500 1000 

Maximaler 

/!~:::ert 

Erwartungswert 
des Endvermögens 

in 1000 DM 

b) Ein 95 % Konfidenzintervall fUr den Erwartungswert 
des Endvermögens im MOT AD-Modell 

8wert 
rmögens 

Endve ögen 

1000 

in 1000 DII 



Eine geringere Streuung kann demnach durch eine EinschrClnkung der Dauerkulturen und 
Aufnahme von Bullenmast und Getreideanbau in die Betriebsorganisation erreicht werden. 
Der Umfang der Milchviehhaltung bleibt unverClndert. Die Finanzierung erfolgt in zunehmen
dem Maße aus Eigenmitteln. 

Die Entwicklung der LiquiditClt, insbesondere die Gefahr der IlliquiditClt, kann mit dem 
MOTAD-Modell ebenfalls Uberpruft werden. Durch die GegenUberstellung der Summe der 
liquiden Mittel (Sparleistung und Spielraum fUr kurzfristige Betriebsmittelkredite) und der 
Streuung des Gesamtdeckungsbeitrages. einer Periode IClßt sich das Maß der GefClhrdung des 
finanziellen Gleichgewichtes des Betriebes annClhernd ermitteln. In der Tabelle 2b ist dies 
dargestell t durch die Bildung des Quotienten aus 

Summe der liquiden Mittel je Periode 
(K .MAA) des Gesamtdeckungsbeitrages je Periode. 

(K ist eine Konstante, die von der Anzahl der Beobachtungen abhClngt (HERREY, 15, S.267)). 

Mit der Erzeugung einer Schar von BetriebsplClnen, die alle in dem oben definierten Sinne 
effizient sind, tritt gleichzeitig das Problem der Entscheidung zwischen ihnen auf. Im Einzel
fall wird die Entscheidung von der Risikoeignung des Unternehmers bestimmt werden. Die Kon
struktion von Isonutzenl inien (ORTMAlER, 31, S 32 - 40) dUrfte auf Schwierigkeiten stoßen, 
da die Quantifizierung von Risikofreude bzw. Risikoaversion, ausgedrUckt in Wertepaaren 
von Erwartungswert und MAA, fUr die Praxis mit Sicherheit irrelevant ist. FUr eine Entschei
dung unter den PlClnen mit relativ großem Erwartungswert spricht im vorl iegenden Fall, daß 
a) die Eintrittswahrscheini ichkeit des Erwartungswertes des Endvermögens in jedem Betriebs

plan gleich ist und 
b) im vorliegenden Fall größere Sicherheit nur durch den Verzicht auf einen relativ großen 

Teil des maximalen Endvermögens erreicht werden kann (vgl. Abbildung 3b Verlauf der 
unteren und oberen Schranke des Vertrauensbereichs des Erwartungswertes) . 

3.4 Die Methode des Portfol io-Selection oder das Erwartungswert-Varianz (E-V) Kriterium 

MARKOWITZ (26) hat als erster versucht, am Beispiel der optimalen Auswahl eines Wertpa
pierpaketes gleichzeitig Gewinnerwartung und Sicherheit des Gewinnes im Optimierungskal
kul zu berucksichtigen. Durch die Verwendung der Varianz der Zufallsvariablen als Maß 
ihrer Sicherheit wird das lineare Modell um eine quadratische Funktion erweitert. Da die 
simultane Maximierung beider Zieldimensionen nicht mögl ich ist, muß entweder in der zwei
dimensionalen Zielfunktion eine Gewichtung zwischen beiden Zieldimensionen vorgenommen 
werden oder eine der Zieldimensionen als Nebenbedingung formul iert werden (SCHIEFER, 35, 
S. 19 - 21). In der vorl iegenden Arbeit wurde aus rechentechnischen GrUnden die Version 
verwendet, die fUr alternative Einkommensniveaus jeweils die Betriebsorganisation mit mini
maler Varianz der Zielfunktion ermittelt. Wdhrend FREUND (6), der den Ansatz des Port-
fol io-Selection als erster zur Planung eines landwirtschaftlichen Betriebes anwandte, ORT
MAlER (31) und STUHLER (38) in ihrem stochastischen Madell Variabil itClt von Daten nur in 
den Koeffizienten der Zielfunktion behandelten, hat SCHIEFER (35) gezeigt, daß ebenso 
Elemente der Matrix und des KapazitCltsvektors Zufallsvariable sein dUrfen. 

FUr diese Untersuchung wurde das Programm von GUISE (7) mit Madifikationen von SCHIEFER 
(36) und WEINDLMAIER (40) verwendet, das nach dem Algorithmus von LEMBKE programmiert ist. 

Da die Übernahme des Grundmodells in dieses Programm ein Mehrfaches der zur VerfUgung 
stehenden KernspeicherkapazitClt erfordert hCltte 1), mußte das Grundmodell sehr stark ver-

1) Im verwendeten Programm ist es erforderl ich, die gesamte Matrix auf einmal in den Kern
speicher zu nehmen. FUr das vorl iegende Modell ergibt dies einen Bedarf von ca. 
1 000 000 Worten. Gerechnet wurde auf der CDC 6600 der UniversitClt Stuttgart, wobei 
maximal 350000 Worte zur VerfUgung standen. 
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kleinert werden. Dies wurde durch eine Reduzierung von neun auf zwei Produktionsperioden 
erreicht. Die zeitliche Dimension wurde durch AnhCingen von 16 Geldzeilen zu wahren ver
sucht 1) . 

Bei der Rechnung konnten jedoch auch mit diesem reduzierten Modell keine vernUnftigen Lö
sungen erzeugt werden. Der Grund dafUr liegt offensichtl ich in dem Auftreten von Rundungs
fehlern, sobald Modelle der genannten Größenordnung gerechnet werden. 

Die Anwendung der quadratischen Optimierung auf dynamische, simultane Prozeßanalysemo
delle der vorgestellten Größen ist zur Zeit mit dem hier verwendeten Rechenprogramm noch 
nicht ohne Schwierigkeiten möglich, da 
a) der Kernspeicherbedarf sehr groß ist und 
b) der Lösungsalgorithmus dieses Programmes nicht ausreichend effizient ist. 

4 GegenUberstell un9..J!er Ergebn isse der Modell rechnungen 

Um einen Vergleich zwischen den Ergebnissen der Modellrechnungen zu ziehen, erscheint es 
angebracht, noch einmal auf die prinzipielle Fragestellung der betrieblichen Risikoanalyse 
einzugehen. Ausgangspunkt der Überlegung ist, daß betriebl iche Planung fUr den Fall, daß 
wichtige Elemente des Planes Zufallsvariable sind, sowohl die Gewinnerwartung als auch die 
Sicherheit des Gewinnes berucksichtigen muß. Die Einbeziehung beider Ziel dimensionen 
wird in den drei vorgestell ten Lösungsanstltzen auf versch iedene Weise vorgenommen. 

Im MLP mit Simulation der fUr unsicher gehaltenen Plandaten geschieht dies, indem unter 
Einbeziehung der Wahrscheinl ichkeitsverteilung der Zufallsvariablen (bzw. der 1 . und 2. 
Momente ihrer Verteilung) eine so große Anzahl von Betriebspli:lnen erzeugt wird, bis ge
sicherte Aussagen Uber das Maß an Unsicherheit des vorliegenden Betriebstyps gemacht wer
den können. Die Auswertung der Betriebspli:lne gibt Aufschluß darUber 
a) welches unter unsicherer Umwelt der wahrscheinlichste Wert des Endvermögens ist und 
b) mit welcher Betriebsorganisation dieser Wert am sichersten zu erreichen ist. 

Im MOTAD-Modell und bei der Quadratischen Programmierung wird die zweidimensionale 
Zielstellung durch expl izite Formul ierung des Sicherheitszieles in der Zielfunktion und des 
Maximierungszieles als Nebenbedingung erreicht. Das Ergebnis ist eine Reihe von effizien
ten Pli:lnen, unter denen der Unternehmer gemCiß seiner Risikoneigung auswi:lhlen kann. 

Im vorliegenden Fall ergi:lnzen sich die Ergebnisse beider Modelle, da 

1. das MLP mit Simulation zeigt, daß unter den vorgenommenen Annahmen durch eine Aus
richtung des Betriebes auf den Tafelobstbau 
a) das Endvermögen des Betriebes maximiert wird, 
b) die Gefi:lhrdung der LiquiditCit bei dieser Betriebsorganisation infolge von Preis
und/oder Ertragsschwankungen sehr gering ist, 

2. das MOTAD-Modell zeigt, daß 
a) eine größere Sicherheit in der Erreichung des Endvermögens durch EinschrCinkung des 
Obstbaues den Verzicht auf einen ganz wesentlichen Teil des maximal erreichbaren End
vermögens beinhaltet, 
b) das Risiko der Jlliquiditi:lt zwar in Betriebsorganisationen mit vermindertem Obstbau 
minimal wird, jedoch auch in den Organisationen mit ausgedehntem Obstbau außerordent
lich gering ist. 

1) Matrixgröße ca. 120 Spalten und 120 Zeilen. 
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5 Probleme der praktischen Anwendung der vorgestellten Methoden 

Zwei wichtige Kriterien fUr den Nutzen von Planungsmethoden sind 
1. die sachlichen Aussagen, die sie in bezug auf die Fragestellung machen können, und 
2. die Operabil itöt der Methoden. 

Zu 1.: Das MLP mit Simulation von Plandaten und das MOTAD-Modell erweisen sich auf
grund der hier gewonnenen Ergebnisse als geeignete Methoden fUr die Einbeziehung der Un
sicherheit in die langfristige Betriebsplanung. Beide Methoden sind in der Lage, die eingangs 

. gestellten Fragen nach der optimalen Produktionsstruktur und dem optimalen Investitionszeit
punkt zu beantworten. In der vorl iegenden Untersuchung ist die ökonomische Aussage zu die
sem Punkt allerdings dadurch eingeschrönkt, daß ohne Ganzzahl igkeitsbedingung fUr die In
vestitionsobjekte gerechnet wurde. Die in der vorliegenden Untersuchung gefundene Überein
stimmung der Ergebnisse beider Methoden mit der Lösung des deterministischen Grundmodells 
resul tiert aus den Annahmen uber die Entwicklung der Modellvariablen (in diesem Fall aus der 
hohen Wettbewerbskraft des Tafelobstbaues) und darf nicht verallgemeinert werden. 

Zu 2.: Die Operabilitöt beider Methoden ergibt sich 
a) aus dem benötigten Aufwand fUr Aufbau und Formul ierung des dynamisch simultanen 
Modells und 
b) aus dem Bedarf an Kernspeicherkapazitöt und Rechenzeit zur Ermittlung der optimalen 
Lösung. 

Der Aufwand fUr die Formulierung eines Modells höngt im wesentlichen ab von der Komplexi
töt des Planungsproblems und der VerfUgbarkeit der benötigten Daten. Er Ubertrifft den Auf
wand fUr ein deterministisches Modell insofern, als auch die Variabilitöt der Plandaten zu 
untersuchen und zu messen ist. 

Der Bedarf an Kernspeicherkapazitöt und Rechenzeit höngt von der zur VerfUgung stehenden 
Hard- und Software ab, so daß hier keine allgemein verbind I ichen Aussagen gemacht werden 
können. 

Die im vorl iegenden Fall benötigte Anzahl von Rechenstunden legt jedoch nahe, den Modell
umfang so klein wie mögl ich zu hai ten. Dies kann dadurch erreicht werden, daß Teilbereiche 
des Planungsproblems, soweit es ihre Struktur zulößt, aus der Gesamtplanung herausgelöst 
werden und fUr sich gesondert behandelt werden. In dieser Untersuchung kommen dafUr z.B. 
in Frage die Futterung in der Rindviehhaltung, die Ermittlung der optimalen Sortenkombina
tion im Obstbau und die Bestimmung von optimalem Umfang und zeitl icher Staffelung der 
Hopfenkontrakte • 
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Übersicht 1: Prognose der Modelldaten fUr den Zeitraum von 1968 - 1985 

a) Jtlhrl iche Vertlnderungsraten wichtiger Preisindizes 

1Qr.R 7n llit 1985 

Lebensba ltungskoste. 3,5 3,5 

Verbrauchsfäbiges Arbeit-
7,0 7,0 aehl8rei nkoal8D 

Lohntarif inder Land"i rtschaft 7,5 7,5 

Produktpreise der Land"i rtschaft 1,0 2,0 

BetriebSlittelpreise der 
3,0 3,5 Land,! rtscbaft 

b) Entwicklung der Produktpreise 

Jährliche Veränderung Preise 
in P .. n,.n+ i. nM in MI dt 

_w,a _ 7fi 1971 _ 85 1968 1985 

Getreide ~ 'l1. 37,0 49,80 
Milch 0% 1,5% 38,0 47,51 
Rindfleisch 'l1. 2,5% 280,0 421,9 

Hopfen -20,-OM/dt 1,5% 820,- 975,-

1968 - 72 1973 - 85 

Id.lä~f.l -1 750M/dt 1 5% 37 - 36 41 

c) Leistungssteigerung in der Pflanzen- und Tierproduktion 

Jährlich. Verinderungs- absolutes Ni va •• 
rate 1968 1985 

Grünland mE/ha 35 (nette) 3400 3995 
Getreide dt/ba 0,6 37,9 48,1 
Hopfen11t / ba 0,15 18,71 21,18 
Obst - - -

Milchleistung Gt/Kuh 0,52 2) 33,02 41,86 
Mastleisbna dt/Bulle o 016 550 577 2 

1) Kein Trend erkennbar 
2) Erhöhung des Mostendgewichtes je Mastperiode bei konstantem Futteraufwand 

cl) Entwicklung des Arbeitsaufwandes 1) 

Jährliche Veränderungsrate 
1$8 -1985 

Pf1a.ze.predukt~n - 2 % 
Ti erDrodukti on 0% 

1) Vgl. MOHN (30). 
2) Senkung des Arbeitsaufwandes nur in Verbindung mit Gebtludeinvestitionen 

527 



Übersicht 2: Ausgangswerte bei Planungsbeginn sowie AktivitClten und Restriktionen des 
Planungsansatzes im Grundmodell 

'I) Produkti DDskapazftät bef Plan,agsbeginn: 
14 ha LII, davo. 1 ha Grünland, 1,3 ha Ack.rfläche 

3,2 ha Obstanlag •• , 2,5 ha Hopfenanlagea; 
15 Milchkühe i 1,5 AK • 

b) Aktivitäten 
1. Organfsatfoll$ • Bereich 

Anbauen von lIintt,...trefde 
• • Soaergetreide 

• Silollts 
Halten von lIilcbvfeh f. altan/nauen Stall 
Aufzucht der Bestandslrgllnzung d.r Milch,i.hherd. 
Zukauf 'Da Zuchtfire •• 
Zukaufe. uad .Istu VOI Bellenkälbere fI nelen Stall 
Bevirtechaftea ". Obstaalage. 

• • Hepf.naallgl. 
Hepfuernt, .ft alt.r/neuer Maschine 

• durch Lobnuaternahler 
Bereiten und Verfütt .... , ,on Weid, 

• 6rüagut 
6rassl1age 

V.rkaufe. ,on Kälbere 
l111cb 
llastbull •• 
Tafelobst 
Hopfen 

HII 

Zukaufe. von Kraftfutt.r 
Z.pacbt.a/V.rpachtea von Grünl and 

2. arbeits· Berefch 
Einsten.n VOD stiDdiqu Arbeitkriften 

• • afchtetänd. • 
3. lavestitlons • Bereicb 

Bauen ,on Kuhstallplätz81 
Bauen voa Bull.nlastplätzen 
Aufstocken/Abstocken das Mflchviahbestandea 
Rod .. von Obst/Hopf.nan lagu 
leuaalage von Obst / Hopfenanlage. 
Kauf ,on Pflücker und Trockner für Hopf.nernte 

4. Finanzburefcb 
Einjährige Geldanlage .lt 4 t Zinse. 
Aufnehme. ,on Kontokorrentkredlten .It 1 jähriger Laufzeit zu 8,5 t 

• ,on langfristig •• Kredit • 10 jähriger Laufzeit zu •. t 
voa • • 20 jährfger Laufzeit zu 4 % 
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c) Restriktionen 
1. Betrlebs.lttt 1 und Arbuitskräfte 

Ackerfl äcba 
6rünl aOOfl äch. 
Dauerkultarel lieh Alter 
Stall pl itza 
Spezla1.schl nea für Hopfenarnt, 
Mllch'fah 
Arbeit In deR Zeitspannen 
Efasatz.agHcbkeft f.alchtataadige Al 
Begrenz,ag für Zupacbt von Grünland 
Begrenzulg für U.brlCh ,en 6rünland 
Liqufd, Eigellittel 

2. [i Iloo und Auszab lIngel 
Zah1ung.n für Betriebs.Htel der 

lauft ••• Produktion 
Zahl ungen für I avestftioasgüter 
Entnah .. für KonsUl, fixe loste. und 

nl c~t defi nierte 
Ereatzi mstltf enen 

Begrenzung für gesa.t. Kreditauf.ah .. 
Begrenzung für 1aagfrlstige Kredite 
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Allgemeine Darstellung der Problematik 

1 .1 Die Bedeutung der Unsicherheit in Finanzierungsproblemen 

Unsichere Erwartungen erschweren die Planung. Wo es jedoch gelingt, die Risiken unter
schiedl icher Ereignisse zu monetarisieren, können sie z. T. durch Finanzierungsmaßnahmen 
abgefangen werden. 

Der relativ große Umfang, den der Finanzierungsbereich in einigen Betriebsmodellen ein
nimmt, sollte allerdings nicht zu dem Schluß fuhren, seine Einbeziehung fUhre generell zu 
einer wesentlichen Veränderung in den Entscheidungen. Wegen der fast vollkommenen Kon
kurrenz im Kreditsektor und wegen der weiten Verbreitung finanzmathematischer Kalkula
tionsmethoden auch in der Kreditpraxis gibt es nichttriviale Finanzierungsprobleme nur fUr 
Betriebe mit sehr engem Finanzierungsspielraum, die außerdem mit unsicheren Erwartungen 
planen mUssen . Denn aus den damit verbundenen Risiken einerseits und andererseits den be
grenzten Möglichkeiten, sie durch Finanzierungsmaßnahmen abzufangen, resultiert in solchen 
Spezialfällen die ökonomische Bedeutung der Finanzierungsprobleme. 

1.2 Finanzierung und dynamische Betrachtungsweise 

Wenn die Risiken relativ unerwarteter Ereignisse durch die Finanzierung abgefangen werden, 
so wird dabei eine nach Art und Zweck ausgleichende intertemporale Beziehung hergestellt: 
Die unerwarteten Verluste in einer Periode werden - z. B. Uber einen Kredit - auch auf die 
folgenden Perioden mit verteilt, in gleicher Weise, wie auch LiquiditHtslucken Uberbruckt 
werden, die z. B. bei größeren Investitionen entstehen können (vgl. CANDLER, 5). Frei
lich ist der Finanzierungsbereich nicht der einzige, in dem es zwischen den Perioden dyna
mische Beziehungen gibt, Uber die fruhere Ereignisse und Entscheidungen die Wirkung und 
den Spielraum späterer Entscheidungen beeinflussen. Wo sich aber die ökonomisch wichtig
sten Kausalbeziehungen in den monetHren Bereich ableiten lassen und wo zudem die Finan
zierungsreserven zum knappen Faktor werden, da I iegt das Hauptgewicht der entscheidungs
relevanten dynamischen Beziehungen im Finanzbereich . 

1.3 Stochastik in dynamischen Modellen 

Einer der Hauptvorzuge dynamischer Modelle liegt in einer realitätsnäheren Wiedergabe und 
Beurteilung länger nachwirkender Entscheidungen und Ereignisse. Vor allem ihre ökonomische 
Beurteilung kann erheblich verbessert werden, wenn dabei auch die Anpassungsreaktionen 
des Betriebsleiters mit einbezogen werden. Das gilt besonders in den Fällen, die stark von 
den erwarteten Normalfällen abweichen, denn dann können die Anpassungsreaktionen von 
entscheidender Bedeutung fUr die Betriebsentwicklung sein. Eine im Normalfall optimale 
Folgeentscheidung kann beispielsweise im Ausnahmefall deutlich unterlegen oder gar ruinös 
sein. 

Dynamische Modelle bieten hier eine Möglichkeit, die es in statischen Modellen nicht gibt: 
Wenn die zukunftige Entwicklung, stochastisch bedingt, unterschiedl ich verlaufen kann, so 
können diese verschiedenen Entwicklungsalternativen explizite verfolgt, ausgewertet und 
beurteilt werden, und zwar - realistischerweise - unter Einbeziehung auch der Anpassungs
reaktionen 1). 

1) Eindrucksvolle Darstellungen hierzu geben z.B.: JOHNSTON (10), DAY (6) und 
WENTZEL (16) . 
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2 Das Grundkon~nes stochastischen dynamischen Entscheidungsmodells 

2.1 Aufgabensteilung des Modellkonzeptes 

Nach den Erläuterungen des vorigen Kapitels sollte ein Modellkonzept, mit dem unter Unsi
cherheit die Betriebsentwicklung bei knappen Finanzierungsreserven geplant werden soll, 
- stochastisch bedingte Entwicklungsalternativen einzeln und ohne nivellierende Durch-

schnittsbildungen wiedergeben und 
- eine dynamische Auswertung dieser Alternativen - d.h. unter BerUcksichtigung der Anpas-

sungsreaktionen - ermägl ichen. 
Hinzu kommen die sonst Ubl ichen Anforderungen wie: Informationsgehalt der Ergebnisse, Ge
nauigkeit der Funktionen und vor allem die Lösbarkeit, womit nicht die mathematische (Exi
stenz, Konvergenz), sondern die rechentechnische Lösbarkeit (angemessener Rechenzeit- und 
Speicherplatzbedarf) gemeint ist. Diese näml ich wird durch die Kombination der Kriterien 
"stochastisch" und "dynamisch" in Frage gestellt; denn in einem simultanen Lösungsansatz 
- etwa der linearen Programmierung - muß eine Kombination von stochastischen und dynami
schen Modelleigenschaften unweigerl ich zu unvertretbaren Matrixdimensionen fUhren. 
Rechenzeit- und speicherplatzsparende Auswege aus diesem Dilemma wurden bereits in gro
ßer Zahl angeboten 1). 

Darin werden - je nach spezieller Fragestellung - entweder die stochastische oder die dyna
mische Komponente oder beide behelfsmäßig ersetzt, der simultane Lösungsonsatz jedoch 
bleibt erhalten, als sei er sakrosankt. Dabei könnte doch eben dieser "Simultanismus" die 
Entwicklung wirklichkeitsgetreuer und gleichzeitig rechenbarer Mode 11 konzepte fUr die Fi
nanzierungsplanung unter Unsicherheit verhindert haben. 

Wenn man sich von ihm löst, kann man, wie im folgenden gezeigt wird, die dynamische Struk
tur der Entwicklungsverläufe und die Unsicherheit der Entscheidungssituationen einfacher als 
im simul tanen Ansatz real itätsnah wiedergeben. 

2.2 Das Konzept des Entscheidungsbaumes 

Der allgemeinen Darstellung der PrOblematik in Kapitel 1 entspricht recht gut der Modell typ, 
der unter dem Namen "Entscheidungsbaum" geläufig ist. 
Ein Entscheidungsbaum soll die wichtigsten der vielfältigen Entwicklungspfade abbilden, die 
ein Betrieb uberhaupt gehen kann. Die dabei auftretenden Verzweigungen haben zweierlei 
Ursachen: 
- die Verwirklichung alternativer Entscheidungen, 
- die zum Entscheidungszeitpunkt noch nicht bekannten Wirkungen der externen Einflusse 

als Mitursachen . 

Obwohl Entscheidungen und externe Einflusse gleichzeitig wirken, hat es sich - aus GrUnden 
der Übersichtlichkeit - eingebUrgert, die von ihnen bewirkten Verzweigungen getrennt von
einander darzustellen. Im Schaubild 1 sind die entscheidungsbedingten Verzweigungen mit 
durchgezogenen und die stochastisch bedingten mit gestrichel ten Linien dargestell t. 

Der betrachtete Betrieb befindet sich im Zeitpunkt t in einem bestimmten Zustand Pi (t). Da
bei bedeutet "Zustand" den Vektor aller Informationen Uber Geschichte und Gegenwart des 
Systems, die --
- fUr die weitere Planung von Bedeutung und 
- zum Zeitpunkt tauch verfUgbar sind, wobei bereits 
- eine Straffung auf mögl ichst wenige Variable vorgenommen wurde. 

1) Vgl. die LiteraturUbersichten z.B. von HANF (7), TIMM (15) und STANCU-MINASIAN 
und WETS (14) . 
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Schaubild 1: Stochastisches dynamisches Entscheidungsmodell (schemat. Darstellung) 

Verschiedene alternative Entscheidungen fUr die ntlchste Periode (bis t + 1) setzen den Be
trieb den Ubrigen EinflUssen in unterschiedlicher Weise aus und fuhren darum mit unterschied
lichen Häufigkeitsverteilungen zu den verschiedenen möglichen Resultaten im Zeitpunkt 
(t + 1) . 
Diese - zunächst unbewerteten, "physischen" - Resultate können wir aus Lösbarkeitserwtl
gungen in zwei Komponenten aufteilen: 
a) Resultate, die nur in der gerade untersuchten Periode, genauer: nur fUr die Bestimmung 

des direkten Beitrages zur Zielverwirkl ichung (z. B. Entnahmen) relevant, fUr den weite
ren Entwicklungsverlauf aber bedeutungslos sind, 

b) Resultate, die den Spielraum fUr kUnftige Entscheidungen oder ihre Wirkungsweise beein
flussen. Sie gehen darum ein in den Zustandsvektor P(t + 1), der die Grundlage fUr die 
Entscheidung im Zeitpunkt (t + 1) darstellt. 

Entsprechend dieser GI iederung ist auch die Bewertung der Resul tate vorzunehmen: Wtlhrend 
die Komponente 0) sich ohne Kompl ikationen bewerten Itlßt, htlngt die Bewertung der Fern
wirkungen davon ab, welche Entscheidungen in Zukunft geftilit werden, denn aus deren di
rekten Beitrtlgen (Komponente a)) zur Ziel erreichung und aus der Schi ußbewertung der Kom
ponente b) am Ende des Planungszeitraumes ergibt sich erst die Bewertung von P(t + 1) als 
der Gegenwartswert aller kUnftigen Entscheidungen. 

2.3 Vergleich mit anderen Modellkonzepten 

Die in den zahlreichen LiteraturUbersichten zum Thema Unsicherheit vorgestellten Anstltze 
sind zum Uberwiegenden Teil problemspezifisch erweiterte simultane Lösungsanstltze. (Daraus 
erklärt sich auch ihre große Anzahl.) Es ist nicht die Aufgabe dieses Beitrages, die Eignung 
dieser Ansätze fUr die Spezial probleme zu prUfen, fUr die sie konzip'iert wurden. Problema-
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tisch sind jedoch die vielen Versuche, solche Ansätze zweckentfremdet auf andere Probleme 
zu übertragen, mit denen sie dann 
- in der Problemstellung, 
- in der Struktur der längerfristigen Wirkungszusammenhänge, 
- in der Risikobewertung oder 
- in der Wiedergabe der durch Unsicherheit charakterisierten Entscheidungssituation 
nicht übereinstimmen. Bevor man also eine solche Übertragung auf ein anderes Problem er
wägt, sollte man prüfen, ob und in welcher Hinsicht der betreffende Ansatz verallgemeinert 
werden kann. Das Entscheidungsbaum-Konzept kann hierzu als Vergleichsmaßstab dienen. 

Unterziehen wir die von KÖGL (11) ledigl ich auf ihre Lösbarkeit getesteten drei Ansätze 
diesem Vergleich, so hat das Entscheidungsbaum-Modell folgende Unterschiede vorzuweisen: 

- die konsequente stochastische Auffächerung auch bis in die Fernwirkungen hinein (im Ge-
gensatz zu MOTAD und Portfolio-Selection, bei denen bereits vor der Bewertung Durch
schnittsresultate gebildet werden, von denen aus die Entwicklung weitergeht); 

- eine modell interne Bestimmung der ökonomischen Bedeutung von Unsicherheit, die auch 
direkt entscheidungsrelevant wird (bei Portfolio-Selection und MOT AD dagegen wird 
eine pauschale Risikobewertung nach jeweils festgelegtem Kriterium unterstellt, das Kri
terium kann im Einzelfall unzutreffend sein); 

- eine relativ real istische Wiedergabe der Entscheidungssituation, die durch Unsicherhe it 
in allen Entscheidungszeitpunkten gekennzeichnet ist (im Simulation-MLP-Ansatz dagegen 
werden mehrere mit Zufallszahlen geruttelte, in sich jedoch völlig deterministische MLP
Probleme durchoptimiert) ; 

- die Notwendigkeit zur Quantifizierung von Eintreffenswahrscheinlichkeiten für die Ge
wichtung der stochastisch aufgefächerten Entwicklungsmöglichkeiten, die allerdings bei 
den anderen Ansätzen in anderer Weise ebenfalls berücksichtigt werden muß (im Simula
tion-MLP-Ansatz bei der Koeffizientensimulation, in den beiden anderen Ansätzen bei 
der Gewichtung der absoluten Abweichungen bzw. ihrer Quadrate - wenn man nicht eine 
Gleichverteilung unterstellt -). 

Wie diese Unterschiede zu beurteilen sind, wird in Kapitel 5 dieses Beitrages diskutiert. 

3 Optimierung im Entscheidu!}ID..baum-Modell mit Dynamischer ProgLammierung 

Unter 2.2 wurde das Konzept des Entscheidungsbaumes bereits - im Blick auf die Lösbarkeit -
in der Version eines Prozesses erster Ordnung dargestellt, der die Anwendung von BELLMAN's 
Dynamischer Programmierung (siehe BELLMAN, 2) ermögl icht. Das bedeutet: In jeder Periode 
t wird einem jeden mÖQI ichen Ausgangszustand Pi(t) der Gegenwartswert aller künftigen Ent
scheidungen zugeordnet. Sollte Pi(t) dann exakt das Resultat einer bestimmten Entscheidung 
in (t + 1) sein, so läßt sich diese Entscheidung sehr leicht evaluieren, da die Bewertung des 
Resultatzustandes Pi(t) der Komponente b) entspricht und die Komponente a) (direkter Bei
trag) leicht zu ermitteln ist. 

Formal ausgedrückt: 
Wenn wir die alternativen Entscheidungen mit k indizieren, die mögl ichen Ausgangszustände 
in t mit i und die möglichen resultierenden in (t + 1) mit j, so läßt sich der Gegenwartswert 
aller künftigen Entscheidungen auf der Basis von Pi(t) einfach in einer rekursiven Gleichung 
1. Ordnung darstellen. 

Z(k(t), Pi (t» = 
~ 
j (wij(t) [z(k(t), Pi(t» + Z(k(t + 1), Pj(t + 1»]) , 

wobei die w .. (t) die relativen Höufigkeiten (Gewichtungsfaktoren) darstellen. 
11 

(1) 
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Eindeutig ist Z(k(t), Pi(t» jedoch erst, wenn k(t + 1), k(t + 2) und alle folgenden Entschei
dungen bekannt, d. h. optimiert sind: 

Z(k(t), Pi(t» = (2) 

Wenn zur Bewertung gegenwtsrtiger Resultate nach GI. (2) die kUnftigen bereits als Ergeb
nisse noch'weiter reichender Optimierungen herangezogen werden sollen, liegt es nahe, mit 
der Optimierung in der femen Zukunft zu beginnen. 

Dieses Verfahren, die Dynamische Programmierung, ist gerade fUr die l!:Ssung mehrperiodiger 
Planungsprobleme unter Unsicherheit immer dann gut geeignet, wenn die Zahl der Zustands
variablen, uber die die Perioden miteinander verbunden sind, relativ klein ist 1). 

4 Verbesserung der lösbarkeit durch EinfUgen von lP-Untermodelien 

4.1 Zur Anwendbarkeit der Dynamischen Programmierung (DP) in der Betriebsentwicklungs-

planung 

Die um der llSsbarkeit willen stark eingeschrtsnkte Zahl der Zustandsvariablen hat bisher die 
Anwendbarkeit der DP auf Teil probleme - vornehmlich im Bereich der Prozeßoptimierung -
begrenzt. 

Der Grund fUr diese Einschrtsnkung ist leicht einsehbar: 
Da ja noch nicht vorher bekannt ist, zu welchen Resultaten eine Entscheidung fUhrt, muß 
vorsorglich fUr alle mlSglichen Resultate bekannt sein, wie die Entwicklung weitergeht und 
welcher Zielfunktionswert dieser weiteren Entwicklung zuzuordnen ist. 

Gesamtbetriebl iche Planung ist darum wegen der Vielschichtigkeit der einzuhal tenden Restrik
tionen, deren Rechte Seiten z. T. die Bedeutung von Zustandsvariablen haben, eine Domtsne 
der lP, denn die Vorteile des Entscheidungsbaum-Konzeptes, die noch relativ origintsre Pro
blemwiedergabe und die daraus sich ableitende Aussagekraft der Ergebnisse, mUssen mit einem 
erheblichen Rechenaufwand erkauft werden, wenn es nicht gelingt, die Zahl der Evaluierun
gen drastisch zu senken 2) . 

4.2 Die VerknUpfung einperiodiger lP-Modelle zu einem dynamischen Modell 

Trotz der geringen Affinittst der DP zur gesamtbetriebl ichen Planung Itsßt sie sich in unserem 
Spezialfall anwenden. Dabei kommt uns eine Eigenschaft der DP zugute: die erstaunliche 
Flexibilittst und methodische Vielseitigkeit, die sie zu einer idealen Ergtsnzung fUr alle simul
tanen llSsungsanststze macht. Im konkreten Fall bedeutet dies: Die Dynamische Programmie
rung Itsßt sich sehr gut mit simultanen Anststzen kombinieren, die dabei die Rolle des Trans
formationsoperators (einschließI ich der stochastischen Aufftscherung der Resul tate, ihrer Be
wertung und ihrer Gewichtung) Ubernehmen. Die Auswahl der optimalen Entscheidungsalter
native k* und die Ermittlung des optimalen Zielfunktionswertes ztt (Pi(t» besorgt ganz nor
mal der Simplex-Algorithmus. So wird eine mlSglichst reprtssentative Auswahl mlSglicher 
Pi(t) - jeder als ein B-Vektor definiert - ausgewertet, und der jeweilige Zielfunktionswert 
wird gespeichert. Nachdem alle B-Vektoren ausgewertet sind, werden die ihnen zugeordne-

1) Siehe BEll MAN und DREYFUS (3), KAUFMANN und CRUON (12), BECKMANN (1) 
oder WHITE (17). 

2) Als Beispiel fUr die Anstrengungen auf diesem Gebiet vgl. WONG (18). 
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ten Zielfunktionswerte in die Bewertungsteilmatrix fUr die nachfolgende Optimierung (der 
davorl iegenden Periode) übernommen. 

Wichtigste Voraussetzung für eine solche Kombination von DP und LP ist, daß die Zahl der 
ökonomisch wichtigen Rahmendaten im einperiodigen Submodell sehr klein gehalten werden 
kann; denn diese Rahmendaten sind die Zustandswerte, die von einer Periode an die nächste 
weitergegeben werden. 

Wo Finanzierungsreserven so knapp sind, daß sie praktisch das Tempo der Betriebsentwick
lung diktieren, ergeben sich zwei Ansatzpunkte zu einer Vereinfachung der Modellstruktur: 
- die Finanzknappheit dominiert alle Ubrigen Knappheitssituationen, 
- die sich in einer solchen Situation außerdem leicht in Geldeinheiten ausdrUcken und ge-

geneinander aufrechnen lassen. 
Dadurch II:lßt sich die Zahl der Zunstandsvariablen erhebl ich reduzieren, so daß das Entschei
dungsbaum-Modell mit einperiodigen LP-Submodellen hier anwendbar wird. 

4.3 Die Struktur der LP-Untermodelle und ihrer funktionalen Beziehungen untereinander 

4.3.1 Überblick über eine Teilmatrix 

Die Matrixübersicht in Schaubild 2 soll einige wichtige Strukturmerkmale des LP-Teilmodells 
veranschaul ichen. Zur Erhaltung der Übersichtl ichkeit war es nötig, einige Teilbereiche zu 
simpl ifizieren (Produktion, Investition) oder sie, wo es auf das Detail ankam, nur teilweise 
darzustellen (z. B. im Bereich der langfristigen Darlehen) . 

Die Spolten der Matrix gliedern sich in 6 Gruppen: 
- Quantifizierung des Ausgangszustands (B-Vektoren und Bereitstellungsaktivitl:lten) 

Produktions- und Investitionsaktivitäten 
Finanzierung (Aufnahme langfristiger Darlehen, Kapitaldienst , Kontokorrentkredite) 
Konsum (Mindest- und jahresbedingte Zusatzentnahmen) 
Berechnung der Resultate, die für kUnftige Entscheidungen relevant sind (Transfer der 
Finanzuberschüsse, häufigkeitsabhl:lngige Gewichtung und Darstellung der Finanzuber
schüsse und Anlagebestände als diskrete Varianten) 
Bewertung der Resultate als Linearkombinationen diskreter Varianten. 

Die wichtigsten funktionalen Beziehungen, die diese Spoltengruppen miteinander verknüpfen, 
lassen sich anhand der entsprechenden Restriktionen erläutern: 

- Die durch Entscheidungen oder stochastische Einwirkungen unbeeinflußbare Faktorausstat
tung wird fix vorgegeben und von den Produktionsaktivitäten beansprucht. 

- Die variablen Ressourcen (hier: Anlagenbestand und Liquiditl:ltsreserve) sind die Zustands
variablen des Modells. Sie werden aus den B-Vektoren Uber Bereitstellungsaktivitäten 
eingespeist, die zusl:ltzl iche Informationen aus den Dualwerten ermögl ichen sollen. 

- Die Liquiditätsrestriktionen sollen die unterschiedlichen Situationen in verschiedenen Jah
ren (hier: witterungsbedingte Unterschiede) wiedergeben, wobei noch eine Untergliede
rung in das Sommer- (März bis August) und das Winterhalbjahr (September bis Februar) vor
genommen wurde, um das Ausmaß der kurzfristigen Verschuldung mit zu erfassen, das dann 
durch zusl:ltzliche Restriktionen (etwa einem eingerl:lumten Dispositionskredit entsprechend) 
entscheidungsw irksam eingegrenzt werden kann. 

- Die Bindung langfristiger Darlehen an dingi iche Sicherheiten und Investitionsaktivitl:lten 
ist ebenso gebrl:luchl ich wie die Berechnung des Kapitaldienstes und das Abrufen von Min
destentnahmen. 
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Schaubild 2: Matrixubersicht fUr ein einperiodiges Untermodell im DP/LP-Ansatz 
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- Die restlichen Restriktionen dienen der Erfassung, Gewichtung, Übertragung und Bewer
tung der stochastisch bedingten FinanzUberschusse, mithin der dynamischen VerknUpfung 
mit der folgenden Periode. Sie werden unter 4.3.2 erläutert. 

Um dem stochastischen Charakter des Modells gerecht zu werden, ist es nötig, die ubl iche 
LP-Matrix um Teile zu erweitern, die die alternativen Entwicklungsmögl ichkeiten (etwa in 
Abhängigkeit vom Witterungsverlauf) explizite wiedergeben 1). Manifest werden diese sto
chastischen EinflUsse fUr den finanzschwachen Betrieb zunächst im Bereich der Liquidität, 
speziell in der defizitären Jahreszeit (hier: im Sommer). Darum wurde fUr jedes mögl iche 
Ereignis (hier: Regen-, Normal- und Trockenjahr) ein eigener Satz von Liquiditätsrestriktio
nen formul iert einschi ießI ich einer eigenen Kontokorrentkredit-Aktivität fUr den jahreszeit
lichen Ausgleich. Wo diese nicht ausreicht, muß ein Darlehen genommen werden. Die maxi
male Aufnahme langfristiger Darlehen durfte im allgemeinen an dingliche Sicherheiten oder 
auch an bestimmte Investitionen gekoppelt sein. Langfristige Darlehen bedeuten Zahlungs
verpfl ichtungen in späteren Jahren. Der Kapitaldienst ist also eine wichtige Resultatgröße 
im Zustandsvektor (in der MatrixUbersicht aus Platzmangel nicht mit dargestellt). FUr die 
Entscheidungen Uber Investitionen und die Aufnahme langfristiger Darlehen wird ubrigens 
hier unterstellt, daß sie bereits zu Beginn des 1. Halbjahres getroffen werden mUssen. Die 
in unterschiedlichen Jahren unterschiedlich hohen FinanzUberschusse können entweder zu
sätzl ich entnommen oder in das folgende Jahr transferiert werden. Im zweiten Fall werden 
sie als Linearkombinationen derjenigen diskreten Varianten dargestellt, die als Ausprägungs
merkmale fUr die verschiedenen Resultatzustände definiert sind. Im Matrixschema wurden 
nur 2 Varianten dargestellt: 0 entspricht einem Uberschuß von 0 DM, und 1 könnte z.B. 
einem Überschuß von 100000 DM entsprechen. Resultiert nun in einem bestimmten Jahr ein 
Uberschuß von 40 000 DM, so kommen die beiden diskreten Varianten mit den Niveaus 0,6 
bzw. 0,4 in die Lösung. (DafUr sorgt auch die entsprechende Einheits-Restriktion). An dieser 
Stelle könnte nun eigentlich die Bewertung vorgenommen werden, da das Resultat als linear
kombination bereits ausgewerteter Resultatzustände dargestellt ist. Das wurde jedoch bei 
großer Zahl der stochastisch bedingten Entwickkmgsalternativen eine unvertretbar große An
zahl von Bewertungsaktivitäten erfordern. Darum ist es sinnvoll, die Gewichtung der errech
neten Niveaus mit den jahresspezifischen Eintreffwahrscheinlichkeiten bereits an dieser Stelle 
vorzunehmen, die so gewogenen diskreten Zustandsvarianten getrennt voneinander Uber alle 
Ereignisse zu summieren und sie erst dann, in derart zusammengefaßter Form, zu bewerten. 
Durch dieses Vorgehen wird sichergestellt, daß die jahresspezifischen Besonderheiten in den 
Resultaten erhalten bleiben und nicht bei einer anschließenden Mittelwertbildung nivelliert 
werden, wie es in den anderen Ansätzen - aus operationellen Erwägungen - geschieht. 

Die Bedeutung dieses Unterschiedes in der Resultatbewertung soll an einem kleinen Beispiel 
mit eindimensionalem Zustand demonstriert werden, dessen Datenannahmen in Übersicht 1 
tabelliert sind. 

1) Als ein relativ einfaches Demonstrationsbeispiel kann (8) dienen. Ein wesentl ich umfas
senderes Modell, das außer den stochastischen auch dynamische Aspekte einschließt, 
liefert SCHMIDT (13). 
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Übersicht 1 : Annahmen fUr das Evaluierungsbeispiel 

Jahr Resultatvariante 
R N T I 11 111 

P 1000 700 200 0 500 1000 

w 0,25 0,5 0,25 

Z (P) 0 1000 1200 

In der herkömmlichen Weise wUrde der gewogene Wert fUr Z (~ wie folgt berechnet: 

p = 0,25 1000 + 0,5 700 + 0,25 . 200 = MO} = 0,7 500 + 0,3 1000 (3) 

Z(P) = 0,7 1000 + 0,3 1200 1060 

Korrekt errechnet sich der Erwartungswert aller kUnftigen Resultate Z (~, PN, PT) 
dagegen wie folgt: 

PR = 1,0 1000 } PN = 0,6 500 + 0,4 1000 (4) 
PT = 0,6 0+ 0,4 500 

0,25 ZR = 0,25 1200 = 

~l 0,5 ZN= 0,3 1000 + 0,2 1200 = 540 (5) 
0,25 ZT= 0,15' 0 0, 1 1000 + 100 

Z(PR, PN, Pr)=O + 400+ 540 = 940 

Es leuchtet ein, daß es einen bedeutsamen Unterschied zwischen der herkömml ichen und der 
korrekten Evaluierung nur in den Fl:lllen geben kann, in denen die Funktion Z (P) stark ge
krUmmt (bzw. geknickt) ist, die marginale Bewertung sich also mit der Ausprl:lgung des Zu
standsmerkmals stark verl:lndert. Aber gerade diese (und nur diese!) Fl:llle sind es, in denen 
eine BerUcksichtigung der Unsicherheit zur Vermeidung von Fehlplanungen Uberhaupt ge
rechtfertigt ist. 

~ Zur Nutzbarkeit des Modellkonz~tes 

Messen wir die Nutzbarkeit eines Modellkonzeptes 
- an der Real itl:ltsnl:lhe seiner Funktionalstruktur, 
- an der Prl:lzision seiner Funktionen und Parameter, 
- am Rechenzeit- und Speicherplatzbedarf und 
- am Informationsgehalt seiner Resultate, 
so lassen sich dazu - speziell im Vergleich mit den von KÖGL (11) getesteten Ansl:ltzen -
folgende Aussagen machen: 

5.1 Zur Realitl:ltsnl:lhe der Funktionalstruktur 

Das stochastische DP/LP-Modell bildet die Entscheidungssituationen allgemein realistischer 
ab, da es zum einen eine relativ objektive Bewertung der Fernwirkungen erlaubt und zum 
anderen Unsicherheiten auch bei kUnftigen Entscheidungen unterstellt. 
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5.2 Zur Prtlzision der Funktionen und Parameter 

Die Prtlzision der Funktionen und Parameter wird durch den rechentechnisch bedingten Zwang 
zur diskreten Variation der Zustandsvariablen beeintrtlchtigt. Entscheidungswirksam durfte 
diese Beeintrtlchtigung allerdings kaum werden, wenn je Zustandsmerkmal 3 bis 5 diskrete 
Werte untersucht werden und wenn dadurch der gesamte Variationsbereich abgedeckt wird. 
Wem eine solche Approximation noch zu grob erscheint, der mag die Anzahl der diskreten 
Werte noch erhöhen - frei! ich zu Lasten der Lösbarkeit. 

5.3 Zum Rechenzeit- und Speicherplatzbedarf 

Der Rechenzeit- und Speicherbedarf htlngt in entscheidendem Maße ab von 
- der Zahl der stochastisch bedingten Entwicklungsalternativen in einer Periode (j = 1, ... ,1), 
- der Zahl der Zustandsvariablen, die auch von j beeinflußt werden (I = 1, ... , LI)' 
- der Zahl der Ubrigen Zustandsvariablen (I = LI + I, ••. , L2l, 
- den Zahlen der diskreten Werte MI' die die einzelnen Zustandsvariablen I annehmen 

können. 

Zustltzlich zu denjenigen Erweiterungen, die die Einbeziehung von Investitionen und Finan
zierung erforderlich macht, wird die Matrix um 

L2 
NR = (2·J - 2) • LI + 3 . L2 + E MI (6) 

1=1 
Zeilen und um 

L2 L2 L2 

Ne = J . (LI + E MI) + :L:: MI + 2 . n MI (7) 
1=1 I=L 1+1 1=] 

Spalten erweitert. FUr ein Beispiel mit J = 4, L] = 1, L2 = 3, M] = 4, M2 = 3 und 
M3 = 3 waren also 25 zustltzl iche Zeilen und 98 zusätzl iche Spalten zu formul ieren (ein
schi ießI ich der 36 B-Vektoren). Dieser Mehraufwand ist im Gegensatz zu allen Simultan
ansätzen unabhängig von der Zahl der Planungsperioden . Hier nun I iegt ein großer Vorzug 
des Modells: Der Rechenzeitaufwand steigt nur noch linear mit der Zahl der Planungsperio
den an. Da außerdem relativ kleine Matrizen operiert werden können, ist auch die - ohne
hin nicht sehr aufwendige - Evaluierung vieler alternativer B-Vektoren gut vertretbar. Be
deutsam kann fUr einige Anwender auch die Tatsache sein, daß bei jeder Optimierung nur 
jeweils eine einperiodige Teilmatrix operiert wird, so daß sich dieses Verfahren auch auf 
relativ kleinen Rechnern anwenden läßt. 

5.4 Zum Informationsgehalt der Resultate 

Da in jeder Periode fUr jeden als möglich definierten Zustand eine optimale Politik berech
net werden muß (damit dieser Zustand bewertet werden kann), liefert das LP/DP-Modell 
eine FUlie von Informationen und Empfehlungen gerade auch für die nicht normalen Feille. 
Der Benutzer weiß, welche Entscheidung er treffen wird, wenn er wider Erwarten eine Miß
ernte hinnehmen muß. Seine Entscheidungen sind damit nicht nur objektiv, sondern auch 
subjektiv besser abgesichert, und die Bereitschaft, sie zu realisieren, ist dadurch in der 
Regel größer. 
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~ Vorgesehene Anwendungsgebiete und Anwendungserleichterungen 

FUr die praktische Nutzung dieses Modellkonzeptes empfiehlt sich die Verwendung eines be
nutzerfreundlichen LP-Systems, das in seiner Steuersprache den Zugriff auf einzelne Ergeb
nisse und daraus abgeleitete Koeffizientenönderungen erlaubt. Damit nömlich lassen sich die 
rekursiven Lösungs- und Bewertungsschritte automatisieren und außer dem Arbeitsaufwand auch 
die FehlermtSglichkeiten einschrönken. Soll aber ein solcher Ansatz Uberhaupt in nennens
wertem Umfange eingesetzt werden, so sind auch die dazu erforderlichen Matrixerweiterun
gen weitgehend automatisch zu erzeugen. FUr die rein monetören Matrixteile und den Resul
tatauswertungsbereich ist das möglich; die stochastisch bedingten Unterschiede bei den Ein
und Auszahlungen dagegen mUssen fUr den Einzelfall spezifiziert werden, ebenso die Faktor
ressourcen und die Kreditaufnahmerestriktionen . Grundsötzl ich ist auch das leichter zu be
werkstelligen, wenn man eine größere Anzahl von Betrieben mit öhnl icher Problemstellung 
(z.B. vor einer Investition in Bewösserungsanlagen) untersucht. Aus diesem Grunde ist beab
sichtigt, zunöchst nur fUr solche speziellen Gruppen Matrizen zu erzeugen und Optimierun
gen durchzufuhren . 
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Einleitung 

Zur Beurteilung einer landwirtschaftlichen Unternehmung aus finanzorientierter Sicht bedarf 
es in erster Linie einer Analyse von Kapitalverwendung (Investitionsvorg!:lnge) und Kapital
aufbringung (Finanzierungsvorg!:lnge) und deren gegenseitigen Beziehungen. 

Betrachtet man die heute zur VerfUgung stehenden Instrumente zur Beurteilung einer Unter
nehmung aus finanzorientierter Sicht, so zeigt sich, daß der herkömml iche Jahresabschluß, 
bestehend aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung, zwar Erkenntnisse uber Finanzie
rungsvorg!:lnge liefert, daß er aber exakte Aussagen uber die Liquidit!:ltslage und damit ins
besondere uber die innerbetrieblichen Desinvestitions- und Investitionsvorg!:lnge vermissen 
I!:Ißt (vgl. COENENBERG, 5, S. 318 f~. 

Im Rahmen dieser Uberlegungen gehen z.B. immer mehr Kapitalgesellschaften dazu Uber, 
mit Hilfe von zus!:ltzl ichen Rechnungen und Kennzahlen auch ihre Finanzkraft darzustellen 
und dadurch Aufschluß uber ihre Liquidit!:ltslage, also uber die Beziehungen zwischen Kapi-
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talvelWendung und -aufbringung zu geben. Das Interesse richtet sich dabei besonders auf 
den Bereich der Selbst- bzw. Innenfinanzierung und damit auf die Frage: Wieviel, aus dem 
Umsatzprozeß resultierendes Kapital, habe ich am Ende der Periode fUr meine unternehme
rischen Zwecke zur VerfUgung? 

Zur Schi ießung der aufgezeigten InformationslUcken sind in der Vergangenheit schon ver
schiedene Instrumente entwickelt worden, die ElWeiterungen oder Hilfsrechnungen zu den 
traditionellen JahresabschlUssen darstellen. Genannt seien an dieser Stelle: Kapitalflußrech
nungen und in neuerer Zeit der sogenannte "Cash flow". 

Im vorliegenden Beitrag soll insbesondere versucht werden darzustellen, inwieweit der Cash 
flow als Instrument zur finanzorientierten Beurteilung einer Unternehmung geeignet ist. Das 
entscheidende Argument fUr die Analyse gerade dieses Beurteilungskriteriums auch im Bereich 
des landwirtschaftlichen Unternehmens lautet wie folgt: 
Bei allen bisher angewandten Verfahren wurden die eindeutigen Beziehungen zwischen Ertrti
gen und Aufwendungen bzw. Bestandsdifferenzen und den ihnen zugrunde liegenden Vorgöngen 
zu wenig beachtet. Erst im Rahmen der Cash flow-Diskussion wird auf die HintergrUnde fUr 
die Verönderungen im Vermögens- und Kapitalbereich verstörkt eingegangen. 

2 Grundlagen 

2.1 Der Finanzbereich im Wirtschaftsprozeß der Unternehmung 

Ein "finanzwirtschaftliches Optimum ist dann gegeben, wenn das fUr die Aufrechterhaltung 
der betrieblichen Transformations- und Umsatzprozesse benötigte Kapital in wirtschaftlicher 
Weise, d.h. in der richtigen Menge und Fristigkeit, dem richtigen Zeitpunkt und zum ge
ringsten Preis zur VerfUgung gestellt wird" (6, S. 612). 

Wöhrend HEINEN unter dem Begriff Finanzierung jene Entscheidungstatbestönde zusammen
faßt, die sich auf die Gestaltung und Steuerung des betriebswirtschaft I ichen Geldstromes be
ziehen (8, S. 126), soll an dieser Stelle - besonders im Hinblick auf Investitionsentscheidun
gen - Finanzierung als zielgerechte Gestaltung aller betrieblichen Zahlungsströme im Zeit
ablauf definiert werden (10, S. 447). Dabei lassen sich zwei Finanzierungsaspekte, nömlich 
1. die externe Beschaffung von Finanzierungsmitteln, Ihre VelWendung und ihre RUckzahlung, 
2. die Analyse von Geldfreisetzungen aus Desinvestitionen und ihre weitere VelWendung 
unterscheiden. 

Die Aufmerksamkeit gilt in den folgenden Ausfuhrungen insbesondere der Bereitstellung li
quider Mittel aus zuvor andelWeitig im Betriebsvermögen gebundenen Mitteln und den Aus
wirkungen der finanziellen Dispositionen aus diesem Kapitalruckfluß. Diese betriebsinternen 
Quellen können nömlich auch zur Finanzierung revolvierender oder zusötzlicher Investitio
nen herangezogen werden. 

Bei dieser Betrachtungsweise darf aber nicht Ubersehen werden, daß diese Finanzierungs-
und die Investitionsvorgönge nicht kontinuierlich vor sich gehen. Zum einen ist eine Investi
tion erst dann getötigt, wenn eine Zahlung erfolgt ist, wenn also ein Abfluß an liquiden 
Mitteln stattgefunden hat. Nicht alle liquiden Mittel - seien es bereits vorhandene oder 
durch den Desinvestitionsprozeß gerade zurUCkgeflossene - werden aber sofort wieder inve
stiert bzw. reinvestiert, denn zur Aufrechterhaltung ihrer Liquiditöt benötigen die Unterneh
men einen gewissen Bestand an Bargeld bzw. an bargeldöhnlichen Mitteln. 

Zum anderen spielt die Bindungsdauer in den einzelnen Investitionsbereichen eine große 
Rolle, so daß zu einem bestimmten Zeitpunkt nur die erfolgten Verönderungen der Investi
tionen erfaßt werden können, da nicht alle Investitionen durch den Umsatzprozeß am Markt 
als Einnahmen zurUckgeflossen sind. Es zeigt sich, daß - im Zeitablauf gesehen - der Ein-
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nahmestrom und der Ausgabenstrom voneinander abhöngen. Der Investitions- und Zahlungs
bereich sind hinsichtl ich der Einnahmen und Ausgaben entgegengerichtet . 

2.2 Finanzwirtschaftliche Bilanzanalyse 

Der Jahresabschluß stellt fUr interne und noch mehr fUr externe Adressaten das wichtigste 
und oft auch das alleinige Ausgangsmaterial fUr finanzwirtschaftliche Analysen dar. Er ist 
in erster Linie ein Rechenschema zur PrUfung des Ergebnisses vergangener Entscheidungen, 
sowie der Frage, ob in der vergangenen Periode ein Gewinn erzielt worden ist, der ohne 
Geföhrdung des Wachstums der Unternehmung ausgeschUttet werden kann. 

Der Periodengewinn erhölt jedoch Aufwandsposten, z.B. Abschreibungen oder Bestandsver
önderungen, die in der Betrachtungsperiode nicht ausgabenwirksam gewesen sind, sowie Er
tröge, z. B. aktivierte Eigenleistungen oder Naturalentnahmen, denen in der gleichen Perio
de keine Einnahmen gegenUberstehen. Die hier mögl ichen Manipulationen machen einen Be
wertungsspielraum aus, der Scheingewinne bzw. Scheinverluste nicht ausschi ießt. Der in der 
Regel fUr steuerliche Zwecke erstellte Jahresabschluß landwirtschaftlicher Unternehmen lößt 
zudem eine betriebswirtschaftliche Beurteilung der dem ausgewiesenen Steuergewinn zugrunde
liegenden Vorgönge nur schwer zu (14, S. 124). Obwohl der Gewinnermittlung in landwirt
schaftl ichen Jahresabschi Ussen eine Einnahmen-Ausgabenrechnung vorgeschal tet ist, liegt 
das Hauptaugenmerk finanzwirtschaftlicher Beurteilungen immer noch in der Betrachtung von 
Aufwendungen und Ertrögen. Aber auch die Einnahmen-Ausgabenrechnung sagt - isol iert be
trachtet - nicht genUgend uber die Zahlungsströme einer Unternehmung und deren Entwick
lung aus. So ist z.B. das Finanzierungsproblem GewinnausschUttung oder Reinvestition aus 
dem vereinheitl ichten Jahresabschluß nicht direkt zu beantworten. Bedingt durch die Bilanz
zl:lsur ergeben sich im einzelnen folgende Probleme: 

1. Die Einnahmen und Ausgabenströme werden durch die Bilanzzl:lsur wilikUrl ich unterbro
chen. Da sich das Zeitmoment störend auswirkt, sind diese Zahlungsströme unter kurz
fristigem Blickwinkel nicht ausgeglichen. 

2. Die unterschiedliche Geschwindigkeit der einzelnen Bestandteile des Zahlungsflusses 
erschwert eine Zuordnung zu einer Periode und eine wertml:lßige Fixierung. 

3. Die aus dem Jahresabschluß nicht direkt erkennbaren laufenden Aufwendungen fUr Löhne, 
Gehölter sowie unter Umstl:lnden die Ausgaben fUr kUnftige Ersatzbeschaffung von Anla
gen und Vorrl:lten und Verpflichtungen aufgrund von Vertrl:lgen, erschweren exakte Aus
sagen. 

4. Der nicht quantifizierbare Risikofaktor im Rahmen der notwendigen Bewertung zukUnftiger 
Zahlungsströme behindert - zumindest unter kurzfristigen Gesichtspunkten - das Anlegen 
von gleichrangigen Maßstl:lben. Bedingt durch das Risiko sind die wirtschaftl ichen Hand
lungsmaximen nicht gleichrangig. 

Der herkömml iche Jahresabschluß I iefert seinen Adressaten somit nicht alle benötigten Ent
scheidungsgrundlagen bzw. hölt die Informationen nicht in der gewUnschten Form bereit. Es 
bedarf also ergl:lnzender Angaben bzw. Instrumente, um vor allem die Unternehmensl iquidi
tl:lt und ihre Ursachen analysieren zu können. 

2.3 Die Kapitalflußrechnung als zahlungsorientierte FondsrechnuRg 

Bei der Kapitalflußrechnung handelt es sich um eine nach Mittelherkunft und Mitteiverwen
dung unterteil te Bewegungsrechnung, die als periodizierte Fondsrechnung die wichtigsten 
Investitions- und Finanzierungsvorgl:lnge wiedergibt. 

Die Verl:lnderungen des Fonds werden bildlich als Zu- und Abfluß von Mitteln gesehen, wo
bei die im Unternehmen verbleibende Eigenkapitalb ildung in der Regel als erste Mittelquelle 
angegeben ist. Kapitalflußrechnungen werden aber nicht nach einem festen Schema aufge
stellt. Oft entspricht der Fonds nur einer Geldflußrechnung. 

545 



Übersicht \: Aufbau einer Kapitalflußrechnung (in Mio. DM) 

1.)Umsatzbereich 
Betriebseinnahmen 
Betriebsausgaben 
Gewinnsteuerr. 

Betriebliche 
Nettoelnnanme 

2.) Anlagenbereich 
Verkauf von Anlagen 
Kauf von Anlagen 
Netto-Anlage
Investition 

Finanzbedarf 

3.) Kapitalbereich 
Kapitalerhöhung 
Dividende 
a) Eigenfinanzierung 

Tilgung von Verbindl. 
Aufn.von Verbindl. 
b) Fremdfinanzierung 

4 160 
- 3 793 

__ 154 

213 
========= 

33 
295 

262 
========= 

o 
82 
82 

========= 

20 
194 

174 
========= 

Außenfinanzierung 

4.) Geldbereich 
Vennind.der kurzfr. 

Forderungen 
Zunahme der liquiden 

Mittel 

16 

59 

43 
========= 

Mittel
herkunft 

213 

I~ittel
verwendung 

262 

Saldo 

-----------------------------------~--
- 49 --------------------------------------

82 

174 
--------------------------------------

92 
---------------------~----------------

43 - 43 --------------------------------------
387 387 o 

=====~==:============================= 

Die in Übersicht 1 vorgestellte und von BUSSE von COlBE entwickelte Form der Kapitalfluß
rechnung hat sich in letzter Zeit immer mehr durchgesetzt (4, S. 100). In ihr werden die Ein
nahmen und Ausgaben einer Periode, die sich aus der Buchhaltung ergeben und in die Spalten 
eingehen, in vier Bereiche gegl iedert: 

I. Der Umsatzbereich mit den UmsatzerlISsen der Erfolgsrechnung als Posten. 
2. Der Anlagenbereich mit dem Kauf und Verkauf von Anlagen und die sich daraus ergebende 

Mittelbeanspruchung . 
3. Der Kapitalbereich mit den Verönderungen der Verbindlichkeiten und der Gewinnaus

schuttung. 
4. Der Geldbereich, der die Verönderungen der liquiden Mittel zeigt. 
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Bei dieser Form der Kapitalflußrechnung werden Bestandsverönderungen nicht berücksichtigt. 
So erscheinen z. B. unter den Betriebsausgaben des Umsatzbereiches alle Materialausgaben, 
wobei gleichgültig ist, ob sie verbraucht werden oder nicht. Auf Bewertungen, z.B. Ab
schreibungen, wird bewußt verzichtet. Alle Posten, die nicht auf Zahlungsvorgöngen beru
hen, werden aus der Rechnung eliminiert. Die Kapitalflußrechnung gibt deshalb Auskunft 
über die Selbstfinanzierungskraft der Unternehmung, da sie zeigt, wie groß der Geldmittel
zufluß im Umsatzbereich ist. 

Die retrospektive Kapitalflußrechnung ist aber trotz aller Vorteile nicht in der Lage, den 
herkt>mml ichen Jahresabschluß zu ersetzen. Da sie seine Aufgaben nicht substituieren kann, 
ist sie als Ergönzungsinstrument anzusehen. Es fehlt der Kapitalflußrechnung der Ausweis 
einer Erfolgsziffer, was eine Schötzung der beabsichtigten Auszahlungen erschwert. Auch 
das Fehlen jeglicher Abschreibungen, besonders in Bezug auf die Festlegung des Ersatzzeit
punktes, ist negativ zu beurteilen. 

Die als Bewegungsbilanz bekannte Form der Kapitalflußrechnung wird aus den Verl:lnderungen 
der Bilanzposten zweier Bestandsbilanzen abgeleitet. Die auf diese Weise gewonnenen Bilanz
postenverl:lnderungen dienen als Anzeige für Vorgl:lnge und Zusammenhl:lnge zwischen den bei
den Seiten dieser Verl:lnderungsbilanz (9, S. 21 ft). Die Bewegungsbilanz gibt Auskunft über 
die Herkunft der Mittel und ihre Verwendung und zeigt die Verl:lnderungen der Bilanzposition 
wl:lhrend eines bestimmten Zeitraumes. Die Posten der Bewegungsbilanz bedeuten jedoch 
nicht einfach Bestl:lndedifferenzen, sondern haben darüber hinaus ihren Sinn im Ausweis von 
einseitigen oder von sich teilweise aufhebenden, weil entgegengesetzt verlaufenden Bewe
gungen. Auf der Mittelbeschaffungsseite stehen die VermC>gensumschichtungen durch Abnahme 
der Aktiva z. B. durch Anlagenverkauf, Bestandsminderungen, sowie weitere Kapitalherkünfte 
aus der Zunahme der Passiva durch Selbstfinanzierung, Einlagen, Kreditaufnahme, Erht>hung 
von Rücklagen und Rückstellungen. 

Übersicht 2: Aufbau einer Bewegungsbilanz 

Mittelhdrkunftsseite 
(Kap-; tao] beschaffung) 
Zurtahme der Passivposten 
~ßenflnanzlerung 
2. Innenfinanzierung 
Abnahme der Aktfvpo~ten 
rve~nögensl1qulditat) 

MittelverWendUngs. seite ------1
j (Kapitalverwendung 

Zunahme der Aktivposten I 
(Investiti onen) 

Abnahme der Passivposten I 
(Kapitaltilgung) ! , ______________________________________ ~ ____________________________ J. 

Die Mittelverwendungsseite zeigt die Zunahme der Aktiva z.B. durch Anlageerht>hung, Be
standsmehrung, Forderungserhöhungen und Zunahme der flüssigen Mittel sowie die Abnahme 
der Passiva durch Kreditrückzahlungen, Gewinnausschüttung und Kapital entnahmen . 

Die Bewegungsbilanz informiert also primör über die Verönderungen des VermC>gens und des 
Kapitals und II:lßt die durchgeführten Investitionen und deren Finanzierung erkennen . Sie 
stellt das Verhöltnis zwischen Außen- und Innenfinanzierung der vergangenen Periode und 
damit auch die Höhe des finanziellen Überschusses dar. Sie zeigt jedoch nur ungenügend 
den Bewegungsverlauf zwischen den Stichtagen und die Vermt>gens- und Kapitaldispositionen 
wöhrend der dazwischenl iegenden Periode. Weiterhin ist eine direkte Zuordnung der Posten 
beider Bilanzseiten zueinander in der Bewegungsbilanz nicht mt>glich. Auch Informationen 
über die zukünftige finanzielle Entwicklung sind aus ihr nur bedingt ableitbar. Aussagekrl:lf
tiger ist hier die im Rahmen der Finanzplanung aufgestellte Plan-Bewegungsbilanz, auf die 
allerdings im Rahmen des Themas nicht eingegangen werden kann. 
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3 Die Cash flow-Analyse 

3.1 Modifikationen und Anwendungsbereiche 

Die Übersicht 3 gibt einen Überbi ick über die Erscheinungsformen und Ermittlungsmethoden 
des Cash flow im betriebswirtschaftl ichen Rechnungswesen: 

Übersicht 3: Erscheinungsformen und Ermittlungsmethoden des Cash flow 

Direkter Cash f10w 
(Unternehmensintern) 

Ei nnahmen-Ausgabenrechnung 

(Cash flow als betriebliche 
Nettoeinnahme) 

Indirekter Cash flow 
(externe Analyse) 

Jahresabschluß (Bilanzanalyse) 

Ermittlung durch Zuordnung Additive Ermittlun~ 
(Cash flow als Differenz (Cash flo~1 als 
von baren Erträgen und 
Aufwendungen) 

Addition finanz
wirksamer Posi
tione~ 

Danach gibt es grunds/:ltzl ich zwei Methoden zur Ermittlung dieser Kennzahlen. Die indirekte 
Methode basiert auf dem herkömml ichen Jahresabschluß, der direkte Cash flow benutzt als 
Ausgangsda ten Zahl ungsstromgrößen. 

Vom Ansatz her findet sich der Cash flow als eine auf externe Analytiker zugeschnittene Ad
dition verschiedener Posten aus dem veröffentl ichten handelsrechtl ichen Jahresabschluß mit 
dem Ziel, den Teil der Umsatzerlöse zu erfassen, dem keine ausgabenwirksamen Aufwendun
gen gegenüberstehen, der also zumindest kurzfristig für Investitionen, Schuldentilgungen, 
Gewinnausschüttungen und Liquidit/:ltsverbesserungen zur Verfügung steht. Dabei wurde von 
den unterschiedl ichsten Vorstellungen ausgegangen (2, S. 38 ff) • 

In Übersicht 4 wird der Versuch unternommen, die in der betriebswirtschaftl ichen Literatur 
und Praxis gebr/:luchl ichen indirekten Cash flow-Versionen in einem Schema zusammenzufas
sen. Alle diese Cash flow-Versionen haben einen gemeinsamen Nenner. Zum einbehaltenen 
Gewinn werden Positionen hinzugefügt bzw. von ihm abgezogen, die in der Regel erst am 
Jahresende, nachdem sich die Ertragsentwicklung ersehen I/:Ißt, in ihrer endgültigen Höhe 
festgelegt werden. Alle diese Positionen tragen dazu bei, den Bilanzgewinn auf den auszu
schüttenden Betrag zuzuschneiden. Sie untersehe iden sich aufgrund steuerlich gebotener 
Mögl iChkeiten zur Gewinnschmälerung, bilanzpolitischer Überlegungen und/oder finanz
wirtschaftlicher Erw/:lgungen oft von Jahr zu Jahr und von Unternhemung zu Unternehmung. 

Fragt man bei der Analyse der verschiedenen Modifikationen dieses Cash flow nach dem 
Grund für die gerade in dieser Weise und nicht anders getroffene Auswahl der Erfolgs- und 
hier insbesondere der unbaren Aufwandsposten, so sucht man meistens vergebens nach einer 
überzeugenden Antwort. 

Einige Autoren sehen den Sinn des Cash flow nur in der Erfassung der unbaren Aufwendungen, 
vergessen aber, daß die unbaren Erträge die Finanzmittel der Betrachtungsperiode nicht er
höht haben und ebenso wie die unbaren Aufwendungen manipul ierbar sind. Andere Autoren 
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Übersicht 4: Schema der indirekten Cash-flow-Darstellungen 1) 

Ausgewiesener Jahresgewinn bzw. Jahresverlust 

+ Abschreibungen (und Wertberichtigungen) 2) auf Sach- und Finanzanlagen 

(Wertberichtigungen des Umlaufvermögens) 2) 

= Cash-flow I 

+ Erhöhung der langfristigen RucksteIlungen 
(Erhöhung kurz- und mittelfristiger RUcksteIlungen) 2) 

+ RUcklagenzuweisung 

Cash-flow II 

- RUcklagenauflösungen 
- RUckste 11 ungsaufl ösungen 

= Cash- flow III 

+ außerordentl iche Aufwendungen und Ertrtlge 
- (Zinsaufwendungen, Lastenausgleichsvermögensabgabe) 2) 

= Cash-flow IV (Netto-cash-flow) 

+ AusschUttungsbetrag (Dividende, WarenrUckvergUtung, usw.) 

+ Ertrags- und Vermögenssteuer (+ Einkommenssteuer) 
(~ Korrekturposten nicht finanzwirtschaftlicher Art) 2) 

Cash-flow V (Brutto-cash-flow) 

(~ Bestandsvertlnderungen) 

(- aktivierte Eigenleistungen) 2) 

Cash-flow VI (Betriebliche Nettoeinnahme) 

(~ Vermögensumschichtungen) 2) 

= Cash-flow VII (EinnahmenUberschuß aus Betriebsttltigkeit) 

1) Es wird hier der Versuch unternommen, die gebrtluchlichsten Cash-flow-Versionen in 
einem Schema zusammenzufassen. Einige "unwesentliche" Positionen, wie z.B. Organ
verluste und Anzahlungsvertlnderungen wurden, um eine gewisse Übersicht zu gewtlhr
leisten, vernachltlssigt. 

2) Diese in Klammern gesetzten Posten werden nur von einigen Autoren berucksichtigt bzw. 
es werden gegen die Einbringung verschiedener Positionen, wi~ z. B. der Zinsaufwendun
gen, Einwtlnde erhoben. 
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gehen davon aus, nur die wichtigsten unbaren Positionen im Cash flow zu erfassen, also 
eine vergröberte Schnellanalyse vorzunehmen. Sie begründen ihre Vorgehensweise damit, 
daß durch die aufwendige Einbeziehung zustltzlicher Positionen die Komplexittlt der Kenn
zahlenerfassung verlorengehe, daß aber der Aussagewert durch die weitere BerUcksichtigung 
mUhsam erfaßbarer Positionen nur geringfUgig ansteige. 

Verschiedentlich wird auch die Überzeugung getlußert, d$lß dieser Cash flow EinnahmenUber
schußanteile erfasse, die fUr die Unternehmensleitung gtlnzlich frei sind oder aber lange 
Zeit zur VerfUgung stehen. Diese Aussagen können jedoch nicht geteilt werden. Der Cash 
flow besagt nur, daß nach Abzug der Betriebsausgaben von den Betriebseinnahmen ein rech
nerischer EinnahmenUberschuß verbleibt, der bilanztechnisch gesehen zu den Ubrigen Aus
gaben der Periode in Bezug gesetzt und eben hauptstIchlich zu Investitions- und Tilgungs
zahlungen sowie AusschUttungen verwendet wird. Der Cash flow gibt daher keinen langfri
stigen und frei verfUgbaren Uberschuß an liquiden Mitteln an. 

MASON spricht in diesem Zusammenhang von der finanzmittelbewahrenden Wirkung der un
baren Aufwendungen (13, S. 31). Umgekehrt Itlßt sich aber auch von der finanzmittelvor
ttluschenden Wirkung der unbaren Ertrtlge sprechen. Die in Ubersicht 4 vorgestellte additive 
Cash flow-Ermittlung ist nicht unmittelbar einsichtig. Sie weckt - und darin liegen die 
Schwierigkeiten einer indirekten Cash flow-Analyse Uberhaupt - eine falsche Vorstellung 
vom Inhalt dieser Kennzahl und verleitet zu unterschiedlichen Handhabungen und zu Fehl
interpretationen. 

Das Aussageziel des Cash flow verdeutlicht man sich am besten am Beispiel der Lebensdauer 
eines Unternehmens. Die Differenz von Einnahmen und Ausgaben von der GrUndung bis zur 
Auflösung zeigt den Totalgewinn des Unternehmens. Dieser Totalerfolg entspricht dem finanz
wirtschaftlichen Uberschuß der Total periode. Durch die GegenUbersteliung von Aufwendun
gen als periodisierte Ausgaben und von Ertrtlgen als periodisierte Einnahmen wird eine Zwi
schenabrechnung vorgenommen, eine "fingierte Total rechnung" . Alle Aufwendungen einer 
Rechenperiode sind Bestandteile von Ausgaben, die in der gleichen Rechnungsperiode oder 
in der davorliegenden Periode realisiert worden sind, oder aber in zukUnftigen Rechnungs
perioden real isiert werden. Entsprechende Zusammenhtlnge bestehen zwischen Ertrtlgen und 
Einnahmen. 

Eine betriebsorientierte indirekte Ermittlung nach folgender Formel wird fUr vollsttlndig ge
halten und entspricht der Bedeutung der Kennzahl (11, S. 59 ff) • 

JahresUberschu ß 
+ unbare Aufwendungen 
- unbare Ertrtlge 
+ erfolgsunwirksame Posten, die die betrieblichen Nettoeinnahmen der Periode erhöhen, 
- erfolgsunwirksame Posten, die die betrieblichen Nettoeinnahmen der Periode vermindern, 

= Cash flow (Betriebliche Nettoeinnahmen bzw. Geldrohuberschuß) 

~.:.!.:.~ __ !?:!_C:~~~!L~":!_C!'~_~~~~!1'!.~l!t_~~!:.f.!!:!~!:!~~!:!~!Y..s:_ 

Die praktizierte additive Ermittlung ist auf die Tatsache zurückzufUhren, daß eine Einnah
men-Ausgabenrechnung im publizierten handelsrechtlichen Jahresabschluß allgemein nicht 
vorl iegt. Sie ist meines Erachtens der Versuch, mit Hilfe von Ertrags- und Aufwandsgrößen 
zu Zahl ungsgrtsßen zu gelangen. 

Diese Problematik findet sich bei der Analyse des vereinheitlichten Jahresabschlusses land
wirtschaftlicher Unternehmen nicht. Die dort vorgenommene Unterteilung in bare und unbare 
Erfolgsposten Itlßt eine exakte Analyse des Cash flow zu. 
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Bedingt durch die vielen Cash flow-Diskussionen hat man aber inzwischen erkannt, daß die 
Beziehungen zwischen Einnahmen/Ausgaben und Erträgen/Aufwendungen viel stärker beach
tet werden mUssen . Diese im weiteren als Cash flow-Analyse bezeichnete Betrachtungsweise 
hat auch Konsequenzen bei der Aufbereitung des landwirtschaftlichen Jahresabschlusses. 

Die betrieb I iche Nettoeinnahme (GeldrohUberschuß) ist als solche zwar kennzeichnend fUr 
die Finanzierung innerhalb einer Periode, sie läßt aber keine RUckschlUsse auf den wirtschaft
lichen Verlauf in dieser Periode zu (15, S. 41). Werden z.B. in einer Periode große Beträge 
in Bestandserhöhungen oder in aktivierten Eigenleistungen gebunden, kann ein in der Ver
gangenheit ausgewiesener EinnahmeUberschuß unter Umständen schnell in einen AusgabeUber
schuß umschlagen. Umgekehrt kann dieser EinnahmeUberschuß durch Abbau von Beständen, 
z. B. Aufgabe der Mastschweineproduktion, entstanden sein. Um auf die wirtschaftl iche Lage 
einer Unternehmung schi ießen zu können, ist also ein Vergleich mit den zuvor beschriebenen 
rechnungstechnischen Posten unumgängl ich. 

Die Übersicht 5 zeigt den Zusammenhang zwischen den finanzwirksamen und rechnungstech
nischen Posten der Gewinn- und Verlustrechnung. 

In Höhe des EinnahmeUberschusses ist in der Erfolgsrechnung genUgend Platz fUr die Unter
bringung des Gewinns und der unbaren Aufwendungen. Dieser Abgrenzungsspiel raum wird 
auf der Ertragsseite vergrößert durch die unbaren Erträge. Reicht der so erweiterte Spielraum 
nicht aus, einen erwUnschten Gewinnausweis vorzunehmen, dann mUssen entweder die un
baren Aufwendungen gesenkt oder die unbaren Erträge erhöht werden. Dies kann z. B. durch 
Verminderung von RUckste I lungen bzw. durch Zuschreibungen erfolgen. Letzten Endes bleibt 
natUrlieh nur ein Verlustausweis Ubrig, wenn durch diese Maßnahmen keine optische Verbes
serung erziel t werden kann. 

In wirtschaftlich guten Jahren werden in der Regel die unbaren Aufwendungen höher, die un
baren Erträge dagegen geringer bemessen. In schlechten Jahren geht die Bilanzpol itik den 
umgekehrten Weg. Aus bilanzpolitischer Sicht bietet die Cash flow-Analyse im vertikalen 
Betriebsvergleich die Mögl ichkeit, solche bilanzpol itischen Maßnahmen zu erkennen. 

Man kann, um das Wesen der Kennzahl zu beschreiben, von ei ner bilanzpol itischen Analyse 
durch den Cash flow sprechen. Im Vordergrund der Cash flow-Betrachtung stehen näml ich 
nicht die Einnahmen und Ausgaben, sondern man will bewußt die unbaren und baren Erträge 
und Aufwendungen erfassen. Besonders die unbaren Aufwendungen, denen eine finanzmitteI
beschaffende - richtig mUßte es heißen - finanzmittelbewahrende Wirkung zuerkannt wird, 
sind im Rahmen der Cash flow-Analyse von entscheidender Bedeutung. 

In den bisherigen Ausfuhrungen wurde der Cash flow als betriebl iche Kennzahl aufgefaßt. 
In vielen Fällen, besonders bei Einzelunternehmungen, durfte es auch sinnvoll sein, den 
Cash flow auch auf das Unternehmen bzw. den Unternehmer zu beziehen. Eine derartige 
mehrstufige Anal yse des Cash flow erscheint besonders im Hinbl ick auf die landwirtschaft
I ichen Besonderheiten empfehlenswert. 

Die enge Verflechtung von Betrieb, Haushalt und Unternehmen macht es näml ich erforder
lich, den landwirtschaftlichen Unternehmer mehr in den Vordergrund der Betrachtung zu stei
len. Das hat folgende Auswirkungen auf die bisherige Cash flow-Analyse: 

1. Die außerordentl ichen und betriebsfremden Aufwendungen und Erträge werden, soweit sie 
barer Natur sind, im Cash flow verrechnet, da sie finanzmittelerhöhende bzw. finanz
mitteivermindernde Wirkung haben. 

2. Der Cash flow - jetzt verstanden als "EinnahmeUberschuß aus Unternehmenstätigkeit" -
steht also zur Schuldentilgung, liquiditätsstörkung, Gewinnausschuttung und fUr Investi
tionen zur VerfUgung. Eine GewinnausschUttung im allgemein betriebswirtschaftlichen 
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Übersicht 5: Der Zusammenhang zwischen Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung hin
sichtlich der finanzwirksamen und rechnungstechnischen Posten 

VERÄNDERUNGEN DER BILANZPOSITIONEN 

Aktiva 

Bestandserhöhung 
Aktivi erte 
Eigen 1 efstungen 

Passiva 

F1 nanzierung aus 
Bi 1 anzpos i ti onen 

Gewi nn 
Zuweisungen 
zu Rücklagen 

G.u. V.-RECHNUNG 

Aufwendungen 

Gewinn 
Zuweisungen 
zu Rück lagen 

F i nanzwi rksame 
Aufwendungen 

Erträge 

Bestandserhöhung 
Aktivierte 
Ei gen leistungen 

F i nanzwi rksame 
Erträge 

Quelle: NEUBERT (15), Anlage 2. 
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Soll Haben 

F i nanzwi rksame F i nanzwi rkaa.e 
Soll- Haben-

veränderungen verinderungen 

F i nanzwi rksame 
Erträge 

F i nanzwi rksame 
Aufwendungen 

Erläuterungen: 

ITIIJ 
o 

Einnahme
überschuß 

Rechnungs
technische 
Posten 



Übersicht 6: Die Anwendungsbereiche des Cash flow 1) 

Versionen betriebsbedingter 
Cash flow 

Unternehmens
Cash flow 

Unternehmer
. Cash flow 

----.--------~-----------------------------------------------------
Cash flCM 1 

di rekte EnTli tt-
1 ung . 

Betriebseinnahmen 
- Betriebsausgaben 

= betriebliche ===:.;========:.::: 
Nettoei nnahme :::':'============ 

Einnahmen-Au~gaben Einnahmen-Ausgaben 
+ Einlagen 

= Einnahmenüber-
========~======= 
schuß aus Unter- - Entnahmen 
========~======== 

g~~ID~g~~~~1~~~1~ ==~1gg~~ID~M2~h~~~M~=gM~ 
=Mg~~hg~~ID~h~~~1~~~1~ 

~.----------------------------------------------------------------
Cash flow 2 

additive 
Ermittlung 

Betriebsgewinn Gewinn Gewinn 
+ Abschreibungen + Abschreibungen + Abschreibungen 
+ Bestandsverminde- + Bestandsverminde-+ Bestandsverminde

rungen rungen rungen 
- Bestandserhöhungen - Bestandser- - Bestandserhöhungen 
_ Naturalentnahmen höhungen - Naturalentnahmen 

(± Oifferenzkont~) : N~turalentnahmen(:!: Oifferenzkonto) 
-----------( - 01 fferenzkonto) + unbare betriebs= Cash flow 2 ===:.========= + unbare be tri ebs- fremde Aufwendungen 

(Betriebsebene) fremde Auf- _. unbare betriebs-
wendungen fremde Erträge 

- unbare betr~ebs- ... Ei nl ag~n 
fremde Ertrage 

--------- - Entnahmen 
= Cash fl O\~ 2 ============= 

(Unternehmens
ebene) 

= Cash fl O\~ 2 =========:.:=== 
(Unternehmerebene) 

1) Vorschll:lge auf der Grundlage der zur VerfUgung stehenden Jahresabschlußunterlagen . 

Sinne, die von der Höhe des ausgewiesenen Periodengewinnes bestimmt wird, gibt es im 
landwirtschaftlichen Unternehmen nicht. Die Entnahmen des Landwirts und seiner Familie 
entsprechen in ihrer Wirkung zwar der GewinnausschUttung in den Ubrigen Wirtschaftsbe
reichen, sie werden aber in der Regel bestimmt von den Konsumanspruchen und den außer
landwirtschaftl ichen EinkUnften. 

Zur Verbesserung der Aussagekraft des Cash flow scheint es daher angebracht, in einem wei
teren Schritt eine Bereinigung um die Einlagen und Entnahmen vorzunehmen, um die Mittel 
ausweisen zu können, die fUr die Erhaltung bzw. das Wachstum des Unternehmens zur VerfU
gung gestell t werden konnten. 

Die Kennzahl des Cash flow kann in dieser Version nun als EinnahmeUberschuß aus Unterneh
mertl:ltigkeit verstanden werden und erhl:llt eine größere spezifische Aussagekraft, besonders 
im Hinbl ick auf die Existenzsicherung und Entwicklungsfi:lhigkeit des jeweil igen landwirt-
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schaftlichen Unternehmens. Sie bildet in dieser Form unter anderem eine praktikable Aus
gangsbasis fUr den horizontalen Betriebsvergleich . Auch zur Beurteilung der Kreditwurdig
keit scheint der so definierte Cash flow geeignet. 

Die Übersicht 6 zeigt die einzelnen Cash flow-Versionen, bezogen auf die verschiedenen 
Ebenen landwirtschaftl icher Erfolgsfeststellung: 

Ein Vergleich der einzelnen Ermittlungsverfahren und ihrer Komponenten erleichtert die 
finanzorientierte Analyse und I iefert Aussagen Uber mögl iche Schwachstellen im Wirtschafts
ablauf, die aus dem Jahresabschluß direkt nicht oder nur sehr schwer zu erkennen sind. 

3 . 2 Aussagen 

Zur finanzorientierten Beurteilung einer Unternehmung bietet sich die Analyse dreier Grund
sätze an, die erfullt sein mUssen, wenn der landwirt langfristig seinen Betrieb erhalten will . 
Es handelt sich um die Kriterien (16, 1) 
1. Rentab iI ität 
2. Stabilität und 
3. liquidität, 
zwischen denen eine starke gegenseitige Abhängigkeit besteht. 

Diese Grundsätze "mUssen bestmögl ichst real isiert sein, wenn die Unternehmung im wirt
schaftlichen Optimum produzieren soll" (16, S. 86). 

3.2.1 Rentabilitätskriterien 

Der Gewinn der Periode ist, wie gezeigt, als Hauptindikator des Rentabil ittltszieles anzuse
hen. FUr die landwirtschaftlichen Unternehmen ergeben sich jedoch aus dieser Betrachtungs
weise Schwierigkeiten. Diese resultieren aus der in der landwirtschaft gegebenen engen 
Verflechtung zwischen Haushalts-, Unternehmens- und Betriebsbereich . 

Bei oberflächl icher Betrachtung könnte der Periodengewinn ohne Schaden dem Konsum zuge
fUhrt werden, also dem Unternehmerhaushalt zur VerfUgung stehen, da die Summe aller Perio
dengewinne dem Gesamtkapital entspricht, der uber das eingesetzte Kapital hinaus am Ende 
anfallen wUrde. Voraussetzung hierfUr ist, daß zur Desinvestition aller Vermögensteile die 
Produktion immer im gleichen Umfang aufrechterhalten und genUgend oft wiederholt wird. 

Der landwirtschaftliche Betrieb ist aber im Regelfall nicht auf die Produktion eines einzigen 
Gutes ausgerichtet, sondern es laufen mehrere Produktionsverfahren nebeneinander her. Sie 
beginnen und enden zu verschiedenen Zeitpunkten, sind teilweise miteinander gekoppelt 
und erfordern einen vielfältigen, in seiner Zusammensetzung sttlndig variierenden Produk
tionsapparat. Investitionen sind kein einmaliger Akt, sondern ein fortlaufender Vorgang. 
Die Desinvestition des eingesetzten Kapitals erfolgt aus den genannten GrUnden in unter
schiedlichen Quanten und zu unterschiedlichen Zeitpunkten. Um die geldliche Freisetzung 
eines langfristig eingesetzten Produktionsverfahrens sicherzustellen, ist es notwendig, die 
Produktion so lange fortzusetzen, bis der Umsatzerlös das eingesetzte Kapital wieder "einge
spiel t" hat. 

Der landwirt benötigt daher Finanzmittel sowohl fUr 
1. laufende Investitionen in kurzlebige VermögensgUter als auch 
2. Reinvestitionen uber Abschreibungserlöse zur Aufrechterhaltung der Produktion und zur 

Sicherstellung der Desinvestition der langjtlhrigen Vermögensteile. 

Der Periodengewinn sagt jedoch weder etwas Uber die Höhe der fUr diese Investitionszwecke 
zur VerfUgung stehenden Mittel aus, noch läßt er erkennen, wie hoch der notwendige Mittei
einsatz sein muß, um eine langfristige Existenzsicherung zu gewtlhrleisten. Der Periodenge-
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winn beruht auf unmittelbar vorangegangenen Aufwendungen und ErtrCigen, wobei einzelne 
angefallene bzw. zukUnftig anfallende Aufwendungen, wie die Abschreibungen, geschCitzt 
werden; es unterbleibt aber eine umfassende, vorausschauende Berechnung der noch notwen
d,igen Reinvestitionen (3, S. 276). Auch eine Analyse der betriebl ichen Wachstumsmögl ich
keiten ist mit Hilfe des Gewinns nicht möglich, da diese in entscheidendem Maße von den 
IEntnahmen und Einlagen des Unternehmers bestimmt werden. FUr die Beurteilung der Renta
bilitttt landwirtschaftlicher Betriebe genUgt es deshalb nicht, nur die Höhe des Gewinns als 
Hauptindikator zu verwenden, sondern man muß auch prUfen, ob Kapital neu gebildet wor
den ist oder ob Vermögensverluste entstanden sind. Der Cash flow ist zwar kein direktes Ren
tabilitCitskriterium, er ist jedoch in der Lage, etwas Uber die QualitCit des ausgewiesenen Bi
lanzgewinns auszusagen, indem er die Quellen der Gewinnentstehung in Bezug auf die kal
kulatorischen Positionen offenlegt und die Auswirkungen der Desinvestition der Vermögens
teile auf Gewinn und Betriebsentwicklung erkennen Ittßt. 

Der Cash flow erfaßt nCiml ich zusCitzl ich zum Gewinn die Mittel, die aus Positionen stammen, 
die in der unterstellten Periode nicht zu Ausgaben gefuhrt haben, und die ErtrCige, denen in 
der Periode keine Einnahmen gegenUberstehen. Er schrCinkt damit den Bewertungsspiel raum 
erheblich ein. 

Vermindert man den Cash flow um die Entnahmen und erhöht ihn um die Einlagen des Unter
nehmers, wird er zu einem Kriterium, das eine Verbindung von Kapitalbildung und Finanzie
rung im Rahmen des gesamten Unternehmens herstell t. Man kann in diesem Fall also von einer 
finanzwirtschaftlichen Beurteilung der Kapitalbildung durch den Cash flow sprechen. 

Durch die Investition der durch den Cash flow reprCisentierten Mittel, welche aus der Unter
nehmenstCitigkeit einer Periode erwirtschaftet worden sind, in Rationalisierungs- und Erwei
terungsinvestitionen, können die Substanz der Unternehmung erhalten und das zur Existenz
sicherung notwendige Wachstum gefördert werden. Somit kann der Cash flow auch als mög-
I iche Ausgangsgröße zur Erzielung zukUnftiger Erfolge angesehen werden. 

3.2.2 StabilitCitskriterien -----------------------
Bei der Betrachtung des Cash flow als Stabil ittttskriterium landw irtschaftl icher Unternehmen 
stehen folgende Gesichtspunkte im Vordergrund: 

1 . Da der Cash flow das Investitionspotential der Unternehmung bis zu einem gewissen Grade 
offenlegt, kann er als Maßstab fUr die Anpassungsftthigkeit eines landwirtschaftl ichen Un
ternehmens an die sich laufend Cindernden ökonomischen VerhCiltnisse angesehen werden. 
Existenzsicherung bedeutet heute in der Landwirtschaft EntwicklungsfCihigkeit. Je höher 
der Cash flow ist, umso besser durfte es um die ProsperitCit und ElastizitCit bzw. Flexibili
tCit der Unternehmung in Bezug auf die wandelnden Anspruche bestellt sein (16, S. 81). 

2. Der Cash flow erleichtert die Beurteilung der StabilitCit auch im Hinblick auf die Proble
matik der Ertragswert- und Substanzwerterhal tung. Dadurch, daß z. B . durch den Weg
fall der Abschreibungen eine Wertanpassung durch INeueinschCitzung" von Vermögens
gUtern umgangen wird, fallen die Probleme, die sich aus der Frage nach der Notwendig
keit von Umbewertungen und Anpassungen der Abschreibungen an die Wiederbeschaffungs
werte der einzelnen Vermögensteile ergeben, weg. Der Cash flow kann damit auch als 
ein Kriterium aufgefaßt werden, das in gewissem Maße Aussagen Uber die Sicherheit und 
Richtigkeit der VermCigensbewertung zulCißt. Zumindest können aus ihm RUckschlUsse auf 
die QualitCit der Abbildung der Real itCit durch Bilanz und Erfolgsrechnung gezogen wer
den. Je Ittnger dabei der Betrachtungszeitraum ist, umso besser dUrfte er dieser Aufgabe 
gewachsen sein. 

3. Mit Hilfe des Cash flow können Anhaltspunkte Uber die finanzielle UnabhCingigkeit eines 
landwirtschaftl ichen Unternehmens gewonnen werden. Besonders aussagekrttftig erscheint 
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die durch Einlagen und Entnahmen bereinigte Größe im Hinblick auf die Feststellung der 
KreditwUrdigkeit und die Sicherheit der Beleihung. Da er mehr oder weniger auf Zah
lungsgrößen beruht, kann er die in finanzieller Hinsicht mit der Eigenkapitalbildung ver
bundenen Informationen vorteilhaft erglinzen . 

Die fUr die Aufrechterhaltung der Liquiditlit notwendige Eigenkapitalausstattung kann umso 
niedriger sein, je höher das aus Eigenkapitalgewinnen zu erwartende Finanzaufkommen ist. 
Der Cash flow stell t das aus Untemehmertlitigkeit stammende Finanzaufkommen dar, das fUr 
Investitionen, Schuldentilgung und/oder Liquiditlitsstlirkung des Betriebes zur VerfUgung ge
steilt werden kann. Ob die Liquiditlit dauemd aufrecht zu erhalten ist, höngt - eine zustltz
liehe Fremdkapitalaufnahme ausgeschlossen - von drei Voraussetzungen ab: 

1. daß der Cash flow als FinanzmittelUberschuß in der geplanten Höhe zur VerfUgung steht; 
2. daß keine größeren, d.h. uber die Finanzkraft des Cash flow hinausgehenden Investitio

nen im Anlagebereich v«;)rgenommen werden; 
3. daß keine plötzlichen Kreditruckzahlungen notwendig werden oder sonstige Verpflich-

tungen (z. B. Erbabfindungen) flillig werden. 

Intem betrachtet können diese Voraussetzungen mit Hilfe eines Finanzplanes erfaßt und ent
sprechend berucksichtigt werden. Extem gesehen sind die Liquidittltsaussagen des Cash flow 
jedoch geringer einzustufen, denn er weist kein frei zur VerfUgung stehendes liquidittltspo
tential aus, Er enthtllt ntlml ich keine Informationen darUber, inwieweit und zu welchem 
Zeitpunkt bzw. innerhalb welchen Zeitraumes ein Teil des EinnahmenUberschusses zur liqui
dittItsverbesserung beigetragen hat oder beitragen wird. Hierzu wtlren zumindest genaue 
Kenntnisse uber die Investitionsvorhaben und unter Umsttlnden auch deren Auswirkung auf 
die Zahlungsströme erforderlich. Unter BerUcksichtigung aller Faktoren kann man jedoch 
davon ausgehen, daß ein hoher Cash flow positive Auswirkungen auf die Liquidittlt hat. Be
trachtet man den Cash flow Uber einen llingeren Zeitraum, so ist er sogar in der Lage, Aus
sagen uber die Liquiditlitswirkung erfolgter Investitionen zu I iefem. 

3.3 Die Cash flow-Ratios 

Wie die AusfUhrungen uber die Aussagen des Cash flow zeigen, sollte diese Größe nicht als 
isolierte Kennzahl bzw. Kennzahlengruppe betrachtet werden, sondern immer im Vergleich 
mit anderen Unternehmensgrtlßen - sei es als Zusatz information zum Jahresabschluß oder im 
Rahmen eines Kennzahlensystems - benutzt werden. Eine mehrjtlhrige Betrachtung der finanz
wirtschaftlichen Entwicklung erscheint dabei dringend geboten. 

Die wichtigsten Ratios sind: 

d' R I ' (1 1) Effektivverschuldung 1) 'b • I d rd b' - le e atlon. Cash flow gl t an, wie ange es c.p. auem wU e, IS 

der Unternehmer seine Schulden aus dem Cash flow getilgt htltte, Der Grundgedanke ist 
"ein hypothetischer und auf einer als-ob-Konstruktion beruhender Maßstab, der die Ver
schuldung eines Unternehmens mit dem Gewinnpotential und dem RUckfluß des in Anlagen 
investierten Kapitals in Zusammenhang bringt" (7, S. 224). 

- D' R I t' (2 1) Investitionen d (2 2) Abschreibungen 
le e a Ionen, Cash flow un • Cash flow 

beruhen auf der Überlegung, daß die im Cash flow erfaßten EinnahmenUberschusse neben 
bzw, anstatt zur Schuldentilgung zur DurchfUhrung von Investitionen herangezogen werden 

1) Nettoverschuldung (Fremdkapital - flUssige Mittel - kurzfristige Forderungen) 
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können. Gerade die im Cash flow vorhandenen Abschreibungsgegenwerte - die in den Pro
dukterlösen vergUteten Betrtlge fUr Anlagenabnutzung fl ießen Uber die Umsatzerlöse der je
weiligen Periode in das Unternehmen zu rUck - haben u.a. die Funktion, Ersatzbeschaffun
gen sptltestens zum Ende der Lebensdauer des entsprechenden Anlagegutes zu ermögi ichen. 
Liegt z. B. der um Entnahmen und Einlagen bereinigte Cash flow uber den Abschreibungs
betrtlgen, so ist finanzwirtschaftlich gesehen die Ersatzbeschaffung der abgenutzten Än
lageguter gesichert. 

Inwieweit das Unternehmen in einer Periode erfolgreich war, indem z.B. auch die Ab
schreibungsbetrtlge uber die wirtschaftliche Ttltigkeit der Unternehmung in den Verkaufs
erlösen zurUckgeflossen sind, kann der Cash flow nicht beantworten. Der ausgewiesene 
EinnahmeUberschuß einer Periode kann ntlmlich - wie bereits betont - auch durch Bestands
abbau verursacht sein. 

Falsch ist es, den Abschreibungen eine finanzmittelbeschaffende Wirkung zu unterstellen 
und zu behaupten, hohe Abschreibungen seien deshalb von Vorteil fUr die Unternehmung 1). 
Abschreibungen liefern keine Finanzierungsmittel, aber sie halten anderweitig beschaffte 
Finanzmittel im Unternehmen zuruck, indem sie einen höheren Gewinnausweis verhindern 
und infolgedessen Einsparungen bei Steuern und GewinnausschUttungen ermögi ichen (11, 
S. 71). 

Die Umschichtungen von Vermögensteilen bzw. die Verflussigung des Anlagevermögens 
durch die Abschreibungen fUhrt zu einer Verbesserung der Liquidittlt. Sehr oft wird in der 
Literatur aber Ubersehen, daß Abschreibungen auch zu niedrig angesetzt sein können und 
so eine Wiederbeschaffung der verbrauchten Anlageguter nicht ermögl ichen; abgesehen 
davon, daß auch bei vollverdienter Abschreibung das ursprUngliche Vermögensgut oft nicht 
wiederbeschafft werden kann, weil inzwischen Preissteigerungen eingetreten sind. Auf den 
umgekehrten Fall, der sich zumeist bei Sonderabschreibungen ergibt, wurde bereits hinge
wiesen. 

. Barentnahmen - Bareinlagen . . 
- In der Relation (3.1) Cash flow kommt die enge Verflechtung zWischen 

Betriebs- und Privatbereich im landwirtschaftlichen Unternehmen zum Ausdruck. Auf der 
einen Seite wird der Konsumbedarf des Landwirts und seiner Familie größtenteils aus den 
EinnahmeUberschussen des Betriebes abgedeckt, andererseits wandern Einlagen aus priva
ten Ersparnissen und außerbetrieblicher Ttltigkeit in den Betrieb. Diese Zahlungsströme 
sind aus finanzwirtschaftl icher Sicht deshalb von entscheidender Bedeutung, weil es z. B. 
durch Uberhöhte Entnahmen zu Liquidittltsschwierigkeiten und unter Umsttlnden zur Zah
lungsunftlhigkeit kommen kann, obwohl die Finanzkraft des Unternehmers als solche ge
geben ist. Umgekehrt können Einlagen des Unternehmers zu einer entscheidenden Verbes
serung der finanziellen Situation des Betriebes beitragen. Die hier vorgestellte Relation 
zeigt, wieviel von den erwirtschafteten ZahlungsUberschUssen fUr private Zwecke ver
braucht worden ist. 

- Die Umsatz-Cash-flow-Relation 

(3 S) Cash flow . Umsatz = Umsatz-Cash-flow-Relation 
. Umsatz Kapital 

zeigt den Zusammenhang zwischen der Umsatz rendite auf Cash flow-Basis und dem Kapital
umschlag. Je größer der Cash flow ist, umso geringer braucht der Kapitalumschlag zu sein, 
um die gleiche finanzwirtschaftl iche Rentabil ittlt zu erreichen. Wöchst der Kapitalum-

1) Lediglich dann, wenn Sonderabschreibungen mit Steuerersparnissen verbunden sind, kann 
von einer echten Ausgabenminderung und damit einer Erhöhung des Cash flow gesprochen 
werden. 
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schlag, so kann sich der Cash flow verkleinern und umgekehrt. Diese Formel gibt Auskunft 
darUber, wie der Umsatz finanziert werden kann und ob es gelingt, die Zahlungsaufwen
dungen aus dem EinnahmenrUckfluß zu finanzieren, oder ob nur mit Hilfe der Ausweitung 
der Außenfinanzierung das Umsatzvolumen 'finanziell bewtll tigt werden kann (vgl. 
BISCHOFF, 2, S. 54). 

Weitere aussageftlhige Relationen entstehen aus den Verbindungen 

- (4.1) 

(4.2) 

- (4.3) 

Cash flow 
Eigenkapital 

Cash flow 
Gesamtkapital 

Cash flow 

= finanzwirtschaftliche Eigenkapitalrentabilittlt 

finanzwirtschaftl iche Gesamtkapitalrentabil ittlt 

Eigenkapitalb ildung 
= finanzwirtschaftl iche Eigenkapitalbildung . 

Der Aussagewert der vorgestellten Relationen kann durch vertikale und horizontale Ver
gleiche verbessert werden. 

Der vertikale Cash flow-Vergleich gibt Auskunft Uber die finanzielle Entwicklung einer Un
ternehmung im Zeitablauf und dient daneben als Indikator der Liquidittltsentwicklung. Ein 
solcher Zeitvergleich hat aber kurzfristig wenig Aussagekraft und ist nur Uber mehrere Jahre 
hinweg sinnvoll. 

Der horizontale Vergleich von Cash flow-Werten vennag typische Manipulationen im Finanz
bereich sowie die von der Unternehmensleitung durchgesetzten bilanzpolitischen Maßnahmen 
der im Vergleich befindlichen Unternehmen aufzuzeigen. Dieser Vergleich sollte jedoch nur 
Unternehmen umfassen, bei denen eine anntlhernd gleiche Kostenstruktur bzw. ein anntlhernd 
gleicher Vennögensaufbau gegeben ist. Der Vergleich eines lohnintensiven mit einem kapi
tal intensiven Unternehmen erscheint problematisch (Ntlheres hierzu bei lICKFERS, 12, 
S. 103), 

4 Der Cash flow als finanzanalytisches Kontroll- und Planun9!.s~der Unter

nehmensfUhrung 

In den bisherigen AusfUhrungen wurde der Cash flow mehr oder weniger als vergangenheits
orientierter Maßstab angesehen, der unter Umsttlnden RUckschlUsse auf zukUnftige finanzielle 
Entwicklungen zultißt. 

Die komplexen Beziehungen, die sich aus dem Entstehen von innerbetrieblichen Zahlungs
strömen und ihrer Weiterverwendung im Rahmen des betriebl ichen Transformationsprozesses 
ergeben, fUhrten in jUngster Zeit besonders auch im Hinbl ick auf Planungsaspekte dazu, den 
Cash flow weiter zu entwickeln und ihn nicht mehr als Bezeichnung fUr eine finanzwirtschaft
liche Kennzahl, sondern als Oberbegriff fUr ein betrieb I iches Kontroll- und Planungssystem 
zu verwenden (15) 1). 

Derartige Systeme, die letztlich auf Kapitalflußrechnungen basieren, stellen im Zeitalter 
der EDV eine hervorragende Ergtlnzung des Jahresabschlusses dar. Die' bisher veröffentlich
ten Systeme beruhen jedoch - abgesehen von wenigen Ausnahmen ((18) und dort angegebene 
Literotur) - auf einer Analyse der Posten des aktienrechtlichen Jahresabschlusses und sind 
fUr landwirtschaftl iche Zwecke ungeeignet. 

1) Ntlheres uber elen system theoretischen Ansatz im landwirtschaftl ichen Bereich findet sich 
bei SEUSTER (16 S. 549 ft) . 
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Es wird deshalb an dieser Stelle der Versuch unternommen, ein praktikables Instrumentarium 
vorzustellen, das geeignet erscheint, den gesamten Bereich der finanzwirtschaftlichen Bi
lanzanalyse landwirtschaftlicher Unternehmen zu kennzeichnen. Dabei werden die sich er
gebenden unterschiedl ichen Aspekte von Kapitalflußrechnungen und herkömml ichem Jahres
abschluß in einem logischen System zusammengefaßt. 

Das hier mit Cash flow-System umschriebene Instrumentarium basiert auf einer Zerlegung 
des Buchungsstoffes des vereinheitlichten Jahresabschlusses nach finanzorientierten Kriterien 
in folgende sieben Bestandteile (s. Übersicht 7): 

Übersicht 7: Die Bestandteile des Cash flow-Systems 

Elemente 

Erfolgsbereich 
Verrec hnu ngsbere ich 
Umsatzbereich 
Anlagenbereich 
Kreditbereich 
Privatbere i ch 
Geldbereich 

Ergebnis 

Gewinn/Verlust 
kalkulatorisches Ergebnis 
Cash flow (GeldrohUberschuß) 
Investitionsvolumen 
Fremdfinanzierung 
Ei genfi nanz ierung 
Guthabenveränderung 

1. Der Erfolgsbereich besteht aus einer verdichteten GegenUberstellung von Aufwendungen 
und Erträgen, die in dem ausgewiesenen Jahresgewinn bzw. Jahresverlust (Reineinkom
men) ihren Niederschlag finden. 

2. Der Verrechnungsbereich zeigt im kalkulatorischen Ergebnis die Differenz der unbaren 
Aufwendungen und Erträge. Er ist der Bereich des Erfolgsgeschehens, dem keine zahlungs
wirksamen Bewegungen zugrunde I iegen. Die Höhe dieser im Verrechnungsbereich enthal
tenen Positionen ist also nicht durch Zahlungen fixiert, sondern sie steht weitgehend im 
Ermessen der Unternehmensleitung . Das gilt im besonderen fUr Abschreibungen, Bestands
veränderungen und aktivierte Eigenleistungen, die einer gesonderten Betrachtung inner
halb dieses Elementes bedurfen. 

3. Der Umsatzbereich enthäl t im Cash flow die Umsatzerlöse der Kapitalflußrechnung . Eine 
genaue Analyse dieses Elements wurde in Abschnitt 3 vorgenommen. 

4. Der Anlagenbereich, der sich unter Umständen auch weiter in Sach- und Finanzanlagen 
untergliedern II:ißt, dient der Erfassung, der sich mit dem Kauf und Verkauf von Anlagen 
ergebenden Verl:inderung von Zahlungsmitteln. Die mit dem Begriff Ilnvestitionsvolumen" 
umschriebenen Nettoanlageinvestitionen entstehen als Differenz der Bruttoerlöse aus Ver
köufen und der Bruttoinvestitionen einschließlich eventuell geleisteter Anzahlungen. 

5. Der Kreditbereich umfaßt die Verönderungen des Fremdkapitals in der Betrachtungsperiode . 
Eine im Hinblick auf die Beurteilung der Liquidität vorteilhafte Unterteilung in lang-, 
mittel- und kurzfristiges Fremdkapital sollte bei der Aufbereitung dieses Elements vorge
nommen werden. 

6. Der Privatbereich enthl:ilt die durch die enge Verflechtung zwischen Betrieb und Unter
nehmerhaushalt entstandenen Zahlungsmittelab- und -zuflUsse. Auf der einen Seite wird 
der Konsumbedarf des Landwirts und seiner Famil ie grl:ißtenteiis durch Barentnahmen aus 
dem Betriebsvermögen abgedeckt, andererseits wandern die Einlagen des Landwirts aus 
privaten Ersparnissen und außerbetriebl icher Tl:itigkeit in den Betrieb. 

7. Der Geldbereich zeigt die Vertinderungen der Guthaben im Umlaufvermögen . Dieser Be
reich erhöl t seine besondere Bedeutung dadurch, daß sich der entstandene Nettogeldzu
fluß bzw. -abfluß in einer Erhöhung bzw. Verminderung der liquiden Mittel (Kasse, Bank 
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Übersicht Ba: Finanzanalytisches System der Landwirtschaftsuntemehmung (I) 

+ 

+ 

+ 

+ 
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f b 'h Efl b 'h Er olgs erelC r Ol~S erelC 

Aufwen- Erträge dungen 

Gewinn I Verlust 

" ich 

unbare unbare Aufwen-
dungen Erträge 
kalkulator. Ergebnis 

Umsatzbereich 

Ausgaben Einnahmer 

Cash flow 

Investitio
nen in An
lagegüter 

Verkäufe 
von Anla
gegütern 

Finanzüberschuß 

Kred:', th. 'rI'ich 

Schulden- Kredit-
tilgung aufnahme 

Fremdfinanzierung 

lunternehmungSüberschuß I 
Privatbereich 

Entnahmen Einlagen 

EiQenfinanzierung 

Nettogeldzufluß 

Geldbereich 

Abgang Zugang 

460.388.- 489.912.-

19.524 -

VerrechnunRsbereich 

36.645,- 17.656,-

18.989,-

Umsatzbereich 

423.743,- 472.256,-

AB 51'i -

Anla{!e ereich 

15.820,- 5.926,-

9.894 -+ 

38.619,-

Kreditbereich 

35.810,- 18.703,-

-17.107 -+ 

21.512,-

D. ' ich 

32.842,- 3.931,-

± - 28.911--,--

-7.399,-

Geldbereich 

7.399,-

-7.399,-



Obersicht Sb: Finanzanalytisches System der Lanclwirtschaftsuntemehmung (10 

~ 

± 

+ 

+ 

Erfoll!sbereich 

Aufwen- Erträge dungen 

r,pwinn I Vprlust 

Entnahmen Einlagen 

Eigenfinanzierung 

Veränderung des 
Ej genkapj tals 

Kreditbereich 

Schulden
tilgung 

Kredit
aufnahme 

Fremdfinanzierung 

Mittelbereitstellung 

Anlagenbereich 
Investitio Verkäufe 
nen in An- von Anla-
lagegüter gengütern 
Investitionsvolumen 

Nettogeldzufluß 

Geldbereich 

Abgang Zugang 

Guthabenveränderung 

~ 

+ 

+ 

± 

Erfoll!sbereich 

460.388,- 489.912,-

29.524 -
Priva1"hereich 

32.842,- 3.931,-

-28.911 -

613,-

H. l" .. hpreieh 

36.645,- 17.656,-

18.989 -

19.612,-

Kreditbereich 

35.810,- 18.703,

-17.107,-

2.495,-

Anlagenbereich 

15.820,- 5.926,-

9.894 -

-7.399,-

r,,,lrlhpr jrh 

7.399,-

-7.399,-
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und Postscheckguthaben, Schecks, Wechsel) und einer Minderung bzw. Erhöhung der 
kurzfristigen Forderungen niederschlligt. Die hier erfolgten Verlinderungen zwischen An
fangs- und Schlußbilanz entsprechen in ihrer Höhe dem Nettogeldzufluß. 

Durch die Koppelung der einzelnen Elemente im Sinne eines Baukastensystems IIißt sich nun 
eine Betrachtung des Finanzierungsgeschehens unter verschiedenen Gesichtspunkten vorneh
men. Die Übersichten 8a und Sb zeigen ein derartiges in sich geschlossenes System, das an 
dieser Stelle anhand eines Beispiels kurz erlliutert werden soll. In diesen Übersichten wurde 
durch die unterschiedliche Anordnung der Elemente die Verbindung zwischen Erfolgs- und 
Geldbereich auf 2 verschiedenen "Pfaden" hergestellt. Zum besseren Verstlindnis wird bei 
der folgenden Beispielsanalyse eine entsprechende Unterteilung vorgenommen: 

Der hier analysierte Betrieb, dessen Jahresabschluß in Übersicht 9 vereinfacht dargestellt 
wurde, auf dessen Gesamtdarstellung aus Raum- und ZeitgrUnden aber verzichtet werden 
muß, weist im Erfolgsbereich nach Abzug der Aufwendungen (460.388 DM) von den Ertrligen 
(489.912 DM) einen Gewinn von 29.524 DM auf. Durch Verrechnung der unbaren Aufwen-

Übersicht 9: Jahresabschluß des Beispielbetriebes in Kurzfassung 

, Bezeichnung 
Anfangs-

Zugang Abgang 
Abschrei- Schluß-

bilanz bungen bilanz 

An lagevermögen 3.595.166 15.820 5.926 31.978 3.573.082 
Viehvermögen 94.090 29.850 17.390 - 106.550 
Vorrlite usw. 21.658 529 - - 22.187 
Guthaben 13.301 - 7.399 - 5.902 

~KTIVA 3.724.215 46.199 30.715 31.978 3.707.721 

Eigenkapital 3.481.073 33.4551) 32.842 - 3.481.686 
lang- u.mittel-

131.028 - 12.822 - 118.206 fr.Verbindlichk. 
kurzfr. Verbind-

112.114 18.703 22.988 107.829 lichkeiten -

LPASSIVA 3.724.215 52.158 68.652 - 3.707.721 

1) Gewinn 29.524 DM und Einlagen 3.931 DM 

Erfolgsrechnung 

i Bezeichnung Ausgaben Minde-
Mehrung 

Aufwand 
Einnahmen rung Ertrag 

Unternehmensaufwand 423.743 2.304 38.949 460.388 

I Unternehmensertrag 472.256 19.250 36.906 489.912 

LERFOLG 48.513 16.946 - 2.043 29.524 
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dungen (36.645 DM) und unbaren Ertröge (17.656 DM) ergibt sich im Umsatzbereich ein be
trieblic~er Cash flow von 48.513 DM. Der FinanzUberschuß in Höhe von 38.619 DM ent
steht nach Abzug des Investitionsvolumens (9.894 DM) vom Cash flow. Im nöchsten Schritt 
folgt die Einbeziehung des Kreditbereichs. Die Differenz von Schuldentilgung (35.810 DM) 
und Kreditaufnahme (18.703 DM) vermindert den FinanzUberschuß um 17.107 DM, so daß 
ein UnternehmensUberschuß von 21.512 DM verbleibt. Durch den nun folgenden Abzug der 
Barentnahmen (32.842 DM) und der Addition der Bareinlagen (3.931 DM) ergibt sich ein ne
gativer Nettogeldzufluß von 7.399 DM. Dieser Betrag entspricht der Verönderung des Geld
bereiches, in diesem Fall also der Verminderung des Kassen- und Bankbestandes, sowie der 
kurzfristigen Forderungen auf der Aktivseite der Bilanz. 

Eine Analyse der Zahlungsströme bis hin zum Nettogeldzufluß lößt sich auch durch die Ver
bindung der Elemente nach folgenden Gesichtspunkten erreichen (Finanzanalyse 11): Aus der 
Verrechnung des Erfolgs- mit dem Privatbereich ergibt sich eine Eigenkapitalverönderung 
(Erhöhung) von 613 DM. Bereinigt man diesen Betrag um die kalkulatorischen Posten, so ent
steht eine finanzwirtschaftliche Erhöhung des Eigenkapitals von 19.602 DM. Da dieser Be
trag fUr Schuldentilgungen (17.107 DM) und Investitionen (9.894 DM) nicht ausreicht, ergibt 
sich wiederum der negative Nettogeldzufluß, also die Abnahme des Barvermögens·und der 
kurzfristigen Forderungen in Höhe von 7.399 DM. 

Die Vorteile dieses Systems sind unmittelbar einsichtig: 

1. Die Zerlegung des gesamten Buchungsstoffes in Elemente und die dadurch mögl iche unter
schiedliche Anordnung dieser Bausteine erlauben verschiedenartige Aussagen. 

2. Die Gliederungstiefe innerhalb der einzelnen Bereiche kann beliebig gewöhlt werden. 
Grob- oder Feinanalysen sind dadurch möglich. 

3. Die Anzahl der Elemente ist nicht unbedingt festgeschrieben; eine weitere Unterteilung 
oder unter Umstönden auch eine Zusammenfassung ist denkbar. 

4. Die logische VerknUpfung der einzelnen Elemente fuhrt zu dynamischen, eine Verbindung 
zwischen Erfolgs- und Geldbereich herstellenden Systemen. 

5. Auf die Vorteile im Rahmen der Finanzplanung, die sich aus diesem Instrumentarium ins
besondere durch die tv\!Sglichkeit der Planung der einzelnen Elemente ergeben, kann an 
dieser Stelle nur hingewiesen werden. 

6. Derartige Baukastensysteme erweisen sich auch in der Praxis als besonders EDV-föhig. 

Das hier vorgestellte System vereint Rentabilitöts-, Stabilitöts- und Liquiditötsaussagen 
gleichermaßen. Die hier gezeigte logische Verknupfung von Elementen des Erfolgs- und des 
Geldbereichs im Sinne eines Baukastensystems, erlaubt somit eine bessere - weil Ubersicht
licher und schneller - Beurteilung des Finanzprozesses als die bisherigen Verfahren. 

Als Ergönzung des Jahresabschlusses im Sinne eines "finanzorientierten Teils" bzw. in der 
hier gezeigten Form auch als Schnelluberblick Uber das wirtschaftl iche Geschehen, kann 
dieses Instrumentarium - besonders Uber einen löngeren Zeitraum gesehen - die wirtschaft-
I iche Einschötzung einer landwirtschaftlichen Unternehmung sicherl ich erleichtern und damit 
z.B. Vermögensverluste, die durch Ubermößige Aufnahme von Fremdkapital entstanden sind, 
verhindern helfen. 

5_ Zusammenfassung 

Der vorliegende, als Diskussionsgrundlage konzipierte Beitrag hatte die Aufgabe, die Schwie
rigkeiten darzustellen, die sich bei einer finanzorientierten Beurteilung landwirtschaftlicher 
Unternehmungen besonders hinsichtlich der Verbindung von Erfolgsbereich und Geldbereich 
ergeben. 

563 



Zur Verdeutlichung dieser, aus den BuchfUhrungsunterlagen nur schwer ersichtlichen Bezie
hungen bot sich an, die verschiedenartigen unter dem Begriff Cash flow subsumierten finanz
wirtschaftlichen Instrumente zu erlöutern und das finanzwirtschaftliche Geschehen mit Hilfe 
eines aus Elementen der Buchhaltung zusammengesetzten Baukastensystems darzustellen. 

Der Cash flow als Größe des finanzwirtschaftlichen Überschusses kann nur schwer als ein
heitliche Kennzahl begriffen werden. Er lößt sich unmöglich aus einer Entstehungsrichtung 
heraus erklören, denn die diversen Berechnungsverfahren entstanden aus den unterschiedlich
sten Motiven und Vorstellungen. Zum einen sollte diese Kennzahl der Beseitigung von Mani
pulationen aus dem aktienrechtlichen Jahresabschluß dienen, zum andern einen oft nicht 
nöher fixierten Teil der Mittel aufzeigen, Uber die die Unternehmensleitung ohne Geföhr
dung des Betriebsablaufes verfUgen kann. 

Der Inhalt und das Ziel dieser Kennzahl, die in einem Zeitabschnitt erwirtschafteten u'er
schusse darzustellen, die einer Unternehmung zumindest kurzfristig fQr Investitionen, Vor
ratshaltung, Entnahmen und Tilgungen zur VerfUgung stehen, ist jedoch nicht neu. Wie im 
Verlaufe der AusfUhrungen deutlich wurde, entspricht der Cash flow im landwirtschaftlichen 
Bereich am ehesten dem GeldrohUberschuß. 

Dagegen vermag das mit dem Ausdruck Cash flow-System umschriebene finanzanalytische 
Kontroll- und Planungssystem, das aus einer VerknUpfung von Elementen des vereinheitlich
ten Jahresabschlusses besteht, durch die VerknUpfung von Erfolgs- und Geldbereich den ge
samten Finanzprozeß aufzuzeigen. Als Ergönzung des Jahresabschlusses, bzw. in komprimier
ter Form, auch als Schnelluberblick Uber das Finanzgeschehen, kann dieses Instrumentarium 
besonders die Auswertung des Jahresabschlusses durch Kreditgeber, Landwirt und Berater er
leichtern. Es stellt meines Erachtens auch ein brauchbares Finanzplanungsinstrument dar. 
Seine praktische Anwendbarkeit dUrfte jedoch erst noch zu UberprUfen sein. 
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In the early stages of economic development, agriculture commands a high proportion of the 
economy's land, labor, and capital resources and produces a high proportion of the national 
income. The nature of the existing agriculture conditions the overall development process as 
weil as the strategy for development of agriculture. Farming in most of the low-income areas 
of the world is dominated by the smallholder-family farm. Agricultural development policies 
for these areas must therefore focus on both ways of increasing agricul tural production of 
smallholdings and means and consequences of its modernization (MELLOR, 12, p. 37). In a 
global study the World Bank has estimated the capital requirements to achieve the target of 
raising the annual output growth rate of all small farmers in the developing countries to 5 % 
by 1985 and to sustain this rate thereafter (The World Bank, 18, p. 64). The calculations 
were based on a simple model whose parameters include the capitaljoutput ratio, the capltal 
depreciation rate, the population growth rates of small farm households, the timelag before 
investment be comes productive, and the share of the benefits from investment wh ich accrues 
to small farmers. Accordingly the total cumulative capital cost would amount to US % 70 
billion up to 1985; to maintain the growth rate of 5 % per annum beyond 1985 annual invest
ments of about US % 20 billion would be needed. 

1) I am grateful for advice to Messrs R. Hanan, T. Marchant, R.S.M. Nelson, H. Ruthen
berg, W. Schaefer-Kehnert, G. Schmidt and W.H. Spall. 

567 



Most governments of developing count ries endeavor, supported by external donors to provide 
funds to traditional smallholder agricul ture in the framework of more or less comprehensive 
programs financing for instance production credit requirements, infrastructure (roads, marke
ting facil ities, schools) and services (extension, training, research). The design of such pro
grams primarily depends on government policies and specific regional and local conditions 
and is invariably subject to controversies of planners and implementers. Such controversies 
usually arise from different priorities given to development objectives like production growth, 
income redistribution, provision of social services, different individual experiences with 
regard to implementation of development programs, and different interpretation of regional 
and local conditions. The knowledge of these is frequently very limited during the planning 
phase. A case in point is the variety of views on the institutional credit required to increase 
smallholder output and income. 

This paper is divided in three main parts: 

a) A review of classifications of types of smallholders, financial requirements and 
sources of finance of smallholders. 

b) A presentation and analysis of the essential features of agricultural finance and 
smallholder household expenditure in Kenya. 

c) A discussion of the role of credit in developing smallholder agriculture. 

While parts a) and c) are based on a review of the I iterature, part b) deal ing with Kenya is 
focussing on most recently generated empirical data. 

2 Classifications 

2.1 Smallholders 

One of the most confusing shortcomings in discussing subjects related to smallholders, even 
in the context of only one country like Kenya, are the difficulties or more precisely, the 
impossibility in defining the terms smallholder or small farmer. The reasons for this are 
obvious, if one considers the numerous parameters determining such definition whose relative 
priority vary from region to region if not from village to village, for instance farm area under 
various crops and pasture, cl imatic and soil conditions, marketed production, market access, 
crop and animal husbandry standard, motivation and abil ity of the farmer, and capital/man/ 
land ratios. In lieu of an exact definition, the factors determining the situation of smallhol
ders are frequently called the "small farmer syndrome". This is characterized by small owned 
or rented cultivated areas, high indebtedness, dependance on traders and landlords, lack of 
modern technology, a standard of living only slightly higher than subsistence and lack of 
political influence. 

In Kenya agriculture provides the I ivel ihood for three quarters of the population, most of 
which is living in the more than 1.4 million smallholder households. According to the Kenya 
Central Bureau of Statistics (Republ ic of Kenya, 15) the median cultivated area for all Kenya 
smallholdings is in the range of 1 - 2 ha. As shown in Table 2 below average per capita in
come from these smallholdings va ries from KShs 415 (US ~ 51) to KShs 599 (US ~ 73) while 
the average for the total population is estimated at about KShs 1,800 (US ~ 220) . 

2.2 Financial Requirements of Smallholders 

According to MELLOR (12, p. 37) smallholdings are "household units that make most manage
ment decisions and that control most of the farm labor supply and normally much of the capi
tal as weil. Because the family and the farming unit are the same, labor and capital alloca
tive decisions represent a subjective equil ibrium between household and business considera
tions." Accordingly, the demand for finance from such smallholdings-cum-households or 
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"firm-household complexes" (NAKAJIMA, 13, p. 166) is invariabl y for both farm investments 
and household consumption purposes. Basically, smallholders use finance to: 

a) Satisfy their personal needs (e. g. food purchases, payments of school fees and taxes, 
urban investments) . 

b) Obtain inputs to maintain their traditional production level. 
c) Finance innovations leading to production increases (BELSHAW, 2, p. 46 - 66; KIER

MAYR, 10, p. 37 - 38). 

Credits used to finance a) and b) are typical for traditional agriculture and termed "static", 
while credits used to finance c) are termed "dynamic" (BELSHAW, 2, p. 46). Numerous ca se 
studies haveshown the relative importance and typical patterns of static credit requirements 
in rural societies. While development institutions and development oriented governments are 
relatively I ittle interested in studying static credit requirements, for fund allocation purposes, 
they usually spend much effort on quantifying funds needed for innovations leading to produc
tion increases which are both profitable to farmers and macro-economically beneficial. This 
approach may appear to be questionable because of the fungibil ity of money. However, 
during implementation of development programs the requirements are usually estimated from 
year to year with an increasing degree of precision. 

2.3 Sources of Smallholders' Finance 

The sources of finance available to smallholders can be broken down into on-farm cash income, 
off-farm cash income and funds made available from persons and/or institutions outside the 
household comprising loans, govemment subsidies and other grants and gifts. Regarding loans 
DONALD (5, p. 78) re ports the following shares of the four main sources: 

% of Farmers Getting Institutional Loans Non Institutional 
Institutional Credit as % of Total Loans Loans as % of Total Loans 

Public Private Commercial Non Commercial 
AFRICA 
Ethiopia 1 ------ 7 ------- --------- 93 -------------
Kenya 12 NA 1) NA NA NA 
Zambia 0 0 0 1 99 

ASIA 
India 20 26 4 51 19 
Pakistan 5 14 0 23 63 
Taiwan 95 12 53 --------- 35 -------------
LATIN AMERICA 
Brazil 15 66 17 11 6 
Colombia 30 27 69 3 1 
Ecuador 18 26 64 --------- 10 -------------

1) NA = Not Available. According to Table 1 below, in 1976 publ ic institutions extended 
60 % of all institutional agricultural I oans. 

With the exception of Kenya for which no data were available on the break-down of loans 
by type of lenders, there are some estimates, however rough for all the other countries men
tioned. 
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3 Smallholder Finance in Kenya 

3.1 Institutional Credit for Agriculture 

Arecent agricultural credit study commissioned by the United States Agency for International 
Development (USAID) has quantified agricultural credit from 19 sources (Table 1). These 
sources fall into the following groups: 

1. The Agricultural Finance Corporation (AFq which gives lcans to large as weil as smalI
scale farmers including the Guaranteed Minimum Return Scheme proceeds. 

2. Commercial banks which provide working capital and development credit channelled 
largely to large-scale farmers. 

3. The Cooperative Bank wh ich provides development and seasonal loans to its members. 

4. Parastatal organizations such as crop or produce boards which provide seasonal or medium 
lcans, mainly for the development of cash crops. 

5. Other credit institutions which provide suppliers credit through institutions such as the 
Kenya Farmers' Association and the Kenya Breweries. 

Over the period 1970 - 1976 commercial banks providing 33 % to 40 % of all institutional 
credit and AFC (16 % to 37 %) have invariably been the most important sources. AFC is the 
main Government instrument for agricultural credit. It was established as a statutory body in 
1963 to assist in agricultural development and makes lcans to farmers, cooperative societies, 
incorporated group representatives, private componies, publ ic bodies and local authorities 
engaging in agriculture. In addition, AFC acts as agent for the Guaranteed Minimum Return 
Scheme (wh ich provides seasonal credit to growers with more than 6 ha under wheat and 
hybrid maize as weil as insurance against crop failures) • 

During the year ending M.arch 31, 1976, AFC lcan disbursements to farms of 20 ha and less 
(which is AFC's "small farmer" definition) amounted to KShs 52.8 million accounting for 
42 % of total AFC disbursements to agriculture. 72 % of all new smallholder loans were gran
ted for livestock purposes such as purchase of improved cattle and sprays and investments in 
dips, fencing and water development. Crop loans accounted for 6 % and other items for the 
balance of 22 % (lIJOODI, 11, p. 20 and 29) . 

Small-scale lcans issued by the commercial banks are rarely of medium-term duration 
(2 - 3 years), and are largely designed to meet on-farm development requirements but most 
are for working capital. Due to the small amounts - lcans vary from KShs 10,000 to 30,000 -
banks keep their administrative costs low by simply extending a line of credit up to the agreed 
lcan amount without performing an analysis of farm development proposals. There is also prac
tically no follow-up on the actual use of lcans proceeds. This is in contrast to the current 
AFC practice where lcan applications for smallholders are prepored in conjunction with 
Ministry of Agriculture, land and Farm Management Division field staff; this involves visits 
to each farmer by an AFC field officer before a lcan is mode, lcan disbursements based on 
suppliers' invoices, and, to the extent possible, the supervision of loan used by both AFC 
and the Ministry of Agriculture. 

The aim of the Cooperative Bank is to pool funds generated by cooperatives and to make them 
available to the members. Cooperative societies generally maintain ac counts at a commercial 
bank branch in the nearest commercial center to cover their day-to-day requirements. The 
Cooperative Bank lends to societies under the Cooperative Production Credit Scheme (CPCS) 
for crop finance. About 60,000 lcans were made under CPCS du ring 1970 - 73, totalling 
KShs 31 million, an average of about KShs 520 per borrowing. Rural cooperative societies 
with credit from the Cooperative Bank finance crop marketing, livestock including dairy, 

570 



I.JI 
'I 

Table 1: Aggregate Institutional Credit Advances to the Agricultural Sector in Kenya 1970 to 1976 (KShs Million) 

------------------------ Year Ending March 31 ----------------------
1970 1971 1972 1973 1974 1975 1) 19762) Lending Enti ty 

Agricultural Finance Corporation 
Guaranteed Minimum Return SCheme 

Bank for Co-operatives 
Commercial Banks (all)~ 
Kenya Breweries 
Credit Unions~ 
Horticultural Co-op Development Authority Ltd 
Kenya Dairy Board 
Kenya Farmers Association ~ 
Kenya (Coff'ee) Planters Co-op Union"
Kenya Sisal Board 
Kenya .Sugar Authori ty 
Kenya Tea Development Authority 
Ministry of' Co-op Development 
Ministry of' Lands and Settlement (Land) 
Ministry of Lands and Settlement (Development) 
National Irrigation Board 
Pig Industry Board 
Pyrethrum Marketing Board 
Wheat Board 

Aggregate Agricultural Credit 
Agricultural Production Total 

Aggregate Agricultural Credit as a Percentage 
of the Value of Agricultural Production 

1) Provisional. 
2) Projections. 

178.1 
106.7 

4.2 
186.0 

8.6 
0.8 5) 

N.A._ 
0.4 
N.A. 

9.5 

39.1 
2.5 
5.5 

10.9 
5.1 
0.3 

557.7 
3.310.4 

16 

189.6 
104.6 

14.8 
251.0 

11.5 
1.2 
lLA. 
0.4 
N.A. 

15.4 
12.2 

4.9 
9.3 
5.9 
5.8 
0.3 
1. ) 

628.4 
3,760.2 

17 

214.3 
110.9 
13.5 

240.0 
12.6 
2.5 
N.A. 
0.7 
N.A. 

22.6 
12.4 
12.0 
0.4 

12.5 
1.0 
2.8 
7.9 
0.2 
;'.0 

668.3 
4,399.8 

15 

244.9 
118.9 

16.3 
356.0 

16.0 
4.9 
N.A. 
0.1 

52.0 
51.4 
59.1 
7.5 

52.5 
0.7 
1.4 

17.3 
1.1 
4.1 

1,004.2 
4,923.4 

20 

3) A few working capitol eredit advances to coffee cooperatives are ineluded as estimates. 
4) Estimates. 
5) Not available. 

Source: Agricultural Credit Study Team, Multinational Agribusiness Systems Ine. 

263.2 
130.0 
33.3 

481.0 
19.8 
12.8 
N.A. 

130.0 
73.9 

140.1 
13.2 

65.0 
0.8 
2.1 

23.0 
1.6 
2.) 
J .2 

1,393.5 
5,912.8 

24 

300.7 
162.8 
71.9 

737.0 
43.5 
18.1 
N.A. 

152.0 
49.5 

104.4 
17.4 
11.0 
96.6 
2.0 
2.1 

27.6 
0.5 
3.3 

28.0 

1,828.4 
6,954.2 

26 

386.5 
170.3 
80.3 

751.0 
48.7 
22.4 

N.A. 
0.1 

182.0 
284.5 
121. 7 
16.5 
5.0 

127.) 
1.1 
3.9 

41.8 
0.) 
4.0 

34.0 

2,281.8 
8,651.6 

26 



and farm purchase; there were 1,500 of these societies with a total membership exceeding 
600,000 in 1975. In addition to their primary marketing or production activities, societies 
extend credit for input supplies through CPCS, the Smallholder Production Services and 
Credit Project (SPSCp) and the Integrated Agricultural Development Program (JADP). 

The SPSCP is part of a USAID Agricultural Sector Loan totalling US ';t 3.4 million to the 
Govemment of Kenya planned on implementing a comprehensive program for the provision 
of production" and marketing services to smallholders. The SPSCP target group of beneficiaries 
are smallholders characterized as less progressive but who also have the potential to become 
progressive farmers, i.e. those who have the capacity to use credit and modem farming tech
niques. SPSCP was intended to be the forerunner of IADP, the principal instrument for im
proving the economic weil being of the country's smallholders. IADP is being implemented 
through the cooperative movement, which embraces a large sec ti on of the rural economyand 
has proven a useful vehicle for providing a variety of services to smallholders. The World 
Bank has committed funds amounting to US ';t 20.0 million in support of IADP. Implementa
tion of both SPSCP and IADP is suffering from various administrative and financial difficulties 
as typically reflected in poor credit recoveries wh ich are as low as 6 % in some areas. 
However the Government, the World Bank and USAID continue to believe that SPSCP and 
IADP provide a sound basis for improving productivity and incomes of Kenya's rural poor 
viewing the difficulties positively, as a leaming process, and as a guide to develop the 
necessary administrative machinery. 

Smallholders growing tee, pyrethrum, coffee and cotton can usually also obtain seasonal or 
medium-term credit from the respective statutory marketing organizations. Such cash crop 
loans take up most of the funds, and farmers growing only "subsistence" food crops (surpluses 
of wh ich are also sold) have little access to credit, whether seasonal or medium-term. A 
farmer can, for instance, obtain advances from the respective board for the establ ishment of 
additional acreage (medium-term) and for fertil izer appl ication (short-term). Loans are repaid 
by deduction from crop proceeds. For wheat production, large-scale farmers benefit from the 
Wheat Scheme, wh ich is being administered by the Wheat Board. Under this program, growers 
obtain credit for actual cost of all cultivation and harvesting activities and repayment is 
effected by withholding from crop proceeds. 

In addition to these formal institutional credit sources there is, of course, an informal supply 
of credit within the rural society. This includes financial transactions between members of 
famil ies and "clans" who may lend to one another or on occasions (and especially in some 
tribai groups) pool their savings to provide funds. Since the tradition of the extended family 
remains strong and the wealth of individual family members can, in relative terms, grow 
rapidly through their participation in the modem sector, this source of capital is I ikely to 
be an expanding one. As detailed in sections 3.3 and 3.4 below, remittances of family 
members working in towns represent a major source of funds for a growing number of farm 
famil ies. S imilarly, it is known that credit is also provided in various forms by merchants. 
As the traditional sector becomes increasingly monetized, it is likely that this form of len
ding will also expand. Rural indebtedness to traders is generally thought to be relatively 
small and is not regarded as a social problem in Kenya (DONALDSON and von PISCHKE, 
6, p. 3). 

3.2 A Case Study in Murang'a 

In 1973 von PISCHKE (21) conducted a case study on "Credit Use and Development on Nine
teen Murang'a Farms, 1969 - 1973". Murang'a District comes under Kenya's Central Pro
vince. 29 farms, whose size ranged from 3.9 ac to 32.1 ac with 13 fa'rmers (68 %) working 
up to 15.0 ac and 16 farmers (84 %) up to 20.0 ac, were selected on the basis of specific 
farm characteristics but, unfortunately, non-randomly, to enable analysis of the impact of 
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AFC loans made under IDA Credit 105-KE for purchase of grade cattle in 1970 and 1971. 
There was a wide range of subsistence production activities on the sampie farms, although 
most grew maize, beans, bananas and sweet potatoes. The range of cash crops was even 
wider, with tea and coffee being the crucial ones and, amongthe 13 AFC loanees, grade 
cattle had become another important cash activity. Sources and use of finance for the 19 
somple members were as foliows: 

1. AFC loans - 13 loanees, range of loans: KShs 1,600 - 9,000; use of loans for purchase 
of grade cattle, fencing materials, water tanks, milking sheds and equipment. 

2. Kinship and Friendship Credit - Four out of the 19 respondents had used it repeatedly 
for school fees. 

3. "Traditional" Credit - Two of the respondents reported porticipating in credit arrange
ments which for want of a better term, von PISCHKE called "traditional" credit meaning 
"qualified soles in which the seiler retains certain options wh ich render the transfer 
reversable." The "future" element in these transactions impl ies a credit arrangement. 

4. Merchant Credit - Six of the respondents reported to have used it for household goods 
like salt, sugar, cooking fat, kerosene. 

5. Cooperative Credit - Three respondents reported to have received it: one of them 
KShs 900 worth of supplies under CPCS and the other two unspecified amounts for seeds 
and ferti I izer for food crops. 

6. Crop Authority Credit - Six of the seven tea producers among sampie members had ob
tained fertil izer on credit under the fertil izer credit scheme of the Kenya Tea Develop
ment Authority (KTDA). 

7. Commercial Bank Credit - Most of the AFC borrowers had accounts with commercial 
banks. Several received their monthly tea poyments in the form of deposits made directly 
to their accounts by KTDA. Five of the AFC borrowers and one other sampie member had 
used bank credit in recent years. Three reported having loans, three had obtained tempo
rary overdraft facilities to ease liquidity problems. Loans were for purchase of vehicles 
and the development of farms. 

8. Money Lender Credit - It was difficult to get any information on this type of credit. 
Only the most indigent member of the sampie admitted that money lenders exist in 
Murang'a and he had borrowed from one of them from time to time. 

Concerning loan morality von PISCHKE states (21, p. 4 - 6): "All sampie AFC borrowers had 
defaulted at some point on their obi igations to AFC and were in arrears at the survey refe
rence date, June 30, 1973. Default does not appear, as is commonly alleged, to be a 
function of poverty (borrowers appear to be among the more prosperous farmers in their neigh
borhoods), of illiteracy (most of the sampie borrowers were literate), or of the lack of zeal 
for maintaining farm records. Likewise, borrowers' payment of school fees for their children 
would appear to have an indirect and not very strong relationship with their repayment per
formance. Borrowers of relatively substantial financial means tended to be worse poyers than 
those of meagre financial resources. In contrast, commercial bankers reported relatively 
good experience with their loans to small farmers in Murang'a. The cl ienteles of the banks 
and AFC overlap and the area of duplication would logically include those AFC borrowers 
of relatively substantial means. These are also the segment of AFC's small seale borrowers 
who appear to have the worst default re cords, so it seems that individuals who handle their 
eommereial bank fa ci I ities in a satisfaetory manner are, in controst, prone to default on 
AFC loans. The reasons for these variations in loan morality may probably be traeed to 
differenees between the banks and AFC in terms of administrative standards and services 
offered, and to AFC's publ ie sector status. " 
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3.3 The Financial Situation of the Smallholder Households 

The Kenya Central Bureau of Statistics launched an Integrated Rural Survey (IRS I) in 
1974 - 75 (15) as a first major step to establish aNational Integrated Sampie Survey. This 
paper restricts the presentation and discussion to the IRS I data on smallholders' sources and 
use of funds by the eight selected Agra-Ecological Zones (AEZs): 

West of the Rift: 

East of the Rift: 

Coastal Zones: 

Tea Zone 
Coffee Zone 
Upper Cotton Zone 

Tea Zone 
Coffee Zone 
Lower Cotton Zone 

Rain less than 40" Zone 
Rain more than 40" Zone. 

The eight AEZs selected for the analysis are representative for the more than 1.4 million 
smallholder households amounting to 96 % of all smallholders in the smallholder areos of 
Kenya. The median cultivated area for all Kenyan smallhol.dings is in the range of 1 - 2 ha. 

The key financial results of IRS I are at Table 2 and highlighted os follows: The most striking 
feature of the mean total household income composition is the moderate share of the mean 
farm operating surplus which ranges from 25 % to 72 %i the average share for all Kenyan 
smallholder households is likely to be in the 50 % - 60 % range. Most important among the 
other 5 total household income sources are regular employment (4 AEZs), non-farm operating 
surplus (3 AEZs) and remittances from relatives (1 AEZ). 

The non-monetary items included in the mean farm operating surplus analysis, in particular 
the livestock valuation change distort the financial picture of the smallholders considerably. 
For instance, for Lower Cotton East of Rift the mean livestock valuation change amQUnts to 
minus KShs 1,175 reducing mean total farm production to KShs 1,026. Therefore, for the 
purpose of this paper the mean total household cash income was calculated by reducing mean 
total household income by the non-monetary portion of the mean farm operating surplus. The 
AEZ means of total household cash income range from KShs 1,547 (Upper Cotton West of 
Rift) to KShs 3,271 (Coast Rain more than 40"), their shares in mean total household income 
range from 45 % (Coffee West of Rift) to 118 % (Lower Cotton East of Rift). 

For 2 AEZs the mean current household cash income is negative, viz. Coffee West of Rift 
and Tea East of Rift. This is an indication of credit arrangements on wh ich IRS I did not 
yield any consistent data. The Central Bureau of Statistics is planning to conduct special 
loan surveys to shed light on this matter which has been subject to many speculations and 
disputes. 

3.4 Some Implications 

lable 1 indicates that institutionallending to Kenyan agriculture has dramatically increased. 
Although the total AFC disbursements to smallholders haYe been recorded (accounting for 
42 % of total AFC disbursements for the year ending March 31, 1976 as reported in Section 
3.1 above) there are only rough estimates available on the total involvement of smallholders 
in institutional credit. Of the total number of almost 1.5 million farmers in Kenya, mostly 
smallholders, only about 200,000 have received institutional credit. In 1972, the coopera
tive system extended loans to 90,000, parastatals to 31,000, and AFC to 15,000 smallholders 
(working up to 20 ha according to AFC's classification, i .e. substa':'ltially more than the 
average smallholder as resulted from IRS Q. It is estimated that at the end of 1972 loans out-
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Tabte 2: Average Value Per Holding of Income, Outlays and Savings by Selected Agro-Ecological Zones and Percentage 
Distribution of Household Income by Source of Income and Selected Agro-Ecological Zones 

Tea Coffee lJpper Cotton Tea Coffee Lover Cotton C08Jit Rain COBst Rain 
West cf Rirt West of Rift West cf Rirt East 01' Rift East ~f Ri'ft East of Rift less th, 40" II10re than 40" 
KShs % 01' KShs % of KShs % of KShs ~ 01' KShs rot KShs iii of KShs of KShs % 01' 

TRI* THI TRI TIII TRI TRI TRI TRI 

Farm Operating Surplus 2,534 59 3,116 72 l,428 58 2,694 61 2,085 51 646 26 702 25 1,040 26 

Non-Farm Operating Surplus 377 9 255 6 265 11 713 16 197 5 6jJ 25 589 21 879 21 

Regular Employment 1,041 24 417 10 338 14 323 7 938 23 384 16 183 6 649 16 

Casual Employment 105 2 132 3 137 332 8 377 9 396 16 469 16 606 15 

Remittances fram Relatives 139 3 335 8 240 10 217 392 10 383 15 820 29 761 19 

Other Gifts --lll -2 ~ .....J. ~ -2 --lQl -2 -2i -2 ---.12 -2 ~ -2 ~ -2 
Total Household Income 4,313 100 4,304 100 2,45l 100 4,386 100 4,08S 100 2,479 100 2,857 100 4,077 100 

Total Hcusehold Consumption 2,720 63 3,454 80 2,215 90 5,925 l3e 4,026 99 2,788 112 3,546 124 3,252 80 

Current Household Savings 1,593 37 850 20 236 10 -1,539 -3" )9 -309 -12 -689 ~24 825 20 

Non-Monetary Portion cf 
Farm Operating Surplus 1,741 40 2,373 55 904 37 1,746 40 1,626 40 -437 -18 355 12 806 20 

Total Hausehold Cash Income 2,572 60 1,931 45 1,547 63 2,640 60 2,459 60 2,916 118 2,502 88 3,271 80 

Total Household Cash Consumption 1,515 35 1,988 46 J ,470 60 3,661 83 2,446 60 1,914 77 2,459 86 2,800 69 

Current Household Cash Savings 1,057 25 -57 -1 77 3 -1,021 -23 13 1,002 41 43 2 471 11 

Number cf Persons per Household 7.32 8.04 6.10 7.74 6.82 5.98 b,13 8.76 

Per Capi ta Income (KShs) 589 535 402 567 599 415 466 465 

Ratio of Total Farm Cast to 
Total Household Consumption 0.19 0.13 0.09 0.17 0.20 0.14 0.11 0.13 

Number of Holdings 140,140 248,641 333,577 ]69,378 340,473 14] ,528 22,406 33,075 

-_. _._---------_. _._--

* Total Household Income (THI) 

Source: Calculated on the basis of Republic of Kenya, Central Bureau of Statistics: Integrated Rural Survey 1974 - 75, 
Basic Report (1977), p. 55 - 67 and personal information abtained from T. Marchant. 



standing to smallholders totalled about KShs 366 mill ion and loens to large scale farmers 
amounted to about KShs 580 million, i.e. the 3,000 - odd large scale farmers received 
about 61 % of all institutional farm credit. More specifically, small farmers received only 
20 % of all short and medium term credit available from organized sourees, while they pro
duce not only half of the marketed output but also subsistence for 90 % of the nation's total 
population. "Thus", the World Bank concluded 1975 (17, p. 487) "the adjustment of the 
credit institut ions to foster the smallholder agriculture is far from complete. The institutional 
structure is fragmented and there is little coordination of sources or flows of credit to farmers. 
There are few operative special policies or regulations affecting the provision of farm credit 
by financial institutions, and the agricultural credit system is effectively isolated from the 
wider financial system of the country. Consequently, the various categories of farms and 
types of production are not served on a uniform or integrated basis and this is reflected in 
the imbalance in lending between the subsectors, and, most importantly, in the lack of 
coordination between credit provision, input suppl ies, and extension advice. " 

Although von PISCHKE's (21, p. 145-167) survey in Murang'a cannot be considered represen
tative for AFC's credit operations it'has yielded some advice for AFC's future credit activities. 
Lack of extension advice and other technical support have apparently caused the failure of 
the Murang'a AFC credit program. Von PISCHKE calculated an overage rate of return of 
minus 39 % to the 13 farmers (taken as a single entity) having used AFC credit for investments 
in an improved dairy herd. Two borrowers had discontinued their grade cattle enterprises at 
the time of the survey because of stock mortality. Three others incurred net cash losses in 
most of the period surveyed, which ranged from two and one half to four and one half years. 
Only three had ever obtained enough cash surplus to cover their annual loen installments, 
and only one of these had done so on a fairly consistent basis. However, these negative 
results from Murang'a provide ex-post wisdom that would be dangerous to generalize. In 
addition, the sampie farms were selected for specific farm characteristics and hence are not 
entirely representative of the area. 

VASTHOFF's (19, p. 93) fjeld study in three other districts in 1966 arrived at considerably 
more positive results: He calculated annual net return to loen capital invested in dairy deve
lopment of 4 % for Kajiado, 44 % for Kiambu and 42 % for Nandi. However special the 
circumstances of the two case studies may hove been, they tend to confirm the conclusion 
made by Development Alternatives Inc. (4, p. 163): "Medium- and/or long-term credit d6es 
not insure success or income gains to borrowers (at least in the projects reviewed) .•.• " 

The IRS I data will prove to be of considerable importance for agricultural policy makers and 
planners; never before had any farm survey covered so comprehensively the majority of 
Kenyan smallholders. In the context of this paper the most remarkable results of IRS I are the: 
a) high proportions of mean off-farm income in mean total household income ranging from 

28 % to 75 % among the eight AEZs; and 
b) considerable dependence of smallholder households on remittances from relatives. 

On the basis of the IRS I data it can be estimated that on average, off-farm income accounts 
for 40 % to 50 % of total household income and about 70 % of total household cash income 
of all Kenyan smallholders. Consequently, off-farm income is vital for the average Kenyan 
smallholder and must be a dominant consideration in smallholder/rural development programs, 
although further research is required to unveil, in any specific area, the complex relation
ships between the various components of smallholders' incomes, consumption, savings and 
investments. 

The ratios of mean total farm cost to mean total household consumption in Table 2 demonstrate 
that for the average smallholder, consumption is far more important than farm expenses. 
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Further analysis of these ratios and more reliable data on loons could lead to practicable re
commendations on the design of small holder credit programs . 

With regard to remittances from relatives, JOHNSON and WHITELAW (9) have analyzed 
data on the urban-rural income transfers wh ich were collected as part of the Nairobi-Urban 
Study in the Spring of 1971. The Study revealed that 89 % of the surveyed low and middle 
income earners in Nairobi remit substantial shares of their eamings to relatives in the rural 
areas. Estimated remittances for some selected income levels evaluated at the mean values 
of rural-urban attachment were as follows: 

Income Earned Income Sent out of 
per Month Nairobi Each Month 

--------------KShs-------------------
50 14.0 

200 44.0 
500 76.5 

1,000 132.0 
1,500 204.0 

The average amount of this transfer (including the 11 % who did not remit any income) was 
KShs 85.70 per month. The average monthly income for the sampie was KShs 411.5 per month. 
Hence, 20.8 % of the urban wage bill was remitted. Most urban residents still consider their 
horne to be the village in which they grew uPi their stay in Nairobi is principally for the 
purpose of making a good income. 

4 The Role of Credit in Developing Smallholder Agriculture 

W.C. BAUM has concisely specified the global scope for smallholder credit as follows (FAO, 
8, p. 5): "Fortunately, there is considerable potential for increasing agricul tural output in 
the developing countries, including output from the small farm sector. This potential should 
be sufficient to provide the marginal additions to food output needed to keep pace with popu
lation growth over the next several decades .... To realize this potential requires more 
irrigation and better water control, more soil conservation and reclamation, and additional 
infrastructure such as roads and market facilities. It also means new crop varieties, more 
fertil izer and pesticides, improved tillage and land preparation, better qual ity storage and 
food processing -- together with careful planning for the introduction and management of 
this technology • Furthermore, the technology must be brought within reach of mill ions of 
small farmers whom the so-called Green Revolution has largely by-passed. To pu rc hase these 
inputs and adopt the new technology, increasing amounts of production credit to small farmers 
will be needed". 

However, the design of successful smallholder credit programs requires, first of all, quantifi
cation of such credit demand. In addition, in determining the ways and means of lending 
evaluation of the developmental impact of past and ongoing smallholder credit programs will 
prove useful. Although recently under the auspices of USAID a large number of smallholder 
development projects which include substantial credit activities have been evaluated 
(DONALD, 5i Development AI ternatives Inc., 4), the lessons from these studies are not 
specific enough to help shape more realistic approaches. However, these exercises have 
shown the I imitations of the state of the art: "The unsatisfactory resul ts in the credit field 
could perhaps be attributed to the absence of weil establ ished methods for achieving rural 
development generally. This view suggests that credit programs, like other modemizing insti
tutions, could not be expected to produce reliable results until basic developmental doctrines 
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are evolved and applied" (DONALD, 5, p. 10). And further "to assume without examina
tion thatnew technology is available for the small farmer, and that it is profitable to him, 
is the biggest error the proponents of agricultural credit have made" (DONALD, 5, p. 37). 

Actually, more often than not profitable technology is lacking and can only be established 
through adaptive research, particularly trials on farmers fields. Such adaptive research is 
likely to be an essential feature of the initial phase of most realistically designed smallholder 
credit programs, although there are other ne*fs to be satisfied, particularly widespread 
acceptance of the new technology by the smallholders and timely supply of inputs. In many 
recently recorded successfully implemented smallholder development progroms a sequential 
approach has proved useful. Initially, the extension staff is troined and programmed to con
centrate on improving existing farm management practices. Soon the extension service will 
start recommending increasing amounts of purchased inputs. And only then farmers' demand 
for efficient and effective input supply and credit systems will develop (see for instance 
BENOR and HARRISON, 3, p. 16 - 17). The necessarily delayed deployment of credit 
cannot be overstressed since it has frequently been ignored. However, if. and when credit 
is available commensurate to demand it is becoming a crucial, but still complementary 
vehicle for increasing smallholder output and incomes significantly. 
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Im Bemuhen um die Aktivierung der Produktionsreserven in der kleinbtluerl ichen Landwirt
schaft hat in Kenia - wie in vielen anderen Entwicklungsltlndem - seit Beginn der 60er Jahre 
die Vergabe von Kleinkrediten mit Beratung ("superv ised credit") zunehmende Bedeutung er
langt und soll nach den Pltlnen der kenianischen Regierung und der bedeutendsten Geberinsti
tutionen speziell im Rahmen von integrierten Entwicklungsvorhaben zukUnftig noch ausgedehnt 
werden. 

Da der landwirtschaftliche Betrieb im Mittelpunkt des Einsatzes von Kleinkrediten mit Bera
tung steht und gerade in diesem Fall der Erfolg von den induzierbaren Vertlnderungen im Ein
zelbetrieb abhHngt, erscheint es vordringl ich, die sozio-ökonomischen ZusammenhHnge und 
Wirkungen des Kleinkredits auf der einzel betrieblichen Ebene zu untersuchen. In diesem Sin
ne soll die vorliegende Untersuchung einen Beitrag zu dem Problem der Kleinbetriebsentwick
lung leisten. 
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Methodisch wird so vorgegangen, daß auf der Grundlage von Daten, die in einer Region Ke
nias ermittelt wurden, mit Hilfe eines theoretischen Entscheidungsmodells die betriebswirt
schaftlichen Auswirkungen des Einsatzes von Kleinkrediten mit Beratung untersucht werden. 
Dabei wird anhand verschiedener Betriebsmodelle, die alternativ ohne bzw. mit Einsatz von 
Kleinkredit mit Beratung gerechnet werden, und die teilweise noch unterschiedl iche Annah
men bezUg I ich der Entwicklung der wirtschaftl ichen Rahmenbedingungen und der Verhaltens
weisen der Betriebsleiter berUcksichtigen, geprUft, welche Wirkungen auf: 
a) die Produktionsrichtung der Betriebe, 
b) den Einsatz und den Knappheitsgrad der wichtigsten Produktionsfaktoren, 
c) den Geldfluß in den Betrieben, 
d) den einzelbetriebl ichen Erfolg und 
e) den gesamtwirtschaftlichen Erfolg 
zu erwarten sind und welche Konsequenzen sich daraus fUr die Konzeption von Kleinkrediten 
mit Beratung ergeben. 

Als Untersuchungsgebiet dient ein ISkologisch weitgehend homogenes Kleinfarmgebiet im 
Kericho-Distrikt im westlichen Teil Kenias, in dem seit 1969 ein Kleinkreditprogramm durch
gefUhrt wird. 

2 Methodisches Vorgehen 

Der Einsatz von Kleinkrediten mit Beratung vertindert im landwirtschaftl ichen Betrieb vor al
lem die VerfUgbarkeit an liquiden Mitteln und das technische Wissen des Betriebsleiters. Da 
bekannt ist, daß zwischen diesen Faktoren und der Betriebsorganisation einer Periode und 
auch zu den davor und danach liegenden Zeitrtiumen Wechselbeziehungen bestehen, muß 
eine Planungsmethode gewtihlt werden, mit der diese zeitlich horizontalen und zeitlich verti
kalen Interdependenzen simultan untersucht werden klSnnen. Diese Voraussetzungen werden 
durch die Planung mit einem mehrperiodischen diskontinuierlichen Modell speziell mit einem 
Produktions-, Investitions- und Finanzierungsmodell erfullt. 

Mit dem Modell werden jeweils 10 einjtihrige Teilperioden (tl - tlO) und eine 10-jtihrige 
aggregierte Periode (tll - t2<V simultan geplant. Vorgeschal tet ist eine Ausgangsperiode (tO) 
mit explizit vorgegebener Betriebsorganisation. 

Mittels der Zielfunktion wird der Gegenwartswert des Einkommens der Betriebsleiterfamil ie 
aus ihrem landwirtschaftl ichen Betrieb unter BerUcksichtigung der gegebenen Nebenbedin
gungen maximiert, und zwar durch Maximierung der diskontierten EinzahlungsUberschUsse 
aller Teil perioden des 20-jtihrigen Planungszeitraumes und des betrieblichen ReinvermlSgens 
am Ende von t20' 

Die HlShe des EinzahlungsUberschusses ergibt sich fUr jeden Zahlungszeitpunkt (zwei je Jahr) 
aus der Differenz der folgenden ihm zugeordneten Ein- und Auszahlungen: 

Einzahlungen aus Desinvestitionen (im weiteren 5 inne) 
+ Einzahlungen aus Kreditaufnahme 

./. Auszahlungen fUr Investitionen 

./. Auszahlungen fUr Tilgung und Zinsen 

./. Auszahlungen fUr Mindestgeldentnahme 

= EinzahlungsUberschuß (= E) 
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Die Maximierung geschieht mittels folgender Formel: 
E1 E2 En VE 

Zmax = (l+r) 1 + (1+r)2 + ... + (l+r)n + (l+r)n 

wobei: Z Zielfunktionswert 
E EinzahlungsUberschuß 
r Kalkulationszinsfuß 
VE = am Ende der Planungsperiode vorhandenes Vermögen. 

Als Nebenbedingungen gelten u.a.: Mindestverzinsung im Betrieb eingesetzter Mittel 5 %, 
keine Begrenzung der Kreditaufnahme, aber vollsttlndige KreditrUckzahlung (einschließlich 
10 % Zinsen) bis sptltestens Ende von t10, Ermögl ichung einer angemessenen Naturalentnahme 
und einer teilweise an die Zahl der im Betrieb geleisteten Arbeitstage gekoppelten Mindest
geldentnahme, wodurch zugleich die Wertschtltzung der Muße quantifiziert wird. 

Um der Vielfalt der gegebenen VerhClltnisse gerecht zu werden, wird eine größere Anzahl 
von Betriebsmodellen gerechnet, von denen die Grundmodelle (fUr sie wird jeweils eine Ver
sion ohne und eine mit Kreditaufnahmemögl ichkeit gerechnet) sich nach der Betriebsgröße 
(Betriebsgrößenklassen I - IV mit 2, 4, 7, 12 ha Betriebsfltlche) und nach dem in der Aus
gangsperiode erreichten Entwicklungsstand bezUglieh des technischen Fortschritts unterschei
den. Zur Berucksichtigung des technischen Fortschritts, der bei den einzelnen Produktions
verfahren durch zunehmenden Bedarf an Produktionsmitteln und Arbeit sowie Uberproportional 
steigende Ertrtlge zum Ausdruck gebracht wird, sind jeweils die Stufen 1 und 4 definiert, und 
die Entwicklungsgeschwindigkeiten werden je nachdem, ob ohne oder mit Beratung geplant 
wird, explizit durch das IMischungsverhClltnis" unterschiedlich vorgegeben. 

Nach der allgemeinen Bedeutung der Fragestellungen werden 2 Gruppen von Madellen unter
schieden, und zwar Grundmodelle und modifizierte Modelle. Eine Übersicht uber die Grund
modelle ist im ersten Teil von Tabelle 1 gegeben, allerdings nur fUr die Modelle der Betriebs
größenklasse I; die Ubrigen Betriebsgrößen werden in gleicher Weise differenziert. Die eben
falls in Tabelle 1 dargestellten modifizierten Modelle sollen der Untersuchung besonderer 
Fragestellungen dienen, die entweder fUr die Entwicklung der Betriebe als besonders relevant 
angesehen werden oder die besondere methodische Bedeutung haben. Die jeweils im Vergleich 
zum entsprechenden Grundmodell getlnderten Modellelemente sind bei jeder Gruppe in der 
Spalte "Erltluterungen" angefUhrt und bedUrfen keiner weiteren Beschreibyng. Zur Verein
fachung der Darstellung der Ergebnisse und ihrer Interpretation werden die in der Spalte 
"Kurzbezeichnung" angefuhrten Abkurzungen verwendet. 

Die systematisch differenzierten Betriebsmodelle haben vor allem den Vorteil, daß mit relativ 
geringem Planungsaufwand die Situation der meisten Betriebe des Untersuchungsgebietes an
ntlhernd erfaßt werden kann. Außerdem wird die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der einzel
nen Model I rechnungen gewtlhrleistet und damit ein systematisches Abschtltzen der quantitati
ven Wirkungen einzelner Koeffizienten ermöglicht. Die Kalkulationsmodelle sind somit analy
tische Instrumente zur Analyse des komplexen Sachverhaltes der Betriebsentwicklung. Es geht 
nicht um die Vorhersage irgendwelcher Entwicklungen oder die Planung von Betriebsorganisa
tionen im Sinne einer normativen Vorgabe, sondern um die KICIrung, welche Auswirkungen 
bestimmte Maßnahmen unter bestimmten Ausgangsbedingungen und Verhaltensweisen haben. 
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Tabelle 1: Zusammenstellung der Betriebsmodelle 

E r 1 :I u t e r u n g e n 

Kurzbezeichnung Betriebs- Entwicklungs- ohne/mit 
gröBen- stufe in der Kleinkredi t 
klasse Ausgangs- mit 

Bemerkungen 

si tuation Beratung 

a) Grundmodelle : 

I,1,o.K. I 1 ohne 
I,1,m.K. r 1 mi t FUr die Betriebsgrößen-
I,2,o.K. r 2 ohne klassen II, III u. IV werden 
I, 2 ,m.K. I 2 mit die entsprechenden Modelle 
r,3,o.K. r 3 ohne gerechnet 
I,3,m.K. r 3 mi t 

b) Modifizierte Modelle : 

H,1,o.K.,F=1500 II 1 ohne 
Der Zukaufspreis einer F~rse betr~gt 

Il,1,m.K.,F=1500 II 1 mit 
1500 Kshs anstelle von 1300 Kshs in 
den Grundmodelle 

Der Abendmilchabsatz wird ermöglicht, 
wobei· gegenüber dem Grundmodell der 

II, 1,o.K. ,.\MA II 1 ohne Preis für die gesamte Mi Ichablieferung 
Il .. 1,m.K.,AMA II 1 mi t um 10 v.H. geringer, die Mi! chproduk-

tion aber wegen der ausgegl i cheneren 
r~elkzei ten um 5 v.H. höher ist 

Il,1,o.K.,J=75 II 1 ohne 
Die Uber die Mindestgeldentnahme hinaus 

II,1,m.K.,J=75 Il 1 mit 
erzielten Einzahlungen sind zu lIaximal 
75 v.H. für Investi tionen verfUgbar 

Il, 1 ,o.K. ,J=50 Il 1 ohne 
Die Uber die r~indestgeldentnahme hinaus 
erzielten Einzahiungen sind zu maximal 

II, 1,m.K. ,J=50 Il 1 mit 
50 v.H. für Investitionen verfügbar 

Neben der Mindestgeldentnahme wird eine 
Investi tionssumme in Höhe von 25 v.H. 

Il,1,m.K.,J=20/50 II 1 mit der Mindestgeldentnahme gefordert. 
Darüber hinausgehende Einzahlungen sind 
zu 50 v.H. fUr Investitionen verfügbar 

Eine zu Beginn der 1. Teilperiode zu-
Il, 1,m.K. ,Verlust II 1 mit gekaufte schwarzbunte Kuh verendet am 

Ende dieser Teilperiode 

II,1,o.K.,Integer II 1 ohne Der Zukauf von schwarzbunten F~rsen 
Il,1,m.K.,Integer II 1 mi t ist nur ganzzahlig möglich 
Il,1,m.K.,lnteger II 1 mit 

r ,2,m.K. ,0.B. I 2 mit Der Kredit wird ohne Beratung eingesetzt 
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3 Auswirkungen des Einsatzes von Kleinkrediten mit Beratung in ausgewtlhlten 

einzelbetriebl ichen Bereichen 

3.1 Einfluß auf die Produktionsrichtung 

Der Einsatz von Kredit beeinflußt einerseits Uber die zustltzliche Bereitstellung liquider Mit
tel das Verhtiltnis und die Kosten der VerfUgbarkeit der Produktionsfaktoren und vertlndert 
andererseits durch die beschleunigte EinfUhrung technischer Fortschritte die Produktionsfunk
tionen. Von beiden Seiten sind Auswirkungen auf die optimale Entwicklung des Produktions
programmes der Betriebe zu erwarten. 

In Betrieben mit vergleichsweise wenig Fltiche werden beim Einsatz von Kleinkrediten mit Be
ratung vorw iegend kapital- und arbeitsbeanspruchende Produktionsverfahren ausgedehnt, und 
hier insbesondere diejenigen, deren VorzUglichkeit durch die mit dem Beratungseinsatz einge
fUhrten technischen Fortschritte und Uber die Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen begUnstigt wird. In den größeren Betrieben wird vor allem die VorzUgl ichkeit der 
fltichen- und kapital beanspruchenden Produktionsverfahren erhöht. Damit wird deutlich, daß 
die Auswahl der durch "supervised credit" und Uber die Vertlnderung von wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu fördernden Produktionsverfahren wesentliche Auswirkungen darauf hat, 
welcher Gruppe von Landwirten die Maßnahmen vorwiegend nUtzen und welche Kulturen ein
geschrtinkt werden. (Auch hinsichtl ich des Entwicklungsstandes in der Ausgangssituation er
geben sich Unterschiede). 

Die Entwicklung der Produktionsrichtung wird weiterhin durch die Konsumquote und die im 
Abzinsungsfaktor ausgedrUckte Zeitprtiferenz der Geldentnahme bestimmt. Beide Einflußfak
toren wirken sich negativ auf die KapitalverfUgbarkeit aus, so daß die weniger kapitalbean
spruchenden Produktionsverfahren eine größere Vorz~1 ichkeit erhal ten. Eine erhöhte Zeit
prtlferenz der Geldentnahme fUhrt weiterhin dazu, daß von den weniger kapitalbeanspruchen
den Produktionsverfahren diejenigen mit frUhzeitiger anfallenden Ertrtigen bevorzugt werden. 

3.2 Einfluß auf Einsatz und Knappheitsgrad der wichtigsten Produktionsfaktoren 

Die zu Beginn der Planungsperiode unterschiedlichen Entwicklungssttlnde der Betriebe, die in 
die Modellrechnungen eingegangen sind, beruhen in starkem Maße auf unterschiedlicher Ver
fUgbarkeit der Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapital bzw. Vermögen, sowie unter
schiedlichem Vfissensstand und Können der Betriebsleiter. Umfang und Geschwindigkeit der 
Entwicklung werden stark beeinflußt, wenn Kredit in Anspruch genommen werden kann. Wie 
weit sich im einzelnen Auswirkungen auf den Einsatz und den Knappheitsgrad der genannten 
Produktionsfaktoren ergeben, soll im folgenden ntiher untersucht werden. Wtihrend der Nut
zungsgrad der Produktionsfaktoren auch bei einem diskontinuierlich dynamischen Modell di
rekt aus der primalen L&ung entnommen werden kann, liegen wegen der in dieser Untersu
chung gewtlhlten Modellformul ierung bei den die jeweil ige Knappheit der Produktionsfakto
ren ausdrUckenden Grenzwerten (Betriebswerte) einige Besonderheiten vor: Der in den einzel
nen Teil perioden ausgewiesene Grenzwert ist immer schon auf to diskontiert und gibt an, um 
wieviel sich der auf tQ bezogene Zielfunktionswert (entspricht Ertragswert) tlndem wUrde, 
wenn die VerfUgbarkelt des betroffenen Faktors innerhalb des Stabilittltsbereiches größer oder 
kleiner wUrde. 

Ist auch die Aussageftlhigkeit einzelner Grenzwerte vor allem aufgrund ihres evtl. kleinen 
Stabilittltsbereiches begrenzt, so wird diese jedoch wesentlich erhöht, wenn, wie im Falle 
der vorliegenden Ergebnisse, eine ganze Serie von Grenzwerten fUr eine größere Anzahl 
systematisch differenzierter Betriebsmodelle verfUgbar sind. 
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3.2.1 Boden 

Die verfUgbare Betriebsflöche wurde in den einzelnen Betriebsgrößenklassen wöhrend des ge
samten Planungszeitraumes kanstant gehalten. Es ist daher nur mittels der Grenzwerte mög-
I ich, Aussagen zur Unterschiedlichkeit des Knappheitsgrades und damit des Betriebswertes 
des Bodens in den verschiedenen Betriebsmodellen zu machen. 

In Tabelle 2 sind die Grenzwerte des Bodens sowie die daraus errechneten Grenzwerte des 
Landzukaufs fUr alle diejenigen Betriebsmodelle zusammengestellt, deren Grenzwerte fUr 
eine Grenzwertanalyse geeignet sind. Alle Angaben sind fUr die Zeitpunkte to und t5 ge
macht, so daß eine Entwicklungstendenz ersichtlich wird, wobei die erfolgte Aufzinsung der 
fUr den Zeitpunkt t5 ausgewiesenen Zahlen eine direkte Vergleichbarkeit ermöglicht. 

Bei den Grundmodellen ist, wie aus Tabelle 2 ersichtlich, eine deutliche Abhöngigkeit der 
Grenzwerte des Bodens von der FlöchenverfUgbarkeit zu erkennen. Die Ursachen dafUr sind 
vorwiegend die mit zunehmendem Einsatz steigenden Kosten sowie die begrenzte VerfUgbar
keit der Arbeitskröfte und das Fehlen von Procluktionsverfahren, die bei niedrigem Arbeits
zeitbedarf einen angemessenen Ertragswert je Flöcheneinheit erbringen. Wöhrend fUr Betriebs
größenklasse I mit weit ober 20 000 Kshs ausgesprochen hohe Grenzwerte des Bodens ausge
wiesen werden, fallen diese zur Betriebsgrößenklasse 11 hin stark ab und liegen zwischen 
11 000 und 16 000 Kshs. 

Die unterschiedlichen Grenzwerte des Bodens weisen darauf hin, daß aus rein betriebswirt
schaftlicher Sicht eine Bodenmobilitöt sinnvoll wÖre. Der Zukauf von Boden bringt jedoch 
nur dann einen wirtschaftlichen Gewinn, wenn die Nutzungskosten der dafUr aufzuwenden
den liquiden Mittel kleiner sind als der aus dem Landzukauf entstehende Gewinn. Da neben 
dem ermittelten Grenzwert des Bodens der gegenwörtige BocIenpreis bekannt ist und der Grenz
wert der liquiden Mittel errechnet wurde, konnte die marginale Ertragswertminderung bzw. 
-steigerung festgestellt werden, die bei Landzukauf entstehen wurde (siehe "Grenzwert Land
zukauf" in Tabelle 2) • 

Durch den Einsatz von Kredit mit Beratung wird der Zukauf von Boden außer in Betriebsgrö
ßenklasse IV erhebl ich begUnstigt, weil zum einen die schnelleren Fortschritte der Procluk
tionstechnik die Grenzwerte des Bodens an sich erhöhen und zugleich der Grenzwert der li
quiden Mittel infolge ihrer vermehrten VerfUgbarkeit sinkt. Die negativen Grenzwerte fUr 
den Landzukauf in Größenklasse IV sind einerseits durch die explizit begrenzte Arbeitsver
fUgbarkeit, andererseits durch das Fehlen arbeitssparender Produktionsverfahren bedingt. 

Mit der verbesserten Organisation des Milchabsatzes wird die Wirtschaftlichkeit eines Pro
duktionsverfahrens, das vergleichsweise viel Boden beansprucht, erhöht. Dies bedingt neben 
einer Steigerung des Betriebswertes des Bodens gUnstigere Verhöltnisse bezUglieh der Kapital
verfUgbarkeit, so daß der Zukauf von Land aus beiden Seiten begUnstigt wird. 

Bei einer erhöhten Geldentnahme (J = 75) wird zwar der Grenzwert des Bodens nur gering
fUgig erhöht, doch steigen die Grenzwerte der liquiden Mittel ganz erheblich an, so daß 
insgesamt sowohl in to als auch in t5 der Bodenzuka!Jf unwirtschaftl ich ist. 

3.2.2 Arbeit 

In den Grundmoclellen ist die durch den Einsatz von Kleinkrediten und Beratung erhöhte Be
schöftigung von Arbeitskröften grundsötzlich umso größer, je weniger FIHche verfUgbar ist 
und je weniger die Betriebe zu Beginn der Planungsperiode entwickelt sind. Insbesondere in 
den kleinen Betrieben kann das fUr den Einsatz der verfUgbaren Arbeitskröfte notwendige Ka
pital bei autonomer Entwicklung nur sehr langsam gebildet werden. Durch den Einsatz von 
Kredit wird die beschHftigungsrelevante KapitallUcke geschlossen und zugleich eine ausrei-
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Tabelle 2: Grenzwerte des Bodens und daraus errechnete Grenzwerte des Landzukaufs 
bei einem Bodenpreis von 6 000 Kshs (in Kshs/ha) 1) 

Zeitpunkt t o Z e i t P unk t t 2) 
BetriebsIOOdelle 5 

Grenz- Boden- J Grenz- Grenz- Boden- I Grenz-

wert preis mal wert wert preis mal wert 
Boden Grenzwert Landzu- Boden Grenzwert Landzu 

liquider kauf liquider kauf 
Mittel Mittel 

I,2,m.K. 24 155 8 700 +15 455 25 496 7 260 +18 236 
I,3,0.K. 27 641 6 000 +21 641 25 799 6 000 +19 799 
I,3,m.K. 28 021 6000 +22 021 30 928 6 000 +24 928 

II,l,m.K. 12 253 11 760 + 493 12 537 8 820 + 3 717 
II,2,0.K. 11 189 8 280 + 2 909 12 247 6 000 + 6 247 
II,2,m.K. 14 017 7 560 + 6 457 15 016 6 000 + 9 016 
II,3,0.K. 13 866 8 040 + 5 826 15 150 6 000 + 9 150 
II,3,m.K. 16 322 6 900 + 9 422 17 596 6 000 +11 596 

III,l,o.K. 8 205 13 210 - 5 005 8 902 6 000 + 2 902 
III,l,m.K. 10 062 7 200 + 2 862 11 141 6 000 + 5 141 
IIi,2,0.K. 10 239 6 000 + 4 239 10 989 6 000 + 4 989 
III,2,m.K. 12 576 6 000 + 6 576 14 205 6 000 + 8 205 
III,3,o.K. 12 823 6' 000 + 6 823 14 200 6 000 + 8 200 
III,3,m.K. 14 803 6 000 + 8 803 16 928 6 000 +10 928 

IV,l,o.K. 6 562 7 200 - 638 6 190 6 000 + 190 
IV,l,m.K. 7 172 7 620 - 450 7 844 6 000 + 1 844 
IV,2,0.K. 7 435 6 000 + 1 435 7 809 6 000 + 1 809 
IV,2,m.K. 4 851 6 000 - 1 149 3 791 6 000 - 2 2019 
IV,3,0.K. 4 432 6 000 - 1 568 3 752 6 000 - 2 24ß 
IV,3,m.K. 4 427 6 000 - 1 573 3 923 6 000 - 2 077 

II,l,m.K. ,F=1500 12 909 13 200 - 291 12 789 9 780 + 3 009 
II, 1,m. K.,AJVIA 15 971 7 920 + 8 051 18 744 6 600 + 8 964 

II.,l,m.K. ,J=75 12 830 21 060 - 8 230 12 356 14 640 - 2 284 

II,1,m.K.,J=20/50 9 352 66 914 -57 562 5 269 45 742 -39 742 
II,l,m.K. ,Verlust 12 954 13 320 - 366 12 796 9 780 + 3 016 
11, 1,m.K. ,0.B. 22 048 14 040 + 8 008 18 044 11 640 + 6 404 

1) Die Modelle, deren Grenzwerte wegen der Aktiviti:it "Konsumverzicht" nicht brauch
bar sind, wurden weggelassen. 

2) Die im Modell errechneten, auf to diskontierten Werte sind auf t5 aufgezinst und des
halb mit den fUr Zeitpunkt to ausgewiesenen Zahlen direkt vergleichbar. 
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chende Eigenkapitalbildung ermtSgl icht. Die htSchste zusötzliche Beschöftigung wird in der 
BetriebsgrtSßenklasse 11 erreicht. Beim Ausgangsentwicklungsstand 1 werden je Jahr rund 
500 AKT mehr eingesetzt. In den grtSßeren Betrieben ist einerseits weniger Kapital in Form 
von BesatzvermtSgen notwendig, um die verfUgbaren Famil ien- und FremdarbeitskrHfte ein
setzen zu ktSnnen, und andererseits kann auch bei autonomer Entwicklung genUgend Eigen
kapital gebildet werden, so daß hier nur wenig mehr ArbeitsmtSglichkeiten durch Kredit ge
boten werden. In den Betrieben der GrtSßenklasse I sind die BeschHftigungsmtSgl ichkeiten 
grundsötzlich dadurch eingeschrHnkt, daß einerseits wegen des relativ hohen FIHchenbedarfs 
fUr die notwendige Selbstversorgungsproduktion nur wenig FIHche fUr arbeitsintensivere Pro
duktionsverfahren zur VerfUgung steht und die Produktionsverfahren mit dem grtSßten Arbeits
bedarf je FIHcheneinheit entweder einen zu geringen Arbeitsertrag erbringen (Anbau von 
Pyrethrum) oder wegen expliziter Vorgabe nur begrenzt ausgedehnt werden ktSnnen (Anbau 
von Kartoffeln) . . 

Die verbesserte Organisation des Milchabsatzes verursacht ohne komplementHren Kredit keine 
wesentl iche VerHnderung der BeschHftigungssituation im Vergleich zum entsprechenden 
Grundmodell. Erst wenn Kleinkredit mit Beratung in Anspruch genommen wird, nimmt die Be
sc:hHftigung zu. Insgesamt ist die induzierte zusHtzl iche BeschHftigung hier jedoch wesentl ich 
geringer (minus 35 v. H.) als in den Grundmodellen . 

~~~~~ __ ~~pl~~_~~_Y!~~~~!~ 

3.2.3. 1 HtShe und Dauer der Kreditaufnahme 

Die wichtigsten Ergebnisse zum Krediteinsatz sind in Tabelle 3 zusammengestellt: 

Aus den Ergebnissen zu den Grundmodellen IHßt sich folgern, daß - bei den unterstellten 
Modellbedingungen - der Schwerpunkt der Kreditaufnahme in den mittleren BetriebsgrtSßen 
(Klasse 11) liegt und daß die Kreditlaufzeit umso kUrzer sein kann bzw. - was auf dasselbe 
hinauslHuft - die RUckzahlungsraten umso grtSßer sein ktSnnen, je htSher der Entwicklungsstand 
ist. Die kleineren Betriebe haben auf niedrigerem Entwicklungsstand (Stufe 1) Schwierigkei
ten mit der RUckzahlung oder sogar schon mit dem Decken der Lebenshaltungskosten. Bei den 
grtSßeren Betrieben (Klasse 111 und IV) reicht die Eigenkapitalbildung in den meisten FHilen 
fUr die optimale Weiterentwicklung der Betriebe aus. 

Eine erhtShte Konsumquote, wie sie in den modifizierten Modellen J = 75 und J = 20/50 vor
gegeben ist, fUhrt zu einer Verringerung des Krediteinsatzes, da hierdurch entsprechend we
niger Mittel fUr den Kapitaldienst verbleiben. 

Die Untersuchung eines Modells, in dem zwar Kreditaufnahme mtSglich ist, aber der komple
mentHre Beratungseinsatz fehlt und damit der durch die Beratung induzierte schnelle Fort
schritt der Produktionstechnik nicht eintritt (I, 2, m. K., o. B.), veranschaul icht im Ver
gleich zum Grundmodell I, 2, m. K., daß dadurch der Fremdkapitalbedarf der Betriebe htSher 
wird; gleichzeitig verlHngert sich die Kreditlaufzeit und sind erheblich mehr Zinsen zu zah
len. Dieses Ergebnis weist auf die Substitutionsbeziehungen zwischen Kredit- bzw. Kapital
einsatz auf einzelbetrieblicher Ebene und Beratung hin. 

3.2.3.2 Grenzwerte liquider Mittel 

Auch bei einer optimalen Gestaltung der Kreditkonditionen im Hinblick auf die Betriebsent
wicklung wird nicht in jedem Fall sofort eine Kapitalausstattung erreicht, die den Grenzwert 
der liquiden Mittel auf das Niveau des Fremdkapitalzinses von 10 % absinken IHßt. Hier sind 
vor allem zwei Einflußfaktoren zu erwHhnen. Einerseits ist der Umfang der zu zahlenden 
Zinseszinsen abhHngig von der erforderlichen Kreditlaufzeit, und andererseits höngt es von 
der Eigenkapitalbildung ab, welcher Grenzwert der liquiden Mittel bis zum Ende der maximal 
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Tabelle 3: Die optimale Kreclithöhe und optimale zeitliche Verteilung der Kreditaufnahme 
und Kreditruckzahlung (Kshs) 1) 

max. Schulet 
Betriebsmodell t 1 t2 t 3 t~ t5 t6 t7 tB t9 t 10 • in 

Insg. Zins 'iöhe Periode 

Grundmodelle : 

I,2,m.K. 
Kreditaufn. 789 273 52~ )10 - - - - - - 2096 

1~36 2685 t5 KreGi trOckz. - - - 28 389 825 1235 1055 - - 3532 

H,1,m.K. 
Kreditaufn. 1415 1038 711 - - - - - - - 316~ 

1998 3821 t1, Kreditrückz. - - 100 1085 1~62 615 624 298 977 - 5162 

II ,2,m.K. Kreditaufn. 1309 300 1~35 262 - - - - - - 3306 1291 3945 t4 Kredi trUckz. - - - 177 2820 - - - - - 4597 

H,3,m.K. 
Kredi taufn. 1590 - - - - - - - - - 1590 

398 1590 t 1 KreditrUckz. 51~ 201 1273 - - - - - - - 1988 

Kreditaufn. 2133 977 326 - - - - - - - 3~36 
1237 3982 t3 HI,1,m.K. K reditrückz. - - 1454 3219 - - - - - - 4673 

IV,1,m.K. Kreditaufn. 934 - - - - - - - - - 934 
9~ 9~ t 1 Kredi trDckz. 1028 - - - - - - - - - 1028 

Modi fizierte Modelle : 

H,1,m.K.,F=1500 
Kredi taufn. 1563 1027 642 - - - - - - - 3232 

21~ 3692 t 4 Kredi trilckz. - - 337 1151 1513 400 277 514 1039 - 5366 

H,1,m.K.,J=75 
Kredi taufn. 1048 787 442 - - .. - - - - 2277 2000 2831 t~ Kreditrückz. - - 2 45~ 477 473 639 597 444 1191 4277 

Il,1,m.K.,J=20/So 
Kreditaufn. 796 337 422 51 - - - - - 1606 

1396 1982 t~ Kredi trDckz. - - - 361 204 706 341 63 44 1283 3002 

H,1,AI.K;,Verlust 
Kreditaufn. 1~02 1752 264 - - - - - - - 3418 1991, 3888 t3 KreditrUckz. - - 687 1~3 1419 7B 596 - 1289 - 5412 

H,1,II.K.,AMA 
Kreditaufn. 1705 9 - 2654 - - - - - - 4368 

1572 4836 t4 Kredi trilckz. - 90 - 1608 2489 1753 - - - - 59~0 

Kreditaufn. 1768 827 287 1616 - - - - - - 4498 
1827 5286 t4 Il i 1 ,m.K. ,AMA,Int·Kredi trDckz. - - - 2204 2486 1635 - - - - 6325 

H,1,m.K.,Integer 
Kreditaufn. 1524 927 767 - - - - - - - 3218 2026 3838 t4 Kredi trOckz. - - 156 1174 1515 584 593 152 1070 - 5244 

I,2,m.K.,0.B. 
Kredi taufn. 8Z3 325 311 880 464 - - - - - 2803 2084 3502 t6 Kredi trückz. - - - - 289 888 954 1052 942 762 ~887 

1) Die Kreditaufnahme erfolgt jeweils am Beginn des Jahres und die KreditrUckzahlung 
am Ende. 

2) Einschi ießI ich aufgelaufener Zinsen. 
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vorgegebenen Kreditlaufzeit erreicht werden kann. Falls der Grenzwert der liquiden Mittel 
innerhalb dieser Zeit auf einen Wert fl:lllt, der den Ertragsverhl:lltnissen des außerbetrieb/i
chen Kapitaleinsatzes (5 %) entspricht (vgl. Abbildung 1b, 1 c), ist das Kapitalausstattungs
niveau nur wegen der zu zahlenden Zinseszinsen vermindert. Ist jedoch die Eigenkapitalbil
dung geringer, so liegt der Betriebsinterne Grenzwert der liquiden Mittel in tlO über demje
nigen, der sich ergibt, wenn zu diesem Zeitpunkt genügend Eigenkapital vorhanden ist. Da 
aber ein Krediteinsatz nur lohnend ist, wenn der Grenzwert der liquiden Mittel in den da
vor liegenden Perioden jeweils um das 1, 1-fache höher liegt (vgr. Abbildung ld), kann unter 
solchen Gegebenheiten nur ein wesentlich geringeres Niveau der Kapitalausstattung erreicht 
werden. 

Bis zu welchem Grenzertrag der liquiden Mittel der Krediteinsatz in den einzelnen Teilperio
den lohnend ist, kann unter der Voraussetzung, daß der Verlauf der Grenzertragskurve der 
liquiden Mittel in den einzelnen Teil perioden kontinuierl ich ist, anhand folgender Formel 
errechnet werden: 

wobei: 

n 

Kreditzinsfuß 

GEmin 
t 
x-n 

. Laufzeit des Kredites 

GELM= Grenzwert der liquiden Mittel zum letzten Rückzahlungszeitpunkt 
tx 

(= Ende Periode t~ 

GEmin = Mindestens erforderlicher Grenzertrag der als Kredit in Teilperiode 
tx-n 

tx_n zur Verfügung gestellten liquiden Mittel. 

Wird diese Formel auf die in Abbildung 1 dargestellten Grenzertragsverll:lufe b, c und d ange
wandt, so ergibt dies für die marginale Einheit der liquiden Mittel in Periode t1 einen min
dest erforderlichen Grenzertrag von 11,9; 13,8 und 20,15 v.H. (Werte entsprechend der Dif
ferenz zum jeweils zeitlich folgenden Grenzwert liquider Mittel in Abbildung 1). 

Die undiskontierte Verzinsung entspricht dem (l+r)t-fachen des Grenzertrages und betrl:lgt so
mit 12,5; 14,5 und 21,2 v.H .. Diese Werte zeigen auf, daß das Einsatzniveau des Kapitals 
einerseits von der notwendigen Laufzeit der Kredite und andererseits vor allem von der in der 
maximal vorgegebenen Laufzeit m!:lgl ichen Eigenkapitalbildung abhl:lngig ist. 

Eine Senkung des Zinssatzes, z.B. auf 5 v.H. würde unter den Gegebenheiten des in Abbil
dung 1 dargestellten Falles d eine Verringerung des mindesterforderlichen Grenzertrages der 
liquiden Mittel für den Krediteinsatz in t1 von 21,16 auf 7,29 v. H. also um absolut 
13,87 v. H. bedeuten. Zugleich ist eine Erhöhung der Eigenkapitalbildung zu erwarten, die 
zu einer Senkung des Grenzwertes liquider Mittel in t lO oder gar zu einer Verkürzung der 
Laufzeit führen könnte und von dieser Seite zusl:ltzlich dazu beitrüge, möglichst schnell eine 
günstige Kapitalausstattung der Betriebe zu erreichen. 

3.2.3.3 Besatzverm!:lgen 

Für drei ausgewl:lhlte Modelle wurde die Entwicklung des Besatzvermögens und seine Finan
zierung durch Eigen- und Fremdkapital ermittelt (siehe Abbildung 2). Ein Vergleich der Ab
bildung 2a mit 2b zeigt, daß in den Betrieben der Größenklasse 11 und einem Ausgangsent
wicklungsstand 1 - unter den gegebenen Voraussetzungen - erst der Krediteinsatz ein Wachs
tum des Besatzvermögens und des Eigenkapitals ermögl icht. Die optimale Kapitalausstattung 
wird aber erst nach 9 Jahren erreicht. 
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Abbildung 1: Grenzwerte der liquiden Mittel bei unterschiedlicher Kreditlaufzeit bzw. un
terschiedlichen Grenzwerten zum letztmöglichen RUckzahlungszeitpunkt bei 
unterstelltem kontinuierlichem Verlauf der Grenzertragskurve in den einzelnen 
Teilperioden (diskontierte Werte) 

Abbildung 2: Entwicklung des Besatzvermögens und der außerbetrieblichen Vermögensbildung 
sowie des Eigen- und Fremdkapitals in ausgewClhlten Betriebsmodellen 
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Grundsötzlich sehr tlhnliche Verhtlltnisse finden sich bei denjenigen Varianten, in denen der 
Milchabsatz verbessert ist. Erst wenn Kredit zur VerfUgung steht, kann die verbesserte Vor
zUgl ichkeit der Milchviehhaltung ausgenutzt werden, indem in t1 der Kauf von 2 KUhen und 
in t4 der von 3 weiteren KUhen finanzierbar wird. Da die hohen Ertrtlge der Milchviehhaltung 
schon nach vergleichsweise kurzer Zeit anfallen, ist eine rasche Kredittilgung sowie anschi ie
ßend die Bildung von außerbetriebl ichem Eigenkapital mtsgl ich. 

3.3 Einfluß auf den Geldfluß in den Betrieben 

Mit der Analyse des Geldflusses wird gezeigt, wie sich die Höhe und die Zusammensetzung 
der Ein- und Auszahlungen unter den jeweiligen Model/bedingungen entwickeln. Wie hoch 
die Einzahlungen in einer Teilperiode sind, htlngt davon ab, wieviel Geld aufgrund von Des
investitionen im Betriebsbereich eingenommen wird, in welchem Umfang ein Geldtransfer aus 
der Vorperiode erfolgt und inwieweit Kredit in Anspruch genommen Wird. Bei den Auszahlun
gen ist zu unterscheiden, inwieweit sie fUr betriebliche Zwecke erfolgen, in welchem Umfang 
liquide Mittel in die ntlchste Teilperiode transferiert werden, wieviel Geld fUr die RUckzah
lung von Krediten zu verwenden ist und wie hoch die Geldentnahmen sind. Bei einem Ver
gleich der in Abbildung 3 dargestellten Entwicklungen des Geldflusses ist zuntlchst auffallend, 
daß in dem Nicht-Kredit-Modell (Abb. 30) vor allem der Umsatz nur sehr sptlt und langsam 
ansteigt, wtlhrend durch den Einsatz von Kredit (Abb. 3b) eine schnelle und fortlaufende Er
höhung erreicht wird; die vorUbergehende Verminderung des Umsatzes in den Perioden t7 und 
ta ist durch die Neuanlage von Teefeldem bedingt. Ein Vergleich beider Varianten zeigt 
weiterhin, daß den bei Krediteinsatz erzielten Steigerungen der Einzahlungen auch höhere 
Auszahlungen gegenUberstehen, so daß die Geldentnahme in dem Kreditmodell bis einschließ
I ich Periode ta nur um die mit dem vermehrten Einsatz von Famil ien-AK verbundene Geldent
nahme höher ist als in dem Modell ohne Kredit. 

Die in Abbildung 4 fUr das Betriebsmodell 11, 1, m.K., J = 75 dargestellte Entwicklung des 
Geldflusses unterscheidet sich von derjenigen des Grundmodells dadurch, daß eine erhöhte 
Geldentnahme gefordert wird. Dies fUhrt dazu, daß sowohl weniger Eigenmittel fUr betrieb
I iche Auszahl ungen verfUgbar sind als auch aufgrund der verminderten Kapitaldienstftlhigkeit 
weniger Kredite aufgenommen werden können, fUr die dazu noch wegen der notwendigen 
Itlngeren Laufzeit sogar absolut mehr Zinsen zu zahlen sind. Obwohl die verminderten be
triebl ichen Auszahlungen auch eine langsamer erfolgende Umsatzsteigerung verursachen, ist 
trotzdem eine nachhaltig steigende Geldentnahme möglich, weil Uber eine Vertlnderung der 
Betriebsorganisation ein teilweiser Ausgleich der verminderten KapitalverfUgbarkeit erfolgen 
kann. Ab Periode tlO allerdings liegt die im Grundmodell mögliche Geldentnahme deutlich 
höher. 

3.4 Einfluß auf den Betriebserfolg 

Ein Uberbl ick Uber die in Tabelle 4 zusammengestellten Erfolgsgrößen Itlßt erkennen, daß der 
Krediteinsatz unter allen untersuchten Gegebenheiten aus einzelbetriebl icher Sicht sehr vor
teilhaft ist, da sowohl beim Reineinkommen (Gewinn) als auch - meistens sogar in noch grö
ßerem Umfang - beim Betriebseinkommen erhebl iche Steigerungen erzielt werden können. 

Bei den Betriebsmodellen der Betriebsgrößenklasse 11 ist die durch Krediteinsatz ermöglichte 
Erfolgssteigerung besonders auffallend in den weniger entwickelten Betrieben, da sie einer
seits schon ausreichend groß sind, bei den gegebenen Alternativen eine Ausdehnung der Pra
duktion zu ermtsglichen, andererseits aber nicht in der Lage sind, bei autonomer Entwicklung 
genUgend Eigenkapital zur Finanzierung der dafUr notwendigen Investitionen zu bilden. Die 
bei Krediteinsatz stattfindende starke Eigenkapitalbildung bedingt, daß der Zuwachs der 
Geldentnahme erheblich geringer ist als das Reineinkommen (Gewinn). Wie auch die durch
schnittlichen Geldentnahmen zeigen, bleibt die jtlhrliche Geldentnahme fUr einen relativ 
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Abbildung 3a: Entwicklung des Geldflusses 
im Betriebsmodell 11, 1, o.K. 

Abbildung 3b: Entwicklung des Geldflusses 
im Betriebsmodell 11, 1, m.K. 

Abbildung 4: 

Entwicklung des Geldflusses im modifizierten 
Betriebsmodell 11, 1, m.K., J = 75 
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~ Tabelle 4: Kennwerte des Betriebserfolges 
.... 

A9gregierte diskontierte Werte (Gegenwartswerte) Durchschnittliche undiskontierte Werte je Jahr 

Ziel- Mlode.t- Natu .. l- Elg .... R.lnelnk ....... " Elge ... G.ld- u ••• 1 ... 1- r,_ nn5 B.lrlebselnk_J Geldentnahlep 101.'01- Gold- •• Nal.rol-

!unkU ..... gald- .. !n."", kapit.1 kapltal- enl.ahmen lohn e .. !n_ enl •• "", (IrI20) 
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langen Zeitraum (Kreditlaufzeit von 9 Jahren) auf die mit dem zusi:ltzlichen Einsatz von Fa
milien-AK verbundene Mindestgeldentnahme beschri:lnkt. Die Uberproportionale Erhöhung des 
Betriebseinkommens ist darauf zurUckzufUhren, daß die verbesserte Produktionstechnik und 
erhöhte KapitalverfUgbarkeit nicht nur dazu fuhren, daß alle verfUgbaren Famil ien-AK ein
gesetzt werden, sondern es auch lohnend wird, Fremd-AK in größerem Umfange zu beschi:lf
tigen. Die durch den Einsatz von Kleinkrediten und Beratung induzierte Erfolgssteigerung 
bleibt zwar bedeutend, wird aber umso geringer, je höher der Entwicklungsstand zu Beginn 
der Planungsperiode ist. Dies ist vor allem dadurch bedingt, daß auch bei autonomer Entwick
lung die erzielbare Eigenkapitalbildung zunehmend einen Entwicklungsverlauf ermögl icht, 
der demjenigen der entsprechenden Kreditmodelle nahe kommt, und die Erfolgssteigerung 
durch den Einsatz von Kleinkrediten mit Beratung immer mehr auf die Auswirkungen der pro
duktionstechnischen Beratung reduziert wird. Wegen des erhöhten Produktionsumfanges ist je
doch ihr Einfluß vergleichsweise groß. 

Die explizit erhöhte Geldentnahme bei den Betriebsmodellen J = 75 fUhrt zwar zur Vermin
derung des Reineinkommens und vor allem des Betriebseinkommens. Durch die zu Beginn der 
Planungsperiode erhöhte, spi:lter aber verminderte Geldentnahme sind die Gegenwartswerte 
der Geld- und Naturalentnahmen denjenigen der Grundmodelle fast gleich. Dies ist jedoch 
nur mögl ich, wei I die zusi:ltzl iche Geldentnahme zu· Lasten einer Betriebsintensivierung er
folgt, so daß bis zum Ende des Planungszeitraumes das Vermögen wesen tl ich geringer gewach
sen ist als in den Grundmodellen und damit eine erheblich verminderte Produktionskapazität 
vorliegt. 

Der Verlust einer Kuh fUhrt zu einer Verminderung des Gegenwartswertes des Reineinkommens 
um rd. 3 800 Kshs und des Betriebseinkommens um rd. 6400 Kshs. Obwohl fUr die Ersatzbe
schaffung nur 1 300 Kshs benötigt werden und Kredit verfUgbar ist, wird diese nur teilweise 
damit finanziert. Der Rest wird durch ZurUckstellung anderer Investitionen aufgebracht und 
verursacht damit eine Veri:lnderung der Betriebsentwicklung dahingehend, daß unter anderem 
weniger Teeanlagen erstellt werden und noch in der aggregierten Periode der Betriebserfolg 
beeinträchtigt wird. Aus den ermittelten Verlusten wird ersichtlich, wie wichtig die Bekämp
fung vor allem der durch Zecken Ubertragenen Rinderkrankheiten im Untersuchungsgebiet ist. 

Mit dem einzigen modifizierten Modell, das zur Betriebsgrößenklasse I gehört, wird geprUft, 
wie sich die alleinige Kreditvergabe ohne zugehörige Beratung auswirkt. Vergleicht man die 
Erfolgsgrößen dieses Modells mit den o.K. - und m.K. - Grundmodellen gleicher Größe und 
gleichen Entwicklungsstandes, so zeigt sich, daß durch die alleinige Kreditnutzung etwa 
eine halb so große Erfolgssteigerung zu erreichen ist wie bei Kredit und Beratung. Allerdings 
ist der Kreditbedarf größer, die Laufzeit Ii:lnger und es fallen mehr Zinsen an. 

4 Gesamtwirtschaftlicher Erfolg des Einsatzes von Kleinkrediten mit Beratung 

Welche Auswirkung die angefUhrten Einflußfaktoren auf die Kapitalwerte des gesamtwirt
schaftlichen Nettoertrages und auf die ebenfalls mit 5 % diskontierten einzelbetriebl ichen 
Erfolgsgräßen haben, ist in Tabelle 5 dargestellt. 

Da sich der Kapitalwert fUr einen Vergleich der Wirtschaftlichkeit nur bedingt eignet, wurde 
auch der interne Zinsfuß errechnet. Ohne die Einbeziehung der Erträge, die aus zusätzl ichen 
außerbetrieblichen Investitionen resultieren, wurden in allen Fi:llien Werte von größer als 
35 % errechnet, eine Ermittlung des internen Zinsfußes fUr den gesamtwirtschaftlichen Netto
ertrag erbrachte stets mehr al s 40 %. 

Der Einsatz von Kredit fUhrt in allen untersuchten Betriebsmodellen zu einer erhebl ichen Ein
kommenssteigerung, sowohl fUr die Betriebsleiterfamilie (= Reineinkommen) , als auch fUr die 
gesamte Volkswirtschaft. Anhand des hohen erzielten internen Zinsfußes des Einsatzes von 
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Tabelle 5: VerCinderung der Gegenwartswerte einzelbetrieblicher und gesamtwirtschaftlicher Erfolgsgrößen 
durch ausgewClhlte Einflußfaktoren (Kshs) 

VerJnderung einzelbetrieb- Ver~nderung des gesamtwirt-
Di ffercnz der licher Erfol~S9rößen schaft! ichen Ilettoertrages 

Einflußfaktor Ergebnisse der ohne zusä tzl zus:itzlicher 
Betriebsr.lodelle Betriebs - Rein - Ertrag aus [rtrag aus Nettoertrag 

einkomen einkoMen außerbetr. auß,)rbetr. insgesamt 
I nves ti tion Investition 

Einsatz von Kredi t in lI,l,m.K. - 11, l,o.K. ~6 661 30 512 35720 22390 58 110 
Be triebsmode 11 1I , 1 

[insatz von Kredit in 
III,1,m.K. - III,1,o.K. 25939 21 381 21602 11 018 32620 

Betriebs~ode11 lII,l 

Einsatz von Kredit in 
Setriebs!:lode 11 l!,1 bei 1I,1,m.I.,AMA - 11,1,0.1. ~3 328 1,0811 38 252 21 9~8 60 200 
org. Abendmilchabsatz 

Einsatz von K rcdi t in 
Betriebsmodell II,l bei II,1,m.K. - H,1,I1I.K.,J=75 25 188 2J 526 19 850 1 237 21 087 
erhöhter Geldentnahme 

Einsatz von Kredit in 
Setriebs~odell II,l bei ll,l,m.K.,Veriust - II,l,o.K. 39291 26 18} 3D 395 11 23~ "1 629 
Verlust einer Kuh 

Erhöhte Geldentnahl:1c in 
11, 1,m.K.,J::15 - 1I,1,o.K. -21 ~13 - 7 022 -15 810 -21 153 -31 023 

Betricbs~odell II ,1 

Verlust einer Kuh in II,1,ID.K. - II,1,III.K.,Verlust - 6364 
Betriebsmodell H,l 

- 3 765 - 5 }25 - 5 156 -10 ~81 

'-- ----------- ----- -------

Interner Zinsfuß 

ohne zus:Jtzl 
Ertrag aus 

Nettoertrag 

außerbetr. insgesa.'Dt 
I nvestit ion 

36,3 40,1 

"1,1 50,0 

~1,1 55,7 

50,5 53,0 

35,1 40,0 

- -

- -



Kredit, z. B. in den Modellen 11, 1 und 111, 1 ist festzustellen, daß durch diese Förderungs
maßnahme die Entwicklungsml:Sglichkeiten der Betriebe erheblich verbessert werden, was zu
sammen mit den Auswirkungen auf die Ubrige Volkswirtschaft zu einer hohen gesamtwirtschaft
lichen Rentabilitl:lt dieser Projekte fUhrt, auch wenn man die erheblichen Unsicherheiten be
rUcksichtigt, die in einer verzl:Sgerten bzw. unvollstl:lndigen Realisierung der Modellergeb
nisse in der Praxis liegen. 

Aus dem Vergleich der Ertragsentwicklung bei verschiedenen Geldentnahmeverhalten ist zu 
beobachten, daß bei erhöhtem Konsum eine besonders starke Verminderung des gesamtwirt
schaftlichen Nettoertrages des Krediteinsatzes, vor allem desjenigen aus der außerbetrieb
lichen Einkommensverwendung, eintritt. Die Erkll:lrung dafUr ist, daß einerseits durch den 
höheren Konsum auf den Einsatz von Fremd-AK verzichtet werden muß und andererseits ein 
wesentlich Il:Ingerer Zeitraum benötigt wird, bis so viel Eigenkapital gebildet wird, daß im 
Betrieb eine Kapitalsl:lttigung erreicht wird, die die marginale Verzinsung unter 5 % absin
ken II:Ißt und außerbetriebliche Investitionen erml:Sglicht. Auf einzelbetrieblicher Ebene wird 
der Gegenwartswert des Reineinkommens relativ geringfUgig, das Betriebseinkommen hinge
gen erheblich durch die erhöhte Geldentnahme beeintrl:lchtigt. 

Der Verlust einer Kuh fuhrt zu I:Ihnlichen Auswirkungen wie ein erhöhter Konsum. Die hohen 
gesamtwirtschaftlichen Ertragseinbußen zeigen an, wie wichtig die Bekl:lmpfung dieser Tier
verluste speziell in den weniger entwickelten und ohnehin besonders kapitalschwachen Be
trieben auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist. 

5 Konsequenzen fUr die Konzeption von Kleinkreditprogrammen mit Beratung 

Aus den im Rahmen der vorl iegenden Arbeit untersuchten betriebl ichen Zusammenhl:lnge kl:Sn
nen im Hinblick auf eine Steigerung der Effizienz von tv\aßnahmen zur Kleinbetriebsförderung 
insbesondere folgende Ergebnisse abgeleitet werden. 

Die Kreditkonditionen sind umso gUnstiger zu gestalten, je kleiner der Betrieb, je niedriger 
der Ausgangsentwicklungsstand und je Il:Inger die Pay-Off-Periode der jeweiligen Investitio
nen ist. Welche Kreditkonditionen bei der Finanzierung einer Maßnahme den betrieblichen 
Verhl:lltnissen angepaßt sind, kann ohne besondere Schwierigkeiten allein durch die Gegen
Uberstellung der EinzahlungsUberschUsse, die mit und ohne Krediteinsatz erzielbar wl:lren, 
ermittelt werden. Sollen jedoch die Kreditkonditionen so festgelegt werden, daß die RUck
zahlung erst erfolgt, wenn die betriebsinterne Verzinsung der liquiden Mittel unter den Kre
ditzins absinkt, so ist eine Abstimmung zwischen den gegebenen Produktions- und Investi
tionsalternativen sowie den Geldentnahmen notwendig, d. h., es ist die Aufstellung eines 
Optimal programmes der Betriebsentwicklung erforderlich. Die daran angepassten Kreditkon
ditionen können dann nur mit Hilfe von simultanen mehrperiodischen Modellplanungen er
mittelt werden. 

Aus den Ergebnissen der Betriebsmodelle mit verbessertem Milchabsatz wird ersichtlich, daß 
sich marktorganisatorische Maßnahmen sehr unterschiedlich auf die verschiedenen Betriebs- . 
typen auswirken. Es ist deshalb auch bei solchen tv\aßnahmen zu prUfen, inwieweit die Ziel
gruppen erreicht werden bzw. diese Maßnahmen sind auch von der betriebswirtschaftlichen 
Situation der Zielgruppe abzuleiten. Bei der Auswahl zu fördernder Produktionsverfahren 
gilt sinngeml:lß das Gleiche. 

Die Ergebnisse der Betriebsmodelle mit erhöhter Konsumquote zeigen, wie wichtig es fUr die 
Betriebsentwicklung ist, daß die Geldentnahmen aus dem Betrieb - solange keine ausreichen
de Kapitalausstattung erreicht ist - in engem Rahmen gehalten werden. Nachdem die Geld
entnahmen nicht direkt gelenkt werden können, muß uber tv\aßnahmen im Vermarktungsbe
reich und uber die Beratung versucht werden, die Landwirte entsprechend zu beeinflussen. 
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Die zur Zeit im Untersuchungsgebiet noch betrHchtl ichen Tierverluste - vor allem wegen der 
nicht konsequent durchgefUhrten ZeckenbekHmpfung - lassen, wie das diesbezUgliche Be
triebsmodell nachweist, einen Schaden entstehen, der sowohl auf betriebswirtschaftlicher 
als auf gesamtwirtschaftlicher Ebene ein Mehrfaches des Kaufpreises betrHgt. Wenn auch die 
Verluste in Betrieben mit gUnstigerer Kapitalausstattung nicht so schwerwiegend wie im unter
suchten Modell fa 11 sind, so zeigt dieses Ergebnis doch, daß der BekCimpfung jeglicher Art von 
VermCigensverlusten eine sehr hohe PrioritCit beigemessen werden sollte. 

Die autonome Entwicklung der Masse der Kleinbetriebe ist durch geringes Kapitalbildungs
vermögen erhebl ich beeintrHchtigt. Der Einsatz von Kleinkrediten mit Beratung ist zwar ge
eignet, in den geförderten Betrieben erhebl iche Produktions- und Einkommenssteigerungen 
zu bewirken; eine große Breitenwirkung ist jedoch vor allem dann nicht zu erwarten, wenn 
die mittels dieser Maßnahme eingefUhrten Neuerungen einen hohen Anspruch an die Kapital
verfUgbarkeit stellen. FUr die Förderung der Kleinbetriebe mUssen deshalb Organisationsfor
men gefunden werden, mit deren Hilfe eine große Anzahl von Betrieben erreicht werden 
kann. Da hCiufig Uber die Verbreitung wenig Kapital beanspruchender technischer Fortschritte 
(z . B. verbesserte Anbautechn ik, kUnstl iche Besamung, Organisation der Vermarktung, Mehr
arbeit der Landwirte) erhebliche Produktions- und Einkommenssteigerung zu erzielen sind, 
sollten vor der Organisation eines Kreditprogrammes die Betriebe unbedingt hinsichtlich sol
cher Mögl ichkeiten untersucht werden. Die dafUr notwendigen Beratungsinhalte sind oft schon 
aus der Analyse gut gefUhrter Betriebe abzuleiten und/oder können, z. B. Uber Feldversuche, 
gezielt erarbeitet werden. 

FUr den Fall, daß dennoch ein Kreditprogramm notwendig erscheint, sollte es so konzipiert 
werden, daß einerseits möglichst viele Betriebe direkt erreicht werden, und andererseits eine 
mögl ichst hohe Diffusionswirkung erzielt wird. 

Die Zahl der direkt geförderten Betriebe könnte z. B. dadurch erhebl ich erhöht werden, wenn 
man auf eine betriebsspezifische Entwicklungsplanung verzichtet und stattdessen die Betriebe 
nach Kriterien, die sowohl fUr die Entwicklung der Produktionsrichtung als auch fUr die zu 
wCihlende Kredithöhe und Gestaltung der Kreditkonditionen wichtig sind, in Teilgruppen dif
ferenziert und fUr diese speziell angepaßte "Maßnahmenpakete" zusammenstell t. 

Neuere Untersuchungen weisen darauf hin, daß innerhalb soziologisch determinierter Unter
gruppen der bei der EinfUhrung von Neuerungen wichtige "Trickle-Down-Effect" besonders 
groß ist. Diese Beobachtung ist in Beratungs- und Kreditprogrammen unter anderem dadurch 
zu nutzen, daß die ICindliche Bevölkerung neben nach technischen auch nach soziologischen 
Kriterien differenziert wird, und die Maßnahmen entsprechend abgestimmt werden. Um eine 
zu große Anzahl unterschiedlicher Maßnahmen zu vermeiden, ist zu empfehlen, die Förde
rung auf mögl ichst wenige, aber große Untergruppen zu beschrCinken. 

Die im Rahmen von standardisierten Förderungsprogrammen zwangsmCißig weniger spezifische 
Betreuung der Betriebe wird zwar zu einer Verminderung der Effizienz des Kredit- und Be
ratungseinsatzes im Einzelbetrieb fUhren, die aber durch einen höheren Gesamterfolg des 
Kreditprogrammes mehr als ausgegl ichen werden dUrften. Es ist insbesondere im Hinbl ick auf 
die Einkommensverteilung wichtiger, in einer großen Anzahl von Betrieben den Entwicklungs
prozeß zu initieren bzw. zu beschleunigen, als in wenigen Betrieben den maximalen Erfolg 
anzustreben. 
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EinfUhrung 

WHhrend der letzten 10 Jahre haben in Indien beachtliche technologische Verönderungen 
stattgefunden, was wesentl ich zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion beigetragen hat. 
So ist die Produktion von Brotgetreide von 57 Mill. t in den Jahren 1946 - 47 auf 120,8 Mill.t 
in 1975 - 76 gestiegen. Die Basis fUr die neue Entwicklungsstrategie bilden Maßnahmen wie 
Anbau von ertragreicheren Pflanzensorten, verbunden mit verbesserten landwirtschaftlichen 
Techniken, geeignete Anwendungs- und Bewösserungsverfahren, Einsatz von KunstdUngern 
und Schödlingsbekömpfungsmitteln sowie Mehrfruchtanbau. Infolge der Anwendung verbes
serter Techniken entsteht allgemein ein Bedarf an finanziellen Mitteln, was wiederum eine 
erhöhte Nachfrage nach Agrarkrediten nach sich zieht. Die kurzfristige Kreditnachfrage der 
indischen Landwirtschaft, die fUr 1970/11 verschiedentlich auf 10.100 bis 13.410 Mill. Rs. 
(Rupien) geschötzt worden war, wurde im Entwurf zum 5. FUnfjahresplan mit 30.000 MiII.Rs. 
beziffert. Letzte Untersuchungen (JAIN, 6) geben fUr die jöhrlichen Investitionen auf dem 
Agrarsektor (Agrarerzeugnisse und Dienstleistungen) einen Schötzwert von·ca. 100.000 Rs. 
an, wobei DUngemittel, landwirtschaftliche Geröte, Kleinbewösserung, Saatgut.und Schöd
lingsbekömpfungsmittel jeweils Rs. 15.000, 10.000, 1.000, 3.000 und 3.000 Mill. ausma
chen. 

2 Stellung der Agrarkreditgeber vor der Verstaatlichung 

Die Stellen, die einem Landwirt in Indien zur Vergabe von Agrarkrediten zur VerfUgung ste
hen, können im wesentlichen in zwei Kategorien unterteilt werden: a) nichtinstitutioneller 
und b) institutioneller Art 1). Zur erstgenannten Kategorie gehören Geldverleiher, Verwandte, 
Höndler, Kommissionöre etc., zur zweiten hauptsöchl ich der Staat, Genossenschaften, Ban
ken und andere öffentliche Einrichtungen. Die nichtinstitutionellen Stellen Uberwiegen von 
alters her bei der finanziellen Unterstutzung der Bauern; 1951/52 waren sie mit einem Anteil 
von 92,7 % am Gesamtkreditaufkommen beteiligt und 1961/62 mit 81,3 %. Die Geschöfts
banken spielten mit einer Kreditvergabe von 9 % im Zeitraum 1951/52 und 6 % 1961/62 nur 
eine unwesentl iche Rolle (AGRAWAL, 2, S. 145). 

Die Arbeit untersucht die Rolle der Staatsbanken bei der Agrarfinanzierung in Indien unter 
Hervorheöung folgender Aspekte: a) GrUnde und Ziele der Verstaatlichung, b) Überblick 
uber die Leistungen der Staatsbanken unter Hinweis auf die Ergebnisse einer Fallstudie Uber 
eine verstaatlichte Bank in einem indischen Bezirk, c) neueste Entwicklung im Bereich der 
institutionellen Agrarfinanzierung und cl) allgemeine Schlußfolgerung. 

3 Ziele der Bankenverstaatlichung 

Wie erwöhnt, spielten die Geschöftsbanken vor ihrer Verstaatlichung nur eine unbedeutende 
Rolle. Historisch gesehen hatte man die Banken in Indien ursprUng I ich zur Finanzierung des 
Handels eingerichtet, weshalb sie ihren Sitz in Handelszentren wie Bombay etc. hatten. Vor 
der Verstaatlichung im Jahre 1969 wurden nur ca. 5.000 von rund 564.000 Dörfern in Indien 
von Geschöftsbanken versorgt. Ende Juni 1968 beliefen sich die an die Landwirtschaft (ohne 
Plantogen) vergebenen Darlehen aller eingetragenen Geschöftsbanken auf 340,4 Mill. Rs., 
dies sind nur 1,1 % ihres Gesamtkreditaufkommens in Höhe von 31 .030 Mill. Rs •• Die Banken 

1) In einer anderen Studie werden alle Finanzierungsstellen als Institutionen bezeichnet, die 
dann wiederum unterteilt werden in a) nichtformale und b) formale Institutionen, wobei 
beide Bezeichnungen gleichbedeutend fUr die oben beschriebenen ·nichtinstitutionellen 
und institutionellen Quellen stehen. 
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wußten das von ihnen vertretene Prinzip der "Sicherheit" nicht zu vereinbaren mit einer Kre
ditvergabe an das mit hohem Risikofaktor, wenngleich fUr das nationale Wohl arbeitende 
Bauerntum. Mit der Vernachlössigung dieses Prioritötsbereiches hielten sich die Banken keines
wegs an die staatliche Planungspolitik. Um diesen Widerspruch auszuröumen, schuf die indi
sche Regierung im Jahre 1968 ein Programm der sozialen Lenkung, wodurch die Reserve Bank 
of India autorisiert wurde, Bankrichtlinien fUr die GeschöftsfUhrung herauszugeben mit dem 
Ziel, der Maximierung sozialen Nutzens den Vorzug gegenUber finanziellem Gewinn zu ge
ben. Das Programm erwies sich jedoch als unwirksam, und somit wurde die Kluft zwischen 
Angebot und Nachfrage ip! Bereich des Agrarkredits immer größer. Am 19.7. 1969 unternahm 
es die indische Regierung daher, 14 größere eingetragene Banken mit Depositenbesttlnden 
von mindestens jeweils 500 Mill. Rs. zu verstaatlichen, da sie die Auffassung vertrat, "eine 
Bankinstitution, die mit dem Leben von Mill ionen Menschen in BerUhrung steht bzw. stehen 
sollte, mUsse notwendigerweise von einem weitergesteckten sozialen Ziel inspiriert sein und 
habe sich somit in den Dienst nationaler Prioritöten und Ziele zu stellen". Nach der Ver
staatlichung belief sich der Anteil der Staatsbanken (14 Banken plus State Bank of India) an 
den Gesamteinlagen auf fast 87 % und auf 80 % bei den Bankzweigstellen des Landes. Die 
Staatsbanken waren unter anderem beauftragt, sich in die Bemuhungen um eine Deckung der 
Kreditnachfrage aus der Landwirtschaft, insbesondere der wirtschaftlich schwöcheren Berei
che, zu teilen, ohne jedoch in irgendeinem Sektor in Konkurrenz zu den Genossenschaften 
zu treten. 

4 Überbi ick uber das Leistungsangebot 

Unter dieser Rubrik sollen die Leistung und der bisher von diesen Banken in der Agrarfinan
zierung erzielte Fortschritt erörtert werden. Hierzu werden folgende Hilfsmittel herangezo
gen: 
a) Angaben aus zweiter Hand (indischer Herkunft) sowie 
b) Ergebnisse einer Fallstudie, die der Verfasser und Mitarbeiter 1974 zur Untersuchung einer 
verstaatlichten Bank und ihrer Rolle bei der Finanzierung der Landwirtschaft betrieben haben. 
Die Studie basiert auf einer Befragung von 20 Bauern des Bezirks Sud-Kanara. Der Bezirk 
wird in drei verschiedene landwirtschaftliche Klimazonen unterschieden, die zuföllig auch 
mit den unterschiedlichen landwirtschaftlichen Entwicklungsniveaus Ubereinstimmen. Es wur
den drei TALUS (verwaltungsmtlßige Auf teilung eines Bezirks), d.h. einer aus jeder Zone, 
herausgegriffen. Es handelt sich - in der Reihenfolge ihres wirtschaftlichen Wohlstandes und 
ihrer Entwicklung - um Udipi, Karkai und Puttur. Weiter wurden in einem Zwei-Phasen
Auswahlverfahren insgesamt sechs Dörfer (d. h. aus jedem Taluk zwei) herausgegriffen. Die 
Bauern der betreffenden Dörfer wurden in groben ZUgen unterteilt in 

(0 solche, die finanzielle Unterstutzung durch eine Staatsbank erhielten, 
(11) solche, die von einer Genossenschaft finanziert wurden, und 

(111) solche, die wöhrend der letzten 5 Jahre von keiner der obigen Institutionen finanziell 
unterstUtzt worden waren. 

In Föllen, in denen ein Bauer sowohl von einer Staatsbank als auch von einer Genossenschaft 
Kredit erhalten hatte, erfolgte die Einstufung unter der Kategorie, wo er den höheren Betrag 
erhalten hatte. Der gesamte Bezirk ist ausreichend mit Bankinstituten versorgt, und der Ein
fluß von Geldverleihern ist nur gering. 
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4.1 Verbesserte rtlumliche und funktionelle Versorgung 

~:.!:.L_~!,=,!J!tl_<!~r:..~~~i!J~~~ll!:~_~<!~~rE!!:~t~!'!J_ 

Die Gesamtzahl der Zweigstellen öffentlicher Banken hat sich zwischen dem 30.6.1969 und 
dem 31.12.1976 nahezu verdreifacht. Von den 12.211 Zweigstellen, die wtlhrend dieses 
Zeitraums neu eröffnet wurden, befanden sich 5.816 (d.h. 47,6 %) in landwirtschaftlichen 
Ballungszentren (Orten mit einer Bevölkerungszahl bis zu 10.000), was einem Anstieg von 
318 % gegenUber der ursprUnglichen Anzahl von nur 1.523 Ende Juni 1969 gleichkommt. Ob
wohl - in absoluten Zahlen gesehen - in den nicht-Itlndlichen Gebieten mehr Zweigstellen 
eröffnet wurden, betrug der Anstieg hier nur 106 %. Allgemein war die Verteilung von Filia
len Uber die verschiedenen Teile des Landes jedoch sehr unregelmtlßig: Von den 23.655 
Zweigstellen Ende 1976 befanden sich 12.263 in den sUdlichen (7.678) und westlichen 
(4.585) Gebieten Indiens, wobei insgesamt nur 6 Staaten betroffen waren. Diese Bereiche 
waren bereits zum Zeitpunkt der Verstaatlichung besser mit Banken versehen, da die Mehr
zahl der sptlteren Staatsbanken dort gegrUndet worden waren. Die Bevölkerungszahl pro Bank 
variierte im Juni 1976 stark, angefangen von 12.000 in Punjab, 15.000 in Kamataka und 
21.000 in foAaharashtra bis zu 34.000 in West Bengal, 40.000 in Uttar Pradesh und Madhya 
Pradesh, 56.000 in Assam und 59.000 in Bihar. 

~:.!:.~ __ ~:~~:!'!J:~~~~~:_~~~_~~~<!~!: 
Sowohl die Depositengeschtlfte als auch die Kreditvergabe der Banken haben seit der Ver
staatlichung erheblich zugenommen. "Die in den landwirtschaftlichen Filialen verzeichnete 
jtlhrliche Zuwachsrate fUr Depositen und Kredite belief sich auf 38,7 bzw. 46,6 % im Ver
gleich zu 18,4 und 22,5 % in Orten mit stadttlhnlichem Charakter, 17 und 20,4 % in Sttldten 
sowie 16,3 und 12,9 % in Hauptsttldten" (Reserve Bank of India, 8, S. 100). Trotzdem ist 
der Anteil der landwirtschaftlichen Zweigstellen am Gesamtgeschtlft immer noch sehr gering, 
was bereits aus der Tatsache hervorgeht, daß "Einlagen und Kredite in Itlndlichen Orten, die 
Ende Juni 1969 3,1 bzw. 1,5 % ausmachten, bis Juni 1975 auf 8,1 bzw. 5,9 % anstiegen" 
(Reserve Bank of India, 8, S. 100). Eine andere interessante Tatsache ist die, daß trotz einer 
deutl ichen Verschiebung hin zur Landwirtschaft ihr Anteil sowie der verwandter Tl:ltigkeits
bereiche am Gesamtkreditaufkommen der Itlndlichen Zweigstellen Ende Juni 1975 nur 35,5 % 
betrug (28,7 % Ende Juni 1973) - gegenUber einem Anteil der Industrie von 41,5 % (49,5 % 
Ende Juni 1973). Die Zweigstellen in Orten mit stadttlhnl ichem Charakter hatten einen An
teil von 42,9% an den bis Ende Juni 1975 an die Landwirtschaft vergebenen direkten Dar
lehen. 

4.2 Art der landwirtschaftlichen Finanzierung durch die Staatsbanken 

4.2.1 Ziel der Darlehen 

Die Geschtlftsbanken stellen der Landwirtschaft a) direkte und b) indirekte Finanzierungen 
zur VerfUgung. Die direkten Darlehen umfassen Bargeld- sowie Warenkredite an die Bauern 
(als Einzelpersonen oder Gruppen) zur Förderung des Anbaus, der Molkereien, der GeflUgel
zucht sowie fUr den Erwerb von Pumpen etc. Indirekte Darlehen sollen die Bauern indirekt 
unterstUtzen, indem man die Hilfsinstitutionen und -behörden bezuschußt und auf diese Weise 
eine größere VerfUgbarkeit von modemen Arbeitsmitteln erreicht. Außerdem werden Mittel 
zur Nahrungsbeschaffung bereitgestellt. Die direkten Finanzierungsgelder werden entweder 
in Form von Anbaukrediten (crop loans) (Laufzeit bis zu 1 Jahr) oder mittelfristigen Krediten 
(term loans) (Laufzeit bis zu 5 Jahren) vergeben. Erstere werden im allgemeinen verwendet 
fUr kurzfristigen Produktionsbedarf wie z.B. Einktlufe von Saatgut, DUngemitteln und Chemi
kalien, wobei die Ruckzahlungsfrist nach Erntezeit und Ertragshöhe festgesetzt wird. Letztere 



dienen dem Erwerb von Pumpen sowie landwirtschaftlichen Gerelten und Maschinen, Grund
verbesserungen, dem Bau von Schuppen und Lagervorrichtungen, der Milchwirtschaft, der 
Geflugelzucht etc. 

4.2.2 Leihverfahren 

Um ein wirtschaftl ich vertretbares Kreditgeschäft abzuschl ießen, ist eine vorherige formale 
bzw. nicht-formale Orientierung Uber Betriebsvermögen, Gewohnheiten sowie Leistungspo
tential des betreffenden Bauern (voraussichtl ichen Kreditnehmers) erforderl ich. Die verlei
hende Stelle soll te das Kreditgeschäft nicht nur vom Standpunkt der Ruckzahlungsfähigke it 
aus sehen, sondern sollte dem Bauern in gleicher Weise bei der Entscheidung darUber behilf-
I ich sein, was fUr seine speziellen Bedurfnisse angepaßt erscheint. Um diesem Ziel entge
genzukommen und um eine kurzfristigere Kreditvergabe zu ermöglichen und die dabei anfal
lenden Kosten zu reduzieren, wurden die Leihverfahren durch die Banken vereinfacht. In 
Zweigstellen mit Agrarkrediten wird deshalb ein landwirtschaftlicher Beauftragter (agricul
tural officer) eingesetzt. Dieser ist zumindest staatlich geprUfter Landwirt und verfUgt aus
serdem Uber eine Fachausbildung im Bankwesen. Bei Vorliegen eines Kreditantrages inspi
ziert der Beauftragte die Äcker des betreffenden Bauern, nimmt Einblick in dessen Betriebs
planung, pruft die Leistung in vorangegangenen Ernteperioden etc., um dann aufgrund der 
ermittelten Produktivität und der mit Hilfe des Kredits zu erwartenden Einkommenssteigerung 
seine Empfehlung Uber das Budget des Bauernhofs an den Leiter der Zweigstelle weiterzuge
ben. Die einzelnen Formal itöten sowie auch die Begrenzungen in der Höhe der Darlehen 
sind von Bank zu Bank verschieden. Im allgemeinen kann der Zweigstellenleiter bis zu 
10.000 Rs. verleihen, und nur bei Summen Uber 100.000 Rs. wird das Stammgeschäft einge
schaltet. Dazwischen liegende Betröge werden auf regionaler Ebene behandelt. Anbaukredite 
zum Kauf von DUngemitteln und Chemikalien werden normalerweise in Naturalien vergeben. 
Dadurch wird die Gefahr eines Mißbrauchs eingeschränkt. Bei Anbaukrediten in Höhe von 
rund 5.000 Rs. brauchen Kleinbauern keine festen Vermögenswerte als Sicherheit vorzuwei
senj in diesen Fällen genUgt die Verpfändung der Ernte und/oder das Stellen eines BUrgen. 
Der landwirtschaftliche Beauftragte der Bank besucht seine Kunden von Zeit zu Zeit auf 
ihrem Hof und tritt dabei sogar als Beratungsfachmann fUr neue geeignete Anbausorten, land
wirtschaftliche Techniken, DUngemitteianwendung usw. auf. Damit erhält man eine zusätz
liche Sicherheit fUr Anbaudarlehen. Um Morginalbauern und Teilpöchter finanziell zu unter
stutzen, nehmen einige Banken sogar die BUrgschaft einer ganzen Gruppe dieser Bauern an. 
Außerdem Ubernehmen die öffentl ichen Banken alle gesetzl ichen Kosten, einschi ießI ich der 
ÜberprUfung von Grundstucksurkunden von Klein- und Morginalbauern. 

Die bis Ende Juni 1969 bei den indischen Staatsbanken ausstehenden direkten sowie indirek
ten Darlehen in Höhe von insgesamt 1.622,9 Mill. Rs. wuchsen innerhalb von 7 Jahren um 
ein Sechsfaches, d.h. auf 10.041,6 Mill. Rs. an. Dabei stieg die Zahl der Darlehenskonten 
weit mehr an, wie aus den beiden Beitrögen fUr die oben genannten Zeitpunkte ersichtlich 
ist: 164.481 und 3.435.360, was auf einen weit höheren Anstieg der Kreditnehmerzahl ge
genUber der Höhe der Darlehensbetröge hinweist. 

Eine weitaus größere Verönderung wurde im Verhältnis von direkten zu indirekten Finanzie
rungen verzeichnet. Ende Juni 1969 erhielten 4.461 Antragsteller indirekte Darlehen Uber 
einen Gesamtwert von 1.220,9 Mill. Rs., was 75,23 % der insgesamt von diesen Banken 
durchgefUhrten landwirtschaftlichen Finanzierung entspricht. Demzufolge wurden also weni
ger als 25 % in Form von direkten Darlehen an Bauern vergeben. Während des Zeitraums 
von 7 Jahren stieg nicht nur die Höhe direkter Finanzierungen der Banken an die Landwirt-
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schaft um das 18-fache - in absoluten Zahlen - an, sondem es erhöhte sich damit auch der 
Anteil dieser Direktfinanzierungen an dem gesamten Kreditaufkommen dieser Banken auf 
72,32 %. Die Zahl der direkten Darlehenskonten in der Landwirtschaft stieg von 160.020 
per Ende Juni 1969 auf 3.063.496 (das ist mehr als das 19-fache) am 30.6.1976. Demgegen
Uber ging die Höhe der direkten Darlehen pro Kreditnehmer in diesem Zeitraum von 
2.512,19 Rs. auf 2.370,40 Rs. zurUck. Der RUckgang wl:lre noch deutlicher, wenn man die 
Darlehensbetrl:lge auf das 1969 herrschende Preisniveau zurUckfUhren wUrde. 

Die regional unterschiedliche Verteilung der Zweigstellen Uber das Land wurde bereits oben 
besprochen. Interessanterweise finden sich auch innerhalb ein und desselben Bezirks, d.h. 
in den verschiedenen Landstrichen, Ungleichheiten in der Kreditgewl:lhrung, sowohl bezogen 
auf Darlehenskonten als auch auf Darlehensbetrl:lge. Unabhl:lngig davon, wer kreditverleihen
de Stelle ist (d.h. ob Staatsbank, Genossenschaften oder nichtinstitutionelle Quellen), spie
gelt die Inanspruchnahme von Krediten jeweils den wirtschaftlichen Wohlstand eines Gebiets 
und den Bildungsstand der Kreditnehmer wider (siehe Tabelle 1). 

Tabelle 1: Durchschnittliche Höhe des Darlehens (in Rupien) 

Kreditquelle 
TALUK Staats- Genossen- nicht-institutionelle 

bank schaften Quellen 

Udipi 943 1 924 775 

Karkai 2 502 2 768 1 393 

Puttur 5 643 3 680 8 075 

Quelle: AGRAWAL et al.: 1, Seiten 145 - 147. 

Aufgrund der beschriebenen Maßnahmen der Staatsbanken zur gezielten Unterstutzung der 
Kleinbauern ist diesen der Zugang zu Bankanleihen, insbesondere kurzfristiger Art, wesent-
I ich erleichtert worden. In den ersten 4 Jahren nach der Verstaatl ichung betrug der Anteil 
der Klein- und Marginalbauern (bis zu 5 Morgen Besitz), die kurzfristige Kredite bei Staats
banken aufgenommen hatten, 69 % der gesamten Darlehenskontenj das entspricht 44,8 % der 
gesamten Anleihen 1}. Werden die mittelfristigen Kredite jedoch miteinbezogen, so ist das 
sich ergebende Gesamtbild nicht ganz so eindrucksvoll. Der Anteil der Klein- und Marginal
bauem an der Gesamtzahl der landwirtschaftl ichen Darlehenskonten betrl:lgt 56,4 %, ihr An
teil an allen Darlehen Uberhaupt jedoch nur 26 %, was darauf hindeutet, daß die Vergabe 
von Darlehen immer noch eine Tendenz zugunsten der Großbauem aufweist. 

In unserer Untersuchung in Sud-Kanara fanden wir heraus, daß die Kredite fUr Anbau und 
Grundverbesserung stark zu ungunsten der Klein- und Marginalbauem verteil t waren (wie in 
Tabelle 2 dargestellt). Diese Einseitigkeit Il:Ißt sich jedoch erkll:lren, wenn man die positive 
Wechselbeziehung zwischen der Größe der Betriebe und dem Grad ihrer wirtschaftlichen 
Erholung in die Betrachtung miteinbezieht. 

1} Laut der im Jahre 1971 in der Landwirtschaft vorgenommenen Volkszl:lhlung gehörten 
69,7 % aller Bauem zur Sparte der Klein- und Marginalbauem, und zwar mit einem An
teil von 20,86 % an der gesamten mit landwirtschaftlichen Betrieben versehenen Nutz
fll:lche. 
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Tabelle 2: Verschiedene Darlehensarten gemCiß Größe des Landbesitzes 

Kategorie d.Bauern gemCiß Größe d.Landbesitzes (Morgen) 
< 1 1.1< 2.5 2.6< 5 5.1< 10 ~10 Total - -

1 . % der befragten 
5 16.5 24 32 22.5 100.0 

Bauern 

2. % der Bauern, die 
Anbaukredit er- 1.9 10.7 22.2 35 32.2 100.0 
hai ten haben 

3. % der Bauern, die 
Grundverbesse-

3.7 3.7 22.2 29.6 40.8 100.0 
rungsdarlehen 
erhalten haben 

Quelle: AGRAWAL et al.: 1, Seiten 162 und 164. 

Das Gesamtkreditaufkommen der Banken fUr den Landwirtschaftsbereich hat bezugl ich aller 
drei Arten von Anleihen, kurz-, mittel- sowie langfristiger, zugenommen. Die kurzfristigen 
Darlehen haben sich von 1.724,10 Mill. Rs. im Juni 1972 auf 4.862,5 Mill. Rs. im 
Juni 1976, d.h. nahezu um das Dreifache, erhöht, wCihrend die mittel- und langfristigen um 
mehr als das Doppelte anstiegen. Der auffCiliigste Zuwachs war jedoch bei der kurzfristigen 
Direktfinanzierung zu verzeichnen; er betrug dort fast 32 %. 

In SUd-Kanara sind kurz- und mittelfristige Anleihen von größerer Bedeutung. Nach Lauf
frist aufgeschlusselt, ergibt sich fUr die von den Staatsbanken vergebenen Darlehen folgen
des Bild: 

52 % kurzfristig 
46 % mittelfristig 

2 % langfristig 

(b is zu 1 Jahr) 
(1 - 5 Jahre) 
(Uber 5 Jahre) . 

Kurzfristige Anleihen nahmen auch bei Finanzierungen durch Genossenschaften und nicht
institutionelle Stellen einen vorrangigen Platz ein, sie uberwogen jedoch bei den Genossen
schaften. Im Vergleich zu den Genossenschaften gewCihrten die Staatsbanken mehr mittei
und langfristige Darlehen, wie aus Tabelle 3 ersichtlich. Diese Feststellungen stimmen mit 
der Situation in ganz Indien Uberein, wo die per 30.6.1976 ausstehenden kurzfristigen direk
ten von Genossenschaften vergebenen Kredite in Höhe von 10.250 Mill. Rs. einer Gesamt
summe von 3.426,4 Mill. Rs. bei den Staatsbanken gegenUberstanden. 

Tabelle 3: Anteil der verschiedenen kreditvergebenden Stellen an der Gesamtvergabe von 
kurz-, mittel- und langfristigen Krediten (Anzahl der Darlehen) 

Banken 
Genossen- nicht-institutionelle 

Total 
sc haften Quellen 

kurzfristige Darlehen 41 % 51 % 8% 100.0 % 

mittelfr . Darlehen 51 % 47% 2% 100.0 % 

langfristige Darlehen 90% 10 % - 100.0 % 

Quelle: AGRAWAL et al.: 1, Seite 150. 
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Tabelle 4: Einteilung der Darlehen unterschiedlicher Quellen nach deren Zweckbestimmung 

Verwendungs-
Einstufung nach Anzahl Einstufung nach Höhe 

der Darl ehen der Darl ehen 
zweck der 

Staats- Genossen- nicht-institu- Staats- Genossen- nicht-institu-
Kredite 

banken sc haften tion. Quellen banken schaften tion. Quellen 

Anbaukredite 1 1 3 2 1 3 
Pumpen 2 2 4 3 3 4 
Landverbes-

3 3+ 1 + 1 2 1 
serung 

3+ 1 + Konsum 4 7 6 2 
Viehwirt-

5 6 5 5 7 5 
schaft 
Maschinen-

6 7 4 5 
kredite - -
Brunnen 7 5 - 6 4 -
Bau 8 8 - 8 8 -

+ (Die gleiche Anordnung in einer Spalte bedeutet gleiche Anzahl von Darlehen.) 

Quelle: AGRAWAL et al.: 1, Seiten 155 - 157. 

Von der Zweckbestimmung her gesehen, teilten sich die in SUd-Kanara von den drei haupt
sCichi ichen Stellen (d. h. Staatsbanken, Genossenschaften und nicht-institutionelle Quellen) 
vergebenen Darlehen in groben ZUgen in 8 verschiedene Kategorien auf, die nach a) Anzahl 
der Darlehen und b) Darlehensbeträgen gestaffelt sind (siehe Tabelle 4). 

Beide institutionellen Quellen vergaben die Mehrzahl der Darlehen in Form von Anbaukre
diten . Von der Höhe des Betrages her gesehen, liegen Grundverbesserungen jedoch vor den 
Anbaukrediten der Staatsbanken; das Umgekehrte gilt fUr die Genossenschaften. Eine interes
sante Feststellung ist die, daß von allen Arten durch nicht-institutionelle Stellen vergebener 
Darlehen die Verbrauchskredite zahlenmCißig an der Spitze stehen. Sogar bezUg I ich der Kre
dithöhe I iegen sie nur an zweiter Stelle hinter den Mel iorationskrediten. Kredite fUr Mel io
rationen, Anbau sowie Pumpensysteme machten 29,95 %, 25,75 % und 20,81 % der insge
samt von den Staatsbanken vergebenen Agrarkredite aus. Die entsprechenden Zahlen fUr Ge
nossenschaften sind: 23,7 %, 25,53 % und 17,86 %. BezUglich der Höhe ist demnach der An
teil der Anbaukredite bei diesen beiden institutionellen Verleihern annähernd gleich. 

4.2.8 Sicherheiten 

Mehr und mehr gewinnt bei den Kreditgebern das Prinzip des Produktionspotentials an Bedeu
tung. Grundbesitz bleibt jedoch weiterhin fUr die Banken eine wichtige Sicherheit (siehe 
Tabelle 5). 

Nur bei 5 % der Bankkredite lagen keinerlei Sicherheiten vor. Bei den durch nicht-institutio
nelle Stellen vergebenen Krediten lagen in 88 % der FCille keine Sicherheiten vor. Diese 
Situation ist jedoch nicht als repräsentativ fUr ganz Indien anzusehen, denn a) SUd-Kanara 
ist der Bezirk mit den meisten Banken, und KreditgewCihrung durch nicht-institutionelle Stei
len kommt hier nur geringfUgig vor; und b) die meisten der nicht-institutionellen Verleiher 
sind Freunde oder Bekannte und nicht etwa professionelle Geldverleiher. 
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Tabelle 5: Vergabe von Darlehen nach Sicherheiten 

Kredit % der gegen Sicherheiten vergebenen Darlehen 
vergebende 

Ernte- Mit-
von Darlehen keine 

Stellen 
ertrtlge 

Land 
bUrge 

angeschaffte Schmuck Sicher- Gesamt 
Vermtsgenswerte heiten 

Staatsbanken 24% 27% 13 % 23% 8% 5% 100.0 % 

Genossensch . 27% 15 % 32 % 26% 5% 4% 100.0 % 

nicht-institu - 4% 8% 88% 100.0 % 
tion .Quellen - - -

Quelle: AGRAWAL et 01.: 1, Seite 176. 

Der hauptstlchl iche Unterschied zwischen den beiden Institutionen besteht in der untersch ied
I ichen Art, wie Grundbesitz und BUrgen als Sicherheit angesehen werden: Genossenschaften 
ziehen die BUrgschaftssicherheit vor, vorausgesetzt, die BUrgen sind Genossenschaftsmitglie
der. 

Eine interessante Feststellung in unserer Untersuchung war, daß die Ruckzahlungen - sowohl 
von Staatsbank - als auch von Genossenschaftskrediten - in unmittelbarem positivem Zusam
menhang zum Vermtsgen (wirtschaftlichen Wohlstand des Gebietes) und zur Grtsße des Be
triebes standen (siehe Tabelle 6) . 

Tabelle 6: Durchfuhrung der Ruckzahlung 

TALUK 
% der zurUckgezahlten Darlehen 
Staatsbanken Genossenschaften 

Udipi 68,7 % 69,2 % 

Karkai 80,0 % 82,8 % 

Puttur 82,6 % 91,6 % 
Verwaltungs-

76,7 % 83,5 % 
bereich 

Quelle: AGRAWAL et 01.: 1, Seite 178. 

Die Genossenschaften sind in ihrem Leistungsangebot geringfUgig besser in Udipi und Karkai 
und entschieden besser im wirtschaftlich sehr hochentwickelten Taluk von Puttur, da sie dort 
sehr gut organisiert sind. Es zeigte sich, daß die Erstellung einer Übersicht Uber die poten
tiellen Kreditnehmer sowie deren Beratung Uber die allgemeinen Bedingungen und die Ver
wendung der Darlehen wesentl ich zu der Entscheidung darUber beitrugen, ob ein Bauer ein 
seinen Verhtlltnissen angepaßtes, d.h. fUr ihn "verdauliches" Darlehen erhalten hatte. Nahe
zu die Htllfte aller in Verzug geratenen Kreditnehmer der Staatsbanken konnten ihre Darlehen 
aufgrund der Tatsache nicht rechtzeitig zuruckzahlen, daß man ihnen seitens dieser Banken 
keinerlei Beratung uber deren Bedingungen und die Verwendung hatte zuteil kommen lassen. 
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Eine Umfrage unter den Bauern darUber, welcher Art von Kreditgeber bzw. welcher Art von 
Darlehen und aus welchen GrUnden sie den Vorzug geben, brachte einige interessante Aspek
te zum Vorschein. Die Staatsbanken werden im wesentl ichen bevorzugt aufgrund a) einfacher 
Bedingungen, b) schneller Bedienung sowie c) des durch Einschal tung eines landwirtschaft-
I ichen Beauftragten verbesserten Kontakts. Genossenschaften werden dagegen bevorzugt we
gen a) niedriger Zinsstltze und b) eines persönlicheren Kontakts zwischen geschtlftsfUhrendem 
Vorstand und Kreditnehmer. Ein schneller Service gehörte nicht zu den starken Seiten der 
Genossenschaften. ·Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 46,3 % der Kreditnehmer 
(tatstlchl ic!.er wie auch potentieller) Darlehen Uber Banken bevorzugen, 33,3 % Uber Ge
nossenschaften und 20,4 % von Privatpersonen. 

5 Weite~ekte der ßgrarfinanzierun..9A!lr.ch Staatsbanken und ~erwandte 

Einrichtungen 

5.1 Zinssatzabstufungen und -staffelungen 

Gemtlß dem von den Staatsbanken entwickelten Zinsabstufungsprogramm stand der von ihnen 
berechnete Zinssatz im direkten Verhtlltnis zur Größe des Betriebes. Zustltzl ich wurde in in
dustriell schlecht entwickelten Gebieten ein Programm der gestaffelten Zinsstltze eingefUhrt, 
wodurch Kleinkreditnehmem (Bauern sowie N icht-Bauem) die Möglichkeit einer vergUnstig
ten Finanzierung durch die Staatsbanken gegeben wurde. Im Rahmen dieses Programms kön
nen alle Interessenten aus Itlndlichen Gebieten, deren Jahreseinkommen 2.000 Rs. nicht 
Ubersteigt, einen Kredit beantragen, wobei als obere Antragsgrenze 1.500 Rs. fUr Betriebs
kapital und 5.000 Rs. fUr langfristige Anleihen festgesetzt wurden. Die Marginal- und Klein
bauern in 275 landesbezirken, die unter dieses Programm fallen, können Kredite zu einem 
Zinssatz von nur 4 % pro Jahr aufnehmen. Ende 1975 betrug die Anzahl der im Rahmen die
ses Programms gewtlhrten Darlehen 464.811 in einer Gesamthöhe von 210 Millo Rs. (d.h. pro 
Darlehen durchschnittl ich 452 Rs.). Die entsprechenden Zahlen des Vorjahres waren 150.146 
fUr die Anzahl, 75 Mill. Rs. und 426 Rs. 

5.2 Burgschaften und Refinanzierung von Agrarkrediten 

Zur UnterstUtzung der Staatsbanken wurden zusätzl ich eine Anzahl weiterer Institutionen ge
schaffen. So deckt z.B. die Credit Guarantee Corporation of India (C.G.C.) alle kurz- und 
langfristigen Darl ehen dieser Banken an Kleinkreditnehmer bis zu 2.500 bzw. 10.000 Rs. ab. 
Ende 1975 erhielten diese Banken im Rahmen des sogenannten KleinkreditbUrgschaftsprojekts 
(Small loan Guarantee Schemel fUr Bauern und landwirte einen Betrag in Höhe von 
5.387,4 Millo Rs., was beinah zwei Dritteln des insgesamt unter BUrgschaft vergebenen Be
trages gleichkommt. Das Programm wurde außerdem auf Dienstleistungsgenossenschaften 
(Service Cooperative Societies) und landwirtschaftliche Banken erweitert. Die C.G.C. Uber
nimmt auch fUr solche kurzfristigen Kredite die BUrgschaft, die aufgrund natUrlieher Risiken 
in mittelfristige umgewandelt wurden. 

Die Agricultural Refinance Corporation (ARC) bietet Refinanzierung an fUr Projekte, wie 
Kleinbewi:lsserung, Bodenerhaltungs- und -verbesserungsmaßnahmen, Technisierung, Milch
und GeflUgelwirtschaft, Schafzucht, Fischerei, Gartenbau, Plantagen, Bau von lagermög
I ichkeiten bis hin zum Agrarflugwesen. Die Auslagen der ARC an die Geschäftsbanken ver
dreifachten sich nahezu innerhalb eines Jahres: sie stiegen von 280 Mill. Rs. (1974 - 75) 
auf 710 Mill. Rs. (1975 - 76) an. Der Anteil dieser Auslagen an den 1975 - 76 von der ARC 
insgesamt vergebenen Kreditgeldem betrug 41 %. Wtlhrend ihrer 13-jährigen Tötigkeit refi..., 
nanzierte die ARC 208.800 gebohrte Brunnen, 302.400 ausgeschachtete Brunnen, 
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480.900 Motorpumpsysteme und trug dazu bei, daß insgesamt 2,05 Mill. ha Land durch 
Mehrfruchtanbau genutzt wurden, 635 Mill. ha durch Bodenerhaltungsmaßnahmen und wei
tere 47.600 ha durch Anpflanzungs- und Gartenbauprojekte verbessert und entwickelt wur
den. 

5.3 Leadbank und Vii lage Adoption 

Als einer Art "Leadbank" weist man einer Geschi:lftsbank einen bestimmten Bezirk zu, inner
halb dessen sie als Schrittmacher bei der Bereitstellung integrierter Bankleistungen fungiert. 
Alle 338 Landesbezirke wurden jeweils einer Leadbank zugewiesen, die die Aufgabe hat, 
eine umfassende Übersicht Uber ihren jeweil igen Landesbezirk zu erstellen, das darin ent
haltene wirtschaftliche sowie das Bank- und Kreditpatential abzuschi:ltzen und die Ti:ltigkeit 
verschiedener kreditvergebender Stellen zu koordinieren. Man entwickelte Konzepte zur In
tegrierung der Gemeinden (Village Adoption) und Erfassung bestimmter Gebiete (Area 
Approach) mit dem Ziel, den KreditwUnschen der Entleiher in diesen Gebieten entgegenzu
kommen und die Verwendung der Darlehen wirksam zu Uberwachen. Folgende Gebiete sind 
vorrangig in dem Programm berUcksichtigt: 

(I) Gebiete, die im Rahmen von Programmen zur Förderung von Klein- und Grenzbetrieben 
und landwirtschaftlichen Arbeitskri:lften (Small Farm Development Agency and Marginal 
and Agricultural Labour Agency) zusammengefaßt sind, 

(II) die spezifische Probleme, wie z. B. nicht-bewi:lssertes Land, aufweisen, 
(111) mit hohem Potential und sichergestellten Bewi:lsserungsmögl ichkeiten, 
(IV) die vom Standpunkt genossenschaftlicher Organisierung unterentwickelt sind. 

Die Maßnahmen haben zum Ziel, allen entwicklungsfi:lhigen und potentiell entwicklungsfi:l
higen Bauern auf effektiven BedUrfnissen basierende Darlehen zu gewi:lhren, um so eine inte
grierte und harmonische Entwicklung in der Landwirtschaft herbeizufUhren. 

5.4 Finanzierung von Genossenschaften und Agro-Service-Zentren 

Die "National Commission on Agriculture" (Landesagrarausschuß) empfahl die Einrichtung 
von bi:luerl ichen Dienstleistungsgenossenschaften (Farmers' Service Cooperative Societies), 
um den Klein- und Marginalbauern sowie den Landarbeitern bestimmter Gebiete eine inte
grierte Kreditaufnahme zu ermöglichen. Zugleich schlug sie vor, daß "man der Hauptbank 
jedes Bezirks die Gesamtverantwortung fUr die Koordinierung der Kreditbereitstellung mit 
der Versorgung mit Betriebsmittel n und Dienstleistungen Ubertragen solle" (4, S. 32). Jede 
Bankfil iale solle zur betriebstechnischen Erleichterung und zur bestmögl ichen Nutzung des 
zur VerfUgung stehenden Personals fUr insgesamt 10 Genossenschaften zusti:lndig sein. Dar
Uber hinaus finanzieren die Banken auch die Einrichtung von (I) landwirtschaftl ichen Dienst
leistungszentren (Agro-Service-Centres) durch arbeitslose Ingenieure und technisch qual ifi
zierte Unternehmer sowie (II) Kuhdunggasbetriebe, die durch Aufbereitung von Kuhmist Gas 
fUr den hi:luslichen Gebrauch und wertvolle DUngemittel fUr den Bauernbetrieb herstellen. 

6 Landwirtschaftl iche Banken (Rural Banks) - eine moderne Einrichtung 

Da (I) das Verhöltnis der Ausgaben zu den Einnahmen bei den landwirtschaftlichen Bank
zweigstellen aufgrund hoher Gehi:llter und anderer Betriebskosten sehr hoch war und (II) es 
den meisten landwirtschaftlichen Banken zwar gelungen war, ihre Einlagen flUssig zu ma
chen, ihre Kreditvergabe jedoch zu geringfUgig war, um das Ausgaben/Einnahmen-Verhi:llt
nis gUnstiger zu gestalten, und (110 die Ii:lndl ichen Zweigstellen hauptsi:lchl ich mit sti:ldtisch 
orientiertem Personal besetzt waren, entschloß sich die indische Regierung im Jul i 1975, 
landwirtschaftl ich orientierte Geschi:lftsbanken auf regionaler Ebene zu eröffnen. Diese soll
ten a) die Organisation, Art der Geschöftsfuhrung sowie die Geldmittel der Geschöfts-
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banken, gepaart mit b) dem EinfUhlungsvermögen der Genossenschaften in lokale Probleme 
zum Einsatz bringen. 

Die landwirtschaftliche Bank ist eine eingetragene Geschöftsbank, die von der Lead Bank 
des Bezirks unterstUtzt wird und sich von dieser in folgenden Einzelheiten unterscheidet: 

a) Sie ist in ihrem Operationsradius lokal auf einen bzw. mehrere Bezirke innerha~b eines 
Landesstaates beschrönkt; 

b) ihre Kunden setzen sich insbesondere aus kleineren Unternehmern - Bauern, Handwerkern 
usw. - zusammen; 

c) ihr Personal kommt zum größten Teil aus löndlichen Gebieten mit niedrigerem Lohnniveau 
als dem normalerweise in Geschöftsbanken ubl ichen; 

d) ihre Leihsötze durfen nicht uber denen der Genossenschaften liegen; und 
e) ihre Tötigkeit sollte ergönzenden und nicht auf Wettbewerb gegenUber den Genossen-

schaften und Geschöftsbanken ausgerichteten Charakter haben. 

Die Lead Bank ist als Aktieninhaber mit 35 % an der regionalen landwirtschaftlichen Bank 
beteil igt und unterstUtzt diese in finanzieller und fachl icher Hinsicht sowie auch in Fragen 
der GeschöftsfUhrung und Personal ausbildung . Die zentrale Regierung und die der einzelnen 
Landesstaaten stellen jeweils 50 % bzw. 15 % des Stammkapitals. 

Ende 1976 waren 40 solcher auf regionaler Ebene arbeitender landwirtschaftlicher Banken 
in ganz Indien tötig. Ihre 491 Zweigstellen waren Uber insgesamt 72 Bezirke verteilt. Aus 
ihren insgesamt 195.000 Depositenkonten befanden sich 78 Mill. Rs. in Umlauf. 80,5 Mill. 
Rs. wurden an rund 100.000 Entleiher ausgegeben, wobei der Anteil der Klein- und Margi
nalbauern 46,7 Mill. Rs. (3) betrug. Bis Ende 1977 wird es rund 3.000 Filialen in etwa 
120 Bezirken des Landes geben. Angestrebtes Ziel jeder Zweigstelle ist das FIUssigmachen 
von Einlagen in einer Höhe von 500.000 Rs. bis zu obigem Zeitpunkt. 

7 Schlußfol~~ 

Der allgemeinen Agrarkreditpolitik in Indien folgend, die darauf abzielt, die Kreditstruktur 
durch Institutionalisierung zu verbessern und den Einfluß der privaten Geldverleiher auf ein 
Minimum zu beschrönken, haben die indischen Staatsbanken bei der Vergabe von Krediten 
an Gebiete ohne Banken und bei der Erhöhung ihres Kreditpotentials bereits bedeutende 
Fortschritte erzielen können. Weitere BemUhungen auf diesem Weg bestanden darin, Kredite, 
die auf Erhöhung des Produktionspotentials angelegt sind, weiter auszubauen, Kosten und 
Verzögerungen einzudömmen und Darlehen durch Beratung und Überwachung zu untermauern. 
Anstrengungen besonderer Art unternahmen die Banken bei der Förderung der Klein- und 
Marginalbauern - durch Schaffung von abgestuften bzw. gestaffelten Zinssötzen sowie spe
zieller Maßnahmen fUr Gebiete, die im Rahmen der Förderungseinrichtungen fUr Klein- und 
Marginalbauern und landwirtschaftliche Arbe itsk röf te (Small Farmer Development Agency 
and Marginal Farmer and Agricultural Labour Agency) zusammengefaßt sind. Die Einrichtung 
landwirtschaftlicher Banken eröffnet ganz neue Mögl ichkeiten, die unterstUtzend in die Rolle 
der Staatsbanken als Förderungsinstrument der schwöcheren böuerlichen Schichten eingreifen. 

Trotz aller Bemuhungen gibt es jedoch, wie wir gesehen haben, in dem bisher Erreichten 
einige Möngel, die es zu beseitigen gilt. Die bessergestellten Gebiete und deren Bauern 
sind weiterhin begUnstigt. Die Anzahl der landwirtschaftlichen Kreditnehmer sowie die 
Höhe der Kredite ist verhöltnismößig gering, was auf das Fehlen geeigneten Personals sowie 
auf das hohe Kosten-Einnahmen-Verhöltnis der landwirtschaftlichen Bankfilialen zurUckzu
fuhren ist. Weiter kommt hinzu, daß entgegen dem eigentlichen Ziel bei Einrichtung der 
landwirtschaftl ichen Banken die Geschöftsbanken durch Berechnung niedrigerer Zinssötze 
zu ersteren in Konkurrenz getreten sind, womit sie dem Sinn und Zweck jener Banken ent-
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gegenarbeiten. Die vorhandene Vielfalt der Finanzierungsinstitutionen und das Fehlen wirk
samer Koordinierung machen die allgemein herrschende Verwirrung und das Vergeuden eh 
knapper Finanzierungsmittel und fachlich geschulter Arbeitskräfte noch größer. Des weiteren 
ist die Bereitstellung von Mitteln nicht ausreichend. In jedem Falle sollte diese jedoch durch 
geeignete Beratungsmaßnahmen und eine verbesserte Infrastruktur unterstUtzt werden. In die
sem Zusammenhang kommt der fachl ich geziel ten Ausbildung des mit Agrarfinanzierung be
faßten Personals erhöhte Bedeutung zu. Das gleiche gilt für Tätigkeitsbereiche, wie dem Er
stellen von Gesamtübersichten, Beratung und Demonstration. "Insgesamt wird durch institu
tionelle Kredite z. Zt. mehr als ein Drittel der im Agrarbereich vorhandenen Nachfrage ge
deckt. Der Bedarf in diesem Bereich ist jedoch so groß, daß in Zukunft noch sehr viel mehr 
geleistet werden muß" (Indische Regierung, S. 9). Infolge der in jüngster Zeit durchgesetz
ten Maßnahmen zur Schuldenerleichterung ist die Kreditvergabe durch nicht-institutionelle 
Quellen sei tener geworden, wodurch den Finanz ierungsinstitutionen, insbesondere den Ban
ken, eine zunehmend schwierigere Aufgabe zufällt. 
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DIE ORGANISATION DES AGRARKREDITS FÜR ENTWICKLUNGS

PROGRAMME IN INDONESIEN UND MALAYSIA 

von 

Kur t - H ein z J u n g h ans, Bonn 

Die traditionale landwirtschaftliche Erzeugung in btluerl ichen Betrieben des malayischen 
Archipels ist gekennzeichnet durch ungenUgenden Kapitaleinsatz. Es handelt sich meist um 
eine zweifaktorelle Produktion, bei der allein die Faktoren Arbeit und Boden im wechseln
den Mengenverhtlltnis zum Einsatz gebracht werden. Unter solchen Umsttlnden wird Land
wirtschaft mehr oder weniger zur Aneignungswirtschaft. Der Bauer verfUgt ledigl ich Uber 
seine Arbeitskraft, mit deren Hilfe er das nutzt, was die Natur ihm bietet. Infolge fehlen
der KapitalgUter vermag er weder, den natUr! ichen Standort zu verbessern - z. B. fehlt Mi
neraldUnger, um dem Abbau der Bodenfruchtbarkeit entgegenzuwirken bzw. ihre Regenera
tion zu beschleunigen - noch kann er seine Arbeitsproduktivittlt durch Nutzung fortgeschrit
tener Technologien erhöhen. Die von der Natur gezogenen Rahmenbedingungen der land
wirtschaftlichen Produktion sind eng angelegt, wenig vertlnderlich und meist schon seit Ge
nerationen festgeschrieben. 

Differenzierungen der landwirtschaftl ichen Produktion beruhen daher meist auf Unterschiede 
in KI ima und Boden. Ein typisches Beispiel dafUr liefert Indonesien. Man unterscheidet dort 
drei große Klimazonen: 

- im Westen (Sumatra) die humiden Tropen 
- im zentralen Gebiet (Java und Celebes) die wechsel feuchten Tropen 
- im Osten (Timor, Nusatengara) die semiariden Zonen. 

Diese klare kl imatische Differenzierung findet ihren Niederschlag in der regionalen Vertei-
1ung der landwirtschaftl ichen Betriebstypen . Es ergibt sich folgendes Bi Id: 
- humide Tropen: Betriebe mit Baumkulturen und Naßreis 
- wechselfeuchte Tropen: Betriebe mit Naßreis und einjtlhrigen upland-Kulturen 1) 
- semiaride Tropen: Gebiete mit ein jtlhrigen upland-Kul turen. 

Innerhalb der Klimazonen bewirken dann unterschiedliche Bodenqualittlten eine weitere Dif
ferenzierung. So findet man z.B. auf den ntlhrstoffreichen Böden Pfeffer, wtlhrend der Gummi 
tlrmeren Standorten vorbehalten bleibt. 

Wir verdanken diese Kenntnis von der kl ima-rtluml ichen Differenzierung der Landwirtschaft " 
im malayischen Archipel vor allem den Arbeiten von Geographen. HELBIG (3, 4), PEL TZER 
(7), GEERTZ (2) und UHlIG (9, 10) - um nur die bekanntesten zu nennen - beschrieben mit 
"liebe zum Detail" die Auswirkungen dieser "Diktatur des Klimas" auf die Organisations
formen der landwirtschaftlichen Produktion. GEERTZ Studien Uber die Wechselbeziehungen 

1) Unter upland versteht man die höher gelegenen nichtterrassierten Ltlndereien, die sich fUr 
den Naßreis-Anbau weniger eignen und meist im Regenfeldbauverfahre., mit Getreide, 
Ölsaaten oder HulsenfrUchten bestellt werden. 
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vom wechsel feuchten Klima, Naßreisanbau auf Terrassen und geistiger Involution der java
nischen Agrargesellschaft wurde zum Standardwerk uber die VerhHltnisse der javanischen 
Landwirtschaft. Es kann daher gar nicht verwundern, daß dieses naturrHuml iche Denken auch 
geistige Grundlagen fUr die Konzeption der landwirtschaftlichen Entwicklungsarbeit lieferte. 
Malaysia galt nach diesem Denkschema als typisches Land der feuchten Tropen, d.h. der 
Baumkulturen, also wurde alle Entwicklungsarbeit auf eine Verbesserung des Gummi- und 
Öl palmanbaus konzentriert. 

Am bekanntesten und vom Operationsvolumen her gesehen auch am bedeutendsten ist das 
sogenannte "Rubber Replanting Credit Scheme". Produktionstechnisch beruht es auf der Er
kenntnis, daß veredelte GummibHume etwa den doppelten FIHchenertrag erbringen als wur
zelechte BHume. Organisatorisch wird dabei folgendermaßen verfahren: Der Bauer erhHlt fUr 
jeden Hektar gerodeter Plantage einen Kreditbetrag, der nicht nur die Kosten der Rodung und 
Neuanlage deckt, sondern daruberhinaus auch in den folgenden ertragslosen Jahren den 
Bauern ein Mindesteinkommen sichert. 40 % des Kredites wird im Jahr der Rodung und Neu
anlage gezahlt, in den folgenden 6 Jahren erhHlt der Bauer jHhrlich 10 % der Kreditsumme; 
die AusschUttung wird gestoppt, wenn durch Verschuldung des Landwirts die Neuanlagen in 
der Entwicklung zurUckgeblieben sind. Die Ruckzahlung erstreckt sich Uber 10 Jahre. Vom 
verkauften Gummi wird ein bestimmter Prozentsatz des Erlöses als KreditrUckzahlung und 
-verz insung abgefUhrt. 

Das Rubber-Replanting-Credit-Scheme gilt heute als eines der erfolgreichsten Entwicklungs
projekte SUdost-Asiens. Innerhalb von 20 Jahren wurde nahezu die gesamte Gummi-Anbau
flHche Malaysias umgeschult. Der durchschnittliche Hektarertrag stieg von 700 kg Latex/ha 
auf 1 .500 kg. 

Wtihrend sich Malaysia als Land der feuchten Tropen fast einseitig auf die Entwicklung der 
Baumkultur spezialisierte, wandte sich Indonesien den einjHhrigen Nutzpflanzen zu. 75 % 
seiner Bevölkerung leben auf Java und Matura, in Zonen also, die eindeutig den wechsel
feuchten Tropen angehören. Die "naßreisbauende Monsunlandwirtschaft" ist dort die domi
nierende Betriebsform. Folgende Zahlen belegen dies eindeutig: 

- 1973 betrug der Beitrag der Land- und Forstwirtschaft einschi ießI ich Fischerei zum indone
sischen Bruttosozialprodukt 39,8 %; der Reisanbau lieferte allein 23,5 %, also Uber die 
HHlFte des gesamten agrarischen Beitrags (11). Ihre Entwicklung wurde zum Hauptziel der 
indonesischen Agrarpol itik seit Beginn der sechziger Jahre. Dazu kam noch, daß der Naß
reisanbau in Indonesien auch in feuchten Tropen, vor allem auf Sumatra große Bedeutung 
besitzt. Programme zur Intensivierung des Naßreisanbaus erschienen daher als besonders 
geeignete Maßnahme, möglichst große Teile der Agrarbevölkerung am Entwicklungsprozeß 
zu beteiligen. Um dieses zu erreichen, wurde das sogenannte Bimas-Programm konzipiert 1). 

Produktionstechnisch gesehen beruht es auf dem kombinierten Einsatz folgender moderner er
tragssteigender KapitalgUter: 

- neugezUchtete standfeste Reissorten 
- MineraldUnger 
- Pflanzenschutzmittel. 

Organisatorisch wird so vorgegangen, daß auf nationaler und Provinzebene ein interministe
rieller Ausschuß in Verbindung mit Vertretern staatlicher Banken die Programme plant und 
leitet. Im Dorf sind folgende Organisationen mit der DurchfUhrung betraut: 

1) Bimas ist die Abkurzung fUr Bim bingan Masal, was so viel bedeutet wie Anleitung der 
Massen. 
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- der landwirtschaftliche Beratungsdienst Ubemimmt die Verbreitung der Innovationen (An
lage von Demonstrationsfeldem, Individual- und Gruppenberatung) , 

- "Village Units" der staatlichen Banken wickeln das eigentliche Kreditgeschtlft ab, 
- Bezugs- und Absatzgenossenschaften sowie lizenzierte private Htlndler Ubemehmen die 

Verteilung der Produktionsmittel, 
- fUr die Vermarktung und Lagerung des Emtegutes sind wiederum die Genossenschaften 

zusttlndig. 

Der Umfang des Bimas-Programms ist folgenden Zahlen zu entnehmen: 

- 1975/76 wurden Kredite fUr 2.895.000 ha Naßreis (Sawas) vergeben. Die Kreditsumme 
betrug 428.250.000 DM, das sind 148 DM/ha 1). 

Zusammenfassend Itlßt sich feststellen: 

Die klimatischen Bedingungen im malaysisehen Archipel - Vorherrschen der feuchten und 
wechsel feuchten Tropen - haben die Verbreitung bestimmter Kulturen besonders gefördert. 
In Malaysia, dem Land der feuchten Tropen, dominiert der Gummi im AnbaugefUge, in den 
wechselfeuchten Gebieten Indonesiens herrscht der Naßreisbau vor. Diese Dominanz einzel
ner Kulturen im AnbaugefUge hat die Regierungen veranlaßt, ihre entwicklungspolitischen 
Maßnahmen vorwiegend auf die Förderung dieser FrUchte zu konzentrieren. Hauptschwerpunk
te sind dabei das mittelfristige Kreditprogramm fUr die Neuanpflanzung abgewirtschafteter 
Gummiplantagen in Malaysia und die kurzfristigen Produktionsmittelkredite "Bimas-Programm" 
zur Intensivierung des Naßreisanbaues in Indonesien. • 

Die bei den genannten Programme laufen nun schon 18 bzw. 12 Jahre, sind also genUgend 
etabliert, um meßbare Wirkungen in der Landwirtschaft zu hinterlassen. Im folgenden soll 
der Versuch einer kritischen WUrdigung unternommen werden. Diese Analyse beruht einmal 
auf der Auswertung unveröffentlichter "Evaluation Reports" der indonesischen und malaysi
sehen Behörden, zum zweiten auf den Studien des Agro-Economic Survey's Bogor, Indone
sien (COLLJER and SAJOGYO, 1) und schi ießlich auf eigenen Dorfbefragungen im Rahmen 
der von uns geleiteten Sumatra Regional Planning Study (JUNGHANS und KÖTTER, 6, 
1975) • 

Wenden wir uns zuntlchst dem Bimas-Programm Indonesiens zu: 

Beim Studium der Sekundtlrliteratur ftilit auf, daß hinsichtlich der Beurteilung der Programm
auswirkungen besonders extreme Werturteile geftillt werden. Es gibt Berichte, die massive 
Kritik uben und geradezu von FehlschitIgen sprechen. DemgegenUber liegen auch zahlreiche 
Stellungnahmen vor, die erstaunliche Erfolge vermelden. Eine komperative Analyse solcher 
widersprUchlicher Berichte ergibt folgendes Bild: 

Die naßreisbauende Monsunlandwirtschaft beruht zwar grundstltzl ich auf den Besonderheiten 
des wechsel feuchten Klimas, ist aber keineswegs ein so starres, von den naturlichen Stand
ortskrtlften diktiertes Betriebssystem wie htlufig angenommen wird. Im Gegenteil, selbst in 
den "monoton anmutenden Gebieten der Naßreismonokultur" - z. B. in den nordjavanischen 
Ebenen - sind zahlreiche dynamisierende Krtlfte am wirken, die zu erheb I ichen Differenzie
rungen im landwirtschaftlichen Betriebssystem gefUhrt haben. Das global konzipierte Produk
tionsmittelprogramm Bimas trifft in der Praxis auf Betriebe mit sehr fein differenzierten sozial
ökonomischen Verhtlltnissen, also auch mit sehr differenzierten Entwicklungsanforderungen 
und es ist dann natUrlieh nicht verwunderlich, wenn das Programm in einigen Gebieten er
folgreich praxisgerecht erscheint, in anderen Zonen aber die Erwartungen der Landwirte 

1) Quelle: Bank Rakyat Indonesia. Persönliche Mitteilung des Vorstandsvorsifzenden 
Permady. 
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nicht erfullen kann. Um dieses zu beseitigen, muß etwas weiter ausgeholt werden. Wir wollen 
deshalb im folgenden versuchen, die wichtigsten betriebsstrukturdifferenzierten KrHfte darzu
stellen und ihre Auswirkungen auf den Erfolg des Bimas-Programms erlHutem: 

An erster Stelle ist hier das Bevtslkerungswachstum zu nennen. In der traditionalen Upland
und Monsunlandwirtschaft kann man vier "Reaktionen" des landwirtschaftlichen Betriebes auf 
zunehmendem Bevtslkerungsdruck unterscheiden: 

1. Phase: Solange noch genUgend rodefHhiges "absolutes Naßreisland" (I ON land) zur VerfU
gung steht, wird zunehmendes Bevtslkerungswachstum mit FIHchenexpansion beantwortet. 

2. Phase: Bei Verknappung des IONlands kann fUr die zunehmende BevlSlkerung nur durch 
umfangreiche kulturtechnische Maßnahmen "kUnstliches IONland" erschlossen werden. 
Die Terrassenkultur Javas ist in dieser Entwicklungsphase entstanden. Interessant ist, daß 
hier bereits eine Abnahme der mittleren Betriebsgrtsße erfolgt, allerdings bei relativer 
wie auch absoluter Zunahme der NaßreisflHchen innerhalb des Betriebes. 

3. Phase: Schreitet das Bevtslkerungswachstum weiterhin fort, so wird' im verstHrkten Maße 
die BewHsserung ausgebaut. In der traditionalen Agrargesellschaft bilden sich dann ko
operative Gruppen, die gemeinschaftlich den Bau und die Erhaltung der BewHsserungsein
richtungen Ubernehmen. Auf diese Weise wird es mtsgl ich, die vorhandenen NaßreisflH
chen zweimal mit Reis zu bestellen. In dieser Phase der Entwicklung verzeichnen wir eine 
weitere Abnahme der mittleren Betriebsgrtsße, desgleichen verringert sich die SawahflH
che je Betrieb, es wHchst allerdings die NaßreisanbauflHche. Es war weiterhin interessant 
festzustellen, daß trotz abnehmender Betriebsgrtsße das Familieneinkommen gehalten, 
manchmal sogar gesteigert werden konnte. Die Intensivierungsmaßnahmen kompensierten 
also den FIHchenverlust vollstHndig. 

4. Phase: Die NHhrflHche fUr die weiterhin zunehmende Bevtslkerung kann nicht mehr durch 
zusHtzliche Intensivierungsmaßnahmen gesichert werden. Versteckte Arbeitslosigkeit ist 
die Folge. Die Betriebsgrtsße nimmt weiterhin ab, desgleichen verringert sich jetzt die 
Sawah - wie auch die NaßreisanbauflHche und das Familieneinkommen fHllt stetig. 

Alle vier Zustandsphasen lassen sich heute in der indonesischen reisbauenden Monsunland
wirtschaft finden. Welche Konsequenzen ergeben sich daraus fUr das Bimas-Programm? 

Der als Phase 1 beschriebene Zustand findet sich in weiten Gebieten Zentral- und SUdsuma
tras, z. B. in der Provinz Bengkul,u und in den Randzonen von Westsumatra. Das Bimas-Pro
gramm ist in diesen Zonen ziemlich unbedeutend bzw. die Bauem stehen den Krediten ab
weisend gegenUber. "Es ist genUgend Rodeland vorhanden, warum sollen wir Schulden ma
chen" ist ein beliebter Standpunkt der Bauem. Dazu kommt, daß solche Gebiete verkehrs
mHßig ziemlich isoliert sind, also die Produktionsmittelzufuhr wie auch die Vermarktung des 
Reises auf verkehrsmHßige Schwierigkeiten sttsßt. Man produziert fUr den eigenen Bedarf und 
der kann auf den relativ großen FIHchen leicht ohne KapitalgUtereinsatz gedeckt werden. 

Erst wenn die infrastrukturellen Voraussetzungen fUr die Marktfruchtproduktion geschaffen 
sind, könnte der Einsatz von ertragssteigernden Produktionsmitteln interessant werden. Ge
genwHrtig wird nHmlich etwa 1 ha Naßreis pro Familie angebaut. Der Ertrag reicht aus, um 
den Selbstversorgeranspruch zu decken. Grtsßere FIHchen ktsnnen wegen des hohen Handar
beitsaufwands des Naßreisanbaus einerseits und wegen der beschrtsnkten Handarbeitskapazi
tHt der bHuerlichen Familien andererseits nicht bewirtschaftet werden. Wird nun eine Produk
tionssteigerung fUr den Marktfruchtbau angestrebt, so kann dieser nicht Uber weitere FIHchen
ausdehnungen erfolgen, sondem eine Steigerung des Hektarertrages ist notwendig. Durch Ein
satz von ertragssteigemden Kapitalgutem kann bei gleichem Handarbeitseinsatz die Reiser
zeugung nachhaltig verbessert werden. FUr die Entwicklungspolitik heißt dies aber: Ehe man 
Produktionsmittel kredite den Bauem anbietet, mUssen zunHchst einmal die infrastrukturellen 
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Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es den Bauern ermögl ichen, die durch den Kapi
talgUtereinsatz erzielten höheren Ernten auch vermarkten zu können. Das Simas-Programm 
wurde deshalb von den Sauern völl ig berechtigt abgelehnt, da es fUr sie nicht die höchste 
entwicklungspol itische Priorität darstell t. 

Zustände, wie sie in Phase 2 beschrieben werden, finden sich in zahlreichen Neusiedlungs
gebieten Sumatras, Kalimantans und zum Teil in Ost java. Das Hauptproblem all dieser Ge
biete besteht darin, daß fUr die ÜberfUhrung des potentiellen Reislandes in leistungsfähige 
Sawahs umfangreiche Erdbewegungsarbeiten notwendig sind. Handarbeit läßt nur sehr lang
sam Fortschritte erkennen. Der Einsatz von technischen Geräten wie Planierraupe etc. wäre 
angebracht. FUr das Bimas-Programm heißt das aber: Beim gegenwärtigen Entwicklungsstand 
der landwirtschaftlichen Setriebe haben Produktionsmittelkredite nicht die höchste Priorität. 
Erst mUssen einmal die Sawahs geschaffen werden, auf denen man dann später die Produktions
mittel einsetzen kann. Dies erklärt auch die in der Literatur häufig erwähnte ablehnende 
Haltung von Sauern in Neusiedlungsgebieten Sumatras gegenUber dem Simas-Programm. Was 
nutzen diesen Bauern neue Reissorten, wenn sie noch Jahre brauchen, um Sawahs anzulegen. 

Gebiete in einem landwirtschaftlichen Entwicklungszustand, wie er in Phase 3 dargestellt 
wurde, findet man in West java, auf Bali, in SUdsulawesi und auf Sumatra. Dort vor allem 
in den großen GrabenbrUchen und am Fuße des Bergmassives der Barisan Mountain. Nach vor
sichtiger Schätzung umfaßt diese Zone etwa 30 - 35 % der gesamten indonesischen Naßreis
fläche. Es ist hier in diesem Gebiet, wo das Simas-Programm seine größten Erfolge verzeich
net. Mehrere gUnstige Faktoren treffen zusammen: 

- Es handelt sich um dichtbesiedelte Räume, die im allgemeinen verkehrsmäßig gut erschlos
sen sind. Anfuhr der Produktionsmittel und die Vermarktung der Ernte finden also gute in
frastrukturelle Voraussetzungen. 

- Die bereits erreichte hohe Intensitätsstufe des Reisbaus hat die Bauern aufgeschlossen ge
macht gegenUber Maßnahmen zur weiteren Produktivitätssteigerung. Es liegt also eine hohe 
Innovationsbereitschaft vor. 

- Die Betriebsgröße und die Naßreisfläche ist zwar im Laufe des Sevölkerungswachstums klei
ner geworden und die meisten Bauern benötigen den Hauptteil ihrer Reisproduktion zur 
Selbstversorgung, aber es bleibt immer noch ein gewisser Rest fUr die Vermarktung Ubrig. 
Das heißt, die Bauern verfUgen einerseits bereits Uber eine gewisse Marktorientierung, 
zum anderen haben sie gewisse Bareinnahmen, mit denen sie die Kredite zurUck-
zahlen können. Sie verfUgen also Uber eine hohe KreditwUrdigkeit. 

All diese Faktoren zusammen haben geradezu ideale Voraussetzungen fUr das Bimas-Programm 
geschaffen. Erschlossene Räume, hohe Innovationsbereitschaft der Empfänger und eine gesun
de Agrarstruktur - unter diesen Bedingungen sind Produktionsmittelkreditprogramme geradezu 
ideale Maßnahmen der sozialökonomischen Entwicklungsförderung. Wir haben einen Regie
rungsbezirk -Tana Datarin Westsumatra - der fUr diese Situation typisch ist, evaluiert, das 
Ergebnis beweist den vollen Erfolg des durchgefUhrten Bimas-Programmes, hier die wichtigsten 
Kennzahlen: 

- 95 % der ansäßigen Bauern nehmen am Programm te iI, 
- die RUckzahlungsrate der Kredite liegt Uber 90 %, 
- mittlere Wachstumsrate des Pro-Kopf-Einkommens Ubersteigt 6 % jährl ich, 
- relativ geringe Einkommensdifferenzierung innerhalb des Dorfes. 

Wenden wir uns nun den Gebieten zu, deren Landwirtschaft sich in Entwicklungsphase 4 be
findet. Da sind vor allem die IberUhmt-berUchtigten" ländlichen Ballungszentren in Zentral
und Ost java, dazu gehören aber auch die sUdlichen Bezirke in Lampung (Sumatra) und einige 
Regionen in Westsumatra. Obwohl in all diesen Gebieten die Übervölkerung annähernd gleich 
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groß ist {mehr als 600 Einwohner/km~ also eine gewisse Homogenität im Entwicklungszustand 
des landwirtschaftlichen Betriebes besteht, reagieren die Bauern sehr unterschiedl ich auf das 
Bimas-Programm. Es lassen sich 2 Grundmuster des Verhaltens erkennen, die wiederum eine 
deutl iche Regional isierung aufweisen: 

Partielle Projektteilnahme der Bauern 

Von Projektbeginn an nehmen nur ein Teil der Bauern an der Bimas-Aktion teil und zwar 
jene, die durch Produktionsmitteleinsatz ihre Marktproduktion nachhaltig verbessern bzw. 
aus der Selbstversorgerwirtschaft heraus in die Marktproduktion hineinwachsen können. Das 
sind meist Landwirte mit mittleren und größeren Betrieben. Die Kleinbauern sind am Bimas
Programm kaum interessiert, da sie die Landwirtschaft nur noch als Nebenerwerb betreiben. 
Diese Situation trifft man häufig in Indonesien an vor allem im Hinterland der rasch aufblu
henden Industriestätte Javas. So entsteht zwischen Bogor und Jakarta ein etwa 60 km langer 
IndustriegUrtei, der Hunderttausende Arbeitskräfte aus der ländl ichen Umgebung abzieht. 
Dieser Bevölkerungsteil erhält sein Haupteinkommen aus nichtlandwirtschaftlicher Beschäfti
gung. Der landwirtschaftl ichen Tätigkeit wird nur noch geringe Bedeutung beigemessen. Wir 
konnten auch bereits Verpachtungen feststellen, was zu Betriebsaufstockungen der im Dorf 
zurUckbleibenden Bauern fUhrte. 

Unter solchen Bedingungen kann das Bimas-Programm als eine durchaus angemessene Förde
rung der Landwirtschaft gelten. Es hilft selbständige landwirtschaftliche Existenzen zu schaf
fen bzw. deren Einkommen zu verbessern, ohne daß dabei die landarmen Bauern einem fort
gesetzten Verarmungsprozeß ausgesetzt sind. 

Anfänglich generelle Projektteilnahme der Bauern - später weitgehende Projektablehnung 

Dieses Verhaltensmuster der Bauern gegenUber dem Bimas-Programm ist weit verbreitet in 
Zentral- und Ost java • Es handel t sich dabei um reine Agrargebiete, die infolge ihrer dich
ten Besiedlung relativ gut verkehrsmäßig erschlossen sind. In unmittelbarer Nähe der Dörfer 
gibt es jedoch keine nichtlandwirtschaftlichen Beschäftigungsmöglichkeiten. Die Bauern 
sind anfängl ich von den Mögl ichkeiten der Ertragssteigerung sehr beeindruckt und relativ 
schnell teilnahmebereit. Das Problem kommt allerdings sehr bald, näml ich bei der RUckzah
lung der Kredite. In diesen Ubervölkerten Agrargebieten ist die landwirtschaftliche Betriebs
größe im allgemeinen und die Naßreisfläche im besonderen bereits so klein geworden, daß 
selbst bei höchstem Produktionsmitteleinsatz in vielen Betrieben die Reiserzeugung nicht mehr 
ausreicht, den Selbstversorgerbedarf zu decken. Nach unseren Untersuchungen z.B. verfUg
ten 40 v. H. solcher Betriebe vor Projektbeginn Uber eine Reisselbstversorgung von 6 Mona
ten. Nach ProjektdurchfUhrung Uber 10 Monate. Das ist sicherl ich ein großer Projekterfolg 
aus der Sicht der Landwirte, aber eine Katastrophe fUr den Geldgeber. Diese 40 % der Kre
ditnehmer sind näml ich nicht in der Lage, die Kredite zurUckzuzahlen. Trotz erhebl icher 
Produktionssteigerung sind sie nicht in der Lage, auch nur einen kleinen Teil der Ernte zu 
verkaufen und ihre RUckzahlungsverpflichtungen einzuhalten. Diese Situation wird in Pro
jekten der ausländischen technischen Hilfe noch verschlimmert, da man dort meist als 
"Starthilfe" Produktionsmittel als Geschenk bzw. zu einem sehr niedrigen "EinfUhrungspreis" 
anbietet. Wenn dann die einheimischen Behörden die Projekte Ubernehmen und diesen Vor
zugsproduktionsmittelpreis nicht aufrecht erhalten können, entsteht bei den Bauern der Ein
druck, die eigenen Landsleute in der Verwaltung seien schuld an der Verschlechterung der 
Programmbedingungen . 

Die Konsequenz ist, daß nach einer anfänglichen Begeisterung der Bauern fUr das Projekt 
eine Phase der ErnUchterung folgt: Die Bauern haben zwei bis drei Jahre lang einen gewissen 
wirtschaftlichen Fortschritt verspUrt, sind nun aber hoch verschuldet und werden deswegen 
von den Programmbehörden als kreditunwUrdig erklärt. In Zukunft dUrfen dann nur noch jene 
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Bauern am Bimas-Programm teilnehmen, die ihre Schulden abgezahlt haben - das sind die 
wenigen vorhandenen mittleren und größeren Betriebe. Es ist unter diesen Umstclnden sicher, 
daß durch Agrarkredite die sozialen Spannungen im Dorf erhöht werden und sich die Abhän
gigkeitsbeziehungen zwischen reich und arm verstärken. Damit ist man aber auch an der 
Grenze der landwirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten Uberhaupt angelangt. Wenn die 
Bodenverknappung einen bestimmten Schwellenwert Uberschritten haben, ist eine Einkommens
steigerung der ländlichen Bevölkerung durch landwirtschaftliche Entwicklungsmaßnahmen 
allein nicht mehr mögl ich, 01 ternative nichtlandwirtschaftl iche Beschäftigungsmögl ichkeiten 
mUssen geschaffen werden. 

Es hieße allerdings das Kind mit dem Bade ausschUtten, wenn man in solchen Regionen auf 
Produktionsmittel förderung völlig verzichten wUrde. Gerade Indonesien liefert hier ein in
teressantes Beispiel, wie auch in solchen Gebieten bäuerliche Kreditprogramme sinnvoll fUr 
die Gesamtentwicklung eingesetzt werden können. Man ist sich darUber im klaren, daß 
alternative nichtlandwirtschaftliche Beschäftigungsmöglichkeiten nicht Uber Nacht geschaf
fen werden können, da es sich hier um einen längerfristigen Prozeß handelt. Man hat solche 
Programme eingeleitet, wobei man besonders an eine dezentralisierte Industrialisierung und 
an eine landwirtschaftliche Emigration in die unterbevölkerten sogenannten outer-islands 
Indonesiens denkt. Da sich dieser Prozeß Uber zehn bis zwanzig Jahre erstreckt, in dieser 
Zeit mehrere Millionen Menschen am Rande des Existenzminimums angelangt sind, verteilt 
man an diese landarmen Bauern weiterhin Produktionsmittel, damit sie wenigstens ihre Selbst
versorgung verbessern können. Ihre Schulden werden dann in regelmäßig durchgefUhrten Ma
ratorien annul iert. Man kann gegen ein solches Vorgehen einwenden, daß dadurch die allge
meine Kreditmoral der indonesischen Bauern absinken wird. Man weiß ja, irgendwann werden 
die Schulden erlassen. Dies ist aber nur insofern richtig, als die Moratorien fUr Gesamtindo
nesien, fUr den gesamten Gel tungsbereich des Bimas-Programms ausgerufen werden. WUrde 
man dabei allerdings selektiv vorgehen und die Schulden nur denjenigen Bauern erlassen, die 
aufgrund ihrer kleinen landwirtschaftl ichen Nutzflächen nicht in der Lage sind, fUr den 
Markt zu produzieren, so wäre das Verschenken von Produktionsmitteln immer noch eine so
zialpolitisch sehr richtige Maßnahme. Es ist besser, landarmen Bauern DUngemittel zu schen
ken, damit sie unter Einsatz ihrer eigenen Arbeit die Selbstversorgung ihrer Famil ie verbes
sern, als daß man ihre Ernährung durch Lebensmittelgeschenke sichert. 

In den bisherigen AusfUhrungen haben wir fUr den Bereich der wechsel feuchten Tropen unter
sucht, wie sich ein bäuerl iches Kreditprogramm auswirkt, das sich auf die Produktionsförde
rung einer einzelnen sogenannten Leitkultur des AnbaugefUges konzentriert. Wenden wir 
uns nun den feuchten Tropen zu und betrachten wir Verhältnisse in Malaysia. 

Auf den ersten BI ick erscheint hier der Erfolg wesentl ich eindeutiger gewesen zu sein als in 
Indonesien. Malaysia gilt heute als der wichtigste Gummiproduzent der Wel t und das beruht 
im wesentlichen auf der Entwicklung der bäuerlichen Gummipflanzungen. 1938 stammten 
fast 70 % des malayischen Gummiexportes aus Großplantagen und nur 30 % aus bäuerlichen 
Betrieben. 1976 waren bei einer 30 %igen höheren Gesamtproduktion der Plantagenanteil 
auf 40 v . H. abgesunken und die bäuerl ichen Lieferungen auf 60 v. H. angestiegen. Diese 
gewal tige Produktionsausweitung im bäuerl ichen Sektor hat sich naturl ich auch im Einkom
men der ländlichen Bevölkerung niedergeschlagen. Das Pro-Kopf-Einkommen in Malaysia 
ist heute das höchste in Sud- und Sudost-Asien. Desgleichen bewirkten die Kreditprogramme 
weniger negative Einkommensdifferenzierungen als in Indonesien. Das liegt sicherlich vor 
allem an der geringeren Bevölkerungsdichte Malaysias. Aus all diesen Erfahrungen zog man 
folgendes Urteil: 

In Ländern wie Malaysia, die sich durch relativ hohe Homogenität der naturl ichen, ökono
mischen und sozialen Standortsfaktoren auszeichnen, sind Kreditprogramme zur Förderung be
stimmter besonders wichtiger Nutzpflanzen geeignete Entwicklungsmaßnahmen. Erst mit zu-
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nehmender Differenzierung der Umweltfaktoren werden auch Differenzierungen in Kreditpro
grammen notwend ig. 

Diese Ansicht wurde 1971/12 grUndlieh widerlegt. Es erfolgte ein Preissturz am Gummimarkt, 
der die Einkommen der Bauern bis zu 40 % verringerte. Gleichzeitig stiegen die Weltmarkt
preise fUr Reis um ca. 20 %, da ungUnstige Witterungsverhtiltnisse hohe Ernteeinbußen in In
dien, Tailand, Indonesien und Burma bewirkten. Die malayischen Gummipflanzer wurden 
dadurch doppelt getroffen: Niedrige EinkUnfte bei hohen Nahrungsmittel preisen. Die relativ 
beschri:lnkten finanziellen Ressourcen des malayischen Staates erlaubten keine Preisinterven
tion bei Reis. Wir haben damals vergleichende Untersuchungen bei Gummipflanzen in Nord
malaysia und im indonesischen Sumatra angestellt. Die natUrlichen Standortbedingungen bei
der Gebiete sind einander vergleichbar, desgleichen die Bevölkerungsdichte und damit auch 
die Betriebsstruktur hinsichtlich des Kulturartenverhi:lltnisses. Es zeigte sich, daß die malay
sisehen Bauern die Bewirtschaftung ihrer Sawahfli:lchen stri:lflich vernachli:lssigt, teilweise so
gar aufgegeben hatten. Spezialisierung der Betriebe auf die Gummiproduktion, das war fast 
ein Jahrzehnt lang die Parole gewesen. Das nun völl ig veri:lnderte Austauschverhtiltnis von 
Reis zu Gummi traf daher die Bauern besonders schwer. Wir sind sicher, daß damals viele 
malaysischen Gummipflanzer ihre Ersparnisse angegriffen haben, um die Krisenjahre zu Uber
stehen. Ganz anders lagen die Verhi:lltnisse in Indonesien. Das Fehlen eines Gummikredit
programmes hat die Bauern bei ihrer traditionellen dual istischen Produktionsweise belassen. 
Relativ intensiv bewirtschaftete Sawahs deckten die Getreideselbstversorgung der Familie; 
bescheidene Gummiverki:lufe - im Vergleich zu Malaysia - sorgen fUr Bargeld. Als nun die 
Gummipreise zusammenbrachen, waren die Bareinnahmen zwar geschmi:llert, aber die Reis
versorgung der Familie kaum tangiert. Damit ergab sich eine paradoxe Situation: Der einer 
Familie zur VerfUgung stehende disponible Geldbetrag war in den hoch entwickelten Gummi
betrieben Malaysias wesentlich niedriger, zum Teil wurde sogar von der Substanz gelebt, 
als in den von keinem Entwicklungsprogramm berUhrten und auf viel niedrigerem Niveau pro
duzierenden indonesischen Gummipflanzungen . Daßgegenwttrtig in Malaysia fieberhaft an 
der Intensivierung des Reisbaus gearbeitet wird, ist die Folge der "Weltmarktschockwirkung" 
Anfang der 70iger Jahre. 

Fassen wir nun unsere Erfahrungen mit den bi:luerlichen Kreditprogrammen im malaysischen 
Archipel zusammen: 

1. Das landwirtschaftliche Produktionssystem traditioneller bttuerl icher Betriebe ist selbst 
in Gebieten homogener natUrlicher Standortsbedingungen sehr verschieden. Dies beruht 
vor allem auf der unterschiedlichen Bevölkerungsdichte, was sich in einem sehr differen
zierten Faktoreinsatz Arbeit niederschli:lgt. Steigender Arbeitsaufwand rentiert sich beson
ders im Naßreisanbau mit anderen Worten: Die Grenzproduktiviti:lt der Arbeit wird im 
Naßreisanbau bei einem sehr viel höheren Produktionsniveau erreicht als bei anderen tro
pischen Nutzpflanzen. Allerdings veri:lndert sich im Naßreisanbau auch mit einem steigen
den Arbeitsaufwand die gesamte Sozialorganisation der ltindl ichen Bevölkerung. Dies 
fuhrt zu sehr unterschiedlichen sozialökonomischen Bedingungen, die wiederum eine Dif
ferenzierung des landwirtschaftl ichen Produktionssystems bewirken. Diese differenzierten 
Produktionssysteme im homogenen natUrlichen Raum stellen natUrlieh auch sehr unterschied
I iche AnsprUche an ein Entwicklungsprogramm . Dies gilt insbesondere hinsichtlich des Vo
lumens und des Verwendungszweckes des Kapitals. Einseitig konzipierte Maßnahmen, wie 
z. B. Produktionsmittel kredite fUr bestimmte Pflanzen, können daher auch nur den Kapital
bedarf bestimmter landwirtschaftl icher Betriebe befriedigen, wi:lhrend sie andere vemach
Ittssigen und fUr einige sogar zur Existenzgefi:lhrdung werden. Daraus folgt, daß es fUr die 
btiuerliche Landwirtschaft im malaysisehen Archipel kein optimales Kreditsystem an sich 
gibt. Soll dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß Kapital in Form von Krediten zu
gefUhrt werden, so muß das Programm so vielseitig konzipiert sein, wie der landwirtschaft-
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I iche Produktionsprozeß selbst vielseitig organisiert ist. Zum anderen muß man sich be
wußt sein, daß Agrarkredite nur eines der entwicklungspolitischen Instrumente ist, es 
gibt im malaysischen Archipel Ubervölkerte Agrargebiete, wo landwirtschaftliche Ent
wicklungsmaßnahmen allein keine langfristigen Verbesserungen der sozialökonomischen 
Lage der löndlichen Bevölkerung bewirken. Andere Entwicklungsmaßnahmen wie z.B. 
regionale Industrial isierung sind hier geeigneter. 

2. Die landwirtschaftl iche Produktion im malaysischen Archipel hat nach wie vor starken 
system ischen Charakter. Das gilt nicht nur fUr den system ischen Verbund von Nutzpflan
zen im AnbaugefUge aus GrUnden der Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit etc. sondern vor 
allem auch bezUglich der engen gegenseitigen Bedingtheit von Subsistenz- und Morkt
produktion. Wir denken dabei besonders an Betriebe, die den Weltmarkt beliefern. Die 
Erfahrung hat gelehrt, daß der Staat nur wenig Möglichkeiten hat, seine Bauern vor den 
Auswirkungen großer Preisschwankungen zu schutzen. Die Sicherung der böuerlichen 
Selbstversorgung steht daher als gleichberechtigtes Entwicklungsziel neben der Förderung 
der Morktproduktion. Agrarkreditprogramme, die dieses doppelte Zielsystem des böuer-
I ichen Betriebes außer acht lassen, geföhrden langfristig gesehen die böuerl iche Famil ie 
mehr I als daß sie ihr helfen. 

3. Diese generelle Forderung nach differenzierten Kreditprogrammen und nach Einbeziehung 
der Kapitalzufuhr in ein viel breiteres Il::Indliches Entwicklungsprogramm setzt allerdings 
auch wesentl ich bessere Kenntnis des sozial ökonom ischen Systems des landwirtschaftl ichen 
Betriebes voraus. Mir scheint, daß hier die Wurzel allen Übels liegt. Bis heute verdanken 
wir die meisten Kenntnisse uber die Agrarsysteme des malaysischen Archipels den Geo
graphen. In ganz Indonesien gibt es nur drei LehrstUhle fUr landwirtschaftl iche Betriebs
wirtschaft - und diese sind nicht besetzt. Es ist an der Zeit, daß ~ch die Agrarwissen
schaft bereit erkll::lrt, den landwirtschaftl ichen Betrieb und die bl::luerl iche Famil ie zu 
untersuchen. Dies ist sicherl i eh sehr mUhevoll, vielleicht eine Sisyphusarbeit, aber sicher
I ich dient sie der Entwicklung des bl::luerl ichen Betriebes. 
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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschtlftigt sich uber weite Bereiche hinweg mit den Auswi~ungen 
der Agrarfinanzierung auf Einkommensverteilung und Wachstum im landwirtschaftlichen Be
reich. Die Auswirkungen der Agrarfinanzierung auf das gesamtwirtschaftl iche Wachstum und 
internationale Probleme der Agrarfinanzierung werden weniger intensiv behandelt. Der Be
griff "Agrarfinanzierung" wird sehr weit gefaßt, weil sich eine Beziehung zwischen Finanz
strömen und Einkommensverteilung sowie Wachstum in einigermaßen umfassender Weise nur 
dann herstellen Itißt, wenn stimtl iche Positionen, die fUr die Finanzierung des Wachstums der 
landwirtschaftlichen Produktion und des Lebensstandards der der Landwirtschaft zugehörigen 
Personen von Bedeutung sind, berucksichtigt werden. 

Die Landwirtschaft einer Volkswirtschaft als Summe der landwirtschaftlichen Unternehmen zu 
verstehen, ist fUr das hier behandelte Thema mit Sicherheit zu eng. Wir definieren deshalb 
als Kernbereich der Landwirtschaft die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Unternehmen und 
der privaten Haushalte, deren Situation eng mit der Einkommensentstehung in den landwirt
schaftlichen Unternehmen verknupft ist, d.h. den Haushalten der landwirtschaftlichen Unter
nehmer, den Haushalten der Verptichter, den Haushalten der Landarbeiter und den Haushalten 
von Personen, deren jetzige Situation in starkem Maße von fruherer Aktivittit in landwirt
schaftlichen Unternehmen beeinflußt wird. FUr den so definierten Kernbereich der Landwirt
schaft Il:Ißt sich nach den Prinzipien der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung eine geschlos
sene sektorale Gesamtrechnung durchfuhren (STOBBE, 8, S. 148 ff.). Diese Gesamtrechnung 
fUhrt von der Einkommensentstehung in den Unternehmen uber die Verteilung des in den Un
ternehmen entstandenen Einkommens auf die genannten Haushaltsgruppen zur Einkommensent
stehungs- und Einkommensverwendungsrechnung der Haushalte und schi ießlich zur Vermögens
verl:lnderungs- und Finanzierungsrechnung der Haushalte und Unternehmen. Es zeigt sich, daß 
die meisten Stufen dieser Gesamtrechnung bedeutende Komponenten der Agrarfinanzierung 
enthalten und die Auswirkungen auf Einkommensverteilung und Wachstum von Fall zu Fall 
sehr verschieden sind. Die Vorgehensweise entlang eines geschlossenen, jedoch nicht bis in 
alle Einzelheiten ausformulierten Gesamtrechnungs-Konzepts mag fußgtingerisch erscheinen, 
insbesondere auch die kUnstlich anmutende Unterscheidung zwischen landwirtschaftlichen 
Unternehmen und den landwirtschaftl ichen Haushai tsgruppen. Außerdem kann kritisiert wer
den, daß viele Positionen erfaßt werden, die sich durch die Statistik nur sehr schwer erfas
sen lassen. Trotz dieser Einwl:lnde erscheint es vor dem Hintergrund der Literatur Uber Agrar
finanzierung und -förderung sinnvoll, den systematischen Gesichtspunkt einmal stl:lrker in 
den Vordergrund zu stellen. 

Eine Beschrl:lnkung der Analyse auf den vorstehend definierten Kernbereich der Landwirt
schaft wurde dazu fuhren, daß weite Bereiche der Agrarfinanzierung nicht oder nur unzurei
chend erfaßt wUrden (TOSTLEBE, 9, 1957, QUINN, 6, S. 1063 - 1065). Andererseits ist es 
im Hinblick auf die Kriterien "Umfang" und "Übersichtlichkeit" wenig sinnvoll, die skizzier
te Gesamtrechnung fUr den landwirtschaftlichen Kernbereich auf vor- und nachgelagerte Be
reiche auszudehnen. Ein brauchbarer Kompromiß scheint gegeben zu sein, wenn man sich bei 
den vor- und nachgelagerten Bereichen des Kernbereichs "Landwirtschaft" auf diejenigen 
Finanzströme konzentriert, die entweder vom Staat ausgehen oder empfangen werden und 
agrarpolitisch motiviert sind. Bei den dem Kernbereich "Landwirtschaft" vor- und nachge
lagerten Bereichen wird in der vorliegenden Aroeit eine Zweiteilung vorgenommen. Einmal 
wird die Agrarfinanzierung in Unternehmen, die dem Kernbereich "Landwirtschaft" vor- und 
nachgelagert sind, berucksichtigt und zum anderen die Finanzierung staatl icher und halb
staatl icher Institutionen, die den landwirtschaftl ichen Unternehmen und Haushalten kollek
tive Leistungen in Form von GUtern und Dienstleistungen zur VerfUgung stellen. Der zweite 
Bereich spielt in den Entwicklungsll:lndern eine sehr bedeutende Rolle. 
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Sowohl die Analyse der Finanzierungssituation bei den Haushalten und Unternehmen als auch 
bei den vor- und nachgelagerten Bereichen des Kernbereichs "Landwirtschaft" ist eine Ana
lyse, die im wesentlichen von den Einsatzstellen ausgeht. Sie ist in starkem Maße funktions
orientiert • In der Praxis wird jedoch die Agrarfinanzierung erheblich durch historisch gewach
sene institutionelle Gegebenheiten determiniert. Deshalb ist bei der staatlichen Agrarfinan
zierung erforderl ich, auch Herkunft und Struktur zu berUcksichtigen. Dieses geschieht im 
letzten Teil der Arbeit. 

2 Die einzelnen Komponenten der Agrarfinanzierung in der Gesamtrechnung der 

landwirtschaftlichen Unternehmen und Haushalte 

2.1 Komponenten in der Einkommensentstehungsrechnung der Unternehmen 

Konto 1 gibt die bekannte Einkommensentstehungsrechnung der Unternehmen wieder. 
Ohne Zweifel sind die Höhe der Verkaufserlöse und die Höhe der KHufe ein wichtiges Krite
rium fUr die Finanzierungssituation des landwirtschaftl ichen Bereichs. 

Konto 1: Einkommensentstehung in den landwirtschaftl ichen Unternehmen 

Verkäufe landwirtschaftlicher Produkte 

Geleistete Naturallieferungen an 
(1) Haushalt dC!s Unternehmers 
(2) Altenteiler 

, (3) Verpächter 
(4) Landarbeiter 

Selbsterstellte Anlagen 

Vorratsveränderungen 

Direkt an das Unternehmen gezahlte 
Subventionen 

Käufe von Vorleistungen 

Empfangene Naturallieferungen 

Abschreibungen 

Direkt vom Unternehmer gezahlte 
indirekte Steuern 

Im Unternehmen entstandene Faktor
einkommen 

davon Geld 

Der Staat beginnt auch in EntwicklungslHndern die Preise fUr landwirtschaftl iche Produkte 
und landwirtschaftliche VorleistungsgUter in zunehmendem Maße zu steuern. Eine Erhöhung 
der· Erzeugerpreise wirkt unter sonst gleichbleibenden Bedingungen stimulierend auf die un
ternehmerische AktivitHt der Landwirte und fUhrt auf diese Weise zu verstHrktem Wachstum 
des Sektors. Die Vorteile, die die verschiedenen Bereiche der landwirtschaftlichen Produk
tion durch höhere Agrarpreise haben, hHngen einmal natUrlich von der Struktur der Erzeuger
preise ab. Zum anderen fUhrt auch eine theoretisch denkbare Erhöhung aller Erzeugerpreise 
um den gleichen Prozentsatz von Unternehmen zu Unternehmen zu recht unterschiedlichen 
Auswirkungen. Die größeren Unternehmen verkaufen nHmlich nicht nur absolut, sondern auch 
relativ gesehen, einen größeren Anteil ihrer Produktion am Markt. Kleine Unternehmen pro
duzieren dagegen hHufig zum Uberwiegenden Teil oder ausschließlich fUr den Eigenbedarf. 
Weiterhin fUhren Preiserhöhungen bei Grundnahrungsmitteln, z. B. bei Reis, vielfach zu 
einer kosteninduzierten Erhöhung der Ausgaben fUr arbeitsintensivere Vorleistungen auf der 
Inputseite der Betriebe. Aufgrund dieser ZusammenhHnge wird deutl ich, daß größere Unter
nehmen Ober eine Erhöhung der Verkaufserlöse ihre Finanzierungs- und Einkommenssituation 
ungleich stHrker verbessern als die Masse der Kleinbauern. 

Eine Preissenkung bei den VorleistungsgUtern der Landwirtschaft (beispielsweise durch Sub
ventionierung der DUngemittel, Insektizide, Treibstoff und Saatgut) ist bezUglich ihrer Wachs-
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tums- und Verteilungswirkung nicht genau symmetrisch zur PreiserhtShung fUr landwirtschaft
liche Produkte zu beurteilen. Preissenkungen bei den VorleistungsgUtern scheinen fUr viele 
kleine Betriebe relativ gUnstiger zu sein als PreiserhtShungen fUr landwirtschaftl iche Produkte, 
zumindest dann, wenn man davon ausgehen kann, daß die Vorleistungsausgaben pro Fltichen
einheit unabhtingig von der Betriebsgröße sind, nicht jedoch die Verkaufserlöse pro Fltichen
einheit. Jedoch fUhrt in der Regel eine Senkung der Preise fUr VorleistungsgUter nicht zu 
einer Nivellierung der Einkommensverteilung, sondern eher zu einer sttirkeren Differenzie
rung, weil in fortgeschrittenen Regionen der Einsatz moderner VorleistungsgUter, gemessen 
am Produktionswert der Unternehmen, relativ höher ist als in rUcksttindigen Gebieten und 
tihnliches auch fUr den Vergleich progressiver Unternehmen mit rUcksttindigen gilt. Bei einer 
Entscheidung darUber, ob man die Finanzierungssituation der Landwirtschaft in erster Linie 
durch Erhöhung der Verkaufspreise oder aber vorwiegend durch Senkung der Betriebsmittel
preise verbessern soll, darf nicht Ubersehen werden, daß 

- bei gegebenen Input- und Outputmengen wegen des relativ geringen Anteils der Uber den 
Markt bezogenen Vorleistungen eine im Vergleich zur Erhöhung der Prod,uktpreise prozen
tual sehr viel sttirkere Senkung der Vorleistungspreise notwendig ist, um eine gleiche Net
toeinnahmeerhcshung zu erreichen, 

- insbesondere die Senkung der Preise fUr DUngemittel , Insektizide, Pestizide sowie Dienst
leistungen (z. B. Veterintire) die Fltichenproduktivittit vielfach sttirker steigen läßt als eine 
mit gleichem Aufwand erreichbare Preiserhähung fUr landwirtschaftl iche Erzeugn isse. 

Die Steuerung der landwirtschaftl ichen Produkt- und Vorleistungspreise durch den Staat findet 
an verschiedenen Stellen statt. 

- An den Staatsgrenzen wird durch ein System von Import- und ExportzCSllen, Import- und 
Exportsubventionen, gespal tenen Wechselkursen und Mengenkontingentierungen eine Be
einflussung des Inlandpreisniveaus vorgenommen (ERGAS, 2, S. 402 - 422). Die damit ver
bundenen staat I ichen Finanzierungsströme sind von Land zu Land recht unterschiedl ich. In 
den meisten Fällen erzielt der Staat Nettoeinnahmen, insbesondere in Ländern, in denen 
Plantagenprodukte eine Rolle spielen. 

- Eine Erhcshung des Preisniveaus fUr landwirtschaftl iche Produkte allein durch außenwirt
schaftliche Maßnahmen fUhrt unter anderem zu einer sttirkeren Belastung der Verbraucher. 
Insbesondere, wenn es sich um Grundnahrungsmittel wie Reis und Getreide handelt, erge
ben sich fUr die Bezieher kleiner Einkommen unzumutbare Welfare-Reduzierungen. Die 
Grenzen, die sich daraus fUr die Erhöhung der landw i rtschaftl ichen VerkaufserlCSse ergeben, 
kCSnnen durch staatl iche Subventionen, die die Spanne zwischen den Konsumenten- und 
Produzentenpreisen landwirtschaftl icher Produkte reduzieren, hinausgeschoben werden. 
Dieses setzt allerdings eine Ausweitung der Agrarfinanzierung voraus und außerdem eine 
funktion ierende staat I iche Kontrolle der Handelswege . 

- In engem Zusammenhang mit den außenwirtschaftlichen Maßnahmen und den Subventionie
rungen der Handelsspannen stehen administrative Schwierigkeiten. Diese Schwierigkeiten 
verhindern htiufig die Gestaltung der Struktur der landwirtschaftlichen Produktpreise in 
einer Richtung, die den agrarpolitischen Struktur- und Verteilungszielen voll entspricht. 

Einerseits wird argumentiert, daß eine Ausweitung der organisierten Mörkte fUr landwirt
schaftliche Produkte die Bauern aus den "Klauen" der möchtigen Kleinhöndler, Geldverlei
her und Verpöchter befreit, andererseits ist aber festzustellen, daß die staatl ichen und halb
staatlichen Marktorganisationen bei der Bezahlung der Produkte ebenfalls Praktiken anwen
den, die die Liquiditätssituation und den Handlungsspielraum der Bauern einschrönken. Eine 
balancierte Konkurrenz zwischen privaten Htindlern und staatlichen und halbstaatlichen Or
ganisationen einschi ießI ich Genossenschaften durfte am ehesten dazu beitragen, die Vorteile 
fUr die Bauern zu erhöhen. 
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Direkt von landwirtschaftlichen Unternehmen gezahlte indirekte Steuern spielen eine unter
geordnete Rolle, weil die Belastung meist in nachgelagerten Bereichen vorgenommen wird. 
Ebenso spielen die direkt an landwirtschaftliche Unternehmen gezahlten Subventionen im 
Vergleich zu den Subventionen, die auf vorgelagerten Stufen gezahlt werden (an die DUnge
mitteIfabrikanten), eine relativ geringe Rolle. Wenn die Subventionen im landwirtschafts
nahen Bereich gezahlt werden und sichergestellt ist, daß eine völlige Überw!:llzung auf die 
landwirtschaft erfolgt, ist eine strenge Unterscheidung zwischen Subventionen, die direkt 
an das Unternehmen oder im vor- oder nachgelagerten Bereich gezahlt werden, bedeutungs
los. Zu erw!:lhnen sind insbesondere Zinsverbilligungen im Rahmen von Kreditprogrammen. 

Die in Konto 1 aufgefUhrten Naturallieferungen der landwirtschaftlichen Unternehmen an die 
Haushalte der landwirtschaftlichen Unternehmer (Eigenverbrauch), Altenteiler, Verp!:lchter 
und landarbeiter sind eine schwierig zu erfassende Größe. Insbesondere die lieferungen an 
die Haushalte der Unternehmerfamilien und die Altenteiler durfen nicht unabhängig von der 
Struktur der Produktm!:lrkte gesehen werden. Mangelnde Absatzmögl ichkeiten fuhren häufig 
zu erhöhtem Eigenverbrauch und umgekehrt. Auch aus diesem Grunde dUrfte eine Verbesse
rung der Absatzmögl ichkeiten am Markt zur Verbesserung der Finanzeinnahmen beitragen. 

2.2 Komponenten in der Einkommensverteilungsrechnung der Unternehmen 

Konto 2 beschreibt die Einkommensverteilung des landwirtschaftlichen Unternehmens. 

Konto 2: Einkommensverteilung des Unternehmens 

Im Unternehmen entstandenes Faktor
einkommen 

davon Geld 

Faktoreinkommen der landwirtschaft
lichen Unternehmerfamilie aus land
wirtschaftlicher Unternehmertätig
keit 

davon Geld 

Lohneinkommen der Landarbeiter 
davon Geld 

Verpächtereinkommen 
davon Geld 

Fremdzinsen 
davon Geld 

Die Einkommensverteilung der Unternehmen hängt ganz allgemein von der Besitz-, Eigen
tums- und Machtstruktur ab. Diese Struktur ist in vielen Entwicklungsländern eines der Haupt
hemmnisse fUr eine beschleunigte landwirtschaftl iche Entwicklung und speziell fUr die Finan
zierung des Unternehmenswachstums . Das Faktoreinkommen der landwirtschaftl ichen Unter
nehmerfamilie aus landwirtschaftlicher Tätigkeit und seine Zusammensetzung aus Geld- und 
Sachleistungen hat einen entscheidenden Einfluß auf die Unternehmeraktivität . Ist es zu ge
ring und ist insbesondere das Geldeinkommen klein, so werden die Unternehmer bei Neue
rungen und Investitionen zurUckhaltend sein. Dieser Zusammenhang wird oft bei der Planung 
von Förderungsmaßnahmen nicht genUgend beachtet. 

Der Anteil der Verp!:lchter an dem im Unternehmen entstandenen Einkommen ist oft derart 
groß, daß den P!:Ichtern nur ein Residuum bleibt, daß nur unwesentl ich uber dem lohnniveau 
der Unselbständigen I iegt. Die Verpächter stellen htlufig nicht nur Land gegen eine fixe 
Pachtsumme zur VerfUgung, sondern sind gleichzeitig Kreditgeber gegenUber den Bauern und 
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haben weitgehende Monopole auf der Absatz- und Beschaffungsseite der landwirtschaftlichen 
Unternehmen. 

In der Ublichen Diskussion Uber den Agrarsektor in den EntwicklungslHndern wird die Rolle 
der Landarbeiter oder - was ungefHhr auf dasselbe hinauslHuft - der landlosen Bauern oft nicht 
gebUhrend berUcksichtigt. Diese Gruppe umfaßt hHufig bis zu 30 v.H. der IHndlichen Bevöl
kerung und hat eines der niedrigsten Einkommens- und BeschHftigungsniveaus. Es handelt sich 
vielfach um Gelegenheitsarbeiter, die vorwiegend mit Naturalien entlohnt werden. Sie lei
sten auch auf relativ kleinen Betrieben einen beachtenswert hohen Prozentsatz der Arbeiten, 
weil ihre Leistungen wenig kosten und es außerdem dem Prestige des Bauern abträglich wHre, 
wenn er selbst bestimmte Arbeiten verrichten wUrde. Eine Verbesserung ihrer Arbeitsbedin
gungen durch KUndigungsschutz, Lohnerhöhungen, insbesondere durch Erhöhung der Lohn
zahlungen in Form von Geld und durch EinfUhrung eines das Finanzkonto des landwirtschaft-
I ichen Unternehmers belastenden Sozialversicherungssystems, ist eine vieldiskutierte Maß
nahme. Wenn die BeschHftigung von Landarbeitern gleichbleiben wUrde, trHten zweifellos 
Reduzierungen des Finanzspielraums und auch der unternehmerischen AkHvitHten der Bauern 
ein; andererseits wUrde die Welfare-Situation der Hrmsten Bevölkerungsschicht angehoben. 

2.3 Komponenten in der Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens 

der Haushalte, die dem Bereich Landwirtschaft zuzuordnen sind 

~~~:!_-y~~~~:!~~~~~~ 

Ublicherweise wird in Gesamtrechnungen fUr den landwirtschaftlichen Sektor an die Einkom
mensverteilungsrechnung des Unternehmens eine Rechnung angeschlossen, die sich auf die 
landwirtschaftlichen Unternehmerhaushalte beschränkt. FUr diese wird dann oft auch nur 
sehr unvolistHndig ausgewiesen, wie sich das Weg vom Faktoreinkommen aus landwirtschaft
I icher UnternehmertHtigkeit bis zum privaten Konsum und zur Ersparnis des Unternehmerhaus
halts vollzieht. Der Weg von der Ersparnis zur Investition im landwirtschaftlichen Unterneh
men wird kaum explizit beschrieben, und manchmal findet man die implizite Annahme, daß 
Ersparnis im landwirtschaftl ichen Unternehmerhaushalt mehr oder weniger den Investitionen 
im landwirtschaftl ichen Unternehmen gleichgesetzt werden kann. Ein solches Vorgehen ist 
völlig unzureichend, weil 
- in vielen U:lndern ein großer Teil des in den landwirtschaftlichen Unternehmen entstande

nen Faktoreinkommens Landarbeitern und VerpHchtern zufließt und die Welfare-Situation 
der Landarbeiter und ökonomische Stellung der VerpHchter im Rahmen einer konsistenten 
Agrarpolitik ebenso Beachtung finden mUssen wie die Situation der landwirtschaftlichen 
Unternehmerfam iI i e, 

- viele Finanzströme zwischen dem landwirtschaftlichen Kernbereich und dem Ubrigen Teil 
der Volkswirtschaft nicht von der Einkomm~nsrechnung erfaßt werden, sondern nur im Rah
men der Vermögensveränderungsrechnung, 

- das Finanzierungspotential der landwirtschaftl ichen Unternehmer und deren Verpöchter 
oft in lockerem Zusammenhang mit deren Ersparnissen steht. 

Aus diesen GrUnden wird die Einkommensentstehungs- und Einkommensverwendungsrechnung 
des Kernbereichs der Landwirtschaft nachfolgend aufgegliedert fUr vier Haushaltsgruppen 
durchgefUhrt. 

2.3.2 Unternehmerhaushai te 

Konto 3.1 zeigt Einkommensentstehung und Einkommensverwendung fUr die landwirtschaft
I i ehen Unternehmerhaushai te. 
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Konto 3.1: Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens in den 
landwirtschaftl ichen Untemehmerhaushal ten 

Faktoreinkommen 
Faktoreinkommen aus landwirtschaftlicher 
Unternehmertätigkeit 

Sonstiges Faktoreinkommen aus Landwirtschaft 
(I) Lohneinkommen 
(2) Verpächtereinkommen 

Außerlandwirtschaftliches Faktoreinkommen 
Lohneinkommen, Einkommen aus selb
ständiger Tätigkeit und Vermögen 

III Einkommensübertragungen durch den Staat 
(I) Geld 
(2) Sach- und Dienstleistungen 

IV Verfügbares Einkommen vor I{erücksichtigung 
der Einkommensübertragun~en zwischen 
Privaten 

II 

IV 

Direkte Steuern und Sozialabgaben 

Verfügbares Einkommen vor Berücksichtigung 
der Einkomrnensübertra.brungen zwischen Privatcll 
(=I+III-II) 

V Freiwillige Einkommensübertragungen von V('1'- VI 
wandten der Unternelunerfamilie 

Fl'eiwillige ]':inkutnllll'llsliberlragung'l'j] al1 Vvr'
wandle dt'l' UnLvrnvhlllt'l'fanülie 

(1) innerhalb der zur Landwirtschaft gehöl'en-
den Personengruppe 

VII Verfügbares Einkommen nach Berücksichtigung 
der Einkommensübertragungen zwischen 
Privat~n 

(1) InlH'l'halb <kr zur' I .. an<lwirb:>dl .. lfl gt'lIOITrHh'!I 
p( '}'SUlH'ogl'u ppv 

(2) außel'lwll) dt'1' zuJ' Landwlrlö<"lJafl gehuJ'endvtl 
P('r'son('ngr'Uj)IH' 

VII V t'f'fügbares Einkommen nach Hcrücksichligung 
der Einkommensühertragungen zwischen PrlVaü:n 

(=IV+V-VI) 

VIII Privater Verbrauch 
(1) Käufe von Konsumgütern 
(2) Naturallieferungen aus dem eigenen Unternehmen 
(3) Sonstige Naturallieferungen von privater Seite 
(4) Sach- und Dienstleistungen vom Staat 

IX Ersparnis 
davon Geld 

Viele kleine landwirtschaftliche Unternehmen I iefern den zugehörigen Unternehmerfamil ien 
ein sehr geringes Faktoreinkommen, von dem nicht erwartet werden kann, daß es sich auch 
unter gUnstigen Bedingungen in Zukunft so steigern I!:ißt, daß es zu einer ad!:iquaten Konsum
und Erspamisfinanzierung ausreicht. Deshalb kommt zus!:itzlichem Lohneinkommen aus außer
landwirtschaftlichen Bereichen eine erhebliche Bedeutung fUr die Welfare-Situation der 
Kleinbauern zu. Ebenso dUrfte ein verst!:irkter Zufluß von Lohneinkommen aus dem außer
landwirtschaftlichen Bereich dazu fuhren, daß die landwirtschaftliche Produktion in den 
kleinen Unternehmen erweitert und verbessert wird. In diesem Zusammenhang wird eine Kon
kurrenz zwischen staatlichen Finanzierungsalternativen sichtbar. Bei gegebenen finanziellen 
Mitteln kann der Staat entweder die Faktoreinkommen der landwirtschaftl ichen Bevölkerung 
durch Verwirkl ichung höherer Erzeugerpreise erhöhen (Subventionierung der Handelsspannen) 
oder aber durch Finanzierung von Arbeitsbeschaffungsprogrammen im Il:indlichen Raum, die 
Kleinbauern und Landarbeitern höhere Lohneinkommen zukommen lassen. Dieser Trade-off 
zeigt deutlich, daß die Probleme der Agrarfinanzierung nicht allein auf die Verbesserung 
der Einkommenssituation der landwirtschaftlichen Unternehmen beschrl:inkt sind. 
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Direkte Steuern und Sozialabgaben der landwirtschaftlichen Unternehmer spielen in Entwick
lungslHndern kaum eine Rolle, und es durfte auch auf absehbare Zeit fUr den Staat nicht mög
I ich sein, hier eine bedeutende Finanzierungsquelle zu erschließen. 

Die Position "EinkommensUbertragungen des Staates an landwirtschaftliche Unternehmerhaus
halte" ist durch Abgrenzungsprobleme belastet (OECD, 5, S. 89 ff.). Erstens bereitet die in 
der Gesamtrechnung Ubliche Unterscheidung zwischen Subventionen an Unternehmen, lau
fenden EinkommensUbertragungen an Haushalte und VennögensUbertragungen an Unternehmen 
und Haushalte Schwierigkeiten. Zweitens ergibt sich die Frage, inwieweit neben laufenden 
Geldzahlungen des Staates an die Haushalte auch der Wert der vom Staat an die Haushalte 
kostenlos oder verbill igt gelieferten Guter und Dienstleistungen verbucht werden soll. Dem 
Prinzip nach ist es wUnschenswert, die wenig aussagekröftige Position "staatlicher Konsum" 
Uber eine Änderung der Definition zu reduzieren, weil staatlicher Konsum vielfach nichts 
anderes ist als versteckter privater Konsum, der durch unentgeltliche Leistungen des Staates 
an den privaten Sektor zustandegekommen ist. Jedoch sind es insbesondere Zurechnungs
und Bewertungsprobleme, die eine Umorientierung in diese Richtung begrenzen. In den Ent
wicklungslHndern spielen die unentgeltlichen SachgUter- und Dienstleistungslieferungen des 
Staates an die privaten Haushalte im Gegensatz zu den monetl:lren EinkommensUbertragungen 
eine sehr große Rolle: 
- verbilligte oder unentgeltliche Lieferungen von Grundnahrungsmitteln (z.B. Reisrationen) 
- Lebensqual itHt erhöhende GUter wie sauberes Wasser, ElektrizitHt, Transportleistungen, 

Gesundheitsdienst (verbilligt oder unentgelflich) 
- Schulwesen einschließlich landwirtschaftlicher Fachausbildung 
- Beratung und Infonnation, soweit diese nicht unter unentgeltliche Lieferungen von Dienst-

leistungen an das landwirtschaftliche Unternehmen gerechnet werden. 

Diese Liste Itlßt sich sicherlich noch um einige Positionen erweitern. M.an sieht leicht, daß 
die EinkommensUbertragungen im Sinne der Definition bedeutende Instrumente zur Verbesse
rung der Welfare-Situation auf dem Lande sind, sowohl im Sinne einer generellen Erhöhung 
als auch insbesondere im Sinne einer Nivellierung. Ohne starken Einsatz dieses Instruments 
durfte es nicht gelingen, in IHndlichen RHumen eine befriedigende Welfare-Verteilung zu 
erreichen. 

Wichtiger erscheinen jedoch die IHngerfristigen Auswirkungen auf das Wachstum. Bessere 
Schulausbildung und bessere gesundheitliche Versorgung sowie die Reduzierung des persön
lichen wirtschaftlichen Risikos können zu Vertlnderungen der Verhaltensweisen fUhren, die 
die Itlndliche Bevölkerung fUr die Mitwirkung bei modernen ökonomischen Entwicklungen 
aufgeschlossen macht. Anders ausgedrUckt: eine geeignete Struktur der in Fonn von staatli
chen GUtern und Dienstleistungen gegebenen staatlichen EinkommensUbertragungen erhöht 
den fUr die wirtschaftliche Entwicklung so wichtigen Faktor "Humankapital" , der in quanti
tativen Gesamtrechnungen allerdings schwer zu erfassen ist. 

Besondere Bedeutung kommt der Unterscheidung zwischen verfUgbaren Einkommen der Haus
halte vor und nach Berucksichtigung der EinkommensUbertragungen zwischen privaten Per
sonen zu. Es ist eine bekannte Tatsache, daß innerhalb der Großfamilien und Sippen in den 
EntwicklungslHndern eine umfangreiche Einkommensumverteilung stattfindet. Diese Umver
teilung macht einen bedeutenden Teil des sozialen Sicherungssystems aus. Wenn man den 
Unternehmerhaushalt relativ eng definiert, etwa in Anlehnung an die in den neueren Agrar
berichten vorzufindende Definition: Unternehmer, Ehefrau und unmUndige Kinder und Hof
erben, fallen unter die Position "private EinkommensUbertragungen" laufende Übertragungen 
zwischen der Unternehmerfamilie einerseits und andererseits Altenteilern einschließlich 
Hlterer Verwandter und erwachsener Kinder, die nicht im Unternehmen tHtig sind oder in die 
Stadt abgewandert sind. Der Saldo dieser Übertragungen durfte in der Uberwiegenden Zahl 
der Ftille fUr die landwirtschaftliche Unternehmerfamil ie negativ Sein. Es spricht auch vieles 
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dafUr, daß die Übertragungen aus dem llindlichen Raum in urba~e Rliume größer sind als die 
entgegengesetzten Ströme. Hieraus folgt, daß die privaten EinkommensUbertragungen nicht 
nur das Wachstumspotential der landwirtschaftlichen Unternehmen schwlichen, sondern auch 
zu einer tendenziellen Verringerung des fUr Konsum und Ersparnis des llindlichen Raumes zur 
VerfUgung stehenden Einkommens fuhren. 

2.3.3 Verpöchter 

Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens bei den Verplichtern ist in Konto 3.2 
in lihnlicher, allerdings vereinfachter Weise beschrieben, wie es in Konto 3.1 fUr die Unter
nehmerhaushalte erfolgt. 

Konto 3.2: Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens bei den Verplichtern 

Faktoreinkommen 
Faktoreinkommen aus Ver
pachtung 
Sonstige Faktoreinkommen 
aus Landwirtschaft 
Auß~rlandwirtschaftlicbe 

Faktoreinkommen 

III Einkommensübertragungen durch 

Il Direkte Steuern und Sozialabgaben 

den Staat IV Verfügbares Einkommen vor Berück-

-Iv Verfügbares Einkommen nach 
Berücksichtigung der Einkommens 
übertragungen zwischen Privaten 

V 

VII 

Freiwillige Einkommensüber
tragungen von Privatl'll 

Verfügbare Einkommen nach Be
rücksichtigung der Einkommens
übertragungen zwischen Privaten 

sichtigung der Einkommensübertra
gungen zwischen Privaten 

VI Freiwillige Einkommensübertragun
gen an Private 

VII Verfügbares Einkommen nach Be
rücksichtigung der Einkommens
übertragungen zwischen Privaten 

VIII Privater Verbrauch 

IX Ersparnis 
davon Gl'ld 

Das Faktoreinkommen der Verplichter aus dem Bereich "Landwirtschaft" umfaßt neben der 
Pacht auch hliufig erhebl iche Zinseinnahmen, weil der Verplichter als Kreditgeber eine 
wesentl iche Rolle spiel t. FI ießt die Pacht nur einer relativ kleinen Personengruppe zu, so 
trligt dieses zu einer ungleichmlißigen personellen Einkommensverteilung bei. In diesem 
Falle gewinnen direkte Steuern, die Grundbesitz oder Ertrlige aus Grundbesitz als Bemes
sungsgrundlage haben, besondere Bedeutung. Theoretisch ist es im llindlichen Raum möglich 
und sinnvoll, eine ergiebige Steuerquelle durch die Einfuhrung von Grundertragssteuern zu 
erschließen. Aus uberkommenen Eigentums- und Besitzstrukturen ergeben sich jedoch erheb
liche politische Widerstlinde, die hliufig auch durch halbherzige Landreformen nur ungenU
gend reduziert werden. 

Die EinkommensUbertragungen der Verplichter an andere Private spielen eine große Rolle. 
Bei den Verplichtern handelt es sich de facto hliufig nicht um Einzelpersonen, sondern um 
Großfamilien oder Sippen, die unter sich ein kompliziertes System von EinkommensUbertra
gungen aufgebaut haben. Diese EinkommensUbertragungen fUhren, insbesondere wenn es sich 
um Großgrundbesitzerfamilien handelt, zu einem erheblichen Abfluß von Finanzkraft aus 
dem landwirtschaftlichen Bereich. 
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2.3.4 Landarbeiter 

Konto 3.3 gibt die Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens bei den Land
arbeitern wieder. 

Konto 3.3: Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens bei den Landarbeitern 

Faktoreinkommen 
Lohneinkommen aus der Land
wirtschaft 
Lohneinkommen aus dem nicht
landwirtschaftlichen Bereich 
Sonstige Faktoreinkommen 

II Direkte Steuern und Sozialabgaben 

III Einkommensübertragungen durch IV Verfügbares Einkommen vor Be-
den Staat rücksichtigung der Einkommens

übertragungen zwischen Privaten 

IV Verfilgbares Einkommen vor 
Berücksichtigung der Einkom
mensübertragungen zwischen 
Privaten 

V Freiwillige Einkommensübertra
gungen von Privaten 

VII Verfilgbares Einkommen nach 
Berücksichtigung der Einkom
mpnsübertragung zwischen Pri
vaten 

-------------------'-

VI Freiwillige Einkommensübertra
gungen an Private 

VII Verfügbares Einkomm"n nach Be
rilcksichtigung der Einkommens
übertragung zwischen Privaten 

VIII Privater Verbrauch 

IX Ersparnis 
davon Geld 

Der Aufbau des Kontos ist i:lhnlich wie bei Konto 3.2. 

Das Lohneinkommen der Landarbeiter besteht zu großen Teilen aus Sachleistungen (Nahrungs
mittel, Wohnrecht, Rechte zu bestimmten Teilnutzungen des landwirtschaftlichen Unterneh
mens usw.). Wenn der Marktwert der landwirtschaftl ichen Produkte steigt, die Gegenstand 
der Naturalentlohnung sind, fUhrt dies oft zu einer Reduzierung der Realentlohnung, weil 
der Unternehmer seine Verkaufsmengen erhöht und damit die Naturalentlohnung fUr die Land
arbeiter reduziert wird. Es wi:lre im Interesse der Landarbeiter, wenn der Anteil des Geld
lohnes am Gesamtlohn erhöht wUrde, weil hierdurch erstens die Vergleichbarkeit mit ande
ren Lohneinkommensbeziehern erhöht wUrde und zweitens die Konsumfreiheit verbessert wUr
de. Eine Politik in dieser Richtung muß aber in Rechnung stellen, daß dieses eine Erhöhung 
der Kassenhaltung der landwirtschaftlichen Unternehmen voraussetzt und sektoral gesehen 
einen versti:lrkten Geldzufluß in den landwirtschaftl ichen Sektor erfordert. 

Das Wohlstandsniveau von Landarbeitern, die nicht das ganze Jahr uber in der Landwirt
schaft ti:ltig sind, hi:lngt vom Arbeitsangebot außerhalb der landwirtschaftlichen Unternehmen 
ab. Hierbei spielt die Arbeitsplatzbeschaffung in Ii:lndlichen Ri:lumen, z.B. bei der Verbes
serung der Infrastruktur und dem Bau von Staudi:lmmen eine erhebliche Rolle. Die Förderung 
solcher Projekte durch den Staat muß deshalb zu einem Teil als Bestandteil der Agrarfinan
zierung gesehen werden. 

BezUgl ich der laufenden EinkommensUbertragungen des Staates an die Landarbeiter gilt weit
gehend das gleiche, was bei der Behandlung der staatlichen EinkommensUbertragungen an 
die landwirtschaftlichen Unternehmerhaushalte gesagt worden ist. Eine Beschri:lnkung staat-
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I icher Einkommensübertragungen auf die landwirtschaftlichen Unternehmer wäre paradox. 
Dieses würde näml ich bedeuten, daß Voraussetzung für Welfare-Hilfe Besitz von landwirt
schaftlichem Vermögen ist. Tatsächl ich wird in der Diskussion über die Verbesserung der so
zialen Lage der Landwirte in Entwicklungsltlndern meistens nur von Kleinbauern gesprochen, 
und die Ärmsten der Armen, "äml ich die Landarbeiter, finden kaum Berücksichtigung. Eine 
Verbesserung des Bildungs- und Gesundheitszustandes der Landarbeiter hat langfristig auch 
produktive Effekte, insbesondere dann, wenn die Chance besteht, daß Landarbeiter in Neu
landgebieten siedeln oder auf andere Weise zu selbsttlndigen Bauern gemacht werden. 

?.:.~.:.~ __ ~~~S!!:~~~€l_~I!.<!~E!.~E!.I!.<!~1!.Q.2:!_E..i!l!<.9!"!!!!:~_~E!.i_~~~!:~E!.1!.2:!J:.~I!.<!,,:!!!!~:.~~f! 
=~€l!:~~<!I!.E!.t:!l_~!:~.9!l:~_ 

Hierbei handelt es sich um Personen, die zwar kein Faktoreinkommen, dafür jedoch erheb-
I iche Einkommensübertragungen von landwirtschaftl ichen Unternehmern und Verptlchtem so
wie agrarpalitisch motivierte Übertragungen vom Staat bekommen. Bei der Abgrenzung der 
Gruppe sollten in erster Linie sozial pol itische Gesichtspunkte im Vordergrund stehen. In ent
wickelten Ländern, beispielsweise in der Bundesrepubl ik, wUrden in erster Linie die Empftln
ger der landwirtschaftlichen Altershilfe, ehemalige Landarbeiter nach Erreichung der Alters
grenze, abgewanderte Landw irte, deren Abwanderung durch laufende staatl iche Zahl ungen 
honoriert wird, und landwirtschaftliche Frührentner erfaßt werden. In den Entwicklungsltln
dern ist das staatliche soziale Sicherungssystem noch nicht so weit ausgebaut, und dement
sprechend spielen die genannten Personenkreise vorerst keine Rolle. 

2.4 Vermögensvertlnderungsrechnung und Finanzierungssaldi bei den landwirtschaftlichen 

Unternehmern und Verpächtern 

~~~.:.l __ Y.9!~!:T:!~~~€l!:~ 
In der nachfolgenden Analyse beschtlftigen wir uns nur mit den Vermögensveränderungsrech
nungen der landwirtschaftlichen Unternehmer und der Verpächter, weil diese im Hinblick 
auf die landwirtschaftliche Entwicklung die größte Bedeutung haben. Bei den Landarbeitern 
und den "sonstigen der Landwirtschaft zuzuordnenden Personen" spielen allerdings die Ver
mögensveränderungen im Hinblick auf die allgemeine Itlndliche Welfare-Situation ebenfalls 
eine gewisse Rolle (~.B. Vermögensübertragungen des Staates im Rahmen des Landarbeiter
Wohnungsbaus) . 

In den nachfolgenden Ausführungen wird nur das Vermögensveränderungskonto des landwirt
schaftlichen Unternehmens explizit dargestellt. Das nicht explizit dargestellte Vermögens
veränderungskonto des Verpächters hat einen ähnl ichen Aufbau. 

2.4.2 Landwirtschaftl iche Unternehmer 

Aus dem ersten Teil des Kontos 4 geht hervor, daß das Potential des Unternehmers zum Er
werb von Sachvermögen nicht nur von der in der laufenden Einkommensrechnung ausgewiese
nen Ersparnis abhängt, sondern auch von Güterverkäufen, die nicht in der Einkommens-, 
Konsum- und Investitionsrechnung erfaßt sind, und von empfangenen Übertragungen von Fi
nanzvermögen. Die Bestimmungsgründe der aus der Ersparnis resultierenden Finanzierungs
quelle sind in den vorangegangenen Abschnitten ausführl ich behandel t worden. Verktlufe 
von dauerhaften Produktionsmitteln aus dem landwirtschaftlichen Vermögen, soweit diese 
nicht in der Einkommens- und Investitionsrechnung erfaßt sind, spielen in den Entwicklungs
ItIndern keine so große Rolle wie in den Industrieltlndern, wenn man die Gesamtheit aller 
landwirtschaftlicher Unternehmer als eine Einheit betrachtet und intrasektorale Ströme außer 
acht Itlßt. 
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Konto 4: Venn~ensvert:lnderung und FinanzierungsUberschuß bei den landwirtschaftlichen 
Unternehmern 

Ers?arnis 11 Bruttoinvestitionen im landwirtschaftlichen Unternehmen 
davon Geld 

IU Abschreibungen des Unternehmens 

IV Verkäufe von dauerhaften Produktionsmitteln aus V 
dem landwirtschaftlichen Vermögen, soweit diese 
nicht in der Einkommens- und Investitionsrech-

Käufe von dauerhaften Produktionsmitteln aus dem 
landwirtschaftlichen Vermögen~ soweit diese nicht in 
der Einkommens- und Investitionsrechnung erfaßt sind 

nung erfaßt sind 

VI Verkäufe von dauerhaften Ko~sumgütern, die nieh VII 
in der laufenden Konsumrechnung erfaßt sind, 

Käufe von dauerhaften Konsumgütern, die nicht in der 
laufenden Konsumrechnung erfaßt sind, 

und Verkäufe sonstiger Vermögensanlagen. die 
nicht zum produktiven landwirtschaftlichen Sach
vermögen gehören 

VIII i'rhertragullgL'1l von Finanzvermögen an die land
\\'irtschaftlichen VlltL'rnehmcr 
(1) von Privaten 
(2) vom Staat 

XI ÜI)l'l'tragungen VOll produl..;:tivem landwirtschaft
lichem S::lchvermögen von den landv.:irtschaftlj
ehen Unternehmern 

an Private 

XIII fj'b~rtragungcn von dauerhaften Ko,1sumgütcrn 
unu sonstigem Sachvermogen, die kein land
wirtschaftliches Produktionsv0rmögen darstellen 

an Private 

XV Übertragungsüberschuß beim Sachvermög\m 

XVI Wertveränderung des produktiven landwirtschaft
lichen Sachvermög~ns infolge von Neubewertun
gen, soweit diese nicht bereits in der Abschrei
bungsrechmmg erfaßt sind 

XVII Wert veränderungen der dauerhaften Konsum
güter und sonstiger Vermögensanlagen, die nicht 
zum produktiven Sachvermögen des landwirt
schaftlichtm 'Cnternehmens gehören, infolge von 
Neube"'ertung 

IX 

X 

und Käufe sonstiger Vermögensanlagen, die nicht zum 
produktiven land wirtschaftlichen Saehvermögen gehören 

Übl.!rtragungen von Finanzvermögen von den landwirt
schaftlichen Unternehmern 

an Private 

Finanzierungl:iüllerschuß der landwirtschaftlichen Untcr
nehn1el' 

XII Obertragungen von produktivem la'1u wirtschaftlichem 
Sachvermögen an (he landwirtschaftlichen Unternehmer 
(1) von Privat..::n 
(2) vom Staat 

XIV Üb<.Ttragungen von dauerhaften Konsumgütern und 
sonstige'J Sachvermögensanlagen, die kein landwirt
schaftliches Produktionsvermögen darstellen 
(1) von Privaten 
(2) vom Staat 

XVI Wertveränderung des produktiven landwirtschaftlichen 
Sachvermögens infolge von Neubewertungen, soweit 
diese nicht bereits in der Abschreibungsrechnung er
faßt sind 

XVII Wertänderung der dauerhaften Konsumgüter und 
sonstiger Vermögensanlagen, die nicht zum produkti
ven Sachvermögen des landwirtschaftlichen Unter
nehmers gehören, infolge von Neubewertung 

In entwickelten Lt:lndern ist bekanntl ich der Verkauf von landwirtschaftlichem Grund und 
Boden an außerlandwirtschaftl iche Nachfrager eine bedeutende Finanzierungsquelle, die 
nicht oder nur unzureichend in der laufenden Einkommens- und Investitionsrechnung erfaßt 
wird. Eine potentielle, wichtigere Finanzierungsquelle sind die VerkCiufe von dauerhaften 
KonsumgUtern und sonstigen Vermögensanlagen, die nicht zum produktiven landwirtschaft-
I ichen Sachvennögen gehören. Viele Bauern verfUgen uber erhebl iche Bestt:lnde an nicht
produktivem Sachvennögen wie Schmuck und Edelmetall. Auch Vieh ist hier zu nennen, das 
ledigl ich zu Prestigezwecken, aus rel igiösen GrUnden oder als Sparvennögen gehal ten wird. 
Wenn es gelingen wUrde, einen Teil dieser VermögensbestCinde in landwirtschaftliches pro
duktives Sachvermögen oder in Unternehmenskassenhaltung umzuwandeln, wt:lre ein erheb-
I icher Schritt zur Beschleunigung des landwirtschaftl ichen Wachstums getan. 
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Bei den Übertragungen von Finanzvermögen an die landwirtschaftlichen Unternehmer durch 
den Staat handelt es sich in erster Linie um InvestitionszuschUsse. In der Mehrzahl der Fälle 
unterl iegen die InvestitionszuschUsse Zweckbindungen. Je nachdem, wie die Investitionszu
schUsse strukturiert sind, stimul ieren sie in stärkerem Maße den Ausbau der Produktionskapa
zität (z. B. Anschaffung von Maschinen und Gerllten) des Unternehmens oder die Verbesse
rung der Lebensbedingungen (z. B. Ausbau der Wohnhäuser). Häufig sind InvestitionszuschUsse 
Bestandteil eines Package-Programms, in dem auch staatliche Einkommensubertragungen und 
verbilligte staatliche Kredite eine Rolle spielen. 

Den in Konto 4 unter den Positionen I, IV, VI und VIII ausgewiesenen empfangenen Finan
zierungsströmen können die unter 11, V, VII und IX stehenden abfl ießenden Finanzierungs
ströme gegenUbergestel1 t werden. Die Differenz zwischen den empfangenen und abfl ießen
den Finanzierungsströmen ist der FinanzierungsUberschuß, auf dessen Bedeutung in Kapitel 
2.5 näher eingegangen wird. Rein definitorisch ergibt sich jedoch bereits jetzt, daß das Po
tential zum Kauf von SachgUtern und zur Übertragung von Finanzvermögen an andere Berei
che unter sonst. gleichen Umständen umso größer ist, je kleiner der FinanzierungsUberschuß 
gestaltet werden kann. Übertragungen von Finanzvermögen von den landwirtschaftl ichen Un
ternehmern an Private reduzieren die Vermögensakkumulation des landwirtschaftlichen Unter
nehmers und sind - wenn man die landw irtschaftl iche Produktionssteigerung und die WeIfare
Situation der landwirtschaftlichen Unternehmerfamilie berucksichtigt - ein Nachteil. Sie 
spielen, ähnlich wie die von den landwirtschaftlichen Unternehmern an andere private Haus
halte geleisteten EinkommensUbertragungen eine erhebliche Rolle, insbesondere im Zuge des 
Generationswechsels. Vieles spricht dafUr, daß der Saldo der finanziellen VermögensUber
tragungen fUr die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Unternehmer negativ ist (Position VIII 
minus Position IX), d. h. daß mehr Geld ab- als zufl ießt. 

Beim Erwerb von Sachvermögen werden nach wie vor erheb I iche Mittel fUr den Kauf von 
GUtern aufgewandt, die weder der landwirtschaftlichen Produktionssteigerung dienen, noch 
den Lebensstandard sichtbar verbessern, sondern eine nach modernen Vorstellungen ineffi
ziente Anhäufung von Wertgegenständen darstellen. 

Die VermögensUbertragungen von Sachvermögen vom Staat an die landwirtschaftlichen Unter
nehmer sind eine sehr bedeutende Position. Bei deren Erfassung gibt es große Abgrenzungs
und Bewertungsprobleme . Relativ einfach zu erfassen sind die Lieferungen von Maschinen, 
Geräten und Betriebsgebäuden . Schwieriger wird bereits die Berucksichtigung der in Entwick
lungslllndern sehr bedeutsamen Maßnahmen Melioration, Terrassierungen, betriebl iche An
schlUsse an das Be- und Entwässerungssystem und die Erfassung von Maßnahmen im Rahmen 
von Neusiedlungen. Hier ergibt sich die Frage, wie diese Maßnahmen als Übertragungen 
von Sachvermögen an das einzelne Unternehmen gegenUber staatlichen Maßnahmen zur Ver
besserung der Uberbetriebl ichen Infrastruktur abgegrenzt werden können. Rein theoretisch 
bedeuten auch Verbesserungen der Uberbetriebl ichen Infrastruktur, wie Ausbau von KanaI
systemen und Straßen indirekt eine Vermögensubertragung an das Einzelunternehmen . Jedoch 
wird die Zurechnung an die Einzelunternehmen von einem gewissen Punkt an sinnlos. Es er
scheint hier besser, die staatl ichen Investitionen in der Uberbetriebl ichen Infrastruktur als 
Übertragungen vom nicht-sektorspezifischen allgemeinen Staatsbudget an den uberbetrieb-
I ichen kollektiven Bereich des Agrarsektors zu erfassen, der seinerseits Dienstleistungen an 
die einzel nen landwirtschaftl ichen Unternehmen bereitstellt. Wir gehen auf diesen Punkt 
später näher ein. 

Bei den Übertragungen von Sachvermögen zwischen Privaten spielen in erster Linie Übertra
gungen im Zuge des Generationswechsels eine Rolle. Häufig bringen sie eine Reduzierung 
der Betriebsgröße mit sich. Die aus dem landwirtschaftlichen Bereich abwandernden Kinder 
werden mit Schmuck, Edelmetallen usw. abgefunden. Wahrscheinl ich ist der Übertragungs
saldo fUr die Gesamtheit der landwirtschaftl ichen Unternehmen negativ, d. h. vom Bereich 
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der privaten Vermögensubertragungen geht ein negativer Effekt auf Wachstum und Finanzie
rung der Landwirtschaft aus. 

Der dritte Teil des Kontos 4 erfaßt die Wertveri:lnderungen des Sachvermögens infolge von 
Neubewertungen . Eine solche Erfassung wird durch die in der Einkommensrechnung zu fin
dende Position "Abschreibungen" nur unzureichend berUcksichtigt. Die Abschreibungsrech
nung erfaßt beispielsweise nicht Bodenwertzuwi:lchse. Neubewertungen können nach unter
schiedl ichen Gesichtspunkten durchgefUhrt werden (Liquidierungswert , Versicherungswert , 
Ertragswert, aktueller Marktwert usw.) und dementsprechend zu recht unterschiedl ichen Er
gebnissen fuhren. Im Hinbl ick auf die Finanzierung der Landwirtschaft kommt derjenigen 
Vermögensbewertung besondere Bedeutung zu, die bei der Absicherung von Krediten und 
Festlegung von Beleihungsgrenzen tatsi:lchlich zugrunde gelegt wird oder zugrunde gelegt 
werden soll te . 

FUr die Vermögensveri:lnderung und den FinanzierungsUberschuß der Verpi:lchter Ii:lßt sich ein 
Konto 4 entsprechendes Konto aufstellen. Die Positionen dieses Kontos sind im Prinzip die 
gleichen wie beim landwirtschaftlichen Unternehmer und deshalb wird hier aus PlatzgrUnden 
auf eine Wiedergabe verzichtet. 

In Entwicklungsli:lndern, in denen ein großer Teil der landwirtschaftlichen Nutzfli:lche Pacht
land ist, spielt die Investitionsneigung der Verpi:lchter fUr das Wachstum eine SchlUsseirolle: 

- Gebi:ludeinvestitionen und bodenkulturelle Maßnahmen beruh ren nicht das Eigentum des 
Pi:lchters, sondern des Verpi:lchters 

- bei den Ublichen Pachtvertri:lgen ist der Pi:lchter nicht bereit, in diesen Bereichen Ii:lnger
fristige Investitionen vorzunehmen, weil er befUrchtet, daß diese Investitionen nur das 
langfristige Einkommen des Verpi:lchters erhöhen, nicht aber die eigene Situation verbes
sern 

- die Finanzkraft der Pi:lchter reicht oft nicht aus, solche Investitionsprojekte zu verwirkl i-
chen, die sich auch im Rahmen der bestehenden Pachtvertri:lge fUr ihn auszahlen wUrden. 

Staatliche Übertragungen von produktivem landwirtschaftlichem Sachvermögen an die land
wirtschaftlichen Unternehmen haben unter anderem den Zweck, die InvestitionslUcke zu 
schließen. Sie sind jedoch in einer Landwirtschaft, in der der Anteil des Pachtlandes groß 
ist, problematisch. Landeskul turelle Maßnahmen des Staates, Hilfen im Hi:luserbau u. H. er
höhen das Vermögen der Verpi:lchter. Resultierende höhere Einkommensentstehung in den Un
ternehmen infolge von Produktiviti:ltssteigerungen kommt oft in erster Linie dem Verpi:lchter 
zugute. 

2.5 VerHnderungen der Kassenhaltung, der Forderungen und der Verbindlichkeiten 

bei den landwirtschaftl ichen Unternehmern 

Wir beschri:lnken uns nachfolgend auf die Veri:lnderungen der Kassenhaltung, der Forderungen 
und der Verbindlichkeiten beim landwirtschaftlichen Unternehmer, weil diese VerHnderungen 
bei den Verpi:lchtern, Landarbeitern und sonstigen zur Landwirtschaft gehörenden Personen
gruppen im Hinbl ick auf die Problemstellung dieser Arbeit entweder eine nicht so große Rolle 
spielen oder aber im Rahmen der bereits behandelten Konten angesprochen worden sind. 
Konto 5 gibt die Veri:lnderungen beim landwirtschaftlichen Unternehmer wieder. 

Der FinanzierungsUberschuß wird aus dem Vermögensveri:lnderungskonto des landwirtschaft
I ichen Unternehmers ubernommen. 

Die Veri:lnderungen des Bargeldbestandes und die Veri:lnderungen der Sichteinlagen sind vor 
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Konto 5: VerCinderungen der Kassenhaltung, der Forderungen und Verbindlichkeiten bei 
den landwirtschaftl ichen Unternehmern 

Finanzierungsüberschuß 

Veränderungen beim Bestand an 
(1) Bargeld 
(2) Sichteinlagen 
(3) Spareinlagen und Wertpapieren 
(4) Forderungen gegenüber Abneh-

mern landwirtschaftlicher Pro
dukte 

(5) Sonstigen Forderungen 

Veränderungen der Verbindlichkeiten bei 
(1) Traditionellen Krediten von Privaten 
(2) Krediten neuerer Form im Rahmen 

von Verträgen mit Produktionsmittel
lieferanten und Abnehmern land
wirtsc(J.aftlicher Produkte 

(3) Bankkrediten 
(4) Sonstigen Krediten 

------------------'------- --------

dem Hintergrund der Theorie der Kassenhaltung zu sehen. Ein Wachstum des Unternehmens 
und eine steigende Marktverflechtung erhöhen den Bedarf an Transformationskasse. Das not
wendige Wachstum der Transformationskasse wird auch von der allgemeinen Inflationsentwick
lung mitbestimmt. Ähnliches gilt fUr die notwendige Transformationskasse des Unternehmer
haushaltes. Neben der Kassenhaltung zu Transformationszwecken spielt bei den landwirt
schaftlichen Unternehmern in den EntwicklungslCindern die Kassenhaltung aufgrund des Vor
sichtsmotives eine erhebliche Rolle, d.h. es wird insgesamt mehr Kasse gehalten, als zur 
Abwicklung der laufenden Transaktionen von Haushalt und Unternehmen notwendig ist. Der 
steigende Kassenbedarf kann entweder durch einen positiven Finanzierungssaldo vom Vermö
gensverCinderungskonto her oder durch Umwandlungen von Forderungen in monetCire Aktiva 
errei cht werden. 

Über die Größenordnungen der Verbindl ichkeiten der landwirtschaftl ichen Unternehmen I ie
gen keine zuveriCissigen gesamtwirtschaftl ich relevanten Daten vor. Dieses ist ein großer 
Mangel, denn um die Bedeutung der Fremdfinanzierung fUr den landwirtschaftlichen Sektor 
aus makroökonomischer Perspektive beurteilen zu können, mUßte man unter anderem auch 
die Relation "Verbindl ichkeiten der landwirtschaftl ichen Unternehmen zum Bruttoproduk
tionswert der landwirtschaftlichen Unternehmen" und die Relation "Eigenfinanzierung zur 
F remdfi nanz ierung landw i rtschaftl icher Ausgaben" angeben können. 

Einige Quellen machen Aussagen zur Auf teilung der gesamten Verbindlichkeiten in Verbind
I ichkeiten gegenUber den sogenannten institutional isierten und den traditionellen privaten 
Kreditgebern 1). Wenn auch die Zweiteilung und Abgrenzung in den verschiedenen Unter
suchungen nach sehr unterschiedl ichen Kriterien vorgenommen sein mag, deutet doch vieles 

1) WCihrend die institutionelle Kreditvergabe in Lateinamerika zum Teil schon recht weit 
ausgebaut wurde - in Jamaica und Peru erhalten 62 %, in Costa Rica 44 %, in Kolum
bien 30 % und in Chile 28 % der Bauern institutionelle Kredite, welches allerdings die 
höchsten ProzentsCitze sind, die eine FAO-Untersuchung (HUSS I und ABBOn, 3, 
S. 7 - 19) aufweist - sieht die Situation auf dem afrikanischen Kontinent sehr viel un
gUnstiger aus. In Kenia - und dieses ist das Land mit der höchsten Quote bezUglich der 
institutionellen Kreditvergabe - erhalten lediglich 17 % der Bauern einen institutionellen 
Kredit, wCihrend es in Äthiopien sogar nur 1 % sind. Der Durchschnittswert von 10 afri
kanischen Nationen betrCigt in bezug auf die institutionelle Kreditvergabe 7 % 
(ASSOn, 1, S. 7 - 15). 
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darauf hin, daß der institutionelle Kredit (gegeben im wesentlichen von Banken, staatlichen 
und halbstaatlichen Institutionen und Genossenschaften) gegenUber dem nicht-organisierten 
Kredit (gegeben im wesentl ichen von privaten Geldh1:lndlem, Verp1:lchtem und Landh1:lndlem) 
eine vergleichsweise geringe Rolle spielt. Der Stellenwert des institutionellen Kredits im 
Rahmen der Gesamtfinanzierung des landwirtschaftlichen Entwicklungsprozesses darf deswe
gen nicht Ubersch1:ltzt werden, auch dann nicht, wenn Projekt- und Programmevaluierungen 
die staatl ichen und halbstaatl ichen Agrarkreditaktivit1:lten als erfolgreich kennzeichnen. 

Allgemein kann gesagt werden, daß ein großer Teil der Kreditaufnahme in den traditionellen 
Landwirtschaften in engem Zusammenhang mit nicht-periodisch wiederkehrenden Ereignissen 
steht und beispielsweise durch Mißemten, Krankheit und Abfindungen ausgeltsst wird. Die 
Aufnahme von Krediten zum Zwecke der Untemehmensexpansion und -modernisierung bei 
traditionellen Kreditgebem tritt demgegenUber zurUck. Der traditionelle Kreditgeber ist 
ebenso wie die modemen Kreditinstitutionen mit dem Problem der Kreditsicherung konfron
tiert. Es gelingt ihm jedoch offensichtlich besser, dieses Problem zu lessen, denn sonst w1:lre 
seine starke Stellung am Kreditmarkt nicht zu erkl1:lren. Seine starke Stellung resultiert aus: 

- besseren Informationen Uber die Situation des Kreditnehmers, insbesondere Uber Mcsgl ich-
keiten, ausstehende KreditrUckzahlungen und Zinszahlungen einzutreiben (Pf1:lndung der 
Emte, Existenz versteckter Sachvermesgensbest1:lnde) 

- einer h1:lufigen VerknUpfung des Kreditgesch1:lftes mit anderen Gesch1:lften (Verp1:lchter
P1:lchter-Verh1:lltnis, Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verh1:lltnis, Lieferant von KonsumgUtern 
oder Abnehmer vOQ Produkten) 

- dem Fehlen von politisch oder gesellschaftlich bedingten Zw1:lngen, den Kreditnehmer zu 
schonen. 

Die Banken, die als Gesch1:lftspartner der Bauern auftreten, kesnnen untergliedert werden in: 

- Gesch1:lftsbanken und 
- Agrarkreditbanken, die sich zum einen durch institutionelle oder finanzielle Bindungen 

an den Staat und/oder zum anderen durch ihren genossenschaftlichen Charakter auszeich
nen (NOELL, 4, S. 242 - 248) . 

Die Gesch1:lftsbanken, die ohne staatliche UnterstUtzung arbeiten mUssen und sich am Prinzip 
der Gewinnmaximierung orientieren, haben im Kreditgesch1:lft mit den einzelnen landwirt
schaftlichen Unternehmem bisher nicht recht Fuß fassen k1:lnnen, obwohl ihre Zinskonditio
nen im Vergleich zum nicht-institutionalisierten privaten Kreditangebot recht gUnstig sind. 
Dieses hat seine Ursachen in: 

- zu geringen Kontakten zwischen Banken und Bauem (r1:luml iche Distanz und schlechte 
Kommunikationsm1:lgl ichkeiten zwischen Bankangestellten und Bauern wegen unterschied
I icher Herkunft) 

- dem Fehlen von geeigneten Sicherheiten, die die Bauern den Banken geben kesnnen 
- Reglementierungen der Gesch1:lftsbanken durch den Staat, die eine Erheshung der Zins-

s1:ltze begrenzen oder Stundungen von Krediten erzwingen. 

Die nach dem gemeinnUtzigen Prinzip arbeitenden Agrarkreditbanken haben ihre Kreditver
gabe an die Landwirte in vielen L1:lndern stark expandiert. Aufgrund staatlicher Maßnahmen 
wurden sie veranlaßt , sehr zinsgUnstige Kredite auch an solche Kreditnehmer zu geben, die 
keine ausreichenden Sicherheiten bieten konnten oder wollten. Dieses hat oft zur Folge, daß 
riesige Kreditsummen bei den Banken als zweifelhafte Forderungen abgeschrieben werden 
mUssen, und, Uberspitzt gesagt, handel t es sich bei vielen staatlich und halbstaatl ich initiier
ten Krediten an die Landwirte im Endeffekt nicht um Kredite, sondern um unentgeltliche Ver
mesgensUbertragungen. Daß eine solche "weiche" Kreditpolitik nicht die Gesch1:lftsmoraI der 
Landwirte verbessert, dUrfte unumstritten sein. 
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Bestrebungen, die sichtbar gewordenen Nachteile in der Kreditgewährung der Agrarkredit
banken an die einzelnen Bauern zu verringern, gehen in folgende Richtungen: 

- sorgfäl tige Überprufung der Kreditanträge der Bauern bezUg I ich Kreditverwendungszweck, 
Ruckzahlungsmtiglichkeit und Kreditsicherung 

- Beratung der Bauern bei der Verwendung des Kredits 
- Zusammenarbeit der Agrarkreditbanken mit dem landwirtschaftlichen Beratungswesen, 

Genossenschaften und anderen ländlichen Institutionen (v. STOCKHAUSEN, 7, S. 7 - 20). 

Neben der Kreditvergabe in traditioneller Form und der Kreditvergabe durch die Banken ent
wickelt sich eine dritte Kreditquelle, die bis zu einem gewissen Grade in der Lage ist, die 
Vorteile der ersten beiden Kreditvergabearten zu vereinen und deren Nachteile zu reduzie
ren. Gemeint sind Kredite neuerer Form im Rahmen von Verträgen mit Produktionsmittel I ie
feranten und Abnehmern I andwirtschaft I icher Produkte. 

Das Problem der kurzfristigen Finanzierung kann leichter im Rahmen von Kunden- und Liefe
rantenkrediten gelöst werden als das Problem längerfristiger Kredite. Längerfristige Kredite 
(zum Beispiel fUr Viehkauf, Neubauten, innerbetriebliche Bewässerungsanlagen und Maschi
nen) bilden oftmals einen Bestandteil von intensiven staatlichen Entwicklungsprogrammen, 
weil man glaubt, daß die positiven Effekte dieser Kredite nur in Verbindung mit anderen 
Komponenten genUgend zum Trogen kommen. Es ist schon darauf hingewiesen worden, daß 
solche Intensivprogramme wegen begrenzter Mittel nicht fUr ein gesamtes Land gleichzeitig 
durchgefuhrt werden können, sondern Schwerpunktbildung erforderlich ist. Insgesamt gesehen 
muß davor gewarnt werden, staatlich induzierte Ag ra rk red ite an die einzelnen Bauern als 
Patentlösung anzusehen, insbesondere im Hinbl ick auf die Verbesserung der sozialen Lage 
der armen Kleinbauern. Eine starke sozial pol itisch orientierte Agrarkreditpol itik birgt die 
Gefahr in sich, daß aus den Krediten später unentgeltliche VermögensUbertragungen werden, 
und es sollte deshalb Uberlegt werden, ob nicht von vornherein eine Vermögens- und Einkom
mensUbertragungspol itik besser wäre. 

~ Agrarfinanzierung in Bereichen, die dem landwirtschaftlichen Kernbereich 

vor- ~nd nachgelageu sind 

3.1 Vorbemerkungen 

In den vorangegangenen Kapiteln sind in systematischer Weise alle Finanzierungs- und Ver
mögensveränderungsströme der landwirtschaftl ichen Haushol te und Unternehmen behandel t 
worden. Wie schon in der Einleitung näher dargelegt, erscheint es notwendig, bei einer Be
handlung der Agrarfinanzierung außerhalb des Kernbereichs der Landwirtschaft auf jeden 
Fall diejenigen staatl ichen Finanzierungsströme zu erfassen, die zu den vor- und nachgela
gerten Bereichen des landwirtschaftl ichen Kernbereichs hinfl ießen und aus agrarpol itischen 
Überlegungen heraus gezahlt werden. 

Zur Diskussion stehen diejenigen staat I ichen Finanzierungsströme, die in die vor- und nach
gelagerten Bereiche der Landwirtschaft fl ießen und der Landwirtschaft in indirekter und nicht 
eindeutig zurechenbarer Weise zugute kommen. 

Wie in der Einleitung bereits ausgefUhrt, unterscheiden wir bei den vor- und nachgelagerten 
Bereichen zwischen Unternehmen und staatl ichen Institutionen. 

3.2 Vor- und nachgelagerte Unternehmen 

Staatl iche Finanzierungshilfen werden den nochgelagerten Bereichen im Hinbl ick auf folgen
de Ziele gegeben: 

- Verbesserung der Absatzmögl ichkeiten der Bauern durch Aufbau eines Handelssystems, das 
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aufgrund seiner rtlumlichen Struktur, Transportfaszilittiten, personellen Ausstattung und 
finanziellen Leistungsftihigkeit in einem sehr engen Kontakt zu den Bauern steht und das 
Angebot der Landwirte durch starke Nachfragezugwirkungen qual itativ und quantitativ 
verbessert 

- Aufbau von Lager-, Verarbeitungs- und Transportkapozittlten, die eine effektive Trans
formation und Distribution der Produkte von der Erzeuger- in Richtung Verbraucherstufe 
ermögl ichen 

- Ergtlnzung oder Verdrtingung traditioneller Handelswege durch moderne Wege (wie bei
spielsweise im Bereich des Milchhandels und der Milchverarbeitung) oder ZurUckdrängung 
privater Htlndler durch Genossenschaften. 

In den vorgelagerten Bereichen dient die staatliche Agrarfinanzierung entsprechenden Zielen. 

Ausbau und Modernisierung der vor- und nachgelagerten Bereiche stehen zu einem hohen 
Grade in einem komplementtlren Verhtlltnis zur Expansion des landwirtschaftlichen Kernbe
reichs. Selbst viele landwirtschaftliche Entwicklungsprojekte sind gescheitert, weil sie sich 
nur auf die landwirtschaftliche Produktion konzentriert und nicht die vor- und nachgelager
ten Bereiche mit einbezogen haben. Wenn auch das Prinzip des balancierten, gleichzeitigen 
Wachstums vom landwirtschaftlichen Kernbereich und vor- und nachgelagerten Bereichen im 
allgemeinen als richtig zu beurteilen ist, spricht manchmal doch einiges dafUr, die Entwick
lungsarbeit in den vor- und nachgelagerten Bereichen etwas voraneilen zu lassen. 

Die staatl iche Agrarfinanzierung der vor- und nachgelagerten Bereiche steht in substitutiver 
Beziehung zu einer Pol itik der hohen Erzeugerpreise und der Pol itik hoher Handelsspannen. 
Wenn die oben genannten Ziele mit Hilfe der staatlichen Agrarfinanzierung erreicht werden, 
verkauft der Bauer bei gleichen Erzeugerpreisen mehr Produkte, und es werden die Unter
nehmen im vor- und nachgelagerten Bereich insbesondere beim Investitionskonto entlastet, 
was ihnen die Erwirtschaftung eines angemessenen Gewinns bei niedrigen Handelsspannen 
erlaubt. Insbesondere in Entwicklungsltlndern, die in ihrer Wirtschaftsordnung in starkem 
Maße sozialistische Elemente haben, gehen die Betrebungen dahin, die Handelsspanne und 
oft auch die Erzeugerpreise im Interesse des Konsumenten niedrig zu halten, und dementspre
chend haben die Unternehmen in den vor- und nachgelagerten Bereichen und oft auch die 
Bauern sehr geringe ÜberschUsse in der laufenden Rechnung. Diese reichen auch bei Hinzu
nahme eines angemessenen privaten Fremdfinanzierungsanteils nicht aus, um das Wachstum 
der Unternehmen zu finanzieren. Der Staat nimmt fUr sich in Anspruch, diese Finanzierungs
IUcke durch seine Agrarfinanzierung schließen zu können und dabei gleichzeitig den Vorteil 
zu haben, eine effektive Investitionskontrolle ausuben zu können. Ein zu starkes Engagement 
des Staates auf dem Gebiet der Investitionsfinanzierung und -kontrolle fuhrt htlufig zu einer 
fUr das Wachstum nachteil igen Einschrtlnkung der Unternehmerinitiativen . 

3.3 Staatliche und halbstaatliche Institutionen, die den landwirtschaftlichen Unternehmen 

und Haushai ten kollektive Leistungen in Form von GUtern und Dienstleistungen zur 

VerfUgung stell en 

Eine genaue Abgrenzung zwischen den vorstehend besprochenen Unternehmen und den nach
stehend besprochenen staatlichen und halbstaatlichen Institutionen ist insbesondere in Staa
ten mit sozialistischer Prtlgung nur willkUrlieh zu ziehen, weil oft ein und dieselbe organi
satorische Einheit sowohl Aktivittlten ausUbt, die unternehmerischen Charakter haben, und 
Aktivittlten, die in erster Linie staatlich finanzierte unentgeltliche Leistungen an die Land
wirte erbringen. Trotzdem empfiehlt sich, zumindest bei theoretischen Überlegungen, die 
vorgenommene Zweiteilung. 

Die staatlichen und halbstaatlichen Institutionen erhalten aus den zentralen Budgets des 
Staates Zuweisungen, mit deren Hilfe sie unentgeltliche Leistungen fUr den Agrarsektor 
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produzieren. Diese unentgeltlichen oder stark verbilligten Leistungen an Unternehmen sind 
insbesondere in folgenden Bereichen zu finden: 

- Verbesserung der uberbetriebl ichen Infrastruktur in landwirtschaftlichen Gebieten (Straßen
bau, Be- und Entwl:isserungssysteme, Elektrifizierung u.I:i.) 

- Flurbereinigungen, bodenkulturelle Maßnahmen in den Betrieben und Neulanderschlie
ßungen 

- Verbesserung der Lebensqualitl:it und der Leistungsfl:ihigkeit der Menschen in Il:indlichen 
Gebieten durch Gesundheitswesen, Bildungssysteme usw. 

- Beratung der Bauern einschließlich staatlichem Veterinl:irwesen und l:ihnl ichem 
- Personelle und sachliche UnterstUtzung, die der Staat an vor- und nachgelagerte Unter-

nehmen der Landwirtschaft leistet, soweit diese nicht in den Budgets ex pi izit als Transfers 
zwischen Staat und Unternehmenssektor ausgewiesen sind. 

Man sieht sofort, daß die Aktivitl:iten der staatlichen und halbstaatlichen Institutionen einen 
entscheidenden Einfluß im landwirtschaftlichen Sektor haben (OECD, 5, S. 89 ff.). Der 
uberwiegende Teil der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe wird auf diesem Wege abge
wickelt. Analysen von 5-Jahres-Pll:inen, Budgets der Ministerien und andere Quellen zeigen 
deutlich, daß in vielen Entwicklungsll:indern der größte Teil der Agrarfinanzierung aus Zu
wendungen an staatliche und halbstaatliche Institutionen besteht, die der Landwirtschaft 
kollektive GUter und Dienstleistungen zur Verfugung stellen. Die Auswirkungen dieses Finan
zierungsstroms auf Einkommensverteilung und Wachstum hl:ingen natUrlich von der Verwendung 
der Mittel im einzelnen ab. Im Grunde wUrde eine Analyse der Wachstums- und Verteilungs
wirkungen nur die Diskussion um die Auswirkungen verschiedener Typen von landwirtschaft
lichen Entwicklungsprojekten und -programmen wiederholen. Deshalb beschrl:inken wir uns 
nachfolgend auf zwei besonders wichtige Gesichtspunkte: 

- Bei den kollektiven GUter- und Dienstleistungen des Staates an die Landwirtschaft ergibt 
sich wegen der begrenzten Mittel ein Trade-Off zwischen einer mehr oder weniger gleich
mi::lßigen Assistenz fUr alle landw i rtschaftl ichen Rl:iume und bevorzugter Schwerpunktbildung 
in einigen Rl:iumen. Bei vielen Projekten erscheint vom Effizienzkriterium her Schwerpunkt
bildung vorteilhafter. Das Kriterium "gle ichml:ißige rl:iumliche Einkommensverteilung" ver
langt dagegen eine breitere Streuung. 

- Ein weiterer Trade-off besteht im Bereich der Einkommensverteilung, in dem durch Erwei
terung auf die zeitliche Dimension auch der Wachstumsaspekt mit eingeschlossen werden 
kann. Die genannten kollektiven Leistungen können entweder nach Welfare-Gesichtspunk
ten ausgerichtet sein, d. h. insbesondere auf Erhöhung des Minimalkonsums, oder sti::lrker 
investiven Charakter haben. Bei den stl:irker auf investive Wirkungen ausgerichteten Maß
nahmen können bevorzugt kleine oder aber mittlere und größere Unternehmen gefördert 
werden, was natUrl ich kurzfristig und insbesondere li::Ingerfristig Auswirkungen auf die Ein
kommensverteilung hat. Schließlich können investitionsorientierte Maßnahmen schwer
punktml:ißig auf eine kurz- und mittelfristige oder aber auf eine langfristige Erhöhung der 
Ertrl:ige abgestellt sein. 

Der Wert der vom Staat an den landwirtschaftlichen Bereich gelieferten kollektiven GUter 
und Dienstleistungen wird - wenn Uberhaupt - nach dem Kostenprinzip erfaßt. Dieses ist im 
Grunde sehr unbefriedigend, denn es hi::lngt insbesondere von der Leistungsfi::lhigkeit der staat
lichen und halbstaatlichen Institutionen ab, wie wertvoll ihre Arbeit fUr den landwirtschaft
lichen Sektor bei gegebenem Aufwand ist. Die tatsl:ichl ich erbrachten Leistungen sind viel
fach unbefriedigend und hierin wird eine der wesentlichen Ursachen fUr die zu langsame Ent
wicklung des Agrarsektors gesehen. Je stl:irker der Staat der Landwirtschaft kollektive GUter 
und Dienstleistungen zur VerfUgung stellt, desto größer ist die Gefahr, daß diese Aktivitl:iten 
das marktwirtschaftliche Gleichgewicht in Richtung einer Reduzierung des privaten kreativen 
Unternehmertums beeinflussen. 
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4 Herkunft und Struktur der staatlichen Mittel zur Agrarfinanz~ 

Bei der bisherigen Analyse standen die Auswirkungen der Finanzströme auf den landwirt
schaftlichen Bereich im Vordergrund und nicht so sehr die Frage, wie die einzelnen Ströme 
durch staatliche Aktivitliten beeinflußbar sind. Um diese Frage beantworten zu können, muß 
man sich bei den in die Landwirtschaft hineinfließenden Finanzströmen (bei den aus der Land
wirtschaft herausfließenden Strömen) um deren Herkunft (um deren Verbleib) kUmme rn und 
prUfen, wieweit die Aktivitaten dieser Gegenpole durch die Wirtschaftspolitik gesteuert wer
den können. 

Zu Beginn einer solchen Analyse ist es zweckmaßig, eine Dreiteilung der in den vorangegan
genen Kapiteln angesprochenen Finanzströme vorzunehmen. Eine erste Gruppe von Finanz
strömen ist weder unmittelbar und auch nur in sehr begrenztem Maße mittelbar durch staatli
che Maßnahmen zu beeinflussen. Eine zweite Gruppe von Finanzströmen ist zwar nicht un
mittelbar, jedoch in stärkerem Maße mittelbar vom Staat kontrollierbar. Die dritte Gruppe 
umfaßt diejenigen Finanzströme, die der Staat unmittelbar steuern kann. 

In die erste Gruppe gehören diejenigen privaten Finanzströme, die sich dem Einfluß des Staa
tes weitgehend entziehen, in die zweite Gruppe diejenigen Finanzströme, die durch nicht
staatsbudget-wirksame Maßnahmen beeinflußt werden (z.B. Teile der Marktordnungs- und 
Preispol itik), und die dritte Gruppe umfaßt in erster Linie Maßnahmen, die in den Staats
budgets ihren Niederschlag finden. 

Eine solche Einteilung ermögl icht zunächst einmal eine gewisse Abschatzung des bisherigen 
Einflusses des Staates auf Einkommensverteilung und Wachstum im landwirtschaftlichen Be
reich Uberhaupt. Wenn der Anteil der Finanzströme, auf die der Staat direkt oder indirekt 
fuhlbaren Einfluß ausUbt, relativ klein ist im Verhaltnis zum Gesamtvolumen der Finanzströ
me, so ist dieses ein Indiz dafur, daß sich Einkommensverteilung und Wachstum zu einem 
großen Tei I nach marktw irtschaftl ichen Gesichtspunkten bzw. nach Uberkommenen trciditio
nellen Gesetzmößigkeiten vollziehen. 

Eine optimale staatl iche Agrarfinanzierungspol itik im Sinne der in den Lehrbuchern zu finden
den Definitionen von rationaler Wirtschaftspolitik und konsistenten Ziel-Mittel-Beziehungen 
ist ebenso schwer zu definieren wie zu verwirkl ichen. 

- Erstens stößt die Formul ierung einer umfassenden Zielstruktur auf erhebl ich größere Schwie
rigkeiten als beispielsweise im Bereich der Außenhandels- oder Konjunkturpol itik, weil 
röuml iche und zeitl iche Dimensionen eine weitaus größere Rolle spielen. 

- Zweitens gibt es eine sehr große Zahl von Einsatzstellen fUr die zur Verfugung stehenden 
Mittel und der Erfolg des Mitteleinsatzes laßt sich oft nur schwer abschötzen. 

- Drittens sind die Alternativen der staatl ichen Agrarfinanzierungspol itik durch viele orga-
nisatorische und institutionelle Schwierigkeiten begrenzt. 

Alle Schwierigkeiten zusammen fuhren dazu, daß die staatl iche Agrarfinanzierungspol itik 
weniger durch Entscheidungen auf der Basis von gesamtwirtschaftlich konsistenten Ziel
Mittel-Überlegungen erfolgt, sondern durch schwach koordinierte Einzelaktionen versch ie
dener Institutionen bestimmt ist. Anhand der Quellen der staatlichen Agrarfinanzierung, 
also an hand der zentralen Haushalte der Gebietskörperschaften, ist es nahezu unmögl ich, 
Vorstellungen darUber zu entwickeln, in welcher Weise die Agrarpolitik die Ziele Wachs
tum und Einkommensverteilung im Agrarsektor verfolgt. Um einen Einblick zu bekommen, 
muß man vielmehr den Fluß der Mittel bis zu den landwirtschaftlichen Haushalten und Unter
nehmen verfolgen. Das gilt auch fUr die Mittel aus der Entwicklungshilfe. 
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Vorbemerkung 

SCHEPER und WULF legen ihrem Beitrag das Schema einer nach den Prinzipien der volkswirt
schaftlichen Gesamtrechnung aufgebauten sektoralen Gesamtrechnung fUr die Landwirtschaft 
zugrunde. Wie jedes Schema, so hat auch dieses seine Vor- und Nachteile. Dem Vorteil be
grifflicher Klarheit und Vollständigkeit steht der Nachteil einer relativ weitgetriebenen Ab
straktion mit zuweilen kUnstlich anmutenden Unterteilungen sowie den damit verbundenen 
Zuordnungsproblemen gegenUber. 

Der Korreferent hat seine Aufgabe nicht darin gesehen, das verwendete Schema im einzelnen 
zu kommentieren. Wichtiger erschienen ihm einige inhaltliche Anmerkungen zu den Kompo
nenten der Agrarfinanzierung, die die Verfasser auf den einzelnen Stufen ihres Schemas auf
zeigen. Dabei erfolgt bewußt eine Beschränkung auf die direkt oder indirekt vom Staat aus
gehenden Finanzierungsstr/:ime, die in ihrer Wirkung auf Wirtschaftswachstum und Einkommens
verteilung diskutiert werden. Die Reihenfolge ergibt sich aus dem Schema des Referates und 
entspricht nicht unbedingt der Bedeutung, die den einzelnen Finanzierungsstr/:imen zukommt. 

Da eine ersch/:ipfende Behandlung aller vom Staat ausgehenden finanzierungsstr/:ime unm/:ig-
I ich erschien, beschrtlnken sich die nachfolgenden AusfUhrungen auf die Komponenten staat-
I icher Agrarfinanzierung, die dem Korreferenten fUr die jeweiligen Stufen besonders wichtig er
schienen. Selbstversttlndl ich ist eine solche Auswahl subjektiv. Die Anmerkungen selbst stut
zen sich mehr auf pe rs/:in I iche Erfahrungen und weniger auf eine systematische Auswertung 
der Literatur. Sie sind daher ebenfalls weitgehend subjektiver Natur. 
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2 Subventionen als Instrument staatl icher Agrarfinanzierung 

Unter den fUr die Agrarfinanzierung relevanten Komponenten der Einkommensentstehung in 
den landwirtschaftlichen Unternehmen nennen SCHEPER und WULF an erster Stelle die Ver
k!:lufe landwirtschaftlicher Produkte und die K!:Iufe von Vorleistungen. Beide sind in hohem 
Maße von den betreffenden Preisen abhCingig, die ihrerseits wieder Gegenstand staatl icher 
Politik sind. Da hier lediglich zu den vom Staat ausgehenden Finanzierungsströmen Stellung 
genommen werden soll und nicht zu denjenigen, die von den Verbrauchern zu den landwirt
schaftlichen Unternehmen ader von diesen zu Unternehmen in vorgelagerten Bereichen fuh
ren, auch wenn deren Höhe durch staatliche Eingriffe mehr oder weniger stark beeinflußt ist, 
beschrtlnken sich die folgenden Betrachtungen auf Subventionen fUr landwirtschaftl iche Er
zeugnisse und fUr Betriebsmittel. 

Preissubventionen fUr landwirtschaftl iche Erzeugnisse durften ein wenig geeignetes Instrument 
der Entwicklungspolitik sein. Dies gilt schon allein deshalb, weil ihre Inzidenz - worauf 
SCHEPER und WULF mit Recht hinweisen - nicht von vornherein klar ist. Die Frage, ob sie 
dem Erzeuger oder dem Verbraucher in st!:lrkerem Maße zukommen, bedarf in jedem Fall einer 
eingehenden Untersuchung. Wenn Preissubventionen Uberhaupt gewtlhrt werden, so geschieht 
dies, um auf der einen Seite den Erzeugern einen Anreiz fUr eine Ausdehnung der Produktion 
zu bieten, auf der anderen Seite jedoch die Verbraucher nicht durch hohe Lebensmittelpreise 
zu belasten. Angesichts des hohen Betrages, den solche Subventionen leicht annehmen kön
nen, und der Begrenzungen, denen die Budgets der Entwicklungsltlnder unterl iegen, sind 
einer solchen Pol itik jedoch sehr enge Grenzen gesetzt, wobei auch nicht Ubersehen werden 
soll te, daß solche Subventi onen grundS!:ltzl ich mit echten Entwickl ungsausgaben konkurrieren. 
Langfristig ist ein Entwicklungsland sicher besser beraten, wenn es Gleichgewichtspreise auf 
den Agrarmtlrkten anstrebt, die die Interessen von Erzeugern und Verbrauchern zum Ausgleich 
bringen. Selbstverst!:lndl ich schi ießt dies Preisregul ierungen und Interventionen (etwa Buffer
Stock-Operationen) nicht aus. 

Preissubventionen als Instrument der staatl ichen Agrarfinanzierung erscheinen auch deshalb 
problematisch, weil sie - worauf von den Autoren ebenfalls hingewiesen wird - die Unter
schiede in der innerlandwirtschaftlichen Einkommensverteilung vergrößern. Ihr Ansatzpunkt 
ist die vermarktete Produktion, die mit der Betriebsgröße Uberproportional zunimmt, da selbst 
bei proportionalen Änderungen der Produktion die Vermarktungsquote auf jeden Fall mit der 
Betriebsgröße ansteigt. 

Weniger kritisch als die Autoren wUrde ich demgegenUber die Subventionierung von Vorlei
stungen betrachten, soweit es sich dabei um unmittelbar ertragssteigernde Produktionsmittel 
handelt. Zwar trifft es zu, daß wegen des relativ geringen Anteils der uber den Markt bezo
genen Vorleistungen eine im Vergleich zur Erhöhung der Produktpreise sehr viel sti:lrkere Sen
kung der Vorleistungspreise notwendig ist, um eine gleiche Nettoeinnahmeerhöhung zu er
reichen; jedoch ist keineswegs sicher, daß nicht schon bei einer geringeren Nettoeinnahme
erhöhung ein gleich starker Anreiz zur Produktionssteigerung erzielt werden kann. Mißt mon 
der Relation zwischen Betriebsmittelpreis und Produktpreis eine gewisse Signalwirkung zu, 
so I!:Ißt sich eine gewUnschte Preisrelation durch Subventionierung der Betriebsmittel mit einem 
wesentl ich geringeren Gesamtbetrag erreichen als Uber eine Subventionierung des Produkt
preises. Durch Subventionierung ertragssteigernder Produktionsmittel kann durchaus mit einem 
vertretbaren Aufwand ein Anreiz zur Ausdehnung der Produktion gegeben werden. 

Auch die Verteilungswirkungen von Betriebsmittelsubventionen sind weniger problematisch. 
Unterstellt man der Einfachheit halber wieder eine Proportional iti:lt zwischen Produktion und 
Betriebsgröße, so kommt eine Betriebsmittelsubvention allen Betrieben entsprechend ihrem 
Nutzfl!:lchenumfang zugute. Im Ubrigen wird Uber den Betriebsmitteleinsatz auch derjenige 
Teil der Produktion begUnstigt, der dem Eigenverbrauch dient. Eine Grenze ergibt sich je-
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doch dadurch, daß der Einsatz zugekaufter Betriebsmittel grundsötzlich nur möglich ist, wenn 
eine gewisse Mindestvermarktung vorliegt, durch die das fUr den Ankauf der Betriebsmittel 
benötigte Bargeld erwirtschaftet wird. 

Der von SCHEPER und WULF erwöhnte Effekt einer Einkommensdifferenzierung zugunsten 
fortgeschrittener Regionen und Betriebe ist zweifellos vorhanden, jedoch wUrde eine Erhö
hung der Erzeugerpreise zur gleichen Differenzierung fuhren. Wenn preisl iche Anreize zur 
Steigerung der Produktion fUr notwendig erachtet werden, deren differenzierende Wirkung 
kaum zu vermeiden sein dUrfte, dann bieten Produktionsmittelsubventionen neben dem Vor
teil, daß sie wahrscheini ich bill iger sind, noch eher eine Chance, Betriebe mit einer gerin
gen Marktproduktion daran zu beteiligen. 

3 Direkte EinkommensUbertragungen und öffentl iche Leistungen zugunsten landwirt

schaftlicher Haushalte 

Unter den Komponenten in der Entstehung und Verwendung des verfUgbaren Einkommens der 
landwirtschaftlichen Haushalte nennen SCHEPER und WULF direkte EinkommensUbertragun
gen und öffentliche Leistungen als Ansatzpunkte staatlicher Agrarfinanzierung. Sie verwei
sen mit Recht darauf, daß direkte EinkommensUbertragungen in Entwicklungslöndern kaum 
stattfinden, mit Ausnahme der speziellen Form der unentgeltlichen oder verbilligten liefe
rung von Grundnahrungsmitteln. Diese bietet zwar wie kein anderes Instrument die Möglich
keit, die Zielgruppe der "rural poor" direkt zu erreichen und zur Verbesserung ihres Lebens
standards beizutragen, stellt jedoch - wie das Beispiel Sri Lanka gezeigt hat - den Staats
haushai t sehr bald vor fast unUberwindl iche Probleme. 

Von allgemeinerer Bedeutung sind öffentl iche Leistungen, wie etwa Investitionen in der 
dörfl ichen Trinkwasserversorgung oder Verbesserung des Schul- und Gesundheitswesens, die 
die Lebensqual itöt auf dem Lande verbessern und damit zu einer Wohlfahrtssteigerung beitra
gen. An dieser Wohlfahrtssteigerung partizipieren alle Haushalte entsprechend ihren Bedurf
nissen. Da bei den einkommensschwachen Haushalten diese Grundbedurfnisse einen größeren 
Anteil an der gesamten BedUrfnisbefriedigung einnehmen, wirken sie tendenziell in Richtung 
einer Verbesserung der Einkommensverteilung, wenngleich diese Wirkung nicht Uberschötzt 
werden darf. Unter den gegebenen Umsttlnden bieten sich hier höufig die einzigen Ansatz
punkte fUr Maßnahmen, die auch den unterprivilegierten Schichten der Itlndlichen Bevölke
rung zugute kommen. Mit Recht wird ihnen deshalb in neueren entwicklungspol itischen Stra
tegien eine zunehmende Bedeutung beigemessen (CHENERY et 01., 1). Ein direkter produk
tiver Beitrag kann von ihnen jedoch nicht erwartet werden, allenfalls ein gewisser indirekter 
Beitrag Uber eine Verbesserung der Gesundheitssituation und damit der physischen Leistungs
ftlhigkeit. 

4 Die Rolle des institutionellen Agrarkredits 

Unter den Formen der Finanzierung, die sich in Änderungen der Verbindl ichkeiten der land
wirtschaftlichen Unternehmer niederschlagen, gehen SCHEPER und WULF ausfuhrlich auf den 
institutionellen Agrarkredit ein. Sie kommen dabei zu einer relativ zuruckhaltenden Beurtei
lung, die sich auf den in den meisten Entwicklungsltlndern immer noch geringen Anteil insti
tutioneller Kredite an der gesamten Kreditaufnahme der Landwirtschaft sowie auf die bisher 
beobachteten Schwierigkeiten stUtzt. Da mir diese Betrachtungsweise zu pessimistisch er
scheint bzw. die Gefahr in sich birgt, daß auch in Zukunft zu wenig getan wird, um die 
Masse der kleineren böuerl ichen Betriebe in ein institutionelles Agrarkreditsystem einzube
ziehen, möchte ich auf die angesprochene Problematik etwas ausfuhrlicher eingehen. 

Zu diesem Zweck erscheint es sinnvoll, die Vorgtlnge in einer traditionellen Landwirtschaft 
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etwas genauer zu analysieren. Empirische Untersuchungen (ROTH, 4) zeigen, daß in traditio
nellen Agrargesellschaften ein erstaunlich hohes Maß an intrasektoralen Kreditverflechtungen 
besteht., Größere Landwirte, die daneben htlufig auch noch Htlndlerfunktion ausUben, treten 
nahezu regelmtlßig als Kreditgeber auf. Eine große Zahl von Kleinbauern und Personen ohne 
Grundeigentum (auf die weder der Begriff "landlose Bauern" noch der Begriff "Landarbeiter" 
zutrifft) sind bei ihnen verschuldet. 

Zweck der Kreditvergabe ist htlufig nicht in erster Linie die Erzielung eines hohen Zinsge
winns, sondern die Ausdehnung der VerfUgungsgewalt Uber produktive Ressourcen, entweder 
durch Vergrößerung des Grundeigentums oder durch die Schaffung eines abhtlngigen Arbeits
potentials. Wegen der hohen Zinsen gelingt per Saldo nur dem kleineren Teil der Kreditneh
mer eine RUckzahlung. In der Uberwiegenden Zahl der Ftille laufen die Forderungen des Kre
ditgebers, auch wenn der ursprUngliche Kreditbetrag gering war, zu einer Höhe auf, die es 
ihm erlaubt, seine Anspruche durch Vollstreckung in das Grundeigentum des Kreditnehmers 
zu befriedigen. Auf diese Weise vollzieht sich langsam und nach außen hin fast unmerkl ich 
eine Konzentration des Grundeigentums. Gesetzliche Barrieren dagegen sind weitgehend un
wirksam. Sie bewirken nur, daß auf eine Notifizierung des EigentumsUberganges verzichtet 
wird. Die traditionellen Normen und die effektiven Machtstrukturen auf dem Dorf erweisen 
sich jedoch als so stark, daß auch ohne notifizierten EigentumsUbergang die Nutzung des Lan
des dauerhaft an den Kreditgeber Ubergeht. 

Die gleiche Wirkung wird erreicht, wenn der Schuldner zur Sicherung des Darlehens die 
Nutzung an einem StUck Land an den Kreditgeber abtritt und von diesem daran gehindert 
wird, das Darlehen zurUckzuzahlen. Der sich htlufig erst nach einem langen Zeitraum ein
stellende Endzustand im Verhtlltnis zwischen Kreditgeber und Kreditnehmer ist entweder da
durch charakterisiert, daß der Kreditnehmer sein Grundeigentum verloren hat und zum Land
arbeiter geworden ist, oder zwar noch formal GrundeigentUmer ist, jedoch der Wert seiner 
Produktion, der Uber das Existenzminimum fUr sich und seine Familie hinausgeht, dauerhaft 
vom Kreditgeber abgeschöpft wird. 

Hinter der Vergabe von Krediten an Landlose steht in der Regel die Absicht, diese zu abhtln
gigen Arbeitskrtlften zu machen. Hat die Forderung des Kreditgebers eine bestimmte Höhe 
erreicht, so ist aufgrund der traditionellen Normen der Kreditnehmer verpflichtet, ausschließ
I ich fUr den Kreditgeber zu arbeiten. Dieser gewtlhrt ihm in der Regel das physische Existenz
minimum. Auf diesem Prinzip basierende Formen der Schuldknechtschaft sind in Indien noch 
weit verbreitet. Sie fuhren u.a. zu dem Uberraschenden Phtlnomen, daß auch bei rtlumlich 
massiertem Angebot außerlandwirtschaftlicher Arbeitspltltze (z. B. durch Großbauten) nur 
vergleichsweise wenige Arbeitskrtlfte aus der traditionellen Agrargesellschaft zur VerfUgung 
stehen. 

Die Frage, die hier in erster Linie interessiert, ist die, welche Rolle der institutionelle Agrar
kredit in einer solchen traditionellen Gesellschaft spielen kann. Erfolgt ein Angebot institu
tional isierten Agrarkredites, ohne daß grundlegende Innovationen zur Verfugung stehen und 
die zweckentsprechende produktive Verwendung des Kredites mit ausreichender Sicherheit 
kontroll iert werden kann, so kann es zu folgender Entwicklung kommen: 

Bauern mit geringem Grundbesitz werden versuchen, von den angebotenen Krediten Gebrauch 
zu machen, um sich aus der Abhtlngigkeit des Geldverleihers zu befreien, indem sie entwe
der Schulden tilgen oder auf die Neuaufnahme von Krediten beim Geldverleiher verzichten. 
Infolge der unproduktiven Kreditverwendung steht jedoch der Kreditaufnahme keine entspre
chende Ruckzahlungsftlhigkeit gegenUber. Nach einer kurzen Atempause muß also der Klein
bauer entweder wieder Kredit beim Geldverleiher aufnehmen, um den institutionellen Kredit 
zuruckzuzahlen, oder die Bank bzw. der Staat verzichtet auf das Eintreiben der Forderungen, 
gewtlhrt aber dann keine neuen Kredite, so daß der institutionelle Kredit ein einmaliges 
Zwischenspiel bleibt. 
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Anders sieht die Situation bei den gleichzeitig als Geldverleiher auftretenden Großbauern 
aus. Unzureichende Kontrollmechanismen können hier nicht verhindern, daß der institutio
nelle Agrarkredit direkt zur Refinanzierung des privaten Geldverleihs eingesetzt wird. Es 
Ii:lßt sich ohne Muhe nachweisen, daß die privatwirtschaftl iche Rentabil itl:lt dieser Verwen
dungsart weitaus höher ist als die Verwendung des Kredites in der landwirtschaftlichen Pro
duktion (ROTH, 4). 

Der eher skeptischen Beurteilung des institutionellen Agrarkredites durch SCHEPER und WULF 
ist demnach insoweit zuzustimmen, als dieser in einer traditionellen Landwirtschaft ohne das 
gleichzeitige Angebot an grundlegenden Innovationen (Produktionstechniken,die den bisheri
gen wesentl ich Uberlegen sind) und ohne ausreichende Kontrollmechanismen keinen entwick
lungspolitischen Beitrag zu leisten vermag. Seine EinfUhrung kommt entweder nach einem 
ersten Versuch zum Erl iegen oder, im ungUnstigsten Falle, der institutionelle Agrarkredit 
trl:lgt ungewollt zu einer Beschleunigung des Prozesses zunehmender Eigentumskonzentration 
auf der einen Seite und zunehmender Abhängigkeiten auf der anderen Seite bei. 

Die Situation sieht völl ig anders aus, wenn die Voraussetzungen des Vorl iegens wirkl ich er
folgreicher Innovationen erfullt ist. Mit solchen Innovationen wird Uberhaupt erst die "ab
sorptive capacity" fUr institutionellen Agrarkredit geschaffen. Anders ausgedrUckt, sie ma
chen die EinfUhrung des institutionellen Agrarkredites zu einer Notwendigkeit, bieten ande
rerseits jedoch auch, gleichzeitig die Voraussetzungen fUr eine wirksame Kontrolle seines pro
duktiven Einsatzes. In einer traditionellen Landwirtschaft ist der Liquiditätsbedarf, der mit 
dem Übergang zu einem höheren Produktionsniveau (der Übernahme eines aus Hochleistungs
sorten, mineral ischer DUngung, Pflanzenschutz und gegebenenfalls Bewässerung bestehenden 
"packages") so groß, daß fUr die Uberwiegende Zahl der kleineren Bauern die Übernahme nur 
möglich ist, wenn eine Fremdfinanzierung erfolgt. Dies gilt insbesondere dann, wenn der 
Überschuß der laufenden Produktion im Rahmen des Systems der traditionellen Kreditverpflich
tungen abgeschöpft wird. (Im Extremfall kann es dazu kommen, daß ein neugeschaffenes Be
wi:lsserungssystem, das den Übergang von einer zu zwei Ernten erlaubt, deswegen ungenutzt 
bleibt, weil die Bauern nicht dazu in der Lage sind, Saatgut und DUngemittel fUr die zweite 
Ernte zu finanzieren.) 

Beim Vorl iegen wirkl ich entscheidender Innovationen bestehen wesentl ich gUnstigere Mögl ich
keiten fUr eine Überwachung der Kreditverwendung. Mißbrauch kann bereits dadurch einge
schränkt werden, daß der Kredit nicht in bar, sondern in natura (in der Form eines Berechti
gungsscheines zum Bezug von Saatgut und DUngemitteln von privaten Hi:lndlern oder staatl i
chen Verteilungsorganisationen) erfolgt. Voraussetzung fUr den Erfolg ist jedoch, daß die 
Produktionsmittel rechtzeitig in Reichweite des Bauern zur VerfUgung stehen. 

Sind die genannten Voraussetzungen erfUllt, so sollte der dinglichen Sicherung der Kredite 
nicht mehr die Bedeutung eingeräumt werden, die ihr leider immer noch zukommt. Die beste 
Kreditsicherung ist noch immer die Ruckzahlungsfähigkeit des Kreditnehmers. Sicherheiten 
durch Grundpfandrechte oder Verpfi:lndung der Ernten sind Notbehelfe, deren Bedeutung in 
Entwicklungsli:lndern ohnehin begrenzt ist, da ihre Verwertung in der Regel auf große pali
tische und administrative Schwierigkeiten stößt. 

Als Mittel der Kreditsicherung hat sich die Bildung von Sol idargemeinschaften relativ gut 
bewährt. Sie bieten sich an, wo bereits eine genossenschaftliche Struktur vorliegt. Beispiels
weise war in Indien lange Zeit die Gewl:lhrung kurzfristiger Kredite an eine Kreditgenossen
schaft an die Bedingung gebunden, daß sie den Kredit des vorangegangenen Jahres zu einem 
bestimmten Prozentsatz (etwa 75 %) zurUckgezahlt haben mußte. In anderen Ll:Indern (z. B. 
Afghanistan) vergibt die Agrarentwicklungsbank Anbaukredite an Gruppen von jeweils 10 
Bauern, die gemeinsam fUr die RUckzahlung haften und, sofern sie an einer Fortsetzung der 
Kreditfinanzierung interessiert sind, eine entsprechende Selbstkontrolle ausuben. Wird das 
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Schwergewicht der.Kreditsicherung auf die Ruckzahlungsftihigkeit und nicht auf die dingliche 
Sicherung gelegt, so kann die bisherige Diskriminierung von Kleinbauern, die nur ungenUgen
de dingliche Sicherheiten zu bieten haben, vermieden werden. liegt fUr die Nachfrage des 
durch Anbaukredite finanzierten Produktes ein Monopson vor (dies ist bei Baumwolle, Zucker
rohr oder ZuckerrUben die Regel; bei Getreide kann durch vom Staat autorisierte Institutio
nen die gleiche Situation geschaffen werden), so kann eine automatische KreditrUckzahlung 
in den Vermarktungsvorgang eingebaut werden. 

Ein erfolgreiches Kreditprogramm im Zusammenhang mit Innovationen setzt eine enge Zusam
menarbeit zwischen Kreditvergabe und Beratung voraus. Diese darf sich nicht darin erschöp
fen, daß der Berater aufgrund der Anbauentscheidungen des Londwirtes die Fltichen besteltigt, 
die dieser niit den jeweiligen Kulturen zu bestellen beabsichtigt, mit Hilfe vorgegebener 
Normen den Input- und Kreditbedarf ausrechnet und das Antragsformular an die Genossen
schaft oder Bank weiterleitet. Es mUßte eine daruberhinausgehende echte Beratungsfunktion 
ausgeUbt werden, verbunden mit einer mögl ichst genauen Beobachtung des Betriebes, um 
eine zweckentsprechende Verwendung der kreditfinanzierten Inputs zu gewelhrleisten. 

Die staatlichen Beratungsdienste sind dazu helufig nicht in der Lage. Landwirtschaftliche Ent
wicklungsbanken, die ihren Entwicklungsauftrag ernst nehmen und die versuchen, die Gruppe 
der Kleinbauern gezielt anzusprechen, gehen daher helufig dazu Uber, ihren eigenen Bera
tungsdienst aufzubauen. Dies fuhrt zwar zu einer an sich unnötigen Doppelarbeit und damit 
einer Vergeudung von Mitteln, ist aber, verglichen mit einer Situation, in der ein ineffi
zienter Beratungsdienst zum begrenzenden Faktor fUr die Verbreitung kreditfinanzierter Inno
vationen wird, das kleinere Übel. 

Im Zusammenhang mit Innovationen stehen das Angebot der relevanten Inputs und das Ange
bot an institutional isiertem Agrarkredit zueinander in einem komplementelren Verhelltnis. 
Beide soll ten so reichl ich angeboten werden, daß die Adoption der Innovation nicht durch 
sie begrenzt wird, sondern durch die Adoptionsbereitschaft der Landwirte. Daß in diesem Zu
sammenhang der Agrarkredit einen entscheidenden Beitrag zum Wirtschaftswachstum zu lei
sten vermag, bedarf sicher keiner besonderen Betonung. 

Etwas schwieriger ist die Frage des Beitrages des institutionalisierten Agrarkredites zur Ein
kommensverteilung zu beurteilen. Mit Sicherheit lelßt sich sagen, daß die z. Zt. in Entwick
lungslelndern vorhandenen institutionellen Kreditsysteme aufgrund ihrer Unzulelnglichkeiten 
die Gruppe der Kleinbauern diskriminieren. Nach kommerziellen Gesichtspunkten gefUhrte 
Banken bevorzugen automatisch die größeren Betriebe, da be i ihnen das gleiche Kreditvolu
men einen geringeren Verwaltungs- und Überwachungsaufwand erfordert und da sie bei dem 
immer noch vorherrschendem Aspekt der dingi ichen Sicherung die größeren Sicherheiten bie
ten können. Sehen Banken ein Ziel darin, eine möglichst hohe Summe an Agrarkredit zu ver
geben, oder wird ihnen dies vom Staat zur Auflage gemacht, so tendieren sie ebenfalls auto
matisch dahin, bevorzugt mit größeren Betrieben zusammenzuarbeiten. Diese Diskriminierung 
der Kleinbetriebe lelßt sich nur dann vermeiden, wenn letztere expl izit als Zielgruppe fUr 
die Teltigkeit der Bank herausgestell t werden. 

Auch in diesem Fall darf man sich jedoch Uber die Wirkungen auf die Einkommensverteilung 
keine Ubertriebenen Vorstellungen machen. Das N\aximum dessen, was erreichbar und sinn
voll erscheint, ist eine Beseitigung der bestehenden Diskriminierung der Kleinbetriebe, d. h. 
eine Situation, in der alle Betriebe gleiche Zugangsmöglichkeiten zu institutionellem Agrar
kredit haben und damit weitgehend proportional zur Betriebsgröße daran portizipieren. Eine 
solche Situation Welre im besten Fall verteilungsneutral. 

Damit Welre jedoch schon viel erreicht. Wird bei unverelnderter Verteilung die Produktion 
und damit das Einkommen auf ein höheres Niveau angehoben, so bedeutet dies, daß sich die 

652 



Zahl derjenigen Familien, deren Einkommen unter einem bestimmten Schwellenwert (Armuts
schwelle) liegt, vermindert. Wegen der Bedeutung der absoluten Armut in Entwicklungsll:ln
dem (DANDEKAR and RATH, 2) ist dies vielleicht wichtiger als die Verl:lnderung eines Ver
teilungsmaßes wie etwa des Gini-Koeffizienten. 

Von der direkten Wirkung des institutionellen Agrarkredits ausgeschlossen bleibt die Gruppe 
der Landlosen. Eine positive indirekte Wirkung auf diese Gruppe tritt ein, wenn kre4itfinan
zierte Innovationen zu einer höheren Beschtjftigung fuhren. Dies ist vor allem der Fall, wenn 
es sich um den Übergang von einer zu zwei Ernten pro Jahr handelt. Dem stehen jedoch nega
tive Auswirkungen gegenUber, vor allem dann, wenn mit der Innovation auch eine Mechani
sierung verbunden ist, die tendenziell arbeitssubstituierend wirkt. Durch eine falsche Preis
politik und durch soziale Spannungen (von den GrundeigentUmern als "Iabour troubles" be
zeichnet) kann dieser Effekt noch zusl:ltzl ich akzentuiert werden. Auf jeden Fall sollte eine 
Agrarkreditpol itik darauf achten, nicht unnötig die Freisetzung von Arbeitskrl:lften zu för
dern. 

5 Staatliche Leistungen zugunsten landwirtschaftlicher Unternehmen 

In dem Beitrag von SCHEPER und WULF werden staatliche Leistungen zugunsten landwirt
schaftlicher Unternehmen zu Recht als wichtiger Bestandteil der Agrarfinanzierung aufge
fUhrt • Die Bedeutung dieser Finanzierung fUr Wirtschaftswachstum und Einkommensverteilung 
soll im folgenden am Beispiel von öffentlichen Bewl:lsserungssystemen und von Beratungsdien
sten diskutiert werden. 

Uberbetriebliche Bewl:lsserungsvorhaben gehören zu den wichtigsten öffentlichen Investitio
nen im Bereich der Landwirtschaft. Da es sich in der Regel um kapitalintensive Vorhaben 
handelt, sind sie daruberhinaus bevorzugter Gegenstand der internationalen Agrarfinanzie
rung im Rahmen der Kapitalhilfe. 

Da unter den in vielen Entwicklungsll:lndern vorherrschenden ariden oder semiariden KI ima
bedingungen die Wasserversorgung einen limitierenden Faktor fUr die landwirtschaftliche 
Produktion darstellt, kann von Bewtjsserungsinvestitionen ein wichtiger Wachstumsbei trag 
ausgehen. Es darf jedoch nicht Ubersehen werden, daß der Kapitalkoeffizient von Bewl:lsse
rungsinvestitionen in der Regel relativ hoch liegt und daß sie in stl:lrkerem Maße als andere 
landwirtschaftl iche Investitionen den Einsatz von Produktionsfaktoren erfordern, die direkt 
oder indirekt auch in anderen Wirtschaftsbereichen hl:ltten eingesetzt werden können. 

Bewl:lsserungsinvestitionen fuhren jeweils fast automatisch zu einer Steigerung der Produktion, 
wenn es sich um die Verbesserung der Wosserfuhrung in traditionellen Bewl:lsserungssystemen 
handelt. Wird in solchen Systemen die Wasserfuhrung, etwa durch den Bau von Speichern, 
so verbessert, daß sie dem Bedarf der Kulturen weitgehend angepoßt werden kann, so können 
sofort erhebl iche Mehrertrl:lge erwartet werden. Dies gil t ganz besonders, wenn bisher unge
nutzt gebl iebene Hochwasserabflusse gespeichert und zur EinfUhrung einer zweiten Kultur 
verwendet werden können. 

Neue Bewl:lsserungsprojekte in Gebieten, die Uber keine Bewl:lsserungstradition verfUgen, 
stehen demgegenUber vor wesentl ich größeren Schwierigkeiten. In der Regel vergeht hier 
eine lange Anlaufzeit, bevor die Bewtjsserungsinvestitionen einigermaßen effizient genutzt 
werden. Eine effiziente Nutzung scheitert htjufig an Unzull:lnglichkeiten im Beratungssystem, 
an einer unzureichenden Versorgung mit den notwendigen Inputs und an einer unzureichen
den Versorgung mit Agrarkredit. Die Folge dieser Unzull:lnglichkeiten, zu denen hl:lufig noch 
weitere hinzukommen (unklare Besitztitel, ungenUgendes Management des gesamten Bewl:lsse
rungssystems, technische Ml:lngel in der Planung und DurchfUhrung), war, daß zwar hohe 
öffentliche Mittel der Landwirtschaft in Form von Investitionen zuflossen, der Wachstums
beitrag jedoch weit hinter den Erwartungen zurUckblieb. 
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Neben den Auswirkungen auf die landwirtschaftl iche Produktion und das Wachstum können 
Bewässerungsinvestitionen auch eine starke positive Verteilungswirkung ausuben. Bei der 
Verbesserung der Wasserfuhrung in bestehenden Systemen kann entweder die WasserfUhrung 
Uberall gleichmäßig verbessert werden, womit die Investition verteilungsneutral wäre, oder 
das zusätzlich verfUgbare Wasser kann gezielt dort eingesetzt werden, wo bisher die ungUn
stigsten Voraussetzungen bestanden, was sich tendenziell in einer Verminderung der Einkom
mensunterschiede niederschlagen mUßte. Theoretisch kann man noch einen Schritt weiter 
gehen und mit einer Verbesserung der WasserfUhrung eine Umverteilung der Wasserrechte 
und gegebenenfalls auch des Bodens vornehmen, um mehr Famil ien die Grundlage fUr eine 
selbständige Existenz zu geben . Die gleichen Möglichkeiten bestehen, wenn in einem Ge
biet mit traditionellem Regenfeldbau die Bewässerungslandwirtschaft eingefuhrt wird. Wird 
Neuland durch Bewässerung erschlossen, so wird damit in der Regel auch das Ziel verfolgt, 
Landwirten, die in der traditionellen Landwirtschaft keine Existenz finden können, entwe
der als Siedler oder als Landarbeiter zu einem ausreichenden Lebensunterhalt zu verhelfen. 
Die potentiellen Wirkungen von Bewässerungsinvestitionen auf die Einkommensverteilung 
können jedoch nur ausgeschöpft werden, wenn die Projekte durch ausreichende Berucksich
tigung aller komplementären Maßnahmen technisch und wirtschaftlich zum Erfalg gefUhrt 
werden. Bei richtigem Einsatz aller Mittel muß zwischen dem Ziel der Produktionssteigerung 
und dem Ziel der Verbesserung der Einkommensverteilung kein Konflikt bestehen. 

Nach der von SCHEPER und WULF verwendeten Systematik ist weiterh in die laufende Bereit
stellung von Dienstleistungen fUr die Landwirtschaft der Agrarfinanzierung zuzurechnen, fUr 
die hier als Beispiel die Bereitstellung von Beratungsleistungen diskutiert werden soll. Es 
gibt wohl keine Veröffentlichung uber Probleme der ländlichen Entwicklung, in der nicht 
auf die Bedeutung der Beratung grundsätzlich hingewiesen wird . Unter entwicklungsstrate
gischen Gesichtspunkten erscheint jedoch eine gewisse Differenzierung zweckmäßig . 

Entscheidende Voraussetzung fUr eine erfolgreiche Beratung dUrfte das Vorliegen grundlegen
der Innovationen sein, d.h. das Angebot von Produktionstechniken, die den traditionellen 
eindeutig und in durchschlagender Weise Uberlegen sind und deren Übernahme durch die 
Landwirte innerhalb des gegebenen Datenkranzes, vor allem innerhalb der gegebenen insti
tutionellen und gesellschaftlichen Restriktionen, möglich ist. Damit muß dem Bereich der 
Beratung als Form staatlicher Agrarfinanzierung zunächst der Bereich der Forschung voran
geschal tet sein, der ebenfalls als eine wichtige Form staatl icher Agrarfinanzierung anzuspre
chen ist. Über die Bedeutung dieses Bereiches liegen in der Literatur grundlegende Beiträge 
(HAYAMI and RUTTAN, 3) vor, so daß der allgemeine Hinweis hier genUgen mag. Ohne 
das Vorhandensein eindeutig positiver Innovationen kann ein staatlicher Beratungsdienst zu 
einer teuren und nutzlosen Ausgabe werden. 

Neben der Voraussetzung des Vorl iegens einer grundlegenden Innovation muß der Beratungs
dienst selbst bestimmte Voraussetzungen erfullen. Dazu gehört ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Beratern und Landwirten, eine ausreichende theoretische und fachliche Ausbildung 
der Berater sowie deren Motivation. Die Mehrzahl der staatl ichen Beratungsdienste erfUllt 
diese Voraussetzungen nur höchst unzulänglich. Im Ubrigen kann ein Beratungsdienst auch 
nur dann die ihm zugedachten Aufgaben erfUllen, wenn die mit der Innovation verbundenen 
Inputs rechtzeitig in Reichweite der Bauern zur VerfUgung gestellt werden, ihre Finanzierung 
gewährleistet ist und, last not least, auch die Vermarktung der Produkte gesichert erscheint. 
Beratung, Versorgung mit Inputs, institutioneller Agrarkredit und Vermarktung können nur in 
einem aufeinander bezogenen Einsatz zum Erfolg fuhren . Der endgUltige Erfolg wird von der 
schwächsten Komponente in diesem BUndel bestimmt. 

Betrachtet man mittelfristige Entwicklungspläne, Jahrespläne oder Budgets von Entwicklungs
ländern, so stellt man fest, daß landwirtschaftliche Beratungsdienste häufig einen nicht unbe
trächtlichen Anteil an den Entwicklungsausgaben einnehmen. Nichts wäre jedoch verkehrter, 
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als die öffentl iche Ausgabe als Maßstab der erbrachten Leistung zu werten. Der Beratungs
dienst kann zwar einen bedeutenden Anteil an der staatl ichen Agrarfinanzierung einnehmen, 
trotzdem jedoch nur einen geringen Beitrag zum wirtschaftlichen Wachstum leisten, weil eine 
oder mehrere der genannten Voraussetzungen nicht erfulit sind. An der grundsötzlichen Be
deutung, die dem Beratungsdienst im Rahmen des skizzierten MaßnahmebUndeis zukommt, 
öndert dies selbstverstöndlich nichts. 

Sofern ein Beratungsdienst Uberhaupt einen nennenswerten Einfluß auf die Produktion ausUbt, 
muß dies nicht unbedingt mit einem positiven Einfluß auf die Einkommensverteilung verbun
den sein. In der Regel tendiert jeder Beratungsdienst dazu, vorwiegend mit größeren Land
wirten zusammenzuarbeiten. Wird beispielsweise der Beratungsdienst bei der Vergabe von 
institutionellem Agrarkredit eingeschaltet und bietet dieser Vorteile fUr den Kreditnehmer, 
so lößt sich nicht ausschi ießen, daß sich der Berater seine Mitwirkung honorieren lößt. 
Größere Landwirte sind dazu naturlich eher in der Lage als kleine. Auch die höufig in guter 
Absicht erfolgten Zielvorgaben wirken in die gleiche Richtung. Soll ein Berater nachweisen, 
daß aufgrund seiner Empfehlungen eine bestimmte Flöche mit Hochleistungssorten bestellt 
oder eine bestimmte Menge an DUngemitteln eingesetzt wird, so wird er sich in erster Linie 
um die Zusammenarbeit mit größeren Landwirten bemUhen, da auf diese Weise die Zielvor
gaben leichter erfullt werden können. Um dieses Verhalten zu vermeiden, mUßten Klein
bauern explizit als Zielgruppe definiert und die Tötigkeit des Beraters an den bei dieser 
Gruppe erzielten Erfolgen gemessen werden. Grundsötzlich gilt auch hier, daß schon viel 
erreicht wöre, wenn es gelönge, die bestehende Diskriminierung der Kleinbauern zu besei
tigen und alle Gruppen gleichmößig durch die Beratung anzusprechen. 

6 Zusammenfassung 

Die angefUhrten Beispiele sollten zeigen, daß von der staatlichen Agrarfinanzierung wichti
ge Impulse fUr Wirtschaftswachstum und Einkommensverteilung in Entwicklungslöndern aus
gehen können. Sie sollten andererseits jedoch auch deutlich machen, daß das Eintreten die
ser Impulse nicht ohne weiteres und in allen Föllen erwartet werden darf. Es kann durchaus 
sein, daß erhebliche öffentliche Mittel fUr die Agrarfinanzierung eingesetzt werden,lmpulse 
auf das Wirtschaftswachstum jedoch ausbleiben oder gering sind und entgegen der Intention 
der staatlichen Maßnahmen die Einkommensverteilung verschlechtert wird. In der Regel ist 
ein positiver Einfluß auf die Einkommensverteilung wesen tl ich schwerer, d. h. nur unter we
sentlich spezifischeren Bedingungen, erreichbar als ein Einfluß auf die Produktion. 

Hinsichtl ich der Formen einer staatl ichen Agrarfinanzierung lassen sich apriori keine Prio
dtöten setzen. Zwischen institutionellem Agrarkredit und staatl ich finanzierten Leistungen 
im Bereich der Versorgung mit Produktionsmitteln und Vermarktung sowie im Bereich der Be
ratung und der dieser vorgelagerten Forschung besteht ein hohes Maß an Komplementaritöt. 
Das Verhöltnis zwischen diesen Komponenten muß in jedem einzelnen Fall im Rahmen sorg
föltig aufeinander abgestimmter Programme festgelegt werden. Öffentliche Investitionen im 
Bereich der Landwirtschaft (Bewösserung) können einen entscheidenden Beitrag leisten, kön
nen andererseits jedoch auch bei unzulönglicher Planung und Durchfuhrung dazu fUhren, daß 
erhebliche Mittel, die mit Entwicklungsvorhaben außerhalb der Landwirtschaft konkurrieren, 
festgelegt werden, ohne daß ihnen innerhalb der projektierten Ausreifungszeit der erwartete 
Produktionsbeitrag folgt. Auch hier ergibt sich zu den Ubrigen Formen der staatlichen Agrar
finanzierung ein hohes Maß an Komplementaritöt. 
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